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Bürgerliches Geſetzbuch. 
Vom 18. Auguſt 1896. 
eichs · Geſetzblatt 1896, ©. 106 ff). 
Wir er Fr bon Gottes Gnaden Deuticher 
Kaijer, König von Preußen ıc. 


berordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrath3 und des Reichstags, was folgt: 


Erſtes Bud. 
Allgemeiner Theit. 


Erfter Abfchnitt. 


Perſonen. 


Erſter Titel. 
Natürliche Perſonen. 


en See 

Die Rechtsfähigkeit des Menfchen beginnt mit der 

Bollendung der Geburt. 
§. 2. 

Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des ein— 

undzwanzigſten Lebensjahrs ein. 
8. 3. 

Ein Minderjähriger, der das — Lebensjahr 
vollendet Hat, kann duch Beſchluß des Vormundſchafts- 
gericht3 für volljährig erflärt werden. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 4 


2 Erfted Bud. Allgemeiner Theil. 


Durch die Volljährigfeitserflärung erlangt der Minder- 

jährige die rechtliche Stellung eines Volljährigen. 
5. 4 

Die Volljährigkeitserflärung ift nur zuläjfig, wenn der 
Minderjährige feine Einwilligung ertheilt. 

Steht der Minderjährige unter elterlicher Gewalt, fo ijt 
auch die Einwilligung des Gewalthabers erforderlich, es fei 
denn, daß diefem weder die Sorge für die Perſon noch die Sorge 
für da3 eg des Kindes zufteht. Für eine minderjährige 
Witte ift die Einwilligung des Gewalthabers nicht erforderlich. 


§. 5. 
Die VBolljährigkeitderflärung foll nur erfolgen, wenn fie 
da3 Beſte des Minderjährigen befördert. 


S. 6. 
Entmündigt kann werden: 

4. wer in Folge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche 
feine Ange — nicht zu beſorgen vermag; 

2. wer durch Verſchwendung oder ſeine Familie der 
Gefahr des Nothſtandes ausſetzt; 

3. wer in Folge von Trunkſucht ſeine Angelegenheiten nicht 
zu beſorgen vermag oder ſich oder ſeine Familie der 
Gefahr des Nothſtandes ausſetzt oder die Sicherheit 
Anderer gefährdet. 

Die Entmündigung iſt wiederaufzuheben, wenn der 
Grund der Entmündigung wegfällt. 


§. J. 
Wer ſich an einem Orte ſtändig niederläßt, begründet 
an dieſem Orte ſeinen Wohnſitz. 
Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beſtehen. 
Der en wird aufgehoben, wenn die Niederlafjung 
mit dem Willen aufgehoben wird, fie aufzugeben. 
5. 8. 
Wer gef — oder in der Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkt iſt, kann ohne den Willen ſeines geſetzlichen Ver— 
treters einen Wohnſitz weder begründen noch aufheben. 


I. Abſchnitt: Perfonen. 1. Titel: Natürliche Perfonen. (88. 4—13.) 8 


8. 9. 

Eine Militärperjon Hat ihren Wohnfig am Garnifonorte. 
Als Wohnfig einer Militärperfon, deren Truppentheil im 
Inlande feinen Garnijonort Hat, gilt der letzte inländijche 
Garnijonort des Truppentheils. 

Diefe Vorjchriften finden feine Anwendung auf Militär- 
perjonen, die nur zur Erfüllimg der Wehrpflicht dienen oder 
die nicht jelbftändig einen Wohnfig begründen können. 

$. 10. 

Die Ehefrau theilt den Wohnfig des Ehemanns. Gie 
theilt den Wohnfig nicht, wenn der Mann jeinen Wohnſitz 
im Wusland an einem Orte begründet, an den die Frau 
ihm nicht folgt und zu folgen nicht verpflichtet ift. 

Golange der Mann feinen Wohnfig hat oder die Frau 
feinen Wohnfig nicht theilt, kann die Frau jelbftändig einen 
Wohnfig haben. 

8. 11. 


Ein — Kind et den Wohnſitz des Vater, ein 
uneheliches Kind den Wohnfig der Mutter, ein an Kindes— 
ftatt angenommene3 Kind den Wohnſitz des Annehmenden. 
Das Kind behält den Wohnfig, bis es ihn rechtägültig aufhebt. 

Eine erft nach dem Eintritte der Volljährigfeit des Kindes 
erfolgende Legitimation oder Annahme an Kindesſtatt hat 
feinen Einfluß auf den Wohnfit des Kindes. 


§. 12. 


Wird das Recht zum Gebrauch eine Namens dem Be- 
rechtigten von einem Anderen beftritten oder wird das In— 
terefje de3 Berechtigten dadurch verlegt, daß ein Anderer 
unbefugt den gleichen Namen gebraucht, jo kann der Berech- 
tigte von dem Anderen Bejeitigung der Beeinträchtigung 
verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu beforgen, jo 
fann er auf Unterlafjung Hagen. 


$. 13. 


Wer verjchollen ift, kann nach Maßgabe der 88. 14 bis 17 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für todt erklärt werden. 
1 * 


_ werden, wenn 


4 Erfted Buch. Allgemeiner Theil. 


$. 1 

Die Todederflärung ift tg, wenn ſeit zehn Jahren 
feine Nachricht von dem Leben Berichollenen eingegangen 
ift. Sie darf nicht vor dem Shtufe de3 Sg erfolgen, 
in welchem der Berjchollene das einunddreißigite Lebensjahr 
vollendet Haben würde. 

Ein Berjchollener, der das fiebzigfte Lebensjahr voll- 
endet haben würde, kann für todt erklärt werden, wenn ſeit 
fünf Jahren keine Nachricht bon feinem Leben eingegangen ift. 

Der Beitraum von zehn oder fünf Jahren beginnt mit 
dem Schluſſe des legten Sahres, in welchem der Verfchollene 
den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt Hat. 


$. 15. 

Wer al3 Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem 
Kriege Theil genommen — während des Krieges vermißt 
worden und Ares verichollen iſt, kann für todt erflärt 
werben, wenn jeit dem Friedensſchlufſe drei Jahre verſtrichen 
ſind. Hat ein Friedensſchluß nicht ſtattgefunden, ſo beginnt 
der ——— Zeitraum mit dem Schluſſe des Jahres, in 
welchem der Krieg beendigt worden iſt. 

Als Angehöri er einer bewaffneten Macht gilt auch der- 
jenige, mwelcher fich in einem Amts- oder Dienftverhältnig 
oder zum Zwecke — Hülfeleiſtung bei der bewaff— 
neten Macht befindet. 

. 16. 


Wer fich bei einer Seefahrt auf einem während der Fahrt 
untergegangenen Fahrzeuge befunden hat und jeit dem Unter- 
gange des a“ berjchollen ift, Tann für todt erflärt 

eit dem Untergang ein Yahr verftrichen ift. 
Der Untergang des Fahrzeugs wird vermuthet, wenn ed an 
dem Orte feiner Beltimmung nicht eingetroffen oder in Ermange- 
lung eines fejten Reiſeziels nicht zurüdgefehrt ift und wenn 
bei Fahrten innerhalb der Oſtſee ein Jahr, 
bei Fahrten innerhalb anderer europäiſcher Meere, 
mit Einſchluß ſämmtlicher Theile des Mittelländi- 
ſchen, Schwarzen und Azowſchen Meeres, zwei Jahre, 
bei Fahrten, die über außereuropäiſche Meere führen, 
drei Jahre 
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feit dem Antritte der Reife verftrichen find. Sind Nachrichten 
über da3 Fahrzeug eingegangen, jo iſt der Ablauf des Heit- 
raum — , der verſtrichen ſein müßte, wenn das 
Fahrzeug von dem Orte abgegangen wäre, an dem es ſich 
den Nachrichten zufolge zuletzt befunden hat. 


§. 17. 

Wer unter anderen als den in den 88. 15, 16 bezeich— 
neten Umftänden in eine Lebensgefahr gerathen und ſeitdem 
verichollen ift, kann für todt erklärt werden, wenn jeit dem 
Ereigniffe, durch welches die Lebensgefahr entitanden ift, drei 
Jahre verftrichen find. 

§. 18. 


Die Todeserflärung begründet die Vermuthung, daß der 
Verſchollene in dem Zeitpunkte geftorben fei, welcher in dem 
die Todeserflärung ausfprechenden Urtheile — iſt. 

Als Zeitpunkt des Todes iſt, ſofern nicht die Ermitte— 
lungen ein Anderes *— anzunehmen: 

in den Fällen des 8. 14 der Zeitpunkt, in welchem 
die Todeserklärung zuläſſig geworden iſt; 

in den Fällen des $. 15 der Zeitpunkt des Friedens— 
—— oder der Schluß des Jahres, in welchem 
der Krieg beendigt worden iſt; 

in den Fällen des 8. 16 der Zeitpunkt, in welchem 
da3 Fahrzeug untergegangen ift oder von welchem 
an der Untergang vermuthet wird; 

in den Fällen des 8. 17 der Zeitpunkt, in welchem 
da3 Ereigniß ftattgefunden hat. 

Iſt Die Todeszeit nur dem Tage nach feitgeftellt, jo gilt 
da3 Ende des Tages als Beitpunft des Todes. 


$. 19. 


Solange nicht die Todezerflärung erfolgt ift, wird da3 
Sortleben des ae bi3 zu dem Beitpunfte vermuthet, 
der nach 8. 18 Abi. 2 in Ermangelung eine anderen Er- 
gebniffe® der Ermittelungen al3 Beitpunft des Tode an- 
unehmen ift; die Vorjchrift des 8. 18 Abſ. 3 findet ent- 
* ende Anwendung. 
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$. 20. 


Sind Mehrere in einer gemeinfamen Gefahr umgefom- 
men, jo wird vermuthet, daß fe gleichzeitig gejtorben jeien. 


Zweiter Titel 
Jurxiſtiſche Perfonen. 
I. Vereine. 
1. Allgemeine Borjdriften. 


S. 21. 
Ein Verein, deſſen Zwed nicht auf einen wirthichaftlichen 
Gejchäftsbetrieb gerichtet ift, erlangt Rechtsfähigkeit durch Ein- 
tragung in das Vereinsregijter des zuftändigen Amtsgerichts. 


$. 22. 

Ein Berein, defjen Zwed auf einen mwirthichaftlichen Ge— 
ichäftsbetrieb gerichtet ift, erlangt in Ermangelung bejonderer 
reichögejeglicher Vorſchriften Rechtsfähigkeit durch ftantliche 
Verleihung. Die Verleihung jteht dem Bundesftaate zu, in 
deſſen Gebiete der Berein feinen Sitz hat. 

8. 23. 

Einem Vereine, der jeinen Sit nicht in einem Bundes— 
jtaate Hat, Tann in Ermangelung bejonderer reichögejeglicher 
Borichriften Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesraths 
verliehen werden. f 

. 24. 


Als Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein Anderes be- 
ftimmt ift, der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird. 


$. 25. 
Die Verfaffung eines rechtsfähigen Vereins wird, jomweit 
fie nicht auf den nachfolgenden Vorjchriften beruht, durch die 
Bereinsfagung bejtimmt. 


. 26. 
Der Verein muß einen Vorjtand haben. Der Vorſtand 
fann aus mehreren Perſonen bejtehen. 
Der Vorſtand vertritt den Verein gerichtlich und außer- 
gerichtlih; er hat die Stellung eines gejeglichen Vertreters. 
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Der Umfang feiner Bertretungsmacht kann durch die Sabung 
mit Wirkung gegen Dritte beſchränkt werden. 


§. 27. 

Die Beftellung des Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß 
der Mitgliederverfammlung. 

Die Beitellung ift jederzeit widerruflich, unbejchadet des 
Anſpruchs auf die vertraggmäßige Vergütung. Die Wider- 
ruflichkeit kann durch die Satzung auf den Fall beichränft 
werden, daß ein wichtiger Grund für den Widerruf vorliegt; 
ein jolher Grund iſt insbefondere grobe Pflichtverlegung 
oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Gejchäftsführung. 

Auf die Geichäftsführung de3 Borftandes finden die für 
den —— geltenden Vorſchriften der 88. 664 bis 670 ent» 
ſprechende Anmwendung. 

5. 28. 


Beiteht der Vorſtand aus mehreren Perjonen, jo erfolgt 
die Beichlußfaffung nach den für die Beichlüffe der Mitglieder 
de3 Vereins geltenden Borjchriften der 88. 32, 34. 

Sit eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber ab- 
zugeben, jo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede 
de3 Vorſtandes. s 

. 29. 


Soweit die erforderlichen Mitglieder de3 Vorſtandes 
fehlen, find fie int dringenden Fällen für die Zeit bis zur 
Hebung des Mangel3 auf Antrag eines Betheiligten von dem 
Amtsgerichte zu bejtellen, in dejjen Bezirke der Verein jeinen 
Sig Hat. 

$. 30. 


Durch die Sabung kann beftimmt mwerden, daß neben 
dem Borjtande für geile Geſchäfte bejondere Vertreter zu 
bejtellen find. Die Vertretungsmacht eines jolchen Vertreters 
erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Rechtsgeſchäfte, Die der ihm 
zugewiejene Geſchäftskreis gewöhnlich mit ſich bringt. 

.. & 31. 

Der Berein ift für den Schaden verantwortlich, den 
der Vorftand, ein Mitglied des Vorſtandes oder ein anderer 
verfaffungsmäßig berufener Vertreter durch eine in Aus— 
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führung der ihm zuftehenden Berrichtungen begangene, zum 

Schadenserſatze verpflichtende Handlung einem Dritten zufügt. 
S. 32. 

Die Angelegenheiten de3 Vereins werden, ſoweit fie 
nicht von dem Vorſtand oder einem anderen Vereindorgane 
zu bejorgen find, durch Beichlußfaffung in einer Verſammlun 
der Mitglieder geordnet. Zur Gültigkeit des Beichluffes ift 
erforderlich, daß der Gegenjtand bei der Berufung bezeichnet 
wird. Bei der Beichlußfafjung entfcheidet die Mehrheit der 
erſchienenen Mitglieder. 

Auch ohne Verfammlung der Mitglieder ift ein Beſchluß 
gültig, wenn alle Mitglieder ihre Zuftimmung zu dem Be- 
ſchluſſe jchriftlich erklären. 

$. 33. 


Zu einem Beichluffe, der eine Aenderung der Satzung 
enthält, ift eine — von drei Viertheilen der erſchienenen 
Mitglieder erforderlich. Zur Aenderung des Zweckes des 
Vereins iſt die Zuſtimmung aller Mitglieder erforderlich; die 
Zuſtimmung der nicht erſchienenen Mitglieder muß ſchriftlich 


erfolgen. 

Berubt die Nechtsfähigkeit des Vereind auf Verleihung, 
jo ift zu jeder Aenderung der Sabung Staatliche Genehmigung 
oder, falls die Verleihung durch den Bundesrath erfolgt ift, 
die Genehmigung de3 Bundesrath3 erforderlich. 

S. 34. 

Ein Mitglied ift nicht ftimmberechtigt, wenn die Be— 
ihlußfaffung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihm 
oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtftreit3 zwiſchen 
ihm und dem Bereine betrifft. 


g. 35. 
Sonderrechte eines Mitglieds können nicht ohne deſſen 
Zuſtimmung durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung be— 
einträchtigt werden. 


8. 36. ® 
Die Mitgliederverfammlung ift in den durch die Satzung 
beftimmten Fällen ſowie dann zu berufen, wenn das Inter— 
eſſe des Vereins es erfordert. 
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8. 37. 

Die Mitgliederverfjammlung ift zu berufen, wenn der 
durch die Satzung bejtimmte Seil oder in Ermangelung 
einer Beftimmung der zehnte Theil der Mitglieder die Be- 
— ſchriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangt. 

ird dem Verlangen nicht entſprochen, ſo kann das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat, 
die Mitglieder, welche das Verlangen geſtellt haben, zur Be— 
rufung der Verſammlung ermächtigen und über die Führung 
des Vorſitzes in der Verſammlung Beſtimmung treffen. Auf 
die Ermächtigung muß bei der Berufung der Verſammlung 
Bezug genommen werden. 

§. 38. 

Die Mitgliedſchaft iſt nicht übertragbar und nicht ver— 
erblich. Die Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte kann nicht 
einem Anderen überlaſſen werden. 

§. 39. 
Die Mitglieder ſind zum Austritt aus dem Vereine be— 


tigt. 

Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß der 
Austritt nur am Schluſſe eines Geſchäftsjahrs oder erſt nach 
dem Ablauf einer Kündigungsfriſt zuläſſig iſt; die Kün— 
digungsfriſt kann höchſtens zwei Jahre betragen. 


8. 40. 

Die Borichriften des 8. 27 Abi. 1, 3, des $. 28 Abf. 1 
und der 88. 32, 33, 38 finden injoweit feine Anwendung, 
al3 die Satung ein Anderes beftimmt. 

8. 41. 

Der Berein kann durch Beichluß der Mitgliederverfamm- 
lung aufgelöft werden. Zu dem Beſchluß ift eine Mehrheit 
von drei Biertheilen der erjchienenen Mitglieder erforderlich, 
wenn nicht die Saßung ein Anderes beftimmt. 

4. 
Der Berein verliert die Rechtsfähigfeit durch die Er- 
Öffnung des Konkurſes. 
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Der Borftand Hat im alle der Ueberfchuldung die Er- 
Öffnung des Konkurſes zu beantragen. Wird die Stellung 
de3 Antrags verzögert, jo find die Vorftandsmitglieder, denen 
ein Verſchulden zur Laſt fällt, den Gläubigern für den daraus 
— Schaden verantwortlich; fie haften als Geſammt— 

uldner. 


Ä $. 43. 

Dem Vereine kann die Rechtsfähigfeit entzogen werden, 
wenn er durch einen gejeßwidrigen Beſchluß der Mitglieder- 
verfammlung oder durch geſetzwidriges Verhalten des Vor— 
ſtandes das Gemeinwohl gefährdet. 

Einem Vereine, deſſen Zweck nach der Satzung nicht 
auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, kann 
die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen ſolchen 
Zweck verfolgt. 

Einem Vereine, der nach der Satzung einen politiſchen, 
ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck nicht hat, kann die 
se entzogen werden, wenn er einen jolchen Zweck 
verfolgt. 

Einem Vereine, deſſen Nechtsfähigfeit auf Verleihung 
beruht, kann die Nechtsfähigfeit entzogen werden, wenn er 
einen anderen al3 den in der Sabung beitimmten med 


verfolgt. 
S. 44, 


Die Zuftändigkeit und das Verfahren beftimmen fich in 
den Fällen des 8. 43 nach den für ftreitige Verwaltungs- 
jachen geltenden VBorjchriften der Landesgeſetze. Wo ein Ver- 
waltungsftreitverfahren nicht befteht, finden die Vorjchriften 
der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung Anwendung; die Ent- 
iheidung erfolgt in erjter Inſtanz durch die höhere Ver— 
twaltungsbehörde, in deren Bezirke der Verein feinen Sitz hat. 

Beruht die Rechtsfähigkeit auf Verleihung durch den 
Bundesrath, jo erfolgt die Entziehung duch Beſchluß des 
Bundesrath3. j 

. 45. 


Mit der Auflöfung des Vereins oder der Entziehung 
der Rechtsfähigkeit fällt das Vermögen an die in der Saßung 
bejtimmten Berjonen. 
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Durch die Sabung kann vorgefchrieben werden, daß die 
Anfallberechtigten durch Beichluß der Mitgliederverjammlung 
oder eine anderen Vereinsorgans bejtimmt werden. Sit 
der Zweck des Verein nicht auf einen mwirthichaftlichen Ge- 
Ichäftsbetrieb gerichtet, jo fann die Mitgliederverfammlung 
auch ohne eine folche Vorfchrift das Vermögen einer öffent- 
lichen Stiftung oder Anftalt zuweiſen. 

Fehlt es an einer Beitimmung der Anfallberechtigten, 
jo fällt da8 Vermögen, wenn der Verein nad) der Satzung 
ausjchlieglich den Intereſſen feiner Mitglieder diente, an die 
zur Zeit der Auflöjung oder der Entziehung der Rechts— 
fähigfeit vorhandenen Mitglieder zu gleichen Theilen, anderen- 
fall3 an den Fiskus des Bundesſtaats, in dejjen Gebiete der 
Berein feinen Sit Hatte. } 

$. 46. 

Fällt das Vereinsvermögen an den Fisfus, jo finden 
die VBorjchriften über eine dem Fiskus als gejeglichem Erben 
anfallende Erbſchaft entjprechende Anwendung. Der Fiskus 
hat das Vermögen thunlichft in einer den Zwecken des Ver— 
eins entjprechenden Weije zu verwenden. 


5. 4%. 
Fällt das VBereindvermögen nicht an den Fiskus, jo muß 
eine Liquidation ftattfinden. 


$. 48. 

Die Liquidation erfolgt durch den Vorſtand. Zu Liqui- 
datoren können auch andere Perſonen bejtellt werden; für 
die Bejtellung find Die * die Beſtellung des Vorſtandes 
geltenden Vorſchriften maßgebend. 

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vor— 
ftandes, joweit ſich nicht aus dem Zwecke der Liquidation 
ein Andere3 ergiebt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, fo ijt für ihre 
Beichlüffe Uebereinftimmung aller erforderlich, jofern nicht 
ein Andere3 bejtimmt ift. 

$. 49. I 

Die Liquidatoren Haben die laufenden Gejchäfte zu be 

endigen, Die Forderungen einzuziehen, dad übrige Vermögen 
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in Geld umzufegen, die Gläubiger zu befriedigen und den 
Ueberfhuß den Anfallberechtigten auszuantiworten. Zur Be- 
endigung ſchwebender Gejchäfte können die Liquidatoren auch 
neue Gejchäfte eingehen. Die Einziehung der Forderungen 
jowie die Umfegung de3 übrigen Vermögens in Geld darf 
unterbleiben, joweit diefe Maßregeln nicht zur Befriedigung 
der Gläubiger oder zur en des Ueberſchuſſes unter 
die Anfallberechtigten erforderlich ſind. 

Der Verein gilt bis zur Beendigung der Liquidation 
als fortbeſtehend, ſoweit der Zweck der Liquidation es erfordert. 


$. 50. 


Die Auflöfung ded DVereind oder die ar ea: der 
Rechtsfähigkeit ift durch die Liquidatoren öffentlich bekannt 
zu machen. In der Belanntmachung find die Gläubiger zur 
nmeldung ihrer Anjprüche aufzufordern. Die Bekanntmachung 
erfolgt durch das in der Satzung für Veröffentlichungen be» 
ftimmte Blatt, in Ermangelung eines jolchen durch dasjenige 
Blatt, welches für Belanntmachungen de3 Amtsgericht3 be- 
ſtimmt ift, in deſſen Bezirke der Verein feinen Sit hatte. 
Die Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe des zweiten Tages 
nad) der Einrüdung oder der erjten Einrüdung al3 bewirkt. 
Bekannte Gläubiger find durch bejondere Mittheilung 
zur Anmeldung aufzufordern. 


$. 51. 


Das Vermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung der Auflöjung 
de3 Vereins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit aus- 
geantwortet werden. 


$. 52. 


Meldet jich ein befannter Gläubiger nicht, fo ift der ge- 
ichuldete Betrag, wenn die Berechtigung zur Hinterlegung 
vorhanden ijt, für den Gläubiger zu hinterlegen. 

Sit die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht 
ausführbar oder ift eine Verbindlichkeit ftreitig, jo darf das 
Vermögen den Anfallberechtigten nur ausgeantwortet werden, 
wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiftet ift. 
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8. 53. 

Ziquidatoren, welche die ihnen nach dem 8. 42 Abſ. 2 
und den 88. 50 bis 52 obliegenden Verpflichtungen verlegen 
oder vor der Befriedigung der Gläubiger Vermögen ben An- 
fallberechtigten ausantworten, find, wenn ihnen ein Ber- 
Ihulden zur Laſt fällt, den Gläubigern für den daraus ent» 
ftehenden Schaden verantwortlich; He haften als Gejammt- 
Ihuldner. 

§. 54. 

Auf Bereine, die nicht rechtsfähig find, finden die Vor- 
ihriften über die Gejellichaft Anwendung. Aus einem Recht3- 
geihäfte, das im Namen eines folchen Vereins einem Dritten 
gegenüber vorgenommen wird, haftet der Handelnde perjön- 
fh ; handeln Mehrere, jo haften fie al3 Geſammtſchuldner. 


2. Eingetragene Vereine, 


8. bb. 
Die Eintragung eines Vereins der im 8.24 bezeichneten 
Art in das Vereinsregiſter hat bei dem Amtögerichte zu ge- 
ſchehen, in befjen Bezirke ber Berein jeinen Sig Bat. 


8. 56. 
Die Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn die Bahl der 
Mitglieder mindejtens fieben beträgt. 


$. 57. 

Die Satung muß den Zweck, den Namen und den Sitz 
de3 Vereins — und ergeben, daß der Verein ein- 
getragen werden joll. 

er Name joll fih von den Namen der an demfelben 
Drte oder in bderjelben Gemeinde bejtehenden eingetragenen 
Vereine deutlich unterjcheiden. 


$. 58. 
Die Satung foll Beitimmungen enthalten: 
41. über den Eintritt und Austritt der Mitglieder; 
2. darüber, ob und melde Beiträge von den Mitgliedern 
zu leiften find; 
3. über die Bildung des Vorſtandes; 
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4. über die Vorausfegungen, unter benen die Mitglieder- 
verſammlung zu berufen ijt, über die Form der Be— 
rufung und über die Beurkundung der Bejchlüffe. 


8. 59. 

Der Borjtand Hat den Verein zur Eintragung anzu— 
melden. 

Der Anmeldung find beizufügen: 

1. die Sabung in Urſchrift und Abichrift; 
2. eine Abjchrift der Urkunden über die Beſtellung des 

Vorſtandes. 

Die — ſoll von mindeſtens ſieben Mitgliedern 
unterzeichnet ſein und die Angabe des Tages der Errichtung 
enthalten. 

8. 60. 

Die Anmeldung ift, wenn den Erfordernifjen der 88. 56 
bis 59 nicht genügt ift, von dem Amtögericht unter Angabe 
der Gründe zurüdzumeijen. 

Gegen einen zurüdmweijenden Beſchluß findet die jofortige 
Beichwerde nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung ftatt. 
$. 61. 

Wird die Anmeldung zugelaffen, jo hat das Amtsgericht 
fie Der zuftändigen Verwaltungsbehörde mitzutheilen. 

Die BVerwaltungsbehörde kann gegen die Eintragung 
Einjpruch erheben, wenn der Verein nach dem öffentlichen 
Vereinsrecht unerlaubt ift oder verboten werden fann oder 
wenn er einen politifchen, fozialpolitifchen oder religiöjen 
Zweck verfolgt. f 

2 62. 


Erhebt die Verwaltungsbehörde Einſpruch, ſo hat das 
Amtsgericht den Einſpruch dem Vorſtande mitzuteilen. 

Der Einſpruch kann im Wege des Verwaltungsſtreit— 
— oder, wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des 
Rekurſes nach Maßgabe der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung 
angefochten werden. 

§. 63. 

Die Eintragung darf, ſofern nicht die Verwaltungs— 

behörde dem Amtsgerichte mittheilt, daß Einfpruch nicht erhoben 
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werde, erſt erfolgen, wenn feit der Mittheilung der Anmeldung 
an die Vermwaltungsbehörde ſechs Wochen perttrichen find und 
Einfpruch nicht erhoben oder wenn der erhobene Einjpruch 
endgültig aufgehoben ift. 


. 64. 

Bei der Eintragung find der Name und der Sitz des 
Vereins, der Tag der Errichtung der Satzung ſowie die Mit- 
glieder des Vorſtandes im Vereinsregiſter anzugeben. Be— 
ſtimmungen, die den Umfang der Vertretungsmacht des Vor— 
ſtandes beſchränken oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes 
abweichend von der Vorſchrift des 8. 28 Abſ. 1 regeln, find 
gleichfalls einzutragen. 


S. 65. 
Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins den 
Zuſatz „eingetragener Verein“. 


. 66. 

Das Amtsgericht hat N Eintragung durch das für feine 
Belanntmachungen bejtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Die Urſchrift der Satzung iſt mit der Bejcheinigung der 
Eintragung zu verjehen und zurüdzugeben. Die Abjchrift 
wird von dem Amtögerichte beglaubigt und mit den übrigen 
Schriftſtücken aufbewahrt. | 


5. 6%. 

Jede Aenderung des Vorſtandes ſowie die erneute Be- 
ſtellung eines Vorſtandsmitglieds iſt von dem Vorſtande zur 
Eintragung anzumelden. Der Anmeldung iſt eine Abſchrift 
der Urkunde über die Aenderung oder die erneute Beſtellung 
beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beſtellter Vorſtandsmitglieder 
erfolgt von Amtswegen. | 
$. 68. 

Wird zwiſchen den bisherigen Mitgliedern des Vorftandes 
und einem Dritten ein Nechtögejchäft vorgenommen, jo Tann 
die Nenderung de3 Borftandes dem Dritten nur entgegen» 
gefeßt werden, wenn fie zur Beit der Vornahme des Rechts— 
geichäfts im Vereinsre ifer eingetragen oder dem Dritten 
befannt ift. Iſt die Uenderung eingetragen, jo braucht der 
Dritte fie nicht gegen fich gelten zu laſſen, wenn er jie 
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nicht kennt, feine Unkenntniß auch nicht auf Fahrläffigfeit 
beruht. 
8. 69. 


Der Nachweis, daß der Vorftand aus den im Megifter 
eingetragenen Perjonen befteht, wird Behörden gegenüber durch 
ein Zeugniß des Amtsgericht3 über die Eintragung geführt. 


8. 70. 

Die Vorjchriften des $. 68 gelten auch für Beftimmungen, 
die den Umfang der Vertretungsmacht des Vorſtandes be- 
ſchränken oder die Beichlußfaffung des Vorftandes abweichend 
bon der Vorjchrift des 8. 28 Abj. 1 regeln. 


Ss. 71. 

Aenderungen der Satzung bedürfen zu ihrer Wirfjamfeit 
der ng in das Vereinsregiſter. Die Aenderung ift 
von dem Borftande zur Eintragung anzumelden. Der Un- 
meldung ift der die Aenderung enthaltende Beichluß in 
Urſchrift und Abſchrift beizufügen. 

Die Vorichriften der 88. 60 bis 64 und des $. 66 Abi. 2 
finden entjprechende Anwendung. 


$. 72. 


Der Voritand Hat dem Amtsgericht auf defjen Verlangen 
jederzeit ein Verzeichniß der Vereinsmitglieder einzureichen. 


8. 73. 

Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab, 
jo hat das Amtsgericht auf Antrag des Vorftandes und, wenn 
der Antrag nicht binnen drei Monaten geftellt wird, von 
Amtswegen nad; Anhörung des Vorftandes dem Vereine die 
Nechtsfähigfeit zu entziehen. Der Beſchluß ift dem Vereine 
zuzuftellen. Gegen den Beichluß findet die jofortige Beſchwerde 
nad) den Borjchriften der Civilprozeßordnung ftatt. 

Der Berein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Rechts— 
kraft des Beſchluſſes. 


§. 74. 
Die Auflöſung des Vereins ſowie die Entziehung der 
Rechtsfähigkeit iſt in das Vereinsregiſter einzutragen. Im 
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Falle der Eröffnung bed Konkurfes unterbleibt die Ein- 
tragung. 

Wird der Verein duch Beſchluß der Mitgliederverjanm- 
lung oder durch den Ablauf der * die Dauer des Vereins 
beſtimmten Zeit aufgelöſt, ſo hat der Vorſtand die Auflöſung 
ur Eintragung anzumelden. Der Anmeldung iſt im erſteren 
Kalle eine Abjchrift des Auflöſungsbeſchluſſes beizufügen. 

Wird dem Verein auf Grund des 3. 43 die Nechtö- 
fähigkeit en augen oder wird der Verein auf Grund des 
öffentlichen Vereinsrechts aufgelöft, jo erfolgt die Eintragung 
auf Anzeige der zuftändigen Behörde, 

.. $%. 

Die Eröffnung des Konkurjes ift von Amtöwegen ein- 
zutragen. Das Gleiche gilt von der Aufhebung des Er- 
öffnungsbeichlufjes. 

8. 76. 

Die Liquidatoren ſind in das Vereinsregiſter — tragen. 
Das Gleiche gilt von Beſtimmungen, welche die Beſchluß— 
faſſung der — abweichend von der Vorſchrift des 
8.48 Abſ. 3 regeln. 

Die Anmeldung hat dur den Vorftand, bei fpäteren 
Aenderungen er die Liquidatoren zu erfolgen. Der An- 
meldung der durch Beſchluß der Mitgliederverjammlung be- 
ftellten Liquidatoren ift eine Abjchrift des Beſchluſſes, der 
Anmeldung einer Beitimmung über die Beſchlu faffung der 
Liquidatoren eine Abſchrift der die Beſtimmung enthaltenden 
Urkunde beizufügen. 

Die age gerichtlich beftellter Liquidatoren gefchieht 
von Amtöwegen. s. 

77. 


Die Anmeldungen zum Bereinsregifter find von den 
Mitgliedern des Vorſtandes ſowie von den Liquidatoren 
mitteljt öffentlich beglaubigter Erklärung zu bewirken. 

5. 78. 

Das Amtsgericht kann die Mitglieder des Vorſtandes 
zur wur er Borichriften des 8.67 Abſ. 1, des 8.71 
Ubi. 1. des 8. 72, des 8. 74 Ubi. 2 und des 8. 76 urch 

Bürgerliches — 2 
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Drdnungäftrafen anhalten. Die einzelne Strafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überfteigen. 

In gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung 
der Vorjchriften des 8. 76 angehalten werden. 


8. 719. 

Die Einficht des Vereinsregiſters ſowie der bon Dem 
Vereine bei dem Amtsgericht eingereichten Schriftjtüde ijt 
Jedem geftattet. Bon den Eintragungen fann eine Abjchrift 
gefordert werden; die Abichrift ift auf Verlangen zu be» 
glaubigen. 


DO. Stiftungen. 


8. 80. 

Zur Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung iſt außer 
dem Stiftungsgeſchäfte die Genehmigung des Bundesſtaats 
erforderlich, in deſſen Gebiete die Stiftung ihren Sitz haben 
ſoll. Soll die Stiftung ihren Sitz nicht in einem Bundes- 
itaate haben, fo ijt die Genehmigung des Bundesraths erforder» 
ih. Als Sig der Stiftung gilt, wenn nicht ein Anderes be- 
ftimmt ift, der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird. 


$. 81. 

Das Stiftungsgeſchäft unter Lebenden bedarf der jchrift- 
lihen Form. 

Bis zur Ertheilung der Genehmigung ift der Gtifter 
zum Widerrufe berechtigt. Iſt die Genehmigung bei der zu- 
tändigen Behörde nachgeſucht, ſo Tann der Widerruf nur 
diejer gegenüber erflärt werden. Der Erbe des Stifters iſt 
zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der Stifter das Geſuch 
bei der zuftändigen Behörde eingereicht oder im alle der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Gtiftungs- 
geichäfts das Gericht oder den Notar bei oder nad) der Be— 
urfundung mit der Einreichung betraut Hat. 

$. 82. 

Wird die Stiftung genehmigt, jo ift der Gtifter ver- 
pflichtet, da3 in dem Stiftungsgejchäfte zugejicherte Vermögen 
auf die Stiftung zu übertragen. Wechte, zu deren Ueber— 
tragung der Abtretungsvertrag genügt, gehen mit der Ge- 
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nehmigung auf die Stiftung über, fofern nicht aus dem 
Stiftungsgejchäfte jich ein anderer Wille des Stifters ergiebt. 


$. 83. 

Beiteht das Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von 
Todeswegen, jo hat das Nacjlaßgericht die Genehmigung 
einzuholen, jofern fie nicht von dem Erben oder dem 
Teitament3vollftreder nachgefucht wird. 


$. 84. 
Wird die Stiftung erft nad) dem Tode des Gtifterd 
genehmigt, jo gilt fie für die Zumendungen des Stifters ala 
ihon vor deſſen Tode entjtanden. 


$. 85. 

Die Berfafjung einer Stiftung wird, ſoweit fie nicht 
auf Reich3- oder Landesgeſetz beruht, durch das Stiftungs- 
geihäft beftimmt. 

$. 86. 


Die Borjchriften des 8.26, des 8.27 Abi. 3 und ber 
88. 28 bis 31, 42 finden auf Stiftungen eutjprechende An- 
wendung, die Vorjchriften des 8. 27 Abi. 3 und des 8.28 
Abſ. 1 jedoch nur injoweit, al3 fich nicht aus der Verfaffung, 
insbeſondere daraus, Daß die Verwaltung der Stiftung von 
einer Öffentlichen Behörde geführt wird, ein Anderes ergiebt. 
Die Vorjchriften des 8.28 Abi. 2 und des 8.29 finden auf 
Stiftungen, deren Verwaltung von einer öffentlichen Behörde 
geführt wird, feine Anwendung. 

$. 87. 

Sft die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich ge- 
worden oder gefährdet fie dad Gemeinmohl, jo kann die zu— 
ftändige Behörde der Stiftung eine andere Zweckbeſtimmung 
geben oder jie aufheben. 

Bei der Ummandlung des Zweckes ift die Abficht des 
Stifters thunlichſt zu berüdfichtigen, insbejondere dafür 
Sorge zu tragen, daß die Erträge des Stiftungsvermögens 
dem Perſonenkreiſe, dem fie zu Statten fommen follten, im 
Sinne des Stifters thunlichjt erhalten bleiben. Die Behörde 
fann die Verfaffung der Stiftung ändern, foweit die Um- 
wandlung des Zweckes es erfordert. 

2* 
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Bor der Unmvandlung des Zweckes und der Aenderung 
der Verfaſſung joll der Vorjtand der Stiftung gehört werden. 


S. 88. 
Mit dem Erlöjchen der Stiftung fällt da3 Vermögen an 
die in der Berfafjung bejtimmten PBerjonen. Die Vorſchriften 
der 88. 46 bis 53 finden entjprechende Anwendung. 


III. Suriftifche Perfonen des öffentlihen Rechtes. 


§. 89. 

Die Vorjchrift des 8. 31 findet auf den Fiskus ſowie 
auf die Körperjchaften, Stiftungen und Anjtalten des öffent- 
lihen Rechtes entiprechende Anwendung. - 

Das Gleiche gilt, ſoweit bei Körperfchaften, Stiftungen 
und Anftalten des öffentlichen Rechtes der Konkurs zuläſſig 
ift, von der Vorjchrift des 8. 42 Abi. 2. 


Zweiter Abſchnitt. 
Sachen. 


§. 90. 
Sachen im Sinne des Geſetzes ſind nur körperliche 
Gegenſtände. 
. 91. 


Vertretbare Sachen im Sinne des Geſetzes find beweg— 
liche Sachen, die im Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht 
beſtimmt zu werden pflegen. 


8§. 92. 

Verbrauchbare Sachen im Sinne des Geſetzes ſind be— 
wegliche Sachen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch in dem 
Verbrauch oder in der Veräußerung beſteht. 

Als verbrauchbar gelten auch bewegliche Sachen, die zu 
einem Waarenlager oder zu einem ſonſtigen Sachinbegriffe 
gehören, deſſen beſtimmungsmäßiger Gebrauch in der Ver— 
äußerung der einzelnen Sachen befteht. 
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5. 93. 

Beitanbtheile einer Sache, die von einander nicht ge- 
trennt werden können, ohne daß der eine oder der andere 
erftört oder in feinem Weſen verändert wird (mefentliche 
Beltandtheile), fönnen nicht Gegenftand bejonderer Rechte fein. 

8. 94, 

Bu den weſentlichen Bejtandtheilen eines Grundftüds 
gehören die mit dem Grund und Boden feit verbundenen 
Sachen, indbejondere Gebäude, ſowie die Erzeugniffe des 
Grundftüds, jolange fie mit dem Boden zujfammenhängen. 
Samen wird mit dem Ausſäen, eine Pflanze wird mit dem 
Einpflanzen mejentlicher Beitandtheil des Grundſtücks. 

Zu den mejentlichen Bejtandtheilen eine3 Gebäudes ge- 
hören die zur Herjtellung des Gebäudes eingefügten Sachen. 
8. 95. 

Bu den Bejtandtheilen eines Grunbftüds gehören folche 
Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zmede mit 
dem Grund und Boden verbunden find. Das Gleiche gilt 
von einem Gebäude oder anderen Werke, da3 in Ausübung 
eine3 Rechtes an einem fremden Grundftüde von dem Be- 
mit dem Grundjtüde verbunden morden ift. 

achen, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke in 
ein Gebäude eingefügt find, gehören nicht zu den Beftand- 
theilen des Gebäudes. s 
. 96. 


Rechte, die mit dem Eigenthum an einem Grundftüde 
verbunden find, gelten al3 Beftandtheife des Grundſtücks. 
Ss. 9. 

cher find bewegliche Sachen, die, ohne Beitandtheile 
der Hauptjacdhe zu fein, dem wirthichaftlichen Zwecke der Haupt- 
jache zu dienen bejtimmt find und zu ihr in einem diejer 
Beitimmung entjprechenden räumlichen Berhältnifje ftehen. 
Eine Sache ift nicht Zubehör, wenn fie im Berfehre nicht 
al3 Zubehör angejehen wird. 

Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den mwirth- 
ſchaftlichen Zweck einer anderen begründet nicht ‚die Zu— 
behöreigenjchaft. Die vorübergehende Trennung eines Zu— 
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behörftüd3 von der Hauptjache hebt die Bubehöreigenfchaft 
nicht auf. 0 


Dem mirthichaftlichen Zwecke der Hauptſache find zu 
dienen bejtimmt ; 

1. bei einem Gebäude, da3 für einen gewerblichen Betrieb 
dauernd eingerichtet ift, insbeſondere bei einer Mühle, 
einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik, die zu 
dem Betriebe beftimmten Mafchinen und fonjtigen Ge— 
räthichaften ; 

2. bei einem Landgute, da3 zum MWirthichaftöbetriebe be» 
ſtimmte Geräth und Vieh, die landmwirthichaftlichen Er- 
zeugniffe, foweit fie zur Fortführung der Wirthichaft 
bi3 zu der Beit erforderlich find, zu melcher gleiche oder 
ähnliche Erzeugnifje vorausfichtlid) gewonnen werden, 
jowie der vorhandene auf dem Gute gewonnene Dünger. 

$. 99. 

Früchte einer Sache find die Erzeugnifje der Sache und 
die jonftige Ausbeute, welche aus der Sache ihrer Beſtim— 
mung gemäß gewonnen wird. 

Früchte eines Rechtes find die Erträge, welche das Recht 
feiner Bejtimmung gemäß gewährt, insbejondere bei einem 
Rechte auf Gewinnung von Bodenbeftandtheilen die gewon— 
nenen Bejtandtheile. 

Früchte find auch die Erträge, welche eine Sache oder 
ein Recht vermöge eines Rechtöverhältnifjes gewährt. 

$. 100. 


Nutzungen find die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 
ſowie die Vortheile, welche der Gebrauch der Sache oder des 


Nechtes gewährt. 
$. 101. 


Iſt Jemand berechtigt, die Früchte einer Sache oder 
eines Rechte bis zu einer beftimmten Zeit oder von einer 
beftimmten Zeit an zu beziehen, jo gebühren ihm, jofern 
nicht ein Anderes bejtimmt ift: 

1. die im 8.99 Abſ. 1 bezeichneten Erzeugnifjfe und Be— 
ftandtheile, auch wenn er fie al3 Früchte eines Rechtes 
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zu beziehen hat, inſoweit, al3 fie während der Dauer 

der Berechtigung von der Sache getrennt werden; 

2. andere Früchte injoweit, al3 fie während der Dauer der 
Berechtigung fällig werden; — jedoch die Früchte 
in der Vergütung für die Ueberlaſſung des Gebrauchs 
oder des Fruchtgenuſſes, in Zinſen, Gewinnantheilen 
oder anderen regelmäßig wiederkehrenden Erträgen, ſo 
gebührt dem Berechtigten ein der Dauer ſeiner Be— 
rechtigung entſprechender Theil. 

$. 102. 

Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet ift, kann 
Erfaß der auf die Gewinnung der Früchte verwendeten Koften 
infoweit verlangen, al3 fie einer ordnungsmäßigen Wirth- 
ſchaft entſprechen und den Werth der Früchte nicht überfteigen. 

S. 103. 

Wer verpflichtet ijt, die Laften einer Sache oder eines 
Rechtes bis zu einer bejtimmten Beit oder von einer be- 
ftimmten Seit an zu tragen, dat, jofern nicht ein Anderes 
beftimmt ijt, die regelmäßig wiederkehrenden Laften nach dem 
Berhältniffe Der Dauer feiner Verpflichtung, andere Laſten 
infomweit zu tragen, als fie während der Dauer feiner Ver- 
pflihtung zu entrichten find. 


Dritter Abſchnitt. 
Rechtsgeſchäfte. 
Erſter Titel. 
Geſchäftsfähiglkeit. 


fahig iſt §. 104. 

Geſchäftsunfähig iſt: 

1. * a t das jiebente — vollendet hat; 

2, wer ſich in einem die freie Willensbeſtimmung aus— 
ichließenden Buftande Franfhafter Störung der Geiſtes— 
thätigfeit befindet, fofern nicht der Zuftand feiner Natur 
nach ein vporübergehender ift; 

3, wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt ift. 
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$. 105. 

Die Willenderflärung eines Gejchäftsunfähigen ift nichtig. 

Nichtig ift auch eine Willenderflärung, die im Zuftande 
ber Bemwußtlofigfeit oder vorübergehender Störung der Geiftes- 
thätigfeit abgegeben wird. 

$. 106. 

Ein Minderjähriger, der das fiebente Lebensjahr voll- 
endet Hat, ift nad Maßgabe der 88. 107 bis 113 in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt. 

$. 107. 

Der Minderjährige bedarf zu einer Willenserklärung, 
durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Wortheil erlangt, 
der Einwilligung feines gejeglichen Vertreters. 

$. 108. 

Schließt der Minderjährige einen Vertrag ohne die er- 
forderlihe Einwilligung des gejeglichen Vertreters, jo hängt 
die Wirkfamfeit des Wertragd von der Genehmigung des 
Bertreterd ab. 

Fordert der andere Theil den Vertreter zur Erklärung 
über Die we auf, jo kann die Erflärung nur ihm 
gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Minder- 
drigen gegenüber erflärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung Tann 
nur bi8 zum Wblaufe von zwei Wochen nad) dem Empfange 
der Aufforderung erklärt werden; wird fie nicht erklärt, jo 
gilt fie als verweigert. 

Iſt der Minderjährige unbeſchränkt geichäftsfähig ge- 
worden, jo tritt feine Genehmigung an die Gtelle der Ge- 
nehmigung des Vertreters. 

$. 109. 

Bis zur Genehmigung de3 Vertrags ift der andere Theil 
zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf kann auch dem 
Minderjährigen gegenüber erflärt werden. 

Hat der andere Theil die Minderjährigfeit gefannt, fo 
fann er nur widerrufen, wenn der Minderjährige der Wahr- 
heit zumider die Einwilligung des Vertreter behauptet Hat; 
er kann auch in diejem Kalle nicht widerrufen, wenn ihm 


III. Abſchn.: Rechtsgeſchäfte. 1. Tit.: Gejchäftsfähigleit. (58. 105—113.) 25 


da3 Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Ver— 
trag3 befannt war. 


8. 110. - 

Ein von dem Minderjährigen ohne Zuftimmung des 

geiesfichen Vertreters gejchlojjener Vertrag gilt als von 

nfang an wirkſam, wenn der Minderjährige die vertrags- 
mäßige Leiftung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu dieſem 
Zwede oder zu freier Verfügung von dem Bertreter oder 
mit deſſen — von einem Dritten überlaſſen 
worden ſind. 
8. 111. 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, dad ber Minderjährige 
ohne die erforderliche Einwilligung de3 geſetzlichen Vertreters 
bornimmt, ift unwirkſam. Nimmt der Minderjährige mit 
diefer Einwilligung ein folches Rechtögejchäft einem Anderen 
gegenüber vor, jo ji das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Minderjährige die Einwilligung nicht in ſchriftlicher 
Form vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt. Die Zurückweiſung iſt aus— 
geſchloſſen, wenn der Vertreter den Anderen von der Ein— 
willigung in Kenntniß geſetzt hatte. 

.112, 

Ermäcdhtigt der gefekthi Vertreter mit Genehmigung 
des Vormundichaftsgericht3 den Minderjährigen zum jelb- 
ftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, jo ijt der Minder- 
jährige für ſolche Rechtsgejchäfte unbejchränft gejchäftsfähig, 
welche der Geichäftsbetrieb mit jich bringt. Ausgenommen 
find Rechtsgeſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung 
des Vormundichaftsgerichts bedarf. 

Die Ermädtigung fann von dem Vertreter nur mit 
Genehmigung des VBormundjchaftögericht3 zurüdgenommen 
werden. 

8. 113. 


Ermächtigt der gejeliche Vertreter den Minderjährigen, 
in Dienft oder in Arbeit zu treten, fo ift der Minderjährige 
für folche Rechtsgeſchäfte unbeſchränkt gejhäftsfähig, welch 
die Eingehung oder Aufhebung eines Dienft- oder Arbeit- 
verhältnifjes Der gejtatteten Urt oder die Erfüllung der fich 
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aus einem ſolchen Berhältnig ergebenden Verpflichtungen bes 
treffen. Ausgenommen jind Verträge, zu denen der Ber- 
treter der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf. 

Die Ermädtigung kann von dem Bertreter zurüd- 
genommen oder eingejchränkt werden. 

Sit der gefeßliche Vertreter ein VBormund, jo kann die 
Ermädtigung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf An- 
trag des Minderjährigen durch) das VBormundichaftsgericht 
erjegt werden. Das VBormundichaftsgericht Hat die Ermä 
un zu erjegen, wenn fie im Intereſſe des Mündels Tiegt. 

ie für einen einzelnen Fall ertheilte Ermächtigung gilt 
im Bweifel ald allgemeine Ermächtigung zur Eingehung von 
Berhältnifien derjelben Art. 


8. 114. 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung oder 
wegen Trunkſucht entmündigt oder wer nach 8. 1906 unter 
vorläufige Vormundſchaft geſtellt iſt, ſteht in Anſehung der 
Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen gleich, der das 
ſiebente Lebensjahr vollendet hat. 


$. 115. 
Wird ein die Entmündigung — Beſchluß 
in Folge einer Anfechtungsklage aufgehoben, ſo kann die 
Wirkſamkeit der von oder gegenüber dem Entmündigten vor— 
genommenen Rechtsgeſchäfte nicht auf Grund des Beſchluſſes 
in Frage geſtellt werden. Auf die Wirkſamkeit der von oder 
gegenüber dem geſetzlichen Vertreter vorgenommenen Rechts- 
geichäfte hat die — keinen Einfluß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn 
im Falle einer vorläufigen Vormundſchaft der Antrag auf 
Entmündigung zurückgenommen oder rechtskräftig abgewieſen 
oder der die Enimündigung ausſprechende Beſchluß in Folge 
einer Anfechtungsklage aufgehoben wird. 


Zweiter Titel. 
Willenserklärung. 


$. 116. 
Eine Willenserklärung ift nicht deshalb nichtig, meil 
fih) der Erflärende insgeheim vorbehält, das Erklärte nicht 
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zu wollen. Die Erklärung ift nichtig, wenn fie einem Anderen 
gegenüber abzugeben ift und diefer den Vorbehalt Fennt. 


$. 117. 

Wird eine Willenserflärung, die einem Anderen gegen- 
über abzugeben ift, mit deſſen Einverftändnifje nur zum 
Schein abgegeben, jo ift fie nichtig. 

Wird durch ein Scheingejchäft ein anderes Rechtsgeſchäft 
verdeckt, jo finden die für das verdedte Rechtsgeſchäft gelten- 
den Borjchriften Anmwendung. 


$. 118. 
Eine nicht ernſtlich gemeinte Willenserklärung, die in 
der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernitlichkeit 
werde nicht verfannt werden, ijt nichtig. 


$. 119. 

Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung über deren 
Inhalt im Irrthume war oder eine Erflärung dieſes In— 
halt3 überhaupt nicht abgeben mollte, kann die Erflärung 
anfechten, wenn anzunehmen ift, daß er fie bei Kenntniß der 
Sadjlage und bei verjtändiger Würdigung des Falles nicht 
abgegeben haben würde. 

Als Irrthum über den Inhalt der Erklärung gilt 
auch der Irrthum über ſolche Eigenichaften der Perſon oder 
der Sache, die im Berfehr al3 mejentlich angejehen werden. 

+ 120. 

Eine Willenserflärung, welche durch die zur Ueber— 
mittelung verwendete Perſon oder Anftalt unrichtig über- 
mittelt worden ijt, kann unter der gleichen Vorausſetzung 
angefochten werden wie nad) 8. 149 eine irrthümlich ab- 
gegebene Willenserklärung. | 


. 121. 

Die Anfehtung muß in den Fällen der 88. 119, 120 
ohne —— Zögern (unverzüglich) erfolgen, nachdem 
der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde 
Kenntniß erlangt Hat. Die einem Abweſenden gegenüber 
erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die An- 
fechtungserklärung unverzüglid abgejendet worden ift. 

Die Anfechtung iſt ausgeichlofjen, wenn jeit der Abgabe 
der Willenserklärung dreißig Jahre verjirichen find. 


— 
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$. 122. 


Sit eine Willenserklärung nach 8. 148 nichtig oder auf 
Grund der 88. 119, 120 angefochten, jo hat der Erflärende, 
wenn die Erflärung einem Anderen gegenüber abzugeben 
war, diefem, anderenfall3 jedem Dritten den Schaden zu er» 
jegen, den der Andere oder der Dritte dadurch erleidet, daß 
er auf die Gültigkeit der Erflärung vertraut, jedoch nicht 
über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches der Andere 
oder der Dritte an der Gültigkeit der Erflärung hat. 

Die Schadenserjagpflicht tritt nicht ein, wenn der Be— 
Ihädigte den Grund der Nichtigkeit oder ber Anfechtbarfeit 
fannte oder in Folge von Fahrläſſigkeit nicht Fannte (kennen 
mußte). 

$. 123. 


Wer zur Abgabe einer Willenserflärung durch argliftige 
gg. oder widerrechtlich durch Drohung bejtimmt worden 
ift, fann die Erklärung anfechten. 

Hat ein Dritter die Täufchung verübt, jo ift eine Er- 
HMärung, die einem Anderen gegenüber abzugeben war, nur 
dann anfechtbar, wenn diefer die Täufchung kannte oder 
fennen mußte. Someit ein Anderer al3 derjenige, welchem 
gegenüber die Erklärung abzugeben war, aus der Erklärung 
unmittelbar ein Recht erworben hat, ift die Erklärung ihm 
gegenüber anfechtbar, wenn er die Täufchung kannte oder 
fennen mußte. 


$. 124. 


Die Anfechtung einer nach $. 123 anfechtbaren Willens- 
erflärung fann nur binnen Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt im alle der argfiftigen Täufhung 
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungöberechtigte 
die Täujchung entdedt, im Falle der Drohung mit dem Zeit- 
punkt, in welchem die Zwangslage aufhört. Auf den Lauf 
der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Bor- 
ſchriften des 8. 203 Abſ. 2 und der 88. 206, 207 ent» 
Iprehende Anwendung. 

Die Anfechtung iſt ausgejchloffen, wenn feit der Abgabe 
der Willenserklärung dreißig Jahre verjtrichen find. 
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$. 125. 

Ein Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchrie— 
benen Form ermangelt, iſt nichtig. Der Mangel der durch 
Rechtsgeſchäft beſtimmten Form Dat im Zweifel gleichfalls 
Nichtigkeit zur Folge. 

$. 126. 


Sit durch Geſetz jchriftliche Form vorgejchrieben, jo muß 
die Urkunde von dem Ausjteller eigenhändig durch Namens- 
unterſchrift oder mitteljt gerichtlich oder notariell beglaubigten 
Handzeichend unterzeichnet werden. 

Bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien 
auf derjelben Urkunde erfolgen. Werden über den Vertrag 
mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen, fo genügt es, 
wenn jede Partei die für die andere Partei beſtimmte Ur- 
funde unterzeichnet. 

Die jchriftliche Form wird durch die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung erjeßt. 

$. 127. 

Die Vorjchriften des 8. 126 gelten im Zweifel auch für 
die durch Rechtsgeſchäft beſtimmte ſchriftliche Form. Zur 
Wahrung der Form genügt jedoch, ſoweit nicht ein anderer 
Wille anzunehmen iſt, I Uebermittelung und bei 
einem Bertrage Briefwechjel; wird eine ſolche Form gewählt, 
jo kann nadträglih eine dem 8. 126 entjprechende Beur- 
fundung verlangt werden. 

8. 128. 

Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
eines Vertrags ie ae jo genügt es, wenn zunächjt 
der Antrag und fodann die Annahme des Antrags von einem 
Gericht oder einem Notar beurfundet wird. 

$. 129. 

Sit — Geſetz für eine Erklärung öffentliche Beglau— 
bigung vorgeſchrieben, jo muß die Erklärung ſchriftlich ab- 
gefaßt und die Unterſchrift des Erklärenden von der zu— 
ſtändigen Behörde oder einem — Beamten oder 
Notar beglaubigt werden. Wird Die Erklärung von dem 
Ausſteller mittelit Handzeichend unterzeichnet, jo ift die im 
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$. 126 Abſ. 1 vorgejchriebene Beglaubigung, de3 Handzeichens 
erforderlich und genügend. 

Die öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung der Erklärung erjeßt. 

8. 130. 

Eine Willenserklärung, die einem Anderen gegenüber 
abzugeben ift, wird, wenn fie in deſſen Abweſenheit abgegeben 
wird, in dem Beitpunfte wirkſam, in welchem fie ihn zugeht. 
Sie wird nicht wirkſam, wenn dem Anderen vorher oder 
gleichzeitig ein Widerruf zugeht. 

Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es Ai 
Einfluß, wenn der Erflärende nach der Abgabe ftirbt oder 
geichäftsunfähig wird. 

Dieje Vorjchriften finden auch danıı Anwendung, wenn 
die Willenserklärung einer Behörde gegenüber abzugeben ijt. 
. 131. 

Wird Die Billensertläruen einem Gejchäftsunfähigen 
gegenüber abgegeben, jo wird fie nicht wirkſam, bevor jie 
dem gejeglichen Vertreter zugeht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in 
der Geichäftsfähigkeit beſchränkten Berjon gegenüber abgegeben 
wird. Bringt die Erflärung jedoch der in der Gejchäfts- 
fähigfeit beſchränkten Perſon lediglich einen rechtlichen Vor- 
theil oder hat der gejegliche Vertreter feine Einwilligung‘ 
erteilt, jo mwird Die ärung in dem HBeitpunfte wirkjam, 
in welchem fie ihr zugeht. | 


Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, 
wenn fie durch Vermittelung eine Gerichtövollziehers zu— 
eitellt worden iſt. Die Buftellung erfolgt nad) den Vor— 
riften der Civilprozeßordnung. 

Befindet fich der Erflärende über die Perſon desjenigen, 
welchem gegenüber die Erklärung abzugeben ift, in einer nicht 
auf Fahrläffigkeit beruhenden Unfenntniß oder ift der Auf- 
enthalt diefer Perfon unbefannt, jo kann die Zuftellung nad) 
den für die Öffentliche Zuftellung einer Ladung geltenden 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung erfolgen. Buftändig für 
die Bewilligung ift im erfteren Falle das Umtögericht, in 
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dejjen Bezirke der Erflärende jeinen Wohnfig oder in Er- 
mangelung eines inländiſchen Wohnfiges jeinen Aufenthalt 
bat, im letzteren Yalle da3 Amtsgericht, in defjen Bezirke die 
Berjon, welcher zuzuftellen ift, den legten Wohnfig oder in 
Ermangelung eines inländifchen Wohnſitzes den legten Auf- 
enthalt Hatte. 


$. 133. 
Bei der Auslegung einer Willenserklärung ift der wirk— 
(he Wille zu erforjhen und nicht an dem buchjtäblichen 
Sinne des Ausdruds zu haften. 


§. 134. 

Ein Nechtögeihäft, das gegen ein gejegliches Verbot 
verjtößt, ift nichtig, wenn fich nicht aus dem Geſetz ein An— 
dere3 ergiebt. 

$. 135. 

Verſtößt die Verfügung über einen Gegenſtand gegen 
ein geſetzliches Veräußerungsverbot, das nur den Schuß be- 
ftimmter SBerjonen bezwedt, jo ijt fie nur diefen Perjonen 
egenüber unwirkſam. Der rechtögejchäftlichen Verfügung 
Heht eine Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung oder der Arrejtvollziehung erfolgt. 

Die Vorſchriften zu Gunjten derjenigen, welche Nechte 
von einem Nichtberechtigten hHerleiten, finden entjprechende 
Anwendung. 

8§. 136 


Ein u da3 von einem Gericht oder 
bon einer anderen Behörde innerhalb ihrer BZuftändigfeit 
erlaffen wird, fteht einem geſetzlichen Weräußerungsverbote 
der im 8. 135 bezeichneten Art gleich. 


ie g. 137. 

Die Befugniß zur Verfügung über ein veräußerliches 
Recht kann nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder be— 
ſchränkt werden. Die Wirkſamkeit einer Verpflichtung, über 
ein ſolches Recht nicht zu verfügen, wird durch dieſe Vor— 
ſchrift nicht berührt. 


F. 138. 
Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt 
iſt nichtig. 
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Nichtig ift insbejondere ein Nechtögejchäft, durch das 
„Jemand unter Ausbeutung der Nothlage, des Leichtjinns 
oder ber Unerfahrenheit eines Anderen ſich oder einem Dritten 
für eine Leiftung Vermögensvortheile verfprechen oder ge— 
währen läßt, melde den Werth der Leijtung dergeſtalt über- 
fteigen, daß den Umftänden nach die Vermögensvortheile in 
auffälfigem —— zu der Leiſtung ſtehen. 


$. 139. 
ein Theil eines Rechtsgeſchäfts nichtig, fo iſt das 
— äft nichtig, wenn nicht anzunehmen iſt, daß 
es auch ohne * ae Theil vorgenommen fein würde. 


$. 140. 

Entjpricht ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erfordernifjen 
eines anderen Rechtsgeſchäfts, jo gilt das letztere, wenn an- 
zunehmen it, daß deſſen Geltung bei Kenntniß ber Nichtigkeit 
gewollt fein würde. 

§. 141. 


Wird ein nichtiges Rechtsgeſchäft von demjenigen, welcher 
e3 vorgenommen Hat, bejtätigt, jo ift die Beitätigung als 
erneute Vornahme zu beurtheilen. 

Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien bejtätigt, 
jo find diefe im Zweifel verpflichtet, einander zu — 
was ſie haben würden, wenn der Vertrag von Anfang an 
gültig geweſen wäre. 

$. 142. 


Wird ein anfechtbares Rechtsgeſchäft angefochten, ſo iſt 
es als von Anfang an nichtig anzuſehen. 

Wer die Anfechtbarkeit Sul oder fennen mußte, wird, 
wenn die Anfechtung erfolgt, jo behandelt, wie wenn er die 
Nichtigkeit des Rechtögeichäfts gefannt hätte oder Hätte kennen 


müſſen. 
$. 143. 


Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Anfechtungsgegner. 

waren ift bei einem Vertrage der andere 
Theil, im Falle 123 Ab. 2 Sag 2 derjenige, welcher 
aus dem Vertrag —— ein Recht — hat. 
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Bei einem einfeitigen Rechtögeichäfte, dad einem Anderen 
gegenüber vorzunehmen war, ift der Andere der Anfechtungs- 
gegner. Das Gleiche gilt bei einem NRechtögejchäfte, da3 einem 
Anderen oder einer Behörde gegenüber vorzunehmen war, 
auch dann, menn das Rechtsgeſchäft der Behörde gegenüber 
borgenommen worden ijt. 

Bei einem einjeitigen Rechtsgeſchäft anderer Art ift An- 
fechtungsgegner Jeder, der auf Grund des Nechtögeichäfts 
unmittelbar einen rechtlichen Vortheil erlangt hat. Die An- 
fehtung fann jedoch, wenn die Willenserklärung einer Behörde 
gegenüber abzugeben war, dur Erklärung gegenüber der 
Behörde erfolgen; die Behörde joll die Anfechtung demjenigen 
mittheilen, welcher durch das Rechtsgeſchäft unmittelbar be- 
troffen worden it. 

S. 144. 


Die ang ift ausgejchloffen, wenn das anfechtbare 
Rechtsgeihäft von dem Anfechtungsberechtigten beftätigt wird. 

Die Beftätigung bedarf nicht der für das Nechtögeichäft 
bejtimmten $orm. 


Dritter Titel, 
Vertrag. 
$. 145. 
er einem Anderen die Schließung eines Bertragd an- 
trägt, ift an den Untrag gebunden, es jei denn, daß er Die 
Sebundenheit ausgeſchloſſen Hat. 
8. 146. 
Der Antrag erliiht, wenn er dem Antragenden gegen- 


über abgelehnt oder wenn er nicht diefem gegenüber nad) den 
88. 147 bis 149 rechtzeitig angenommen wird. 


S. 147. 

Der einem Anweſenden gemachte Antrag fann nur jofort 
angenommen werden. Dies gilt auch von einem mittelft Fern— 
iprecher3 von Perſon zu Perjon gemachten Untrage. 

Der einem Abweſenden gemachte Antrag kann nur bis 
zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in welchem der Un- 
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tragende den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Um— 
ftänden erwarten darf. 
148, 


S. 

Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine 
Friſt beftimmt, jo fann die Annahme nur innerhalb der 
Friſt erfolgen. 

$. 149. 

Sit eine dem Antragenden verjpätet zugegangene An— 
nahmeerflärung dergeftalt abgejendet worden, daß fie bei 
regelmäßiger Beförderung ihm rechtzeitig zugegangen fein 
würde, und mußte der Antragende dies erkennen, jo hat er 
die Verjpätung dem Annehmenden unverzüglid” nad) dem 
Empfange der Erklärung anzuzeigen, ſofern es nicht fchon 
vorher gejchehen ift. Verzögert er die Abjendung der Anzeige, 
jo gilt die Annahme al3 nicht verjpätet. 


$. 150. 

Die verjpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer 
Antrag. 

Eine Annahme unter Erweiterungen, Einjchränfungen 
oder jonftigen Aenderungen gilt al3 Ablehnung verbunden mit 
einem neuen Antrage. 

$. 151. 

Der Vertrag fommt durch die Annahme des Antrags zu 
Stande, ohne daß die Annahme dem Antragenden gegenüber 
erflärt zu werden braucht, wenn eine jolche Erklärung nad) 
der Verfehrzfitte nicht zu erwarten ift oder der Antragende 
auf fie verzichtet Hat. Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag 
erliicht, bejtimmt fich nach) dem aus dem Antrag oder den 
Umjtänden zu entnehmenden Willen des Antragenden. 

$. 152. 

Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurfundet, 
ohne daß beide Theile gleichzeitig anmwejend find, jo fommt 
der Vertrag mit der nach $. 128 erfolgten Beurkundung der 
Annahme zu Stande, wenn nicht ein Anderes bejtimmt ift. 
Die Vorſchrift des 8. 151 Sab 2 findet Anwendung. 

$. 153. 

Das Zuſtandekommen des Vertrags wird nicht dadurch 

gehindert, daß der Antragende vor der Annahme jtirbt oder 


u 
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geihäftsunfähig wird, es jei denn, daß ein anderer Wille 
de3 Antragenden anzunehmen ift. 
$. 154. 

Solange nicht die Parteien fi über alle Punkte eines 
Vertrag geeinigt haben, über die nach der Erklärung auch 
nur einer Partei eine Bereinbarung getroffen merden joll, 
it im Zweifel der Vertrag nicht geichloffen. Die Verſtän— 
digung Über einzelne Punkte iſt auch dann nicht bindend, 
wenn eine Aufzeichnung ftattgefunden Hat. 

Sit eine Beurkundung des beabjichtigten Vertrags ver- 
abredet worden, jo ift im Zweifel der Vertrag nicht ge- 
ihlojjen, bi3 die Beurkundung erfolgt ift. 

§. 155. 

Haben fich die Parteien bei einem Vertrage, den fie als 
geichlofjen anjehen, über einen Punkt, über den eine Verein- 
barung getroffen werden jollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, 
jo gilt da3 Vereinbarte, jofern anzunehmen ift, daß der Ver- 
trag auch ohne eine Beſtimmung über diefen Punkt gejchlofjen 
fein würde. 

8. 156. 

Bei einer Verfteigerung kommt der Bertrag erſt durch 
den Zufchlag zu Stande. Ein Gebot erlijcht, wenn ein Leber- 
gebot abgegeben oder die Berjteigerung ohne Exrtheilung des 
Zuſchlags geſchloſſen wird. 


Verträge ſind ſo auszulegen, wie Treu und Glauben 
mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte e3 erfordern. 


Vierter Titel. 
Bedingung. Beitbeftimmung. 


$. 158. 

Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer aufjchiebenden Be- 
dingung vorgenommen, jo tritt die von der Bedingung abhängig 
gemachte — mit dem Eintritte der Bedingung ein. 

Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer auflöſenden Be— 
dingung vorgenommen, ſo endigt mit dem Eintritte der Be— 
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dingung die Wirkung des Rechtsgeſchäfts; mit biefem Zeit— 
punkte tritt der frühere Rechtszuſtand mwieder ein. 


$. 159. 


Sollen nad) dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts die an den 
Eintritt der Bedingung gefnüpften Folgen auf einen früheren 
Beitpunft zurüdbezogen werden, jo find im Falle des Ein- 
tritt3 der Bedingung die Betheiligten verpflichtet, einander 
zu gewähren, was jie haben würden, wenn die Folgen in 
dem früheren Beitpunft eingetreten mären. 


$. 160. 


Wer unter einer aufjchiebenden Bedingung berechtigt ift, 
fann im alle des Eintritt3 der Bedingung Schadenderjag 
von dem anderen Theile verlangen, wenn diefer während 
der Schmwebezeit das von der Bedingung abhängige Recht 
durch fein Verfchulden vereitelt oder beeinträchtigt. 

Den gleichen Anſpruch Hat unter denjelben Voraus— 
jeungen bei einem unter einer auflöjfenden Bedingung vor— 
genommenen NRecht3gejchäfte derjenige, zu deffen Gunften der 
frühere Rechtszuſtand mwiedereintritt. 


S. 161. 


Hat Jemand unter einer aufjchiebenden Bedingung über 
einen Gegenſtand verfügt, jo iſt jede weitere Verfügung, die 
er während der Schmwebezeit über den Gegenjtand trifft, im 
Falle des Eintritt3 der Bedingung inſoweit unwirkſam, als 
jie die von der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. Einer folchen Verfügung fteht eine 
Verfügung gleich, die während der Schwebezeit im Wege der 

wangsvollitredung oder der Arreftvollzgiehung oder durch den 
onfursvermwalter erfolgt. 

Dasjelbe gilt bei einer auflöfenden Bedingung von den 
Verfügungen desjenigen, defjen Recht mit dem Eintritte der 
Bedingung endigt. 

Die Vorſchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte 
bon einem Nichtberechtigten herleiten, finden entjprechende 
Anwendung. 
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§. 162. 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu 
deren Nachtheil er gereichen würde, wider Treu und Glauben 
verhindert, jo gilt Die Bedingung als eingetreten. 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu 
deren Vortheil er gereicht, wider Treu und Glauben herbei- 
geführt, jo gilt der Eintritt als nicht erfolgt. 


$. 163. 

Sit für die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts bei defjen 
Vornahme ein Anfang3- oder ein Endtermin beftimmt worden, 
jo finden im erjteren alle die für die aufichiebende, im 
legteren Falle die für die auflöfende Bedingung geltenden 
Vorſchriften der 88. 158, 160, 161 entjprechende Anwendung. 


Fünfter Titel. 
Vertretung. vVollmacht. 


$. 164. 

Eine Willenserklärung, die Jemand innerhalb der ihm 
zuftehenden Vertretungsmacht im Namen de3 Vertretenen 
abgiebt, wirft unmittelbar für und gegen den Vertretenen. 
Es macht feinen Unterjhied, ob die Erklärung ausdrücklich 
im Namen des PVertretenen erfolgt oder ob die Umftände er- 
geben, daß fie in defjen Namen erfolgen ſoll. 

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht 
erfennbar hervor, jo kommt der Mangel des Willens, im 
eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht. 

Die Vorſchriften des Ab. 1 finden entiprechende An- 
wendung, wenn eine gegenüber einem Anderen abzugebende 
Willenserflärung dejjen Vertreter gegenüber erfolgt. 


S. 65. 

Die Wirkſamkeit einer von oder gegenüber einem Ber- 
treter abgegebenen Willenserflärung wird nicht dadurch be- 
einträchtigt, daß der Vertreter in der Geichäftsfähigfeit be- 
Ichränft ih 


§. 166. 
Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung 
duch Willensmängel oder durch die Kenntniß oder das 
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Kennenmüffen gewifjer Umftände beeinflußt werden, kommt 
nicht die Perſon des Vertretenen , fondern die de3 Vertreters 
in Betracht. 

Hat im Falle einer durch Rechtsgeſchäft ertheilten Ver— 
tretungsmacht (Vollmacht) der Vertreter nach bejtimmten 
Weiſungen des Vollmachtgeber3 gehandelt, jo kann fich diejer 
in Anſehung ſolcher Umſtände, die er felbft kannte, nicht auf 
die Unfenntniß des Vertreter berufen. Dasſelbe gilt von 
Umftänden, die der Bollmadhtgeber fennen mußte, jofern das 
Kennenmüfjen der Kenntniß gleichjteht. 


8. 167. 

Die Ertheilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung 
gegerüber dem zu Bevollmächtigenden oder dem Dritten, dem 
gegenüber die Vertretung ftattfinden joll. 

Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das 
Rechtsgeſchäft beſtimmt ift, auf das ſich die Vollmacht bezieht. 
§. 168. 

Das Erlöſchen der Vollmacht bejtimmt fi) nach dem’ 
ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. 
Die Vollmacht ift auch bei dem Fortbeſtehen des Necht3- 
verhältniffe3 miderruflich, fofern fich nicht aus diefem ein 
Anderes ergiebt. Auf die Erklärung des Widerrufs findet 
die Vorſchrift des 8. 167 Abi. 1 entjprechende Anwendung. 

$. 169. 

Soweit nad) den 88. 674, 729 die erlojchene Bollmacht eines 
Beauftragten oder eines gejchäftsführenden Gejellichafterö als 
fortbeftehend gilt, wirkt fie nicht zu Gunften eines Dritten, 
der bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts das Erlöfchen 
fennt oder fennen muß. 

$. 170. 

Wird die Vollmacht durch Erklärung gegenüber einem 
Dritten ertheilt, jo bleibt fie diefem gegenüber in Kraft, bis 
ihm das Erlöfchen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 

$. 171. 

Hat Jemand durch befondere Mittheilung an einen Dritten 
oder durch öffentliche Bekanntmachung fundgegeben, daß er 
einen Anderen bevollmächtigt Habe, jo ift diejer auf Grund 
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der Kundgebung im erjteren Falle dem Dritten gegenüber, 
im leßteren alle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung 
befugt. 

Die Vertretungsmacht bleibt bejtehen, bis die Kund- 
gebung in derjelben Weife, wie fie erfolgt ift, widerrufen wird. 


$. 172. 

Der bejonderen Mittheilung einer Bevollmächtigung 
durch den Vollmachtgeber fteht e3 gleich), wenn dieſer dem 
Vertreter eine VBollmachtsurfunde ausgehändigt hat und der 
Vertreter fie dem Dritten vorlegt. 

Die Vertretungsmacht bleibt beitehen, bis die VBollmadht3- 
urfunde dem Vollmachtgeber zurücdgegeben oder für kraftlos 
erflärt wird. 

§. 173. 

Die Vorſchriften des 8. 170, des 8. 171 Abj. 2 und des 
8. 172 Abſ. 2 finden feine Anwendung, wenn ber Dritte das 
Erlöjchen der Bertretungdmacht bei der Vornahme des Necht3- 
geſchäfts kennt oder kennen muß. 

8§. 174. 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ein Bevollmächtigter 
einem Anderen gegenüber vornimmt, iſt unwirkſam, wenn 
der Bevollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und 
der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unver— 
züglich zurückweiſt. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Vollmachtgeber den Anderen von der Bevollmäch— 
tigung in Kenntniß geſetzt hatte. 

§. 175. 

Nach dem Erlöſchen der Vollmacht Hat der Bevoll- 
mächtigte die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurück— 
zugeben; ein Burüdbehaltungsrecht fteht ihm nicht zu. 

$. 176. 

Der Bollmachtgeber kann die Vollmacht3urfunde durch 
eine öffentliche Belanntmahung für kraftlos erflären; Die 
Kraftloserflärung muß nad den für die öffentliche ——— 
einer Ladung geltenden Vorſchriften der Civilprozeßordnun 
veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats * 
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der legten Einrüdung in die öffentlichen Blätter wird die 
Kraftloserflärung wirkſam. 

Buftändig für die Bewilligung der Veröffentlichung iſt 
ſowohl das Amtsgericht, in deſſen Besirfe der Bollmachtgeber 
jeinen allgemeinen Gerichtsftand Hat, als das Amtögericht, 
welches für die Klage auf Rüdgabe der Urkunde, abgejehen 
von dem Werthe des Streitgegenjtandes, zuftändig fein würde. 

Die Kraftloserflärung ift unwirkſam, wenn der Voll— 
machtgeber die Vollmacht nicht widerrufen kann. 


$. 177. 

Schließt Jemand ohne Bertretunggmadt im Namen 
eines Anderen einen Vertrag, jo hängt die Wirkjamfeit des 
Vertrags für und gegen den Bertretenen von deſſen Ge- 
nehmigung ab. 

Fordert der andere Theil den Vertretenen zur Erklärung 
über die Genehmigung auf, jo fann die Erklärung nur ihm 
gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Vertreter 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Ge— 
nehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann nur 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der 
Aufforderung erflärt werden; mird fie nicht erklärt, jo gilt 
fie als verweigert. 

$. 178. 

Bis zur Genehmigung des Vertrag ift der andere Theil 
zum Widerrufe berechtigt, es jei denn, daß er den Mangel der 
Vertretungsmacht bei dem Abſchluſſe des Vertrags gefannt 
hat. Der Widerruf kann audy dem Vertreter gegenüber er- 
Härt werden. 

$. 179. 


Wer al3 Vertreter einen Vertrag gefchloffen Hat, ift, 
jofern er nicht jeine Vertretungsmacht —5* — dem anderen 
Theile nach deſſen Wahl zur Erfüllung oder zum Schadens— 
erſatze verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung des 
Vertrags verweigert. 

Hat der Vertreter den Mangel der Vertretungsmacht 
nicht gekannt, ſo iſt er nur zum Erſatze desjenigen Schadens 
verpflichtet, welchen der andere Theil dadurch erleidet, daß 
er auf die Vertretungsmacht vertraut, jedoch nicht über den 


ITI. Abſchn.: Rechtsgeſch.6. Tit.: Einwillig. Genehmigung. (55. 177—182.) 41 


Betrag des SYnterefjes hinaus, welches der andere Theil an 
der Wirkfjamfeit ded Vertrag hat. 

Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Theil den 
Mangel der Vertretungsmacht kannte oder kennen mußte. 
Der Vertreter haftet auch dann nicht, wenn er in der Ge- 
ihäftsfähigfeit bejchränft war, e3 jei denn, daß er mit Zu— 
jtimmung feines gejeglichen Vertreters gehandelt hat. 

$. 180. 

Bei einem einfeitigen Rechtsgeſchäft ift Vertretung ohne 
Vertretungsmacht unzuläſſig. Hat jedoch derjenige, welchem 
gegenüber ein jolches Rechtögeichäft vorzunehmen war, Die 
von dem Vertreter behauptete Bertretungsmacht bei der Vor- 
nahme des Rechtsgeſchäfts nicht beanjtandet oder iſt er da- 
mit einverftanden geweſen, daß der Vertreter ohne Ver— 
tretungsmacht handele, jo finden die Vorichriften über Ver- 
träge entjprechende Anmendung. Das Gleiche gilt, wenn ein 
einjeitiges Nechtögeichäft gegenüber einem PVertreter ohne 
Vertretungsmacht mit deffen Einverftändniffe vorgenommen 
wird. 

8. 181. 

Ein Bertreter kann, joweit nicht ein Anderes ihm ge- 
ftattet ift, im Namen de3 Vertretenen mit fich im eigenen 
Namen oder al3 Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft 
nicht vornehmen, e3 jei denn, daß das Rechtsgeſchäft aus- 
ichlieglich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit befteht. 


Sechſter Titel. 
Einwilligung. Genehmigung. 


$. 182. 

änat die Wirkjamfeit eine Vertrag oder eines ein- 
jeitigen Rechtsgeſchäfts, das einem anderen gegenüber vor- 
zunehmen ift, von der Buftimmung eines Dritten ab, jo 
tarın die Ertheilung jowie die Verweigerung der Zuftimmung 
ſowohl dem einen al3 dem anderen Theile gegenüber erflärt 

en. 

ne Buftimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft 
beftimmten Form. 
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Wird ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkſamkeit 
bon der Zuftimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung 
des Dritten vorgenommen, jo finden die Vorjchriften des 
8. 111 Saß 2, 3 entiprechende Anwendung. 


$. 183. 


Die vorherige Zuftimmung (Einwilligung) ift bis zur 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts mwiderruflich, ſoweit nicht aus 
dem ihrer Ertheilung zu Grunde liegenden Rechtöverhält- 
nifje fich ein Anderes ergiebt. Der Widerruf fann ſowohl 
a einen al3 dem anderen Theile gegenüber erklärt 
werden. 


$. 184. 


Die nachträgliche Zuftimmung (Genehmigung) wirkt auf 
den -Zeitpunft der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurüd, ſo— 
weit nicht ein Anderes bejtimmt ift. 

Durch die Rückwirkung merden rue nicht un- 
wirkſam, die vor der Genehmigung über den Gegenftand de3 
Rechtsgeſchäfts von dem — enden getroffen worden 
oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvoll— 
ziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt find. 


S. 185. 


Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter über einen 
Gegenjtand trifft, iſt wirkſam, wenn fie mit Einwilligung 
des Berechtigten erfolgt. 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn der Beredtigte fie 
genehmigt oder wenn der Verfügende den Gegenſtand erwirbt 
oder wenn er bon dem Berechtigten beerbt wird und diejer 
für die Nachlaßverbindlichkeiten unbejchränft haftet. In den 
beiden leßteren Fällen wird, mwenn über den Gegenjtand 
mehrere mit einander nicht in Einklang jtehende Ver— 
fügungen getroffen worden find, nur die frühere Ver— 
fügung wirkſam. 
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Bierter Abjchnitt. 
Srilten. Termine. 


§. 186. 

Für die in Gejegen, gerichtlihen Verfügungen und 
Rechtsgeſchäften enthaltenen Frift- und Terminsbejtimmungen 
gelten Die Auslegungsvorjchriften der 88. 187 bis 193. 

S. 187. 

Sit für den Anfang einer Friſt ein Ereigniß oder ein 
in den Lauf eines Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, jo 
wird bei der Berechnung der Friſt der Tag nicht mitgerechnet, 
in welchen das Ereigniß oder der Beitpunft fällt. 

Sit der Beginn eines Tages der für den Anfang einer 
Friſt maßgebende Zeitpunkt, jo wird diefer Tag bei der Be- 
rechnung der Frijt mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem 
Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters. 

$. 188. 

Eine nad) Tagen beftimmte Friſt endigt mit dem Ab— 
laufe des legten Tages der Frift. 

Eine Frift, die nad —* nach Monaten oder nach 
einem mehrere Monate umfaſſenden Zeitraume — Jahr, 
halbes Jahr, Vierteljahr — beſtimmt iſt, endigt im Falle 
des 8. 187 Abſ. 1 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der 
legten Woche oder des letzten Monat, welcher durch jeine 
Benennung oder feine Zahl dem Tage entjpricht, in den das 
Ereigniß oder der Zeitpunkt fällt, im Falle des 8. 187 Abi. 2 
mit dem Ablaufe desjenigen Tages der lebten Woche oder 
de3 letzten Monat3, welcher dem Tage vorhergeht, der durch 
feine — oder ſeine Zahl dem Anfangstage der Friſt 
entſpricht. 

ehe bei einer nach Monaten bejtimmten Friſt in dem 
letzten Monate der für ihren Ablauf maßgebende Tag, jo 
endigt die Friſt mit dem Ablaufe des legten Tages diejes 
Monat. 

$. 189. 


Unter einem halben Jahre wird eine Friſt von ſechs 
Monaten, unter einem WBierteljahre eine Zrijt von Drei 
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Monaten, unter einem halben Monat eine Frift von fünf- 
zehn Tagen verftanden. 

Sit eine Frift auf einen oder mehrere ganze Monate 
und einen halben Monat geftellt, jo find die fünfzehn Tage 
zulegt zu zählen. 

$. 190. 
‚Im alle der Verlängerung einer Frift wird die neue 
Friſt von dem Ablaufe der vorigen Friſt an berechnet. 


$. 191. 

Sit ein Zeitraum nah Monaten oder nad Fahren in 
dem Sinne bejtimmt, daß er nicht zujammenhängend zu ver- 
laufen braucht, jo wird der Monat zu dreißig, das Jahr zu 
dreihundertfünfundjechzig Tagen gerechnet. 

8§. 192. 
Unter Anfang des Monats wird der erſte, unter Mitte 


des Monats der fünfzehnte, unter Ende des Monats der 
letzte Tag des Monats verſtanden. 


$. 193. 


Iſt an einem beſtimmten Tage oder innerhalb einer 
Friſt eine Willenserklärung abzugeben oder eine Leiſtung zu 
bewirken und fällt der beſtimmte Tag oder der letzte Tag 
der Friſt auf einen Sonntag oder einen am Erklärungs— 
oder Leiftungsorte ftaatlich anerfannten allgemeinen Feiertag, 
jo tritt an die Stelle des Sonntag oder des Feiertags der 
nädjtfolgende Werktag. 


Fünfter Abjchnitt. 
Berjährung. 


S. 194. 


Das Recht, von einem Anderen ein Thun oder ein Unter- 
laſſen zu verlangen (Anſpruch), unterliegt der Verjährung. 

Der Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältniß 
unterliegt der Verjährung nicht, ſoweit er auf die Herjtellung 


V. Abſchnitt: Verjährung. (88. 190196.) 45 


des dem Berhältniß entjprechenden Zuſtandes für die Zu- 
funft gerichtet ift. s 
. 195. 


Die regelmäßige Verjährungsfrift beträgt dreißig Jahre. 
S. 196. 


In zwei Jahren verjähren die Anfprüche: 

1. der Kaufleute, Fabrifanten, Handwerker und derjenigen, 
welche ein Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von 
Waaren, Ausführung von Wrbeiten und Bejorgung 
fremder Geſchäfte, mit Einfluß der Auslagen, es jei 
denn, daß die Leiftung für den Gewerbebetrieb des 
Schuldners erfolgt; 

2. derjenigen, welche Land- oder Forftwirthichaft betreiben, 
für Lieferung von land» oder forjtwirthichaftlichen Er- 
zeugnifien, jofern die Lieferung zur Verwendung im 
Haushalte des Schuldners erfolgt; 

3. der Eifenbahnunternehmungen, Frachtfuhrleute, Schiffer, 
Lohnkutſcher und Boten wegen des Fahrgeldes, der 
Fracht, des Fuhr- und Botenlohns, mit Einjchluß der 
Auslagen; 

4. der Gajtwirthe und derjenigen, welche Speifen oder 
Getränke gemwerb3mäßig verabreichen, für Gewährung 
von Wohnung und Belöftigung jowie für andere den 
Säften zur Befriedigung ihrer Bedürfnifje gewährte 
Leiſtungen, mit Einfchluß der Auslagen; 

5. derjenigen, welche Xotterieloofe vertreiben, aus dem 
Vertriebe der Looſe, es jei denn, daß die Looſe zum 
Weitervertriebe geliefert werden; 

6. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmäßig ver- 
miethen, wegen de3 Miethzinfes; 

7. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten 
Perſonen zu gehören, die Bejorgung fremder Gejchäfte 
oder die Leiftung von Dienften gewerbsmäßig betreiben, 
twegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe gebührenden 
Bergütungen, mit Einjchluß der Auslagen; 

8. derjenigen, welche im ‘Privatdienfte ftehen, wegen des 
Gehalts, Lohnes oder anderer Dienftbezüge, mit 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 
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Einihluß der Auslagen, ſowie der Dienftberechtigten 
wegen der auf ſolche Anjprüche gewährten Vorſchüſſe; 


. der gewerblichen Arbeiter — Gejellen, Gehülfen, Lehr- 


linge, Fabrifarbeiter —, der Tagelöhner und Hand- 
arbeiter megen des Lohnes und anderer an Stelle oder 
als Theil des Lohnes vereinbarter Leijtungen, mit Ein- 
ichluß der Auslagen, jowie der Wrbeitgeber wegen ber 
auf jolche Anjprüche gewährten Vorſchüſſe; 

der Lehrherren und Lehrmeifter wegen des Lehrgeldes 
und anderer im —— vereinbarter Leiſtungen 
ſowie wegen der für die Lehrlinge beſtrittenen Auslagen; 
der öffentlichen Anſtalten, welche dem Unterrichte, der 
Erziehung, Verpflegung oder Heilung dienen, ſowie der 
Inhaber von Privatanſtalten ſolcher Art für Gewährung 
von Unterricht, Verpflegung oder Heilung und für die 
damit zuſammenhängenden Aufwendungen; 

derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung oder zur 
Erziehung aufnehmen, für Leiſtungen und Aufwen— 
dungen der in Nr. 11- bezeichneten Art; 

der öffentlichen Lehrer und der WPrivatlehrer megen 
ihrer Honorare, die Anjprüche der öffentlichen a 
jedoh nicht, wenn fie auf Grund bejonderer Ein- 
richtungen geftundet find; 

ber Werzte, insbejondere aud) der Wundärzte, Geburt3- 
helfer, Zahnärzte und Thierärzte, fowie der Hebammen 
für ihre Dienftleiftungen, mit Einjchluß der Auslagen; 
ber Rechtsanwälte, Notare und Gerichtövollzieher ſowie 
aller Perſonen, die zur Bejorgung gemifjer Gejchäfte 
öffentlich beftellt oder zugelaffen find, wegen ihrer Ge- " 
bühren und Auslagen, jomweit nicht dieje zur Gtaats- 
kaſſe fließen; 

der Parteien megen der ihren Rechtsanwälten ge- 
leifteten Vorſchüſſe; 

der Zeugen und Sachverſtändigen megen ihrer Ge- 
bühren und Auslagen. 


Soweit die im Abſ. 1 Nr. 1,2, 5 bezeichneten Anjprüche 
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nicht der Verjährung von zwei Jahren unterliegen, verjähren 
fie in vier Jahren. 
8. 197. 

Sn vier Jahren verjähren die Anfprüche auf Rüdftände 
von Zinſen, mit Einfluß der als Zuſchlag zu den Binfen 
zum Zwecke allmählicher Tilgung des Kapital3 zu entrichten- 
den Beträge, die Anſprüche auf Rüdftände von Mieth- und 
Pachtzinſen, ſoweit fie nicht unter die Vorfchrift des 8. 196 
Abi. 1 Nr. 6 fallen, und die Anfprüche auf Rüdftände von 
Renten, Auszugleiftungen, Bejoldungen, Wartegeldern, Ruhe— 
gehalten, Unterhalt3beiträgen und allen anderen regelmäßig 
wiederkehrenden Leiftungen. 


8. 198. 

Die Verjährung beginnt mit dert Entjtehung de3 An— 
ipruch3. Geht der Anſpruch auf ein Unterlaffen, jo beginnt 
die Verjährung mit der Zumiderhandlung. 

$. 199. 

Kann der Berechtigte die Leiftung erft verlangen, wenn 
er dem Verpflichteten gekündigt hat, jo beginnt die Verjährung 
mit dem Zeitpunfte, von welchem an die Kündigung zuläffig 
it. Hat der Berpflichtete die Leiftung erft zu bewirken, wenn 
feit der Kündigung eine beftimmte Frift verftrichen ift, fo 
wird der Beginn der Verjährung um die Dauer der Frift 
hinausgejchoben. 

$. 200. 


Hängt die Entftehung eines Anſpruchs davon ab, daß 
der Berechtigte von einem ihm zuftehenden Anfechtungsrechte 
Gebrauch; macht, fo beginnt die Verjährung mit dem Zeit- 
punkte, von welchem an die Anfechtung zuläffig if. Dies 
gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung ſich auf ein familien- 
rechtliche Verhältniß bezieht. 

$. 201. 

Die Verjährung der in den 3 196, 197 bezeichneten 
Anfprüche beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem 
der nach den 88. 198 bis 200 maßgebende Zeitpunkt eintritt. 
Kann die Leijtung erft nach dem Ablauf einer über diejen 
Zeitpunkt Hinaugreichenden Zrift verlangt werden, jo beginnt 
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die Verjährung mit dem Schluffe ded Jahres, in welchem 
die Frift abläuft. 
S. 202. 


Die Verjährung ift gehemmt, folange die Leiftung ge- 
ftundet oder der Verpflichtete au3 einem anderen Grunde 
vorübergehend zur Verweigerung der Leiftung berechtigt ift. 

Dieje Vorſchrift findet feine Anwendung auf die Einrede 
de3 Zurüdbehaltungsrecht3, des nicht erfüllten Vertrags, der 
mangelnden Gicherheitäleiftung, der Vorausklage jowie auf 
die nach $. 770 dem Bürgen und nach den 88. 2014, 2015 
dem Erben zujtehenden Einreden. 

S. 203. 

Die Verjährung ift gehemmt, folange der Berechtigte durch 
Stillftand der Rechtspflege innerhalb der legten ſechs Monate 
der Verjährungsfrift an der Nechtöverfolgung verhindert if. 

Da3 Gleiche gilt, wenn eine folche Verhinderung in an— 
derer Weije durch höhere Gewalt herbeigeführt wird. 


$. 204. 

Die Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Ehegatten iſt 
gehemmt, jolange die Ehe beiteht. Das Gleiche gilt von An- 
ſprüchen zwijchen Eltern und Kindern während der Minder- 
jährigfeit der Kinder und von Anſprüchen zwiſchen dem 
Bormund und dem Mündel während der Dauer des Vor- 
mundjchaftöverhältniffes. 

$. 205. 


Der Beitraum, während defjen die Verjährung gehemmt 

ift, wird in die Verjährungsfrift nicht eingerechnet. 
$. 206. 

Sit eine gejchäftsunfähige oder in der Gejchäftsfähigfeit 
beſchränkte Perjon ohne gejeglichen Vertreter, jo wird die 
egen fie laufende Verjährung nicht vor dem Ablaufe von 
Beh Monaten nad) dem Zeitpunkte vollendet, in welchen 
die Berjon unbejchränft geichäftsfähig wird oder der Mangel 
der Vertretung aufhört. Sit die Verjährungsfrift fürzer als 
ſechs Monate, jo tritt der für die Verjährung bejtinmte 
Beitraum an die Stelle der jechd Monate. 
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Dieſe Vorjchriften finden feine Anwendung, ſoweit eine 
in der Gejchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon prozeßfähig iſt. 
§. 207. 

Die Verjährung eines Anſpruchs, der zu einem Nachlaſſe 
gehört oder ſich gegen einen Nachlaß richtet, wird nicht vor 
dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) dem Zeitpunkte voll— 
endet, in welchem die Erbichaft von dem Erben angenommen 
oder der Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird oder von 
welchem an der Anſpruch von einem Vertreter oder gegen 
einen Bertreter geltend gemacht werden fann. Sit die Ver- 
jährungsfrift fürzer als ſechs Monate, jo tritt der für Die 
Verjährung beftimmte Zeitraum an die Stelle der ſechs Monate. 


g. 208. 

Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berpflich- 
tete dem Berechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abjchlag- 
zahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiftung oder in anderer 
Weiſe anerkennt. 

$. 209. 

Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berech— 
tigte auf Befriedigung oder auf Feititellung des Anſpruchs, 
auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel oder auf Erlafjung 
des VollftredungsurtHeils Klage erhebt. 

Der Erhebung der Klage jtehen gleich: 

. die ——— eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren; 

. die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe; 

j De rg der Aufrechnung des Anſpruchs im 

rozeſſe; 

. bie Streitverkündung in dem Prozeſſe, von deſſen Aus— 
gange der Anjpruc abhängt; 

. die Bornahme einer Vollftrefungshandlung und, fomeit 
die Zwangsvollſtreckung den Gerichten oder anderen 
Behörden zugemwiejen ift, die Stellung des Antrags auf 
Bmwangsvolljtredung. 


$. 210. 
Hängt die Buläffigfeit des Rechtswegs von der Bor- 
entfcheidung einer Behörde ab oder hat die Beitimmung des 
Bürgerliches Geſetzbuch. 4 
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zuftändigen Gericht3 durch ein höheres Gericht zu erfolgen, 
jo wird die Verjährung durch die Einreichung des Gejuchs 
an die Behörde oder das höhere Gericht in gleicher Weiſe 
wie durch Klagerhebung unterbrochen, wenn die Klage binnen 
drei Monaten nach der Erledigung des Geſuchs erhoben wird. 
Auf dieſe Friſt finden die Vorjchriften der 88. 203, 206, 
207 entjprechende Anmwendung. 


$. 211. 

Die Unterbrechung, durch Klagerhebung dauert fort, bis 
der Prozeß rechtöfräftig entjchieden oder andermweit er» 
ledigt ift. 

Geräth der Prozeß in Folge einer Vereinbarung oder 
dadurch, daß er nicht betrieben wird, in Stillftand, jo endigt 
die Unterbrechung mit der letzten Prozeßhandlung der Par— 
teien oder des Gerichtd. Die nach der Beendigung der 
Unterbrehung beginnende neue Verjährung mwird Dadurch, 
daß eine der Parteien den Prozeß weiter betreibt, in gleicher 
Weije wie durch Klagerhebung unterbrochen. 


$. 212. 

Die Unterbrehung durch Slagerhebung gilt als nicht 
erfolgt, wenn die Klage zurüdgenommen oder durch ein nicht 
in der Sache jelbjt entjcheidendes Urtheil rechtskräftig ab- 
gewiejen wird. 

Erhebt der Berechtigte binnen jechd Monaten von neuem 
Klage, jo gilt die Verjährung als durch die Grhebung der 
erſten Klage unterbrochen. Auf dieje Frift finden die Vor— 
ihriften der 88. 203, 206, 207 entjprechende Anwendung. 


$. 213. 

Die Unterbredung durch Zuftellung eines Bahlungs- 
befehls im Mahnverfahren gilt al3 nicht erfolgt, wenn die 
Wirkungen der Rechtshängigkeit erlöfchen. 

$. 214. 

Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurje dauert 
fort, bis der Konkurs beendigt ift. 

Die Unterbrechung gilt al3 nicht erfolgt, wenn die An— 
meldung zurüdgenommen wird. 


V. Abſchnitt: Verjährung. (88. 211—218.) 51 


MWird bei der Beendigung des Konkurjes für eine Forde— 
rung, die in Folge eines bei der Prüfung — Wider⸗ 
ſpruchs in Biozeh befangen ijt, ein Betrag zurüdbehalten, 
jo dauert die Unterbrechung auch nach der Beendigung des 
Konkurſes fort; das Ende der Unterbrechung bejtimmt fich 
nach den Vorjchriften des 8. 211. 

$. 215. 

Die Unterbrechung durch Geltendmachung der Aufrech- 
nung im Prozeß oder durch Streitverfündung dauert fort, 
bis der Prozeß rechtökräftig entjchieden oder anderweit er- 
ledigt ift; die Vorjchriften des 8. 211 Abi. 2 finden An- 
wendung. 

Die Unterbredung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht 
binnen ſechs Monaten nad) der Beendigung des Prozeſſes 
Klage auf Befriedigung oder Feltftellung des Anſpruchs er- 
hoben wird. Auf Ddieje Friſt finden die Borjchriften der 
88. 203, 206, 207 entjprechende Anwendung. 

$. 216. 

Die Unterbrehung durch Vornahme einer Vollitredungs- 
handlung gilt als nicht erfolgt, wenn die Bolljtredungs- 
maßregel auf Antrag de3 Berechtigten oder wegen Mangeld 
der gejetlichen Vorausſetzungen aufgehoben wird. 

Die Unterbrehung durch; Stellung de3 Antrag auf 
BZwangdvollitredung gilt al3 nicht erfolgt, wenn dem Antrage 
nicht jtattgegeben oder der Antrag vor der Vornahme der 
Bollftredungshandlung zurüdgenommen oder die ermwirfte 
Bollitredungsmaßregel nad Abi. 1 aufgehoben wird. 

$. 217. 

Wird die Verjährung unterbrochen, jo fommt die bis 
zur Unterbredung verftrichene Zeit nicht in Betracht; eine 
neue Verjährung kann erjt nach der Beendigung der Unter- 
brechung beginnen. 

§. 218. 

Ein rechtöfräftig feftgeftellter Anfpruch verjährt in dreißig 
Sahren, auch wenn er an fidh einer fürzeren Berjährung 
unterliegt. Das Gleiche gilt von dem Antbruc aus einem 
vollftredbaren Vergleich oder einer vollitredbaren Urkunde 

4* 
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jowie von einem Anjpruche, welcher durch die im Konkurs 
erfolgte Feſtſtellung vollitredbar geworden ift. 

Soweit ſich die Feſtſtellung ag regelmäßig mieder- 
fehrende, erſt künftig fällig werdende Leiſtungen bezieht, be— 
wendet e3 bei der fürzeren Verjährungäfrift. 


$. 219. 
Als rechtöfräftige Enticheidung im Sinne des 8. 211 
Abi. 1 und des — Abſ. 1 gilt auch ein unter Vorbehalt 
ergangenes rechtskräftiges Urtheil. 


§. 220. 

Iſt der Anſpruch vor einem Schiedsgericht oder einem 
beſonderen Gerichte, vor einem Verwaltungsgericht oder einer 
Verwaltungsbehörde geltend zu machen, ſo finden die Vor— 
ſchriften der 88. 209 bis 213, 215, 216, 218, 219 ent» 
Iprechende Anwendung. 

Sind in dem Schiedövertrage die Schiedsrichter nicht 
ernannt oder ijt die Ernennung eines Schiedsrichters aus 
einem anderen Grunde erforderlich oder Tann da3 Schied3- 
gericht erft nach der Erfüllung einer fonftigen Vorausſetzun 
angerufen werden, jo mwird die Verjährung jchon Yes: 
unterbrochen, daß der Berechtigte das zur Erledigung der 
Sache jeinerjeit3 Erforderliche vornimmt. 


i $. 221. 

Gelangt eine Sache, in Anfehung deren ein dinglicher 
Anspruch befteht, durch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines 
Dritten, fo fommt die während des Beſitzes des Rechts— 
vorgängers verftrichene Verjährungszeit dem Rechtönachfolger 
zu Statten. 

8. 222. 

Nach der Vollendung der Verjährung ift der Verpflichtete 
berechtigt, die Leiftung zu bermeigern. 

Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Ge- 
leiftete fann nicht zurüdgefordert werden, auch wenn Die 
Leiftung in Unfenntniß der Verjährung bewirkt worden ift. 
Das Gleiche gilt von einem vertragsmäßigen Anerkenntniſſe 
jowie einer Sicherheitgleijtung des Verpflichteten. 


vI. Abichn.: Ausübung d. Rechte. Selbftvertheid. Selbfth. (88. 219— 228.) 53 


$. 223. 

Die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine Hypothek 
oder ein Pfandrecht bejteht, hindert den Berechtigten nicht, 
jeine Befriedigung aus dem verhafteten Gegenftande zu juchen. 

Iſt zur Sicherung eined Anſpruchs ein Recht übertragen 
worden, jo kann die NRüdübertragung nidht auf Grund der 
Verjährung des Anſpruchs gefordert werden. 

Dieſe Vorfchriften finden feine Anwendung bei der Ver- 
jährung von Anjprühen auf Rüdjtände von Zinſen oder 
anderen wiederfehrenden Leiftungen. 


8. 224. 

Mit dem Hauptanipruche verjährt der Anſpruch auf bie 
von ihm abhängenden Nebenleiftungen, auch wenn die für 
diefen Anspruch geltende bejondere Verjährung noch nicht 
vollendet ijt. 

8. 225. 

Die Verjährung kann durch Rechtsgeſchäfte weder aus— 
geſchloſſen noch erſchwert werden. leichterung der Ber- 
jährung, in3befondere Abkürzung der Verjährungsfrift, ift 


uläffig. 

a Sechſter Abſchnitt. 

Ausübung der Rechte. Selbſtvertheidigung. 
Selbſthülfe. 


§. 226. 
Die Ausübung eines Rechtes iſt unzuläſſig, wenn ſie nur 
den Zweck haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen. 


$. 227. 
A Eine durch Nothwehr gebotene Handlung ift nicht mwider- 
rechtlich. 
Nothwehr iſt diejenige Vertheidigung, welche erforderlich 
it, um einen gegenwärtigen rechtäwidrigen Angriff von fich 
oder einem Anderen abzuwenden. 
$. 228. 
Wer eine fremde Sache beſchädigt oder zerftört, um eine 
durch fie drohende Gefahr von ich oder einem Anderen ab» 
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zumenden, handelt nicht mwiderrechtlich, wenn die Beichädigun 
oder die Zerftörung zur Abwendung der Gefahr erforderli 
ift und der Schaden nicht außer Verhältniß zu der Gefahr 
fteht. Hat der Handelnde die Gefahr verjchuldet, jo ift er 
zum Schadenserſatze verpflichtet. 


$. 229. 


Wer zum Bmede der Selbjthülfe eine Sache wegnimmt, 
zerjtört oder bejchädigt oder wer zum Zwecke der GSelbithülfe 
einen Berpflichteten, welcher der Flucht verdächtig ift, feit- 
nimmt oder den Widerjtand des PVerpflichteten gegen eine 
Handlung, die diejer zu dulden verpflichtet ift, befeitigt, 
handelt nicht miderrechtlih, wenn obrigfeitliche Hülfe nicht 
rechtzeitig zu erlangen ift und ohne fofortiges Eingreifen die 
Gefahr befteht, dag die Verwirklichung des Anſpruchs ver- 
eitelt oder mefentlich erſchwert werde. 


$. 230. 


Die ber Gral darf nicht weiter gehen, als zur Ab- 
wendung ber Gefahr erforderlich ift. 

Im Falle der Wegnahme von Saden ift, jofern nicht 
Bmwangdvollitredung erwirkt wird, der dingliche Arreft zu 
beantragen. 

Im Falle der Feltnahme des Verpflichteten ift, jofern 
er nicht wieder in Freiheit gejeßt wird, der perjönliche Sicher- 
heitöarreft bei dem Amtsgerichte zu beantragen, in dejjen 
Bezirke die Feitnahme erfolgt iſt; der Verpflichtete ift un. 
verzüglich dem Gerichte vorzuführen. 

Wird der Arreftantrag verzögert oder abgelehnt, jo hat 
die Nüdgabe der meggenommenen Sachen und die Frei— 
lafjung des Feitgenommenen unverzüglich zu erfolgen. 


S. 231. 


Wer eine der im $. 229 bezeichneten Handlungen in der 
irrigen Annahme vornimmt, daß die für den Ausjchluß der 
Widerrechtlichkeit erforderlichen Vorausſetzungen vorhanden 
jeien, ift dem anderen Theile zum Schadenserjage verpflichtet, 
auch wenn der Irrthum nicht auf Fahrläffigfeit beruht. 


VII. Abſchnitt: Sicherheitäleiftung. (88. 229235.) 55 


Siebenter Abfchnitt, 
Sicherheitsleiſtung. 


§. 232. 
Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bewirken 
durch Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren, 
durch Verpfändung von Forderungen, die in das Reichs— 
ſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines 
Bundesſtaats eingetragen ſind, 

durch Verpfändung beweglicher Sachen, 

u ——— von Hypotheken an inländiſchen Grund⸗ 
tücken, 

durch Verpfändung von Forderungen, für die eine 
Hypothek an einem inländiſchen Grundſtücke beſteht, 
oder durch Verpfändung von Grundſchulden oder 
Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken. 

Kann die —— nicht in dieſer Weiſe geleiſtet 

werden, ſo iſt die Stellung eines tauglichen Bürgen zuläſſig. 


§. 233. 

Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfand— 
recht an dem hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten 
Werthpapieren und, wenn das Geld oder die Werthpapiere 
nach Tandesgejeßlicher Vorjchrift in das Eigenthum des Fiskus 
oder der als Hinterlegungsitelle beſtimmten Anftalt über- 
gehen, ein Pfandrecht an der Forderung auf Rüderftattung. 


S. 234. 

Werthpapiere find zur Sicherheitäleiftung nur geeignet, 
wenn fie auf den Inhaber lauten, einen Kurswerth haben 
und einer Gattung angehören, in der Miündelgeld angelegt 
werden darf. Den Inhaberpapieren ftehen Drderpapiere 
gleich, die mit Blankoindofjament verjehen find. 

Mit den Werthpapieren find die Zind-, Nenten-, Ge- 
winnantheil- und Erneuerungsicheine zu hinterlegen. 

Mit Werthpapieren kann icherheit nur in Höhe von 
drei Viertheilen des Kurswerths geleiftet werden. 


. 235. 
Wer durch Hinterlegung von Geld oder von MWerth- 
papieren Sicherheit geleijtet Hat, ift berechtigt, das hinterlegte 
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Geld gegen geeignete Werthpapiere, die hinterlegten Werth- 
papiere gegen andere geeignete Werthpapiere oder gegen Geld 
umzutaujchen. 


$. 236. 

Mit einer Buchforderung gegen dad Reich ober gegen 
einen Bundesſtaat kann Sicherheit nur in Höhe von Drei 
Biertheilen des Kurswerths der Werthpapiere geleiftet werden, 
deren Aushändigung der Gläubiger gegen Löſchung feiner 
Forderung verlangen Tann. 


$. 237. 

Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur in 
Höhe von zwei Prittheilen des Schäßungsmwerth3 geleijtet 
werden. Sachen, deren Verderb zu bejorgen oder deren 
Aufbewahrung mit bejonderen Schwierigkeiten verbunden ift, 
fönnen zurüdgewiejen werden. 


8. 238. 
Eine Hypothelenforderung, eine Grundjhuld oder eine 


Nentenjchuld ift zur Sicherheitäleiftung nur geeignet, wenn 
jie den Borausfegungen entjpricht, unter denen am Orte der 
Sicherheitsleiſtung ndelgeld in Hypothekenforderungen, 
Grundſchulden oder NRentenjchulden angelegt werden darf. 

Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothek be- 
jteht, ift zur GSicherheitäleiftung nicht geeignet. 


$. 239. 

Ein Bürge ift tauglich, wenn er ein der Höhe der zu 
leiftenden Sicherheit angemeſſenes Vermögen bejigt und feinen 
allgemeinen Gerichtsftand im Inlande Hat. 

Die Bürgjchaftserflärung muß den. Verzicht auf die 
Einrede der Vorausklage enthalten. 


$. 240. 
Wird die geleiftete Sicherheit ohne Verjchulden des Be— 
rechtigten unzureichend, jo ift fie zu ergänzen oder ander- 
weitige Sicherheit zu leiften. 


Zweites Bud). 
Recht der Shuldverhältniffe. 


Erſter Abſchnitt. 
Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


Erſter Titel. 
Verpflichtung zur LCeiſtung. 
S. 241. . 

Kraft des Schuldverhältnifies ift der Gläubiger berechtigt, 
von dem Schuldner eine Leiftung zu fordern. Die Leiftung 
fann auch in einem Unterlafjen bejtehen. 

5. 242. 


Der Schuldner ift verpflichtet, die Leiftung jo zu be- 
wirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verfehrs- 
fitte es erfordern. 

§. 243. 


Wer eine nur der Gattung nad) bejtimmte Sache ſchuldet, 
hat eine Sache von mittlerer Art und Güte zu leiften. 

Hat der Schuldner das zur Leiftung einer ſolchen Sache 
jeinerjeit3 Erforderliche — ſo beſchränkt ſich das Schuld— 
verhältniß auf dieſe Sache. 

§. 244. 

Iſt eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte Geld- 

ſchuld im Inlande zu zahlen, jo kann die Zahlung in Reichs- 
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währung erfolgen, es ſei denn, daß Zahlung in ausländischer 
Währung ausdrüdlich bedungen ift. 

Die Umrechnung erfolgt nach dem ee der zur 
Beit der Zahlung für den Zahlungsort maßgebend ift. 


S. 245. 

Sit eine Geldſchuld in einer beftimmten Münzjorte zu 
zahlen, die fich zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Um- 
laufe befindet, jo ijt die Zahlung jo zu leiften, wie wenn 
die Münzſorte nicht beſtimmt märe. 

S. 246. 

Iſt eine Schuld g Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu ver- 
zinjen, jo find vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, 
jofern nicht ein Anderes bejtimmt ift. 


$. 247. 

Iſt ein höherer Zinsſatz als jech3 vom Hundert für das 
Sahr vereinbart, fo fann der Schuldner nad) dem Ablaufe 
von ſechs Monaten da3 Kapital unter Einhaltung einer 
Kündigungzfrift von fechd Monaten Fündigen. Das Kün— 
digungsrecht kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder 
bejchränft werden. 

Diefe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverjchreibungen 
auf den Inhaber. 

§. 248. 


Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige 
Zinſen wieder DER tragen follen, ift nichtig. 

Sparfafien, editanftalten und Inhaber von Bank— 
geichäften Fönnen im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene 
Zinſen von Einlagen al3 neue verzinsliche Einlagen gelten 
jollen. Sreditanftalten, die berechtigt find, für den Betrag 
der von ihnen gewährten Darlehen verzinslihe Schuld- 
verjchreibungen auf den Inhaber auszugeben, können Tich 
bei jolchen Darlehen die Verzinjung rücdjtändiger Zinſen im 
voraus verjprechen laſſen. 


Wer zum Schadenderjage verpflichtet ift, hat den Zuſtand 
herzuftellen, der beftehen würde, mwenn der zum Erjaße ver- 
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pflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Iſt wegen Ber- 
legung einer Perſon oder wegen Beichädigung einer Sache 
Schadenserfa zu leiften, fo fann der Gläubiger ftatt der 
Herftellung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen. 


$. 250. 


Der Gläubiger kann dem Erfabpflichtigen zur Herftellung 
eine angemefjene Friſt mit der Erflärung bejtimmen, daß er 
die Heritellung nad) dem Ablaufe der Friſt ablehne. Nach 
dem Ablaufe der Frijt kann der Gläubiger den Erſatz in Geld 
verlangen, wenn nicht die Herjtellung rechtzeitig erfolgt; der 
Anfpruch auf die Heritellung ift ausgejchlofjen. 


8. 251. 


Someit die Herftellung nicht möglich oder zur Ent- 
Ihädigung des Gläubigers nicht genügend iſt, hat der Erjaß- 
pflichtige den Gläubiger in Geld zu entichädigen. 

Der Erſatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld ent- 
\hädigen, wenn die Herftellung nur mit unverhältnigmäßigen 
Aufwendungen möglich tft. 

$. 252. 

Der zu erjfegende Schaden umfaßt auch den entgangenen 
Gewinn. ME entgangen gilt der Gewinn, welcher nad) dem 
gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach den bejonderen Um— 
jtänden, insbejondere nach den getroffenen Anftalteu und Vor— 
fehrungen, mit Wahrjcheinlichfeit erwartet werden fonnte. 


8. 253. 
Megen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, 


kann Entſchädigung in Geld nur in den durch das Geſetz 
beitimmten Fällen gefordert werden. 


$. 254. 


Hat bei der Entjtehung des Schadens ein Verſchulden 
des Beichädigten mitgewirkt, jo hängt die Verpflichtung zum 
Erjage ſowie der Umfang des zu leitenden Erjages von den 
Umftänden, insbejondere davon ab, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Theile verur- 
ſacht worden ift. 
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Died gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des 
Beichädigten darauf beichränt, daß er unterlaffen Hat, den 
Schuldner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen chadens 
aufmerkſam zu machen, die der Schuldner weder kannte noch 
kennen mußte, oder daß er unterlaſſen hat, den Schaden ab— 
zuwenden oder zu mindern. Die Vorſchrift des 8. 278 findet 
entjprechende Anwendung. 

“. 255. 


Mer * den Verluſt einer Sache oder eines Rechtes 
Schadenserſatz zu leiſten hat, iſt zum Erſatze nur gegen Ab— 
tretung der Anſprüche verpflichtet, die dem Erſatzberechtigten 
auf Grund des Eigenthums an der Sache oder auf Grund 
des Rechte gegen Dritte zuftehen. 


$. 256. 


Wer zum Erſatze von Aufwendungen verpflichtet ift, hat 
den aufgewendeten Betrag oder, wenn andere Gegenſtände 
als Geld aufgewendet worden find, den al3 Erjah ihres 
Werthed zu zahlenden Betrag bon der Zeit der Aufwendung 
an zu berzinjen. Sind Aufwendungen auf einen Gegen— 
ftand gemacht worden, der dem — herauszugeben 
iſt, ſo ſind Zinſen für die Zeit, für melde dem Erjab- 
berechtigen die Nußungen oder die Früchte des Gegenftandes 
ohne Vergütung verbleiben, nicht zu entrichten. 


S. 257. 

Wer berechtigt ift, Erjag für Aufwendungen zu ver— 
langen, die er für einen bejtimmten Zweck macht, kann, wenn 
er für dieſen Zweck eine Verbindlichkeit eingeht, Befr freiung 
von der Verbindlichkeit verlangen. Iſt die Verbindlichkeit 
noch nicht fällig, jo kann ihm der Erjaßpflichtige, ftatt ihn 
zu befreien, Sidyerheit leiſten. 


§. 258. 

Wer berechtigt ijt, von einer Sache, die er einem 
Anderen herauszugeben hat, eine Einrichtung megzunehmen, 
hat im alle der Wegnahme die Sache auf feine Koſten in 
den vorigen Stand zu jeßen. Erlangt der Andere den Beſitz 
der Sache, jo ift er verpflichtet, die Wegnahme der Ein- 
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richtung zu geftatten; er kann die Geftattung verweigern, 
bis ihm für den mit der Wegnahme verbundenen Schaden 
Sicherheit geleijtet wird. 


$. 259. 


Wer verpflichtet ift, über eine mit Einnahmen oder Aus- 
gaben verbundene Verwaltung Wechenichaft abzulegen, Hat 
dem Berechtigten eine die geordnete Zufammenftellung der 
Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung mit- 
— und, ſoweit Belege ertheilt zu werden pflegen, 

elege vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die in der Rechnung 
enthaltenen Angaben über die Einnahmen nicht mit der er— 
forderlichen Sorgfalt gemacht worden ſind, ſo hat der Ver— 
pflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen die Einnahmen ſo voll— 
ſtändig angegeben habe, als er dazu im Stande ſei. 

In — er von geringer Bedeutung beſteht eine 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseids nicht. 


$. 260. 


Wer verpflichtet ift, einen Inbegriff von Gegenftänden 
herauszugeben oder über den Beltand eines folchen Inbegriffs 
Auskunft zu ertheilen, hat dem Berechtigten ein Verzeichniß 
des Beſtandes vorzulegen. 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichniß 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, 
ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid 
dahin zu leiſten: 

daß er nach beſtem Wiſſen den Beſtand ſo vollſtändig 
angegeben habe, als er dazu im Stande ſei. 

Die Vorſchrift des 8. 259 Abſ. 3 findet Anwendung. 


S. 261. 


Der Offenbarungseid ift, jofern er nicht vor dem Prozeß- 
gerichte zu leiften it, vor dem Amtögerichte des Ortes zu 
leiften, an welchem die Verpflichtung zur Rechnungslegung 
oder zur Vorlegung des Verzeichniſſes zu erfüllen ift. Hat 
der Verpflichtete jenen Wohnfig oder feinen Aufenthalt im 
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Snlande, jo kann er den Eid vor dem Amtsgerichte des 
Wohnjiges oder des Aufenthaltsorts leiſten. 

Das Gericht kann eine den Umftänden entjprechende 
Uenderung der Eidesnorm bejchließen. 

Die Koften der Abnahme des Eides Hat derjenige zu 
tragen, welcher die Leiſtung des Eides verlangt. 


$. 262. 


Werden mehrere Leijtungen in der Weiſe gejchuldet, daß 
nur die eine oder die andere zu bewirken ift, jo jteht da3 
Wahlrecht im Zweifel dem Schuldner zu. 


$. 263. 


Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Theile. 
Die gewählte Leiftung gilt al3 die von Anfang an allein 
gejchuldete. 
8. 264. 


Nimmt der mahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht 
vor dem Beginne der Zmangsvollitredung vor, jo kann der 
Gläubiger die Zwangsvollſtreckung nach feiner Wahl auf die 
eine oder auf die andere Leiſtung richten; der Schuldner 
fann fich jedoch, folange nicht der Gläubiger die gemählte 
Leiftung ganz oder zum Theil empfangen hat, durch eine der 
übrigen Leiftungen von feiner Verbindlichkeit befreien. 

Sit der mahlberechtige Gläubiger im Verzuge, jo kann 
der Schuldner ihn unter — einer angemeſſenen 
Friſt zur Vornahme der Wahl auffordern. Mit dem Ab— 
laufe der Friſt geht das Wahlrecht auf den Schuldner über, 
wenn nicht der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt. 


§. 265. 


Iſt eine der Leiſtungen von Anfang an unmöglich oder 
wird fie ſpäter unmöglich, jo beſchränkt ſich das Schuld- 
verhältniß auf die übrigen Leiſtungen. Die Beſchränkung 
tritt nicht ein, wenn die Leiſtung in Folge eines Umſtandes 
ee wird, den der nicht twahlberedtigte Theil zu ver» 
treten bat 
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g. 266. 
Der Schuldner iſt zu Theilleiſtungen nicht berechtigt. 


$. 267. 


Hat der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten, ſo kann 
auch ein Dritter die Leiſtung bewirken. Die Einwilligung 
des Schuldners iſt nicht erforderlich. 

Der Gläubiger kann die Leiſtung ablehnen, wenn der 
Schuldner widerſpricht. 


$. 268. 


Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in einen 
dem Gchuldner gehörenden Gegenftand, jo iſt Jeder, der 
Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung ein Recht an 
dem Gegenjtande zu verlieren, berechtigt, den Gläubiger zu 
befriedigen. Das gleiche Recht fteht dem Beſitzer einer Sache 
u, wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung den 

eig zu verlieren. 

Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder 
durch Aufrechnung erfolgen. 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die 
Yorderung auf ihn über. Der UWebergang kann nicht zum 
Nachtheile des Gläubiger geltend gemacht werben. 


$. 269. 


Sit ein Ort für die Leiftung weder beftimmt noch aus 
den Umftänden, indbefondere aus der Natur de3 Schuld» 
verhältnifjes, zu entnehmen, jo Hat die Leiftung an dem 
Orte zu — an welchem der Schuldner zur Zeit der 
Gntftehung e3 Schuldverhältnifjes feinen Wohnftg Hatte. 

Sit die Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe des Schuldners 
entitanden, jo tritt, wenn der Schuldner feine gewerbliche 
Niederlaffung an einem anderen Orte hatte, der Ort ber 
Niederlafjung an die Stelle des Wohnfites. 

Aus dem Umftand allein, daß der Schuldner die Koften 
der Verjendung übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, 
daß der Ort, nad — die Verſendung zu erfolgen hat, 
der Leiſtungsort ſein ſoll. 
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§. 270. 


Geld Hat der Schuldner im BZmeifel auf feine Gefahr 
und — Koſten dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu über— 
mitteln. 

Iſt die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubigers 
entſtanden, ſo tritt, wenn der Gläubiger ſeine gewerbliche 
Niederlaſſung an einem anderen Orte hat, der Ort der 
Niederlaſſung an die Stelle des Wohnſitzes. 

Erhöhen ſich in Folge einer nach der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes eintretenden Aenderung des Wohnſitzes 
oder der gewerblichen Niederlaſſung des Gläubigers die 
Koſten oder die Gefahr der Uebermittelung, ſo hat der 
Gläubiger im erſteren Falle die Mehrkoſten, im letzteren 
Falle die Gefahr zu tragen. 

Die Vorſchriften über den Leiſtungsort bleiben unberührt. 


$. 271. 

Sit eine Zeit für die Leiftung weder beftimmt noch aus 
den Umjtänden zu entnehmen, jo kann der Gläubiger die 
Reiftung fofort verlangen, der Schuldner fie fofort bewirken. 

Sit eine Zeit bejtimmt, fo ift im Bmeifel anzunehmen, 
daß der Gläubiger die Leitung nicht vor dieſer Beit ver- 
langen, der Schuldner aber fie vorher bewirken fann. 


S. 272. 


Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor 
der Fälligkeit, jo ift er zu einem Abzuge wegen der Zwijchen- 
zinjen nicht berechtigt. 

$. 273. 


Hat der Schuldner aus demfelben rechtlichen Verhältniß, 
auf dem jeine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anfpruch 
gegen ben Gläubiger, jo Tann er, fofern nicht aus dem 
Schuldverhältniffe jich ein Anderes ergiebt, die gejchuldete 
Leiftung verweigern, bis die ihm gebührende Leiftung bewirkt 
wird (Zurüdbehaltungsrecht). 

Wer zur Herausgabe eine3 Gegenstandes verpflichtet ift, 
hat das gleiche Recht, wenn ihm ein fälliger Anjpruch wegen 
Verwendungen auf den Gegenftand oder megen eines ihm 
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durch dieſen verurſachten Schadens zuſteht, es ſei denn, daß 
er den Gegenſtand durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte 
Handlung erlangt hat. 

Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbehaltungs— 
recht3 durch Sicherheitsleiſtung abwenden. Die Sicherheits— 
leiſtung durch Bürgen iſt ausgeſchloſſen. 


$. 274. 

Gegenüber der Klage des Gläubigerd hat die Geltend- 
machung des Zurüdbehaltungsreht3 nur die Wirkung, daß 
der Schuldner zur Leitung gegen Empfang der ihm ge- 
bührenden Zeiftung (Erfüllung Zug um Bug) zu verur- 
theilen iſt. I 

= Grund einer ſolchen Berurtheilung fann der Gläubiger 
jeinen Anjpruch ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung verfolgen, wenn der Schuldner 
im Verzuge der Annahme ift. 


$. 275. 

Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leiftung 
frei, jomweit die Leiftung in Folge eines nach der Entjtehung 
des Schuldverhältnifjes eintretenden Umftandes, den er nicht 
zu vertreten hat, unmöglich wird. 

Einer nach der Entftehung des Schuldverhältnifjes ein- 
tretenden Unmöglichkeit fteht das nachträglich eintretende Un— 
vermögen de3 Schuldners zur Leiftung gleich. 


§. 276. 

Der Schuldner Hat, jofern nicht ein Anderes beftimmt 
ift, Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten. Fahrläſſig handelt, 
wer die ım Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht Täßt. 
Die Vorjchriften der 88. 827, 828 finden Anwendung. 

Die Haftung wegen Borjates kann dem Schuldner nicht 
im voraus erlafjjen werden. 

§. 277. 

Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen hat, welche 
er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt, iſt von 
der Haftung wegen grober Fahrläſſigkeit nicht befreit. 

Bürgerliches Gejegbud. 5 
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$. 278. 

Der Schuldner Hat ein Verſchulden feines gejeßlichen 
Vertreterd und der Perjonen, deren er fich zur Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange zu ver- 
treten wie eigenes Verſchulden. Die Vorjchrift des $. 276 
Abſ. 2 findet feine Anwendung. 


$. 279. 

Sit der gejchuldete Gegenftand nur der Gattung nad) 
beitimmt, jo hat der Schuldner, ſolange die Leiftung aus 
der Gattung möglich ift, jein Unvermögen zur Leiftung auch 
——— au vertreten, wenn ihm ein WBerjchulden nicht zur 

ajt fällt. 


8. 230. 


Soweit die Leiftung in Folge eines von dem Schuldner 
zu vertretenden Umftandes unmöglich wird, hat der Schuldner 
dem Gläubiger den dur die Nichterfüllung .entjtehenden 
Schaden zu erjegen. 

Im Falle theilweijer Unmöglichkeit kann der Gläubiger 
unter een de3 noch möglichen Theile® der Leiftung 
Schadenserjaß wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit 
verlangen, wenn die theilweije Erfüllung für ihn fein Intereſſe 
— Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden 

orſchriften der 88. 346 bis 356 finden entſprechende An— 
wendung. 


$. 281. 


Erlangt der Schuldner in Folge des Umftandes, welcher 
die Leiftung unmöglich macht, für den gejchuldeten Gegen- 
ftand einen Erſatz oder einen Erſatzanſpruch, jo kann der 
Släubiger Herausgabe des als Erſatz Empfangenen oder Ab- 
tretung des Erſatzanſpruchs verlangen. 

Hat der Gläubiger Anjpruch auf Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung, jo mindert fich, wern er von dem im Abſ. 1 
beftimmten Rechte Gebrauch macht, die ihm zu Teiftende 
Entjhädigung um den Werth des erlangten Erſatzes oder 
Erſatzanſpruchs. 
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S. 282. 
Sit ftreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiftung die Folge 
eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes ift, 5 
trifft die Bemweislaft den Schuldner. 


$. 283. 


Sit der Schuldner rechtöfräftig verurtheilt, jo kann der 
Gläubiger ihm zur Bewirkung der Leiftung eine angemefjene 
Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er die Annahme der 
Leiftung nach dem Ablaufe der Frift ablehne. Nach dem 
Ablaufe der Frift kann der Gläubiger Schadenserjag megen 
Kichterfüllung verlangen, ſoweit nicht die Leiſtung rechtzeitig 
bewirkt wird; der Anſpruch auf Erfüllung ift ausgeichlofjen. 
Die Berpflihtung zum Schadenserſatze tritt nicht ein, wenn 
die Leiftung in Folge eines Umſtandes unmöglich wird, den 
der Schuldner nicht zu vertreten "hat. 

Wird die Leiltung bis zum Ablaufe der Frift nur theil- 
meife nicht bewirkt, A fteht dem Gläubiger auch das im 
8. 280 Abſ. 2 beitimmte Recht zu. 


S. 284. 


Reiftet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers 
nicht, die nach dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt, jo fommt 
er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung fteht die 
Erhebung der Klage auf die — ſowie die Zuſtellung 
eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gleich. 

Iſt für die Leiſtung eine Zeit nach dem Kalender be— 
ſtimmt, ſo kommt der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, 
wenn er nicht zu der beſtimmten Zeit leiſtet. Das Gleiche 
gilt, wenn der Leiſtung eine Kündigung vorauszugehen hat 
und. die Zeit für die Leiſtung in der Weiſe beſtimmt iſt, 
daß fie fi von der Kündigung ab nad) dem Kalender be- 
rechnen läßt. 


$. 285. 


Der Schuldner kommt nicht ın Verzug, folange Die 
Leitung in Folge eines Umftandes unterbleibt, den er nicht 
zu vertreten hat. 

5* 
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8. 286. 


Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug 
entjtehenden Schaden zu erjeßen. 
Hat die Leiſtung in Folge des Verzugs für den Gläu- 
biger fein Intereſſe, jo kann diefer unter Ablehnung der 
Reiftung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Die 
für da3 vertraggmäßige Rüdtrittsrecht geltenden Borjchriften 
der 88. 346 bis 356 finden entiprechende Anmendung. 


§. 287. 

Der Schuldner Hat während de3 Verzug jede Fahr— 
läjligfeit zu vertreten. Er iſt auch für die während bes 
Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiftung 
verantwortlich, e3 jei denn, daß der Schaden auch bei recht- 
zeitiger Leiftung eingetreten fein würde. 


$. 288. 


Eine Geldſchuld ift während des Verzugs mit vier vom 
Hundert für das Jahr zu verzinfen. Kann der Gläubiger 
aus einem anderen Rechtögrunde höhere Zinfen verlangen, 
jo find dieſe fortzuentrichten. 

Die Geltendmachung eine3 weiteren Schadens ift nicht 
ausgeſchloſſen. 

$. 289. 

Bon Zinſen find Verzugszinjen nicht zu entrichten. Das 
Necht des Gläubiger auf Erjak des durdy den Verzug ent- 
jtehenden Schadens bleibt unberührt. 


$. 290. 


Sit der Schuldner zum Erjate des Werthes eines Gegen- 
ſtandes verpflichtet, der während des Verzugs untergegangen 
ift oder aus einem während des Verzugs eingetretenen Grunde 
nicht herausgegeben werden kann, jo kann der Gläubiger 
Zinſen des zu erjeßenden Betrag von dem Zeitpunkt an 
verlangen, welcher der Bejtimmung des Werthed zu Grunde 
gelegt wird. Das Gleiche gilt, wenn der Schuldner zum 
Erjage der Minderung des Werthes eines mährend des 
Verzugs verjchlechterten Gegenftandes verpflichtet ift. 
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§. 291. 
Eine Geldihuld Hat der Schuldner von dem Eintritte 
der Rechtshängigkeit an zu verzinjen, auc wenn er nicht im 
Berzug ift; wird die Schuld erjt jpäter fällig, fo ift fie von 
der Fälligkeit an zu verzinjen. Die Vorjchriften des 8. 288 
Abſ. 1 und des $. 289 Sat 1 finden entjprechende Anwendung. 


| $. 292. 

Hat der Schuldner einen bejtimmten Gegenftand heraus- 
zugeben, jo bejtimmt ſich von dem Eintritte der Rechts— 
hängigfeit an der Anfpruch des Gläubigerd auf Schadenserjah 
wegen Werjchlechterung, Untergange3 oder einer aus einem 
anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe 
nah den Vorſchriften, welche für da3 Verhältniß zwiſchen 
dem Eigenthümer und dem Beſitzer von dem Eintritte der 
Rechtshängigfeit des Eigenthumsanſpruchs an gelten, jomweit 
niht aus dem GSchuldverhältnig oder dem Verzuge des 
Schuldner fih zu Gunften de3 Gläubigerd ein Anderes 
ergiebt. 

; Da3 Gleiche gilt von dem Anjpruche des Gläubigers auf 
Herausgabe oder Vergütung von Nußungen und von dem 
Anſpruche des Schuldners auf Erſatz von Berwendungen. 


weiter Titel. ' 
Derzug des Glänbigers. 


$. 298. 


Der Gläubiger fommt in Verzug, wenn er die ihm an- 
gebotene Leiftung nit annimmt. 


$. 294. 
. Die Leiftung muß dem Gläubiger jo, wie fie zu be- 
wirken ift, thatjächlich angeboten werden. 
$. 295. 
Ein wörtliches Angebot de3 Schuldners genügt, wenn 
der Gläubiger ihm erflärt hat, daß er die Leiftung nicht an- 
nehmen werde, oder wenn zur Bewirkung der Leiſtung eine 
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Handlung des Gläubigerd erforderlich ift, inbefondere wenn 
der Gläubiger die gejchuldete Sache abzuholen hat. Dem 
Angebote der Leiftung ſteht die Aufforderung an den Gläu- 
biger gleich, die erforderliche Handlung vorzunehmen. 


$. 296. _ 

Sit für die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung 
eine Zeit nach dem Kalender bejtimmt, jo bedarf es des An- 
gebot3 nur, wenn der Gläubiger die Handlung rechtzeitig 
vornimmt. Das Gleiche gilt, wenn der Handlung eine Kün- 
digung borauszugehen Hat und die Zeit für die Handlung in 
der Weije beftimmt ift, daß fie fich von der Kündigung ab 
nach dem Kalender berechnen läßt. 


$. 297. 

Der Gläubiger fommt nicht in Verzug, wenn der 
Schuldner zur Zeit de3 Angebot3 oder im Falle des $. 296 
zu der für die Handlung des Gläubigerd bejtimmten Zeit 
außer Stande ift, die Leijtung zu bewirken. 


8. 298. 

Sit der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläu- 
biger3 zu leijten verpflichtet, jo fommt der Gläubiger in 
Verzug, wenn er zwar die angebotene Leijtung anzunehmen 
bereit ift, die verlangte Gegenleiftung aber nicht anbietet. 


$. 299. 

Sit die Leiſtungszeit nicht beftimmt oder ift der Schuldner 
berechtigt, vor der bejtimmten Zeit zu leijten, jo fommt der 
Gläubiger nicht dadurch in Verzug, daß er vorübergehend an 
der Annahme der angebotenen Leiſtung verhindert iſt, es jei 
denn, daß der Schuldner ihm die Leijtung eine angemefjene 
Beit vorher angekündigt hat. 

$. 300. 

Der Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigerd 
nur Vorſatz und grobe Fahrläffigfeit zu vertreten. 

Wird eine nur der Gattung nach beftimmte Sache ge- 
ichuldet, jo geht die Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den 
Gläubiger über, in welchem er dadurch in Verzug kommt, 
daß er die angebotene Sache nicht annimmt. 
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$. 301. 

° Bon einer verzinslichen Geldſchuld Hat der Schuldner 
während des Verzugs ded Gläubigerd Binjen nicht zu ent- 
richten. 

8. 302. 


Hat der Schuldner die Nubungen eines Gegenjtandes 
herauszugeben oder zu erjegen, jo bejchränkt ſich 9— Ver⸗ 
pflichtung während des Verzugs des Gläubigers auf die 
Nutzungen, welche er zieht. 

$. 303. 

Sit der Schuldner zur Herausgabe eines Grundjtüds 
verpflichtet, jo kann er nad dem Eintritte des Verzugs des 
Gläubigers den Beſitz aufgeben. Das Aufgeben muß dem 
Gläubiger vorher angedroht werden, es jei denn, daß Die 
Androhung unthunlid) ift. 

S. 304. 

Der Schuldner kann im Falle ded Verzugs des Gläu- 
biger3 Erjaß der Mehraufwendungen verlangen, die er für 
da3 erfolgloje Angebot jowie für die Aufbewahrung und 
Erhaltung des gejchuldeten Gegenjtandes machen mußte. 


Zweiter Abjchnitt. 


Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 


Erſter Titel. 
Begründung. Inhalt des Vertrags. 
$. 305. 

Zur Si pe eined Schuldverhältnifjes durch Recht3- 
geichäft ſowie zur Aenderung des Inhalts eines Schuld- 
verhältniſſes iſt ein Vertrag zwiſchen den Betheiligten erforder- 
lich; ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 

$. 306. 

Ein auf eine unmögliche Reiftung gerichteter Vertrag 

ift nichtig. 
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S. 307. 

Wer bei der Schließung eined Vertrags, der auf eine 
unmögliche Leiftung gerichtet ift, die Unmöglichkeit der Leiftung 
fennt oder kennen muß, ift zum Erſatze des Schadens ver- 
pflichtet, den der andere Theil dadurch erleidet, daß er auf 
die Gültigkeit des Vertrags vertraut, jedoch nicht über den 
Betrag des Intereſſes hinaus, melches der andere Theil an 
der Gültigkeit de3 Vertrags hat. Die Erjagpflicht tritt nicht 
ein, wenn der andere Theil die Unmöglichkeit kennt oder 
fennen muß. 

Dieje Vorjchriften finden entjprechende Anwendung, wenn 
die Leiftung nur theilmeife unmöglich und der Vertrag in 
Anjehung des möglichen Theiles gültig ift oder wenn eine von 
mehreren wahlweiſe verjprochenen Leiftungen unmöglich ift. 


$. 308. 

Die Unmöglichkeit der Leiftung fteht der Gültigkeit des 
Bertragd nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben 
werden kann und der Bertrag für den Fall geichlojjen ift, 
daß die Leiftung möglich wird. 

Wird eine unmögliche Leiftung unter einer anderen auf- 
ichiebenden Bedingung oder unter Beftimmung eines Anfangs- 
termind verjprochen, jo ift der Vertrag gültig, wenn Die 
Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder des 
Termins gehoben wird. 


. 309. 

Verſtößt ein Vertrag gegen ein gejegliches Verbot, jo finden 
die Vorjchriften der 88. 307, 308 entjprechende Anwendung. 
$. 310. 

Ein Vertrag, durch den fich der eine Theil verpflichtet, 
jein künftiges Vermögen oder einen Bruchtheil feines fünf- 
tigen Vermögen zu übertragen oder mit einem Nießbrauche 
‚zu belajten, iſt nichtig. 


$. 311. 

Ein Vertrag, durch den fich der eine Theil verpflichtet, 
jein gegenmwärtige8 Vermögen oder einen Bruchtheil feines 
gegenwärtigen Vermögens zu übertragen oder mit einem 
Nießbrauche zu belajten, bedarf der gerichtlichen oder nota- 
vielen Beurkundung. 
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$. 312. 


Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden 
Dritten ift nichtig. Das Gleiche gilt von einem Vertrag über 
den Pflichttheil oder ein Vermächtniß aus dem Nachlaß eines 
noch lebenden Dritten. 

Dieje Borjchriften finden feine Anwendung auf einen 
Bertrag, der unter fünftigen gefeglichen Erben über den ge- 
jeglichen Erbtheil oder den 5 ichttheil eine von ihnen ge- 
Ihlofjen wird. Ein jolcher Vertrag bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. 


S. 313. 

Ein Vertrag, durch den fich der eine Theil verpflichtet, 
da3 Eigenthum an einem Grundjtüde zu übertragen, bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Ein ohne 
Beobachtung diejer Form gejchloffener Vertrag wird feinem 
ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaffung und Die 
Eintragung in das Grumdbuch erfolgen. 


$. 314. 
Berpflichtet fi) Jemand zur Veräußerung oder Be- 
laftung einer Sache, jo erjtredt ſich die Verpflichtung im 
Zweifel auch auf da3 Zubehör der Sache. 


$. 315. 
Soll die au duch einen der Bertragjchließenden 
beftimmt werden, jo if im Zweifel anzunehmen, daß die Be- 
ftimmung nad billigem Ermeſſen zu treffen ift. 

Die Beftimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. | 

Soll die Beltimmung nad billigem Ermefjen erfolgen, 
jo ift die getroffene Beftimmung für den anderen Theil nur 
verbindlich, wenn fie der Billigfeit entjpricht. Entipricht fie 
nicht der Billigfeit, jo wird die Beitimmung durch Urtheil 
getroffen; das Gleiche gilt, wenn die Beſtimmung ver- 
zögert wird. 

S. 316. 


Sft der Umfang der für eine — verſprochenen 
Gegenleiſtung nicht beſtimmt, ſo ſteht die Beſtimmung im 
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Zweifel demjenigen Theile zu, welcher die Gegenleiftung zu 
fordern hat. 


$. 317. 


Sit die —— der Leiſtung einem Dritten über— 
laſſen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie nach billigem 
Ermeſſen zu treffen iſt. 

Soll die Beſtimmung durch mehrere Dritte erfolgen, ſo 
iſt im Zweifel Uebereinſtimmung aller erforderlich; ſoll eine 
Summe beſtimmt werden, ſo iſt, wenn verſchiedene Summen 
— werden, im Zweifel die Durchſchnittsſumme maß— 
gebend. 


$. 318. 


Die einem Dritten überlajjene Beſtimmung der Leiftung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber einem der Bertrag- 
Ichliehenben. 

Die Anfechtung der getroffenen Beſtimmung wegen Jrr- 
thums, Drohung oder argliftiger Täufchung Meht nur den 
Vertragjchließenden zu; Anfechtungögegner ijt der andere 
Theil. Die Anfechtung muß unverzüglich erfolgen, nachdem 
der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kennt» 
niß erlangt hat. Sie iſt auögejchloffen, wenn dreißig Jahre 
verjtrichen find, nachdem die Bejtimmung getroffen worden tft. 


$. 319. 


Soll der Dritte die Leiftung nach billigem Ermefjen be» 
jfimmen, jo ijt die getroffene Beſtimmung für die Bertrag- 
ichließenden nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig ik 
Die Beitimmung erfolgt in diefem Falle durch Urtheil; das 
Gleiche gilt, wenn der Dritte die Beitimmung nicht treffen 
fann oder will oder. wenn er fie verzögert. 

Soll der Dritte die Bejtimmung nad) freiem Belieben 
treffen, jo ift der Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die 
Beitimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er jie 
verzögert. 
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weiter Titel. 
Gegenfeitiger Vertrag. 


$. 320. 


Wer aus einem gegenjeitigen Vertrage verpflichtet ift, 
fann die ihm obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiftung verweigern, e3 ſei denn, daß er vorzuleijten 
verpflichtet ij. Hat die Leiftung an Mehrere zu erfolgen, 
jo kann dem Einzelnen der ihm gebührende Theil bis zur 
Bewirfung der ganzen Gegenleijtung verweigert werben. 
Die Vorſchrift des 8. 273 Abſ. 3 findet Feine Anwendung. 

Iſt von der einen Geite theilmweife geleiftet worden, 6 
fann die Gegenleijtung infomweit nicht verweigert werden, al3 
die Verweigerung nad) den Umſtänden, inäbejondere wegen 
verhältnigmäßiger Geringfügigfeit de3 rüdjtändigen Theiles, 
gegen Treu und Glauben — würde. 


$. 321. 

Wer aus einem gegenjeitigen Vertrage vorzuleiften ver- 
pflichtet ift, fan, wenn nad) dem Abſchluſſe des Vertrags 
in den Wermögensverhältniffen de3 anderen Theile eine 
weſentliche Berjchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch 
auf die Gegenleiftung Al eg wird, die ihm obliegende 
Leiftung verweigern, bis Die Gegenleiftung bemwirft oder 
Sicherheit für fie geleiftet wird. 

$. 322. 

Erhebt aus einem gegenfeitigen Vertrage der eine Theil 
Klage auf die ihm gejchuldete Leiſtung, jo hat die Geltend- 
min de3 dem anderen Theile zuftehenden Rechtes, die 
Leiftung bis zur Bewirkung der Gegenleijtung zu verweigern, 
nur die Wirkung, daß der andere Theil zur Erfüllung Zug 
um Zug zu verurtheilen ift. 

Hat der Hagende Theil vorzuleijten, jo fann er, wenn 
der andere Theil im Berzuge der Annahme ift, auf Leiftung 
nah Empfang der Gegenleijtung Hagen. 

Auf die Zmwangsvollftrefung findet die Vorjchrift des 
8. 274 Ubi. 2 Anwendung. 
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$. 323. 

Wird die aus einem gegenjeitigen Vertrage dem einen 
Theile obliegende Leiftung in Folge eines Umftandes unmöglich, 
den weder er noch der andere Theil zu vertreten Hat, jo ver- 
tiert er den Anjpruch auf die Gegenleiftung; bei theilmeifer 
Unmöglichfeit mindert ſich die Gegenleiftung nad) Maßgabe 
der 88. 472, 473. 

Berlangt der andere Theil nad) $. 281 Herausgabe des 
für den gejchuldeten Gegenjtand erlangten Erſatzes oder 
Abtretung des Erſatzanſpruchs, jo bleibt er zur Gegenleiftung 
verpflichtet; dieſe mindert fich jedoch nad Mahgabe der 
88. 472, 473 injoweit, ald der Werth des Erjates oder des 
Erſatzanſpruchs Hinter dem Werthe der gejchuldeten Leiftung 
zurücbleibt. 

Soweit die nad diejen Vorſchriften nicht gejchuldete 
Gegenleiftung bewirkt ift, kann das Geleiftete nach den Vor— 
Ichriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung zurüdgefordert werden. 


$. 324. 

Wird die aus einem gegenfeitigen Bertrage dem einen 
Theile obliegende Leiftung in Folge eines Umftandes, den der 
andere Theil zu vertreten Hat, unmöglich, jo behält er den 
Anſpruch auf die Gegenleiftung. Er muß ſich jedoch das— 
jenige anrechnen lafjen, was er in Folge der Befreiung von 
der Leiſtung erjpart oder durch anderweitige Verwendung 
feiner Arbeitskraft erwirbt oder zu ermwerben bösmillig 
unterläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn die dem einen Theile obliegende 
Leitung in Folge eines von ihm nicht zu vertretenden Um- 
ſtandes zu einer Zeit unmöglich wird, zu welcher der andere 
Theil im Verzuge der Annahme ift. 


$. 325. 

Wird die aus einem gegenjeitigen Bertrage dem einen 
Theile obliegende Leiftung in Folge eines Umſtandes, den er 
zu vertreten Hat, unmöglich, jo kann der andere Theil 
Schadenserjah wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem 
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Vertrage zurüdtreten. Bei theilmeifer Unmöglichkeit ift er, 
wenn die theilmeije Erfüllung des PVertragd für ihn fein 
Intereſſe Hat, berechtigt, Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
der ganzen Verbindlichkeit nach Maßgabe des 8. 280 Abi. 2 
zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage zurüdzutreten. 
Statt des Anſpruchs auf Schadenserjag und des Rüdtri 
recht3 kann er auch die für den Fall des $. 323 bejtimmten 
Rechte geltend machen. 

Das Gleiche gilt in dem Falle des $. 283, wenn nicht 
die Leiftung bis zum Ablaufe der Friſt bewirkt wird oder 
wenn jie zu diejer Zeit theilweiſe nicht bewirkt ift. 


$. 326. 


Sit bei einem gegenfeitigen Vertrage der eine Theil 
mit der ihm obliegenden Leiftung im Verzuge, jo kann ihm 
der andere Theil zur Bewirkung der Leiftung eine angemefjene 
Friſt mit der Erklärung bejtimmen, daß er die Annahme 
der Leiftung nach dem Ablaufe der Frift ablehne. Nach dem 
Ablaufe der Frift ift er berechtigt, Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung zu verlangen oder von dem PVertrage zurüd- 
zutreten, wenn nicht die Leiftung rechtzeitig erfolgt ift; der 
Anjpruch auf Erfüllung ift ausgeſchloſſen. Wird die Leiftung 
bi8 zum Ablaufe der Frift theilweiſe nicht bewirkt, jo findet 
die Vorſchrift des 8. 325 Abi. 1 Satz 2 entiprechende An- 
wendung. 

Hat die Erfüllung des Vertrags in Folge des Verzugs 
für den anderen Theil fein Intereſſe, jo ftehen ihm die im 
Ubi. 1 bezeichneten Rechte zu, ohne daß es der Beitimmung 
einer Friſt bedarf. 


$. 327. 


Auf das in den 88. 325, 326 beftimmte Rücktrittsrecht 
finden die für das vertraggmäßige Rücktrittsrecht geltenden 
Vorichriften der 88. 346 bi3 356 entiprechende Anwendung. 
Erfolgt der Rüdtritt wegen eines Umjtandes, den der andere 
Theil nicht zu vertreten hat, jo haftet diejer nur nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung. 
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Dritter Titel. 


Verſprechen der Ceiſtung an einen Dritten, 


$. 328. 

Durch Vertrag kann eine Leiftung an einen Dritten mit 
der Wirkung bedungen werden, daß der Dritte unmittelbar 
dad Recht erwirbt, die Leiftung zu fordern. 

In Ermangelung einer bejonderen Bejtimmung ift aus 
den Umftänden, insbejondere aus dem Zwecke de3 Bertrags, 
zu entnehmen, ob der Dritte das Recht erwerben, ob das 
Recht des Dritten jofort oder nur unter gewiſſen Boraus- 
ſetzungen entjtehen und ob den Bertragichließenden die Be— 
fu ie vorbehalten jein fjoll, daS Recht des Dritten ohne 
deſſen Zuftimmung aufzuheben oder zu ändern. 


$. 329. 

Berpflichtet fi) in einem Bertrage der eine Theil zur 
Befriedigung eines Gläubigerd des anderen Theiles, ohne 
die Schuld zu übernehmen, jo ift im Zweifel nit an- 
zunehmen, daß der Gläubiger unmittelbar das Recht er- 
werben joll, die Befriedigung von ihm zu fordern. 

| $. 330. 

Wird in einem Lebensverficherungd- oder einem Leib- 
rentenvertrage die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der 
Zeibrente an einen Dritten bedungen, jo iſt im Zweifel an- 
zunehmen, daß der Dritte unmittelbar das Recht erwerben 
joll, die Leiftung zu fordern. Das Gleiche gilt, wenn bei 
einer unentgeltlichen Zumendung dem Bedachten eine Leiftung 
an einen Dritten auferlegt oder bei einer Vermögend- oder 
Gutsübernahme von dem Uebernehmer eine Leiftung an einen 
Dritten zum Zwecke der Abfindung veriprochen wird. 


S. 331. " 
Soll die Leiftung an den Dritten nach dem Tode des— 
jenigen erfolgen, welchem fie verjprochen wird, jo ermwirbt 
ber Dritte das Recht auf die Leiftung im Zweifel mit dem 
Tode des Berjprechendempfängers. 
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GStirbt der Verfprechendempfänger vor der Geburt des 
Dritten, jo kann das Berjprechen, an den Dritten zu leiften, 
nur dann nod aufgehoben oder geändert werden, wenn die 
Befugniß dazu vorbehalten worden ift. | 


$. 332. 

Hat fich der Verjprechendempfänger die Befugnis vor- 
behalten, ohne Buftimmung des Verjprechenden an die Stelle 
des in dem Bertrage bezeichneten Dritten einen Anderen zu 
jegen, jo fann dies im Bmeifel auch in einer Verfügung von 
Todesmwegen gejchehen. 

8. 333. 

Weift der Dritte das aus dem Bertrage erworbene Recht 
dem VBerjprechenden gegenüber zurüd, jo gilt das Recht ala 
nicht erworben. | 

8. 334. 

Einwendungen aus dem Bertrage jtehen dem Berfjprechen- 

ben auch gegenüber dem Dritten zu. 


$. 335. 

Der Berjprechensempfänger kann, jofern nicht ein anderer 
Wille der Vertragfchliegenden anzunehmen ift, die Leiftung 
an den Pritten auch dann fordern, wenn diejem das echt 
auf die Leiftung zufteht. 


Vierter Titel. 
Draufgabe. Vertragsfirafe. 


$. 336. 

Wird bei der Eingehung eines Vertrag etwas als 
Draufgabe gegeben, jo gilt dies als Zeichen de3 Abjchlufjes 
des Vertrags. 

Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Reugeld. 


8. 337. 
Die Draufgabe ift im Zweifel auf die von dem Geber 
geihuldete Leiftung anzurechnen oder, wenn Died nicht ge- 
Ihehen Tann, bei ber Erfüfhung de3 Vertrags zurüdzugeben. 
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Wird der Vertrag wiederaufgehoben, ſo iſt die Drauf— 
gabe zurückzugeben. 


§. 338. 


Wird die von dem Geber geſchuldete Leiſtung in Folge 
eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich oder 
verſchuldet der Geber die Wiederaufhebung des Vertrags, ſo 
iſt der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu behalten. 
Verlangt der Empfänger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
ſo iſt die Draufgabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn 
dies nicht geſchehen kann, bei der Leiſtung des Schadens- 
erſatzes zurüdzugeben. 


$. 339. 


Verſpricht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, 
daß er jeine Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger 
Weiſe erfüllt, die Zahlung einer Geldjumme als Strafe, jo 
ift die Strafe verwirkt, wenn er in Verzug fommt. Beſteht 
die gejchuldete Leiftung in einem Unterlaffen. jo tritt die 
Verwirkung mit der Zumiderhandlung ein. 


$. 340. 

Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen, 
daß er feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, jo fanın der Gläu- 
biger die verwirkte Gtrafe jtatt der Erfüllung verlangen. . 
Erflärt der Gläubiger dem Schuldner, daß er die Gtrafe 
verlange, jo ift der Anſpruch auf Erfüllung ausgejchlofjen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu, jo kann er die verwirkte Strafe 
als Mindeftbetrag des Schaden3 verlangen. Die Geltend- 
madhung eines meiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 


$. 341. 

Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verjprochen, 
daß er jeine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weije, ins- 
bejondere nicht zu der bejtimmten Zeit, erfüllt, jo kann der 
Gläubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung ver- 
langen. 
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Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserjak 
wegen der nicht gehörigen Erfüllung zu, jo finden die Vor— 
ichriften des 8. 340 Abſ. 2 Anwendung. 

Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, jo kann er die 
Strafe nur verlangen, wenn er jich das Recht dazu bei der 
Annahme vorbehält. 


$. 342. 


Wird als Strafe eine andere Leiltung als die Zahlung 
einer Geldjumme verjprochen, jo finden die Vorſchriften der 
88. 339 bis 341 Anwendung; der Anſpruch auf Schadens- 
erjaß ift ausgeichloffen, wenn der Gläubiger die Strafe ver- 
angt. 

8. 343. 

Iſt eine verwirfte Strafe unverhältnigmäßig Hoch, fo 
fann fie auf Antrag des Schuldnerd durch Urtheil auf den 
angemefjenen Betrag herabgejeßt werden. Bei der Beur- 
theilung der Angemefjenheit ift jedes berechtigte Intereſſe des 
Gläubigers, nicht blos das Vermögensinterefje, in Betracht 
zu ziehen. Nach der Entrichtung der Strafe ijt die Herab- 
jegung ausgeſchloſſen. 

Das Gleiche gilt auch außer den Fällen der 88. 339, 
342, wenn Semand eine Strafe für den Fall veripricht, daß 
er eine Handlung vornimmt oder unterläßt. 


8. 344. 

Erflärt dad Gejeb das Verjprechen einer Leiftung für 
unwirfjam, jo ift aud die für den Fall der Nichterfüllung 
de3 Verſprechens aaa eg Bereinbarung einer Strafe un- 
wirffam, jelbft wenn die Parteien die Unwirkſamkeit des 
Verſprechens gekannt haben. 


$. 345. 

Beftreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, 
weil er feine Verbindlichkeit erfüllt habe, jo hat er die Er- 
füllung zu bemweifen, ſofern nicht die gejchuldete Leiſtung in 
einem Unterlafjen bejteht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 6 


82 Biveites Bud. Recht der Schuldverhältuiffe, 


Sünfter Titel, 
Rürktritt. 


8. 346. 

Hat fich in einem Vertrag ein Theil den NRüdtritt vor» 
behalten, jo jind die Parteien, wenn der Rüdtritt erfolgt, 
verpflichtet, einander die empfangenen Leiftungen zurüd- 
zugewähren. Für geleiftete Dienjte jowie für die Ueber- 
lafjiung der Benugung einer Sache ijt der Werth zu ver- 
güten oder, fall8 in dem Vertrag eine Gegenleiftung in Geld 
bejtimmt ift, diefe zu entrichten. 


$. 347. 

Der Anſpruch auf Schadenserja wegen Berjchlechterung, 
Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde eintreten- 
den Unmöglichkeit der Herausgabe bejtimmt ſich im Falle 
des NRüdtritt3 von dem Empfange der Leiftung an nad) 
den Vorſchriften, welche für das Verhältniß zmijchen dem 
Eigentümer und dem Beliger von dem Eintritte der Recht3- 
hängigfeit des Eigenthumsanſpruchs an gelten. Das Gleiche 
gilt von dem Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung von 
Nutzungen und von dem Anjpruch auf Erjab von Verwen— 
dungen. Eine Geldfumme ift von der Zeit des Empfanges 
an zu verzinjen. 

S. 348. 

Die fih aus dem Nüdtritt ergebenden Verpflichtungen 
ber Parteien find Zug um Zug zu erfüllen. Die Vorſchriften 
der 88. 320, 322 finden entiprechende Anwendung. 


8. 349. 
Der Rücktritt erfolgt dur Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. 
S. 350. 
Der Rüdtritt wird nicht dadurch ausgejchloffen, daß der 
Gegenjtand, welchen der Berechtigte empfangen Hat, durch 
Zufall untergegangen ift. 
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$. 351. 

Der Rücktritt ift ausgefchlojjen, wenn der Berechtigte 
eine weſentliche Verjchlechterung, den Untergang oder Die 
anderweitige Unmöglichfeit der gie des empfangenen 
Gegenstandes verjchuldet Hat. Der Untergang eines erheb- 
lichen Theiles fteht einer wejentlichen Werjchlechterung des 
Gegenjtandes, das von dem Berechtigten nach 8. 278 zu 
vertretende Verſchulden eines Anderen jteht dem eigenen Ber- 
ihulden de3 Berechtigten gleich. 


8. 352. 


Der Rüdtritt ift ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte 
die empfangene Sache durch Verarbeitung oder Umbildung 
in eine Sache anderer Art umgeftaltet hat. 


S. 353. 


Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenjtand oder 
einen erheblichen Theil des Gegenjtandes veräußert oder mit 
dem Rechte eines Dritten belafjtet, jo ift der Rüdtritt aus- 
geichloffen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegenftand in 
Folge der Verfügung erlangt Hat, die Vorausſetzungen de3 
8. 351 oder des $. 352 — ſind. 

Einer Verfügung des Berechtigten ſteht eine Verfügung 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſt- 
vollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 


$. 354. 

Kommt der Berechtigte mit der Rüdgemähr des empfan- 
genen Gegenftandes oder eines erheblichen Theiles des Gegen- 
itandes in Verzug, jo fann ihm der andere Theil eine an- 

emefjene Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er die 
nnahme nad dem Ablaufe der Friſt ablehne. Der Rüd- 
tritt wird unwirkſam, wenn nicht die Rüdgewähr vor dem 
Ablaufe der Friſt erfolgt. 
S. 355. 

Iſt für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine Friſt 
nicht vereinbart, jo kann dem Berechtigten von dem anderen 
Theile für die Ausübung eine angemefjene Friſt bejtimmt 

6* 
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werden. Das NRüdtrittärecht erlifcht, wenn nicht der Rüdtritt 
vor dem Ablaufe der Frijt erklärt wird. 


$. 356. 


Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen 
Seite mehrere betheiligt, jo fann das NRüdtrittsrecht nur von 
allen und gegen alle ausgeübt werden. Erliſcht das Rück— 
trittörecht für einen der Berechtigten, jo erlijcht es auch für 
die übrigen. 

S. 357. 

Hat fich der eine Theil den Rüdtritt für den Fall vor- 
behalten, daß der andere Theil feine Verbindlichkeit nicht 
erfüllt, jo ift der Rücktritt unwirkſam, wenn der andere Theil 
fi) von der Verbindlichkeit durch Aufrechnung befreien konnte 
und unverzüglid nad) dem Rücktritte die Aufrechnung 
erklärt. 

$. 358. 

Hat ſich der eine Theil den Rüdtritt für den Fall vor- 
behalten, daß der andere Theil jeine Verbindlichkeit nicht er- 
füllt, und beftreitet diejer die Zuläfjigfeit des erklärten Rück— 
tritt3, weil er erfüllt Habe, jo hat er die Erfüllung zu 
bemweijen, jofern nicht die gejchuldete Leiftung in einem Unter- 
lafjen beſteht. 

$. 359. 

Sit der Nüdtritt gegen Zahlung eines Reugeldes vor- 
behalten, jo iſt der Rücktritt unwirkſam, wenn das Reugeld 
nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und der 
andere Theil aus diefem Grunde die Erflärung unverzüglich 
urüdweilt. Die Erklärung iſt jedoch wirkſam, wenn das 

eugeld unverzüglich nach der Zurückweiſung entrichtet wird. 


8. 360. 

Iſt ein Vertrag mit dem Vorbehalte geichloffen, daß der 
Schuldner feiner Rechte au3 dem Vertrage verluftig fein joll, 
wenn er feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, jo ift der Gläu- 
biger bei dem Eintritte diejes Falles zum Rüdtritte von dem 
Vertrage berechtigt. 
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$. 361. 

Iſt in einem gegenieitigen Bertrage vereinbart, daß die 
Leiftung des einen Theile genau zu einer feitbejtimmten 
Beit oder innerhalb einer feſtbeſtimmten Frift bewirkt werben 
joll, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß der andere Theil 
zum Nüdtritte berechtigt fein foll, wenn die Leiftung nicht 
zu * beſtimmten Zeit oder innerhalb der beſtimmten Friſt 
erfolgt. 


Dritter Abſchnitt. 


Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


Erſter Titel. 


Erfüllung. 
g. 362. 
Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn die geſchuldete 
Leiſtung an den Gläubiger bewirkt wird. 
Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung ge— 
leiſtet, ſo finden die Vorſchriften des 8. 185 Anwendung. 


g. 363. 


Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene 
Leiſtung als Erfüllung angenommen, ſo trifft ihn die Be— 
weislaſt, wenn er die Leiſtung deshalb nicht als Erfüllung 
elten laſſen will, weil ſie eine andere als die geſchuldete 
—* oder weil ſie unvollſtändig geweſen ſei. 

§. 364. 

Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn der Gläubiger eine 
andere als die geſchuldete Leiſtung an Erfüllungsſtatt an— 
nimmt. 

Uebernimmt der Schuldner zum Zwecke der Befriedigung 
des Gläubigers dieſem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, 
jo iſt im Zweifel nicht anzunehmen, daß er die Verbindlich— 
keit an Erfüllungsftatt übernimmt. 
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$. 365. 


Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen Dritten 
oder ein anderes Recht an Erfüllungsftatt gegeben, jo Hat 
der Schuldner wegen eine Mangeld im Rechte oder megen 
eine8 Mangel der Sache in gleicher Weiſe wie ein Ver— 
fäufer Gewähr zu leiten. 


$. 366. 

Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuld- 
verhältniffen zu gleichartigen Leitungen verpflichtet und 
reicht das von ihm Geleijtete nicht zur Tilgung jämmtlicher 
Schulden aus, ſo wird diejenige Schuld getilgt, melche er 
bei der Reiftung bejtimmt. 

Trifft der Schuldner feine Bejtimmung, jo wird zunächſt 
die fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden diejenige, 
melde dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet, unter 
mehreren gleich ficheren die dem Schuldner Täftigere, unter 
mehreren gleich läjtigen die ältere Schuld und bei gleichem 
Alter jede Schuld verhältnigmäßig getilgt. 

S. 367. 

Hat der Schuldner außer der Hauptleiftung Zinjen und 
Koften zu entrichten, jo wird eine zur Tilgung der ganzen 
Schuld nicht ausreichende Leiftung zunächſt auf die Koften, 
— auf die Zinſen und zuletzt auf die Hauptleiſtung an— 
erechnet. 

Beſtimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, ſo 
kann der Gläubiger die Annahme der Leiſtung ablehnen. 
$. 368. 

Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leiftung auf 
Verlangen ein ſchriftliches Empfangsbekenntniß (Quittung) . 
zu ertheilen. Hat der Schuldner ein rechtliches Intereſſe, 
daß die Quittung in anderer Form ertheilt wird, fo kann 
er die Ertheilung in diefer Form verlangen. 


8. 369. 

Die Koften der Quittung hat der Schuldner zu tragen 
und vorzujchießen, jofern nicht aus den zwiſchen ihm und 
dem Gläubiger bejtehenden NRechtsverhältnifje fich ein Anderes 
ergiebt. 
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Treten in Folge einer Webertragung der Yorberung 
ober im Wege ber Erbfolge an die Stelle des urjprünglichen 
Gläubiger mehrere Gläubiger, jo fallen die Mehrfoften den 
Släubigern zur Laft. 

§. 370. 


Der Ueberbringer einer Quittung gilt al3 ermächtigt, 
die Leiftung zu empfangen, fofern nicht die dem Leiftenden 
befannten Umftände der Annahme einer folchen Ermächtigung 
entgegenſtehen. 

$. 371. 


Sit über die Forderung ein Schuldjchein ausgeftellt 
worden, jo Tann der Schuldner neben der Quittung NRüd- 
gabe des Schuldicheins verlangen. Behauptet der Gläubiger, 
zur Rüdgabe außer Stande zu fein, jo fann der Schuldner 
das Öffentlich beglaubigte Anerfenntnig verlangen, daß bie 
Schuld erloſchen jei. 


Zweiter Titel. 
Hinterlegung. 


$. 372. 


Geld, Werthpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſt— 
barfeiten kann der Schuldner bei einer dazu bejtimmten 
öffentlichen Stelle für den Gläubiger hinterlegen, wenn der 
Gläubiger im Verzuge der Annahme if. Das Gleiche gilt, 
wenn der Schuldner aus einem anderen in der Perfon des 
Släubiger8 Tiegenden Grunde oder in Folge einer nicht auf 
Fahrläffigfeit beruhenden Ungemißheit über die Perjon des 
Gläubiger feine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicher- 
peit erfüllen kann. 

$. 373. 


Sit der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläu- 
bigers zu leiften verpflichtet, jo kann er das Recht des 
Gläubigerd zum Empfange der Hinterlegten Sache von der 
Bewirfung der Gegenleiftung abhängig machen. 
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$. 374. 


Die Hinterlegung Hat bei der Hinterlegungzftelle Des 
Reiftungsort3 zu erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei einer 
anderen Gtelle, jo hat er dem Gläubiger den daraus ent- 
jtehenden Schaden zu erjeßen. 

Der Schuldner Hat, * Gläubiger die Hinterlegung un— 
verzüglich anzuzeigen; im Falle der Unterlaſſung iſt er zum 
Schadenserſatze verpflichtet. Die Anzeige darf unterbleiben, 
wenn jie unthunlich ift. j 

$. 375. 

Sit die Hinterlegte Sache der Hinterlegungsitelle durch 
die Poft überfendet worden, jo wirkt Die re Bu 
die Zeit der Aufgabe der Sache zur Poſt zurüd. 


$. 376. 
Der Schuldner hat da3 Recht, die Hinterlegte Sache 
zurüdzun — 

Die Rücknahme iſt ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Schuldner der erklärt, daß 
er auf das Recht zur Rücknahme verzichte; 

2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsftelle die An— 
nahme erflärt; 

3. wenn ber Hinterlegungsftelle ein zwijchen dem Gläubiger 
und dem Schuldner ergangenes rechtöfräftiges Urtheil 
vorgelegt wird, das die Hinterlegung für rechtmäßig 


erklärt. 
S. 377. 
Das Recht zur Rüdnahme ift der Pfändung nicht unter- 
worfen. 


Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs 
eröffnet, ſo kann während des Konkurſes das Recht zur Rück— 
nahme auch nicht von dem Schuldner ausgeübt werden. 


§. 378. 

Iſt die Rücknahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen, 
ſo wird der Schuldner durch die Hinterlegung von ſeiner 
Verbindlichkeit in gleicher Weiſe befreit, wie wenn er zur 
Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger geleiſtet hätte. 
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8. 379. 

St die Rüdnahme der Hinterlegten Sache nicht aus- 
eichlofjen, jo kann der Schuldner den Gläubiger auf Die 
Binterlegte Sache verweijen. 

Solange die Sache Hinterlegt ift, trägt der Gläubiger 
die Gefahr und ift der Schuldner nicht verpflichtet, Binten 
zu zahlen oder Erjag für nicht gezogene Nußungen zu leiften. 

Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurüd, fo 
gilt die Hinterlegung als nicht erfolgt. 

$. 380. 

Soweit nad den für die Hinterlegungäftelle geltenden 
Beitimmungen zum Nachweije der Empfangsberechtigung des 
Gläubiger eine dieſe Berechtigung anerkennende Erklärung 
des Schuldners erforderlih oder genügend ift, kann der 
Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der Erflärung 
unter Denjelben Borausjegungen verlangen, unter denen er 
die Leiftung zu fordern berechtigt fein würde, wenn Die 
Hinterlegung nicht erfolgt wäre. 

$. 381. 

Die Koften der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur 
Laſt, jofern nicht der Schuldner die hinterlegte Sache zurüd- 
nimmt, 

$. 382. 

Das Recht des Gläubigerd auf den hinterlegten Betrag 
erliiht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach dem 
Empfange der Anzeige von der Hinterlegung, wenn nicht der 
Gläubiger fich vorher bei der Hinterlegungsftelle meldet; der 
Schuldner iſt zur Rüdnahme berechtigt, auch wenn er auf 
das Recht zur Rüdnahme verzichtet hat. 

g. 383. 

Iſt Die gejchuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung 
nicht geeignet, jo fann der Schuldner fie im Falle des Verzugs 
de3 Gläubigerd am Leiftungsorte verjteigern lafjen und den 
Erlös Hinterlegen. Das Gleiche gut in den Fällen des 8. 372 
Sat 2, wenn der Berderb der Sache zu bejorgen oder Die 
Aufbewahrung mit unverhältnigmäßigen Koften verbunden tft. 
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Iſt von der Derfteigerung am Leiftungsort ein an- 
gemefjener Erfolg nicht zu erwarten, jo ift die Sache an 
einem geeigneten anderen Orte zu verjteigern. 

Die Berfteigerung hat durch einen für den Berfteigerungs- 
% bejtelltert- Gericht3vollzieher oder zu Berfteigerungen be- 

ugten anderen Beamten oder öffentlich angeftellten Verſteigerer 
—5 in erfolgen (öffentliche Verſteigerung). Zeit und 
Ort der Berfteigerung find unter allgemeiner Bezeichnung 
der Sache öffentlich befannt zu machen. 
$. 384. 

Die Verſteigerung ift erft auläffig, nachdem fie dem 
Gläubiger angedroht worden ift; die Androhung darf unter- 
bleiben, wenn die Sache dem Verderb ausgeſetzt und mit dem 
Auffchube der Verſteigerung Gefahr verbunden iſt. 

er Schuldner hat den Gläubiger von der Verſteigerung 
unverzüglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlaſſung 
iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unter- 
bleiben, wenn fie unthunlich find. 

S. 385. 

Hat die Sache einen Börjen- oder Marktpreis, jo Tann 
der Schuldner den Verkauf aus freier Hand durch einen zu 
jolchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelamäkler oder 
durch eine zur eig Berfteigerung befugte Perjon zum 
laufenden Preiſe bewi 

$. 386. 

Die Koften der Berfteigerung oder des nad) 8. 385 er- 
folgten Verkaufs fallen dem Gläubiger zur Laft, jofern — 
der — den hinterlegten Erlös zurücknimmt. 


Dritter Titel. 
Aufrechnung. 


$. 387. 


Schulden zwei Perjonen einander Leiftungen, die ihrem 
Gegenftande nach gleichartig find, jo kann jeder Theil jeine 
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Forderung gegen die Forderung des anderen Theiles auf- 
rechnen, jobald er die ihm gebührende Leiftung fordern und 
die ihm obliegende Leiſtung bewirken kann. 

& 8. 3838. 

Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Theile. Die Erklärung ift unwirkſam, wenn fie unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeftimmung abgegeben wird. 

8. 389. 

Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, ſoweit 
fie fich deden, al3 in dem Zeitpunkt erlojchen gelten, in 
welchem fie zur Aufrechnung geeignet einander gegenüber- 
getreten find. 

$. 390. 


Eine Forderung, der eine Einrede entgegenfteht, kann 
nicht aufgerechnet werden. Die Verjährung ſchließt die Auf- 
rechnung nicht aus, wenn Die verjährte Forderung zu ber 
Zeit, zu welcher fie gegen die andere Forderung aufgerechnet 
werden fonnte, noch nicht verjährt war. 

$. 391. 

Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgejchlofjen, daß für 
die Forderungen verjchiedene Leiſtungs⸗ oder Ablieferungsorte 
beitehen. Der aufrechnende Theil hat jedoch den Schaden zu 
erjegen, ben der andere Theil dadurch erleidet, daß er ın 
Folge der Aufrechnung die Leiftung nicht an dem bejtimmten 
Orte erhält oder bewirken fann. 

Iſt vereinbart, daß die Leiftung zu einer beftimmten 

eit an einem bejtimmten Orte erfolgen foll, jo ift im 
meifel anzunehmen, daß die Aufrechnung einer Forderung, 
für die ein anderer Leiftungsort befteht, ausgejchloffen fein joll. 


$. 392. 

Durch die Peichlagnahme einer Forderung wird die Auf- 
rechnung einer dem Schuldner gegen den Gläubiger zu— 
ftehenden Forderung nur dann ausgeſchloſſen, wenn Der 
Schuldner feine Forderung nach der Beichlagnahme erworben 
hat oder wenn feine Forderung erft nad) der Beſchlagnahme 
und fpäter al3 die in Beſchlag genommene Forderung fällig 
geworben ift. 
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. 8. 3983. 
Gegen eine Forderung aus einer vorjäßlich begangenen 
unerlaubten Handlung ift die Aufrechnung nicht zuläffig. 
§. 394. 
‚ Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen 
it, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nicht ftatt. 
Gegen die aus Kranken-, Hülfs- oder Gterbefaffen, ins- 
bejondere aus Snappichaftsfaffen und Kaſſen der Knapp- 
ihaftövereine, zu beziehenden Hebungen können jedoch ge» 
ihuldete Beiträge aufgerechnet werden. 


$. 395. 

Gegen eine Forderung des Reichs oder eined Bundes- 
ftaat3 jomwie gegen eine Forderung einer Gemeinde oder eines 
anderen Kommunalverbandes ift die Anfrechnung nur zuläflig, 
wenn die Leiſtung an diejelbe Kaffe zu erfolgen hat, aus der 
die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ift. 

$. 396. 

Hat der eine oder der andere di mehrere zur Auf- 
rechnung geeignete Forderungen, jo Tann der aufrechnende 
Theil die Forderungen bejtimmen, die gegen einander auf- 

erechnet werden jollen. Wird die Aufrechnung ohne eine 
Folche Beſtimmung erklärt oder widerſpricht der andere Theil 
unverzüglich, jo findet die Vorjchrift des 8. 366 Ab. 2 ent- 
Iprechende Anwendung. 

Schuldet der aufrechnende Theil dem anderen Theile 
außer der Hauptleiftung Zinſen und Koften, jo finden die 
Vorſchriften des 8. 367 entjprechende Anwendung. 


Bierter Titel, 


Erlaß. 


§. 397. 
Das Schuldverhältniß erliſcht, wenn der Gläubiger 
dem Schuldner durch Vertrag die Schuld erläßt. 
Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit 
ge anerfennt, daß das Schuldverhältnig nicht 
eſtehe. 


IV. Abſchnitt: Uebertragung ber Forderung. (88. 893 —403.) 93 


Bierter Abſchnitt. 
Uebertragung der Forderung. 


$. 398. 

Eine Forderung fann von dem Gläubiger durch Ver— 
trag mit einem Anderen auf Diejen übertragen werden 
(Abtretung). Mit dem Abſchluſſe des Vertrags tritt der neue 
Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläubigers. 

$. 399. 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, wenn 
die Leiftung an einen anderen al3 den urjprünglichen Gläu- 
biger nicht ohne ——— ihres Inhalts erfolgen kann 
oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung mit dem 
Schuldner ausgeſchloſſen iſt. 

S. 400. 

Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, jomeit 

fie der Pfändung nicht unterworfen ift. 
8. 401. 

Mit der abgetretenen Forderung gehen die Hypotheken 
oder Pfandrechte, die für fie beftehen, nie die Rechte aus 
einer für fie beftellten Bürgſchaft auf den neuen Gläu- 
biger über. 

Ein mit der Forderung für den Fall der Bwangsvoll- 
ftredung oder des Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht Tann 
auch der neue Gläubiger geltend machen. 

$. 402. 

Der bisherige Gläubiger ift verpflichtet, dem neuen Gläu— 
biger die zur Geltendmachung der Forderung nöthige Aus- 
funft zu ertheilen und ihm die zum Beweiſe der Forderung 
dienenden Urkunden, joweit fie ſich in feinem Befite befinden, 
auszuliefern. 

$. 403. 

Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf 

Verlangen eine Öffentlich beglaubigte Urkunde über die Ab- 
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tretung auszuftellen. Die Koften Hat der neue Gläubiger zu 
tragen und vorzuſchießen. 


$. 404. 


Der Schuldner fann dem neuen Gläubiger die Ein- 
mendungen entgegenjegen, die zur Beit der Abtretung der 
Forderung gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren. 


S. 405. ’ 


Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld aus- 
gejtellt, jo fann er fich, wenn die Forderung unter Borlegung 
der Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger gegen- 
über nicht darauf berufen, daß die Eingehung oder Aner- 
fennung des Schuldverhältnifjeg nur zum Schein erfolgt oder 
daß die Abtretung durch Vereinbarung mit dem urjprüng- 
lichen Gläubiger ausgeſchloſſen jei, es — denn, daß der neue 
Gläubiger bei der Abtretung den Sachverhalt kannte oder 
kennen mußte. 


g. 406. 


Der Schuldner kann eine ihm gegen den bisherigen 
Gläubiger zuftehende Forderung auch dem neuen Gläubiger 
gegenüber aufrechnen, e3 jei denn, daß er bei dem Erwerbe 
der Forderung von der Abtretung Kenntniß hatte oder daß 
die Forderung erft nad) der Erlangung der Kenntniß und 
ſpäter al3 die abgetretene Forderung fällig geworden ift. 


$. 407. 

Der neue Gläubiger muß eine Leiftung, die der Schuld- 
ner nach der Abtretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, 
ſowie jedes Rechtsgeſchäft, das nach der Abtretung zwischen 
dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in Anjehung 
der Forderung vorgenommen wird, gegen jich gelten laſſen, 
e3 jei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei der Leiftung 
oder der Vornahme des Rechtsgeſchäfts Fennt. 

Iſt in einem nach der Abtretung zwijchen dem Schuld- 
ner und dem bisherigen Gläubiger anhängig gewordenen 
Nechtöftreit ein rechtskräftiges Urtheil über die Forderun 
ergangen, jo muß der neue Gläubiger das Urtheil gegen fi 
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gelten lafjen, es fei denn, daß der Schuldner die Abtretung 
bei dem Eintritte der Nechtshängigfeit gekannt hat. 
S. 408. 

Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen 
Gläubiger nochmal an einen Dritten abgetreten, jo finden, 
wenn der Schuldner an den Dritten leiſtet oder wenn zwi— 
ihen dem Schuldner und dem Dritten ein NRecht3gejchäft 
borgenommen oder ein Recht3ftreit anhängig wird, zu Gunjten 
des Schuldners die Vorjchriften des 8. 407 dem früheren 
Erwerber gegenüber entjprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt, wenn die bereit3 abgetretene Forderung 
durch gerichtlichen Beichluß einem Dritten überwiejen wird 
oder wenn der bisherige Gläubiger dem Dritten gegenüber 
anerfennt, daß die bereits abgetretene Forderung fraft Ge- 
jeße8 auf den Dritten übergegangen fei. 


$. 409. 


Beigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er die 
Forderung abgetreten habe, jo muß er dem Schuldner gegen- 
über die angezeigte Abtretung gegen fich gelten laſſen, auch 
wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirkſam if. Der Anzeige 
fteht e8 gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die 
Abtretung dem in der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger 
ausgeftellt hat und diejer fie dem Schuldner vorlegt. 

Die Anzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen 
zurüdgenommen werden, welcher ald der neue Gläubiger be— 
zeichnet worden ift. 

$. 410. 


Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegenüber zur 
Leitung nur gegen Aushändigung einer von dem bisherigen 
Gläubiger über die Abtretung ausgeftellten Urkunde ver» 
pflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung de3 neuen 
Gläubiger3 ift unwirkſam, wenn fie ohne Vorlegung einer 
jochen Urkunde erfolgt und der Schuldner fie aus Ddiejem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Diefe Borjchriften finden feine Unmwendung, wenn der 
bisherige Gläubiger dem Schuldner die Abtretung jchriftlich 
angezeigt Hat. 
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$. 411. 

Tritt eine Militärperjon, ein Beamter, ein Geiftlicher 
oder ein Lehrer an einer öffentlichen Unterrichtsanftalt den 
übertragbaren Theil des Dienfteinfommens, des Wartegeldes 
oder de3 Ruhegehalts ab, jo ijt die auszahlende Kafje Durch 
Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger aus- 
geitellten, öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung 
zu benachrichtigen. Bis zur Benachrichtigung gilt die Ab- 
tretung al3 der Kaffe nicht befannt. 


S. 412. 
Auf die Mebertragung einer Forderung kraft Geſetzes 
finden die Borjchriften der 88. 399 bis 404, 406 bis 410 
entjprechende Anwendung. 


8. 413. 
Die Vorſchriften über die Uebertragung von Forderungen 
finden auf die Webertragung anderer Rechte entjprechende 
Unmendung, joweit nicht das Geſetz ein Anderes vorjchreibt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schuldübernahme. 


$. 414. 
Eine Schuld kann von einem Dritten durch Bertrag mit 


dem Gläubiger in der Weiſe übernommen werden, daß ber 
Dritte an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. 


8. 415. 


Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem 
Schuldner vereinbart, jo Hängt ihre Wirkſamkeit von der 
Genehmigung des Gläubigerd ab. Die Genehmigung Tann 
erft erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitgetheilt Hat. Bis zur 
—— können die Parteien den Vertrag ändern oder 
aufheben. 
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Wird die Genehmigung verweigert, fo gilt die Schuld- 
übernahme al3 nicht erfolgt. Fordert der Schuldner oder 
der Dritte den Gläubiger unter Beftimmung einer Frift zur 
Erflärung über die Genehmigung auf, fo fann die Ge- 
nehmigung nur bis zum Ablaufe der Friſt erflärt werden; 
wird fie nicht erklärt, jo ge fie als verweigert. 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung ertheilt 
hat, ift im Zweifel der Uebernehmer dem Schuldner gegen- 
über verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. 
Da3 Gleiche gilt, wenn der Gläubige? die Genehmigung 
verweigert. 

$. 416. 


Uebernimmt der Erwerber eined Grundftüd3 durch Ver- 
trag mit dem Veräußerer eine Schuld des Veräußererd, für 
die eine Hypothek an dem Grundſtücke befteht, jo kann der 
Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen, wenn der 
Beräußerer fie ihm mittheilt. Sind jeit dem Empfange der 
MittHeilung jechd Monate verftrichen, jo gilt die Genehmigung 
al3 ertheilt, wenn nicht der Gläubiger fie dem Beräuberer 

egenüber vorher verweigert hat; die Borjchrift des 8. 415 
bl 2 Sat 2 findet feine Anmwendung. 

Die Mittheilung de3 Veräußerers kann erft a 
wenn der Erwerber als Eigenthümer im Grundbudh ein- 
getragen ift. Sie muß fjchriftlich gejchehen und den Hinweis 
enthalten, daß der Hebernehmer an die Stelle des biöherigen 
Schuldners tritt, wenn nicht der Gläubiger die Verweigerung 
innerhalb der jechd Monate erklärt. 

Der Beräußerer Hat auf Verlangen ded Erwerber dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitzutheilen. Sobald die 
Ertheilung oder Verweigerung der Genehmigung feitfteht, Hat 
der Veräußerer den Erwerber zu benachrichtigen. 


§. 417. 

Der Uebernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen 
entgegenfegen, welche ſich aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Gläubiger und dem bisherigen Schuldner ergeben. Eine 
dem bisherigen Schuldner zuftehende Forderung kann er 
nicht aufrechnen. . 

Bürgerliches Geſetzbuch. 7 
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Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde Tiegenden 
Nechtöverhältniffe zmwifchen dem Webernehmer und dem bis— 
herigen Schuldner kann der Mebernehmer dem Gläubiger 
gegenüber Einwendungen nicht herleiten. . 


$. 418. 

Sn Folge der Schuldübernahme erlöfchen die für die 
Forderung bejtellten Bürgjchaften und Pfandrechte. Beſteht 
für die Forderung eine Hypothek, jo tritt das Gleiche ein, 
wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet. Dieje 
Vorſchriften finden feine Anwendung, wenn der Bürge oder 
derjenige, welchem der verhaftete Gegenftand zur Zeit der 
Schuldübernahme gehört, in diefe einmilligt. 

Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes 
verbundene Vorzugsrecht kann nicht im Konkurs über das 
Vermögen des Uebernehmers geltend gemacht werden. 


S. . 

Uebernimmt Jemand durch Vertrag das Vermögen eines 
Anderen, fo können deſſen Gläubiger, unbejchadet der Fort— 
dauer der Haftung des bisherigen Schuldners, von dem Ab- 
ichluffe des Vertrags an ihre zu diefer Zeit beftehenden An- 
Iprüche auch gegen den Uebernehmer geltend machen. 

Die Haftung des Uebernehmers bejchränft ſich auf den 
Beitand de3 übernommenen Vermögens und die ihm aus 
dem Bertrage zuftehenden Anfprüche. Beruft fich der Ueber— 
nehmer auf die Beichränfung feiner Haftung, jo finden die 
für die Haftung des Erben geltenden Borfhriften der 
88. 1990, 1991 entjprechende Anwendung. 

Die Haftung de3 Uebernehmers kann nicht durch Ver— 
einbarung zwiſchen ihm und dem bisherigen Schuldner aus— 
geichloffen oder beichränft werden. 


Sechſter Abjchnitt. 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 
8. 420. 


Schulden Mehrere eine theilbare Leiftung oder haben 
Mehrere eine theilbare Leiftung zu fordern, jo ift int Zweifel 
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jeder Schuldner nur zu einem gleichen Antheile verpflichtet, 
jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Antheile berechtigt. 


$. 421. 

Schulden Mehrere eine Leiftung in der Weife, daß jeder 
die ganze Leiftung zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger 
aber die Leiftung nur einmal zu fordern berechtigt ift (Ge- 
fammtjchuldner), jo kann der Gläubiger Die Seiftung nad) 
jeinem Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zu 
einem Theile fordern. Bi zur Bewirkfung der ganzen 
Leiftung bleiben ſämmtliche Schuldner verpflichtet. 


S. 422. 

Die Erfüllung durch einen Geſammtſchuldner wirkt auch 
für die übrigen Schuldner. Das Gleiche gilt von der Leiftung 
an Erfüllungsftatt, der Hinterlegung und der Aufrechnung. 

Eine Forderung, die einem J——— zuſteht, 
kann nicht von den übrigen Schuldnern aufgerechnet werden. 


$. 423. 

Ein zwijchen dem Gläubiger und einem Gejammtjchuldner 
vereinbarter Erlaß wirkt auc für die übrigen Schuldner, 
wenn bie Wertragjchließenden das ganze Schuldverhältnig 
aufheben mollten. 

§. 424. 

Der Verzug ded Gläubigers gegenüber einem Gejammt- 

ſchuldner wirkt auch für die übrigen Schuldner. 


$. 425. 

Andere ald die in den 88. 422 bis 424 bezeichneten 
Thatſachen wirken, jomweit fich nicht aus dem Schuldverhältnig 
ein Anderes ergiebt, nur für und gegen den Gejammtjchuldner, 
in deffen Perſon fie eintreten. 

Dies gilt insbefondere von der Kündigung, dem Ver— 
zuge, dem Verſchulden, von der Unmöglichkeit der Leiftung 
in der Perfon eines Gejanmtjchuldnerd, von der Verjährung, 
deren Unterbredung und Hemmung, von der Vereinigung 
der Forderung mit der Schuld und von dem rechtsfräftigen 
Urtheile. 

7» 
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$. 426. 


Die Gefammtjchuldner find im Berhältniffe zu einander 
zu gleichen Antheilen verpflichtet, ſoweit nicht ein Anderes 
beftimmt if. Kann von einem Gejammtjchuldner der auf 
ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, jo ift der Aus— 
fall von den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuld- 
nern zu tragen. 

omweit ein Gejammtjchuldner den Gläubiger befriedigt 
und von den übrigen Schuldnern Ausgleihung verlangen 
kann, geht die Forderung des Gläubigerd gegen die übrigen 
Schuldner auf ihn über. Der UWebergang kann nicht zum 
Nachtheile des Gläubigers geltend gemacht werden. 


S. 427. 


Verpflichten ſich Mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich 
zu einer theilbaren Leiftung, jo Haften fie im! Zmeifel al3 
Geſammtſchuldner 


§. 428. 


Sind Mehrere eine Leiſtung in der Weiſe zu fordern 
berechtigt, daß jeder die ganze Leiſtung fordern kann, der 
Schuldner aber die Leiſtung nur einmal zu bewirken ver— 
pflichtet iſt (Geſammtgläubiger), jo kann der Schuldner nad) 
ſeinem Belieben an jeden der Gläubiger leiſten. Dies gilt 
auch dann, wenn einer der Gläubiger bereits Klage auf die 
Leiſtung erhoben hat. 


$. 429. 


Der Verzug eines Geſammtgläubigers wirkt auch gegen 
die übrigen Gläubiger. 

Bereinigen fich Forderung und Schuld in der Perfon 
eine3 Gejammtgläubigers, jo erlöfchen die Rechte der übrigen 
Gläubiger gegen den Schuldner. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der 88. 422, 423, 
425 entiprechende Anwendung. Insbeſondere bleiben, wenn 
ein Gejammtgläubiger feine Forderung auf einen Anderen 
überträgt, die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 
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$. 430. 
Die — har a find im Verhältniffe zu einander 
zu gleichen Antheilen berechtigt, ſoweit nicht ein Anderes be- 
ftimmt ift. 


$. 431. 
Schulden Mehrere eine untheilbare Leiftung, fo haften 
fie al3 Geſammtſchuldner. 


. 432. 

Haben Mehrere eine untheilbare Leiftung zu fordern, 
jo kann, fofern fie nicht Gefammtgläubiger find, der Schuld» 
ner nur an alle gemeinjchaftlich Leiften und jeder Gläubiger 
nur Die Leiftung an alle fordern. Jeder Gläubiger Tann 
verlangen, daß der Schuldner die gejchuldete Sache für alle 
Gläubiger Hinterlegt oder, wenn fie fich nicht zur Hinter- 
fegung eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Verwahrer 
abliefert. 

Im Uebrigen wirft eine Thatjache, die nur in der Perſon 
eine3 der Gläubiger eintritt, nicht für und gegen die übrigen 


Gläubiger. 
Siebenter Abfchnitt. 
Einzelne Schuldverhältniſſe. 


Erjter Titel. 
Rauf. Tauſch. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


§. 433. 

Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache 
verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das 
Eigenthum an der Sache zu verichaffen. Der Berfäufer 
eines Rechtes ift verpflichtet, dem nn da3 Recht zu ver- 
ihaffen und, wenn das Recht zum Belig einer Sache be- 
rechtigt, Die Sache zu übergeben. 

Der Käufer ift verpflichtet, dem Verkäufer den verein- 
barten Kaufpreis zu zahlen und die gefaufte Sache abzu- 
nehmen. 
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5. 434. 


Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer den verfauften 
Gegenftand frei von Rechten zu verfchaffen, die von Dritten 
gegen den Käufer geltend gemacht werden können. 


8. 435. 


Der Verkäufer eines Grundſtücks oder eined Rechte an 
einem Grundftüd ift verpflichtet, im Grundbuch eingetragene 
Rechte, die nicht beftehen, auf feine Koften dur Löſchung zu 
bringen, wenn fie im Falle ihres Beſtehens da3 dem Käufer 
zu verjchaffende Recht beeinträchtigen würden. 

Das Gleiche gilt bei dem Verkauf eine Schiffes oder 
eine Rechtes an einem Schiffe für die im Schiffsregifter 
eingetragenen Rechte. 

$. 436. 

Der Berfäufer eines Grundftüds Haftet nicht für die 
Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und von 
anderen öffentlichen Laften, die zur Eintragung in das Grund- 
buch nicht geeignet find. 

8. 437. 

“ Der Berfäufer einer Forderung oder eines fonftigen 
Rechtes Haftet für den rechtlichen Beſtand der Yorderung 
oder des Rechtes. 

Der PVerfäufer eines Werthpapierd haftet auch dafür, 
daß e3 nicht zum Zwecke der Kraftloserflärung aufgeboten ijt. 


S. 438. 


Uebernimmt der Berfäufer einer Forderung die Haftung 
für bie — des Schuldners, ſo iſt die Haftung 
im Zweifel nur auf die Zahlungsfähigkeit zur Zeit der Ab— 
tretung zu beziehen. 

g. 439. 


Der Verkäufer hat einen Mangel im Rechte nicht zu 
vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem Abjchlufje 
des Kaufes kennt. 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder 
ein Pfandrecht hat der Verkäufer zu beſeitigen, auch wenn 
der Käufer die Belaſtung kennt. Das Gleiche gilt von einer 
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Vormerfung zur Sicherung des Anſpruchs auf Beftellung 
eines dieſer Rechte. 
8. 440. 


Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den 9. 433 bis 437, 
439 obliegenden Verpflichtungen nicht, fo beſtimmen ſich die 
Rechte des Käufers nach den Vorſchriften der 88. 320 bis 327. 

Iſt eine bewegliche Sache verkauft und dem Käufer zum 
— der Eigenthumsübertragung übergeben worden, ſo 
ann der Käufer wegen des Rechtes eines Dritten, das zum 
Ban: der Sache berechtigt, Schadenderfa wegen Nicht- 
erfüllung nur verlangen, wenn er die Sache dem Dritten 
mit Rückſicht auf dejjen Hecht herausgegeben hat oder fie dem 
Verläufer zurüdgewährt oder wenn die Sache untergegangen ift. 

Der Herausgabe der Sache an den Dritten ſteht es 
gleich, wenn der Dritte den Käufer oder diefer den Dritten 
beerbt oder wenn der Käufer das Necht de3 Dritten ander- 
weit erwirbt oder den Dritten abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen 
einen Anderen au. jo genügt an Stelle der Rüdgewähr die 
Abtretung des Anspruchs. 


8. 441. 

Die Vorjchriften des $. 440 Abſ. 2 bi 4 gelten auch 
dann, wenn ein Recht an einer beweglichen Sadıe verkauft 
it, da3 zum Beſitze der Sache berechtigt. 

8. 442. 

Beitreitet der Verkäufer den vom Käufer geltend ge- 
machten Mangel im Rechte, jo hat der Käufer den Mangel 
zu bemweijen. 

$. 443 


Eine Vereinbarung, durch welche die nad) den 88. 433 
bis 437, 439 bis 442 wegen eines Mangel3 im echte dem 
Verkäufer obliegende Verpflichtung zur Gemwährleiftung er- 
lajjen oder bejchränft wird, ift nichtig, wenn der Verkäufer 
den Mangel arglijtig verjchweigt. 

S. 444, 

Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer über die dem 

verfauften Gegenftand betreffenden "rechtlichen Verhältniſſe 
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insbejondere im Falle des Verkaufs eines Grundftüds über 
die Grenzen, Gerechtfame und Laften, die nöthige Auskunft 
zu ertheilen und ihm die zum Beweiſe des Nechtes dienenden 
Urkunden, foweit jie fih in feinem Beſitze befinden, aus— 
zuliefern. Erftredt fih der Inhalt einer ſolchen Urkunde 
auch auf andere Angelegenheiten, jo ijt der Verkäufer nur 
zur Ertheilung eines öffentlich beglaubigten Auszugs ver- 


pflichtet. 
$. 445. 


Die Vorjchriften der 88. 433 bis 444 finden auf andere 
Verträge, die auf Veräußerung oder Belaftung eine3 Gegen- 
ſtandes gegen Entgelt gerichtet find, entiprechende Anwendung. 


S. 446. 

Mit der Uebergabe der verkauften Sache geht die Gefahr 
de3 zufälligen Unterganges und einer zufälligen Berjchlech- 
terung auf den Käufer über. Won der UWebergabe an ge- 
bühren dem Käufer die Nußungen und trägt er die Laften 
der Sache. 

Wird der Käufer eines Grundftüd® vor der Webergabe 
al3 Eigenthümer in da3 Grundbuch eingetragen, jo treten 
dieje Wirkungen mit der Eintragung ein. 

$. 447. 

Berjendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die 
verkaufte Sache a. einem anderen Orte al3 dem Erfüllungs- 
orte, jo geht die Gefahr auf den Käufer über, jobald der 
Berläufer die Sache dent Spediteur, dem Frachtführer oder 
der jonft zur Ausführung der Verſendung beftimmten Perſon 
oder Anftalt ausgeliefert hat. 

Hat der Käufer eine befondere Anweiſung über die Art 
der Verſendung ertheilt und weicht der Lerfäufer ohne 
dringenden Grund von der Anmeifung ab, fo ift der Ver— 
fäufer dem Käufer für den daraus entjtehenden Schaden ver- 
antwortlich. 

S. 448. 

Die Koften der Uebergabe der verfauften Sathe, ins- 
bejondere die Koften des Meſſens und Wägens, fallen dem 
Verfäufer, die Koften der Abnahme und der Verfendung der 
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Sache nad) einem anderen Orte al3 dem Erfüllungsorte fallen 
dem Käufer zur Laft. 

Iſt ein Recht verkauft, jo fallen die Koſten der Be- 
ne oder Webertragung des Nechte® dem Verkäufer 
zur Laſt. 


$. 449. 

Der nr eines Grundftüds Hat die Koften der Auf- 
laffjung und der au der Käufer eines Rechtes an 
einem Grundjtüde Hat die Koſten der zur Begründung oder 
Mebertragung des Rechtes nöthigen Eintragung in das 
Grundbuch, mit Einſchluß der Koften der zu der Eintragung 
erforderlichen Erklärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen in 
* —— auch die * der Beurkundung des Kaufes 
zur Laſt. 


8. 450. 

Sit vor der Uebergabe der verkauften Sache die Gefahr 
auf den Käufer übergegangen und macht der Verkäufer vor 
der Uebergabe Verwendungen auf die Sache, die nach dem 
Uebergange der arg nothmendig geworden find, jo kann 
er von dem Käufer Erjaß verlangen, wie wenn der Käufer 
ihn mit der Verwaltung der Sache beauftragt hätte. 

Die Verpflichtung des Käufers zum Erjate fonftiger 
Verwendungen bejtimmt fich nach den Vorjchriften über die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 


8. 451. 

Iſt ein Recht an einer Sache verfauft, das zum Beſitze 

der Sache berechtigt, jo finden die Vorfjchriften der 88. 446 
bi8 450 entjprechende Anwendung. 


§. 452. 

Der Käufer ift verpflichtet, den Kaufpreis von dem Zeit- 
punkt an zu verzinjen, von welchem an die Nutungen des 
gekauften Gegenjtandes ihm gebühren, jofern nicht der Kauf- 
preis gejtundet ift. 


8. 453. 
Sit al3 Kaufpreis der Marktpreis beftimmt, jo gilt im 
Bweifel der für den Erfüllungdort zur Erfüllungszeit maß- 
gebende Marktpreis als vereinbart. 
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8§. 454. 
- Hat der Berfäufer den Vertrag erfüllt und den Kauf- 
preis geftundet, jo jteht ihm das im 8. 325 Abi. 2 und im 
8. 326 bejtimmte NRüdtrittsrecht nicht zu. 


$. 455. 


Hat Sich der Verkäufer einer beweglichen Sache das 
Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreijes vorbehalten, fo 
ift im Zweifel anzunehmen, daß die Uebertragung des Eigen- 
thums unter der auffchiebenden ee vollftändiger 
Zahlung des Kaufpreijes erfolgt und daß der Verkäufer zum 
Rücdtritte von dem Vertrage berechtigt iſt, wenn der Käufer 
mit der Zahlung in Verzug fommıt. 


$. 456. 


Bei einem Verkauf im Wege der Zmangspollitredung 
dürfen der mit der Vornahme oder Leitung des Verkaufs 
Beauftragte und die von ihm zugezogenen Gehülfen, mit 
Einſchluß des Protofollführers, den zum Verkaufe geftellten 
Gegenftand weder für fich perjönlich oder durch einen An- 
deren noch ald Vertreter eines Anderen faufen. 


8. 457. 

Die Borfchrift des $. 456 gilt auch bei einem Verkauf 
außerhalb der Zwangsvollſtreckung, wenn der Auftrag zu 
dem Verlauf auf Grund einer gejeglichen Vorſchrift ertheilt 
worden ift, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenftand 
für Rechnung eines Anderen verkaufen zu laſſen, in3bejondere 
in den „Fällen bed Pfandverfauf3 und des in den 88. 383, 
385 ne Berfaufs, jowie bei einem Berfaufe durch 
den Konfursvermwalter. | 

8. 458. 

Die Wirkfamfeit eines den Vorjchriften der 88. 456, 457 
zumider erfolgten Kaufes und der Uebertragung des gekauften 
Gegenjtandes hängt von der Zujtimmung der bei dem Ver— 
fauf als Schuldner, Eigenthümer oder Gläubiger Betheiligten 
ab. Yorbdert der Käufer einen Beteiligten zur Erklärung 
über die Genehmigung auf, fo finden die Vorfchriften des 
8. 177 Ubi. 2 — nwendung. 


vn. Abſchn.: Einz. Schulbverh. 1. Titel: Kauf. Taufch. (88. 454—462.) 107 


Wird in Folge der Verweigerung der Genehmigung ein 
neuer Berfauf vorgenommen, jo hat der frühere Käufer für 
die Koften des neuen Verkaufs jowie für einen Mindererlös 
aufzufommen, 


I. Gewäßrleiftung wegen Mängel der Sadıe. 


$. 459. 

Der Berfäufer einer Sache haftet dem Käufer dafiir, 

daß fie zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer 

übergeht, nicht mit Fehlern behaftet ift, die den Werth oder 

die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem 

Vertrage vorausgejegten Gebrauch aufheben oder mindern. 

Eine unerhebliche Minderung des Werthes oder der Tauglich- 
feit kommt nicht in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur — 

des Ueberganges der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften hat. 


$. 460. 

Der Verkäufer Hat einen Mangel der verfauften Sache 
nicht zu vertreten, mern der Käufer den Mangel bei dem 
Abſchluſſe des Kaufes kennt. Iſt dem Käufer ein Mangel 
der im $. 459 Abſ. 1 bezeichneten Art in Folge grober Fahr 
läffigfeit unbefannt geblieben, jo haftet der Verkäufer, jofern 
er nicht Die Abmwejenheit des Fehlers zugefichert hat, nur, 
wenn er den Fehler arglijtig verſchwiegen hat. 


8. 461. 

Der Berfäufer hat einen Mangel der verkauften Sache 
nicht zu vertreten, wenn die Sache auf Grund eines Pfand- 
recht3 in Öffentlicher Verſteigerung unter der Bezeichnung als 
Pfand verfauft wird. 


$. 462. 

Wegen eines Mangels, den der Verkäufer nach den Vor— 
ichriften der 88. 459, 460 zu vertreten Hat, kann der Käufer 
Rüdgängigmadhung des Kaufes (Wandelung) oder Herab- 
ſetzung des Kaufpreiſes (Minderung) verlangen. 
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8. 463. 

Fehlt der verfauften Sache zur Zeit des Kaufe eine 
zugeficherte Eigenschaft, jo kann der Käufer ftatt der Wande- 
lung oder der Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Berfäufer einen 
Fehler argliftig verjchwiegen hat. 


S. 464. 
Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an, obſchon 
er den Mangel kennt, jo ftehen ihm die in den 88. 462, 463 
beftinnmten Ansprüche nur zu, wenn er fich jeine Rechte 
wegen ded Mangels bei der Annahme vorbehält. 


8. 465. 
Die Wandelung oder die Minderung ift vollzogen, wenn 
fi der Verkäufer auf Verlangen des Käufer mit ihr ein- 
verjtanden erklärt. 


$. 466. 

Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen 
Mangel der Sache, jo kann der Verkäufer ihn unter dem 
Erbieten zur Wandelung und unter Beftimmung einer an- 
gemefjenen Frift zur Erklärung darüber auffordern, ob er 
Wandelung verlange. Die Wandelung Tann in diefem alle 
nur bis zum Ablaufe der Frift verlangt werden. 


$. 467. 

Auf die Wandelung finden die für das vertragämäßige 
Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88. 346 bis 348, 
350 bis 354, 356 entjpredhende Anwendung; im Falle des 
8. 352 ift jedoch die Wandelung nicht ausgefchloffen, wenn 
der Mangel ſich erjt bei der Umgeftaltung der Sache gezeigt 
hat. * Verkäufer hat dem Käufer auch die Vertragskoſten 
zu erſetzen. 


§. 468. 

Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem Käufer 
eine beſtimmte Größe des Grundſtücks zu, ſo haftet er für 
die Größe wie für eine zugeſicherte Eigenſchaft. Der Käufer 
kann jedoch wegen Mangels der zugeſicherten Größe Wande— 
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lung nur verlangen, wenn der Mangel jo erheblich ift, daß 
die Erfüllung des Vertrags für den Käufer fein Intereſſe Hat. 


8. 469. 

Sind von mehreren verfauften Sachen nur einzelne 
mangelhaft, jo fann nur in Anfehung diefer Wandelung ver- 
langt werden, auch wenn ein Gejammtpreis für alle Sachen 
fejtgejebt en Sind jedod) die Sachen al3 zufammengehörend 
verfauft, jo kann jeder Theil verlangen, daß die Wandelung 
auf alle Sachen erjtredt wird, wenn die mangelhaften Sachen 
nicht ohne Nachtheil für ihn von den übrigen getrennt werden 


fönnen. 
8. 470. 


Die Wandelung wegen eines Mangel3 der Dar 
erſtreckt ſich auch auf die Nebenſache. Iſt die Nebenjache 
mangelhaft, jo kann nur in Anſehung dieſer Wandelung ver- 
langt werden. 

$. 471. 


Findet im alle des Verkaufs mehrerer Sachen für einer 
Gejammtpreis die Wandelung nur in Anjehung einzelner 
Sachen ftatt, jo ift der Gejammtpreis in dem Berhältniffe 
herabzujegen, in welchem zur Zeit des Verfaufs der Gefammt- 
werth der Sachen in mangelfreiem Buftande zu dem Werthe 
der von der Wandelung nicht betroffenen Sachen gejtanden 
haben würde. - 

8. 472. 


Bei der Minderung ift der Kaufpreis in dem Berhält- 
nifje herabzufegen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der 
Werth der Sache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirk— 
lihen Werthe gejtanden haben würde. 

Findet im Falle des Verfaufd mehrerer Sachen für 
einen Gejammtprei3 die Minderung nur megen einzelner 
Sachen ftatt, jo ift bei der Herabfegung des Preiſes der Ge- 
jammtmwerth aller Sachen zu Grunde zu legen. 


$. 473. 


Sind neben dem in Geld feftgejegten Raufpreife Leiftungen 
bedungen, die nicht vertretbare Soden zum Gegenftande 
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haben, jo find dieſe Leiftungen in den Fällen des 88. 471, 
472 nach bem Werthe zur Beit deö Verlaufs in Geld zu 
veranjchlagen. Die Herabjegung der Gegenleiftung des 
Käufer erfolgt an dem in Geld feſtgeſetzten al ift dieſer 
geringer als der abzuſetzende Betrag, jo hat der "Berfäufer 
den überfchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 


8§. 474. 

Sind auf der einen oder der anderen Geite Mehrere 
betheiligt, jo fann von jedem und gegen jeden Minderung 
verlangt werden. 

Mit der Vollziehung der von einem der Käufer ver- 
langten Minderung ift die Wandelung ausgefichlofjen. 


$. 475. 
Durch die wegen eines Mangeld erfolgte Minderung 
wird das Necht des Käufers, wegen eined anderen Mangels 
Wandelung oder von neuem Minderung zu verlangen, nicht 


ausgeſchloſſen. 
8§. 476. 


Eine Vereinbarung, durch welche die a des 
Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache 
erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Verkäufer 
den Mangel argliſtig verſchweigt. 

g. 477. 

Der Anſpruch auf Wandelung oder auf Minderung 
ſowie der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer 
ee Eigenjchaft verjährt, jofern nicht der Verkäufer 

en Mangel argliftig verfchtwiegen hat, bei beweglichen Sachen 

in ſechs Monaten von der Ablieferung, bei Grundftüden in 
einem Jahre von der Uebergabe an. Die Verjährungsfrift 
fann durch Vertrag verlängert werden. 

Beantragt der Käufer gerichtliche Beweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes, jo wird die Verjährung unter- 
brochen. Die Unterbrechung dauert bis zur Beendigung des 
Verfahrens fort. Die Vorfchriften des 8. 211 Abſ. 2 und 
des 8. 212 finden entjprechende Anwendung. 

Die Hemmung oder Unterbrehung der Verjährung eines 
der im Abſ. 4 bezeichneten Anfprüche bewirkt auch Die 
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Hemmung oder Unterbredung der Verjährung der anderen 
Anjprüche. 
8. 478. 


Hat der Käufer den Mangel dem Berfäufer angezeigt 
oder die Anzeige an ihn abgejendet, bevor der Anſpruch auf 
Wandelung oder auf Minderung verjährt war, jo fann er 
auch — der Vollendung der Verjährung die Zahlung des 
Kaufpreiſes infomeit verweigern, als er auf Grund der 
Wandelung oder der Minderung dazu berechtigt fein würde. 
Das Gleiche gilt, wenn der Käufer vor der Vollendung der 
Verjährung gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Bemweife3 beantragt oder in einem m ihm und einem 
ipäteren Erwerber der Sache wegen des Mangeld anhängigen 
Rechtsftreite dem Verkäufer den Streit verfündet hat. 

yat ber Berfäufer den Mangel argliftig verjchwiegen, 
jo bedarf es der Anzeige oder einer ihr nach Abj. 1 gleich— 
jtehenden Handlung nicht. 


$. 479. 


Der Anipruh auf Schadenserjat kann nad) der Voll- 
endung der Verjährung nur aufgerechnet werden, wenn der 
Käufer vorher eine der im 8.478 bezeichneten Handlungen 
vorgenommen hat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, wenn 
der Verfäufer den Mangel argliftig verjchwiegen Hat. 


8. 480. 

Der Käufer einer nur der Gattung nad) beftimmten 
Sache kann flatt der Wandelung oder der Minderung ber» 
langen, daß ihm an Gtelle der mangelhaften Sache eine 
mangelfreie geliefert wird. Auf diefen Anfpruch finden die 
für die Wandelung geltenden Borjchriften der 88. 464 
bis 466, des $. 467 Sat 1 und der 88. 469, 470, 474 
bis 479 entjprechende Anwendung. 

Fehlt der Sache zu der Beit, zu melcher die Gefahr auf 
den Käufer übergeht, eine ——— Eigenſchaft oder hat 
der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann 
der Käufer ſtatt der Wandelung, der Minderung oder der 
Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. 
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$. 481. 


Für den Verlauf von Pferden, Ejeln, Muulefeln und 
Maulthieren, von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten 
die Vorjchriften der 88. 459 bis 467, 469 bis 480 nur 
infoweit, al3 fich nicht aus den 88. 482 bi3 492 ein Anderes 
ergiebt. 

8. 482. 


Der Verkäufer Hat nur bejtimmte Fehler (Hauptmängel) 
und diefe nur dann zu vertreten, wenn fie ſich innerhalb 
beftimmter Friſten (Gemährfriften) zeigen. 

Die Hauptmängel und die Gemwährfriften werden durch 
eine mit Zuftimmung de3 —— zu erlaſſende Kaifer- 
lihe Verordnung beitimmt. Die Beitimmung kann auf 
demjelben Wege ergänzt und abgeändert werden. 


S. 483. 


Die Gemwährfrift beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Gefahr auf den Käufer übergeht. 


$. 484. 


Beigt fi) ein Hauptmangel innerhalb der Gemwährfrift, 
jo mird vermuthet, daß der Mangel ſchon zu der Beit vor— 
handen gemwejen jei, zu melcher "die Gefahr auf den Käufer 
übergegangen ift. 

$. 485. 


Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels zu- 
ftehenden Rechte, wenn er nicht ſpäteſtens zwei Tage nad) 
dem Ablaufe der Gemwährfrift oder, fall3 das Thier vor dent 
Ablaufe der Frift getödtet worden oder ſonſt verendet ift, 
nad dem Tode des Thiered den Mangel dem Berfäufer an- 
eigt oder Die Anzeige an J abſendet oder wegen des 

angels Klage gegen den Verkäufer erhebt oder dieſem den 
Streit verkündet oder gerichtliche Beweisaufnahme zur 
Sicherung des Beweiſes beantragt. Der Rechtsverluſt tritt 
nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel argliſtig ver— 
ſchwiegen hat. 
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$. 486. 

Die Gemwährfrift kann durch Vertrag verlängert oder 
abgefürzt werden. Die vereinbarte Frift tritt an die Stelle 
der gejeglichen Frift. 

F. 487. 

Der Käufer Tann nur Wandelung, nit Minderung 
verlangen. 

Die Wandelung kann auch in den Fällen der 88. 351 
bis 353, insbeſondere wenn das Thier gejchlachtet ift, ver- 
langt werden; an Stelle der Rüdgewähr hat der Käufer den 
Werth des Thieres zu vergüten. Das Gleiche gilt in anderen 
Fällen, in denen der Käufer in Folge eines Umftandes, den 
er zu vertreten Hat, insbejondere einer Verfügung über das 
Thier, außer Stande ift, da3 Thier zurüdzugemähren. 

Sit vor der Bollziehung der Wandelung eine unmejent- 
liche Berjchlechterung des Thieres in Folge eines von dem 
Käufer zu vertretenden Umjtandes eingetreten, fo hat der 
Käufer die Wertminderung zu vergüten. 

Nugungen hat der Käufer nur infoweit zu erjfeßen, ala 
er jie gezogen hat. 

S. 488, 


Der Verkäufer Hat im Falle der Wandelung dem Käufer 
auch die Koften der Fütterung und Pflege, die Koften der 
thierärztlihen Unterfuhung und Behandlung jomwie Die 
Koften der nothmwendig gewordenen Töbtung und Weg— 


Ihaffung des Thieres zu erjeßen. 


$. 489. 

Sit über den Anſpruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit 
anhängig, jo ift auf Antrag der einen oder der anderen 
Partei die öffentliche BVerjteigerung des Thieres und Die 
Hinterlegung des Erlöſes durch einjtweilige Verfügung an- 
zuordnen, jobald die Belichtigung des Thieres nicht mehr 
erforderlich ift. 

$. 490. 

Der Anſpruch auf Wandelung jowie der Anfprud auf 
Schadenserſatz megen eines Hauptmangels, deſſen Nichtvor- 
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handenfein der Verkäufer zugefichert hat, verjährt in ſechs 
Wochen von dem Ende der Gewährfrift an. Im Mebrigen 
bleiben die Vorjchriften des $. 477 unberührt. 

Un die Stelle der in den 88. 210, 212, 215 bejtimmten 
Friften tritt eine Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nach der Verjährung des An- 
ſpruchs auf Wandelung die Zahlung des Kaufpreiſes ver- 
mweigern. Die Aufrechnung des Anſpruchs auf Schadenserjaß 
unterliegt nicht der im 8. 479 bejtimmten Bejchränfung. 


$. 491. 


Der Käufer eines nur der Gattung nad) bejtimmten 
Thiere3 kann ftatt der Wandelung verlangen, daß ihm an 
Stelle des mangelhaften Thiere8 ein mangelfreied geliefert 
wird. Auf diefen Anſpruch finden die Vorſchriften der 
88. 488 bis 490 ———— Anwendung. 


S. 492. 

Uebernimmt der Verkäufer die Gemwährleiftung megen 
eined3 nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder 
jichert er eine Eigenfchaft des Thieres zu, jo finden die Vor- 
ihriften der 88. 487 bis 491 und, wenn eine Gewährfriſt 
vereinbart wird, auch die Vorjchriften der 88. 483 bis 485 
entjprechende Anwendung. Die im $ 490 bejtimmte Ber- 
jährung beginnt, wenn eine Gemwährfrijt nicht vereinbart wird, 
mit der Ablieferung des Thieres. 


$. 493. 


Die Vorſchriften über die Verpflichtung de3 Verkäufers 
zur Gemwährleijtung wegen Mängel der Sade finden auf 
andere — ie auf Veräußerung oder Belaſtung einer 
Sache gegen Entgelt gerichtet ſind, entſprechende Anwendung. 


III. Beſondere Arten des Kaufes. 
1. Kauf nad Probe. Kauf auf Probe. 


Bei einem Kaufe nad) Probe oder nad) Mufter find die 
Eigenichaften der Probe oder des Mufterd als zugefichert 
anzujeben. 
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$. 495. 


Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Beficht fteht die 
Billigung des gelauften Gegenstandes im Belieben des Käufers, 
Der Kauf ift im Zweifel unter der aufjchiebenden Bedingung 
der Billigung geichlofjen. 

Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die Unter- 
juhung des Gegenftandes zu gejtatten. 


$. 496.. 


Die Biligung eined auf Probe oder auf Belicht ge- 
fauften Gegenſtandes Tann nur innerhalb der vereinbarten 
Friſt und in Ermangelung einer folchen nur bis zum Ab— 
lauf einer dem Käufer von dem DBerfäufer bejtimmten an- 
gemefjenen Frift erklärt werden. War die Sache dem Käufer 
zum Bmede der Probe oder der Belichtigung übergeben, jo 
gilt jein Schweigen al3 Billigung. 


2. Wiederkauf. 


S. 497. 


Hat ſich der re in dem Saufvertrage das Recht 
des Wiederfaufs vorbehalten, jo fommt der Wiederfauf mit 
der Erklärung des Verkäufer gegenüber dem Käufer, daß 
er das Wiederfaufsrecht ausübe, zu Stande. Die Erklärung 
bedarf nicht der für den Kaufvertrag bejtimmten Form. 

Der Preis, zu welchem verkauft worden ift, gilt im 
Zweifel auch für den Wiederfauf. 


$. 498. 

Der Wiederverfäufer ift verpflichtet, dem Wiederfäufer 
den gefauften Gegenjtand nebjt Zubehör herauszugeben. 

Hat der Wiederverkäufer vor der Ausübung des Wieder- 
laufsrechts eine Verjchlechterung, den Untergang oder eine 
aus einem anderen Grunde eingetretene Unmöglichkeit der 
Herausgabe des gekauften Gegenftandes verjchuldet oder den 
Gegenftand weſentlich verändert, fo ift er I den daraus 
entitehenden Schaden verantwortlih. Iſt der Gegenftand 
ohne Verjchulden ded Wiederverkäufer verichlechtert oder iſt 


8* 
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er nur unmejentlich verändert, jo kann der Wiederfäufer 
Minderung des Kaufpreijes nicht verlangen. 


$. 499. 


Hat der Wiederverfäufer vor der Ausübung des Wieder- 
faufsrecht3 über den gefauften Gegenftand verfügt, jo iſt er 
verpflichtet, die dadurd) begründeten Nechte Dritter zu be- 
jeitigen. Einer eg des Wiederverfäufers — eine 
Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 


$. 500. 


Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die er 
auf den gekauften Gegenftand vor dem Wiederfaufe gemacht 
— inſoweit Erſatz verlangen, als der Werth des Gegen— 
tandes durch die Verwendungen erhöht iſt. Eine Einrichtung, 
mit der er die herauszugebende Sache verſehen hat, kann er 


wegnehmen. 
$. 501. 


Sit als Wiederfaufpreis der Schäßungswerth vereinbart, 
den der gefaufte Gegenjtand zur Zeit des Wiederfaufg Br 
jo ift der Wiederverkäufer für eine Verjchlechterung, den 
Untergang oder die aus einem anderen Grunde eingetretene 
Unmöglichkeit der —— des Gegenſtandes nicht ver— 
antwortlich, der Wiederkäufer zum Erſatze von Verwendungen 
nicht verpflichtet. | 

| $. 502. 

Steht das Wiederfaufsrecht Mehreren gemeinjchaftlich zu, 
jo kann e&8 nur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt e für 
einen der Berechtigten erlojchen oder übt einer von ihnen 
jein Recht nicht aus, jo find die übrigen berechtigt, das 
Wiederfaufsrecht im Ganzen auszuüben. 


$. 503. 


Das Wiederfaufsrecht kann bei Grundftüden nur bis 
zum Ablaufe von dreißig, bei anderen Gegenjtänden nur bis 
um Ablaufe von drei Jahren nad) der Vereinbarung de3 
Rorbehalt ausgeübt werden. Sit für die Ausübung eine 
Friſt beftimmt, jo tritt dieje an die Stelle der gejeglichen Frift. 
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3. Vorkauf. 


$. 504. 


Wer in Anſehung eines Gegenftandes zum Vorkaufe be- 
rechtigt ift, fann das Vorkaufsrecht ausüben, fobald der Ver- 
pflichtete mit einem Dritten einen Kaufvertrag über den 
Gegenftand geſchloſſen Hat. 

$. 505. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt dur Er- 
Härung gegenüber dem Verpflichteten. Die ärung bedarf 
nicht der für den Kaufvertrag beftimmten Form. 

Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts fommt der Kauf 
zwiſchen dem Berechtigten und dem Berpflichteten unter den 
Beitimmungen zu Stande, welche der Verpflichtete mit dem 
Dritten vereinbart hat. 


$. 506. 

Eine Bereinbarung de3 Berpflichteten mit dem Dritten, 
durch welche der Kauf von der Nichtausübung des Vorfaufs- 
recht3 abhängig gemacht oder dem Berpflichteten für den Fall 
der Ausübung des Vorfaufsrecht3 der Rüdtritt vorbehalten 
wird, ift dem Borfaufsberechtigten gegenüber unwirkſam. 


S. 507. 

Hat fi der Dritte in dem DVertrage zu einer Neben- 
leiftung verpflichtet, die der Vorfaufsberechtigte zu bewirken 
außer Stande tft, fo Hat der Vorfaufsberechtigte ſtatt der 
Nebenleiftung ihren Werth zu entrichten. Läßt fich die Neben- 
leiftung nicht in Geld jchäßen, fo ift die Ausübung des Vor— 
faufsrecht3 ausgeſchloſſen; die Vereinbarung der Nebenleiftung 
fommt jedoch nicht in Betracht, wenn der Vertrag mit dem 
Dritten auch ohne fie gejchloffen fein würde. 

S. 508. 

Hat der Dritte den Gegenftand, auf den fich das Vor- 
faufsrecht — mit anderen Gegenſtänden zu einem Ge— 
ſammtpreiſe gekauft, ſo hat der Vorkaufsberechtigte einen 
verhältnißmäßigen Theil des Geſammtpreiſes zu entrichten. 
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Der Berpflichtete kann verlangen, daß der Vorkauf auf alle 
Sachen erftredt wird, die nicht ohne Nachtheil für ihn ge- 
trennt werden fünnen. s 

. 509. 


Iſt dem Dritten in dem Vertrage ber Kaufpreis ge- 
ftundet worden, fo kann der Vorkaufsberechtigte die Stundung 
nur in Anſpruch nehmen, wenn er für den geftundeten Be- 
trag Sicherheit leiftet. 

Iſt ein Grundftüd Gegenftand des Vorkaufs, jo bedarf 
es ber ae ve infomweit nicht, al3 für den ge- 
ftundeten Kaufpreis die Beitellung einer Hypothek an dem 
Grundftüde vereinbart oder in Anrechnung auf den er 
preis eine Schuld, für die eine Hypothek an dem Grundftücde 
befteht, übernommen worden ift. 


S. 510. 

Der Verpflichtete Hat dem Vorfaufsberechtigten den In— 
halt des mit dem Dritten gejchloffenen Vertrags unverzüglich 
mitzutheilen. Die Mittheilung des Verpflichteten wird durch 
die Mittheilung des Dritten erjept. 

Das Vorkaufsreht kann bei Grundftüden nur bis zum 
Ablaufe von zwei Monaten, bei anderen Gegenjtänden nur 
bi3 zum Ablauf einer Woche nad) dem Empfange der Mit- 
theilung ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung eine Frift 
beftimmt, jo tritt diefe an die Stelle der gejeglichen Frift. 

g. 511. 

Das Vorkaufsrecht erſtreckt fich im Zweifel nicht auf einen 
Verkauf, der mit Rüdficht auf ein künftiges Erbrecht an 
einen gejeglichen Erben erfolgt. 

$. 512. 


Das Vorkaufsrecht ift ausgejchloffen, wenn der Verkauf 
im Wege ber Zmangdvollftredung oder durch den Konkurs— 
bermwalter erfolgt. 
$. 513. 


Steht das Vorkaufsrecht Mehreren gemeinjchaftlic) zu, 
jo kann es nur im Ganzen ausgeübt werden. Iſt es für 
einen der Berechtigten erloſchen oder übt einer von ihnen 
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jein Recht nicht aus, fo find die übrigen berechtigt, das Vor- 
faufsrecht im Ganzen auszuüben. 


S. 514. 

Das Vorkaufsrecht ift nicht übertragbar und geht nicht 
auf die Erben des Berechtigten über, fofern nicht ein Anderes 
beftimmt ift. Iſt das Recht auf eine beftimmte Zeit be- 
ſchränkt, fo iſt es im Zweifel vererblich. 


IV. Tauſch. 


$. 515. 


Auf den Tauſch finden die Vorfchriften über den Kauf 
entfprechende Anwendung. 


Bweiter Titel. 
Schenkung. 


$. 516. 


Eine Zumendung, dur) die Jemand aus feinem Ver— 

mögen einen Anderen bereichert, ift Schenkung, wenn beide 
Theile darüber einig find, daß die Zumendung unentgeltlich 
erfolgt. 
A St die Bumendung ohne den Willen de3 Anderen er- 
folgt, fo fann ihn der Anseabeibe unter Bejtimmung einer 
angemeffenen Frift zur Erklärung über die Annahme auf- 
fordern. Nach dem Ablaufe der Frift gilt die Schenkung 
al3 angenommen, wenn nicht der Andere jie vorher abgelehnt 
hat. Im Falle der Ablehnung kann die Herausgabe des 
BZugewendeten nad den Borjchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 


$. 517. 

Eine Schenkung Tiegt nicht vor, wenn Jemand zum 
Vortheil eines Anderen einen Bermögenserwerb unterläßt oder 
auf ein angefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Recht ver- 
zichtet oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß ausſchlägt. 
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8. 518. 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiftung 
ſchenkweiſe verjprochen wird, ijt die gerichtliche oder notarielle 
Beurfundung des Berjprechens erforderlich. Das Gleiche 
gilt, wenn ein Schuldverjprechen oder ein Schuldanerfenntniß 
der in den 88. 780, 781 bezeichneten Art jchenfweije ertheilt 
wird, von dem Berfjprechen oder der Anerkennungserklärung. 

Der Mangel der Form wird durch die Bewirkung der 
verjprochenen Leiſtung geheilt. 


| $. 519. 

Der Schenker ift berechtigt, die Erfüllung eines jchent- 
weiſe ertheilten Verſprechens zu verweigern, jomweit er bei 
Berüdfichtigung jeiner jonftigen Verpflichtungen außer Stande 
ift, das Verſprechen zu erfüllen, ohne daß jein jtandesmäßiger 
Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Gejehed ob- 
liegenden Unterhaltöpflichten gefährdet wird. 

Treffen die Anjprüche mehrerer Bejchenften zujammen, 
fo geht der früher entjtandene Anſpruch vor. 


$. 520. 

Verſpricht der Schenfer eine in en Reiftungen 
beitehende Unterftügung, jo erliſcht die Verbindlichkeit mit 
feinem Tode, fofern nicht aus dem Verſprechen fich ein 
Anderes ergiebt. 


S. 521. 
Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Yahrläffigfeit 
zu berfreten. 
S. 522. 


Zur Entridhtung von Verzugszinfen ift der Schenfer 
nicht verpflichtet. 
$. 523. 


Verſchweigt der Schenker argliftig einen Mangel im 
Nechte, jo iſt er verpflichtet, dem Bejchenkten den daraus 
entjtehenden Schaden zu erjeßen. 

Hatte der Schenker die Leiftung eines Gegenftandes 
veriprochen, den er erjt erwerben jollte, jo fann der Beſchenkte 
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wegen eined Mangel im Rechte Schadenserſatz wegen Nicht- 
erfüllung verlangen, wenn der Mangel dem Schenker bei 
dem Ermwerbe der Sache befannt — oder in Folge 
grober NAEH unbelannt geblieben ift Die Br die 
Gemährlei nn bes Verkäufers geltenden Borjchriften 
de3 8. 433 Abſ. 1, ber 88. 434 bis 437, des 8. 440 
Abi. 2 bis 4 und der 88. 441 bis 444 finden entjprechende 
Anwendung. 


. 524. 
Verſchweigt ber Scentr argliftig einen A der ver⸗ 
ihenften Sache, fo ift er verpflichtet, dem Beſchenkten den 
daraus entjtehenden Schaden zu erjegen. 

Hatte der Schenker die Leiftung einer nur der Gattung 
nad) bejtimmten Sache verfprochen, die er erft erwerben 
ſollte, jo kann der Beichenfte, wenn Die geleiftete Sache 
age und der Mangel dem Schenker bei dem Ermerbe 
der Sache befannt gemwejen oder in Folge grober Fahrläſſig— 
feit unbelannt geblieben ift, verlangen, daß ihm an Stelle 
der Kae ag Sache eine Faeier geliefert wird. Hat 
der Schenker den Fehler argliftig verjchwiegen, jo fann der 
Beſchenkte ftatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache Schadens- 
erfag wegen Nichterfiillung verlangen. Auf diefe Anſprüche 
finden die für die Gemwährleiftung wegen Fehler einer ver- 
fauften Sache geltenden Borfchriften entiprechende An— 
wendung. 

$. 526. 


Wer eine Schenkung unter einer Auflage madıt, fann 
die Vollziehung der Auflage verlangen, wenn er feinerjeits 
geleiftet Hat. 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen 
Intereſſe, ſo kann nad) dem Tode des Schenferd audy die 
zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen. 


$. 526. 

Soweit in Folge eines Mangeld im Rechte oder eines 
Mangels der verjchenkten Sache der Werth der Bumendung 
die Höhe der zur Vollziehung der Auflage erforderlichen 
Aufwendungen nicht erreicht, ift der Beſchenkte berechtigt, 
die Vollziehung der Auflage zu verweigern, bis der durch 


- 
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den Mangel entftandene Fehlbetrag ausgeglichen wird. Voll— 
ieht der Beſchenkte die Auflage Kenntniß des Mangels, 
fann er von dem Schenker Erſatz der durch die Voll- 
iehung verurjachten Aufwendungen injomweit verlangen, als 
he in Folge ded Mangel3 den Werth der Zumendung 


überjteigen. 
$. 527. 


Unterbfeibt die Vollziehung der Auflage, jo kann ber 
Schenker die Herausgabe des Geſchenkes unter den für das 
Nüdtrittsrecht bei gegenfeitigen Verträgen bejtimmten Boraus- 
jeßungen nach den Borjchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung injoweit fordern, ald das Ge- 
—* zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden 
müſſen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter be— 
rechtigt iſt, die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 


8. 528. 


Soweit der Schenker nach der Bollziehung der Schenfung 
außer Stande ift, feinen ftandesmäßigen Unterhalt zu be- 
jtreiten und die ihm jeinem Verwandten, feinem Ehegatten 
oder jeinem früheren Ehegatten gegenüber gejeglich obliegende 
Unterhalt3pfliht zu erfüllen, fann er von dem Belchenften 
die Herausgabe des Geſchenkes nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. 
Der Beichenfte fann die Herausgabe durch Zahlung des für 
den Unterhalt erforderlichen Betrags abwenden. Auf bie 
Verpflichtung des Bejchenkten finden die Vorjchriften des 
8. 760 ſowie die für die Unterhaltspflicht der Verwandten 
geltende Borjchrift des $. 1613 und im Falle des Todes des 
Schenferd auch die Vorfchriften des 8. 1615 entjprechende 
Anwendung. 

Unter mehreren Bejchenkten haftet der früher Bejchentte 
nur injoweit, als der fpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ift. 


$. 529. 


Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes ift aus— 
geichloffen, wenn der Schenker jeine Bedürftigkeit vorjäglich 
oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat oder wenn 
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zur Beit des Eintritt3 jeiner Bedürftigkeit feit der Leiftung 
des gejchenkten Gegenjtandes zehn Fahre verjtrichen find. 

Das Gleiche gilt, jomweit der Beſchenkte bei Berüd- 
fihtigung. feiner ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande ift, 
da3 Gejchent herauszugeben, ohne daß jein jtandesmäßiger 
Unterhalt oder die Erfüllung der ihm Fraft Gejehes ob- 
liegenden Unterhaltspflichten gefährdet wird. 


$. 530. 

n Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn fid) der 
Beichenkte Durch eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenfer 
oder einen nahen Angehörigen des Schenker groben Undanfes 
ſchuldig macht. 

Dem Erben des Schenkers ſteht das Recht des Wider- 
rufs nur zu, wenn der Beſchenkte vorſätzlich und miderrecht- 
li den Schenker getödtet oder am Widerrufe gehindert Hat. 


$. 531. 

Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Beichentten. 

Iſt die Schenkung widerrufen, jo fann die Herausgabe 
de3 Gefchentes nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 

F. 532. 

Der Widerruf ift audgejchloffen, wenn der Schenfer dem 
Beichenkten verziehen hat oder wenn feit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Widerruföberehhtigte von dem Eintritte der 
Vorausfegungen ſeines Rechtes Kenntnig erlangt Hat, ein 
Sahr verjtrichen ift. Nach dem Tode des Beſchenkten ift der 
Widerruf nicht mehr zuläſſig. 

$. 533. 

Auf das Widerrufsrecht kann erſt verzichtet erben, 
menn der Undank dem Widerruföberechtigten befannt ge- 
worden ift. 

S. 534. 

Schenfungen, durch die einer fittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entiprochen wird, 
unterliegen nicht der Rüdforderung und dem Widerrufe. 
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Dritter Titel, 


Miethe. Pacht. 
1. Miethe, 


$. 535. 

Durcd den Miethvertrag wird der Bermiether verpflichtet, 
dem Miether den Gebrauch der vermietheten Sache während 
der Miethzeit zu gewähren. Der Miether ift verpflichtet, 
dem Bermiether den vereinbarten Miethzind zu entrichten. 


$. 536. 


Der VBermiether Hat die vermiethete Sache den Miether 
in einem zu dem vertraggmäßigen Gebrauche geeigneten Bu- 
ftande zu überlaffen und fie während der Miethzeit in diejent 
Buftande zu erhalten. 


S. 537. 

St die vermiethete Sache zur Zeit der Ueberlaffung an 
den Miether mit einem Fehler behaftet, der ihre Tauglid)- 
feit zu dem vertraggmäßigen Gebraud) gl oder mindert, 
oder entjteht im Laufe der Miethe ein folcher Fehler, fo ift 
der Miether für die Zeit, während deren die Tauglichkeit 
aufgehoben ift, von der Entrichtung des Miethzinfes befreit, 
für die Zeit, während deren die Tauglichkeit gemindert ift, 
nur zur Entrichtung eine nad) den 88. 472, 473 zu be- 
mefjenden Theile des Miethzinjes verpflichtet. 

Das Gleiche gilt, wenn eine zugeficherte Eigenfchaft fehlt 
oder jpäter mwegfällt. Bei der Vermietung eines Grundftüds 
fteht die Zuficherung einer bejtimmten Größe der BZuficherung 
einer Eigenjchaft gleich. 

S. 538. 


Iſt ein Mangel der im 8 537 bezeichneten Art bei dem 
Abichluffe des Vertrags vorhanden oder entfteht ein folcher 
Mangel jpäter in Folge eines Umftandes, den der Vermiether 
u vertreten hat, oder fommt der Bermiether mit der Be- 
— eines Mangels in Verzug, ſo kann der Miether, 
ſtatt die im 8. 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
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sm alle des Verzugs des Bermiethers fann der Miether 
den Mangel jelbjt bejeitigen und Erja der erforderlichen 
Aufwendungen verlangen. 


$. 539. 


Kennt der Miether bei dem Abjchlufje des Vertrags den 
Mangel der gemietheten Sache, jo ftehen ihm die in den 
88. 537, 538 bejtimmten Rechte nicht zu. Iſt dem Miether 
ein Mangel der im $. 537 Abſ. 1 bezeichneten Art in Folge 
grober Fahrläfligkeit unbefannt geblieben oder nimmt er eine 
mangelhafte Sache an, objchon er den Mangel fennt, jo fann 
er diefe Rechte nur unter den Borausjeßungen geltend 
machen, unter welchen dem Käufer einer mangelhaften Sache 
nad) den 88. 460, 464 Gewähr zu leiften iſt. 


S. 540. 


Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 
VermietHer3 zur Vertretung von Mängeln der vermietheten 
Sache erlaffen oder bejchränft wird, ıft nichtig, wenn der 
Vermiether den Mangel argliftig verjchweigt. 


$. 541. 


Wird durch das Recht eines Dritten dem Miether der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemietheten Sache ganz oder 
zum Theif entzogen, jo finden die Vorjchriften der 88. 537, 
538, des 8. 539 Sag 1 und des 8. 540 entiprechende An— 
wendung. 


8. 542. 


Wird dem Miether der vertraggmäßige Gebrauch, der 
gemietheten Sache ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig ge- 
währt oder mwiederentzogen, jo kann der Miether ohne Ein- 
haltung einer Kündigungsfrift das Miethverhältniß Fündigen. 
Die Kündigung ift erft zuläffig, wenn der VBermiether eine 
ihm von dem Miether bejtimmte angemefjene Frift hat ver- 
ftreihen Iaffen, ohne Abhülfe zu jchaffen. Der Beitimmung 
einer Frift bedarf e3 nicht, wenn die Erfüllung des Vertrags 
in Folge des die Kündigung rechtfertigenden Umftandes für 
den Miether fein Snterefte bat. 
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Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Borenthaltung 
des Gebrauchs iſt die Kündigung nur zuläſſig, wenn jie durch 
ein bejonderes Intereſſe des Miethers gerechtfertigt wird. 

Beitreitet der Vermiether die Zuläffigfeit der erfolgten 
Kündigung, weil er den Gebrauch der Sache rechtzeitig ge- 
mährt oder vor dem Ablaufe der Frift die Abhülfe bewirkt 
babe, jo trifft ihn die Beweislaft. 


8. 543. 


Auf das dem Miether nach $. 542 zuftehende Kündigungs- 
recht finden die Vorjchriften der 88. 539 bis 541 ſowie Die 
für die Wandelung bei dem Kaufe geltenden Borjchriften 
ber 88. 469 bis 471 entjprechende Anmwendung. 

Sit der Kay für eine jpätere Zeit im voraus ent- 
richtet, jo Hat ihn der Vermiether nad) Maßgabe des 8. 347 
oder, wenn die Kündigung wegen eines Umjtandes erfolgt, 
den er nicht zu vertreten Hat, nach den Borjchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurüd- 
zueritatten. 


$. 544. 


Sit eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte 
von Menfchen bejtimmter Raum fo bejchaffen, daß die Be- 
nutzung mit einer erheblichen Gefährdung der Gefundheit ver- 
bunden ift, jo kann der Miether das Miethverhältnig ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrift kündigen, auch wenn er 
die gefahrbringende Beichaffenheit bei dem Abſchluſſe des 
Vertrags gekannt oder auf die Geltendmachung der ihm 
wegen dieſer Bejchaffenheit zuftehenden Rechte verzichtet Hat. 


$. 545. 

Beigt fih im Laufe der Miethe ein Mangel der ge- 
mietheten Sache oder wird eine Vorfehrung zum Schuße ber 
Sache gegen eine nicht vorhergejehene Gefahr erforderlich, jo 
hat der Miether dem VBermiether unverzüglich Anzeige zu 
machen. Das Gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Recht 
an der Sache anmaßt. 

Unterläßt der Miether die Anzeige, jo ift er zum Erjage 
bes daraus entjtehenden Schadens verpflichtet; er ift, ſoweit 
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der Vermiether in Folge der Unterlaffung der Anzeige Ab— 
hülfe zu jchaffen außer Stande war, nicht berechtigt, die im 
$. 537 beitimmten Rechte geltend zu machen oder nad) $. 542 
Abi. 1 Sag 3 ohne Beftimmung einer Frift zu kündigen oder 
Scadenserjag wegen Nichterfüllung zu verlangen. 


g. 546. " 


Die m) der vermietheten Sache ruhenden Laſten hat 
der Bermiether zu tragen. 


$. 547. 


Der Bermiether ift verpflichtet, dem Miether die auf Die 
Sache gemadten nothwendigen Verwendungen zu erjeßen. 
Der Miether eined Thieres hat jedoch die Fütterungskoſten 
zu tragen. 

Die Verpflichtung des Vermietherd zum Erſatze jonftiger 
Verwendungen beftimmt ich nad den Vorſchriften über die 
Geihäftsführung ohne Auftrag. Der Miether ift berechtigt, 
eine Einrichtung, mit der er die Sache verjehen hat, weg— 
zunehmen. 

S. 548. 


Beränderungen oder Berjchlechterungen der gemietheten 
Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt 
werden, Hat der Miether nicht zu vertreten. 


S. 549. 


Der Miether ift ohne die Erlaubniß des Vermiethers 
nicht berechtigt, den Gebrauch der gemietheten Sache einem 
Dritten zu überlafjen, insbeſondere Die Sache weiter zu ver- 
miethen. Verweigert der Vermiether die Erlaubniß, jo kann 
. der Miether das Miethverhältnig unter Einhaltung der gejeh- 
lichen Friſt kündigen, jofern nicht in der Perfon des Dritten 
ein wichtiger Grund vorliegt. 

Ueberläßt der Miether den Gebrauch einem Dritten, jo 
at er ein dem Dritten bei dem Gebrauche zur Laſt fallendes 
erihulden zu vertreten, auch wenn der Vermiether die Er- 

faubniß zur Ueberlafjung ertheilt hat. 
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$. 550. 


Macht der Miether von der gemietheten Sache einen 
vertragswidrigen Gebrauch und ſetzt er den Gebraud un- 
geachtet einer Abmahnung des Vermietherd fort, jo kann der 
Bermiether auf Unterlafjung Eagen. 


$. 551. 


Der Miethzind ift am Ende der Miethzeit zu entrichten. 
Sit der Miethzind nach Beitabjchnitten bemeſſen, fo iſt er 
nad) dem Ablaufe der einzelnen Zeitabjchnitte zu entrichten. 

Der Miethzind für ein Grundftüd ift, fofern er nicht 
nad) We Beitabjchnitten bemeffen ift, nach dem Ablaufe 
je eines Kalendervierteljahrd am erjten Werktage de3 folgenden 
Monats zu entrichten. 


$. 552. 


Der Miether wird von der Entrichtung des Miethzinfes 
nicht dadurch befreit, daß er durch einen in feiner Perjon 
liegenden Grund an der Ausübung des ihm zuftehenden Ge- 
brauchsrecht3 verhindert wird. Der Bermiether muß ſich 
jedoch den Werth der erjparten Aufwendungen ſowie der- 
jenigen Vortheile anrechnen laſſen, welche er aus einer ander- 
mweitigen Verwerthung des Gebrauch erlangt. Solange der 
Vermiether in Yolge der Ueberlafjung des Gebrauchs an einen 
Dritten außer Stande ift, dem Miether den Gebraudy zu 
gewähren, ift der Miether zur Entrichtung des Miethzinjes 
nicht verpflichtet. 

$. 553. 


Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
frift da3 Miethverhältniß Fündigen, wenn der Miether oder 
derjenige, welchem der Miether den Gebrauch der gemietheten 
Sache überlafjen Hat, ungeachtet einer Abmahnung des Ver— 
miether3 einen vertragsmwidrigen Gebrauch der Sache fortjeßt, 
der die Rechte des Vermiethers in erheblichem Maße verlegt, 
insbejondere einem Dritten den ihm unbefugt überlafjenen 
Gebrauch beläßt, oder die Sache durch Vernachläſſigung der 
dem Miether obliegenden Sorgfalt erheblid gefährdet. 


} 
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8. 554. 

Der Vermiether kann ohne Einhaltung einer Kündigung3- 
frift das Miethverhältniß Fündigen, wenn der Miether für 
zwei auf einander folgende Termine mit der Entrichtung Des 
Miethzinjes oder eines Theile des Miethzinfes im Verzug 
ift. Die Kündigung ift ausgejchloffen, wenn der Miether den 
Bermiether ha bevor fie erfolgt. | 

Die Kündigung ift unwirkſam, wenn ſich der Miether 
bon jeiner Schuld durch Aufrechnung befreien fonnte und 
unverzüglich nach der Kündigung die Aufrechnung erklärt. 


8. 555. 
Macht der VBermiether von dem ihm nach den 88. 553, 
554 zuftehenden Kündigungsrechte Gebrauch, jo hat er den 
für eine fpätere Zeit im voraus entrichteten Miethzind nach 
Maßgabe des 8. 347 zurüdzuerftatten. 


$. 556. 
Der Miether ift verpflichtet, die gemiethete Sache nad) 
der Beendigung des Miethverhältnifjes zurüdzugeben. 
Dem Mieter eine Grundftüds fteht wegen feiner An- 
rg gegen den Bermiether ein Burüdbehaltungsrecht 
nicht zu 


Hat der Miether den Gebrauch der Sache einem Dritten 
fiberlafjen, jo kann der Vermiether die Sache nach der Be- 
— des Miethverhältniſſes auch von dem Dritten zurück— 
ordern. 


$. 557. 

Giebt der Miether die gemiethete Sache nach der Be- 
endigung des Miethverhältnijjes nicht zurüd, jo kann der 
Bermiether für die Dauer der Borenthaltung als Entichä- 
digung den vereinbarten Miethzins verlangen. Die Geltend- 
machung eine3 weiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 


8. 558. 

Die Erſatzanſprüche des Vermietherd wegen Veränderungen 
oder Verfchlechterungen der vermietheten Sache ſowie die An- 
ſprüche des Mietherd auf Erſatz von Verwendungen oder 

Bürgerliches Geſetzbuch. 9 
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auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähren 
in ſechs Monaten. 

Die Berjährung der Erſatzanſprüche des Vermiethers 
beginnt mit dem Zeitpunft, in welchem er die Sache zurüd- 
erhält, die Verjährung der Anſprüche des Mietherd beginnt 
mit der Beendigung des Miethverhältnifjes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermietherd auf 
Nüdgabe der Sache verjähren auch die Erjaganjprüche des 
Bermiethers. | 

$. 559. 


Der PVermiether eines rt ei at für feine For- 
derungen aus dem Miethverhältniß ein Pfandredt an den 
eingebradhten Sachen des Miethers. Für künftige Ent- 
ſchädigungsforderungen und für den Miethzins für eine 
ſpätere Zeit als das laufende und das folgende Miethjahr 
kann das Pfandrecht nicht geltend gemacht werden. 3 
A fi nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen 
achen. 


$. 560. 


Das Pfandrecht des VBermietherd erlifcht mit der Ent- 
fernung der Sachen von dem Grundftüd, es fei denn, daß 
die Entfernung ohne Wiffen oder unter Widerfpruch des Ver- 
miethers erfolgt. Der Bermiether kann der Entfernung 
nicht widerfprechen, wenn fie im regelmäßigen Betriebe des 
Geſchäfts des Miether3 oder den gewöhnlichen Lebendverhält- 
nifjen entjprechend erfolgt oder wenn die zurüdbleibenden 
Saden zur Sicherung des Vermietherd offenbar ausreichen. 


$. 561. 


Der Vermiether darf die Entfernung der feinem Pfand- 
recht unterliegenden Sachen, jomweit er ihr zu widerſprechen 
berechtigt ift, auch ohne Anrufen de3 Gericht3 verhindern 
a wenn der Miether auszieht, die Sachen in feinen Beſitz 
nehmen. 

Sind die Sachen ohne Wiffen oder unter Widerjpruch 
des Vermietherd entfernt worden, jo fann er die Herausgabe 
* Zwecke der Zurückſchaffung in das Grundſtück und, wenn 

er Miether ausgezogen iſt, Die Ueberlaſſung des Beſitzes ver- 
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fangen. Das Pfandrecht erlifcht mit dem Ablauf eines Mo— 
nat3, nachdem der Vermiether von der Entfernung der Sachen 
Kenntniß erlangt hat, wenn nicht der Vermiether diefen An— 
ſpruch vorher gerichtlich geltend gemacht Hat. 

8. 562. 

Der Miether fannı die Geltendmachung des Pfandrechts 
des Vermietherd durch Sicherheitsleiftung abwenden; er fanıı 
jede einzelne Sache dadurh von dem Pfandrechte befreien 
daß er in Höhe ihres Werthe3 Sicherheit Ieiftet. 

$. 563. 


Wird eine dem Pfandrechte des Vermiethers unterliegende 
Sache für einen anderen Gläubiger gepfändet, jo fann dieſem 
gegenüber dad Pfandrecht nicht wegen des Miethzinjes für 
eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der Pfändung, 
geltend gemacht werden. 

S. 564. 


Das Miethverhältnig endigt mit dem Ablaufe der Zeit, 
für die es eingegangen ift. 
ft die Miethzeit nicht beftimmt, fo kann jeder Theil 
En Miethverhältnig nach den Borjchriften des $. 565 Fün«- 
igen. 
$. 565. 

Bei Grundftüden ift die Kündigung nur für den Schluß 
eines Kalendervierteljahrd zuläffig; fie hat fpätejtens am 
dritten. Werktage de3 Vierteljahrs zu erfolgen. Iſt der Mieth- 
zind nach Monaten bemefjen, jo ift die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendermonat3 zuläffig; fie hat ſpäteſtens 
am fünfzehnten des Monat3 zu erfolgen. Iſt der Miethzins 
nah Wochen bemefjen, jo ift die Kündigung nur für den 
Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; fie Hat ſpäteſtens am 
eriten Werktage der Woche zu erfolgen. 

Bei beweglichen Sachen Hat die Kündigung fpäteftens 
am dritten Tage vor dem Tage zu erfolgen, an welchem das 
Miethverhältnig endigen fol. 

Sit der Miethzins für ein Grundſtück oder für eine be- 
mwegliche Sache nad) Tagen bemefjen, jo iſt die Kündigung 
an jedem Tage für den folgenden Tag zuläjlig. 

9* 
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Die Vorſchriften des Abf. 1 Sat 1, Abi. 2 en aud) 
für die Fälle, in denen das Miethverhältnig unter Einhaltung 
der gejeglichen Frift vorzeitig gefündigt werden Tann. 


8. 566. 

Ein Miethvertrag über ein Grundftüd, der für längere 
Zeit als ein Jahr gejchloffen wird, bedarf der jchriftlichen 
Form. Wird die Form nicht beobachtet, jo gilt der Vertrag 
al3 für unbeftimmte Zeit gejchloffen; die Kündigung ift je- 
doch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten 
Sahres zuläflig. 

8. 567. 


Wird ein Miethvertrag für eine längere Zeit als dreißig 
Jahre geſchloſſen, jo kann nad) dreißig Jahren jeder Theil das 
Miethverhältnig unter Einhaltung der gejeglichen Friſt fün- 
digen. Die Kündigung ift unzuläilig, wenn der Bertrag 
[En die Lebenszeit des Vermietherd oder des Mietherd ge- 
chloſſen ift. 

8. 568. 

Wird nad dem Ablaufe der Miethzeit der Gebrauch der 
Sache von dem Miether fortgejegt, jo gilt dad Miethverhält- 
niß al auf unbeftimmte Zeit verlängert, fofern nicht der 
Bermiether oder der Miether feinen entgegenjtehenden Willen 
binnen einer Frift von zwei Wochen dem anderen Theile 
gegenüber erklärt. Die Friſt beginnt für den Miether mit 
der Fortſetzung des Gebrauchs, für den Vermiether mit dem 
Beitpunft, in welchem er von der Fortjegung Kenntniß erlangt. 


F. 569. 

Stirbt der Miether, jo ift ſowohl der Erbe al3 der 
Vermiether berechtigt, das Miethverhältnig unter Einhaltung 
der gejeglichen Frijt zu fündigen. Die Kündigung fann nur 
für den erjten Termin erfolgen, für den fie Auläftig ift. 


$. 570. 


Militärperfonen, Beamte, Geiftliche und Lehrer an öffent» 
lichen Unterrichtsanftalten können im alle der Berjeßung 
nach einem anderen Orte dad Miethverhältnig in Anjehung 
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der Räume, welche fie für fi) oder ihre Familie an dem bis- 
— en Garniſon- oder Wohnorte gemiethet haben, unter 
alien ber gejetlichen Frift fündigen. Die Kündigung 
toın nur für den erjten Termin erfolgen, für den fie zu- 
läſſig ift. 
$. 571. 

Wird dad vermiethete Grundftücd nad) der Heberlafjung 
an ben Miether von dem Bermiether an einen Dritten ver- 
äußert, fo tritt der Erwerber an Stelle des Vermiethers in 
die ſich mährend der Dauer feines — aus dem 
Miethverhältniß ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. 

üllt der Erwerber die ——— nicht, ſo haftet 
der Vermiether für den von dem Erwerber zu erſetzenden 
Schaden wie ein ri der auf die Einrede der Voraus— 
Mage verzichtet hat. langt der Miether von dem Ueber— 
gange des Eigenthums durch Mittheilung de3 Vermiethers 
enntniß, jo wird der Vermiether von der Haftung befreit, 
wenn nicht der Miether das Miethverhältnig für den erjten 
Termin kündigt, für den die Kündigung zuläflig ift. 


$. 572. 


Hat der Miether de3 veräußerten Grundftüds dem Ver— 
miether für die Erfüllung feiner Verpflichtungen Sicherheit 
— ſo tritt der Erwerber in die dadurch begründeten 

echte ein. Zur Rückgewähr der Sicherheit iſt er nur ver— 
pflichtet, wenn ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem 
Vermiether gegenüber die Verpflichtung zur Rückgewähr 
übernimmt. 
§. 573. 


Eine Verfügung, die der Vermiether vor dem lleber- 
gange des Eigenthums über den auf die Zeit der Berechtigung 
des Erwerbers entfallenden Miethzins getroffen hat, ijt injo- 
weit wirkſam, als fie > auf den Miethzind für das zur Beit 
de3 Ueberganges de3 Eigentums laufende und das folgende 
einge bezieht. Eine Verfügung über den Mieth- 
zind für eine jpätere Zeit muß der Erwerber gegen ſich 
gelten laſſen, wenn er fie zur Zeit des Ueberganges des 
Eigenthums kennt. 
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g. 574. 


Ein Rechtsgeichäft, das zwiichen dem Miether und dem 
Bermiether in Anjehung der Miethzinsforderung vorgenommen 
wird, insbejondere die Entrichtung des Miethzinjes, ift dem 
Erwerber gegenüber wirfjam, ſoweit e3 ſich nicht auf den 
Miethzind für eine jpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, 
in welchem der Miether von dem Bea m des Eigen- 
thums Kenntniß erlangt, und da3 folgende Vierteljahr bezieht. 

in Rechtsgeichäft, da3 nach dem Uebergange des Eigenthums 
borgenommen wird, ijt jedoch unwirkſam, wenn der Miether 
bei der Vornahme de3 Nechtögejchäft® von dem Webergange 
des Eigenthums Kenntniß hat. 
8. 575. 

Soweit die Entridhtung des Miethzinjes an den Ver— 
miether nach $. 574 dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, 
fann der Miether gegen die Miethzinsforderung des Erwerber 
eine ihm gegen den Wermiether zuftehende Forderung auf» 
rechnen. Die Aufrechnung ift ausgeichloffen, wenn der Miether 
die Gegenforderung erworben Hat, nachdem er von dem 
Mebergange des Eigenthums Kenntniß erlangt hat, oder wenn 
die Gegenforderung erjt nach der Erlangung der Kenntniß 
und jpäter al3 der Miethzins fällig geworden ift. 


$. 576. | 

Beigt der DVermiether dem Miether an, daß er das 
Eigenthum an dem vermietheten Grundſtück auf einen Dritten 
übertragen habe, jo muß er in Anjehung der Miethzins- 
forderung die angezeigte Uebertragung dem Miether gegen- 
über gegen fich gelten laffen, auch wenn fie nicht erfolgt oder 
nicht wirkſam ift. 

Die Anzeige kann nur mit BZuftimmung desjenigen 
zurüdgenommen werden, welcher al3 der neue Eigenthümer 
bezeichnet worden ift. 

$. 577. 

Wird da3 vermiethete Grundftüd nach der Ueberlafjung 
an den Miether von dem Vermiether mit dem echte eines 
Dritten belaftet, jo finden die Vorjchriften der 88. 571 bis 
576 entjprechende Anwendung, wenn durch die Ausübung des 
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Rechtes dem Mieter der vertraggmäßige Gebrauch entzogen 
wird. Hat die Ausübung des Rechtes nur eine Beichränfung 
de3 Mietherd in dem vertragsmäßigen Gebraucdhe zur Yolge, 
jo ijt der Dritte dem Miether gegenüber verpflichtet, die 
Ausübung zu unterlaffen, foweit fie den vertragsmäßigen 
Gebrauch beeinträchtigen würde. 


$. 578. 

Hat vor der Weberlafjung des vermietheten Grundſtücks 
an den Miether der Vermiether das Grundftüd an einen 
Dritten veräußert oder mit einem echte belajtet, durch) dejjen 
Ausübung der vertragsmäßige Gebraud) dem Miether ent- 
zogen oder beſchränkt wird, jo gilt das Gleiche wie in den 
Fällen de3 8. 571 Abf. 1 und des $. 577, wenn der Er- 
werber dem Vermiether gegenüber die Erfüllung der fich 
au dem Miethverhältniß ergebenden Verpflichtungen über- 
nommen hat. 

$. 579. 

Wird das vermiethete Grundftüd von dem Erwerber 
weiter veräußert oder belaftet, jo finden die Vorſchriften 
des 8. 571 Abſ. 1 und der 88. 572 bis 578 entjprechende 
Anwendung. Erfüllt der neue Erwerber die fid) aus dem 
Miethoerhältnig ergebenden Verpflichtungen nicht, jo Haftet 
der Vermiether dem Miether nad) 8. 571 Abi. 2. 


$. 580. 
Die Vorjhriften über die Miethe von Grundftüden 
—— auch für die Miethe von Wohnräumen und anderen 
äumen. 
DO. Pacht. 
g. 581. 

Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, 
dem Pächter den Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und 
den Genuß der Früchte, ſoweit ſie nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft als Ertrag — * ſind, 
während der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt ver— 
ru dem Berpächter den vereinbarten Pachtzins zu ent- 
richten, 
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Auf die Pacht finden, ſoweit fich nicht aus den 88. 582 
bi3 597 ein Anderes ergiebt, die Vorſchriften über die Miethe 
entiprechende Anwendung. 

$. 582. 

Der Pächter eines Iandwirthichaftlichen Grundftüd3 Hat 
die gewöhnlichen Ausbefjerungen, inZbejondere die der Wohn- 
und Wirthichaftögebäude, der Wege, Gräben und Einfriebi- 
gungen, auf feine Koften zu bewirken. 


$. 583. 

Der Pächter eines Tandwirthichaftlihen Grundftüds darf 
nicht ohne die Erlaubniß des Verpächters Aenderungen in 
der wirthichaftlichen Beſtimmung de3 Grundftüds vornehmen, 
die auf die Art ber Beivirthigaftung über die Pachtzeit 
hinaus von Einfluß find. 

8. 584. 

Sit bei der Pacht eine Tandwirthichaftlichen Grundjtüds 
der Pachtzind nach Jahren bemefjen, [r it er nad dem 
Ablaufe je eines Pachtjahrs am erften Werktage des folgen- 
den Jahres zu entrichten. 

$. 585. 

Das Pfandrecht de3 Verpächterd eine Tandwirthichaft-- 
fihen Grundftüds kann für den gefammten Pachtzins geltend 
gemacht werden und unterliegt nicht der im & 563 be» 
ſtimmten Beichränfung. Es erftredt fich auf die Früchte de3 
Grundftüd3 ſowie auf die nad) 8. 715 Nr. 5 der Civil» 
prozeßordnung der Pfändung nicht unterworfenen Sachen. 


$. 586. 

Wird ein Grundftüd ſammt Inventar verpachtet, fo 
—* * Pächter die Erhaltung der einzelnen Inventar— 

e ob. 

Der Verpächter ift verpflichtet, Inventarſtücke, die in 
Folge eined von dem Pächter nicht zu vertretenden Um— 
jtandes in Abgang kommen, zu ergänzen. Der Pächter Hat 
jedoch den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar ge- 
hörenden Thiere aus den Jungen injoweit zu erjegen, al3 
died einer ordnungsmäßigen Wirthichaft entipricht. 
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$. 587. 


Uebernimmt der Pächter eines Grundftüds das Inventar 
zum Schätzungswerthe mit der Verpflichtung, es bei der Be- 
endigung der Pacht zum Schätzungswerthe zurüdzugemwähren, 
jo gelten die Vorſchriften der 88. 588, 589. 


8. 588. 


Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unter- 

gange2 und einer zufälligen Berjchlechterung des Inventars. 

rt fann über die einzelnen Stüde innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirthichaft verfügen. 

Der Pächter hat da3 Inventar nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthichaft in dem De zu erhalten, 
in welchem es ihm übergeben wird. Die von ihm an— 
geichafften Stüde werden mit der Einverleibung in da3 In— 
ventar Eigenthum des Verpächters. 


$. 589. 


Der Pächter hat da3 bei der Beendigung ber Pacht 
vorhandene Inventar dem DVerpächter zurücdzugewähren. 

Der Verpächter kann die Uebernahme derjenigen von 
dem Pächter angejchafften Inventarſtücke ablehnen, melche 
nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthichaft für das 
Grundftüd überflüffig oder zu werthvoll find; mit der Ab- 
lehnung geht da3 Eigentum an den abgelehnten Stüden 
auf den Pächter über. 

Iſt der Gejammtihägungswerth der übernommenen 
Stüde höher oder niedriger als der Geſammtſchätzungswerth 
der zurüdzugewährenden Stüde, jo hat im erfteren Falle der 
Pächter dem Verpächter, im lebteren Falle der Verpächter 
dem Pächter den Mehrbetrag zu erjepen. 


$. 590. 

Dem Pächter eines Grundftüds fteht für die Forderungen 
gegen den Berpächter, die ſich auf dag mitgepachtete Inventar 
beziehen, ein Pfandrecdht an den in feinen Beſitz gelangten 
Snventarjtüden zu. Auf das Pfandrecht findet die Vorjchrift 
des $. 562 Anwendung. 


138 Bweites Bud. Recht der Schulbverhältnifie. 


i $. 591. 


Der Pächter eines Tandwirthichaftlichen Grundftüds ift 
verpflichtet, dad Grundſtück nach der Beendigung der Pacht 
in dem Zuftande zurüdzugemwähren, der ſich bei einer während 
der Pachtzeit bi3 zur Rückgewähr fortgejegten ordnungs— 
mäßigen Bewirthichaftung ergiebt. Dies gilt insbeſondere aud) 
für die Bejtellung. 

$. 592. 


Endigt die Pacht eines Tandwirthichaftlihen Grundſtücks 
im Laufe eines Pachtjahrs, jo Hat der Verpächter die Koften 
die der Pächter auf die noch nicht getrennten, jedoch na 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthihaft vor dem 
Ende de3 PBachtjahrd zu trennenden Früchte verwendet Hat, 
injoweit zu erjegen, als fie einer ordnungsmäßigen Wirth- 
haft entjprechen und den Werth dieſer Früchte nicht über- 


jteigen. 
$. 593. 


Der Pächter eined Landgut3 hat von den bei der Be- 
endigung der Pacht vorhandenen Yandwirthichaftlichen Er- 
zeugnifjen ohne Rückſicht darauf, ob er bei dem Antritte der 
Pacht ſolche Erzeugnijje übernommen Hat, jo viel zurüd- 
zulaffen, als zur Fortführung der Wirthichaft bis zu der 
Beit erforderlich ift, zu welcher gleiche oder ähntiche Er- 
zeugniffe vorausfichtlich gewonnen werden. 

Soweit der Pächter Iandwirthichaftlihe Erzeugniffe in 
größerer Menge oder befjerer Beſchaffenheit zurüdzulafen 
verpflichtet ift, al3 er bei dem Antritte der Pacht übernom— 
men hat, fann er von dem Verpächter Erſatz des Werthes 
verlangen. 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger 
bat der Pächter zurüdzulafjen, ohne daß er Erjat des Werthes 
verlangen kann. 

S. 594. 


Uebernimmt der Pächter eined Landgut3 dad Gut auf 
Grund einer Schägung des wirthichaftlichen Dede mit 
der Beftimmung, daß nach der Beendigung der Pacht die 
Rückgewähr gleichfall3 auf Grund einer — Schätzung zu 
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erfolgen Hat, jo finden auf die Rückgewähr des Gutes 
die Vorjchriften des $. 589 Abi. 2, 3 entiprechende An- 
wendung. | 

Das Gleiche gilt, wenn der Pächter Vorräthe auf Grund 
einer Schäßung mit einer ſolchen Beitimmung übernimmt, 
für die Rückgewähr der Vorräthe, die er zurückzulaſſen ver- 
pflichtet ift. 


§. 595. 


‚ ‚Bft bei der Pacht eine Grundftüds oder eines Nechtes 
die Pachtzeit nicht beftimmt, ‚jo iſt die Kündigung nur für 
den Schluß eines. Pachtjahrs zuläffig; fie hat jpäteftend am 
eriten Werktage de3 halben Jahres zu erfolgen, mit defjen 
Ablaufe die Pacht endigen fol. 

Dieje — gelten bei der Pacht eines Grund— 
ſtücks oder eines Rechtes auch für die Fälle, in denen das 
— unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt vor- 
zeitig gefündigt werden fann. 


$. 596. 


Dem Pächter fteht das im 8. 549 Abſ. 1 beftimmte 
a a rn} nicht zu. 

Der Berpäcdhter ift nicht berechtigt, das Pachtverhältniß 
nad) & 569 zu Fündigen. 
‚ Eine Kündigung des Bachtverhältnifjes nad) $. 570 findet 
nicht ſtatt. 


$. 597. 


Giebt der Pächter den gepachteten ri rg nach der 
Beendigung der Pacht nicht zurüd, jo kann der Verpächter 
für die Dauer der Borenthaltung al3 Entjchädigung den 
vereinbarten Pachtzins nach dem Berhältniffe verlangen, in 
welchem die Nußungen, die der Pächter während diejer Zeit 
gezogen hat oder hätte ziehen fönnen, zu den Nußungen de3 
ganzen Pachtjahrs ftehen. Die Geltendmahung eines weiteren 
Schadens ijt nicht ausgeſchloſſen. 
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Vierter Titel 
Ceihe. 


$. 598. 


Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache 
verpflichtet, dem Entleiher den Gebrauch der Sache unent- 
geltlich zu geitatten. 


8. 599. 
Der Verleiher Hat nur Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit 
zu vertreten. 
8. 600. 


Verſchweigt der Verleiher argliftig einen Mangel im 
Nechte oder einen Fehler der verliehenen Sache, jo ift er 
verpflichtet, dem Entleiher den daraus entftehenden Schaden 


zu erjeßen. 
$. 601. 


Der Entleiher Hat die gewöhnlichen Koften der —— 
der geliehenen Sache, bei der Leihe eines Thieres insbeſondere 
die Fütterungskoſten, zu tragen. 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erſatz anderer 
Verwendungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über die 
Geſchäftsführung uhne Auftrag. Der Entleiher iſt berechtigt, 
eine Einrichtung, mit der er die Sache verſehen Hat, weg— 
zunehmen. 

$. 602. 


Veränderungen oder Verjchlechterungen der geliehenen 
Sache, die durch den vertraggmäßigen Gebrauch herbeigeführt 
werden, hat der Entleiher nicht zu vertreten. 


$. 603. 

Der Entleiher darf von der geliehenen Sache feinen 
anderen als den vertragsmäßigen Gebrauch machen. Er ift 
ohne die Erlaubniß des Verleihers nicht berechtigt, den Ge- 
brauch der Sache einem Dritten zu überlafjen. 


$. 604. 
Der Entleiher ift verpflichtet, die geliehene Sache nad, 
dem Ablaufe der für die Leihe beftimmten Zeit zurüdzugeben. 
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Iſt eine Beit nicht beftimmt, fo ift bie in zurück⸗ 
zugeben, nachdem der Entleiher den ſich aus dem Zwecke der 
Leihe ergebenden Gebrauch gemacht hat. Der Verleiher kann 
die Sache ſchon vorher zurückfordern, wenn fo viel Zeit ver- 
— iſt, daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen 
önnen. 

Iſt die Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem 
Zwecke zu entnehmen, jo kann der Verleiher die Sache jeder- 
zeit zurüdfordern. 

eberläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache einem 
Dritten, jo Tann der Berleiher fie nach der Beendigung der 
Leihe au) von dem Dritten zurüdfordern. 


$. 605. 
Der Berleiher kann die Leihe kündigen: 

1. wenn er in Folge eines nicht vorhergefehenen Um— 
ſtandes der —** Sache bedarf; 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch 
von der Sache macht, insbeſondere —— den Ge⸗ 
brauch einem Dritten überläßt, oder die Sache durch 
— — der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich 
gefährdet; 

3. wenn ber Entleiher ftirbt. 


$. 606. 


Die Erſatzanſprüche des Verleiherd wegen Veränderungen 
oder Berföiehterungen der verliehenen Sache jowie die An- 
ſprüche des Entleiher3 auf Erfah von Verwendungen oder 
auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähren 
in jech3 Monaten. Die Borjchriften des $. 558 Abi. 2, 3 
finden entjprechende Anmwendung. 


Fünfter Titel 


Darlehen. 


S. 607. 
Wer Geld oder andere vertretbare Sachen ald Darlehen 
empfangen hat, ijt verpflichtet, dem Darleiher das Empfangene 
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in Saden von gleicher Art, Güte und Menge zurüd- 
zuerjtatten. 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem 
anderen Grunde jchuldet, kann mit dem Gläubiger verein- 
baren, daß das Geld oder die Sachen als Darlehen gejchuldet 
werden jollen. 

8. 608. 


Sind für ein Darlehen Zinjen bedungen, fo find fie, 
jofern nicht ein Anderes beftimmt ift, nad) dem Ablaufe je 
eine Fahre und, wenn das Darlehen vor dem Ablauf 
eine Jahres zurüdzuerftatten ift, bei der Nüderftattung zu 
entrichten. 

8. 609. 


Sf für die Nüderjtattung eines Darlehend eine Zeit 
nicht bejtimmt, jo hängt die Fälligkeit davon ab, daß der 
Gläubiger oder der Schuldner fündigt. 

Die Kündigungsfrift beträgt bei Darlehen von mehr 
al3 dreihundert Mark drei Monate, bei Darlehen von ge- 
ringerem Betrag einen Monat. 

Sind Zinſen nicht bedungen, fo ift der Schuldner auch 
ohne Kündigung zur Nüderftattung berechtigt. 


$. 610. 

Wer die Hingabe eines Darlehens verjpricht, kann im 
Bweifel das Berjprechen widerrufen, wenn in den Vermögens: 
verhältniffen des anderen Theiles eine mejentliche Ver— 
ichlechterung eintritt, durch die der, Anſpruch auf die Rüd- 
erjtattung gefährdet wird. _ 


Sechſter Titel 
Dienfivertrag. 


8. 611. 
Durch) den Dienftvertrag wird derjenige, welcher Dienfte 
aujagt, zur Leitung der verjprochenen Dienfte, der andere 
heil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 
> — des Dienſtvertrags können Dienſte jeder 
ein. 
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$. 612. 

‚ „Eine Bergütung gilt als ftillfchweigend vereinbart, wenn 
die Dienftleiftung den Umftänden nad) nur gegen eine Ver— 
gütung zu erwarten ift. 

Sit die Höhe der Vergütung nicht bejtimmt, fo ift bei 
dem Beitehen einer Tare die tarmäßige Vergütung, in Er- 
mangelung einer Tare die übliche Vergütung al3 vereinbart 
Be 

$. 613. 

Der zur Dienftleiftung Verpflichtete hat die Dienfte im 
Zweifel in Perſon zu leiften. Der Anſpruch auf die Dienfte 
it im Zweifel nicht übertragbar. 


§. 614. 

Die Vergütung ift nach der Leiftung der Dienfte zu 
entrichten. Sit die Vergütung nach Beitabjchnitten bemeſſen, 
jo ift fie nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabfchnitte zu 
entrichten. 

F. 615. 

Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der 
Dienſte in Verzug, ſo kann der Verpflichtete für die in Folge 
des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte die vereinbarte Ver— 
gütung verlangen, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu ſein. 
Er muß ſich jedoch den Werth desjenigen anrechnen laſſen, 
was er in Folge des Unterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterläßt. 


8. 616. 

Der zur Dienftleiftung Verpflichtete wird des Anspruchs 
auf die Vergütung nicht dadurch verluftig, daß er für eine ver- 
ng nicht erhebliche Zeit durch einen in feiner Perfon 
iegenden Grund ohne jein Verfchulden an der Dienftleiftung 
verhindert wird. - Er muß ſich age den Betrag anrechnen 
lafien, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer 
auf Grund gejeglicher Verpflichtung beftehenden Kranken— 
oder Unfallverficherung zukommt. 
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$. 617. 


In bei einem dauernden Dienftverhältnifje, welches bie 
Erwerböthätigfeit des DVerpflichteten volljtändig oder haupt- 
lählih in Anspruch nimmt, der Verpflichtete in die häus- 
lihe Gemeinfchaft aufgenommen, jo hat der Dienftberechtigte 
ihm im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung 
und ärztliche ig bi zur Dauer von ſechs Wochen, 
jedoch) nicht über die Beendigung des Dienftverhältnifjes 
Da zu gewähren, fofern nicht die Erkrankung von dem 

erpflichteten vorjäglich oder durch grobe Fahrläffigfeit herbei- 
gerührt worden ift. Die Verpflegung und ärztliche Behand- 
ung fann durch Aufnahme des Verpflichteten in eine Kranken 
anftalt gewährt werden. Die Koften können auf die für die 
Beit der Erfranfung gejchuldete ng na werden. 
Wird da3 Dienftverhältnig wegen der anfung von dem 
Dienftberechtigten nach $. 626 gekündigt, jo bleibt die dadurch 
ee Beendigung des Dienftverhältnifjes außer Be- 
tracht 


Die Verpflichtung des Dienftberechtigten tritt nicht ein, 
wenn für die Verpflegung und ärztliche Behandlung durch 
eine Berficherung oder durch eine Einrichtung der öffent- 
lichen Krankenpflege Vorſorge getroffen ift. 


$. 618. 


Der Dienftberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder 
Geräthichaften, die er zur Verrichtung der Dienjte zu be» 
Ichaffen hat, jo einzurichten und zu unterhalten und Dienit- 
leistungen, die unter feiner Anordnung oder feiner Leitung 
vorzunehmen find, fo zu regeln, daß der Verpflichtete gegen 
Gefahr für Leben und ae jomeit geſchützt ift, als die 
Natur der Dienftleiftung es geitattet. 

Sit der Verpflichtete in die Häusliche Gemeinjchaft auf- 

enommen, jo hat der Dienftberechtigte in Anjehung des 

ohn- und Schlafraum, der Verpflegung ſowie der Arbeit3- 
und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen 
zu treffen, welche mit Rückſicht auf die Gefundheit, die Gitt- 
lichkeit und die Religion des Verpflichteten erforderlich find. 

Erfüllt der Dienjtberechtigte die ihm in Anſehung des 


— 
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Lebens und der Gejundheit de3 Verpflichteten obliegenden 
Berpflichtungen nicht, fo finden auf feine Verpflichtung zum 
Scjadenserfage die für unerlaubte Handlungen geltenden 
Vorſchriften der 88. 842 bis 846 entiprechende Anwendung. 


$. 619. 
Die dem Dienftberedhtigten nach den 88. 617, 618 ob» 
liegenden Berpflichtungen fünnen nicht im voraus durch Ver— 
trag aufgehoben oder bejchränft werden. 


8. 620. 

Das Dienftverhältnig endigt mit dem Ablaufe der Zeit, 
für die es A iſt. 

Iſt die Dauer des Dienſtverhältniſſes weder beſtimmt 
noch aus der Beſchaffenheit oder dem Zwecke der Dienſte zu 
entnehmen, ſo kann jeder Theil das Dienſtverhältniß nach 
Maßgabe der 88. 621 bis 623 kündigen. 


g. 621. 

Iſt die Vergütung nach Tagen bemeſſen, ſo iſt die 
Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag zuläſſig. 

Sit die Vergütung nad) Wochen bemefjen, jo ift die 
Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zu«- 
läjfig; fie Hat ſpäteſtens am erjten Werktage der Woche zu 
erfolgen. 

Sit die Vergütung nad) Monaten bemefjen, jo ijt die 
Kündigung nur für den Schluß eines Kalendermonat3 zu- 
allg: fie bat jpätejtend am fünfzehnten de3 Monats zu 
erfolgen. 

u Iſt die Vergütung nad PVierteljahren oder Tängeren 
Beitabjchnitten bemeſſen, fo ift die Kündigung nur für den 
Schluß eines Kalendervierteljahrd und nur unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrift von ſechs Wochen zuläſſig. 

§. 622. 

Das Dienftverhältniß der mit feften Bezügen zur Leiftung 
von Diensten Höherer Art Angeftellten, deren Ermwerbsthätigfeit 
durch; das Dienjtverhältnig vollitändig oder hauptſächlich in 
Anſpruch genommen wird, insbejondere der Lehrer, Erzieher, 

Bürgerliches Geſehzbuch LU 
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Privatbeamten, Gejellichafterinnen, fann nur für den Schluß 
eine3 Kalendervierteljahrd und nur unter Einhaltung einer 
EDEN. von ſechs Wochen gefündigt werden, auch 
wenn die Vergütung nad) fürzeren Beitabjchnitten als Biertel- 
jahren bemefjen ijt. 

8§. 623. 


Iſt die Vergütung nicht nach Zeitabſchnitten bemeſſen, 
ſo kann das Dienſtverhältniß jederzeit gekündigt werden; bei 
einem die Erwerbsthätigkeit des Verpflichteten vollſtändig 
oder hauptſächlich in Anſpruch nehmenden Dienſtverhältniß 
iſt jedoch eine Kündigungsfriſt von zwei Wochen einzuhalten. 


$. 624. 


Iſt das Dienfiverhältniß für die Lebenszeit einer Perjon 
oder für Tängere Zeit al3 fünf are eingegangen, jo fann 
es von den Berpflichteten nach dem Ablaufe von fünf 
Sahren gekündigt werden. Die Hündigungsfrijt beträgt ſechs 
Monate. 

8. 625. 


Wird das Dienftverhältniß nad) dem Ablaufe der Dienit- 
zeit von dem Berpflichteten mit Willen des anderen Theiles 
—J ſo gilt es als auf unbeſtimmte Zeit verlängert, 
ofern nicht der andere Theil unverzüglich widerſpricht. 


g. 626. 


Das Dienſtverhältniß kann von jedem Theile ohne Ein— 
haltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

g. 627. 


Hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, ohne in einem 
dauernden Dienſtverhältniſſe mit feſten Bezügen zu ſtehen, 
Dienſte höherer Art zu leiſten, die auf Grund beſonderen 
Vertrauens übertragen zu werden pflegen, ſo iſt die Kündigung 
auch ohne die im $. 626 bezeichnete Vorausſetzung zuläflig. 

Der Berpflichtete darf nur in der Art Fündigen, ba 
fi der Dienjtberechtigte die Dienfte anderweit bejchaffen 
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faun, e3 fei denn, daß ein wichtiger Grund für die unzeitige 
Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne folchen Grund zur 
Unzeit, jo hat er dem Dienftberechtigten den daraus ent- 
jtehenden Schaden zu erjeßen. 


g. 628. 


Wird nad) dem Beginne der Dienftleiftung das Dienft- 
verhältniß auf Grund des 8. 626 oder de 8. 627 ge- 
fündigt, jo kann der PVerpjlichtete einen feinen bisherigen 
Reiftungen entjprechenden Theil der Vergütung verlangen. 
Kündigt er, ohne durch vertragswidrige® Verhalten des 
anderen Theile dazu veranlaßt zu fein, oder veranlaßt er 
durch fein vertragsmwidriges Verhalten die Kündigung de3 
anderen Theiles, jo fteht ihm ein Anſpruch auf die Ver- 
gütung infomweit nicht zu, als feine bisherigen Leiftungen in 
Folge der Kündigung für den anderen Theil fein Intereſſe 
haben. Sit die Vergütung für eine jpätere Zeit im voraus 
entrichtet, jo hat der VBerpflichtete fie nah Mafgabe des 
8. 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines Umftandes 
erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorjchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
zurüdzuerftatten. 

Wird die Kündigung durch vertragsmwidriges Verhalten 
des anderen Theile veranlaßt, fo ift diejer zum Erſatze des 
durch die Aufhebung de3 Dienftverhältnijjes entjtehenden 
Schadens verpflichtet. 

8. 629. 


Nac der Kündigung eines dauernden Dienftverhältniffes 
hat der Dienftberechtigte dem Werpflichteten auf Verlangen 
angemefjene Zeit zum Auffuchen eines anderen Dienftverhält- 
nifje3 zu gewähren. 

$. 630. 

Bei der Beendigung eine dauernden a 
fan der Werpflichtete von dem anderen Theile ein fchrijt- 
liches Zeugniß über das Dienftverhältnig und deſſen Dauer 
fordern. Da3 Zeugniß ift auf Verlangen auf die Peiftungen 
und die Führung im Dienfte zu erftreden. 

10* 
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Siebenter Titel. 
Werkvertrag. 


S. 631. 

Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Her- 
ſtellung des verjprochenen Werfes, der Belteller zur Ent 
richtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

Gegenftand des Werfvertrags Tann ſowohl die Herftellung 
oder Veränderung einer Sache al3 ein anderer durch Arbeit 
oder Dienftleiftung herbeizuführender Erfolg jein. 


$. 632. 

Eine Vergütung gilt al3 ftilljchtveigend vereinbart, wenn 
die Herjtellung des Werkes den Umftänden nad) nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten ift. 

Sit die Höhe der Bd Ha nicht beftimmt, fo ijt bei 
dem Beftehen” einer QTare die tarmäßige Vergütung, in Er- 
mangelung einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart 
anzujehen. 

§. 633. 

Der Unternehmer N verpflichtet, da8 Werf fo her— 
zuftellen, daß es die zugejicherten Eigenjchaften hat und nicht 
mit Fehlern behaftet ift, die den Werth oder die Tauglichkeit 
zu den gewöhnlichen oder dem nad) dem Vertrage voraus- 
gejegten Gebrauch aufheben oder mindern. 

Iſt das Merk nicht von dieſer Beichaffenheit, jo kann 
der Beſteller die Bejeitigung des Mangels verlangen. Der 
Anternehmer ift berechtigt, die Beſeitigung zu verweigern, 
wenn fie einen unverhältnigmäßigen Aufwand erfordert. 

Iſt der Unternehmer mit der Bejeitigung des Mangels 
im Berzuge, jo fann der Bejteller den Mangel jelbft be- 
jeitigen und Erjaß der erforderlichen Aufwendungen ver- 


langen. 
S. 634. 


Bur Vefeitigung eines Mangel der im 8. 633 be 
zeichneten Art kann der Beiteller dem Unternehmer eine an- 
geniefjene Friſt mit der Erklärung beftimmen, daß er die 
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Befeitigung des Mangels nach dem Ablaufe der Friſt ab- 
Iehne. Beigt fi ſchon vor der Ablieferung des Werfes ein 
Mangel, jo kann der Befteller die Frift fofort beſtimmen; 
die Frift muß jo bemefjen werden, daß fie nicht vor der für 
die Ablieferung beftimmten Friſt abläuft. Nach dem Ablaufe 
der Friſt kann der Beiteller Rüdgängigmachung des Bertrags 
(Wandelung) oder Herabjeßung Det Vergütung (Minderung) 
verlangen, wenn nicht der Mangel rechtzeitig bejeitigt worden 
it; der Anſpruch auf Befeitigung des Mangels ift aus- 
geichlofjen. 

Der Beltimmung einer Friſt bedarf e3 nicht, wenn Die 
Bejeitigung des Mangeld unmöglich ift oder von dem Unter- 
nehmer vermeigert wird oder wenn die fofortige Geltend- 
machung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Minderung 
u. ein bejondere® Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt 
wird. 

Die Wandelung ift ausgeichloffen, wenn der Mangel den 
Werth oder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich 
mindert. 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für 
den Kauf geltenden Vorjchriften der 88. 465 bi 467, 469 bis 
475 entiprechende Anwendung. 


$. 635. 

Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umſtande, 
den der Unternehmer zu vertreten hat, jo Tann der Bejteller 
ftatt der Wandelung oder der Minderung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. 


§. 636. 

Wird das Werf ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig 
eh fo finden die für die Wandelung geltenden Vor— 
Be bes 8. 634 Abſ. 1 bis 3 entiprechende Anwendung; 
an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt da3 Necht 
des Beſtellers, nach 8. 327 von dem Bertrage zurüdzutreten. 
Die im Falle des Verzug des Unternehmers dem Bejteller 
zuftehenden Rechte bleiben unberührt. 

Beftreitet der Unternehmer die Zuläfligfeit des erflärten 
Rücktritts, meil er das Werk rechtzeitig Hergeftellt Habe, fo 
trifft ihn die Beweiglaft. 
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8. 637. 

Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des 
Unternehmers, einen Mangel des Werkes zu vertreten, er- 
lafjen oder beſchränkt wird, ift nichtig, wenn der Unternehmer 
den Mangel argliftig verſchweigt. 


S. 638. 

Der Anſpruch des Beſtellers auf Befeitigung eines 
Mangeld des Werkes ſowie die wegen des Mangel3 dem Be— 
jteller zuftehenden Anfprühe auf Wandelung, Minderung 
oder Schadenderja verjähren, jofern nicht der Unternehmer 
den Mangel argliftig verjchwiegen hat, in jechd Monaten, bei 
Arbeiten an einem Grundftüd in einem Jahre, bei Bau- 
werfen in fünf Sahren. Die Verjährung beginnt mit der 
Abnahme des Werkes. 

Die PVerjährungsfrift kann durch Vertrag verlängert 
erden. 

8. 639. 

ı die Verjährung der im 8. 638 bezeichneten An— 
iprüche de3 Beſtellers finden die für die Verjährung der An— 
jprüche des Käufer3 geltenden Vorjchriften des 8. 477 Abſ. 2, 
3 und der 88. 478, 479 entiprechende Anwendung. 

Unterzieht ji) der Unternehmer im Einverftändniffe mit 
dem Bejteller der Prüfung des Vorhandenjeind des Mangeld 
oder der Beleitigung des Mangels, jo ift die ee io 
lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebniß der 
Prüfung dem Beiteller mittheilt oder ihm gegenüber den 
Mangel für bejeitigt erflärt oder die Fortjegung der Be— 
feitigung verweigert. 

8. 640. 


Der Befteller ift verpflichtet, das vertraggmäßig her- 
geftellte Werk abzunehmen, fofern nicht nad) der Beichaffen- 
heit des Werkes die Abnahme ausgeichlofjen ift. 

Nimmt der Belteller ein mangelhaftes Werf ab, obſchon 
er den Mangel fennt, jo ftehen ihm die in den 88. 633, 634 
beſtimmten Anſprüche nur zu, wenn er fich feine Rechte wegen 
des Mangeld bei der Abnahme vorbehält. 
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$. 641. 


Die Vergütung ift bei der Abnahme des Werles zu ent- 
richten. Iſt da3 Werk in Theilen abzunehmen und die Ver— 
5 für die einzelnen Theile beſtimmt, ſo iſt die Vergütung 
für jeden Theil bei deſſen Abnahme zu entrichten. 

Eine in Geld feſtgeſetzte Vergütung Hat der Beſteller 
bon der Abnahme des Werkes an zu verzinfen, fofern nicht 
die Vergütung geftundet ift. 


8. 642. 

Iſt bei der Herjtellung des Werfes eine Handlung des 
Beiteller3 erforderlih, jo Fann der Unternehmer, wenn der 
Befteller durch das Unterlaſſen der eher, in Verzug der 
Annahme fommt, eine angemefjene Entfhädigung verlangen. 

Die Höhe der Entſchädigung beftimmt fic) einerjeit3 nach 
der Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Ver- 
ütung, andererfjeit3 nach demjenigen, was der Unternehmer 
in Folge des Verzugs an Aufwendungen erjpart oder durch 
anderweitige Verwendung feiner Arbeitäfraft erwerben Tann. 


$. 643. 


Der Unternehmer ift im Falle des $. 642 berechtigt, 
dem Beiteller zur Nachholung der Handlung eine angemefjene 
Frift mit der Erklärung zu bejtimmen, daß er den Vertrag 
fündige, wenn die Handlung nicht bis zum Ablaufe der Frijt 
borgenommen werde. Der Vertrag gilt als aufgehoben, 
wenn nicht die Nachholung bis zum Ablaufe der Frift erfolgt. 


8. 644. 


Der Unternehntr trägt die Gefahr bis zur Abnahme 
des Werkes. Kommt der Befteller in Verzug der Annahme, 
jo geht die Gefahr auf ihn über. Für den zufälligen Unter- 
ang und eine zufällige BVerfchlechterung des von dem Be- 
Helfer gelieferten Stoffes ift der Unternehmer nicht ver- 
antwortlid). 

Berfendet der Unternehmer das Werk auf Verlangen 
des Befteller3 nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte, fo finden die für den Kauf geltenden Vorſchriften des 
8. 447 entjprechende Anwendung. 
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8. 645. 


Sit das Werk vor der Abnahme in Folge eines Mangels 
de3 von dem Befteller gelieferten Stoffes oder in Folge einer 
von dem Bejteller für die Ausführung ertheilten Anweiſung 
untergegangen,, verichlechtert oder unausführbar geworden, 
ohne daß ein Umftand mitgewirkt Hat, den der Unternehner 
zu vertreten Hat, jo Tann der Unternehmer einen der ge- 
leifteten Arbeit entjprechenden Theil der Vergütung und 
Erjaß der in der Vergütung nicht inbegriffenen Wuslagen 
verlangen. Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag in Gemäß- 
heit des 8. 643 aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Beftellerd wegen Ver— 
jchuldens bleibt unberührt. 


8. 646. 


Iſt nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme 
ausgeſchloſſen, ſo tritt in den Fällen der 88. 638, 641, 644, 
645 an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werkes. 


8. 647. 


Der Unternehmer Hat für feine Forderungen aus dem 
Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm hHergeftellten oder 
auögebejjerten beweglichen Sachen des Beftellerd, wenn fie 
bei der — oder zum Zwecke der Ausbeſſerung in 
ſeinen Beſitz gelangt ſind. 

8. 648. 


Der Unternehmer eines Bauwerkes oder eines einzelnen 
Theile eines Bauwerkes kann für feine Forderungen aus 
den Vertrage .die Einräumung einer Sicherungdhypothef an 
dem Baugrundflüde des Beſtellers verlangen. Iſt das 
Werk noch nicht vollendet, jo kann er die Einräumung der 
Sicherungshypothek für einen der geleifteten Arbeit ent- 
Iprechenden Theil der Vergütung und für die in der Ver— 
gütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 


8. 649. 


Der Belteller Tann bis zur Vollendung des Werkes jeder- 
zeit den Vertrag kündigen. Kündigt der Befteller, fo iſt der 
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Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu ver— 
langen; er muß fich jedoch dasjenige anrechnen laffen, was 
er in Folge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen 
erijpart oder durch andermweitige Verwendung feiner Arbeits- 
fraft erwirbt oder zu erwerben bösmwillig unterläßt. 


$. 650. 

Iſt dem Vertrag ein Koftenanfchlag zu Grunde gelegt 
worden, ohne daß der Unternehmer die Gewähr für die 
Richtigkeit de3 Anſchlags übernommen Hat, und ergiebt fich, 
daß das Werk nicht ohne eine mwefentliche Weberjchreitung des 
Anſchlags ausführbar ift, jo fteht dem Unternehmer, wenn 
der Bejteller den Vertrag aus diefem Grunde fündigt, nur 
der im $. 645 Abj. 1 beitimmte Anfpruch zu. 

Sit eine folche Ueberſchreitung des Anſchlags zu erwarten, 
jo hat der Unternehmer dem Bejteller unverzüglich Anzeige 
zu machen. 

$. 651. 

Verpflichtet fi) der Unternehmer, da3 Werk aus einem 
von ihm zu beichaffenden Stoffe Herzuftellen, jo hat er dem 
Befteller die hergeitellte Sacye zu übergeben und das Eigen- 
thum an der Sache zu ge Auf einen folchen Vertrag 
finden die Vorjchriften über den Kauf Anwendung; ift eine 
nicht vertretbare Sache Herzuftellen, jo treten an die Gtelle 
de3 8. 433, des 8. 446 Abi. 1 Satz 1 und der 88. 447, 459, 
460, 462 bis 464, 477 bis 479 die Vorjchriften über den 
Werfvertrag mit Ausnahme der 88. 647, 648. 

Berpflichtet fich der Unternehmer nur zur Beichaffung 
von Buthaten oder jonftigen Nebenfachen, jo finden aus- 
ſchließlich die Vorjchriften über den Werfvertrag Anwendung. 


Achter Titel. 
Mäklervertrag. 


. 652. 

Wer für ben Nach der Gelegenheit zum Abſchluß 
eines Vertrags oder für die Vermittelung eine3 Vertrag 
einen Mäklerlohn verjpricht, ift zur Entrichtung des Lohnes 
nur verpflichtet, wenn der Vertrag in Folge des Nachweiſes 
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oder in Folge der Vermittelung des Mäflers zu Stande 
fommt. Wird der Vertrag unter einer aufichiebenden Be— 
dingung gejchloffen, fo kann der Mäflerlohn erft verlangt 
werden, wenn die Bedingung eintritt. 

Aufwendungen find dem Mäller nur zu erjegen, wenn 
e3 vereinbart ift. Dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag 
nicht zu Stande Tommt. 

F. 653. 

Ein Mäfferlohn gilt als ftillichweigend vereinbart, wenn 
die dem Mäkler übertragene Leitung den Umſtänden nach 
nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift. 

ft die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei 
dem Beftehen einer Tare der tarmäßige Lohn, in Ermangelung 
einer Taxe der übliche Lohn al3 vereinbart anzuſehen. 

S. 654. 

Der Anſpruch auf den Mäfferlohn und den Erſatz von 
Aufwendungen ift ausgejchloffen, wenn der Mäfler dem In— 
halte des Vertrags zuwider aud) für den anderen Theil thätig 
geweſen ift. 

S. 655. 

Iſt für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß 
eine3 Dienſtvertrags oder für die VBermittelung eines folchen 
Bertragd ein unverhältnigmäßig Hoher Mäfferlohn vereinbart 
worden, jo kann er auf Antrag de3 Schuldner3 durch Urtheil 
auf den angemeſſenen Betrag Herabgejegt werden. Nach der 
Entrichtung des Lohnes ift die Herabjeßung ausgeſchloſſen. 

8. 656. 

Durch das Berjprechen eines Lohnes für den Nachweis 
der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder für die Ver- 
mittelung de3 Zuſtandekommens einer Ehe wird eine Ver— 
bindlichfeit nicht begründet. Das auf Grund des Verſprechens 
Geleiftete kann nicht deshalb zurücgefordert werden, meil 
eine Verbindlichkeit nicht beftanden Hat. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, 
durch die der andere Theil zum Zwecke der Erfüllung des 
Verſprechens dem Mäkler gegenüber eine Verbindlichfeit ein- 
geht, insbeſondere für ein Schuldanerfenntniß. 
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Neunter Titel. 
Auslobung. 


8. 657. 


Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung 
für die Vornahme einer Handlung, insbejondere für Die 
Herbeiführung eines Erfolges, ausjegt, iſt verpflichtet, die 
Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die Handlung 
vorgenommen hat, auch wenn diefer nicht mit Rüdficht auf 
die Auslobung gehandelt hat. 


8§. 658. 

Die Auslobung kann bis zur Vornahme der Handlung 
widerrufen werden. Der Widerruf ift nur wirffam, wenn 
er in derjelben Weije wie die Auslobung bekannt gemacht 
wird oder wenn er durch befondere Mittheilung erfolgt. 

Auf die Widerruflichkeit fan in der Auslobung ver- 
zichtet werden; ein Verzicht liegt im Bmeifel in der Be— 
jftimmung einer Frift für die Vornahme der Handlung. 


$. 659. 

Sit die Handlung, für welche die Belohnung ausgeſetzt 
ift, mehrmal3 vorgenommen worden, jo gebührt die Be— 
lohnung demjenigen, welcher die Handlung zuerft vor» 
genommen hat. 

Iſt die Handlung von Mehreren gleichzeitig vorgenommen 
worden, jo gebührt jedem ein gleicher Theil der Belohnung. 
Läßt ſich die Belohnung wegen ihrer Beichaffenheit nicht 
theilen oder foll nach dem Inhalte der Auslobung nur Einer 
die Belohnung erhalten, jo enticheidet das 2003. 


$. 660. 


Haben Mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, für den die 
Belohnung ausgejegt ift, jo Hat der Auslobende die Be- 
lohnung unter Berüdfichtigung des Antheil3 eines jeden an 
dem Erfolge nach billigem Ermefjen unter fie zu vertheilen. 
Die Vertheilung ift nicht verbindlich, wenn fie offenbar un- 
billig ift; fie erfolgt in einem ſolchen Falle durch Urtheil. 
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Wird die Vertheilung des Auslobenden von einem der 
Betheiligten nicht al3 verbindlich anerkannt, jo ift der Aus— 
lobende berechtigt, die Erfüllung zu verweigern, bis die Be- 
theiligten den Streit über ihre Berechtigung unter fich aus— 

etragen Haben; jeder von ihnen Tann verlangen, daß Die 
—— für alle hinterlegt wird. 

Die Vorſchrift des 8. 659 Abſ. 2 Satz 2 findet An— 

wendung. 
$. 661. 

Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegen- 
erg hat, ift nur gültig, wenn in der Belanntmachung eine 

rift für die Bewerbung beftimmt wird. 

Die Enticheidung darüber, ob eine innerhalb der Frift 
erfolgte Bewerbung der Auslobung entjpricht oder welche von 
mehreren Bewerbungen den Vorzug verdient, ift durch die 
in der Auslobung bezeichnete Perſon, in eg einer 
ſolchen durch den Auslobenden zu treffen. Die Entſcheidung 
{ft für die Betheiligten verbindlich. 

Bei Bewerbungen von gleicher Würdigfeit finden auf 
die Buertheilung des Preifes die Vorjchriften des 8. 659 
bj. 2 Anwendung. 

Die Uebertragung des Eigenthum3 an dem Werfe fann 
der Auslobende nur verlangen, wenn er in der Auslobung 
beftimmt hat, daß die Uebertragung erfolgen joll. 


Behnter Titel, 
Auftrag. 


$. 662. 


Durch die Annahme eines Auftrag3 verpflichtet fich der 
Beauftragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes 
Geſchäft für diefen unentgeltlich zu beforgen. 

8. 663. 
Mer zur Beforgung gewiljer Geichäfte öffentlid) beftellt 


ift oder fich öffentlich erboten Hat, ift, wenn er einen auf 
ſolche Geſchäfte gerichteten Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, 
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die Ablehnung den Wuftraggeber ee anzuzeigen. 
Das Gleiche gilt, wenn fich Jemand dem Auftraggeber gegen- 
über zur Bejorgung gewiſſer Geſchäfte erboten Hat. 


$. 664. 

Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des 
Auftrags nicht einem Dritten übertragen. Iſt die Ueber- 
tragung gejtattet, jo hat er nur ein ihm bei der Uebertragung 
zur Laſt fallende Verjchulden zu vertreten. Yür das Ver— 
dulden eine Gehülfen ift er nach 8. 278 verantwortlic). 

Der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags ift im 
Zweifel nicht übertragbar. 


$. 665. 

Der Beauftragte ift berechtigt, von den Weifungen des 
Auftraggeber abzumweichen, wenn er den Umftänden nad) 
annehmen darf, daß der Auftraggeber bei Kenntniß der Sach— 
lage die en billigen würde. Der Beauftragte hat 
vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen 
und deſſen Entjchliegung abzuwarten, wenn nicht mit dem 
Auffchube Gefahr verbunden ift. 


$. 666. 

Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Wuftraggeber die 
erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den 
Stand des Geſchäfts Auskunft zu ertheilen und nach der 
Ausführung des Auftrags Rechenjchaft abzulegen. 


S. 667. 
Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber Alles, 
wa3 er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er 
aus der Geichäftsbejorgung erlangt, herauszugeben. 


$. 668. 

Bermwendet der Beauftragte Geld I fih, das er dem 
Auftraggeber herauszugeben oder für ihn zu verwenden Hat, 
fo ift er verpflichtet, e8 von der Zeit der Verwendung an 
zu verzinjen. 
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8. 669. 
Für die zur Ausführung des Auftrag erforderlichen 
Aufwendungen Hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf 
Berlangen Borichuf zu leiften. 


8. 670. 


Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des 
Auftrags Aufwendungen, die er den Umſtänden * für 
erforderlich halten darf, ſo iſt der Auftraggeber zum Erſatze 


verpflichtet. 
$. 671. 


Der Auftrag Tann von dem Auftraggeber jederzeit 
widerrufen, von dem Beauftragten jederzeit gefündigt werden. 

Der Beauftragte darf nur in der Art Fündigen, daß 
der Auftraggeber für die Bejorgung des Gefchäfts anderweit 
Fürſorge treffen kann, e3 jei denn, daß ein wichtiger Grund 
für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne 
jolhen Grund zur Unzeit, jo hat er dem Auftraggeber den 
daraus entftehenden Schaden zu erjeßen. 

Liegt ein wichtiger Grund vor, fo ift der Beauftragte 
au Kündigung aud) dann berechtigt, wenn er auf das 

ündigungsrecht verzichtet hat. 
8. 672. 

Der Auftrag erlifcht im Zmeifel nicht durch den Tod 
oder den Eintritt der Gejchäftsunfähigkeit ded Auftraggebers. 
Erlifcht der Auftrag, jo hat der Beauftragte, wenn mit dem 
Aufihube Gefahr verbunden ift, die Bejorgung de3 über- 
tragenen Geſchäfts fortzufeßen, bis der Erbe oder der gejeß- 
liche Vertreter de3 Auftraggeberd anderweit Fürjorge treffen 
fann; der Auftrag gilt infomelt al3 fortbeftehend. 


8. 673. 

Der Auftrag erliſcht im Zweifel durch den Tod deö Be- 
auftragten. Erlifcht der Auftrag, jo hat der Erbe des Be 
auftragten den Tod dem Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen 
und, wenn mit dem Aufichube Gefahr verbunden ift, die Be- 
jorgung des übertragenen Geſchäfts fortzufegen, bis der Auf- 
traggeber anderweit Yürjorge treffen kann; der Auftrag gilt 
infomweit als fortbeftehend. 
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S. 674. 

Erlifht der Auftrag in anderer Weife al3 durch Wider- 
euf, jo gilt er zu Gunſten des Beauftragten gleichtvohl als 
fortbeftehend, bis der tee von dem Erlöjchen Kennt— 
niß erlangt oder das Erlöſchen fennen muß. 


$. 675. 


Auf einen Pienftvertrag oder einen Werfvertrag, der 
eine Gejchäftsbeforgung zum Gegenftande Hat, finden Die 
Vorſchriften der 88. 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn 
dem Berpflichteten das Recht zufteht, ohme Einhaltung einer 
Kündigungsfrift zu Fündigen, auch die Borjchriften des 8. 671 
Abi. 2 entjprechende Anmwendung. 


$. 676. 

Wer einem Anderen einen Rath oder eine Empfehlung 
ertheilt, ift, unbejchadet der fich aus einem Vertragsverhältniß 
oder einer unerlaubten Handlung ergebenden Berantwortlich- 
feit, zum Erjaße de3 aus der Befolgung des Rathes oder 
der Empfehlung entftehenden Schadens nicht verpflichtet. 


Elfter Titel. 


Gefhäftsführung ohne Auftrag. 
8. 677. 

Wer ein Gejchäft für einen Anderen bejorgt, ohne von 
ihm beauftragt oder ihm gegenüber fonft dazu berechtigt zu 
jein, hat das Gejchäft fo zu führen, wie das Intereſſe des 
ke sherrn mit Rüdficht auf deffen wirklichen oder muth- 
maßlichen Willen es erfordert. 


F. 678. 

Steht die Uebernahme der Geihäftsführung mit dem 
wirklichen oder dem muthmaßlichen Willen des Gejchäftsheren 
in Widerſpruch und mußte der Gejchäftsführer dies cerfennen, 
jo ift er dem Gejchäftsheren zum Erſatze de3 aus der Ge- 
ſchäftsführung entjtehenden Schadens auch dann verpflichtet, 
wenn ihm ein fonftige8 Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 
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8. 679. 

Ein der Gejhäftsführung entgegenftchender Wille bes 
Geſchäftsherrn fommt nicht in Betracht, wenn ohne die Ge- 
ſchäftsführung eine Pflicht des Gefcjäftsheren, deren Erfüllung 
im öffentlichen Intereſſe liegt, oder eine gejeßliche Unter- 
N des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden 


würde. 
$. 680. 


Bezwedt die Geihäftsführung die Abwendung einer dem 
Geſchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr, jo hat der Ge- 
ihäftsführer nur Vorſatz und grobe Fahrläjjigfeit zu ver- 


freten. 
$. 681. 


Der Gejchäftsführer hat die Uebernahme der Geſchäfts— 
führung, jobald e3 thunlich ift, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen 
und, wenn nicht mit dem Aufjchube — verbunden iſt, 
deſfen Entſchließung abzuwarten. Im Uebrigen finden auf 
die Verpflichtungen des Geſchäftsführers die für einen Be— 
auftragten geltenden Vorſchriften der 88. 666 bis 668 ent- 
Iprechende Anwendung. 

$. 682. 

Sit der rd geichäftsunfähig oder in der 
Geſchäftsfähigkeit bejchränkt, jo ijt er nur nad ben Vor— 
ihriften über den Schadenserjag wegen unerlaubter Hand- 
lungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verantwortlich. 

$. 683. 

Entjprit die Uebernahme der Geſchäftsführung dem 
Intereſſe und dem wirklichen oder dem muthmaßlichen Willen 
des Gejchäftsheren, fo kann der Gejchäftsführer wie ein Be— 
auftragter Erjaß feiner Aufwendungen verlangen. In den 
Fällen des 8. 679 fteht dieſer Anjprud dem Gejchäftsführer 
zu, aud wenn die Webernahme der Gejchäftsführung mit 
dem Willen de3 Geſchäftsherrn in Widerjpruch fteht. 


8. 684. 
Liegen die Vorausfeßungen des 8. 683 nicht vor, fo ift 
der Gejchäftsherr verpflichtet, dem Gejchäftsführer Alles, was 


VII.Abſchn.: Einz.Schuldverhältn, 12.Tit.: Verwahrung. (8$.679—689.) 161 


er durch die Gefchäftsführung erlangt, nach den Vorfchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
— Genehmigt der Geſchäſftsherr die Geſchäfts— 
ührung, jo ſteht dem Geſchäftsführer der im 8. 683 be- 
ſtimmte Anſpruch zu. 


. 685. 
Dem al dont jteht ein Anspruch nicht zu, wenn 
er nicht die Abficht hatte, von den Gejchäftsheren Erjaß zu 
verlangen. 

Gewähren Eltern oder Boreltern ihren Ablömmlingen 
oder dieſe jenen Unterhalt, fo ift im Zweifel anzunehmen, 
bob die Abficht fehlt, von dem Empfänger Erjaß zu ver» 
angen. 


S. 686. 
Iſt der Gejchäftsführer über die Perfon des Geſchäfts— 
herrn ım Irrthume, ſo wird der wirkliche Gefchäftsherr aus 
der Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet. 


S. 687. 

Die Vorfchriften der 88. 677 bis 686 finden feine An— 
wendung, wenn Jemand ein — Geſchäft in der Meinung 
DrIAger daß es jein eigenes jei. 

ehandelt Jemand ein fremdes Gefchäft als fein eigenes, 
obwohl er weiß, daß er nicht dazu berechtigt ift, jo kann ber 
Geſchäftsherr die ſich aus den 88. 677, 678, 681, 682 er- 
gebenden Anjprüche geltend machen. Macht er fie geltend, 
jo ift er dein Gejchäftsführer nad) 8. 684 Satz 1 verpflichtet. 


Zwölfter Titel. 
Verwahrung. 


S. 688. 
Durch den eg wird der Verwahrer 
verpflichtet, eine ihm von dem SHinterleger übergebene be- 
wegliche Sache aufzubewahren. 


S. 689. 

Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ftill- 
ſchweigend vereinbart, wenn die Aufbewahrung den Um— 
ftänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 11 
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8. 690. 
Wird die Aufbewahrung unentgeltlich übernommen, fo 
hat der Verwahrer nur für diejenige Gorgfalt einzuftehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt. 


$. 691. 
Der Verwahrer iſt im Zweifel nicht berechtigt, Die 
— Sache bei einem Dritten zu hinterlegen. Iſt die 
interlegung bei einem Dritten geſtattet, jo 2 der Ber- 
wahrer nur ein ihm bei diejer Hinterlegung zur Laft fallendes 
Verſchulden zu vertreten. Für das Verſchulden eines Ge— 
hülfen ift er nach $. 278 verantwortlich. 


8. 692. 

Der Verwahrer ift berechtigt, die vereinbarte Art der 
Aufbewahrung zu ändern, wenn er den Umftänden nad) an- 
nehmen darf, daß der Hinterleger bei Kenntniß der Sach— 
lage die Wenderung billigen würde. Der Berwahrer hat 
vor der Uenderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und 
deſſen Entſchließung abzumarten, wenn nicht mit dem Auf» 
ichube Gefahr verbunden ift. — 


$. 693. 
Maht der Berwahrer zum Bmede der Aufbewahrung 
Aufwendungen, die er den Umftänden nach für erforderlid) 
halten darf, jo ift der Hinterleger zum Erjaße verpflichtet. 


$. 694. 

Der Hinterleger Hat den durch die Beichaffenheit der 
hinterlegten Sache dem Verwahrer entftehenden Schaden zu 
erjegen, e3 fei denn, daß er die gefahrdrohende Beichaffen- 
heit der Sache bei der Hinterlegung weder fennt noch fennen 
muß oder daß er fie dem Verwahrer angezeigt oder dieſer 
fie ohne Anzeige gefannt hat. 


$. 69. 

Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit 
zurüdfordern, auc wenn für die NMufbewahrung eine Beit 
beftimmt ift. 


g. 696. 
Der Verwahrer kann, wenn eine Zeit für die Auf- 
bewahrung wicht beftimmt ift, jederzeit die Rücknahme der 
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sap dpi Sache verlangen. ft eine Det beitimmt, fo 
ann er die vorzeitige Rüdnahme nur verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 
$. 697. 
Die Rückgabe der Hinterlegten Sache hat an dem Orte 
2 erfolgen, an mwelchem die ae aufzubewahren war; der 
erwahrer ift nicht verpflichtet, Die Sache dem Hinterleger 
zu bringen. 
§. 698. 


Bermwendet der Verwahrer Hinterlegtes Geld für fich, fo 
ift er verpflichtet, e8 von der Zeit der Verwendung an zu 


verzinjen. 
$. 699. 


Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der 
Beendigung der Aufbewahrung zu entrichten. Iſt die Ber- 
gütung nad) Beitabjchnitten bemefjen, jo ift fie nach) dem 
Ablaufe der einzelnen Zeitabjchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für fie 
beftimmten Zeit, jo Tann der Verwahrer einen feinen bis— 
herigen Leiftungen entjprechenden Theil der Vergütung ver- 
langen, fofern nicht aus der Vereinbarung über die Vergütung 
fih ein Anderes ergiebt. 


$. 700. 


Werden vertretbare Sachen in der Art Hinterlegt, daß 
da3 Eigenthum auf den VBerwahrer übergehen und Diejer 
verpflichtet fein fol, Sachen von gleicher Art, Güte und 
Menge zurüdzugewähren, jo finden die Vorjchriften über 
da3 Darlehen Anwendung. Geftattet der Hiitterleger dem 
Berwahrer, hinterlegte vertretbare Sachen zu verbrauchen, 
jo finden die Vorjchriften über das Darlehen von dem Zeit- 
punftt an Anwendung, in welchem der Verwahrer fich die 
Saden aneignet. In beiden Fällen beftimmen fich jedoch 
Zeit und Ort der Rüdgabe im Zweifel nach den Borjchriften 
über den Verwahrungdvertrag. 

Bei der Hinterlegung von Werthpapieren ift eine Ver— 
einbarung der im ab. 4 bezeichneten Art nur gültig, wenn 
fe ausdrücklich getroffen wird. 


11° 
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Dreizehnter Titel. 
Einbringung von Sachen bei Gaſtwirthen. 


$. 701. 


Ein Gaftwirth, der gewerbsmäßig Fremde zur Beher- 
bergung aufnimmt, hat einem im Betriebe diefed Gewerbes 
aufgenommenen Gaſte den Schaden zu erjeßen, den der 
Saft durch den Berluft oder die Beſchädigung eingebradhter 
Sachen erleidet. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Schaden von dem Gafte, einem Begleiter de3 Gaftes oder 
einer Berfon, die er bei fi aufgenommen hat, verurjacht 
wird oder durch die Beichaffenheit der Sachen oder durch 
höhere Gewalt entfteht. 

Als eingebradht gelten die Sachen, welche der Gaft dem 
Gaftwirth oder Leuten des Gaſtwirths, die zur Entgegen- 
nahme der Sachen beftellt oder nach den Umftänden als 
dazu bejtellt anzujehen waren, übergeben oder an einen ihm 
bon Diejen angewiejenen Ort oder in Ermangelung einer 
Anmeifung an den hierzu beftimmten Ort gebracht hat. 

Ein Anjchlag', durch den der Gaftwirth die Haftung ab- 
lehnt, ift ohne Wirkung. 

$. 702. 


Für Geld Werthpapiere und Koſtbarkeiten haftet der 
Gaſtwirth nad) 8. 701 nur bis zu dem Betrage von ein- 
taujend Mark, e3 fei denn, daß er dieſe Gegenftände in 
Kenntniß ihrer Eigenjchaft als Werthfachen zur Aufbewahrung 
übernimmt oder die Aufbewahrung ablehnt oder daß der 
Schaden von ihm oder von feinen Leuten verjchuldet wird. 


S. 703. 

Der dem Gafte auf Grund der 88. 701, 702 zuftehende 
Anſpruch erlijcht, wenn nicht der Gaft unverzüglich, nachdem 
er von dem Verluſt oder der Beſchädigung Kenntnig erlangt 
hat, dem Gaftwirth Anzeige macht. Der Anfpruch erliicht 
nicht, wenn die Sachen dem Gaftwirthe zur Aufbewahrung 
übergeben waren. 
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§. 704. 

Der Gaftwirth Hat für feine Forderungen für Wohnung 
und andere dem Gafte zur Befriedigung jeiner Bedürfniffe 
gewährte Leiftungen, mit Einjchluß der Auslagen, ein Pfand- 
recht an den eingebrachten Sachen de3 Gafted. Die für das 
Pfandrecht des Vermiethers geltenden Vorjchriften des 8. 559 
Ga 3 und der 88. 560 bi3 563 finden entjprechende An— 
wendung. 


Bierzehnter Titel. 
Geſellſchaft. 
$. 705. 
Dur den Gejellichaftsvertrag verpflichten fich Die Ge- 
jellfchafter gegenfeitig, die Erreichung eines gemeinjamen 


Bwedes in der durch den Vertrag bejtimmten Weiſe zu 
fördern, insbeſondere die vereinbarten Beiträge zu leiften. 


$. 706. 


Die Gejellihafter Haben in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung gleiche Beiträge zu leiften. 

Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, 
jo ift im Bweifel anzunehmen, daß fie gemeinjchaftliches Eigen- 
thum der Gejellichafter werden jollen. Das Gleiche gilt von 
nicht vertretbaren und nicht verbrauchbaren Sachen, wenn fie 
nad; einer Schäßung beizutragen find, die nicht blos für Die 
Geminnvertheilung beftimmt ift. 

Der Beitrag eines Geſellſchafters Tann auch in der 
Leiftung von Dienften bejtehen. 


Ss. 707. 

Bur Erhöhung des vereinbarten Beitragd oder zur Er- 
gänzung der durch Verluft verminderten Einlage ift ein Ge- 
jellichafter nicht verpflichtet. 

$. 708. 

Ein Gejellihafter Hat bei der Erfüllung der ihm ob- 
liegenden Verpflichtungen nur für diejenige Sorgfalt einzu- 
Reben, welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt. 
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8. 709. 

Die Führung der Gejchäfte der Geſellſ a fteht den 
Sejellichaftern gemeinschaftlich zu; für jedes Gejchäft ift die 
Zuftimmung aller Gejellichafter erforderlich. 

Hat nad) dem Gejellichaftävertrage die Mehrheit der 
Stimmen zu entjcheiden, fo ift die Mehrheit im Zweifel nad) 
der Zahl der Gejellichafter zu berechnen. 


S. 710. 

Sit in dem Gejellichaftsvertrage die Führung der Ge- 
ichäfte einem Gejellfchafter oder mehreren Gejellihaftern über- 
tragen, jo find die übrigen Gejellichafter von der Gejchäfts- 
führung ausgejchloffen. St die Gejchäftsführung mehreren 
Gejellichaftern übertragen, jo finden die Worjchriften des 
8. 709 entjpredhende Anwendung. 


§. 711. 

Steht nad) dem Gejellichaftävertrage die Führung der 
Gejchäfte allen oder a Gejellichaftern in der Art zu, 
daß jeder allein zu Handeln berechtigt ift, fo fann jeder der 
Bornahme eines Gejchäft3 durch den anderen miderjprechen. 
Im alle des Widerſpruchs muß das Geichäft unterbleiben. 


$. 712. 

Die einem Gejellichafter durch den Gejellichaftävertra 
übertragene Befugniß zur Gejchäftsführung kann ihm * 
einſtimmigen — oder, falls nad) dem Gejellichafts- 
vertrage die Mehrheit der Stimmen entjcheidet, durch Mehr- 
heitsbejchluß der übrigen Gejellichafter entzogen werden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher Grund ift ins» 
bejondere grobe Pflichtverlegung oder Unfähigkeit zur ord- 
nungsmäßigen Geichäftsführung. 

Der Gejellichafter kann auch feinerjeit3 die Geſchäfts— 
führung fündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die 
für den Auftrag geltenden Vorjchriften des $. 671 Abj. 2, 3 
finden entjprechende Anwendung. 


$. 713. 
Die Rechte und Verpflichtungen der gejchäftsführenden 
Gejellichafter beftimmen fich nad) den für den Auftrag gel- 
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tenden Vorſchriften der 88. 664 bis 670, fomweit fich nicht 
aus dem Gejellichaftsverhältnig ein Anderes ergiebt. 


$. 714. 


Soweit einem Gejellichafter nach den Gefellichaftsvertrage 
die Befugniß zur Gejchäftsführung zufteht, ift er im Biveitel 
auch ermächtigt, die anderen Gejellichafter Dritten gegenüber 
zu vertreten. 

$. 715. 


Sf im Gejellfchaftsvertrag ein Gejellichafter ermächtigt, 
bie anderen Gejellichafter Dritten gegenüber zu vertreten, jo 
fann die Vertretungsmacht nur nad) Maßgabe des 8. 712 
Abſ. 1 und, wenn fie in Verbindung mit der Befugniß zur 
Gejchäftsführung erteilt worden ift, nur mit dieſer ent» 
zogen werden. 

8. 716. 

Ein Gejellichafter fan, auch wenn er von der Gejchäfts- 
führung ausgejchloffen ift, fi” von den Angelegenheiten der 
Gejellihaft perſönlich unterrichten, die Gejchäftsbücher und 
die Papiere der Gejellichaft einjehen und fich aus ihnen eine 
— über den Stand des Geſellſchaftsvermögens an— 
ertigen. 

Eine dieſes Recht ausſchließende oder beſchränkende Verein— 
barung ſteht der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, 
wenn Grund zu der Annahme unredlicher Geſchäftsführung 


beſteht. 
$. 717. 


Die Ansprüche, die den le aus dem &e- 
jellfchaft3verhältnifje gegen einander zuftehen, jind nicht über- 
tragbar. Ausgenommen jind die einem Gejellihafter aus 
jeiner Gejchäftsführung zuftehenden Anſprüche, joweit deren 
Befriedigung dor der Wuseinanderjegung verlangt werden 
kann, ſowie die Anſprüche auf einen Gewinnantheil oder auf 
dasjenige, was dem Gejellichafter bei der Auseinanderjegung 


zufommt. 
$. 718. 


Die Beiträge der Gejellichafter und die durch die Ge- 
ihäftsfügrung für die Gejellichaft erworbenen Gegenjtände 
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werden gemeinschaftliches Vermögen der Gejellichafter (Ge- 
a — 

Bu dem Gejellfchaftsvermögen gehört aud), was auf 
Grund eines zu dem Gejellichaftsvermögen gehörenden Nechtes 
oder als Erja für die Zerftörung, Beichädigung oder Ent» 
iehung eines zu dem Gejellichaftsvermögen gehörenden Gegen- 
Standes ertvorben wird. 


$. 719. 


Ein Gefellichafter kann nicht über feinen Antheil an dem 
Sejelichaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörenden 
Gegenjtänden Den: er ift nicht berechtigt, heilung zu 
verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zum Gejellichaftsvermögen 
gehört, kann der Schuldner nicht eine ihm gegen einen 
einzelnen Gejellichafter zuftehende Forderung aufrechnen. 


$. 720. 


Die Zugehörigkeit einer nach $. 718 Abſ. 1 erworbenen 
Forderung zum Gejellichaftspermögen Hat der Schuldner erft 
dann gegen fic) gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörig- 
feit Kenntniß erlangt; die Borjchriften der 88. 406 bis 408 
finden entiprechende Anwendung. 


8. 721. 


Ein Geſellſchafter kann den Rechnungsabſchluß und die 
Vertheilung des Gewinns und Verluſtes erſt nach der Auf— 
löſung der Geſellſchaft verlangen. 

die Geſellſchaft von längerer Dauer, ſo hat der 
Rechnungsabſchluß und die Gewinnvertheilung im Zweifel am 
Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs zu erfolgen. 


$. 722. 


Sind die Antheile der Gejellicafter am Gewinn und 
Berlufte nicht beftimmt, fo Hat jeder Gejellichafter ohne 
Rüdjiht auf die Art und die Größe feines Beitrag3 einen 
gleichen Antheil am Gewinn und Berlufte. 

Iſt nur der Antheil am Gewinn oder am Berlufte be- 
jo gilt die Beftimmung im Zweifel für Gewinn und 

erluft. 
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$. 723. 


Iſt die Gejellichaft nicht für eine beftimmte Zeit ein- 
gegangen, jo kann jeder Gejellihafter fie jederzeit kündigen. 
Sit eine Zeitdauer beftimmmt, fo ift die Kündigung vor dem 
Ablaufe der Zeit zuläffig, wenn ein wichtiger Grund vor» 
liegt; ein jolcher Grund ift insbejondere vorhanden, wenn 
ein anderer Gejellichafter eine ihm nach dem Gejellichafts- 
vertrag obliegende wejentliche Verpflichtung vorſätzlich oder 
aus grober Fahrläffigfeit verlegt oder wenn die Erfüllung 
einer ſolchen Berpflichtung unmöglich wird. Unter der 
gleichen Borausjegung ift, wenn eine Kündigungsfrift be- 
ftimmt ift, die Kündigung ohne Einhaltung der Frift zuläffig. 

Die Kündigung darf nicht zur Unzeit gejchehen, es jei 
denn, daß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung 
vorliegt. Kündigt ein Gejellichafter ohne ſolchen Grund zur 
Unzeit, jo Hat er den übrigen Gejellichaftern den daraus ent» 
jtehenden Schaden zu erjegen. 

Eine Bereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht 
ausgeſchloſſen oder dieſen Vorſchriften zumider bejchränft 
wird, iſt nichtig. 

§. 724. 


Iſt eine Gejellichaft für die Lebenszeit eines Gejfell- 
ſchafters eingegangen, jo kann fie in gleicher Weiſe gekündigt 
werden mie eine für unbeftimmte Zeit eingegangene Gejell- 
ſchaft. Dasſelbe gilt, wenn eine Gejellichaft nach den Ab» 
laufe der bejtimmten Seit ftillichweigend fortgejegt wird. 


S. 125. 


Hat ein Gläubiger eines Gejellfchafterd die Pfändung 
des Antheil3 des Gejellichafters an dem Gefellichaftsvermögen 
erwirft, jo fanı er die Gefellichaft ohne Einhaltung einer 
Kündigungzfrift Fündigen, fofern der Schuldtitel nicht blos 
vorläufig vollftredbar ift. 

Solange die Gejellichaft befteht, kann der Gläubiger die 
fih aus dem Gejellichaftsverhältnig ergebenden Rechte des 
Gejellfchafters, mit Ausnahme des Anfpruch auf einen Ge- 
winnantheil, nicht geltend machen. 
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$. 726. 


Die Gejellichaft endigt, wenn der vereinbarte Zweck er- 
reicht oder dejjen Erreichung unmöglich geworden ift. 


$. 727. 

Die Gefelichaft wird durch den Tod eined der Gejell- 
Ihafter aufgelöft, jofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage 
fi ein Anderes ergiebt. 

Im Falle der Auflöjung Hat der Erbe des verftorbenen 
Gejellichafter8 den übrigen Gejellichaftern den Tod unver- 
züglich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden ift, die ſeinem Erblafjer durch den Gejellichafts- 
vertrag übertragenen Gejchäfte fortzuführen, bis die übrigen 
Gejellichafter in Gemeinjchaft mit ihm anderweit Fürſorge 
treffen können. Die übrigen Gejellihafter find im gleicher 
Weiſe zur einftweiligen Fortführung der ihnen übertragenen 
Geſchäfte verpflichtet. Die Gejellichaft gilt inſoweit als fort- 
bejtehend. 

§. 728. 


Die Gejellichaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen eine Gejellichafters ar Die 
Borjchriften des 8. 727 Abi. 2 Sah 2, 3 finden Anwendung. 


§. 729. 

Wird die Gejellichaft in anderer Weife al3 durch Kün— 
digung aufgelöft, jo gilt die einem Gefellichafter durch den 
Gejellichaftsvertrag übertragene Befugnig zur Gejchäfts- 
führung zu feinen Gunjten —E als fortbeſtehend, bis 
er von der Auflöſung Kenntniß erlangt oder die Auflöſung 
kennen muß. | 

$. 730. 

Nach der Auflöfung der Gejellihaft findet in Anſehung 
des Gejellichaftsvermögeng die Auseinanderjegung unter den 
Geſellſchaftern ftatt. 

Für die Beendigung der jchwebenden Gejchäfte, für Die 
dazu erforderliche Eingehung neuer Gejchäfte jowie für die 
Erhaltung und Verwaltung des Gejellichaftsvermögend gilt 
die Gejellihaft als fortbeftehend, fjoweit der Zweck der Aus- 
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einanderfeßung e3 erfordert. Die einem Gejellichafter nad) 
dem Gejellichaftövertrage zuftehende Befugniß zur Gejchäfts- 
führung erliſcht jedoch, wenn nicht aus dem Vertrage ſich 
ein Anderes ergiebt, mit der Auflöfung der Gejellichaft; die 
Gejhhäftsführung fteht von der Auflöhung an allen Gejell- 
ſchaftern gemeinjchaftlich zu. 


$. 731. 


Die Auseinanderjegung erfolgt in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung in Gemäßheit der 88. 732 bis 735. 
Im Uebrigen gelten für die Theilung die Vorjchriften über 
die Gemeinschaft. 

$. 732. 


Gegenstände, die ein Gejellichafter der Gejellichaft zur 
Benußung überlafjen hat, find ihm zurüdzugeben. Für einen 
duch Zufall in Abgang gefommenen oder verjchlechterten 
Gegenftand kann er nicht Erjaß verlangen. 


S. 733. 


Aus dem Gejellihaftävermögen find zunächſt die gemein- 
ichaftlihen Schulden mit Einjchluß derjenigen zu berichtigen, 
welche den Gläubigern gegenüber unter den Gefellichaftern 
getheilt find oder für welche einem Gejellichafter die übrigen 
Gejelihafter als Schuldner haften. Iſt eine Schuld noch 
nicht fällig oder ift fie ftreitig, jo ift das zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten. 

Aus dem nad) der Berichtigung der Schulden übrig 
bleibenden Gejellichaftsvermögen find die Einlagen zurüd- 
zuerftatten. Für Einlagen, die nicht in Geld beftanden haben, 
ıft der Werth zu erjegen, den fie zur Beit der Einbringung 
gehabt Haben. Für Einlagen, die in der Xeiftung von 
Dienften oder in der MUeberlafjung der Benußung eines 
Gegenftandes beftanden haben, Tann nicht Erjag verlangt 
werden. 

Zur Berichtigung der Schulden und zur Rüderftattung 
der Einlagen iſt das Gejellichaftsvermögen, jomweit erforder- 
ich, in Geld umzuſetzen. 
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S. 734. 

Berbleibt nad) der Berichtigung der gemeinfchaftlichen 
Schulden und der NRüderftattung der Einlagen ein Ueber- 
ihuß, jo gebührt er den Gefellichaftern nach dem Verhältniß 
ihrer Autheile am Gewinne. 


S. 735. 


Reicht das Gejellichaftsvermögen zur Berichtigung der 
emeinjchaftlichen Schulden und zur Nüderftattung der Ein- 
agen nicht aus, jo Haben die Gefellichafter für den Fehl— 
betrag nad) dem Verhältniß aufzulommen, nach welchem fie 
den Berluft zu tragen haben. Kann von einem Gefellichafter 
der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, jo 
— die übrigen Geſellſchafter den Ausfall nach dem gleichen 
erhältniſſe zu tragen. 

g. 736. 


Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß, wenn ein 
Geſellſchafter kündigt oder ſtirbt oder wenn der Konkurs über 
fein Bermögen eröffnet wird, die Gefellichaft unter den 
übrigen Gejellichaftern fortbeftehen ſoll, jo jcheidet bei dem 
Eintritt eine3 folchen Ereignijfes der Gejellichafter, in deffen 
Perſon c3 eintritt, aus der Gejellichaft aus. 


$. 737. 

Iſt im Gefellichaftsvertrage beftinnmt, daß, wenn ein 
Gejellichafter Fündigt, die Gejellichaft unter den übrigen Ge- 
na fortbeftehen joll, jo kann ein Gefellichafter, in 
eſſen Perſon ein die übrigen rn... nah 8. 723 
Abſ. 1 Er: 2 zur Kündigung berechtigender Umftand ein- 
tritt, aus der Gefellichaft en werden. Das Aus- 
et fteht den übrigen Gejellichaftern gemein- 
Ihaftlih zu. Die Ausfchliegung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem auszufchließenden Gejellichafter. 


$. 738. 
Scheidet ein Gejellfchafter aus der Gefellichaft aus, fo 
wächſt jein Antheil am Gejellichaftsvermögen den übrigen 
Gejellichaftern zu. Dieſe find verpflichtet, dem Ausicheiden- 
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den die Gegenftände, die er der Gefjellihaft zur Benutzung 
überlajjen hat, nach Maßgabe des 8. 732 zurüdzugeben, ihn 
bon den gemeinfchaftlichen Schulden zu befreien und ihm 
dazjenige zu zahlen, was er bei der Auseinanderjegung er- 
alten würde, wenn die Gejellichaft zur Zeit feined Aus— 
cheidens aufgelöft worden wäre. Gind gemeinfchaftliche 
Schulden noch nicht fällig, jo können die übrigen Gejell- 
ler dem Ausſcheidenden, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit 
eiften. 

Der Werth des Gejellichaftsvermögens ift, fomweit er- 
forderlich, im Wege der Schäßung zu ermitteln. 


$. 739. 

Reicht der Werth des Gejellichaftsvermögens zur Dedung 
der gemeinfchaftlichen Schulden und der Einlagen nicht aus, 
jo hat der Ausjcheidende. den übrigen Gejellichaftern für den 
Anleihen, nad dem Berhältnifje feines Antheil3 am Berluft 
aufzukommen. 


§. 740. 

Der Ber ar nimmt an dem Gewinn und dem 
Verlufte Theil, welcher fi aus den zur zeit ſeines Aus— 
ſcheidens ſchwebenden Geſchäften ergiebt. Die übrigen Ge— 
ſellſchafter ſind berechtigt, dieſe Geſchäfte ſo zu beendigen, 
wie es ihnen am —— erſcheint. 

Der Ausgeſchiedene kann am Schluſſe jedes Geſchäfts— 
jahrs Rechenſchaft über die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, 
Auszahlung des ihm gebührenden Betrags und Auskunft 
über den Stand der noch ſchwebenden —5 — verlangen. 


Fünfzehnter Titel. 
Gemeinſchaft. 


8. 741. 

Steht ein Recht Mehreren gemeinichaftlich zu, jo finden, 
fofern ſich nicht aus dem Gejeg ein Anderes ergiebt, Die 
Borichriften der 88. 742 bis 758 Anwendung (Oemeinjchaft 
nad) Bruchtheilen). 
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$. 742. 
Am Zmeifel ift anzunehmen, daß den Theilhabern gleiche 
Antheile zuftehen. 
$. 743. 


Jedem Theilhaber gebührt ein feinem Antheil ent- 
Iprechender Bruchtheil der Früchte. 

Jeder Theilhaber tft zum Gebrauche de3 gemeinjchaft- 
lichen Gegenjtande3 injomweit befugt, als nicht der Mit- 
gebrauch der übrigen Theilhaber beeinträchtigt wird. 


8. 744. 


Die Verwaltung des gemeinjchaftlichen Gegenftandes 
jteht den Theilhabern gemeinjchaftlich zu. 

Jeder Theilhaber ift berechtigt, die zur Erhaltung des 
Gegenſtandes te Mafregeln ohne —— 
der anderen Theilhaber zu treffen; er kann verlangen, daß 
dieſe ihre Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im voraus 
ertheilen. 

$. 745. 


Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beſchaffenheit 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes entſprechende ordnungs— 
mäßige Verwaltung und Benutzung beſchloſſen werden. Die 
Stimmenmehrheit iſt nach der Größe der Antheile zu be— 


rechnen. 

° Jeder Theilhaber kann, jofern nicht die Verwaltung und 
Benugung durch Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeichluß 
eregelt ift, eine dem Intereſſe aller Theilhaber nach billigem 
—— entſprechende Verwaltung und Benutzung verlangen. 

Eine weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann 
nicht beſchloſſen oder verlangt werden. Das Recht des ein— 
zelnen Theilhabers auf einen ſeinem Antheil entſprechenden 
Bruchtheil der Nutzungen kann nicht ohne ſeine Zuſtimmung 
beeinträchtigt werden. 

F. 746. 

Haben die Theilhaber die Verwaltung und Benutzung 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes geregelt, ſo wirkt die 
getroffene Beſtimmung auch für und gegen die Sonder— 
nachfolger. 
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8. 747. 
Jeder Theilhaber kann über feinen Antheil verfügen. 
Ueber den gemeinjchaftlichen Gegenftand im Ganzen können 
die Theilhaber nur gemeinschaftlich verfügen. 


S. 748. 


Seder Theilhaber ift den anderen Theilhabern gegenüber 
verpflichtet, die Laſten des gemeinschaftlichen Gegenftandes 
jowie die Koften der Erhaltung, der Verwaltung und einer 
gemeinjchaftlihen Benutzung nad dem Verhältniſſe feines 
Antheil3 zu tragen. 

$. 749. 


Seder Theilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Ge- 
meinfchaft verlangen. 

Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch 
Vereinbarung für immer oder auf Zeit ausgejchlofen, fo 
kann die Aufhebung gleichwohl verlangt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Unter der gleichen Vorausjeßung 
fan, wenn eine Kündigungsfrift beftimmt wird, die Auf- 
hebung ohne ——— der Friſt verlangt werden. 

Eine Vereinbarung, durch welche das Recht, die Auf— 
hebung zu verlangen, dieſen Vorſchriften zuwider aus— 
geſchloſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig. 


$. 750. 


Haben die Theilhaber das Recht, die Aufhebung der 
Gemeinjhaft zu verlangen, auf Zeit ausgeſchloſſen, fo tritt 
die Vereinbarung im Zweifel mit dem Tode eines Theil- 
haber3 außer Kraft. 

8. 751. 

Haben die Theilhaber das Necht, die Aufhebung ber 
Gemeinjhaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit aus— 
geichloffen oder eine Kündigungsfrift beftimmt, fo wirkt die 
Vereinbarung auch für und gegen die Sondernachfolger. 
Hat ein Gläubiger die Pfändung des Antheil3 eines Theil- 
habers erwirft, jo kann er ohne Rückſicht auf die Verein- 
barung die Aufhebung der Gemeinjchaft verlangen, fofern 
der Schuldtitel nicht blos vorläufig vollfiredbar if 
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8. 752. 

Die Aufhebung der Gemeinjchaft erfolgt durch Theilung 
in Natur, wenn der gemeinjchaftliche Gegenftand oder, falls 
mehrere Gegenjtände gemeinjchaftlich find, dieje fich ohne 
Verminderung des Werihes in gleichartige, den Antheilen 
der Theilhaber entjprechende Theile zerlegen laſſen. Die 
Bertheilung gleicher Theile unter die Theilhaber gejchieht 
durch das Loos. 


§. 753. 
Iſt die Theilung in Natur ausgeſchloſſen, ſo erfolgt die 
Aufhebung der Gemeinſchaft durch Verkauf des a FR 
lichen Gegenftandes nach den Vorfchriften über den Pfand- 
verfauf, bei Grundftüden durch Zwangsverſteigerung, und 
durch Theilung des Erlöfes. Iſt die Veräußerung an einen 
Dritten unftatthaft, jo ift der Gegenftand unter den Theil» 
habern zu verfteigern. 

Hat der Verſuch, den Gegenftand zu verfaufen, feinen 
Erfolg, jo Tann jeder Theilhaber die Wiederholung verlangen; 
er hat jedoch die Koften zu tragen, wenn der wiederholte 
Verſuch mißlingt. 

§. 754. 


Der Verkauf einer gemeinjchaftlichen Forderung ift nur 
zuläflig, wenn fie noch nicht eingezogen werden Tann. 
die gg möglih, jo kann jeder Theilhaber gemein- 
ichaftliche Einziehung verlangen. 


8. 755. 

Haften die Theilhaber als Gejammtjchuldner für eine 
Berbindlichfeit, die fie in Gemäßheit des $. 748 nach dem 
Verhältniß ihrer Antheile zu erfüllen haben oder die fie zum 
Bmede der Erfüllung einer folchen Verbindlichkeit eingegangen 
find, jo kann jeder Theilhaber bei der Aufhebung der Ge- 
meinichaft verlangen, daß die Schuld aus dem gemeinjchaft- 
lichen Gegenjtande berichtigt wird. 

Der Anſpruch kann aud) gegen die Sondernachfolger 
geltend gemacht werden. 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verlauf des 
——— Gegenſtandes erforderlich iſt, hat der Ver— 
fauf nach 8. 753 zu erfolgen. 
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$. 756. 

Hat ein Theilhaber gegen einen anderen Theilhaber eine 
Forderung, die ſich auf die Gemeinjchaft gründet, jo kann 
er bei der Aufhebung der Gemeinschaft die Berichtigung feiner 
Forderung aus dem auf den Schuldner entfallenden Theile 
des gemeinjchaftlichen Gegenftandes verlangen. Die Bor- 
ichriften des 8. 755 Abi. 2, 3 finden Anwendung. 


8. 757. 

Wird bei der Aufhebung der Gemeinjchaft ein gemein- 
Ihaftliher Gegenftand einem der Theilhaber zugetheilt, jo 
hat wegen eines Mangel3 im Rechte oder wegen eines Mangels 
der Sache jeder der übrigen Theilhaber zu jeinem Antheil 
in gleicher Weiſe wie ein Verfäufer Gewähr zu leiften. 


8. 758. 


Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinjchaft unter- 
liegt nicht der Verjährung. 


Schzehnter Titel. 
Ceibrente. 
g. 759. 


Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet iſt, hat 
die Rente im Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers 
zu entrichten. 

Der für die Rente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der 
Jahresbetrag der Rente. 


§. 760. 


Die Leibrente iſt im voraus zu entrichten. 

Eine Geldrente iſt für drei Monate vorauszuzahlen; 
bei einer anderen Rente bejtimmt, fich der Zeitabjchnitt, für 
den fie im voraus zu entrichten ift, nach der Beichaffenheit 
und dem Zwecke der Rente. 

Hat der Gläubiger den Beginn de3 Zeitabjchnitt3 er- 
lebt, für den die Rente im voraus zu entrichten iſt, jo ge- 
bührt ihm der volle auf den Beitabjchnitt entfallende Betrag. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 12 
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$. 761. 


Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente 
verſprochen wird, ift, ſoweit nicht eine andere Form vor- 
Br ift, Schriftliche Ertheilung de3 Verſprechens er- 
orderlich. 


Siebzehnter Titel. 
Spiel. Wette. 


$. 762. 


Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlichkeit 
nicht begründet. Das auf Grund des Spieles oder der 
Wette Geleiftete kann nicht deshalb zurüdgefordert werden, 
weil eine Verbindlichkeit nicht beftanden hat. 

Dieje Vorjchriften gelten auch für eine Vereinbarung, 
durch die der verlierende Theil zum Zwecke der Erfüllung 
einer Spiel- oder einer Wettichuld dem gemwinnenden Theile 
egenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein 

huldanerfenntniß. 


$. 763. 


Ein Lotterievertrag oder ein eg een ift ver— 
bindlih, wenn die Lotterie oder die Ausfpielung ftaatlich 
enehmigt ift. Anderenfalls finden die Borjchriften des 
. 762 Anwendung. 


$. 764. 


Wird ein auf Lieferung von Waaren oder Werthpapieren 
fautender Vertrag in der Abficht gejchloffen, daß der Unter- 
ichied zwifchen dem vereinbarten Preife und dem Börjen- 
oder Marktpreife der Lieferungszeit von dem verlierenden 
Theile an den gewinnenden gezahlt werden joll, jo ift der 
Vertrag als Spiel anzujehen. Died gilt auch dann, wenn 
nur die Abſicht des einen Theiled auf die Zahlung des 
Unterſchieds gerichtet ift, der andere Theil aber diefe Abficht 
fennt oder fennen muß. 
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Achtzehnter Titel. 


Buürgſchaft. 
$. 765. 

Durch den Bürgichaftsvertrag verpflichtet fi) der Bürge 
gegenüber dem Gläubiger eines Dritten, für die Erfüllung 
der Verbindlichkeit des Dritten einzuftehen. 

Die Bürgichaft kann auch für eine Fünftige oder eine 
bedingte Verbindlichkeit übernommen werden. 


S. 766. 

Zur Gültigkeit de3 Bürgſchaftsvertrags ift jchriftliche 
Ertheilung der Bürgfchaftserflärung erforderlih. Soweit 
der Bürge die —— — erfüllt, wird der Mangel 
der Form geheilt. 

§. 767. 

Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Be— 
ſtand der Hauptverbindlichkeit maßgebend. Dies gilt ins— 
beſondere auch, wenn die Hauptverbindlichkeit durch Ver— 
ſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners geändert wird. 
Durch ein Rechtsgeſchäft, das der Hauptſchuldner nach der 
Uebernahme der Bürgſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung 
des Bürgen nicht erweitert. 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem 
Hauptſchuldner zu erſetzenden Koſten der Kündigung und der 
Rechtsverfolgung. 

.768. 


Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner — 
Einreden geltend machen. Stirbt der Hauptſchuldner, ſo 
kann ſich der Bürge nicht darauf berufen, daß der Erbe für 
die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet. 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, daß der 
Hauptſchuldner auf ſie verzichtet. 


8. 769. 

Verbürgen ſich Mehrere für diejelbe Verbindlichkeit, jo 
haften fie als Geſammtſchuldner, auch wenn fie die Bürg- 
haft nicht gemeinschaftlich übernehmen. 

12° 
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S. 770. 


Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers ver- 
tweigern, folange dem Hauptichuldner das Recht zufteht, das 
—* Verbindlichkeit zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft an— 
zufechten. 

Die gleiche Befugniß hat der Bürge, ſolange ſich der 
Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung 
des Hauptſchuldners befriedigen kann. 


S. 771. 


Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigerd ver- 
weigern, jolange nicht der Gläubiger eine Bmangsvollftrefung 
gegen den Hauptjchuldner ohne Erfolg verjucht Hat (Einrede 
der Vorausklage). 

$. 772. 

Beiteht die Bürgichaft für eine re jo muß 
die en agree Be die beweglichen Sachen des Haupt- 
Ihuldners an jeinem Wohnfig und, wenn der Hauptjchuldner 
an einem anderen Orte eine gewerbliche Niederlaffung Hat, 
auch an diefem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes und 
einer gewerblichen Niederlafjung an feinem Aufenthalt3orte 
verjucht werden. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecdht oder ein Zurüd- 
behaltungsreht an einer beweglichen Sache des Haupt- 
ſchuldners zu, jo muß er auch aus diefer Sache Befriedigung 
juhen. Steht dem Gläubiger ein ſolches Recht an der 
Sache auch für eine andere en zu, jo gilt dies nur, 


wenn beide Forderungen durch den Werth der Sache gebedt 
werden. 
g. 773. 


Die Einrede der Vorausklage iſt ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere 
wenn er ſich als Selbſtſchuldner verbürgt hat; 

2. wenn die Nechtöverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
in Folge einer nach der Uebernahme der Bürgſchafi 
eingetretenen Wenderung des Wohnſitzes, der gemwerb- 
lichen Niederlaffung oder des Aufenthalt3ort3 des Haupt- 
ſchuldners wejentlich erjchwert ift; 
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3. wenn über das Vermögen des Hauptichuldnerd der 
Konkurs eröffnet ift; 

4. wenn anzunehmen ift, daß die Zwangsvollſtreckung in 
das Vermögen de3 Hauptijchuldners nicht zur Befriedigung 
des Gläubigers führen mwird. 

In den Fällen der Nr. 3, 4 ift die Einrede inſoweit 
zuläiig, al3 fich der Gläubiger aus einer beweglichen Sacht 
e3 Hauptichuldners befriedigen Tann, an der er ein Pfand- 
recht oder ein Zurücdbehaltungsrecht hat; die Vorjchrift des 
8. 772 Abi. 2 Saß 2 findet Anwendung. 


$. 714. 


Soweit der Bürge den —— befriedigt, geht die 
Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner auf 
ihn über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des 
Gläubigers geltend gemacht werden. Einwendungen des 
Hauptſchuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Bürgen 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe bleiben unberührt. 

Mitbürgen haften einander nur nach 8. 426. 


$. 775. 

Hat fich der Bürge im Auftrage des Hauptichuldners 
verbürgt oder ftehen ıhm nad) den Borjchriften über die 
Seihäftsführung ohne Auftrag wegen der Uebernahme der 
Bürgichaft die Rechte eines Beauftragten gegen den Haupt- 
ſchuldner zu, jo kann er von dieſem Befreiung von der Bürg- 
ſchaft verlangen: 

1. wenn * die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners 
weſentlich verſchlechtert haben; 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
in Folge einer nach der Uebernahme der Bürgſchaft 
eingetretenen Aenderung des Wohnſitzes, der gewerb— 
lichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des Haupt- 
ſchuldners weſentlich erſchwert iſt; 

3. wenn der Hauptſchuldner mit der Erfüllung ſeiner Ver— 
bindlichkeit im Verzug iſt; 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollſtreck— 
bare3 Urtheil auf Erfüllung erwirkt Hat. 
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Iſt die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, jo kann 
der Hauptſchuldner dem Bürgen, ftatt ihn zu befreien, Sicher- 
heit leiſten. 


$. 776. 


Giebt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes 
Vorzugsrecht, eine für fie bejtehende Hypothek, ein für fie 
beftehendes Pfandrecht oder das Recht gegen einen Mitbürgen 
auf, jo wird der Bürge injoweit frei, als er aus dem auf» 
gegebenen Rechte nach $. 774 hätte Erja erlangen können. 
Dies gilt auch dann, wenn das aufgegebene Recht erjt nad) 
der Uebernahme der Bürgfchaft entftanden ift. 


$. 777. 


Hat fich der 0 für eine beftehende Verbindlichkeit 
auf beftimmte Zeit verbürgt, jo wird er nach dem Ablaufe 
der beftimmten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger die Ein- 
ziehung der Forderung unverzüglich nad) Maßgabe des 8. 772 
betreibt, das Verfahren ohne mwejentliche Verzögerung fortjebt 
und unverzüglich nad) der Beendigung des Verfahrens dem 
Bürgen anzeigt, daß er ihn in Antpruch nehme. Gteht dem 
Bürgen die Einrede der Vorausklage nicht zu, jo wird er 
nach dem Ablaufe der beftimmten Zeit frei, wenn nicht der 
Gläubiger ihm unverzüglich diefe Anzeige macht. 

Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, jo bejchränft fich Die 
Haftung des Bürgen im alle des Abi. 1 Sab 1 auf den 
Umfang, den die Hauptverbindlichkeit zur Zeit der Beendigung 
des Verfahrens Hat, im Falle des Abſ. 1 Sab 2 auf den 
Umfang, den die Hauptverbindlichfeit bei dem Ablaufe der 
beftimmten Zeit hat. 


$. 778. 


Mer einen Anderen beauftragt, im eigenen Namen und 
auf eigene Rechnung einem Dritten Kredit zu geben, haftet 
dem Beauftragten für die aus der Freditgewährung ent- 
ftehende Verbindlichkeit de3 Dritten als Bürge. 
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Neunzehnter Titel. 
Vergleich. 


g. 779. 

Ein Vertrag, durch den der Streit oder die Ungewißheit 
der Parteien über ein Rechtsverhältniß im Wege gegenſeitigen 
Nachgebens beſeitigt wird (Vergleich), iſt unwirkſam, wenn 
der nach dem Inhalte des Vertrags als ———— zu Grunde 
gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht und der 
Streit oder die Ungewißheit bei Kenntniß der Sachlage nicht 
entſtanden ſein würde. 

Der Ungewißheit über ein Rechtsverhältniß ſteht es 
gleich, wenn die Verwirklichung eines Anſpruchs unſicher iſt. 


Bwanzigiter Titel. 
Schuldverſprechen. Schuldanerkenntnif. 


S. 780. 

Bur Gültigkeit eined Vertrags, durch den eine Leiftung 
in der Weije verfprochen wird, daß das Verſprechen die Ber- 
pflichtung jelbftändig begründen joll rien it dd iſt, 
ſoweit nicht eine andere Form vorgeſchrieben iſt, ſchriftliche 
Ertheilung des Verſprechens erforderlich. 


$. 781. 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Beftehen 
eines Schuldverhäftniffes anerkannt wird (Schuldanerfenntniß), 
ift ſchriftliche Ertheilung der Anerfennungserflärung erforder- 
Ih. Iſt für die Begründung des Schuldverhältnijjes, deſſen 
Beftehen anerlannt wird, eine andere Form vorgejchrieben, 
jo bedarf der Anerfennungsvertrag diejer Form. 


8. 782. 

Wird ein Schuldverfprechen oder ein Schuldanerfenntnig 
auf Grund einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs 
ertheilt, jo ift die Beobachtung der in den 88. 780, 781 vor- 
gejchriebenen jchriftlichen Form nicht erforderlich. 
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Einundzwanzigfter Titel. 
Anweifung. 
8. 733. 

Händigt Jemand eine Urkunde, in der er einen Anderen 
anweift, Geld, Werthpapiere oder andere vertretbare Sachen 
an einen Dritten zu leiften, dem Dritten aus, jo iſt diejer 
ermächtigt, die Leiftung bei dem Angewieſenen im eigenen 
Namen zu erheben; der Angewieſene ift ermächtigt, für 
Rechnung des Anmeifenden an den Anmweilungsempfänger 
zu leiften. 

§. 784. 


Nimmt der Ungemwiejene die Anweifung an, jo ift er 
dem Anweifungsempfänger gegenüber zur Leiftung verpflichtet ; 
er fann ihm nur folche Einwendungen entgegenjegen, welche 
die Gültigkeit der Annahme betreffen oder N aus dem In— 
halte der Anmeifung oder dem Inhalte der Annahme ergeben 
oder dem Angemwiejenen unmittelbar gegen den Anweiſungs— 
empfänger zuftehen. 

Die Annahme erfolgt durch einen jchriftlichen Vermerk 
auf der Anmeifung. ft der Vermerk auf die Anmeifung 
vor der Aushändigung an den Anweiſungsempfänger gejeßt 
worden, fo wird die Annahme diefem gegenüber erjt mit der 
Aushändigung wirkjam. 

$. 785. 

Der Angewieſene ift nur gegen Aushändigung der An- 

weiſung zur Leiſtung verpflichtet. 
S. 786. 


Der Anſpruch des Anweiſungsempfängers gegen ben 
Ungemwiejenen aus der Annahme verjährt in drei Jahren. 


§. 787. 
Sm Falle einer Anmweifung auf Schuld wird der An- 
a durch die Leiftung in deren Höhe von der Schuld 
efreit. 
ur Annahme der Anweifung oder zur Leiftung an den 
Anweiſungsempfänger ift der Angewiejene dem Anmweijenden 
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gegenüber nicht ſchon deshalb verpflichtet, weil er Schuldner 
des Anmeijenden ift. 
8. 738. 


Ertheilt der Anmeijende die Anmweijung zu dem Zwecke, 
um feinerjeit3 eine Leiftung an den Anmweifungsempfänger zu 
bewirfen, jo mwird die Seiftung, auch wenn der en. 
die Anweifung annimmt, erjt mit der Leiftung des Angewie— 
jenen an den Anmweifungsempfänger bewirkt. 


8. 39. 

Vermeigert der Angewieſene vor dem Eintritte der 
Leiftungdzeit die Annahme der Anweiſung oder verweigert 
er die Leiftung, jo Hat der Anmweifungsempfänger dem An— 
meijenden unverzüglih Anzeige zu machen. Das Gleiche 
gilt, wenn der Anmeifungsempfänger die Anweiſung nicht 
geltend machen kann oder mill. 


$. 790. 


Der Anweijende Tann die ——— dem Angewieſenen 
egenüber widerrufen, ſolange nicht der Angewieſene ſie dem 
nweiſungsempfänger gegenüber angenommen oder die Leiſtung 

bewirtt hat. Dies gilt auch dann, wenn der Anmeijende 

durch den Widerruf einer ihm gegen den Anweiſungsempfänger 
obliegenden Verpflichtung zumiderhandelt. 


$. 791. 


Die Anweiſung erlifcht nicht durch den Tod oder den 
Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit eines der Betheiligten. 


$. 792. 


Der Anmweifungsempfänger kann die Anmweifung durch 
Vertrag mit einem Dritten auf diejen übertragen, aud) wenn 
fie noch nicht angenommen worden ift. Die Uebertragungs- 
erflärung bedarf der fchriftlichen Form. Zur Uebertragung 
ift die Aushändigung der Anweiſung an den Dritten er— 
forderlic). 

Der Anweiſende kann die Webertragung ausfchließen. 
Die Ausſchließung ift dem Angemwiejenen gegenüber nur wirk— 
fam, wenn fie aus der Anweiſung zu entnehmen ift oder 
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wenn fie von dem Anweiſenden dem Angewieſenen mitgetheilt 
en. bevor diejer die Anmweijung annimmt oder die Leiftung 
ewirkt. 

Nimmt der Angewieſene die Anweiſung dem Erwerber 
gegenüber an, ſo kann er aus einem zwiſchen ihm und dem 
Anweiſungsempfänger beſtehenden Rechtsverhältniß Ein— 
wendungen nicht herleiten. Im Uebrigen finden auf die 
Uebertragung der Anweiſung die für die Abtretung einer 
Forderung geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


Z8weiundzwanzigſter Titel. 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 


g. 793. 


Hat Jemand eine Urkunde ausgeſtellt, in der er dem 
Inhaber der Urkunde eine Leiſtung verſpricht (Schuldver- 
ſchreibung auf den Inhaber), ſo kann der Inhaber von ihm 
die Leiſtung nach Maßgabe des Verſprechens verlangen, es 
ſei denn, daß er zur Verfügung über die Urkunde nicht be— 
rechtigt iſt. Der Ausſteller wird jedoch auch durch die 
re an einen nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber 
befreit. 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung Tann durch eine in 
die Urkunde — Beſtimmung von der Beobachtung 
einer beſonderen Form abhängig gemacht werden. — 
Unterzeichnung genügt eine im Wege der mechaniſchen Ver— 
vielfältigung Dergefteifte Namendunterjchrift. 


$. 794. 


Der Ausfteler wird aus einer Schuldverjchreibung auf 
den Inhaber auch dann verpflichtet, wenn fie ihm geftohlen 
worden oder verloren gegangen oder mwenn fie jonft ohne 
feinen Willen in den Verkehr gelangt ift. 

Auf die Wirkjamfeit einer Schuldverjchreibung auf den 
Snhaber ift es ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben 
wird, nachdem der Ausfteller geftorben oder gejchäftsunfähig 
geworden ift. 
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$. 79. 

Im Inland ausgeftellte Schuldverjchreibungen auf den 
——— in denen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
verſprochen wird, dürfen nur mit ſtaatlicher Genehmigung 
in den Verkehr gebracht werden. 

Die Genehmigung wird durch die Zentralbehörde des 
Bundesſtaats ertheilt, in deſſen Gebiete der Ausſteller ſeinen 
Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat. Die Er— 
theilung der Prag HN und die Beitimmungen, unter 
denen jie erfolgt, jollen durch den Deutjchen Reichsanzeiger 
befannt gemacht werden. 

Eine ohne ftaatlihe Genehmigung in den Verkehr ge- 
langte Schuldverjchreibung ift nichtig; der Aussteller Hat dem 
Inte den durch die Ausgabe verurjachten Schaden zu 
erjegen. 

Wiſe Vorſchriften finden Feine Anwendung auf Schuld- 
verjchreibungen, die von dem Reiche oder einem Bundesitaat 
ausgegeben werden. 


$. 796. 

Der Ausfteller Tann dem Inhaber der Schuldverjchrei- 
bung nur folhe Einwendungen entgegenjegen, welche die 
Gültigkeit der Ausftellung betreffen oder fich aus der Ur- 
funde ergeben oder dem Ausſteller unmittelbar gegen den 


Inhaber zuftehen. 
797 


S. “ 

Der Ausfteller ift nur gegen Aushändigung der Schuld- 
verfchreibung zur Leitung verpflichtet. Mit der Aushändi- 
gung erwirbt er das Eigenthum an der Urkunde, auch wenn 
der Inhaber zur Verfügung über fie nicht berechtigt iſt. 

S. 798. 

Sft eine Schuldverjchreibung auf den Inhaber in Folge 
einer Beichädigung oder einer VBerunftaltung zum Umlaufe 
nicht mehr geeignet, jo kann der Inhaber, — ihr weſent⸗ 
licher Inhalt und ihre Unterſcheidungsmerkmale noch mit 
Sicherheit erkennbar ſind, von dem Ausſteller die Ertheilung 
einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber gegen Aus— 
ek der beichädigten oder verunftalteten verlangen. Die 

ofterr hat er zu tragen und vorzuſchießen. 
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$. 799. 


Eine abhanden gefommene oder vernichtete Schuldver- 
ichreibung auf den Inhaber kann, wenn nicht in der Urkunde 
das Gegentheil bejtimmt ift, im Wege des Aufgebotsver- 
fahrens für Fraftlos erklärt werden. Ausgenommen find 
Zins⸗, Renten- und Gemwinnantheilicheine ſowie die auf Sicht 
zahlbaren unverzinslichen Schuldverjchreibungen. 

Der Ausfteller ift verpflichtet, dem bisherigen Inhaber 
auf Verlangen die zur Ermirfung des Aufgebot3 oder der 
Zahlungsſperre erforderliche Auskunft zu ertheilen und die 
erforderlihen Zeugniffe auszuftellen. Die Koften der Beug- 
nijje Hat der bisherige Inhaber zu tragen und vorzufchießen. 


5. 800. 

Iſt eine Schuldverjchreibung auf den Inhaber für Fraft- 
[03 erklärt, fo kann derjenige, welcher das Ausjchlußurtheil 
erwirkt hat, von dem Ausſteller, unbejchadet der Befugniß, 
den Anfpruch aus der Urkunde geltend zu machen, die Er- 
theilung einer neuen Schuldverjchreibung auf den Inhaber 
an Stelle der für fraftlo8 erflärten verlangen. Die Koften 
hat er zu tragen und vorzuſchießen. 


g. 801. 


Der — aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber erliſcht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nach 
dem Eintritte der für die Leiſtung beſtimmten Zeit, wenn 
nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre dem 
Ausſteller zur Einlöſung vorgelegt wird. Erfolgt die Vor— 
legung, jo verjährt der Anſpruch in zwei Jahren von dem 
Ende der Vorlegungsfriſt an. Der Borlegung fteht Die 
ar Geltendmachung des Anſpruchs aus der Urkunde 
Teich. 
i Bei Zind-, Nenten- und Gemwinnantheiljcheinen beträgt 
die Vorlegungsfrift vier Jahre. Die Frift beginnt mit dem 
Schluſſe de3 Jahres, in welchem die für die Leiſtung be- 
ftimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der VBorlegungzfrift können 
von dem Ausfteller in der Urkunde anders bejtimmt werden. 
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$. 802. 


Der Beginn und der Lauf der Borlegungzfrift ſowie 
der Verjährung werden durch die Zahlungsiperre zu Gunften 
de3 Antragfteller8 gehemmt. Die Hemmung beginnt mit der 
Stellung des Antrags auf Bahlungsfperre; jie endigt mit der 
Erledigung de3 Aufgebotsverfahrens und, fall3 die Zahlungs- 
iperre vor der — des Verfahrens verfügt worden 
iſt, auch dann, wenn ſeit der Beſeitigung des der Einleitung 
entgegenſtehenden ——— ſechs Monate verſtrichen ſind 
und nicht vorher die Einleitung beantragt worden iſt. Auf 
dieſe Friſt finden die Vorſchriften der 88. 203, 206, 207 ent- 
iprechende Anwendung. 


$. 808. 


Werden für eine Schuldverjchreibung auf den Inhaber 
Binsjcheine ausgegeben, jo bleiben die Scheine, fofern fie 
nicht eine gegentheilige Beftimmung enthalten, in Kraft, aud) 
wenn die Hauptforderung erlifcht oder die Verpflichtung zur 
Berzinjung —— oder geändert wird. 

Werden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Haupt— 
ſchuldverſchreibung nicht zurückgegeben, ſo iſt der Ausſteller 
berechtigt, den Betrag zurückzubehalten, den er nad) Abſ. 1 
für die Scheine zu zahlen verpflichtet ift. 


$. 804. 


Sit ein Zind-, Renten» oder Gewinnantheilichein ab- 
handen gefonımen oder vernichtet und hat der bisherige Inhaber 
den Berluft dem Ausſteller vor dem Ablaufe der Vorlegungs— 
frift angezeigt, jo fann der bisherige Inhaber nach dem Ab— 
laufe der Frift die Leiftung von dem Ausfteller verlangen. 
Der Anſpruch ift ausgejchloffen, wenn der abhanden ge- 
fommene Schein dem lg SR zur Einlöfung vorgelegt oder 
der Anſpruch aus dem — gerichtlich geltend gemacht 
worden iſt, es ſei denn, daß die Vorlegung oder die ge— 
richtliche Geltendmachung nach dem Ablaufe der Friſt erfolgt 
iſt. Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. 

In dem BZind-, Renten- oder Gemwinnantheiljcheine kann 
ber im Ab. 1 beſtimmte Anſpruch ausgejchloffen werden. 
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$. 805. 


Neue Zind- oder Nentenfcheine für eine Schuldver- 
ichreibung auf den Inhaber dürfen an den Inhaber der zum 
Empfange der Scheine ermächtigenden Urfunde (Erneuerungs- 
jchein) nicht ausgegeben werden, wenn der Inhaber der 
Schuldverjchreibung der Ausgabe miderjprodhen Hat. Die 
Scheine find in diefem Falle dem Inhaber der Schuldver- 
DL auszuhändigen, wenn er die Schuldverjchreibung 
borlegt. 


$. 806. 


Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden 
Schuldverjchreibung auf den Namen eines bejtimmten Be- 
rechtigten kann nur durch den Ausfteller erfolgen. Der Aus— 
fteller ift zur Umſchreibung nicht verpflichtet. 


S. 807. 


Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, in 
denen ein Gläubiger nicht bezeichnet ift, von dem. Auzfteller 
unter Umftänden ausgegeben, aus welchen fich ergiebt, daß 
er dem er zu einer Leiftung verpflichtet fein mill, jo 
finden die Vorjchriften des 8. 793 Abſ. 1 und der 88. 794, 
796, 797 entiprechende Anwendung. 


$. 808. 


Wird eine Urfunde, in welcher der Gläubiger benannt 
ift, mit der Beſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde 
veriprochene Leiftung an jeden Inhaber bewirkt werden 
fann, jo wird der Schuldner durch die Leiftung an den In— 
haber der Urkunde befreit. Der Inhaber iſt nicht berechtigt, 
die Leiftung zu verlangen. | 

Der Schuldner ift nur gegen Aushändigung der Urkunde 
zur Leiſtung verpflichtet. ft die Urkunde abhanden ge— 
kommen oder vernichtet, fo kann fie, wenn nicht ein Anderes 
beftimmt it, int Wege des Aufgebotsverfahrens für Fraftlos 
erflärt werden. Die im 8. 802 für die Verjährung gegebenen 
Vorfchriften finden Anwendung. 
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Dreiundzwanzigſter Titel. 
Vorlegung von Sachen. 


$. 809. 


Wer gegen den Befißer einer Sache einen Anſpruch in 
Anſehung der Sache hat oder fich Gemwißheit verjchaffen will, 
ob ihm ein foldher Anjpruch zufteht, kann, wenn die Be- 
fihtigung der Sache aus diefem Grunde für » bon Inter⸗ 
ejje ift, verlangen, daß der Beſitzer ihm die Sache zur Be- 
fihtigung vorlegt oder die Bejichtigung geftattet. 


$. 810. 


Wer ein rechtliche Intereſſe daran Hat, eine in fremden 
Beſitze befindliche Urkunde einzufehen, fann von dem Befiter 
die Gejtattung der Einficht verlangen, wenn die Urkunde in 
feinem Intereſſe errichtet oder in der Urkunde ein zwijchen 
ihm und einem Anderen beftehendes Rechtsverhältniß be- 
urfundet ift oder wenn die Urkunde Verhandlungen über ein 
Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und einem Anderen 
oder zwijchen einem bon beiden und einem gemeinfchaftlichen 
Vermittler gepflogen worden find. 


$. 811. 


Die Vorlegung Hat in den Fällen der 88. 809, 810 an 
dem Orte zu en an welchem ſich die vorzulegende 
Sadje befindet. Jeder Theil kann die Vorlegung an einem 
anderen Orte verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Die Gefahr und die Koften hat derjenige zu tragen, 
welcher die VBorlegung verlangt. Der Beliger kann die Vor- 
fegung verweigern, bis ihm der andere Theil die Koften 
vorjchießt und wegen der Gefahr Sicherheit Teiftet. 


Bierundzmwanzigfter Titel. 


Ungerectfertigte Bereicherung. 


S. 812. 


Wer durch die Leiflung eines Anderen oder in fonftiger 
Weile auf defjen Koften etwas ohne rechtlichen Grund cr- 
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langt, ift ihm zur Herausgabe verpflichtet. Dieſe Ver— 
pjlichtung befteht auch dann, wenn der rechtliche Grund fpäter 
twegfällt oder der mit einer Leiftung nach dem Inhalte des 
Nechtögeichäfts bezwedte Erfolg nicht eintritt. 

Als Leiftung gilt auch die durch Vertrag erfolgte An- 
erfennung des Beftehend oder des MNichtbeftehend eines 
Schulöverhältnifies. 

$. 813. 


Da3 zum Zwecke der -Erfüllung einer Verbindlichkeit 
Geleiftete fan auch dann zurüdgefordert werden, wenn dem 
Anſpruch eine Einrede entgegenftand, durch welche die Geltend- 
madung de3 Anſpruchs dauernd ausgejchloffen wurde. Die 
Vorſchrift des $. 222 Abſ. 2 bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, jo ift 
die Rüdforderung ausgejchloffen; die Erftattung von Zwiſchen— 
zinjen fann nicht verlangt werden. 


$. 814. 


Da3 zum Zwecke der Erfüllung einer Werbindlichfeit 
Seleiftete kann nicht zurüdgefordert Mverden, wenn der 
Leiftende gewußt hat, daß er zur Leiftung nicht verpflichtet 
war, oder wenn die Leiftung einer fittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entſprach. 


$. 815. 


Die Nüdforderung wegen Nichteintritt3 des mit einer 
Leiftung bezmwecten Erfolges ift ausgejchloffen, wenn der 
Eintritt ded Erfolge® von Anfang an unmöglid war und 
der Leiftende dies gewußt hat oder wenn der Leijtende den 
Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert hat. 


8. 816. 

Trifft ein Nichtberechtigter über einen Gegenftand eine 
Verfügung, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam ift, fo 
ift er dem Berechtigten zur Herausgabe de3 durch die Ver- 
fügung Erfangten verpflichtet. Erfolgt die Verfügung un- 
entgeltlih, jo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, 
welcher auf Grund der Verfügung unmittelbar einen recht— 
lien Bortheil erlangt. 
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Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt, 
die dem —— egenüber wirkſam iſt, ſo iſt * Nicht⸗ 
berechtigte dem Berechtigten zur Herausgabe des Geleiſteten 
verpflichtet. 

§. 817. 

War der Zweck einer Leiſtung in der Art beſtimmt, daß 
der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches 
Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen hat, ſo iſt 
der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rück— 
forderung iſt ausgeſchloſſen, wenn dem Leiſtenden gleichfalls 
ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, es ſei denn, daß die Leiſtung 
in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand; das zur Er— 
füllung einer ſolchen Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht 
zurückgefordert werden. 

g. 818. 


Die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt ſich auf die 
gezogenen Nutzungen *— auf dasjenige, was der Empfänger 
auf Grund eines erlangten Rechtes oder als Erſatz die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung des erlangten 
Gegenſtandes erwirbt. 

ſt die Herausgabe wegen der Beſchaffenheit des Er— 
langten nicht möglich oder ıft der Empfänger aus einem 
anderen Grunde zur Herausgabe außer Stande, jo hat er 
den Werth zu erjegen. 

"Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze 
des Werthes ift ausgejchloffen, joweit der Empfänger nicht 
mehr bereichert ift. 

Bon dem Eintritte der Rechtshängigkeit an haftet der 
Empfänger nad) den allgemeinen Vorſchriften. 


$. 819. 


Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grun- 
des bei dem Empfang oder erfährt er ihn fpäter, jo ift er 
bon dem Empfang oder der Erlangung der Kenntniß an zur 
Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anfpruch auf Heraus- 
gabe zu diefer Zeit rechtshängig geworden märe. 

Berftößt der Empfänger Dich die Annahme der Leiftung 
gegen ein gefegliche® Verbot oder gegen die guten Gitten, 
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fo 5 er von dem Empfange der Leiftung an in ber gleichen 
Weile verpflichtet. 
§. 820. 

War mit der Leiftung ein Erfolg bezwedt, defjen Ein- 
tritt nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts al3 ungewiß an- 
gejehen wurde, fo ift der Empfänger, fall3 der Erfolg nicht 
eintritt, zur Herausgabe jo verpflichtet, wie wenn der An- 
ſpruch auf Herausgabe zur de3 Empfanges rechtshängig 
geworden wäre. Das Gleiche gilt, wenn die Leiftung aus 
einem Wechtögrunde, dejjen Wegfall nad; dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts al3 möglich danken wurde, erfolgt ift und 
der Rechtsgrund mwegfällt. 

Binfen Hat der Empfänger erft von dem Zeitpunft an 
zu entrichten, in welchem er erfährt, daß der Erfolg nicht 
eingetreten oder daß der Rechtögrund weggefallen ift; zur 
Herausgabe von Nußungen ift er injomweit nicht verpflichtet, 
al3 er zu diejer Zeit nicht mehr bereichert ift. 


$. 821. 


Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, 
fann die Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch 
auf Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt ift. 


$. 822. 

Wendet der Tan da3 Erlangte unentgeltlich einem 
Dritten zu, fo ift, joweit in Folge defjen die Verpflichtung 
des Empfänger® zur Herausgabe der Bereicherung aus— 
geichloffen ift, der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, wie 
wenn er die Zumendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen 
Grund erhalten hätte. 


Fünfundzwanzigſter Titel, 
Unerlaubte Handlungen. 


$. 823. 


‚ Wer vorjäglich oder fahrläffig das Leben, den Körper, 
die Gejundheit, die Freiheit, das Eigenthum oder ein 
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fonftige8 Recht eines Anderen miderrechtlich verlegt, ift dem 
Underen zum Erjate des daraus entftehenden Schadens 
verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen 
ein den Schuß eines Anderen bezweckendes Geſetz verftößt. 
Sit nad) dem Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß gegen diejes 
auch ohne Verſchulden möglich, fo tritt die Erjagpflicht nur 
tim Falle des Verſchuldens ein. 


$. 824. 


Wer der Wahrheit zumider eine Thatſache behauptet 
oder verbreitet, die geeignet ift, den Kredit eines Anderen 
u gefährden oder jonftige Nachtheile für deffen Erwerb oder 
— ee: hat dem Anderen den daraus 
entftehenden Schaden auch dann zu erjeen, wenn er Die 
Unmahrheit zwar nicht kennt, aber fennen muß. 

Durd eine Mittheilung, deren Unmahrheit dem Mit- 
theilenden unbekannt ift, wird Ddiefer nicht zum Schadens 
erjage verpflichtet, wenn er oder der Empfänger der Mit- 
theilung an ihr ein berechtigte8 Intereſſe Hat. “= 


$. 825. 

Wer eine Frauensperjon durch Hinterlift, durch) Drohung 
oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeitäverhältnifjes zur 
Geftattung der außerehelihen Beiwohnung bejtimmt, ift ihr 
zum Erſatze des daraus entftehenden Schadens verpflichtet. 


$. 826. 


Wer in einer gegen die guten Sitten verjtoßenden Weije 
einem Anderen vorſätzlich Schaden zufügt, ijt dem Anderen 
zum Erjaße des Schadens verpflichtet. 


$. 827. 


Wer im Zuſtande der Bemwußtlofigfeit oder in einem 
die freie Willensbeftimmung ausjchließenden Zuſtande krank— 
hafter Störung der Geiftesthätigkeit einem Anderen Schaden 
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ri ift für den Schaden nicht verantwortlid. Hat er 
h Durch geiftige Getränke oder ähnliche Mittel in einen 
vorübergehenden Zuſtand diefer Art verjegt, jo ift er für 
einen Schaden, den er in diefem Zuſtande mwiderrechtlich ver- 
urſacht, in gleicher Weife verantwortlih, mie wenn ihm 
Fahrläſſigkeit zur Laft fiele; die Werantwortlichkeit tritt 
nicht ein, wenn er ohne Verſchulden in den Buftand ge- 
rathen ift. 


$. 828. 


Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet hat, ift für 
einen Schaden, den er einem Anderen zufügt, nicht ver- 
antwortlich. 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, iſt für einen Schaden, den er einem Anderen 
zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der ng, der 
Ihädigenden Handlung nicht die zur Erfenntniß der Ber- 
antwortlichfeit erforderliche Einficht Hat. Das Gleiche gilt 
von einem Taubftummen. 


$. 829. 


Wer in einem der in den $$. 823 bis 826 bezeichneten 
Hülle für einen von ihm verurjachten Schaden auf Grund 
der 88. 827, 828 nicht verantwortlich ift, Hat gleichwohl, fo- 
fern der Erfah des Schadens nicht von einem aufficht3- 
pflichtigen Dritten erlangt werden kann, den Schaden injomweit 
zu erjegen, als die Billigfeit nach den Umftänden, insbejondere 
nach den Berhältnifjen der Betheiligten, eine Schadloshaltung 
erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren 
er zum ftandesmäßigen Unterhalte fowie zur Erfüllung feiner 
gejeglichen Unterhaltspflichten bedarf. 


$. 830. 


Haben Mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene 
unerlaubte Handlung einen Schaden verurfadht, fo ift jeder 
für den Schaden verantwortlih. Das Gleiche gilt, wenn 
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ji nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Betheiligten den 
Schaden durch jeine Handlung verurjacht Hat. 
Unftifter und Gehülfen ftehen Mitthätern gleich. 


$. 831. 


Wer einen Anderen zu einer Verrichtung beftellt, ift zum 
Erjate des Schadens verpflichtet, den der Andere in Aus- 
führung der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zu- 
fügt. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Geſchäftsherr 
bei der Auswahl der beitellten Perſon und, jofern er Vor- 
richtungen oder Geräthſchaften zu beichaffen oder die Aus- 
führung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beſchaffung 
oder der Leitung die im Berfehr erforderliche Sorgfalt be- 
obachtet oder wenn der Schaden aud) bei Anwendung diefer 
Sorgfalt entjtanden fein würbe. 

Die gleiche Verantmwortlichkeit trifft denjenigen, welcher 
für den Gejchäftsheren die Bejorgung eined der im Abj. 1 
Sat 2 bezeichneten Gejchäfte durc Vertrag übernimmt. 


$. 832. 


Wer kraft Geſetzes zur Führung der Aufficht über eine 
Perſon verpflichtet ift, die wegen Minderjährigfeit oder wegen 
ihre3 geiftigen oder körperlichen Zuftandes der Beauffichtigung 
bedarf, ift zum Erſatze de3 Schadens verpflichtet, den Dieje 
Perfon einen Dritten mwiderrechtlich zufügt. Die Erjabpflicht 
tritt nicht ein, wenn er feiner Auffichtspflicht genügt oder 
wenn der Schaden auch bei gehöriger Auflichtsführung ent- 
ftanden fein würde. 

Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher 
die Führung der Aufficht durch Vertrag übernimmt. 


$. 833. 


Wird durch ein Thier ein Menſch getöbtet oder ber 
Körper oder die Gejundheit eines Menjchen verlegt oder eine 
Sache beichädigt, fo ift derjenige, welcher das Thier hält, 
ee dem Berleten den daraus entftehenden Schaden 
zu erjegen. 
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8. 834. 


Wer für denjenigen, welcher ein Thier Hält, die Führun 
der Aufficht Über das Thier durch Vertrag übernimmt, in 
für den Schaden verantwortlich, den das Thier einem Dritten 
in der im 8. 833 bezeichneten Weiſe zufügt. Die Verant- 
wortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Führung der 
Auffiht die im Verkehr erforderliche — beobachtet oder 
wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt ent- 
ftanden fein würde. 


8. 835. 


Wird durch Schwarz, NRoth-, El, Dam- oder Reh⸗ 
wild oder durch Faſanen ein Grundftüd beichädigt, an welchem 
dem Eigenthümer das Jagdrecht nicht zufteht, fo ift der Jagd— 
berechtigte verpflichtet, dem Verlegten den Schaden zu erſetzen. 
Die Erjagpflicht erftredt fi) auf den Schaden, den die Thiere 
an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnifjen 
des Grundſtücks anrichten. 

Iſt dem Eigenthümer die Ausübung des ihm zuftehenden 
Jagdrechts durch das Gejeh entzogen, jo hat derjenige den 
Schaden zu erjegen, welder zur Ausübung des Jagdrechts 
nach dem Geſetze berechtigt ift. Hat der Eigenthümer eines 
Grundftüds, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des 
Grundjtüds nur gemeinjchaftlih mit dem Jagdrecht auf 
einem anderen Grundftüd ausgeübt werden darf, das Jagd— 
recht dem Eigenthümer dieſes Grundſtücks verpacdhtet, jo ift 
der leßtere für den Schaden verantwortlic). 

Sind die Eigenthümer der Grundjtüde eines Bezirkes 
zum Bwede der gemeinjchaftlihen Ausübung des Jagdrechts 
durch das Geſetz zu einem Verbande vereinigt, der nicht ala 
folcher haftet, jo find fie nach dem Verhältnifje der Größe 
ihrer Grundftüde erjagpflichtig. 


$. 836. 


Wird dur den Einfturz eines Gebäude3 oder eines 
anderen mit einem Grundftüde verbundenen Werkes oder 
durch die Ablöjung von Theilen des Gebäudes oder des 
Werkes ein Menſch getödtet, der Körper oder die Gejundheit 
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eined Menjchen verlegt oder eine Sache beſchädigt, fo ift der 
Beliter des Grundftüds, fofern der Einfturz oder die Ab- 
löjung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter 
Unterhaltung ift, verpflichtet, dem Verletzten den daraus ent- 
ftehenden Schaden zu erjegen. Die Erjagpflicht tritt nicht 
ein, wenn der Bejiter zum Zwecke der Abwendung der Gefahr 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 

Ein früherer Beſitzer des Grundftüds ift für den Schaden 
verantwortlich, wenn der Einfturz oder die Ablöſung inner- 
halb eines Jahres nach der Beendigung feines Beſitzes eintritt, 
e3 jei denn, daß er während feines Beſitzes die im Verkehr 
erforderliche Gorgfalt beobachtet Hat oder ein fpäterer Be- 
figer durch Beobachtung diefer Sorgfalt die Gefahr hätte ab- 
wenden können. 

Beliger im Sinne diejer Vorſchriften ift der Eigenbejiker. 


$. 837. 


Beſitzt Jemand auf einem fremden Grundftüd in Aus- 
übung eined Nechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk, fo 
trifft ihn an Stelle des Beſitzers des Grundftüds die im 
8. 836 beftimmte Verantmwortlichkeit. 


$. 838. 


Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eine3 mit 
einem Grundftüde verbundenen Werkes für den Beier über- 
nimmt oder das Gebäude oder das Werk vermöge eines ihm 
uftehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat, ift für ben 
* den Einſturz oder die Ablöſung von Theilen ver— 
urſachten Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der 
Beſitzer. 

§. 839. 


Verletzt ein Beamter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, hat er 
dem Dritten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo kann er 
nur dann in Anſpruch — werden, wenn der Verletzte 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag. 
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Verlegt ein Beamter bei dem Urtheil in einer Rechts— 
Ei feine Amt3pflicht, jo ift er für den daraus entftehenden 
Schaden nur dann verantwortlih, wenn die Pflichtverlegung 
mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu ver» 
hängenden öffentlichen Strafe bedroht ift. Auf eine pflicht- 
widrige Verweigerung oder Verzögerung ber Ausübung des 
Amtes findet diefe Vorſchrift feine Anwendung. 

Die Erjagpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vor- 
jägli) oder fahrläffig unterlafien Hat, den Schaden durd) 
Gebrauch eines Rechtsmittel abzumenden. 


$. 840. 


Sind für ben aus einer unerlaubten Handlung ent» 
ftehenden Schaden Mehrere neben einander verantwortlich, 
jo haften fie, vorbehaltlich der Vorſchrift des 8. 835 Abi. 3, 
al3 Gejammtichuldner. 

N neben demjenigen, melcher nad) den 88. 831, 832 
zum Erſatze des von einem Anderen verurjachten Schadens 
verpflichtet ift, auch der Andere für den Schaden verant- 
wortlich, fo ift in ihrem Verhältniffe zu einander der Andere 
Moe im Falle des 8. 829 der Auffichtspflichtige allein ver- 
pflichtet. 

N neben demjenigen, welcher nach den 88. 833 bis 838 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet ift, ein Dritter für den 
Schaden verantwortlich, jo ift in ihrem Berhältniffe zu ein» 
ander der Dritte allein verpflichtet. 


$. 841. 


Sft ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht einen 
Anderen zur Gejchäftsführung für einen Dritten zu beftellen 
oder eine ſolche Geihäftsführung zu beauffichtigen oder durch 
Genehmigung von Rechtsgeſchäften bei ihr mitzuwirken hat, 
wegen Berlegung Ddiejer Pflichten neben dem Anderen für 
den von dieſem verurfachten Schaden verantwortlich, fo ift 
in ihrem Berhältnifje zu einander der Andere allein ver- 


pflichtet. 
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8. 842. 


Die Berpflihtung zum Schadenderfaße wegen einer 
gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung erftredt 
N auf die Nachtheile, welche die Handlung für den Erwerb 
oder da3 Fortkommen des Verletzten herbeiführt. 


$. 843. 


Wird in Folge einer Verlegung des Körpers oder der 
Gejundheit die Ermwerböfähigfeit des Berlegten aufgehoben 
oder gemindert oder tritt eine Vermehrung feiner Bedürfniffe 
ein, vo ift dem Verletzten durch Entrichtung einer Geldrente 
Schadenserjag zu leiften. 

Auf die Rente finden die Vorjchriften des 8. 760 An- 
wendung. Ob, in welcher Art und für welchen Betrag der 
Erjaßpflichtige Sicherheit zu leiſten Hat, bejtimmt fich nad) 
den Umftänden. 

Statt der Rente kann der Verletzte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeichloffen, daß ein 
Anderer dem Berlegten Unterhalt zu gewähren hat. 


$. 844. 


Sm Falle der Tödtung hat der Erjagpflichtige die Koften 
der Beerdigung demjenigen zu erjegen, welchen die Ber- 
pflichtung obliegt, dieſe Koften zu tragen. 

Stand der Getödtete zur Zeit der Verlegung zu einem 
Dritten in einem Berhältnifje, vermöge dejjen er diejem 

egenüber kraft Geſetzes unterhaltspflichtig war oder unter- 
altöpflichtig werden fonnte, und ift dem Dritten in Folge 
der Tödtung das Recht auf den Unterhalt entzogen, jo Hat 
der Erjabpflichtige dem Dritten durch Entrichtung einer 
Seldrente inſoweit Schadenserjaß zu leiſten, als der Ge- 
tödtete während der muthmaßlichen Dauer feines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalt verpflichtet gemwejen jein würde; 
die Vorjchriften des 8.843 Abſ. 2 bis 4 finden entjprechende 
Anwendung. Die Erfagpflicht triit auch dann ein, wenn 
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der Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht 
geboren war. 


$. 845. 


Im alle der Tödtung, der in des Körpers 
oder der —— ſowie im Falle der gg 
hat der Erjaßpflichtige, wenn der Verletzte Eraft Geſetzes 
einem Dritten zur Leiftung bon Dienften in deſſen Haus- 
weſen oder Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten für die 
entgehenden Dienſte durch Entrichtung einer Geldrente Er— 
ja zu leiſten. Die Vorſchriften des 8. 843 Abſ. 2 bis 4 finden 
entſprechende Anwendung. 


$. 846. 


Hat in den Fällen der 88. 844, 845 bei der Entjtehung 
de3 Schadens, den’ der Dritte erleidet, ein Berjchulden des 
Verlegten mitgewirtt, ſo finden auf den Anſpruch des Dritten 
die Vorſchriften des 8. 254 Anwendung. 


$. 847. 


Im Falle der Verlegung des Körpers oder der Gefund- 
heit jowie im alle der Treiheitentziehung kann der Ver— 
letzte auch wegen de3 Schadens, der nicht Vermögensſchaden 
ift, eine billige Entjhädigung in Geld verlangen. Der An- 
ipruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben 
über, e3 jei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß 
er rechtshangig geworden iſt. 

Ein gleicher Anſpruch ſteht einer Frauensperſon zu, 
gegen die ein Verbrechen oder Vergehen wider die Sittlich- 

it begangen oder die durch Hinterlift, Durch Drohung oder 
unter Mißbrauch eines Abhängigfeitäverhältnifje zur Ge- 
jtattung der außerehelichen Beimohnung bejtimmt wird. 


$. 848. 


Wer zur Nüdgabe einer Sache verpflichtet iſt, die er 
einem Anderen durch eine unerlaubte Handlung entzogen 
hat, iſt auch für den zufälligen Untergang, eine aus einem 
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anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe oder eine zufällige Verjchlechterung der Sache verant- 
wortlich, es fei denn, daß der Untergang, die anderweitige 
Unmöglichkeit der Herausgabe oder die Verjchlechterung auch 
ohne die Entziehung eingetreten fein würde. 


$. 849. 


Sit ir der eng einer Sache der Werth oder 
wegen der Beichädigung einer Sache die Werthminderung zu 
erjegen, jo kann der Verletzte Binjen des zu erjegenden Be- 
trag3 von dem Zeitpunkt an verlangen, welcher der Beftimmung 
des Werthes zu Grunde gelegt wird. 


$. 850. 


Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sache Ver— 
pjlichtete Verwendungen auf die Sache, jo ftehen ihm dem 
Berlegten gegenüber die Rechte zu, die der Beliter dem 
Eigenthümer gegenüber wegen Verwendungen hat. 


$. 851. 


Leiftet der megen der — oder Beſchädigung 
einer beweglichen Sache zum Schadenserſatze Verpflichtete 
den Erſatz an denjenigen, in deſſen Beſitze ſich die Sache 
zur Zeit der Entziehung oder der Beſchädigung befunden 
hat, ſo wird er durch die Leiſtung auch dann befreit, wenn 
ein Dritter Eigenthümer der Sache war oder ein ſonſtiges 
Recht an der Sache hatte, es ſei denn, daß ihm das Recht 
des Dritten bekannt oder in Folge grober Fahrläſſigkeit un— 
bekannt iſt. 
§. 852. 


Der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entſtandenen Schadens verjährt in drei Sag a 
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verletzte von dem 
Schaden und der Berjon des Erjagpflichtigen Kenntniß er- 
langt, ohne NRüdficht auf diefe Kenntniß in dreißig Jahren 
von der Begehung der Handlung an. 
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at der Erjagpflichtige durch die unerlaubte Handlun 
auf Koften de3 Verletzten etwas erlangt, fo iſt er aud) * 
der Vollendung der Verjährung zur Herausgabe nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung verpflichtet. 


$. 853. 

Erlangt Jemand durch eine von ihm begangene uner- 
laubte Handlung eine Forderung gegen den Berlegten, fo 
kann der Verlegte die Erfüllung 2 dann vermeigern, mern 
der Anſpruch auf Aufhebung der Forderung verjährt ift. 


Drittes Bud). 
Sadenredt. 


Erſter Abſchnitt. 
Beſitz. 


5. 854. 
Der — einer Sache wird durch die Erlangung der 
thatſächlichen Gewalt über die — erworben. 
Die Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers 
genügt zum erbe, wenn der Erwerber in der Lage iſt, 
die Gewalt über die Sache auszuüben. 


8. 855. 


Uebt Jemand die thatſächliche Gewalt über eine Sache 
für einen Anderen in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ne Berhältnig aus, vermöge dejjen er 
den ſich auf die Sache beziehenden Weifungen des Anderen 
Folge zu Ieiften Hat, jo ift nur der Andere Bejiker. 

S. 856. 

Der . wird dadurd) beendigt, daß der Beſitzer die 
thatjächliche Gewalt über die Sache aufgiebt oder in anderer 
Weiſe verliert. 

Durch eine he Natur nad) vorübergehende Ver— 


Hinderung in der Ausübung der Gewalt wird der Beſitz 
nicht beendigt. 
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$. 857. 
Der Beſitz geht auf den Erben über. 


8. 858. 

Wer dem Beſitzer ohne dejjen Willen den Beſitz entzieht 
oder J im Beſitze ſtört, handelt, ſofern nicht das Geſetz die 
Entziehung oder die Störung geftattet, widerrechtlich (ver- 
botene Eigenmad)t). 

Der durch verbotene Eigenmacdht erlangte Beſitz ift fehler- 
haft. Die Fehlerhaftigfeit muß der Nachfolger im Befite 
gegen jich gelten laſſen, wenn er Erbe des Beſitzers ift oder 
die Fehlerhaftigfeit des Befites feines Vorgängers bei dem 
Erwerbe Tennt. 

$. 859. 

Der Beliger darf fi) verbotener Eigenmacht mit Ge- 
walt erwehren. 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittelft ver- 
botener Eigenmadht mweggenommen, jo darf er jie dem auf 
friicher That betroffenen oder verfolgten Thäter mit Gewalt 
wiederabnehmen. 

Wird dem Beſitzer eines Grundſtücks der Beſitz durch 
verbotene Eigenmacht entzogen, jo darf er fofort nach der 
Entziehung ſich des Beſitzes durch Entſetzung des Thäters 
twiederbemächtigen. 

Die gleichen Rechte ftehen dem Beſitzer gegen denjenigen 
u, welcher nad) 8. 858 Abi. 2 die Yehlerhaftigkeit des Be— 
fies gegen fich gelten laſſen muß. 


$. 860. 


Bur Ausübung der dem Beliger nach $. 859 zuftehenden 
Rechte ift auch derjenige befugt, welcher die thatjächliche Ge— 
malt nad) 8. 855 für den Beſitzer ausübt. 


F. 861. 
Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmacht dem Be— 
ſitzer entzogen, ſo kann dieſer die Wiedereinräumung des 
Beſitzes von demjenigen verlangen, welcher ihm gegenüber 


fehlerhaft beſitzt. 
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Der Anfpruch ift ausgejchloffen, wenn der entzogene 
Beſitz dem ———— Beſitzer oder deſſen Rechtsvorgänger 
gegenüber fehlerhaft war und in dem letzten Jahre vor der 
Entziehung erlangt worden iſt. 

$. 862. 

Wird der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht im Befite 
geftört, jo kann er von dem GStörer die Bejeitigung der Stö- 
rung verlangen. Sind weitere Störungen zu bejorgen, fo 
fann der Befiher auf Unterlafjung Klagen. 

Der Anſpruch iſt — wenn der Beſitzer dem 
Störer oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft be— 
ſitzt und der Beſitz in dem letzten Jahre vor der Störung 
erlangt worden iſt. 

§. 863. 

Gegenüber den in den 88. 861, 862 beſtimmten An— 
ſprüchen kann ein Recht zum Beſitz oder zur Vornahme der 
ſtörenden Handlung nur zur Begründung der Behauptung 
geltend gemacht werden, daß die Entziehung oder die Gtö- 
rung des Befiges nicht verbotene Eigenmacht jei. 

$. 864. 

Ein nad) den 88. 861, 862 begründeter Anjpruch er- 
liſcht mit dem Ablauf eines Jahres nach der Verübung der 
verbotenen Eigenmacht, wenn nicht vorher der Anſpruch im 
Wege der Klage geltend gemacht wird. 

Das Erlöjchen tritt auch dann ein, wenn nach der Ver- 
übung der verbotenen Eigenmacht durch rechtsfräftiges Urtheil 
fejtgeftellt wird, daß dem Thäter ein Recht an der Sache 
zufteht, vermöge dejjen er die Herftellung eines jeiner Hand— 
lungsweije entiprechenden Belitftandes verlangen fann. 

g. 865. 

Die Vorſchriften der 88. 858 bis 864 gelten auch zu 
Gunften desjenigen, welcher nur einen Theil einer Sache, 
insbejondere abgejonderte Wohnräume oder andere Räume, 


beſitzt. 
$. 866. 
Befigen Mehrere eine Sache gemeinjchaftlich, jo findet 
in ihrem Berhältniffe zu einander ein Beſitzſchutz infomweit 
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nicht ftatt, als e3 ſich um die Grenzen bed ben Einzelnen 
zuftehenden Gebrauchs Handelt. 


$. 867. 


N eine Sache aus der Gewalt des — auf ein 
im Beſitz eines Anderen befindliches Grundſtück gelangt, ſo 
hat ihm der Beſitzer des Grundſtücks die Aufſuchung und 
die Wegſchaffung zu geſtatten, ſofern nicht die Sade in⸗ 
zwiſchen in Beſitz — worden iſt. Der Beſitzer des 
Grundſtücks kann Iap des durch die Aufjuchung und die 
Wegihaffung entjtehenden Schaden? verlangen. Er Tann, 
wenn die Entjtehung eines Schaden zu bejorgen ift, Die 
Geftattung verweigern, bis ihm Sicherheit — wird; 
die Verweigerung N unzuläſſig, wenn mit dem Aufjchube 
Gefahr verbunden ift. 


8. 868. 

Beligt Jemand eine Sache als Nießbraucher, Pfand- 
gläubiger, Pächter, Miether, Verwahrer oder in einem ähn- 
lichen Berhältnifje, vermöge defjen er einem Anderen gegen- 
über auf Zeit zum Bee berechtigt oder verpflichtet iſt, jo 
ift auch der Andere Beliger (mittelbarer Beſitz). 


$. 869. 


Wird gegen ben Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt, 
jo ftehen die ın den 88. 861, 862 beftimmten Anſprüche auch 
dem mittelbaren Befiger zu. Im Yalle der Entziehung des 
Beſitzes ift der mittelbare Beliger berechtigt, die Wieder- 
einräumung des Beſitzes an den biöherigen Befiger zu ver- 
langen; Tann oder will diefer den Beſitz nicht mwiederüber- 
nehmen, jo fann der mittelbare Befiger verlangen, daß ihm 
jelbft der Bejig eingeräumt wird. Unter der gleichen Bor- 
ausjegung kann er im Falle des 8. 867 verlangen, daß ihm 
die Auffuhung und Wegichaffung der Sache geftattet wird. 


$. 870. 


Der mittelbare Beſitz kann dadurch auf einen Anderen 
übertragen werden, daß diefem der Anſpruch ouf Heraus- 
gabe der Sache abgetreten wird. 
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§. 871. 
Steht der mittelbare Befiger zu einem Dritten in einem 
Verhältniffe der im 8. 868 bezeichneten Art, jo ift auch der 
Dritte mittelbarer Beſitzer. 


$. 872. 
Wer eine Sache als ihm gehörend befitt, ift Eigenbefiger. 


weiter Abjchnitt. 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an 
Grunditüden. 


$. 873. 


Bur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundftüde, 
zur Belaftung eines Grundftüds mit einem Rechte ſowie zur 
Uebertragung oder Belaftung eines folchen Rechtes ift die 
Einigung des Berechtigten und de3 anderen Theiled über den 
Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Recht3- 
änderung in das Grundbuch erforderlich, —* nicht das 
Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 

Vor der Eintragung ſind die Betheiligten an die Einigun 
nur gebunden, wenn die Erklärungen gerichtlich oder notarie 
beurfundet oder vor dem Grundbuchamt abgegeben oder bei 
diefem eingereicht find oder wenn der Berechtigte dem an- 
deren Theile eine den Borfchriften der Grundbuchordnung 
entjprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat. 


$. 874. 


Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein Grund- 
ſtück belaftet wird, kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts 
des Rechtes auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden, jomweit nicht das Geje ein Anderes reist 


$. 875. 


Zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftüd ift, 
ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorjchreibt, Die Erklärung 
Bürgerliches Geſetzbuch. 14 
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de3 Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, und die Löfchun 
de3 Rechtes im Grundbuch erforderlih. Die Erflärung if 
dem Grundbuchhamt oder demjenigen gegenüber abzugeben, 
zu deſſen Gunften fie erfolgt. 

Bor der Löſchung ift der Berechtigte an feine Erklärung 
nur gebunden, wenn er fie dem Grundbuchamte gegenüber 
abgegeben oder demjenigen, zu deſſen Gunften fie = t, 
eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung entiprechende 
Löſchungsbewilligung ausgehändigt hat. 

$. 876. 
ft ein Recht an einem Grundftüde mit dem Rechte 
eines Dritten belaftet, jo ift zur ef de3 belafteten 
echtes die Zuftimmung des Dritten erforderlih. Steht das 
aufzuhebende Recht dem jeweiligen Eigenthümer eines anderen 
Grundftüd3 zu, jo ift, wenn diefes Grundſtück mit dem Rechte 
eines Dritten belaftet ift, die rg. des Dritten er- 
forderlich, e3 fei denn, daß deſſen Recht durch die Aufhebung 
nicht berührt wird. Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt 
oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunften 
fie erfolgt; fie ift unwiderruflich. 
8. 877. 
Die Vorjchriften der 88. 873, 874, 876 finden auch auf 


Uenderungen des Inhalt eines Rechtes an einem Grundftüd 
Unmwendung. 
$. 878. 


Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der 88. 873, 
875, 877 abgegebene Erklärung wird nicht dadurch unwirkfam, 
daß der Berechtigte in der Verfügung bejchränft wird, nad)- 
dem die Erklärung für ihn bindend geworden und der Antrag 
auf Eintragung bei dem Grundbuchamte geftellt worden ift. 


g. 879. 


Das Rangverhältniß unter mehreren Rechten, mit denen 
ein Grundftüd belaftet ift, beftimmt fich, wenn die Rechte in 
berjelben Abtheilung des Grundbuchs eingetragen find, nad) 
der Reihenfolge der Eintragungen. Sind die Rechte in ver- 
ichiedenen Abtheilungen eingetragen, jo hat das unter Angabe 
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eine3 früheren Tages — Recht den Vorrang; Rechte, 
die unter Angabe desjelben Tages eingetragen find, haben 
gleichen Rang. 

Die Eintragung ift für das Nangverhältniß auch dann 
maßgebend, wenn die nad) 8. 873 zum Ermwerbe des Rechtes 
erforderliche Einigung erjt nach der Eintragung zu Stande 
gefommen: ift. 

Eine abweichende nd de3 Rangverhältniſſes be- 
darf der Eintragung in da3 Grundbud). 


8. 880. 


Das Nangverhältnig Tann nachträglich geändert werden. 

Zu der Rangänderung ift die Einigung des zurüdtretenden 
und de3 vortretenden Berechtigten und die Eintragung der 
Venderung in das Grundbuch erforderlih; die Vorjchriften 
de3 8. 873 Abſ. 2 und des 8. 878 finden Anwendung. Soll 
eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld zurüd- 
treten, jo ift außerdem die Zuftimmung de3 Eigenthümers 
erforderlih. Die Zuftimmung ift dem Grundbuchamt oder 
einem der Betheiligten gegenüber zu erklären; fie ift un- 
widerruflich. 

Iſt das zurücktretende Recht mit dem Rechte eines Dritten 
belaſtet, ſo finden die Vorſchriften des 8 876 entſprechende 
Anwendung. 

Der dem vortretenden Rechte eingeräumte Rang geht 
nicht dadurch verloren, daß das zurücktretende Recht durch 
Rechtsgeſchäft aufgehoben wird. 

Rechte, die den Rang zwiſchen dem zurücktretenden und 
dem vortretenden Rechte haben, werden durch die Rang— 
änderung nicht berührt. 


$. 881. 

Der Eigenthümer Tann fich bei der Belaftung de Grund- 
ſtücks mit einem Rechte die Befugniß vorbehalten, ein anderes, 
dem Umfange nad) beftimmtes Recht mit dem Range vor 
jenem Rechte eintragen zu lafjen. 

Der Vorbehalt bedarf der Eintragung in da3 Grund» 
buch; die Eintragung muß bei dem Rechte erfolgen, das 
zurücktreten ſoll. 


14* 
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Wird das Grundftüd veräußert, jo geht die vorbehaltene 
Befugniß auf den Erwerber über. 

Sit das Grundftüd vor der Eintragung des Rechtes, 
dem der Vorrang beigelegt ift, mit einem Rechte ohne einen 
entiprechenden Vorbehalt belajtet worden, jo hat der Vorrang 
injomweit feine Wirkung, als da3 mit dem Borbehalt ein- 
etragene Recht in Folge der inzmwijchen eingetretenen Be— 
aftung eine über den Vorbehalt hinausgehende Beeinträchtigung 
erleiden würde. 

$. 882. 


Wird ein Grundftüd mit einem Rechte belajtet, für 
welches nach den für die Zwangsverſteigerung geltenden 
Borjhriften dem Berechtigten im Falle des Erlöſchens durch 
den Zuſchlag der Werth aus dem Erlöfe zu erjegen ift, fo 
fann der Höchftbetrag des Erſatzes beftimmt werden. Die 
Beitimmung bedarf der Eintragung in das Grundbud). 


F. 883. 

Zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung oder 
Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftüd oder an einem 
das Grundftüd belaftenden Rechte oder auf Aenderung des 
Inhalts oder des Ranges eine3 folchen Rechtes Tann eine 
Vormerfung in das Grundbuch eingetragen werden. Die 
Eintragung einer Vormerfung iſt auch zur Sicherung eines 
künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläffig. 

Eine Verfügung, die nach der Eintragung der Vor— 
merfung über das Grundftüd oder dad Recht getroffen wird, 
ift injoweit unwirkſam, al3 jie den Anfpruch vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. Died gilt auch, wenn die Verfügung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreftvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

Der Rang des Nechtes, auf deſſen Einräumung der 
Anspruch gerichtet ift, beftimmt fich nad) der Eintragung der 
Bormerkung. 

§. 884. 


Soweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert ift, 
fann fi) der Erbe des Verpflichteten nicht auf die Be— 
ſchränkung feiner Haftung berufen. 
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$. 885. 

Die Eintragung einer Vormerfung erfolgt en Grund 
einer einftweiligen Verfügung oder auf Grund der Be- 
willigung desjenigen, deſſen Grundftüd oder deffen Recht 
bon der Vormerkung betroffen wird. Zur Erlaffung der 
einitweiligen Verfügung ift nicht erforderlih, daß eine Ge- 
Kr ded zu jichernden Anſpruchs glaubhaft gemacht 
wird. 

Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeichnung des 
zu fihernden Anjprud auf die einjtweilige Verfügung oder 
die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 


S. 886. 

Steht demjenigen, deſſen Grundftüd oder deffen Recht 
bon der Vormerkung betroffen wird, eine Einrede zu, durch 
welche die Geltendmachung de3 durch die Vormerkung ge- 
iherten Anſpruchs dauernd ausgejchloffen wird, jo kann er 
si dem Gläubiger die Befeitigung der Vormerkung ver- 
angen. 


$. 887. 

Iſt der Gläubiger, deſſen Anfpruch durch die Vormerkung 
gefichert ift, unbefannt, jo fann er im Wege des Aufgebot3- 
verfahrens mit feinem echte ausgejchlofjen werden, mwenn 
die im 8. 1170 für die Ausfchliegung eines Hypotheken— 
gläubiger3 bejtimmten Vorqusjegungen vorliegen. Mit der 
Erlafjung des AusjchlußurtHeil3 erlifcht die Wirkung der 
Bormerkfung. 

S. 888. 


Soweit der Erwerb eined eingetragenen Rechtes oder 
eines Rechtes an einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, 
u deſſen Gunften die Vormerkung bejteht, unwirkſam iſt, 
kann diefer von dem Erwerber die Zuftimmung zu der Ein- 
tragung oder der Löſchung verlangen, die zur Verwirklichung 
de3 durch die Vormerkung geficherten Anſpruchs erforderlich ift. 

Das Gleiche gilt, wenn der Anſpruch duch ein Ber- 
äußerungsverbot gejichert ift. 

$. 889. 

Ein Reht an einem fremden Grundftüd erlifcht nicht 

dadurh, daß der Eigenthümer des Grundftüds das Recht 
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oder der Berechtigte da Eigenthum an dem Grundftüd er- 
t 


wirbt. 
8. 890. 


Mehrere Grundftüde können dadurd zu einem Grund» 
ftüde vereinigt werden, daß der Eigenthümer fie als ein 
Grundftüd in das Grundbuch eintragen läßt. 

Ein Grundftüd kann dadurd) zum Beftandtheil eines 
anderen Grundftüd3 gemacht werden, daß der Eigenthümer 
e3 diefem im Grumdbuche zujchreiben Täßt. 


$. 891. 
Iſt im Grundbuche für Jemand ein Recht eingetragen, 
jo wird vermuthet, da ihm das Recht zuftehe. 
Sit im Grundbuch) ein eingetragenes Recht gelöjcht, jo 
wird vermuthet, daß das Recht nicht beitehe. 


$. 892. 

Zu Gunften desjenigen, welcher ein Recht an einem 
Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte durch 
Rechtsgeſchäft erwirbt, gilt der Anhalt des Grundbuchs als 
richtig, es jei denn, bad ein Widerjpruch gegen die NRichtig- 
feit eingetragen oder die Unrichtigfeit dem Erwerber befannt 
it. Iſt der Berechtigte in der Verfügung über ein im 
Grundbuch eingetragenes Recht zu Gunſten einer an 
Perſon bejchräntt, jo ift die Befchränfung dem Erwerber 

egenüber nur wirkſam, wenn fie aus dem Grundbuch er- 
N tlich oder dem Erwerber befannt ift. 

Sit zu dem Ermwerbe des Nechtes die Eintragung er- 
forderlih, jo ift für die Kenntniß des Ermwerberd die Zeit 
der Stellung de3 Antrag auf Eintragung oder, wenn Die 
nach 8. 873 erforderliche Einigung erſt jpäter zu Stande 
fommt, die Zeit der Einigung maßgebend. 


$. 893. 

Die Vorſchriften des $. 892 finden entjprechende An- 
wendung, wenn an denjenigen, für welchen ein Recht im 
Grundbuch eingetragen ift, auf Grund dieſes Rechtes eine 
Reiftung bewirkt oder wenn zwiſchen ihm und einem Anderen 
in Anſehung diejes Rechtes ein nicht unter die Vorfchriften 
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des 8. 892 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, das 
eine Berfügung über da3 Recht enthält. 
$. 894. 2 

Steht der Inhalt des Grundbuchs in Anfehung eines 
Nechtes an dem Grundftüd, eined Rechtes an einem folchen 
Rechte oder einer DVerfügungsbeichränfung der im 8. 892 
Abſ. 4 bezeichneten Art mit der wirklichen Rechtslage nicht 
im Einflange, jo kann derjenige, deſſen Recht nicht oder nicht 
richtig eingetragen oder a die Eintragung einer nicht 
———— Belaſtung oder Beſchränkung beeinträchtigt iſt, 
die Zuſtimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs von 
demjenigen verlangen, deſſen Recht durch die Berichtigung 
betroffen wird. 

8§. 895. 

Kann die Berichtigung des Grundbuchs erſt erfolgen, 
nachdem das Recht des nach $. 894 Verpflichteten eingetragen 
worden ift, jo Hat diefer auf Verlangen jein Recht eintragen 
zu laſſen. 

8. 896. 


Iſt zur Berichtigung des Grundbuchd die Vorlegung 
eines Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenfchuldbrief3 er- 
forderlih, jo kann derjenige, zu deffen Gunften die Be- 
richtigung ge jol, von dem Beliter des Briefe ver- 
langen, daß der Brief dem Grundbuchamte vorgelegt wird. 

5. 897. 

Die Koſten der Berichtigung ded Grundbuch und der 
dazu erforderlihen Erklärungen Hat derjenige zu tragen, 
welcher die Berichtigung verlangt, fofern nicht aus einem 
zwijchen ihm und dem Rerpflichteten beftehenden Rechtöver- 
hältnifje fich ein Anderes ergiebt. 

8. 898. 

Die in den 88. 894 bis 896 bejtimmten Anſprüche 

unterliegen nicht der Verjährung. 
5. 899. 

In den Fällen des 8. 894 kann ein Widerſpruch gegen 

die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen werden. 
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Die Eintragung erfolgt auf Grund einer einftweiligen 
Verfügung oder auf Grund einer Bewilligung desjenigen, 
deſſen Recht durch die Berichtigung des Grundbuchs betroffen 
wird. Zur Erlafjung der — Verfügung iſt nicht 
erforderlich, daß eine Gefährdung des Rechtes des Wider— 
ſprechenden glaubhaft gemacht wird. 


$. 900. 


Wer als Eigenthümer eine Grundftüds im Grundbuch 
eingetragen ift, ohne daß er das Eigenthum erlangt hat, er- 
wirbt das Eigenthum, wenn die Eintragung dreißig Jahre 
beftanden und er während dieſer Zeit das Srundiiid im 
Eigenbefite gehabt Hat. Die dreißigjährige Frift wird in 
derjelben Weife berechnet wie die Frift für die Erfigung 
einer beweglichen Sade. Der Lauf der Friſt ift gehemmt, 
jolange ein Widerfpruch gegen die Richtigkeit der Eintragung 
im Grundbuch eingetragen ift. 

Diefe Borichriften finden entiprechende Anwendung, 
wenn für Jemand ein ihm nicht zuftehendes® anderes Recht 
im Grundbuch eingetragen ift, dad zum Beſitze des Grund- 
ſtücks berechtigt oder dejjen Ausübung nad) den für den Beſitz 
geltenden Vorſchriften geihüßt if. Für den Rang des 
Rechtes ift die Eintragung maßgebend. 


$. 901. 


Sft ein Recht an einem fremden Grundftüd im Grund- 
buche mit Unrecht gelöjcht, jo erlijcht e3, wenn der Anjpruc) 
des Berechtigten gegen den Eigenthümer verjährt if. Das 
Gleiche gilt, wenn ein kraft Geſetzes entftandened Recht an 
einem fremden Grundftüde nicht in das Grundbuch einge> 
tragen worden ift. 

$. 902. 


Die Anſprüche aus eingetragenen Rechten unterliegen 
nicht der Verjährung. Dies gilt nicht für Anfprüche, Die 
auf Rüdftände mwiederfehrender Leiftungen oder auf Schadens- 
erja gerichtet find. 

Ein Recht, wegen deflen ein Widerfpruch gegen die 
Nichtigkeit des Grundbuchs eingetragen ift, fteht einem ein- 
getragenen Rechte gleich. 
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Dritter Abfchnitt. 
Eigenthum. 


Erſter Titel. 
Inhalt des Eigenthums. 


$. 903. 


Der Eigenthümer einer Sache kann, foweit nicht das 
Geſetz oder Rechte Dritter entgegenftehen, mit der Sache 
nach Belieben verfahren und Andere von jeder Einwirkung 
ausſchließen. 

§. 904. 


Der Eigenthümer einer Sache iſt nicht berechtigt, die 
Einwirkung eines Anderen auf die Sache zu verbieten, wenn 
die Einwirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr 
nothwendig und der drohende Schaden gegenüber dem aus 
der Einwirkung dem Eigenthümer entftehenden Schaden un- 
verhältnigmäßig groß if. Der Eigenthümer kann Erſatz 
des ihm entjtehenden Schadens verlangen. 


$. 905. 


Das Recht des Eigenthümerd eines Grundftüds erftrect 
fih auf den Raum über der Oberfläche und J den Erd⸗ 
körper unter der Oberfläche. Der Eigenthümer kann jedoch 
Einwirkungen nicht verbieten, die in ſolcher Höhe oder Tiefe 
vorgenommen werden, daß er an der Ausſchließung kein 
Intereſſe hat. 


$. 906. 


Der Eigenthümer eines Grundftüd3 kann die Zuführung 
von Gafen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Ge- 
räufh, Erjchütterungen und ähnliche von einem anderen 
Grundftüd ausgehende Einwirkungen inſoweit nicht verbieten, 
al3 die Einwirkung die Benußung ſeines Grundftüds nicht 
oder nur unweſentlich beeinträchtigt oder durch eine Be- 
nußung des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird, die nad) 
den örtlichen Verhältniffen bei Grundftüden diefer Lage ge- 


218 Drittes Bud. Sachenrecht. 


möhnlich hi Die Zuführung durch eine befondere Leitung 
ift unzuläſſig. 
S. 907. 


Der Eigenthümer eines Grundftüd kann verlangen, 
daß auf den Nachbargrundftüden nicht Anlagen hergeſtellt 
oder gehalten werden, von denen mit Sicherheit voraus- 
zujehen ift, daß ihr Beitand oder ihre Benußung eine unzu— 
läffige Einwirfung auf fein Grundftüd zur Folge en e⸗ 
nügt eine Anlage den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die 
einen beſtimmten Abſtand von der Grenze oder ſonſtige 
Schutzmaßregeln vorſchreiben, ſo kann die Beſeitigung der 
Anlage erſt verlangt werden, wenn die unzuläſſige Einwirkung 
thatſächlich hervortritt. 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im 
Sinne dieſer Vorſchriften. 


$. 908. 

Droht einem Gruntjtüde die Gefahr, daß es durch den 
Einfturz eines Gebäudes oder eined anderen Werfes, ba3 
mit einem Nachbargrundftüde verbunden ift, oder Durch die 
Ablöjung von Theilen des Gebäudes oder des Werkes be 
ihädigt wird, jo kann der Eigenthümer von demjenigen, 
welcher nach dem 8. 836 Abſ. 1 oder den 88. 837, 838 für 
den eintretenden Schaden verantwortlich fein würde, ver» 
langen, daß er die zur Abmwendung der Gefahr erforderliche 
Borfehrung trifft. 

$. 909. 


Ein Grundftüd darf nicht in der Weife vertieft werden, 
daß der Boden des Nachbargrundftüd3 die erforderliche 
Stüße verliert, e3 jei denn, daß für eine genügende ander- 
weitige Befeftigung gejorgt ift. 


$. 910. 


Der Eigenthümer eines Grundftüds kann Wurzeln eines 
Baumes oder eines Strauches, die von einem Nachbar» 
grundjtüd eingedrungen find, abjchneiden und behalten. Das 
Gleiche gilt von herüberragenden Zweigen, wenn der Eigen- 
thümer dem Befiger des Nachbargrundftüds eine angemejjene 
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Friſt zur Befeitigung beftimmt Hat und die Befeitigung nicht 
innerhalb der Frift erfolgt. 

Dem Eigenthümer fteht dieſes Mecht nicht zu, wenn bie 
Wurzeln oder die Zweige die Benutzung des Grundftüds 
nicht beeinträchtigen. 

$. 911. 

Früchte, die von einem Baume oder einem Strauche 
auf ein Nachbargrundftüd Hinüberfallen, gelten als Früchte 
dieſes Grundftüdd. Diefe Vorſchrift findet Feine Anwen— 
dung, wenn da3 Nachbargrundftüd dem öffentlichen Ge— 
brauche dient. 


$. 912. 


Hat der Eigenthümer eines Grundftüd3 bei der Er- 
richtung eined Gebäudes über die Grenze gebaut, ohne daß 
ihm Vorſatz oder grobe Fahrläffigkeit zur Laft fällt, jo 
hat der Nachbar den Meberbau zu dulden, e3 ſei denn, daß 
er vor oder jofort nad) der Grenzüberjchreitung Widerſpruch 
erhoben hat. 

Der Nachbar ift durch eine Geldrente zu entichädigen. 
Für die Höhe der Rente ift die Beit der Grenzüberjchreitung 
maßgebend. 

$. 913. 

Die Nente für den Ueberbau iſt dem jeweiligen Eigen- 
thümer de3 Nachbargrundftüd3 von dem jeweiligen Eigen- 
thümer de3 anderen Grundftüd3 zu entrichten. 

Die Rente ift jährlich im voraus zu entrichten. 


$. 914. 


Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem 
belafteten Grundftüd, auch den älteren, vor. Es erlifcht mit 
der rar ee. des Weberbaues. 

Das Recht wird nit in das Grundbuch eingetragen. 
Zum Verzicht Ay Aare Recht ſowie zur Feſtſtellung der Höhe 
der Rente durch Vertrag ift die Eintragung erforderlich). 

Im MUebrigen finden die Borjchriften Anwendung, Die 
für eine zu Gunften de3 jeweiligen Eigenthümers eines 
Grundftüds beftehende Reallaft gelten. 
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$. 915. 

Der Rentenberechtigte kann jederzeit verlangen, daß ber 
Nentenpflichtige ihm gegen Mebertragung de3 Eigenthums 
an dem überbauten Theile des Grundjtüds den Werth erjebt, 
den dieſer Theil zur Zeit der Grenzüberichreitung gehabt 
hat. Macht er von diefer Befugniß Gebrauch, fo beftimmen 
fih die Nechte und Verpflichtungen beider Theile nach den 
Borichriften über den Kauf. 

Für die Zeit bis zur Uebertragung des Eigenthums ift 
die Rente fortzuentrichten. 

$. 916. 


Wird durch den Ueberbau ein Erbbaurecht oder eine 
Dienftbarfeit an dem Nachbargrundftüde beeinträchtigt, fo 
finden zu Gunften des Berechtigten die Vorſchriften der 
88. 912 bis 914 entiprechende Anmwendung. 


§. 917. 

Fehlt einem Grundftüde die zur ordnungsmäßigen Be- 
nutzung nothmwendige Verbindung mit einem öffentlichen Wege, 
jo kann der Eigenthümer von den Nachbarn verlangen, daß 
jie biö zur Hebung des Mangeld die Benugung ihrer Grund» 
ftüde zur Herftellung der erforderlichen Verbindung dulden. 
Die Richtung des Nothwegs und der Umfang des Benubungs- 
recht3 werden erforderlichen Yalle8 durch Urtheil bejtimmt. 

Die Nahbarn, über deren Grundftüde der Nothweg 
führt, find durch eine Geldrente zu entichädigen. Die Vor— 
ichriften des 8. 912 Ab. 2 Sab 2 und der 88. 913, 914, 
916 finden entjprechende Anwendung. 


$. 918. 


Die Verpflihtung zur Duldung des Nothwegs tritt nicht 
ein, wenn die bisherige Verbindung des Grundftüd3 mit dem 
öffentlichen Wege durch eine willfürliche Handlung des Eigen- 
thümer3 aufgehoben wird. 

Wird in Folge der Veräußerung eines Theile des 
Grundftüd3 der veräußerte oder der zurücdbehaltene Theil 
von der Verbindung mit dem öffentlichen Wege abgejchnitten, 
jo Hat der Eigenthümer desjenigen Theiles, über welchen die 
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Verbindung bisher ftattgefunden Hat, den Nothweg zu dulden. 
Der Veräußerung eines Theile fteht die Veräußerung eines 
bon mehreren demjelben Eigenthümer gehörenden Grund- 
jtüden gleid). 


$. 919. 


Der Eigenthümer eines Grundftüds kann von dem Eigen- 
zen eines Nachbargrundftüd3 verlangen, daß dieſer zur 

ichtung feſter Grenzzeichen und, wenn ein Gren Eier 
verrüdt oder unkenntlich geworden ift, zur Wiederherftellung 
mitwirft. 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren bejtimmen 
ſich nach den Landesgejegen; enthalten diefe feine Vorjchriften, 
jo enticheidet die Ortsüblichkeit. 

Die Koften der Abmarkung find von den Betheiligten 
zu gleichen Theilen zu tragen, jofern nicht aus einem zwiſchen 
ihnen beftehenden Nechtöverhältnijfe ſich ein Anderes ergiebt. 


$. 920. 

Läßt fi) im Falle einer Grenzverwirrung die richtige 
Grenze nicht ermitteln, jo ift für die Abgrenzung der a 
ftand maßgebend. Kann der Beſitzſtand nicht feftgeftellt 
werden, jo ift jedem der Grundftüde ein gleich großes Stüd 
der ftreitigen Fläche zuzutheilen. 

Soweit eine diefen Vorjchriften entjprechende Beftimmung 
der Grenze zu einem Ergebnijje führt, da3 mit den er- 
mittelten Umftänden, insbejondere mit der feftftehenden 
Größe der Grundftüde, nicht übereinftimmt, ift die Grenze 
jo zu ziehen, wie es unter Berüdfichtigung diefer Umftände 
der Billigfeit entjpricht. 


$. 921. 


Werden zwei Grundftüde durch einen Zwiſchenraum, 
Rain, Winkel, einen Graben, eine Mauer, Hede, Planfe 
oder eine andere Einrichtung, die zum MWortheile beider 
Grundftüde dient, von einander gejchieden, jo wird — 
daß die Eigenthümer der Grundſtücke zur Benutzung der 
Einrichtung gemeinſchaftlich berechtigt bien, jofern nicht 
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äußere Merkmale darauf Hinweifen, daß die Einrichtung 
einem der Nachbarn allein gehört. 


$. 922. 


Sind die Nachbarn zur Benu un einer der im 8. 9241 
bezeichneten Einrichtungen gemeinſchaftlich berechtigt, jo kann 
jeder jie zu dem Zwecke, der fich aus ihrer Beichaffenheit 
ergiebt, injoweit benugen, al3 nicht die Mitbenugung des 
anderen beeinträchtigt wird. Die Unterhaltungsfoften find 
bon den Nachbarn zu gleichen Theilen zu tragen. Solange 
einer der Nachbarn an dem rg der Einrichtung ein 
Intereſſe hat, darf fie nicht ohne jeine Zuftimmung bejeitigt 
oder geändert werden. Im Uebrigen beftimmt fich das Rechts- 
verhältniß zwifchen den Nachbarn nad) den Vorſchriften fiber 
die Gemeinjchaft. 


$. 923. 

Steht auf der Grenze ein Baum, jo gebühren die Früchte 
und, wenn der Baum gefällt wird, auc der Baum den 
Nachbarn zu gleichen Theilen. 

Jeder der Nachbarn kann die Bejeitigung ded Baumes 
verlangen. Die Koften der Bejeitigung fallen den Nachbarn 
u gleihen Theilen zur Laft. Der Nachbar, der die Be- 
en verlangt, Hat jedoch die Koften allein zu tragen, 
wenn der andere auf fein Recht an dem Baunte verzichtet; 
er erwirbt in dieſem Falle mit der Trennung das Allein- 
eigenthum. Der Anſpruch auf die Bejeitigung ift ausgejchloffen, 
wenn der Baum als Grenzzeichen dient und den Umftänden 
nach nicht durch ein andered zweckmäßiges Grenzzeichen er- 
jeßt werden kann. 

Dieje Vorſchriften gelten auch für einen auf der Grenze 
ftehenden Strauch. 


$. 924. 
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Zweiter Titel. 
Erwerb und Verluf des Eigenthums an Grundſtücken. 


S. 925. 

Die zur Uebertragung de3 Eigenthums an einem Grund- 
ftüde nad) 8. 873 erforderliche Einigung de3 Veräußererd und 
de3 Erwerber (Auflaffung) muß bei gleichzeitiger Anmejen- 
heit beider Theile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. 

Eine Auflafjung, die unter einer Bedingung oder einer 
Beitbeftimmung erfolgt, ift unwirkſam. 

g. 926. 

Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber einig, 
daß fid) die Veräußerung auf das Zubehör des Grundftüds 
erjtreden fol, fo erlangt der Erwerber mit dem Eigenthum 
an dem Grundftüd auch das Eigenthum an den zur Zeit 
des Erwerbed vorhandenen Zubehörjtüden, joweit fie dem 
Veräußerer gehören. Im ah ift anzunehmen, daß ſich 
die Veräußerung auf das Zubehör erjtreden joll. 

Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung den 
Belit von Zubehörftüden‘, die dem Veräußerer nicht gehören 
oder mit Rechten Dritter belaftet find, jo finden die Vor- 
ichriften der 88. 932 bi3 936 Anwendung; für den guten 
Glauben des Erwerber ift die Beit der Erlangung des Be- 
fige3 maßgebend. 

$. 927. 


Der Eigenthümer eines Grundftüds kann, wenn das 
Grundftüd jeit dreißig Jahren im Eigenbefig eines Anderen 
ift, im Wege Des — — mit ſeinem Rechte 
ausgeſchloſſen werden. Die Beſitzzeit wird in gleicher Weiſe 
berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen 
Sache. Iſt der Eigenthümer im Grundbuch eingetragen, ſo 
iſt das BREUER —— nur zuläſſig, wenn er geſtorben 
oder verſchollen iſt und eine Eintragung in das Grundbuch, 
die der Zuſtimmung des Eigenthümers bedurfte, ſeit dreißig 
Jahren nicht erfolgt iſt. 

Derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt hat, er- 
age das Eigenthum dadurch, daß er fich al3 Eigenthümer 
in das Grundbuch eintragen läßt. 
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Sft vor der Erlaffung des AusjchlußurtHeil3 ein Dritter 
als Eigenthümer oder wegen des Eigenthums eines Dritten 
ein Widerjpruch gegen die Nichtigkeit des Grundbuch ein- 
getragen worden, jo wirft das Urtheil nicht gegen den Dritten. 


5. 928. 

Das EigentHum an einem Grundftüde kann dadurch 
aufgegeben werden, daß der Eigenthümer den Verzicht dem 
Ar ei gegenüber erklärt und der Verzicht in das 
Grundbuch eingetragen wird. 

Das Recht zur Aneignung des aufgegebenen Grundftüds 
jteht dem Fiskus des Bundesſtaats zu, in defjen Gebiete das 
Grundftüd liegt. Der Fiskus erwirbt das ehe da» 
dur, daß er ſich als Eigenthümer in dad Grundbuch ein- 
tragen läßt. 


Dritter Titel. 
Erwerb und Derluf des Eigenthums an beweglichen Sachen. 
I. Hebertragung. 


8. 929. 

Bur Uebertragung de3 Eigentums an einer beweglichen 
Sache ift erforderlich, daß der Eigentümer die Sache dem 
Erwerber übergiebt und beide darüber einig find, daß das 
Eigenthum übergehen fol. Iſt der Erwerber im Beſitze der 
Sade, jo genügt die Einigung über den Webergang des 
Eigenthums. 

$. 930. 

Sit der Eigenthümer im Befite der Sache, jo kann die 
Uebergabe dadurch erjegt werden, daß zwijchen ihm und dem 
Erwerber ein Wechtöverhältniß vereinbart wird, vermöge 
dejjen der Erwerber den mittelbaren Befit erlangt. 


$. 931. 


Iſt ein Dritter im Befite der Sache, fo kann die Ueber— 
gabe dadurch erjegt werden, daß der Eigenthümer dem Er- 
werber den Unfpruc auf Herausgabe der Sache abtritt. 
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$. 932. 

Durch eine nad) 8. 929 erfolgte Veräußerung wird der 
Erwerber auch dann Eigenthümer, wenn die Sache nicht 
dem Veräußerer gehört, es fei denn, daß er zu der Beit, zu 
der er nach diejen Vorſchriften das Eigenthum erwerben 
würde, nicht in gutem Glauben ift. In dem Falle des 8. 929 
Be 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn der Erwerber den 
Beſitz von dem Veräußerer erlangt Hatte. 

Der Erwerber ift nicht in gutem Glauben, wenn ihm 
befannt oder in Folge grober Fahrläfligfeit unbekannt ift, daß 
die Sache nicht dem Veräußerer gehört. 

$. 933. 

Gehört eine nach 8. 930 veräußerte Sache nicht dem 
Beräußerer, jo wird der Erwerber Eigenthümer, wenn ihm 
die Sache von dem Veräußerer übergeben wird, es fei denn, 
daß er zu dieſer Zeit nicht in gutem Glauben if. 

$. 934. 

Gehört eine nach $. 931 veräußerte Sache nicht dem 
Beräußerer, jo wird der Erwerber, wenn der Veräußerer 
mittelbarer Beſitzer der Sache ift, mit der Abtretung de3 
Anſpruchs, anderenfall3 dann Eigenthümer, wenn er den 
Beſitz der Sache von dem Pritten erlangt, e3 ſei denn, daß 
er zur Zeit der Abtretung oder des Beſitzerwerbes nicht in 
gutem Glauben ift. 

§. 935. 

Der Erwerb des Eigenthums auf Grund der 88. 932 
bi3 934 tritt nicht ein, wenn die Sache dem Eigenthümer 
geftohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden 
gefommen war. Das Gleiche gilt, fall3 der Eigenthümer 
nur mittelbarer Beſitzer war, dann, wenn die Sache dem 
Beſitzer abhanden gefommen mar. 

Dieje Vorjchriften finden Feine Anwendung auf Geld 
oder $nhaberpapiere ſowie auf Sachen, die im Wege öffent. 
licher Berjteigerung veräußert werden. 

$. 936. 

Iſt eine veräußerte Sache mit dem Rechte eines Dritten 

belaftet, jo erliſcht das Recht mit dem Erwerbe des Eigen- 
D ürgerliches Geſetzbuch. 15 
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thums. In bem alle des 8. 929 Satz 2 gilt dies jedoch 
nur dann, wenn der Erwerber den Befiß von dem Ver— 
äußerer erlangt hatte. Erfolgt die Veräußerung nad) 8. 930 
oder war die nach $. 931 veräußerte Sache nicht im mittel» 
baren Befite des Veräußererd, jo erliſcht das Recht des 
Dritten erſt dann, wenn der Erwerber auf Grund der Ver- 
äußerung den Beſitz der Sache erlangt. 

Das Recht de3 Dritten erlifcht nicht, wenn der Er- 
werber zu der nach Abf. 1 maßgebenden Zeit in Anjehung 
des Rechtes nicht in gutem Glauben ift. 

Steht im Falle des 8. 931 das Necht dem dritten Be— 
fißer zu, fo erlifcht e8 auch dem gutgläubigen Erwerber 
gegenüber nicht. 


ID. Erfigung. 
8. 937. 

Wer eine bewegliche Sache zehn Jahre im Eigenbefite 
hat, erwirbt dad Eigenthum (Erfigung). 

Die Erfißung iſt ausgejchloffen, wenn der Erwerber bei 
dem Erwerbe des Eigenbefiges nicht in gutem Glauben ift 
— er ſpäter erfährt, daß ihm das Eigenthum nicht 
zujteht. 

$. 938. 


Hat Jemand eine Sache am Anfang und am Ende eines 
Beitraumd im Eigenbefite gehabt, jo wird vermuthet, daß 
jein Eigenbefig auch in der Zwiſchenzeit bejtanden habe. 


S. 939. 

Die Erfigung kann nicht beginnen und, falls fie be- 
gonnen hat, nicht fortgejegt werden, jolange die Verjährung 
des EigentHumsanfpruch gehemmt ift oder ihrer Vollendung 
die VBorjchriften der 88. 206, 207 entgegenftehen. 


S. 940. 
Die Erfigung wird durch den Berluft des Eigenbefites 
unterbrochen. 
Die Unterbrechung gilt al3 nicht erfolgt, wenn der Eigen- 
befiger den Eigenbefig ohne feinen Willen verloren und ihn 
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binnen Jahresfriſt oder mittelft einer innerhalb dieſer Frift 
erhobenen Klage mwiedererlangt hat. 


$. 941. 


Die Erfigung wird unterbrochen, wenn der Eigenthums- 
anfpruch gegen den Eigenbefiger oder im Falle eines mittel- 
baren Eigenbefiged gegen den Bejiger gerichtlich geltend ge- 
macht wird, ber fein Recht zum Beſitze von dem Eigenbefiger 
ableitet; die Unterbrechung tritt jedoc nur zu Gunften de3- 
jenigen ein, welcher fie herbeiführt. Die für die Verjährung 

eltenden Borjchriften der 88. 209 bis 212, 216, 219, 220 
Anben entjprechende Anwendung. 


$. 942. 


Wird die Erſitzung unterbroden, jo fommt die bis zur 
Unterbrechung verftrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue 
Erfigung kann erjt nach der Beendigung der Unterbrechung 


beginnen. 
$. 943. 


Gelangt bie ng durch Rechtsnachfolge in den Eigen- 

bejig eines Dritten, jo fommt die während des Beſitzes des 

e tsvorgängers verftrichene Erfitungszeit dem Dritten zu 
tatten. 


$. 944. 


Die Erfibunggzeit, Die au Gunften eines Erbichafts- 
beſitzers verftrichen it fommt dem Erben zu GStatten. 


S. 945. 


Mit dem Erwerbe de3 EigentHums durch Erfibung er» 
föjchen die an der Sache vor dem Erwerbe des Eigenbejites 
begründeten Rechte Dritter, es fei denn, daß der Eigenbejiger 
bei dem Erwerbe des Eigenbefiges in Anſehung diejer Rechte 
nicht in gutem Glauben ijt oder ihr Bejtehen jpäter erfährt. 
Die Erfigungsfrift muß auch in Anfehung des Rechtes des 
Dritten verftrichen fein; die Vorjchriften der 88. 939 bis 944 
finden entfprechende Anwendung. 


15* 
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III. Verbindung. Vermiſchung. Verarbeitung. 


$. 946. 


Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundftüde der- 
eftalt verbunden, bak fie wejentlicher Beftandtheil des Grund- 
—* wird, ſo erſtreckt ſich das Eigenthum an dem Grund— 
ſtück auf dieſe Sache. 

g. 947. 

Werden bewegliche Sachen mit einander dergeſtalt ver— 
bunden, daß ſie weſentliche Beſtandtheile einer einheitlichen 
Sache werden, jo werden die bisherigen Eigenthümer Mit- 
eigenthümer diejer Sache; die Antheile beftimmen fich nad) 
dem Verhältniſſe des Werthes, den die Sachen zur Zeit der 
Verbindung haben. 

St eine der Sachen al3 die Hauptjache anzufehen, jo 
erwirbt ihr Eigenthümer das Alleineigenthum. 


S. 948. 


Werden bewegliche Sachen mit einander untrennbar 
vermischt oder vermengt, jo finden die VBorjchriften des $. 947 
entjprechende Anwendung. 

Der Untrennbarfeit fteht e8 gleich, wenn die Trennung 
der vermijchten oder vermengten Sachen mit unverhältniß- 
mäßigen Koften verbunden fein würde. 


$. 949. 


Erliiht nad) den 88. 946 bis 948 das Eigenthum an 
einer Sache, jo erlöfchen auch die fonftigen an der Sache 
beftehenden Rechte. Ermwirbt der Eigenthümer der belafteten 
Sache Miteigenthum, fo bejtehen die Rechte an dem Antheile 
fort, der an die Stelle der Sache tritt. Wird der Eigen- 
thümer der belafteten Sache Alleineigenthümer, jo erjtreden 
ji die Rechte auf die Hinzutretende Sache. 

S. 950. 

Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines oder 

mehrerer Stoffe eine neue bewegliche Sache herjtellt, erwirbt 


da3 Eigenthum an der neuen Sache, fofern nicht der Werth 
der Verarbeitung oder der Ummbildung erheblich geringer ift 
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als der Werth des Stoffes. Als Verarbeitung gilt auch das 
Schreiben, Zeichnen, Malen, Druden, Graviren oder eine 
ähnliche Bearbeitung der Oberfläche. 

Mit dem Ermwerbe des Eigenthums an der neuen Sache 
erlöjchen die an dem Stoffe bejtehenden Rechte. 

$. 951. 

Wer in Folge der PVorjchriften der 88. 946 bis 950 
einen Rechtäverhuft erleidet, kann von demjenigen, zu befien 
Bunften die Necht3änderung eintritt, Vergütung in Geld 
nad den Borjchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung fordern. Die Wiederherftellung des 
früheren gar fann nicht verlangt werden. 

Die Vorſchriften über die Verpflichtung zum Schadens- 
erjage wegen unerlaubter Handlungen ſowie die Vorjchriften 
über den Erjag von Verwendungen und über das Recht zur 
Wegnahme einer Einrichtung bleiben unberührt. In den 
Fällen der 88. 946, 947 ift die Wegnahme nach den für 
da3 Wegnahmerecht des Beligerd gegenüber dem Eigenthümer 
— Vorſchriften auch dann zuläſſig, wenn die Ver— 
indung nicht von dem Beſitzer der Varhe bewirkt 
worden iſt. 

S. 952. 

Das Eigenthum an dem über eine Forderung aus- 
geftellten Schuldjcheine fteht dem Gläubiger zu. Das Recht 
eine3 Dritten an der Forderung erftredt fi) auf den 
Schuldicein. 

Das Gleiche gilt für Urkunden über andere Rechte, Fraft 
deren eine Leiftung gefordert werden kann, in3bejondere für 
Hypothefen-, Grundichuld- und Nentenfchuldbriefe. 


IV. Erwerb von Erzengniffen und fonftigen Bejtandtheilen 
einer Sache. 


$. 953. 

Erzeugniffe und jonftige Beftandtheile einer Sache ge- 
hören auch nach der Trennung dem Eigenthümer der Sache, 
joweit fi) nicht aus den 88. 954 bis 957 ein Anderes 
ergiebt. 
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$. 954. 


Wer vermöge eined Rechtes an einer fremden Sache be- 
fugt ift, ſich Erzeugnifje oder ſonſtige Beſtandtheile ber 
Sache anzueignen, erwirbt das Eigentum an ihnen, uns 
beſchadet der Vorſchriften der 88. 955 bis 957, mit Der 
Trennung. 

$. 955. 

Wer eine Sache im Eigenbefie hat, erwirbt da3 Eigen- 
thum an den Erzeugniffen und fonjtigen zu den Früchten 
der Sache gehörenden Beltandtheilen, unbejchadet der Vor— 
ichriften der 88. 956, 957, mit der Trennung. Der Erwerb 
ift ausgefchloffen, wenn der Eigenbefiter nicht zum Eigen- 
befi oder ein Anderer vermöge eines Rechtes an der Sache 
En Fruchtbezuge berechtigt ift und der Eigenbefiger bei dem 

rwerbe des Eigenbeſitzes nicht in gutem Glauben ijt oder 
vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt. 

Dem Eigenbefiter fteht derjenige gleich, welcher die Sache 
zum Zwecke der Ausübung eines Nutzungsrechts an ihr befigt. 

Auf den Eigenbefig und den ihm gleichgeftellten Beſitz 
findet die Vorjchrift des 8. 940 Abi. 2 a An⸗ 
wendung. 


$. 956. 


Geftattet der Eigenthümer einem Anderen, fi) Erzeug- 
niſſe oder fonftige Beitandtheile der Sache anzueignen, ho 
erwirbt diejer das Eigenthum an ihnen, wenn der Beſitz der 
Sache ihm überlafjen ift, mit der Trennung, anderenfalls 
mit der Beligergreifung. Iſt der Eigenthümer zu der Ge- 
Far: verpflichtet, jo fann er fie nicht widerrufen, jolange 
be = Andere in den ihm überlaffenen Beſitze ber Sade 
efindet. 

Das Gleiche gilt, wenn die Geftattung nicht von dem 
Eigenthümer, fondern von einem Anderen ausgeht, dem 
Erzeugniffe oder fonftige Beftandtheile einer Sache nad) der 
Trennung gehören. 

S. 957. 


Die Vorſchriften des 8. 956 finden auch dann An- 
wendung wenn derjenige, welcher die WUneignung einem 
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Anderen geftattet, Hierzu nicht berechtigt ift, e3 ſei denn, 
daß der Andere, falls ihm der Beſitz der Sache überlafjen 
wird, bei der Ueberlaffung, anderenfall3 bei der Ergreifung 
de3 Beſitzes der Erzeu nifte oder der — Beſtandtheile 
nicht in gutem Glauben iſt oder vor der Trennung den 
Rechtsmangel erfährt 


V. Aneignung. 


$. 958. 
Wer eine herrenlojfe bewegliche Sache in Eigenbefit 
ninmt, erwirbt da3 Eigenthum an der Sache. 
Das Eigenthum mird nicht erworben, wenn die An— 
eignung gejeßlich verboten ift oder wenn durch die Beſitz- 
ergreifung das Aneignungsrecht eines Anderen verlegt wird. 


$. 959. 

Eine bewegliche Sad)e wird Herrenlos, wenn der Eigen- 

thümer in der Abficht, auf das Eigenthum zu verzichten, den 
ejig der Sache aufgiebt. 
$. 960. 

Wilde Thiere find herrenlos, folange fie fich in der Frei— 

3 befinden. Wilde Thiere in Thiergärten und Fiſche in 
eichen oder anderen gejchloffenen Privatgewäſſern find nicht 
herrenlos. 

Erlangt ein gefangenes wildes Thier die Freiheit wieder, 
jo wird es herrenlos, wenn nicht der ——— das Thier 
unverzüglich verfolgt oder wenn er die Verfolgung aufgiebt. 

Ein gezähmtes Thier wird herrenlos, wenn es die Ge— 
wohnheit ablegt, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren. 


$. 961. 


Zieht ein Bienenſchwarm aus, ſo wird er herrenlos, 
wenn nicht der Eigenthümer nn unverzüglich verfolgt oder 
wenn der Eigenthümer die Verfolgung aufgiebt. 


$. 962. 


Der Eigenthümer de3 Bienenſchwarmes darf bei der 
Verfolgung em e Grundftüde betreten. Iſt der Schwarm 
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in eine fremde nicht bejegte Bienenwohnung eingezogen, jo 
darf der Eigenthümer de3 Schwarmes zum Zwecke des Ein- 
fangens die Wohnung öffnen und die Waben herausnehmen 
oder herausbrechen. Er Hat den entjtehenden Schaden zu 


erjegen. | 
$. 963. 


Vereinigen fich ausgezogene Bienenjchwärme mehrerer 
Eigenthümer, jo werden die Eigenthümer, welche ihre 
Schwärme verfolgt haben, Miteigenthümer des eingefangenen 
Geſammtſchwarmes; die Antheile beftimmen fich nad) der 
Bahl der verfolgten Schwärme. 


S. 964. 

Sit ein Bienenſchwarm in eine fremde bejehte Bienen- 
wohnung eingezogen, jo erjtreden ſich das Ei — und 
die ſonſtigen Rechte an den Bienen, mit denen die Wohnung 
beſetzt war, auf den eingezogenen Schwarm. Das Eigen— 
thum und die ſonſtigen Rechte an dem eingezogenen 
Schwarme erlöſchen. 


VI. Fund. 


$. 965. 


Wer eine verlorene Sache findet und an fich nimmt, 
* dem Verlierer oder dem Eigenthümer oder einem 
— Empfangsberechtigten unverzügli Anzeige zu 
machen. 

Kennt der Yinder die Empfangsberechtigten nicht oder 
ift ihm ihr Aufenthalt unbekannt, jo hat er den Fund und 
die Umftände, melde für die Ermittelung der Empfangs- 
berechtigten erheblich fein können, unverzüglich der Polizei- 
behörde anzuzeigen. Iſt die Sade nicht mehr als brei 
Mark werth, % bedarf e3 der Anzeige nicht. 


$. 966. 
Der Finder ift zur Verwahrung der Sache verpflichtet. 
Sit der Verderb der Sache zu bejorgen oder iſt die 
Aufbewahrung mit unverhältnigmäßigen Koften verbunden, 
jo Hat der Finder die Sache öffentlich verfteigern zu Lajjen. 
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Vor der Verſteigerung iſt der Polizeibehörde Anzeige zu 
machen. Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 


$. 967. 
Der Finder ift berechtigt und auf Anordnung der Polizei 
behörde verpflichtet, die Sache oder den PBerfteigerungserlös 
an die Bolizeibehörde abzuliefern. 


8. 968. 
Der Finder Hat nur Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit zu 
bertreten. 


$. 969. 

Der Finder wird durcd die Herausgabe der Sache an 
den Berlierer auch den ſonſtigen Empfangsberechtigten gegen- 
über befreit. 

§. 970. 

Macht der Finder zum Zwecke der Verwahrung oder 
Erhaltung der Sache oder zum Zwecke der Ermittelung eines 
Empfangsberechtigten Aufwendungen, die er den Umjtänden 
nach für erforderlich Halten darf, jo fann er von dem 
Empfangsberechtigten Erſatz verlangen. 


$. 971. 


Der Finder kann von dem Empfangsberechtigten einen 
Finderlohn verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem 
Werthe der Sache bis zu dreihundert Mark fünt bom Hun- 
dert, von dem Mehrwerth eins vom Hundert, bei Thieren 
eins vom Hundert. Hat die Sache nur für den Empfangd- 
berechtigten einen Werth, jo ift der Finderlohn nach billigem 
Ermefjen zu beftimmen. 

Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der Finder Die 
Anzeigepflicht verlegt oder den Fund auf Nachfrage ver- 
heimlicht. 

§. 972. 


Auf die in den 88. 970, 971 beftimmten Ansprüche 
finden die für die Anfprüche des Beſitzers gegen den Eigen- 
thümer megen Verwendungen ne orjchriften Der 
88. 1000 bis 1002 entjprechende Anmwendung. 
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$. 973. 

Mit dem Ablauf eines Jahres nad) der Anzeige des 
Fundes bei der Volizeibehörde erwirbt der Finder das Eigen- 
thum an der Sache, e3 ſei denn, daß vorher ein Empfangs- 
berechtigter dem Yinder bekannt geworden ift oder fein Recht 
bei der Polizeibehörde angemeldet hat. Mit dem Ermwerbe 
des Eigenthums erlöfchen die fonfligen Rechte an der Sache. 

St die Sache nit mehr als drei Marf werth, jo be- 
ginnt die einjährige Frift mit dem Funde. Der Finder er- 
wirbt das Eigentum nicht, wenn er den Fund auf Nad)- 
frage verheimlidht. Die Anmeldung eines Rechtes bei der 
Polizeibehörde fteht dem Erwerbe de3 Eigenthums nicht ent» 


gegen. 
$. 974. 


Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Frift Empfangs- 
berechtigte dem Finder befannt geworden oder haben fie bei 
einer Sache, die mehr al3 drei Mark mwerth ift, ihre Nechte 
bei der Bolizeibehörde rechtzeitig angemeldet, jo kann der 
Finder die Empfangsberechtigten nad) den Vorſchriften des 
8. 1003 zur Erflärung über die ihm nad) den 88. 970 
bis 972 zuftehenden Anſprüche auffordern. Mit dem Ab— 
laufe der für die Erklärung beftimmten Frift erwirbt ber 
Finder das Eigenthum und erlöfchen die jonftigen Rechte an 
der Sache, wenn nicht die Empfangsberechtigten ſich recht- 
zeitig zu der Befriedigung der Anſprüche bereit erklären. 


S. 975. 

Durch die Ablieferung der Sache oder des Verfteigerungs- 
erlöjes an die Polizeibehörde werden die Nechte ded Finder 
nicht berührt. Läßt die PBolizeibehörde die Sache verfteigern, 
fo tritt der Erlös an die Stelle der Sache. Die Polizei- 
behörde darf die Sache oder den Erlös nur mit Zuftimmung 
des Finders einem Empfangsberechtigten herausgeben. 


$. 976. 
Berzichtet der Finder der Polizeibehörde gegenüber auf 
das Recht zum Ermwerbe des Eigenthums an der Sache, jv 
geht fein Recht auf die Gemeinde des Fundort3 über. 
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Hat der Finder nad) der Ablieferung der Sache oder 
de3 Ber — an die Polizeibehörde auf Grund 
der Vorſchriften der 88. 973, 974 das Eigenthum erworben, 
ſo geht es auf die Gemeinde des Fundorts über, wenn nicht 
der Finder vor dem Ablauf einer ihm von der Polizei— 
behörde beſtimmten Friſt die Herausgabe verlangt. 


§. 977. 

Wer in Folge der Vorſchriften der 88. 973, 974, 976 
einen Rechtsverluſt erleidet, kann in den Faͤllen der 88. 973, 
974 von dem Finder, in den Fällen des 8. 976 von der 
Gemeinde des Fundorts die Herausgabe des durd) die Rechtö- 
änderung Erlangten nad) den Vorjchriften über die Heraus- 

abe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Der An- 
pruch erliiht mit dem Ablaufe von drei Jahren nad) dem 
Mebergange des Eigenthums auf den Finder oder Die Ge- 
meinde, wenn nicht die gerichtliche Geltendmachung vorher 
erfolgt. 

$. 978. 


Mer eine Sache in den Gejchäftgräumen oder den Be- 
* förderungsmitteln einer öffentlichen Behörde oder einer dem 
öffentlichen. nn dienenden Berfehrdanftalt findet und an 
ſich nimmt, hat die Sache unverzüglich an die Behörde oder 
die Verfehrsanftalt oder an einen ihrer Angeftellten abzu- 
liefern. Die Borjchriften der 88. 965 bis 977 finden feine 
Anmendung. 
8. 979. 


Die Behörde oder die Verfehrsanftalt kann die an fie 
abgelieferte Sache öffentlich en lafien. Die öffent- 
lichen Behörden und bie Verfehrsanftalten des Reichs, der 
Bundesftaaten und der Gemeinden können die Berfteigerung 
durch einen ihrer Beamten vornehmen laffen. 

Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 


$. 980. 
Die Berfteigerung ift erft zuläffig, nachdem die Empfang3- 
berechtigten in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes 
zur Anmeldung ihrer Rechte unter Beſtimmung einer Frift 
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aufgefordert worden find und die Frijt verftrichen ift; fie ift 
unzuläfig, wenn eine Anmeldung rechtzeitig erfolgt ift. 

Die Bekanntmachung ift nicht erforderlih, wenn Der 
Berderb der Sache zu bejorgen oder die Aufbewahrung mit 
unverhältnigmäßigen Koften verbunden ift. 


$. 981. 


Sind feit dem Ablaufe der in der öffentlichen Bekannt— 
machung bejtimmten Friſt drei Jahre verftrichen, jo fällt 
der Verſteigerungserlös, wenn nicht ein Empfangsberechtigter 
fein Recht angemeldet hat, bei Reichsbehörden und Reichs— 
anftalten an den Neichzfisfus, bei Landesbehörden und 
Landesanftalten an den Fisfus des Bundesftant3, bei Ge- 
meindebehörden und Gemeindeanftalten an die Gemeinde, 
bei Berfehrsanftalten, die von einer Privatperſon betrieben 
werden, an Diele. 

die ala ra ohne die öffentliche Bekannt— 
machung erfolgt, jo beginnt die dreijährige Frift erft, nad)- 
dem die Empfangöberedhtigten in einer öffentlichen Belannt- 
machung des Fundes zur Anmeldung ihrer Rechte aufge- 
fordert worden find. Das Gleiche gilt, wenn gefundene 
Geld abgeliefert worden ift. 

Die Koften werden von dem herauszugebenden Betrag 
abgezogen. 

8. 982. 


Die in den 88. 980, 981 vorgejchriebene Belannt- 
machung erfolgt bei Neich3behörden und Neichdanftalten nach 
den von dem Bundesrat, in den übrigen Fällen nach den 
bon der Bentralbehörde des Bundesftaat3 erlafjenen Vor— 
ſchriften. 

8. 983. 


Iſt eine öffentliche Behörde im Beſitz einer Sache, zu 
deren Herausgabe ſie verpflichtet iſt, ohne daß die Verpflich— 
tung auf Vertrag beruht, ſo finden, wenn der Behörde der 
Empfangsberechtigte oder deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, 
die — der 88. 979 bis 982 entſprechende An— 
wendung. 
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5. 984. 

Wird eine Sache, die jo lange verborgen gelegen hat, 
daß der Eigenthümer nicht mehr zu ermitteln ıjt (Schap), 
entdedt und in Folge der Entdedung in Seit genommen, 
jo wird das Eigenthum zur Hälfte von dem Entdeder, zur 
Hälfte von dem Eigenthümer der Sache erworben, in melcher 
der Schaß verborgen mar. 


Vierter Titel. 
Anfprücde aus dem Eigenthume, 


$. 985. 


Der Eigenthümer fann von dem Befiter die Herausgabe 
der Sache verlangen. 
$. 986. 


Der Beliger kann die Herausgabe der Sache verweigern, 
wenn er oder der mittelbare Befier, von dem er fein Recht 
zum Beſitz ableitet, dem Eigenthümer gegenüber zum Befige 
berechtigt ift. Iſt der mittelbare Befiger dem Eigenthümer 
gegenüber zur Ueberlaſſung des Beſitzes an den Beſitzer 
nicht befugt, jo fann der Eigenthümer von dem Befiger die 
Herausgabe der Sadhe an den mittelbaren Befiter oder 
wenn Diejer den Beſitz nicht mwiederübernehmen kann oder 
will, an fich jelbjt verlangen. 

Der Beliger einer Sache, die nach 8. 931 durch Ab- 
tretung des Anjpruch3 auf Herausgabe veräußert worden ift, 
fann dem neuen Eigenthümer die Einwendungen entgegen- 
jegen, welche ihm gegen den abgetretenen Anjpruch zujtehen. 


g. 987. 


Der Beſitzer hat dem Eigenthümer die Nutzungen 
en, die er nad) dem Eintritte der Nechtshängig- 
eit zieht. 

Dicht der Beſitzer nach dem Eintritte der Nechtshängig- 
feit Nugungen nicht, die er nach den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirthichnft ziehen könnte, fo ift er dem Eigen- 
thümer zum Erjahe verpflichtet, fomweit ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällt. 
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F. 988. 

Hat ein Befiter, der die Sache ala ihm gehörig oder 
zum Zwecke der Ausübung eines ihm im Wirklichkeit nicht 
zuftehenden Nutzungsrechts an der Sache bejigt, den Beſitz 
unentgeltlich erlangt, jo ift er dem Eigenthümer gegenüber 
zur Herausgabe der Nubungen, die er vor dem Eintritte 
der Rechtshängigkeit zieht, nach den Borjchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtet. 


$. 989. 


Der Beliter ift von dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
an dem Eigenthümer für den Schaden verantwortlich, der 
dadurch entfteht, daß in Folge feines Verſchuldens die Sache 
verjchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen Grunde 
von ihm nicht herausgegeben werden Tann. 


$. 990. 


War der Beliger bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht 
in gutem Glauben, jo Haftet er dem Eigenthümer von der 
Zeit des Erwerbes an nad) den 88. 987, 989. Erfährt der 
Beliger jpäter, daß er zum Belige nicht berechtigt ıft!, jo 
ze er in gleicher Weife von der Erlangung der 

enntniß an. 

Eine weitergehende Haftung des Beſitzers wegen Verzugs 
bleibt unberührt. 


$. 991. 


Leitet der Befiter das Necht zum Beſitze von einem 
mittelbaren Bejiger ab, fo finden die Vorjchriften des 8. 990 
in Anjehung der Nubungen nur Anwendung, wenn Die 
Borausjeßungen de3 $. 990 auch bei dem mittelbaren Be- 
figer vorliegen oder diefem gegenüber die Rechtshängigfeit 
eingetreten ift. 

War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Befibes in gutem 
Glauben, jo get er gleichwohl von dem Erwerb an den im 
8. 989 bezeichneten Schaden dem Eigenthümer gegenüber 
infoweit zu vertreten, al3 er dem mittelbaren Bejiger ver- 
antwortlich ift. 
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5. 992. 


Hat fi der Befiger durch verboterre Eigenmacht oder 
durch eine ftrafbare Handlung den Bei verichafft, fo ale 
er dem Eigenthümer nach den Vorjchriften über den Schadens- 
erjag megen unerlaubter Handlungen. 


$. 993. 


Liegen die in den 88. 987 bis 992 bezeichneten Voraus- 
jegungen nicht vor, fo hat der Beſitzer die gezogenen Früchte, 
jomweit fie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth- 
ſchaft nicht al3 Ertrag der Sache anzufehen find, nach den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben; im Webrigen ift er weder zur 
—— von Nutzungen noch zum Schadenserſatze ver— 
pflichtet. 

Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen 
verbleiben, finden auf ihn die Vorſchriften des 8. 101 An— 
wendung. 

$. 994. 


Der Beliger kann für die auf die Sache gemachten noth- 
wendigen Verwendungen von dem Eigenthümer Erſatz ver- 
langen. Die gewöhnlichen Erhaltungskoften find ihm jedoch 
für ia Beit, für welche ihm die Nutungen verbleiben, nicht 
zu erjeßen. 

Macht der Beliger nad) dem Eintritte der Recht3hängig- 
feit oder nach dem Beginne der im 8. 990 bejtimmten Haf- 
tung notwendige Verwendungen, jo beftimmt ſich die Erjaß- 
pflicht Des ee nah den Borjchriften über die 
Geichäftsführung ohne Auftrag. 


$. 995. 


Zu den nothwendigen Verwendungen im Sinne des 

& 994 gehören auch die Aufwendungen, die der Befiter zur 

eſtreitung bon Laften der Sache macht. Für die Zeit, für 

welche dem Beliger die Nutzungen verbleiben, find ihm nur 

die Aufwendungen für ſolche außerordentliche Laften zu er- 

ſetzen, die”al3 auf den Stammwerth der Sache gelegt anzu: 
* ſind. 
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8. 996. 


Für andere als nothmwendige Verwendungen kann ber 
Beliger Erjag nur injomweit verlangen, als fie vor dem Ein- 
tritte der Nechtshängigfeit und vor dem Beginne der im 
$. 990 bejtimmten Haftung gemacht werden und der Werth 
der Sache durch fie noch zu der Zeit erhöht ift, zu welcher 
der Eigenthümer die Sache wiedererlangt. 


$. 997. 


Hat der Beſitzer mit der Sache eine andere Sache ala 
wejentlihen Beitandtheil verbunden, jo kann er fie abtrennen 
und fic) aneignen. Die Vorjchriften des 8. 258 finden An— 
wendung. 

Das Recht zur Abtrennung ift ausgejchloffen, wenn der 
Beſitzer nad) 8. 994 Abſ. 1 Satz 2 für die Verwendung 
Erjag nicht verlangen kann oder die Abtrennung für ihn 
feinen Nugen Hat oder ihm mindeften3 der Werth erſetzt 
wird, den der Beitandtheil nach der Abtrennung für ihn 
haben würde. 

$. 998. 


Sit ein landwirthſchaftliches Grundftüd herauszugeben, 
jo hat der Eigenthümer die Koften, die der Beſitzer auf die 
noch nicht getrennten, jedoch nach den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirthichaft vor dem Ende des Wirthfcaftsjahrs 
zu trennenden Früchte verwendet hat, injoweit zu erjeßen, 
al3 fie einer ordnungsmäßigen Wirthichaft entjprechen und 
den Werth dieſer Früchte nicht überfteigen. 


$. 999. 


Der Beliger kann für die Verwendungen eined Vor— 
befiers, dejjen Rechtsnachfolger er geworden ift, in dem- 
jelben Umfang Erjag verlangen, in welchem ihn der Vor- 
befiger fordern könnte, wenn er die Sache herauszugeben 
hätte. 

Die Verpflichtung de3 Eigenthümerd zum Erſatze von 
Verwendungen erftredt ſich auch auf die Verwendungen, 
die gemacht worden find, bevor er das Eigenthum er- 
worben hat. 
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$. 1000. 

Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, 
bi3 er wegen der ihm zu erjegenden Verwendungen befriedigt 
wird. Das Burüdbehaltungsrecht fteht ihm nicht zu, wenn 
er die Sache durch eine vorjäßlich begangene unerlaubte 
Handlung erlangt hat. 

$. 1001. 


Der Befiter kann den Anſpruch auf den Erjab der 
Verwendungen nur geltend machen, wenn der Eigenthümer 
die Sache wiedererlangt oder die Verwendungen genehmigt. 
Bis zur ———— der Verwendungen kann ſich der 
Eigenthümer von dem Anſpruche — befreien, daß er 
die wiedererlangte Sache zurückgiebt. Die Genehmigung gilt 
als ertheilt, wenn der Eigenthümer die ihm von dem Be— 
ſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotene Sache an— 


nimmt. 
$. 1002. 

Giebt der Beſitzer die Sache dein Eigenthümer heraus, 
jo erliicht der Anſpruch auf den Erſatz der Verwendungen 
mit dem Ablauf eines Monat3, bei einem Grundſtücke mit 
dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) der Herausgabe, wenn 
nicht vorher die gerichtliche Geltendmachung erfolgt oder der 
Eigentümer die Verwendungen genehmigt. 

Auf diefe Friften finden die für die Verjährung gelten- 
den Vorſchriften der 88. 203, 206, 207 entiprechende An—⸗ 


wendung. * 
. 003. 


Der Beliger kann den Eigenthümer unter Angabe des 
al3 Erſatz verlangten Betragd auffordern, fi innerhalb 
einer von ihm bejtimmten angemejjenen Friſt darüber zu 
erflären, ob er die Verwendungen genehmige. Nach dem 
Ublaufe der Frift ift der Beſitzer berechtigt, Befriedigung aus 
der Sache nad) den Borjchriften über den Pfandverfauf, bei 
einem Grundftüde nach den Vorichriften über die Zwangs— 
vollftredung in das unbewegliche Vermögen zu fuchen, wenn 
nicht die Genehmigung rechtzeitig erfolgt. 

Beftreitet der Eigenthümer den Anspruch vor dem Ab- 
laufe der Frift, jo Tann ſich der Befiger aus der Sache erſt 
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dann befriedigen, wenn er nach rechtäfräftiger Feſtſtellung 
des Betrag3 der Verwendungen den Eigenthümer unter Be— 
ftimmung einer angemefjenen Frift zur Erflärung auf- 
"liess hat und die Friſt verftrichen ift; das Recht auf 

efriedigung aus der Sache ift ausgeſchloſſen, wenn die Ge— 
nehmigung rechtzeitig erfolgt. 


$. 1004. 

Wird das re in anderer Weife als durch Ent— 
iehung oder Vorenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt, jo 
* der Eigenthümer von dem Störer die Beſeitigung der 
Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen 
zu beſorgen, ſo kann der Eigenthümer auf Unterlaſſung klagen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigenthümer 
zur Duldung verpflichtet iſt. 


$. 1005. 

Befindet fi) eine Sache auf einem Grundftüde, da3 ein 
Anderer al3 der Eigenthümer der Sache bejitt, jo fteht 
diejem gegen den Beſitzer des Grundftüd® der im 8. 867 
beitimmte Anspruch zu. 


F. 1006. 

Zu Gunften des Beſitzers einer beweglichen Sache wird 
vermuthet, daß er Eigenthümer der Sache jei. Dies gilt 
jedoch nicht einem früheren Befiger gegenüber, dem die Sache 

eitohlen worden, verloren gegangen oder jonjt abhanden ge- 
ommen iſt, e3 jei denn, bat ed fich um Geld oder Inhaber— 
papiere handelt. 

Zu Gunften eines früheren Beſitzers wird vermuthet, 
daß er während der Dauer feines Belibes Eigenthümer der 
Sache gewejen fei. 

Sm alle eines mittelbaren Bejiges gilt die Vermuthung 
für den mittelbaren Beſitzer. 


$. 1007. 

Wer eine bewegliche Sache im Befite gehabt Hat, kann 
bon dem Bejiger die Herausgabe der Sache verlangen, 
wenn Diejer bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem 
Slauben mar. 
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Iſt die Sache dem früheren Beſitzer geftohlen worden, 
verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen, jo fann 
er die Herausgabe auch von einem gutgläubigen Beſitzer ver- 
langen, e3 fei denn, daß diejer Eigenthiimer der Sache ijt 
oder die Sache ihm vor der Beſitzzeit des früheren Beſitzers 
abhanden geflommen war. Auf Get und Snhaberpapiere 
findet diefe Vorjchrift Feine Anwendung. 

Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der frühere Be- 
figer bei dem Ermwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben 
war oder wenn er den Befit aufgegeben hat. Im Webrigen 
finden die Vorjchriften der 88. 986 bis 1003 entiprechende 
Anwendung. 


Fünfter Titel, 
Miteigenthum, 


$. 1008. 


Steht da3 Eigenthun an einer Sache Mehreren nad 
Brudiheilen zu, # gelten die Vorſchriften der 88. 1009 


bis 1011. 
$. 1009. 
Die gemeinschaftliche Sache kann auch zu Gunsten eines 
—— ümers belaſtet werden. 
ie Belaſtung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks zu 
Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grund— 
ſtücks ſowie die Belaſtung eines anderen Grundſtücks zu 
Gunſten der jeweiligen Eigenthümer des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das andere 
Grundſtück einem Miteigenthümer des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks gehört. 
$. 1010. 


Hchen die Miteigenthümer eines Grundftüds die Ver- 
mwaltung und Mae geregelt oder das Recht, die Auf- 
hebung der Gemeinjchaft zu verlangen, für immer oder auf 
Beit ausgejchloffen oder eine Kündigungsfrift beftimmt, jo 
wirft die getroffene Beftimmung gegen den Sondernachfolger 
eines Miteigenthümers nur, wenn fie als Belaftung des An- 
tgeil3 im Grundbuch eingetragen ift. 

16* 
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Die in den 88. 755, 756 beftimmten Ansprüche können 
gegen den GSondernachfolger eines Miteigenthümerd nur 
geltend gemacht werden, wenn fie im Grundbuch einge- 
tragen find. 

S. 1011. 


Feder Miteigenthümer kann die Anfprüche aus dem 
Eigenthume Dritten gegenüber in Anfehung der ganzen Sache 
geltend machen, den Anſpruch auf Herausgabe jedoch nur in 
Gemäßheit des 8. 432. 


Vierter Abjchnitt. 
Erbbauredit. 


8. 1012. 

Ein ke fann in der Weiſe belaftet werden, daß 
demjenigen, zu defjen Gunften die Belaftung erfolgt, da3 ver- 
äußerfiche und vererbliche Recht zufteht, auf oder unter der 
Oberflähe des Grundftüd3 ein Bauwerk zu Haben (Erb- 
baurecht). 

$. 1013. 


Das Erbbauredht kann auf die Benubung eines für das 
Baumerf nicht erforderlichen Theiles des Grundftüds erjtredt 
werden, wenn jie für die Benußung des Bauwerkes Bor- 


theil bietet. 
§. 1014. 


Die Beichränfung des Erbbaurechts auf einen Theil 

eined Gebäudes, insbejondere ein Stodwerf, ift unzuläflig. 
$. 1015. 

Die zur Beitellung des Erbbaurechts nad) 8. 873 er- 
forderlihhe Einigung des Eigenthümerd und des Ermwerbers 
muß bei gleichzeitiger Anmwefenheit beider Theile vor dem 
Grundbuchamt erflärt werden. 

8. 1016. 

Dad Erbbaurecht erlifcht nicht dadurd, daß dad Bau- 

wert untergebt. 
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$. 1017. 
Für das Erbbaurecht gelten die fich auf Grundftüde be- 
ziehenden Borjchriften. 
Die für den Erwerb des Eigenthums und die Anfprüche 
aus dem Eigenthume geltenden Vorſchriften finden auf das 
Erbbaurecht entjprechende Anwendung. 


Fünfter Abjchnitt. 
Dienitbarkeiten. 


Erſter Titel. 
Grunddienfitbarkeiten, 


$. 1018. 


Ein Grundftüd kann zu Gunften des jeweiligen Eigen- 
thümers eine3 anderen Grundftüds in der Weiſe belaftet 
werden, daß dieſer dad Grundjtüd in einzelnen Beziehungen 
benugen darf oder daß auf dem Grundftüde gewiſſe Hand- 
lungen nicht vorgenommen werden dürfen oder daß die Aus- 
. übung eines Rechtes ausgejchloffen ift, das fi) aus dem 
Eigenthum an dem belajteten Grundftüde dem anderen 
Grundjtüde gegenüber ergiebt (Grunddienftbarfeit). 


$. 1019. 


Eine Grundbdienjtbarfeit kann nur in einer Belaftung 
beftehen, die für die Benugung des Grundftüds des Be— 
rechtigten Vortheil bietet. Ueber da3 fich hieraus ergebende 
Maß hinaus kann der Inhalt der Dienftbarkeit nicht erftredt 


werden. 
$. 1020. 


Bei der Ausübung einer Grunddienftbarfeit hat der 
Berechtigte das Intereſſe des Eigenthümerd des belafteten 
Grundftüds thunlichft zu jchonen. Hält er zur Ausübung 
der Dienftbarfeit auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, 
jo Hat er fie in ordnungsmäßigem Zuftande zu erhalten, jo- 
weit das Intereſſe des Eigenthümers es erfordert. 
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$. 1021. 


Gehört zur Ausübung einer Grunddienftbarfeit eine 
Anlage auf dem belafteten Grundſtücke, jo Tann beſtimmt 
werden, daß der Eigenthümer dieſes Grundſtücks die Anlage 
zu unterhalten hat, ſoweit da3 Intereſſe ded Berechtigten e3 
erfordert. Gteht dem Eigenthümer da3 Recht zur Mit- 
benußung der Anlage zu, jo kann beftimmt werden, daß der 
Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat, ſoweit e3 für da3 
— des Eigenthümers erforderlich iſt. 

Auf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vor— 
ſchriſften über die Reallaſten entſprechende Anwendung. 


g. 1022. 


Beſteht die Grunddienſtbarkeit in dem Rechte, auf einer 
baulichen Anlage des belaſteten Grundſtücks eine bauliche 
Anlage zu halten, ſo hat, wenn nicht ein Anderes beſtimmt 
iſt, der Eigenthümer des belafteten Grundftüd feine Anlage 
zu unterhalten, jomweit das Intereſſe des Berechtigten es er- 
fordert. Die Vorschrift des $. 1021 Abi. 2 gilt aucd für 
diefe Unterhaltungspflicht. 

$. 1023. 


Beſchränkt ſich die jeweilige Ausübung einer Grund- 
dienftbarleit auf einen Theil des belafteten Grundftüd3, fo 
fann der Eigenthümer die Verlegung der Ausübung auf eine 
andere, für den Berechtigten ebenjo geeignete Gtelle ver- 
langen, wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle für 
ihn befonders bejchwerlich i die Koften der Verlegung hat 
er zu tragen und vorzufchiegen. Dies gilt auch dann, wenn 
ber Theil des Grundjtüd3, auf den fi) die Ausübung be- 
ſchränkt, durch Rechtsgefchäft beſtimmt ift. 

Das Necht auf die Verlegung kann nicht durch Rechts— 
gefchäft ausgejchlofjen oder befchränft werden. 


$. 1024. 


ifft eine Grunddienſtbarkeit mit einer anderen Grund» 
bienfin eit oder einem fonftigen Nußungsreht an dem 
Grundſtücke dergeftalt zufammen, daß die Rechte neben- 
einander nicht oder nicht vollftändig ausgeübt werden können, 
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und haben die Rechte gleichen Rang, jo fann jeder Berechtigte 
eine den Intereſſen aller Berechtigten nach billigem Ermefjen 
entjprechende Regelung der Ausübung verlangen. 


8. 1025. 

Wird dad Grundftüd des Berechtigten getheilt, fo be- 
fteht die Grunddienftbarfeit für die einzelnen Theile fort; 
die Ausübung iſt jedoch im Bmeifel nur in der Weije zu- 
läffig, daß fie für den Eigenthümer de3 belafteten Grund- 
ſtücks nicht bejchwerlicher wird. Gereicht die Dienftbarfeit 
nur einem der Theile zum Bortheile, jo erlijcht fie für die 
übrigen Theile. 

$. 1026. 


Wird das belaftete Grundftüd getheilt, jo werden, wenn 
die Ausübung der Grunddienftbarfeit auf einen beftimmten 
Theil de3 belafteten Grundſtücks befchränft ift, die Theile, 
welche außerhalb des Bereich der Ausübung liegen, von 
der Dienftbarfeit frei. 

$. 1027. 


Wird eine Grunddienftbarfeit beeinträchtigt, fo ftehen 
dem Berechtigten die im 8.1004 beftimmten Rechte zu. 


§. 1028. 

Sft auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, durch 
welche die Grunddienftbarkeit ee wird, errichtet 
worden, jo unterliegt der Anfpruch des Berechtigten auf Be- 
jeitigung der Beeinträchtigung der Verjährung, auch wenn 
die Dienftbarfeit im Grundbuch eingetragen ift. Mit ber 
Verjährung des Anſpruchs erlifcht die Dienftbarkeit, ſoweit 
ber Beſtand der Anlage mit ihr in Widerjpruch fteht. 

Die Borichriften des 8. 892 finden feine Anwendung. 


§. 1029. 

Wird der Beliter eines Grundftüds in der Ausübung 
einer für den Eigenthümer im Grundbuch RR 
Grunddienftbarkeit gejtört, jo finden die für den Beſitzſchutz 
geltenden Vorſchriften entjprechende Anwendung, foweit die 
Dienftbarkeit innerhalb eine® Jahres vor der Gtörung, jei 
es auch nur einmal, ausgeübt worden ift. 
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Bweiter Titel. 


Nnießbrauch. 
J. Nießbrauch an Sachen. 


8. 1030. 

Eine Sache kann in der Weife belaftet werben, daß 
derjenige, zu deſſen Gunften die Velaftung erfolgt, berechtigt 
ift, die Nußungen der Sache gi ziehen (Nießbrauch). 

Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner 
Nußungen beichränft werben. 


$. 1031. 
Mit dem Nießbrauch an einem Grundftüd erlangt der 
Niegbraucher den Nießbrauch an dem Zubehöre nach den für 
den Erwerb des Eigentums geltenden Vorjchriften des $. 926. 


$. 1032. 

Zur Beftellung des Nießbrauchs an einer bemeglichen 
Sache ift erforderlih, daß der Eigenthümer die Sache dem 
Erwerber übergiebt und beide darüber einig find, daß dieſem 
der Nießbrauch zuftehen fol. Die Vorichriften des 8. 929 
Sat 2 und der 88. 930 bi3 936 finden entjprechende An— 
wendung; in den Fällen des 8. 936 tritt nur die Wirfung 
ein, daf der Nießbrauch dem Rechte des Dritten vorgeht. 


$. 1033. 

Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache fann durch 
Erfigung erworben werden. Die für den Erwerb de3 Eigen- 
thums durch Erſitzung geltenden Vorſchriften finden ent» 
ſprechende Anwendung. 

§. 1034. 

Der Nießbraucher kann den Zuſtand der Sache auf ſeine 
Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. Das gleiche 
Recht ſteht dem Eigenthümer zu. 


$. 1035. 


Bei dem Niekbrauh an einem Inbegriffe von Sachen 
find der Nießbraucher und der Eigenthümer einander ver- 
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pflichtet, zur Aufnahme eines Verzeichnifjes der Sachen mit- 
zuwirfen. Das Verzeichniß ijt mit der Angabe des Tages 
der Aufnahme zu verjehen und von beiden Theilen zu unter» 
zeichnen; jeder Theil kann verlangen, daß die Unterzeichnung 
öffentlich beglaubigt wird. Jeder Theil kann auch verlangen, 
daß da3 Verzeichniß durch die zuftändige Behörde oder durd) 
einen zuftändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. 
Die Koften hat derjenige zu tragen und vorzuſchießen, welcher 
die Aufnahme oder die Beglaubigung verlangt. 
$. 1036. 
Der Nießbraucher ift zum Beſitze der Sache berechtigt. 
Er Hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bis— 
herige mirthichaftliche Beitimmung der Sache aufrechtzu- 
erhalten und nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth- 
ichaft zu verfahren. 
$. 1037. 


Der Niefbraucher ift nicht berechtigt, die Sache umzu- 
geftalten oder mejentlich zu verändern. 

Der Nießbraucher eines Grundftüds darf neue Anlagen 
ur. Gewinnung von Steinen, Kies, Sand, Lehm, Thon, 

ergel, Torf und fonjtigen Bodenbeftandtheilen errichten, 
jofern nicht die wirthichaftliche Beftimmung des Grundſtücks 
dadurch weſentlich verändert wird. 
$. 1038. . 

Iſt ein Wald Gegenstand des Nießbrauchs, jo kann jo- 
wohl der Eigenthümer al3 derNießbraucher verlangen, daß da3 
Maß der Nugung und die Art der weh pn Behand- 
(fung dur einen Wirthichaftsplan feitgejtellt werden. Tritt 
eine erhebliche Menderung der Umftände ein, fo fann jeder 
Theil eine entjprechende Wenderung de3 Wirthichaftsplang 
verlangen. Die Koften hat jeder Theil zur Hälfte zu tragen. 

Da3 Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere 
auf Gewinnung von Bodenbejtandtheilen gerichtete Anlage 
Gegenjtand des Nießbrauchs ift. 


$. 1039. 


Der Nießbraucher erwirbt das Eigenthum auch an 
ſolchen Früchten, die er den Regeln einer ordnungsmäßigen 
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Wirthichaft zuwider oder bie er deshalb im Uebermaße zieht, 
weil dies in Folge eines befonderen Ereignifjes nothwendig 
geworden ift. Er ift jedoch, unbejchadet jeiner Verantwort- 
lichkeit für ein Verſchulden, verpflichtet, den Werth der Früchte 
dem Eigenthümer bei der Beendigung des Nießbrauchs zu 
erſetzen und für die Erfüllung diefer Verpflichtung Sicherheit 
zu leiten. Sowohl der Eigenthümer al3 der Nießbraucher 
fann verlangen, daß der zu erjeßende Betrag zur Wieder- 
berjtellung der Sache injoweit verwendet wird, als e3 einer 
—— Wirthſchaft entſpricht. 

Wird die Verwendung zur Wiederherſtellung der Sache 
nicht verlangt, ſo fällt die Erſatzpflicht weg, buc durch 
den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug 
die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen beeinträchtigt 


werden. 
$. 1040. 

Das Recht des Nießbrauchers erſtreckt ſich nicht auf den 
Antheil des Eigenthümerd an einem Schatze, der in ber 
Sache gefunden wird. 

$. 1041. 


Der Nießbraucher Hat für die — der Sache in 
ihrem wirthſchaftlichen Beſtande zu ſorgen usbeſſerungen 
und Erneuerungen liegen ihm nur inſoweit ob, als ſie zu 
der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache gehören. 

$. 1042. 

Wird die Sache zerſtört oder bejchädigt oder wird eine 
außergewöhnliche Ausbefjerung oder Erneuerung der Sache 
oder eine Vorfehrung zum Schuge der Sache gegen eine 
nicht — Gefahr —— jo hat der Nieß— 
braucher dem Eigenthümer unverzüglich Anzeige zu machen. 
Das Gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Recht an der 
Sache anmaßt. 

$. 1043. 


Nimmt der Nießbraucher eines Grundftüds eine erforder- 
lich gewordene außergewöhnliche Ausbefjerung oder Erneuerung 
jelbjt vor, jo darf er zu diefem Bwede innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirthichaft auch Beltandtheile des 
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Grundftüds verwenden, die nicht zu den ihm gebührenden 
Früchten gehören. 
$. 1044. 


Nimmt der Nießbraucher eine erforderlich gewordene 
Ausbeſſerung oder Erneuerung der Sache nicht felbft vor, 
jo hat er dem Eigentümer die Bornahme und, wenn ein 
Grundſtück Gegenjtand des Nießbrauchs ift, die Verwendung 
der im $. 1043 bezeichneten Beftandtheile des Grundſtücks 
zu geitatten. 

$. 1045. 


Der Nießbraucher hat die Sache für die Dauer des 
Nießbrauchs gegen Brandfchaden und fonftige Unfälle auf 
feine Koſten unter Verficherung zu bringen, wenn die Ber- 
ficherung einer ordnungsmäßigen Wirthichaft entfpricht. Die 
Verſicherung ift fo zu nehmen, daß die Forderung gegen den 
Verſicherer dem Eigenthümer zufteht. | 

Iſt die Sache bereit perl ert, fo fallen bie * die 
Verſicherung zu leiſtenden Zahlungen dem Nießbraucher für 
die Dauer des Nießbrauchs zur Laſt, ſoweit er zur Ver— 
ſicherung verpflichtet ſein würde. 


§. 1046. 


An der Forderung gegen den Verſicherer ſteht dem 
Nießbraucher -der Nießbrauch nach den Vorſchriften zu, die 
für den Nießbrauch an einer auf Zinſen ausſtehenden 
Borderung gelten. 

Tritt ein unter die Verſicherung fallender Schaden ein, 
jo kann ſowohl der Eigenthümer als der Nießbraucher ver- 
langen, daß die Berfiderungsfunme ur Wiederherjtellung 
der Sache oder zur Beihaffung eines Erfaßes infoweit ver- 
wendet wird, ald ed einer ordnungsmäßigen Wirthichaft ent- 
jpricht. Der Eigenthümer fann die Verwendung ſelbſt bejorgen 
oder dem Nießbraucher überlaſſen. 


$. 1047. 


Der Nießbraucher ift dem Eigenthümer gegenüber ver- 
pflichtet,, für die Dauer de3 Nießbrauchs die auf der Sache 
ruhenden öffentlichen Laſten mit Ausfchluß der außerordent- 
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lihen Laften, die al3 auf den Stammwerth der Sache gelegt 
anzujehen find, ſowie diejenigen privatrechtlichen Laſten zu 
tragen, welche ſchon zur Zeit der Beftellung des Nießbrauchs 
auf der Sache ruhten, insbejondere die Zinſen der Hypo— 
thefenforderungen und Grundſchulden — die auf Grund 
einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen. 


$. 1048. 

Iſt ein Grundſtück ſammt Inventar Gegenſtand des 
Nießbrauchs, ſo kann der Nießbraucher über die einzelnen 
Stücke des Inventars innerhalb der Grenzen einer ordnungs— 
mäßigen Wirthſchaft verfügen. Er * für den gewöhnlichen 
Abgang ſowie für die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
— ausſcheidenden Stücke Erſatz zu beſchaffen; die 
von ihm angeſchafften Stücke werden mit der Einverleibung 
in das Inventar Eigenthum desjenigen, welchem das Inven— 
tar gehört. 

Uebernimmt der Nießbraucher das Inventar zum 
Schätzungswerthe mit der Verpflichtung, es bei der Be— 
endigung des Nießbrauchs zum Schätzungswerthe zurüd- 
— ar jo finden die Vorſchriften der 88. 588, 589 
entjprechende Anwendung. 

$. 1049. 

Macht der Nießbraucher Verwendungen auf die Sache, 
zu denen er nicht verpflichtet ift, fo bejtimmt fich die Erjaß- 
pflicht de3 Eigenthümers nach den Vorjchriften über die Ge- 
ihäftsführung ohne Auftrag. 

Der Nießbraucher ift berechtigt, eine Einrichtung, mit 
der er die Sache verjehen hat, wegzunehmen. 

§. 1050. 


Veränderungen oder Berfchlechterungen der Sache, welche 
durch die ordnungsmäßige Ausübung de3 Nießbrauchs Herbei- 
geführt werden, hat der Nießbraucher nicht zu vertreten. 

S. 1051. 

Wird durch das Verhalten des Nießbraucherd die Be- 

jorgniß einer erheblichen Verlegung ber Rechte des Eigen- 


thümer3 begründet, jo kann der Eigenthümer Sicherheits- 
leiftung verlangen. 
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S. 1052. 

St der Nießbrauder zur Gicherheitleiftung rechts- 
fräftig verurtheilt, jo kann der Eigenthümer ftatt der Sicher- 
heitäleiftung verlangen, daß die Ausübung des Nießbrauchs 
für Rechnung des Nießbraucherd einem von dem Gerichte zu 
beftellenden Verwalter übertragen wird. Die Anordnung 
der Verwaltung ift nur zuläflig, wenn dem Nießbraucher 
-auf Antrag des Eigenthümerd von dem Gericht eine Frift 
zur Gicherheit3leiftung beftimmt worden und die Frilt ver- 
ftrichen ift; fie ift unguläffig, wenn die Sicherheit vor dem 
Ablaufe der Frift geleiftet wird. 

Der Verwalter fteht unter der Aufficht de3 Gericht? wie 
ein für die Bmangdverwaltung eines Grundftüds beftellter 
Verwalter. Verwalter fann auch der Eigenthümer fein. 

Die Verwaltung ift aufzuheben, wenn die Sicherheit 
nachträglich geleiftet wird. 

$. 1053. 

Macht der Nießbraucher einen Gebrauch von der Sache, 
zu dem er nicht befugt ift, und feßt er den Gebrauch unge- 
achtet einer Abmahnung des Eigenthümers fort, jo fann der 
Eigenthümer auf Unterlafjung Hagen. 

S. 1054. 

Verletzt der Nießbraucher die Rechte des Eigenthiümers 
in erheblichem Maße und ſetzt er das verletzende Verhalten 
ungeachtet einer Abmahnung des Eigenthümers fort, ſo kann 
der Eigenthümer die Anordnung einer Verwaltung nach 
8. 1052 verlangen. 

S. 1055. 


Der Nießbraucher ift verpflichtet, die Sache nad) der 

Beendigung bes —— dem Eigenthümer zurückzugeben. 

Bei dem Nießbrauch an einem landwirthſchaftlichen 

Grundſtücke finden die Bauer der 88. 591, 592, bei dem 

Niekbrauh an einem Landgute finden die VBorjchriften der 
88. 591. bis 593 entjprechende Anwendung. 

$. 1056. 
at der Nießbraucher ein Grundftüd über die Dauer 
bes Nießbrauchs hinaus vermiethet oder verpachtet, fo finden 
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nad) der Beendigung des Niekbrauchd die fir den Fall der 

Veräußerung geltenden Borfchriften der 88. 571, 572, des 
. 573 ©aß 1 und der 88. 574 bis 576, 579 entjprechende 
Inwendung. 

Der Eigenthümer ift berechtigt, dad Mieth- oder Pacht- 
verhältniß unter Einhaltung der gejeglichen Kündigungsfrift 
zu fündigen. Verzichtet der Nießbraucher auf den Niekbraud), 
jo ift die Kündigung erft von der Zeit an zuläflig, zu 
welcher der Nießbrauch ohne den Verzicht erlöfchen würde. 

Der Miether oder der Pächter ift berechtigt, den Eigen- 
thümer unter Beſtimmung einer angemefjenen Zrift zur Er- 
Härung darüber aufzufordern, ob er von dem Kündigungs- 
rechte Gebraud) u Die Kündigung kann nur bis zum 
Ablaufe der Frijt erfolgen. 

8. 1057. 

Die Erfaganjprühe des Eigenthümerd megen Ber- 
änderungen oder Verjchlechterungen der Sache . die An- 
ſprüche des Nießbrauchers auf Erſatz von Berwendungen 
oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung ver— 
jähren in ſechs Monaten. Die Vorſchriften des 8. 558 
Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 


$. 1058. 

Im Berhältniffe zwifchen dem Nießbraucher und dem 
Eigenthümer gilt zu Gunften des Nießbraucherd der Befteller 
als Eigenthümer, e3 fei denn, daß der Nießbraucher weiß, 
daß der Befteller nicht Eigenthümer: ift. 


$. 1059. 


Der Nießbrauch ift nicht übertragbar. Die Ausübung 
des Nießbrauch3 kann einem Anderen überlafjen werden. 


$. 1060. 

Trifft ein Nießbrauch mit einem anderen Nießbraud) 
oder mit einem fonftigen Nutzungsrecht an der Sache der- 
geftalt zufammen, daß die Rechte neben einander nicht oder 
nicht vollftändig ausgeübt werden können, und Haben die 
Nechte gleichen Rang, fo findet die Vorſchrift des $. 1024 
Anwendung. 
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$. 1061. 


Der Nießbrauch erlifcht mit dem Tode des Nießbrauchers. 
Steht der Nießbrauch einer juriftischen Perſon zu, jo erlifcht 
er mit dieſer. 

8. 1062. 


Wird der Nießbrauch an einem Grundftüde durch Rechts— 
geihäft aufgehoben, jo erfiredt fi, die Aufhebung im Zweifel 
auf den Nießbrauch an dem Bubehöre. 


$. 1063. 
Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache erlifcht, wenn 
er nit dem Eigenthum in derjelben Perfon zufammentrifft. 
Der Nießbrauch gilt al3 nicht erlofchen, foweit der Eigen- 
thümer ein rechtliche8 Intereſſe an dem Fortbeſtehen des 
Nießbrauchs Hat. 
8. 1064. 


Bur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen 
Sache durch Rechtsgeſchäft genügt die Erklärung des Niep- 
brauchers — dem Eigenthümer oder dem Beſteller, 
daß er den Nießbrauch aufgebe. 


$. 1065. 


Wird das Recht des Niekbraucherd beeinträchtigt, fo 
finden auf die Anſprüche des Nießbraucherd die für die An- 
jprühe aus dem Eigenthume geltenden Borjchriften ent» 
jprechende Anwendung. 

$. 1066. 


Befteht ein Nießbrauch an dem Antheil eines Miteigen- 
thümers, jo übt der Nießbrauder die Nechte aus, die jic) 
aus der Gemeinjchaft der Miteigenthümer in Anfehung der 
Bermwaltung der Sache und der Art ihrer Benußung ergeben. 

Die ——— der Gemeinſchaft kann nur von dem 
Miteigenthümer und dem Nießbraucher gemeinſchaftlich ver— 
langt werden. 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem 
Nießbraucher der Nießbrauch an den Gegenſtänden, welche 
an die Stelle des Antheils treten. 
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S. 1067. 

Sind verbraucdhbare Sachen Gegenftand des Nießbrauchs, 
fo wird der Nießbraucher Eigenthümer der Sachen; nad) der 
Beendigung des Niekbrauch hat er dem Befteller den Werth 
zu erjegen, den die Sachen zur Zeit der Beitellung hatten. 
Sowohl der Beiteller al3 der Nießbraucher Tann den Werth 
auf feine er durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 

Der Beſteller kann Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn 
der Anſpruch auf Erſatz des Werthes iee iſt. 


I. Nießbrauch an Rechten. 


$. 1068. 
Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch ein Recht ſein. 
Auf den Nießbrauch an Rechten finden die Vorſchriften 
über den Nießbrauch an Sachen entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den 88. 1069 bis 1084 ein Anderes 


ergiebt. 
$. 1069. 


Die Beftellung des Nießbrauchs an einem Rechte erfolgt 
een für die Uebertragung des Rechtes geltenden Vor— 
riften. 
An einem Rechte, da3 nicht übertragbar ift, fann ein 
Nießbrauch nicht beftellt werden. 


$. 1070. 


Iſt ein Necht, Eraft deſſen eine le gefordert werben 
fann, Gegenftand de3 Nießbrauchs, jo finden auf das Rechts— 
verhäftnik zwifchen dem Nießbraucher und dem Verpflichteten 
bie —— entſprechende Anwendung, welche im Falle 
der Uebertragung des Rechtes für das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Erwerber und dem Verpflichteten gelten. 

Wird die Ausübung des Nießbrauchs nad) 8. 1052 einem 
Verwalter übertragen, jo ijt die Webertragung dem Ver— 
pflichteten gegenüber erjt wirkſam, wenn er bon der ge- 
troffenen Anordnung Kenntniß erlangt oder wenn ihm eine 
Mittheilung von der Anordnung zugeftellt wird. Das Gleiche 
gilt von der Aufhebung der Verwaltung. 
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$. 1071. 


Ein dem Nießbrauch unterliegendes Recht kann durch 
Rechtsgeſchäft nur mit Zuftimmung des Nießbrauchers auf- 
gehoben werden. Die Zuftimmung ift demjenigen gegenüber 
zu erflären, zu deſſen Gunften fie erfolgt; fie ift unmider- 
ruflih. Die Vorſchrift des $. 876 Sat 3 bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt im Falle einer Aenderung de3 Rechtes, 
jofern fie den Nießbrauch beeinträchtigt. 


$. 1072. 

Die Beendigung des Nießbrauchs tritt nad) den Vor— 
ichriften der 88. 1063, 1064 auch dann ein, wenn das dem 
Nießbrauch unterliegende Recht nicht ein Recht an einer be» 
weglichen Sache ift. 

$. 1073. 


Dem Nießbraucher einer Leibrente, eines Auszugs oder 
eines ähnlichen Rechtes gebühren die einzelnen Leiftungen, 
die auf Grund des Rechtes gefordert werden können. 


$. 1074. 

Der Nießbrauder einer Forderung ift zur Einziehung 
ber Forderung und, wenn die Fälligkeit von einer Kündigung 
de3 Gläubigerd abhängt, zur Kündigung berechtigt. Er Hat 
für die ordnungsmäßige Einziehung zu forgen. Zu anderen 
Verfügungen über die Forderung ih er nicht berechtigt. 


S. 1075. 

Mit der Leiftung des Schuldner3 an den Nießbraucher 
erwirbt der Gläubiger den geleiteten Gegenſtand und der 
Nießbraucher den Nießbrauch an dem Gegenftande. 

Werden verbrauchbare Sachen gefeiftet, jo erwirbt der 
Nießbraucher das EigenthHum; die Vorjchriften des 8. 1067 
finden entjprechende Anwendung. 


§. 1076. 
Sft eine auf Zinſen ausftehende Forderung Gegenjtand 
bes Nießbrauchs, jo gelten die Vorfchriften der 88. 1077 
bi3 1079. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 47 
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$. 1077. 


Der Schuldner Tann das Kapital nur an den Niek- 
braucher und den Gläubiger gemeinjchaftlich zahlen. Jeder 
von beiden fann verlangen, daß an fie gemeinjchaftlich ge- 
ahlt wird; jeder Tann ftatt der Zahlung die Hinterlegung 
Kir beide fordern. 

Der Nießbraucher und der Gläubiger können nur ge- 
a fündigen. Die Kündigung ded Schuldners ift 
nur wirkſam, wenn fie dem Nießbraucher und dem Gläubiger 
erflärt wird. 

$. 1078. 


Iſt die Forderung fällig, fo find der Nießbraucher und 


der Gläubiger einander verpflichtet, zur Einziehung mit- 
zumirfen. * die Fälligkeit von einer Kündigung ab, ſo 
kann jeder Theil die Mitwirkung des anderen zur Kündigung 


verlangen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Ge— 
fährdung ihrer Sicherheit nach den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Vermögensverwaltung geboten iſt. 


$. 1079. 


Der Niepbraucher und der Gläubiger find einander ver- 
pflichtet, dazu mitzumirfen, daß da3 eingezogene Kapital nach 
den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften 
verzindlich angelegt und gleichzeitig dem Nießbraucher der 
Nießbrauch beitelt wird. Die Art der Anlegung beftimmt 
der Nießbraucher. 

$. 1080. 


Die Vorjchriften über den Nießbrauch an einer Forderung 
gelten auch für den Nießbrauch an einer Grundſchuld und 
an einer Rentenſchuld. 

$. 1081. 


St ein Inhaberpapier oder ein Orberpapier, das mit 
Blankoindoſſament verjehen ift, Gegenftand des Nießbrauchs, 
jo jteht der Beſitz des Papierd und des zu dem Papiere 
Kran Erneuerungsscheind dem Nießbraucher und dem 

igenthümer gemeinjchaftlich au Der Belib der zu dem 
Papiere gehörenden Zind-, Renten- oder Gewinnantheil- 
icheine fteht dem Nießbraucher zu. 
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Zur Veftellung des Nießbrauchs genügt an Stelle ber 
Uebergabe de3 Papiers die Einräumung des Mitbefikes. 


| $. 1082. 

Dad Papier ift nebft dem Erneuerungsfchein auf Ver- 
fangen de3 Nießbraucher oder des Eigenthümers bei einer 
Hinterlegunggftelle mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß 
die Herausgabe nur von dem Nießbraucher und dem Eigen- 
thümer gemeinfchaftlic verlangt werden kann. Der Nieh- 
braucher kann auch Hinterlegung bei der Reichsbank ver- 


langen. 
$. 1083. 

Der Nießbrauder und der Eigenthümer de3 ur bi 
find einander verpflichtet, zur Einziehung de3 fälligen Kapi- 
tals, * Beſchaffung neuer Zins, Renten⸗ oder Gemwinn- 
antheilfcheine fomwie zu fonftigen Maßnahmen mitzumirken, 
74 & ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung erforder- 
ich ſind. 

Im Falle der Einlöſung des Papiers finden die Vor— 
ſchriften des $. 1079 Anwendung. Eine bei der Einlöſung 
gezahlte Prämie gilt ald Theil des Kapitals. 

$. 1084. 

Gehört ein Suhaberpapier oder ein Orbderpapier, das 
mit Blankoindoſſament verjehen ift, nach 8. 92 zu den ver- 
brauchbaren Sachen, jo bewendet es bei den Borichriften 
bes 8. 1067. 

HI. Nießbrauch an einem Bermögen. 
$. 1085. 

Der Nießbrauh an dem Vermögen einer Perfon kann 
nur in der Weife bejtellt werden, daß der Nießbraucher den 
Nießbrauch an den einzelnen zu dem Bermögen gehörenden 
Gegenftänden erlangt. Someit der Nießbraudh bejtellt ift, 
gelten die Vorfchriften der 88. 1086 bis 1088. 

$. 1086. ’ 

Die Gläubiger des Beſtellers können, ſoweit ihre 

Forderungen vor der Beſtellung entſtanden ſind, ohne Rück— 
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fiht auf den Nießbrauch Befriedigung aus den dem Nieß- 
braudy) unterliegenden Gegenftänden verlangen. Hat der 
Nießbraucher das Eigenthum an verbrauchbaren Sachen er- 
langt, jo tritt an die Gtelle der Sachen der Anspruch des 
Beitellerd auf Erſatz des Werthes; der Nießbraucdher iſt den 
Släubigern gegenüber zum fofortigen Erſatze verpflichtet. 


$. 1087. 


Der Belteller fann, wenn eine vor der Beitellung ent- 
ſtandene Forderung fällig ift, von dem Nießbraucher Rüdgabe 
der zur Befriedigung des Gläubiger erforderlichen Gegen- 
ftände verlangen. Die Auswahl fteht ihm zu; er kann jedoch 
nur die vorzugsweiſe geeigneten Gegenjtände auswählen. 
Soweit die zurüdgegebenen Gegenftände ausreichen, ijt der 
Beiteller dem Niekbraucher gegenüber zur Befriedigung des 
Gläubigers verpflichtet. 

Der Nießbraucher kann die Verbindlichkeit durch Leiftung 
des gejchuldeten Gegenftandes erfüllen. Gehört der gejchuldete 
Gegenjtand nicht zu dem Vermögen, da3 dem Niekbraud) 
unterliegt, jo iſt der Nießbraucher berechtigt, zum Zwecke 
der Befriedigung de3 Gläubigerd einen zu dem Vermögen 
gehörenden Gegenjtand zu veräußern, wenn die Befriedigung 
dur) den WBejteller nicht ohne Gefahr abgemwartet werden 
fann. Er Hat einen vorzugsweiſe geeigneten Gegenjtand 
auszuwählen. Soweit er zum Erſatze des Werthes ver- 
brauchbarer Sachen verpflichtet ift, darf er eine Veräußerung 
nicht vornehmen. 


$. 1088. 


Die Gläubiger des Beſtellers, deren Forderungen jchon 
zur Beit der Beitellung verzinslich waren, können die Binjen 
für die Dauer des Nießbrauchs auch von dem Nießbraucher 
verlangen. Das Gleiche gilt von anderen wiederkehrenden 
Leitungen, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den 
Einfünften de3 Vermögens beftritten werden, wenn die 
Forderung vor der Beitellung de3 Nießbrauchs entjtanden it. 

Die Haftung des Nießbrauchers kann nicht durch Ver- 
einbarung zwiſchen ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen 
oder bejchränft werden. 
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Der Niekbraucher ift den Befteller gegenüber zur Be— 
friedigung der Gläubiger wegen der im Abſ. 1 bezeichneten 
Anſprüche verpflichtet. Die Rüdgabe von Gegenftänden zum 
Bwede der Befriedigung kann der Belteller nur verlangen, 
wenn der Niehbraucher mit der Erfüllung dieſer Verbind- 
lichkeit in Verzug kommt. 

$. 1089. 


Die Vorſchriften der 88. 1085 bis 1088 finden auf den 
Nießbrauch an einer Erbſchaft entfprechende Anwendung. 


Dritter Titel. 
Befryränkte perſönliche Dienftbarkeiten. 


$. 1090. 

Ein Grundftüd fann in der Weife belaftet werden, daß 
derjenige, zu deſſen Gunften die Belajtung erfolgt, berechtigt 
ift, da3 Grundjtüd in einzelnen Beziehungen zu benußen, 
oder daß ihm eine fonftige Befugniß zuſteht, die den Inhalt 
einer Grunddienjtbarfeit bilden kann (beſchränkte perjönliche 
Dienftbarfeit). 

Die Vorſchriften der 88. 1020 bi3 1024, 1026 bis 1029, 
1061 finden entjprechende Anwendung. 


$. 1091. 

Der Umfang einer bejchränften perjönlichen Dienftbarkeit 
bejtimmt fich im Zweifel nad) dem perfönlichen Bedürfnifje 
de3 Berechtigten. 

$. 1092. 


Eine bejchränfte perjönliche Dienftbarfeit ift nicht über- 
tragbar. Die Ausübung der Pienftbarfeit kann einem 
Underen nur überlajjen werden, wenn die Ueberlaffung ge- 
ftattet ift. 

$. 1093. 


Als beſchränkte perjönliche Dienftbarkeit kann auch das 
Recht beſtellt werden, ein Gebäude oder einen Theil eines 
Gebäudes unter Ausſchluß des Eigenthümers als Wohnun 
zu benutzen. Auf dieſes Recht finden die für den Niehbraud 
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geltenden Vorſchriften der 88. 1031, 1034, 1036, des 8.1037 
Abſ. 1 und der 88. 1041, 1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 
1062 entjprechende Anwendung. 

Der Berechtigte ift befugt, feine Familie ſowie die zur 
ftandesmäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlichen 
Perfonen in die Wohnung aufzunehmen. 

St das Necht auf einen Theil des Gebäudes beſchränkt, 
jo kann der Berechtigte die zum gemeinjchaftlichen Gebrauche 
= Bewohner bejtimmten Anlagen und Einrichtungen mit- 

enutzen. 


Sechſter Abſchnitt. 


Vorkaufsrecht. 


$. 1094. 

Ein Grundftüd fann in der Weife belaftet werden, daß 
derjenige, zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt, dem 
Eigenthümer gegenüber zum Vorfaufe berechtigt ift. 

Das Vorkaufsrecht kann auch zu Gunften des jeweiligen 
Eigenthümers eines anderen Grundftüds beftellt werden. 


8. 1095. 

Ein Bruchtheil eines Grundftüds Tann mit dem Vor— 
faufsrechte nur belaftet werden, wenn er in dem Antheil eines 
Miteigenthümers befteht. 

$. 1096. 

Das Rorlaufsreht Tann auf das Zubehör erſtreckt 
werden, da3 mit dem Grundftüde verkauft wırd. Im Zweifel 
ift anzunehmen, daß ſich das Vorkaufsrecht auf diefes Zu— 
behör erjtreden joll. 

8. 1097. 


Das Vorkaufsrecht bejchränkt fich auf den Fall des Ver— 
fauf3 durch den Eigenthümer, welchem das Grundftüd zur 
Zeit der Beitellung gehört, oder durch deſſen Erben; e3 kann 
* auch für a oder für alle Verfaufsfälle bejtellt 
werben, 
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$. 1098. 


Das Rechtsverhältniß zmwifchen dem Berechtigten und 
dem Berpflichteten bejtimmt fi) nach den Vorfchriften der 
88. 504 bis 514. Das Vorkaufsrecht kann auch dann aus— 
geübt werden, wenn das Grundftüd von dem Konfurs- 
verwalter aus freier Hand verfauft wird. 
Dritten gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung 
einer Vormerkung zur Sicherung ded durch die Ausübung 
des Rechtes entjtehenden Anſpruchs auf Uebertragung des 


Eigenthums. 
$. 1099. 


Gelangt das Grundjtüd in das Eigenthum eines Dritten 

b fann diejer in gleicher Weife wie der Verpflichtete dem 

erechtigten den — des Kaufvertrags mit der im 8. 510 
Abſ. 2 beſtimmten Wirkung mittheilen. 

Der Verpflichtete hat den neuen Eigenthümer zu be— 

nachrichtigen, ſobald die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt 


oder ausgeſchloſſen iſt. 
$. 1100. 


Der neue Eigenthümer fann, wenn er der Käufer oder 
ein Nechtsnachfolger des Käufers ift, die Zuftimmung zur 
Eintragung des Berechtigten ald Eigenthümer und die Heraus- 
gabe des Grundſtücks verweigern, bis ihm der zwijchen dem 
Berpflichteten und dem Käufer vereinbarte Kaufpreis, ſoweit 
er beridhtigt iß erſtattet wird. Erlangt der Berechtigte die 
Eintragung als Eigenthümer, jo kann der bisherige Eigen- 
thümer von ihm die Erſtattung des berichtigten Kaufpreiſes 
gegen Herausgabe des Grundſtücks fordern. 


$. 1101. 

Soweit der Berechtigte nach $. 1100 dem Käufer oder 
deffen Rechtsnachfolger den Kaufpreis zu erjtatten Hat, wird 
er von der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Vorkaufe 
gefchuldeten Kaufpreijes frei. 


$. 1102. 


Berliert der Käufer oder fein Rechtänachfolger in Folge 
der Geltendmahung des Vorkaufsrechts das Eigenthum, jo 
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wird der Käufer, fomweit der von ihm gejchuldete Kaufpreis 
noch nicht berichtigt ift, von feiner Verpflichtung frei; den 
berichtigten Kaufpreis kann er nicht zurüdfordern. 


$. 1103. 

Ein zu Gunften de3 jemeiligen Eigenthümerd eines 
Grundſtücks beſtehendes Vorkaufsrecht; kann nicht von dem 
Eigenthum an dieſem Grundſtücke getrennt werden. 

Ein zu Gunſten einer beſtimmten Perſon beſtehendes 
Vorkaufsrecht kann nicht mit dem Eigenthum an einem Grund- 
jtüde verbunden werden. 

$. 1104. 

Iſt der Berechtigte unbekannt, J kann er im Wege des 
Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, 
wenn die im 8. 1170 für die Ausſchließung eines Hypotheken— 
aläubigers bejtimmten Vorausfegungen vorliegen. Mit der 
Erlaſſung des Ausjchlußurtheils erliicht das Vorkaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das zu Gunften de3 jemweiligen 
Eigenthümers eines Grundftüds befteht, finden diefe Vor— 
ichriften feine Anwendung. 


Siebenter Abfchnitt. 
Renllaiten. 


$. 1105. 

Ein Grundftüd kann in der Weife belaftet werden, daß 
an denjenigen, zu deſſen Gunften die Belajtung erfolgt, 
wiederkehrende Leitungen aus dem Grundftüde zu entrichten 
find (Reallaft). De 

Die Reallaft kann auch zu Gunften des jeweiligen Eigeit- 
thümers eines anderen Grundſtücks bejtellt werden. 


$. 1106. 


Ein Bruchtheil eines Grundftüds kann mit einer Real- 
faft nur belaftet werden, wenn er in dem Antheil eines 
Miteigenthümers beiteht. 
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i §. 1107. 

Auf die einzelnen Leitungen finden die für die Binfen 
einer Hypothefenforderung geltenden Vorſchriften entjprechende 
Anwendung. 

$. 1108. 


Der Eigenthümer haftet für die mwährend der Dauer 
feines Eigenthums fällig werdenden Leiftungen auch perfön- 
lich, ſoweit nicht ein Anderes bejtimmt ift. 

Wird das Grundftüc getheilt, fo haften die Eigenthümer 
der einzelnen Theile als Gefammtjchuldner. 

$ 1109. 

Wird das Grundſtück des Berechtigten getheilt, fo be» 
jteht die Neallaft für die einzelnen Theile fort. Iſt die 
Leiſtung theilbar, fo beftimmen fich die Antheile der Eigen- 
thümer nad) dem Berhältnifje der Größe der Theile; iſt fie 
nicht theilbar, jo finden die Vorfchriften des 8. 432 An- 
wendung. Die Ausübung des Rechtes ift im Zweifel nur 
in der Weiſe zuläffig, daß fie für den Eigenthümer des be- 
lafteten Grundjtüds nicht bejchwerlicher wird. 

Der Berechtigte kann bejtimmen, daß das Recht nur mit 
einem der Theile verbunden fein fol. Die Beitimmung 
hat dem Grundbuchamte gegenüber zu erfolgen und bedarf 
der Eintragung in das Grundbuch; die Vorfchriften der 
88. 876, 878 finden entiprechende Anwendung. Beräußert 
der Berechtigte einen Theil des Grundſtücks, ohne eine jolche 
Beltimmung zu treffen, jo bleibt das Recht mit dem Theile 
verbunden, den er behält. 

Gereicht die Reallaft nur einem der Theile zum Vor— 
theile, jo bleibt fie mit diefem Theile allein verbunden. 

$. 1110. 

Eine zu Gunften de3 jeweiligen Eigenthümerd eines 
Grundſtücks bejtehende Reallaft kann nicht von dem Eigen- 
thum an diefem Grundftücde getrennt werden. 

$. 1111. 

Eine zu Gunften einer bejtimmten Perſon beftehende 
Reallaft kann nicht mit dem Eigenthum an einem Grund» 
jtüde verbunden werden 
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Sit der Anspruch auf die einzelne Leiftung nicht über- 
tragbar, fo kann das Recht nicht veräußert oder belajtet 


werden. 
8. 1112. 
Sit der Berechtigte unbefannt, fo finden auf die Aus— 
— ſeines Rechtes die Vorſchriften des 8. 1104 ent- 
prechende Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 


Erſter Titel. 


Hypothek. 


$. 1113. 


Ein Grundftüd kann in der Weife belaftet werden, daß 
an denjenigen, zu deſſen Gunjten die Belaftung erfolgt, eine 
beitimmte Geldfumme zur Befriedigung wegen einer ihm 
en Horderung aus dem Grundjtüde zu zahlen ift 

ypothek). 

> Hypothek kann auch für eine fünftige oder eine be- 
dingte Forderung bejtellt werden. 

$. 1114. 

Ein Bruchtheil eine Grundftüds kann mit einer Hypo— 
thef nur belaftet werden, wenn er in dem Antheil eines 
Miteigenthümers bejteht. 

$. 1115. 

Bei der Eintragung der Hypothek müfjen der Gläubiger, 
der Geldbetrag der Forderung und, wenn die Forderung 
verzinslich ift, der Zinsſatz, wenn andere Nebenleiftungen zu 
entrichten find, ihr Geldbetrag im Grundbuch angegeben 
werden; im Uebrigen kann zur Bezeichnung der Forderung 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 

Bei der Eintragung der Hypothek für ein Darlehen 
einer Kreditanftalt, deren Satzung von der zuftändigen Be- 
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hörde öffentlich befannt gemacht worden ift, genügt zur Be— 
zeichnung der außer den Zinſen fagungsgemäß zu ent- 
richtenden Nebenleiftungen die Bezugnahme auf die Sabung. 


$. 1116, 


Ueber die Hypothek wird ein Hhypothefenbrief ertheilt. 

Die Ertheilung des Briefe kann ausgefchlojfen werden. 
Die —— kann auch nachträglich erfolgen. Zu der 
Ausſchließung iſt die Einigung” des Gläubigers und des 
Eigenthümers ſowie die Eintragung in das Grundbuch er— 
forderlich; die Vorſchriften des 8. 873 Abſ. 2 und der 
88. 876, 878 finden entfprechende Anwendung. 

Die Ausſchließung der Ertheilung des Briefe kann aufs 
gehoben merden; die Aufhebung erfolgt in gleicher Weife 
wie die Ausſchließung. 

8. 1117. 


Der Gläubiger erwirbt, fofern nicht die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgefchloffen iſt, die Hypothek erjt, wenn 
ihm der Brief von dem Eigenthümer de3 Grundjtüds über- 
geben wird. Auf die Uebergabe finden die VBorjchriften des 
8. 929 Satz 2 und der 88. 930, 931 Anwendung. 

Die Uebergabe de3 Briefe kann durch die Vereinbarun 
erjeßt werden, daß der Gläubiger berechtigt fein foll, Nic 
ben Brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu lafjen. 

Iſt der Gläubiger im Beſitze des Briefes, jo wird ver- 
muthet, daß die Uebergabe erfolgt fei. 

$. 1118. 
Kraft der Hypothek haftet da3 Grundftüd auch für die 
ejeglihen Zinfen der Forderung fowie für die Koften der 
Piindi ung und der die Befriedigung aud dem Grundjtüde 
bezmwedenden Rechtsverfolgung. 
$. 1119. 

Iſt die Forderung unverzindlic) oder iſt der Zen 
niedriger al3 fünf vom Hundert, fo kann die Hypothek ohne 
Buftimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Be— 
techtigten dahin erweitert werden, daß das Grundftüd für 
Binjen bis zu fünf vom Hundert haftet. 
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Bu einer Aenderung der Zahlungszeit und des Zahlung3- 
ort3 tft die Zuftimmung dieſer Berechtigten gleichfall3 nicht 
erforderlich. 

$. 1120. 


Die Hypothek erſtreckt jich auf die von dem Grundjtüde 
getrennten Erzeugniffe und fonftigen Bejtandtheile, jomweit 
fie nicht mit der Trennung nah den 88. 954 bis 957 in 
das Eigenthum eines Anderen ald des Eigenthümers oder 
des Eigenbeſitzers des Grundjtüd3 gelangt find, jowie auf 
das Zubehör des Grundftüds mit Ausnahme der Zubehör— 
ftücle, twelche nicht in das Eigenthum des Eigentümers des 
Grundſtücks gelangt find. 

§. 1121. 

Erzeugniffe und fonjtige Beitandtheile des Grundftüds 
fowie Zubehörjtüde werden von der Haftung frei, wenn fie 
veräußert und von dem Grundftüd entfernt werden, bevor 
fie zu Gunften de3 Gläubiger? in Beichlag genommen 
worden find. 

Erfolgt die Beräußerung vor der Entfernung, jo kann 
fi) der Erwerber dem Gläubiger gegenüber nicht darauf be- 
rufen, daß er in Anjehung der Hypothek in gutem Glauben 
gemwejen jei. Entfernt der Erwerber die Sache von dem 
Grundjtüde, jo iſt eine vor der Entfernung erfolgte Beichlag- 
nahme ihm gegenüber nur wirffam, wenn er bei der Ent- 
fernung in Anſehung der Beichlagnahme nicht in gutem 
Glauben ift. 

8. 1122. 


Sind die Ergeugniffe oder Beltandtheile innerhalb ber . 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirthichaft von dem Grund- 
ftüde getrennt worden, jo erlifcht ihre Haftung auch ohne 
Veräußerung, wenn fie vor der Beichlagnahme von dem 
Grundftüd entfernt werden, e3 fei denn, daß die Entfernung 
zu einem borübergehenden * erfolgt. 

Zubehörſtücke werden ohne Veräußerung von der Haftung 
frei, wenn die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft vor der Beſchlagnahme 
aufgehoben wird. 
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$. 1123. 


Sit das Grundftüd vermiethet oder verpachtet, fo erſtreckt 
fi) die Hypothek auf die Mieth- oder Pachtzinsforderung. 

Soweit die Forderung fällig ift, wird fie mit dem Ab— 
lauf eines Jahres nach dem Eintritte der Fälligkeit von der 
Haftung frei, wenn nicht vorher die Beichlagnahme zu 
Gunſten des Hypothekengläubigers erfolgt. Iſt der Mieth- 
oder Pachtzins im voraus zu entrichten, ſo erſtreckt ſich die 
Befreiung nicht auf den Mieth- oder Pachtzins für eine 
jpätere Beit als das zur Zeit der Beichlagnahme laufende 
und das folgende Kalendervierteljahr. 


$. 1124. 

Wird der Micth- oder Pachtzind eingezogen, bevor er 
zu Gunften des Hypothefengläubigerd in Beihlag genommen 
worden ift, oder mwird vor der Bejchlagnahme in anderer 
Weiſe über ihn verfügt, jo ift die Verfügung dem Hhypothefen- 
gläubiger gegenüber wirtſam. Beſteht die Verfügung in der 
Uebertragung der Forderung auf einen Dritten, fo erlijcht 
die Haftung ber Forderung; erlangt ein Dritter ein Recht 
an der Forderung, jo geht es der Hypothek im Range vor. 

Die Verfügung ift dem Hypothekengläubiger gegenüber 
unwirkſam, foweit fie fi) auf den Mieth- oder Pachtzins 
für eine fpätere Zeit als das zur Zeit der Beichlagnahme 
laufende und das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 

Der Uebertragung der Forderung auf einen Dritten 
fteht e3 gleich, wenn das Grundftüd ohne die Forderung 
veräußert wird. 

$. 1125. 


Soweit die Einziehung de3 Mieth- oder Bachtzinjes dem 
Hypothefengläubiger gegenüber unwirkſam ift, kann der 
Miether oder der Pächter nicht eine ihm gegen den Ver— 
miether oder den Werpächter zujtehende Forderung gegen 
den Hhypothefengläubiger aufrechnen. 


$. 1126. 


Iſt mit dem Eigenthum an dem Grundjtüd ein Recht 
auf wiederkehrende Leiftungen verbunden, ſo erſtreckt fich die 
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Hypothek auf die Anſprüche auf dieſe Leiftungen. Die Vor— 
ſchriften des 8. 1123 Abſ. 2 Sab 1, des 8. 1124 Ubi. 1, 3 
und des 8. 1125 finden entjprechende Anwendung. Eine 
bor der Beichlagnahme erfolgte Verfügung über den Anfpruch 
auf eine Leiftung, bie erſt drei Monate nad) der Beichlag- 
nahme fällig wird, ift dem HYpothefengläubiger gegenüber 
unwirkſam. 
$. 1127. 


Sind Gegenftände, die der Hypothek unterliegen, für 
den Eigenthümer oder den Eigenbefiter des Grundftücds 
unter Berficherung gebracht, jo erſtreckt jich die Hypothek auf 
die Forderung gegen den Berjicherer. 

Die Haftung der Forderung gegen den Berficherer er- 
liſcht, wenn der verficherte Gegenjtand mwiederhergeftellt oder 
Erſatz für ihn beichafft ift. 


$. 1128. 


Iſt ein Gebäude verfichert, jo fann der Berficherer die 
Berficherungsfumme mit Wirkung gegen den Hypotheken— 
gläubiger an den Berficherten erſt zahlen, wenn er oder der 
Berficherte den Eintritt de8 Schaden? dem Hypotheken— 
gläubiger angezeigt Hat und jeit dem — —— der Anzeige 
ein Monat verſtrichen iſt. Der Hypothekengläubiger kann 
bis zum Ablaufe der Friſt dem Verſicherer — der 
Zahlung widerſprechen. Die Anzeige darf unterbleiben, wenn 
jte unthunlich ift; in diefem Falle wird der Monat von dem 
Beitpunft an berechnet, in welchem die Berficherungsfumme 
fällig wird. 

Im Uebrigen finden die für eine verpfändete Forderung 
geltenden Vorſchriften Anwendung; der Verſicherer kann I. 
jedoch nicht darauf berufen, daß er eine aus dem Grundbu 
erfichtliche Hypothek nicht gefannt habe. 


$. 1129. 

Sit ein anderer Gegenjtand als ein Gebäude verjichert, 
fo bejtimmt fich die Haftung der Forderung gegen den Ber- 
jicherer nad) den Vorſchriften des 8. 1123 Abſ. 2 Sab 1 
und des 8. 1124 Abi. 1, 3. 
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Se 1130. 


Iſt der Verficherer nad) den Verſicherungsbeſtimmungen 
nur verpflichtet, die Verficherungsfumme zur Wiederherftellung 
de3 verjicherten Gegenjtandes zu zahlen, jo ift eine diejen 
Beitimmungen entſprechende Zahlung an den Berficherten 
dem Hypothefengläubiger gegenüber wirkjam. 


$. 1131. 


Wird ein Grundftüd nach 5 890 Ab. 2 einem anderen 
— im Grundbuche zugeſchrieben, ſo erſtrecken ſich die 
an dieſem Grundſtücke beſtehenden wer auf das zu- 
gejchriebene Grundftüd. Rechte, mit denen das zugejchriebene 
Grundſtück belaftet ift, gehen diefen Hypothefen im Range vor. 


$. 1132. 


Belteht für die Forderung eine Hypothek an mehreren 
Grundftüden (Gejammthypothek), jo haftet jedes Grundftüd 
für die ganze Forderung. Der Gläubiger kann die Be— 
friedigung nach jeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke 
ganz oder zu einem Theile fuchen. 

Der Gläubiger ift berechtigt, den Betrag der Forderung 
auf die einzelnen Grundjtüde in der Weiſe zu vertheilen, 
daß jede3 Grundjtüd nur für den zugetheilten Betrag haftet. 
Auf die Vertheilung finden die Borjchriften der 88. 875, 
876, 878 entjprechende Anwendung. 


$. 11383. 


7 in Folge einer Verjchlechterung des Grundftüds die 
Sicherheit der Hypothek gefährdet, jo kann der Gläubiger 
dem Eigenthümer eine angemejjene Friſt zur Befeitigung der 
Gefährdung bejtimmen. Nach dem Ablaufe der Sritt it der 
Gläubiger berechtigt, jofort Befriedigung aus dem Grund- 
jtüde zu fuchen, wenn nicht die Gefährdung durch Ver- 
befjerung des Grundftüds oder durch anderweitige Hypothefen- 
ne bejeitigt worden ift. Iſt die Forderung unverzind- 
lid und noch nicht fällig, jo gebührt dem Gläubiger nur die 
Summe, welche mit Hinzurechnung der gefeblichen Binjen 
für die Zeit von der dehtun bis zur Fälligfeit dem Be- 
trage der Forderung gleichfommt. 
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§. 1134. 


Wirkt der Eigenthümer oder ein Dritter auf das Grund— 
ftüd in ſolcher Weife ein, daß eine die Sicherheit der Hypothel 
gefährdende Verfchlechterung des Grundftüds zu bejorgen ift, 
jo Tann der Gläubiger auf Unterlafjung lagen. 

Geht die Einwirkung von dem Eigenthümer aus, jo Hat 
das Gericht auf Antrag des Gläubiger3 die zur Abmwendung 
der Gefährdung erforderlichen Mafregeln anzuordnen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Verfchlechterung deshalb zu bejorgen 
it, weil der Eigenthümer die erforderlichen Vorkehrungen 
gegen Einwirkungen Dritter oder gegen andere Bejchädtgungen 
unterläßt. 

$. 1135. 


Einer PVerjchlechterung des Grundftüds im Sinne der 
88. 1133, 1134 fteht es gleich, wenn Zubehörftüde, auf die 
ji) die Hypothek erjtredt, verjchlechtert oder den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirthichaft zumider von dem Grund- 
jtüd entfernt werden. 


$. 1136. 


Eine Vereinbarung, Mh die fich der Eigentümer dem 
Gläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundſtück nicht zu 
veräußern oder nicht weiter zu belaften, ift nichtig. 


$. 1137. 


Der Eigenthümer kann gegen die Hypothek Die dem per- 
jönlihen Schuldner gegen die Forderung fowie die nach 
8. 770 einem Bürgen zuftehenden Einreden geltend machen. 
Stirbt der perjönliche Schuldner, fo kann fich der Eigen- 
thümer nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld 
nur bejchränft haftet. 

Sit der Eigenthümer nicht der perfönliche Schuldner, jo 
verliert er eine Einrede nicht dadurch, daß dieſer auf fie 


verzichtet. 
8. 1138, 


Die Vorjchriften der 88. 891 bis 899 gelten für die 
Hypothek auch in Anfehung der Forderung und der dem 
Eigenthümer nad) 8. 1137 zuflehenden Einreden. 


VIII. Abſchnitt. 1. Zitel: Hypothet. (88. 1184-—1142,) 273 


$. 1139. 


Sit bei der Beitellung einer Hypothek für ein Darlehen 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgefchloffen worden, jo 
genügt zur Eintragung eines Widerfpruch3, der ſich daran 
gründet, daß die Hingabe des Darlehend unterblieben fei, 
der don dem Eigentümer an das Grundbuchamt gerichtete 
Antrag, fofern er vor dem Ablauf eines Monats nach der 
Eintragung der Hypothek geitellt wird. Wird der Wider- 
ſpruch innerhalb des Monats eingetragen, jo hat die Ein- 
tragung die gleiche Wirkung, wie wenn der Widerjpruch zu- 
gleich mit der Hypothek eingetragen worden wäre. 


$. 1140. 


Soweit die Unrichtigfeit des Grundbuchs aus dem 
Hhpothefenbrief oder einen Vermerk auf dem Briefe herbor- 
geht, ift die Berufung auf die Vorfchriften der 88. 892, 893 
ausgeſchloſſen. Ein Widerjpruch gegen die Nichtigkeit des 
Grundbuch, der aus dem Briefe oder einem Vermerk auf 
dem Briefe hervorgeht, fteht einem im Grundbuch einge- 
tragenen Widerjpruche gleich. 


$. 1141. 
ängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündigung 
ab, jo it die Kündigung für die Hypothek nur wirkſam, 
wenn fie von dem Gläubiger dem Eigenthümer oder von 
dem Eigenthümer dem Gläubiger erklärt wird. Zu Gunften 
de3 Gläubigerd gilt derjenige, welcher im Grundbuch als 
Eigenthümer eingetragen ift, als der Eigenthümer. 

Hat der Eigenthümer feinen Wohnfig im Inland oder 
liegen die Vorausfegungen des 8. 132 Abi. 2 vor, fo Hat 
auf Antrag de3 Gläubigerd das Amtsgericht, in deſſen Be- 
zirfe das Grundftüd Liegt, dem Eigenthümer einen Vertreter 
zu beftellen, dem gegenüber die Kündigung de3 Gläubigers 
erfolgen Tann. 

8. 1142. 

Der Eigenthümer ift berechtigt, den Gläubiger zu be- 
friedigen, wenn bie Forderung ihm gegenüber fällig ge- 

Bürgerliches Geſetzbuch. 418 
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worden oder wenn der perjönliche Schuldner zur Leiftung 
ii 2 ; 

ie Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder 
durch Aufrechnung nu Da 


$. 1143. 


St der Eigenthümer nicht der perjönliche Schuldner, 
jo an jomweit er den Gläubiger befriedigt, die Forderung 
auf ihn über. Die für einen Bürgen geltenden Vorſchriften 
des 8. 774 Abſ. 1 finden entjprechende Anwendung. 

Beiteht für die Forderung eine Gejammthypothef, jo 
gelten für dieje die Vorjchriften des 8. 1173. 


$. 1144. 


Der Eigenthümer Tann gegen Befriedigung des Gläu- 
biger3 die Aushändigung des Hhpothefenbrief3 und der 
jonftigen Urkunden verlangen, die zur Berichtigung bes 
Grundbuch oder zur Löſchung der Hypothek erforderlich find. 


$. 1145. 


Befriedigt der Eigenthümer den Gläubiger nur theil- 
weile, jo kann er die Aushändigung des HYypothefenbrief3 
nicht verlangen. Der Gläubiger ift verpflichtet, die theil- 
weile Befriedigung auf dem Briefe zu vermerken und den 
Brief zum BZwede der Berichtigung des Grundbuch oder der 
Löſchung dem Grundbuchamt oder zum Zwecke der Herjtellung 
eines Theilhypothefenbrief3 für den Eigenthümer der zu— 
ftändigen Behörde oder einem zuftändigen Notare vorzulegen. 

Die Vorſchrift des Abi. 1 Satz 2 gilt für Ainten und 
andere Nebenleiftungen nur, wenn fie jpäter als in dem 
Kalendervierteljahr, in welchen der Gläubiger befriedigt wird, 
oder dem folgenden Vierteljahre fällig werden. Auf Koften, 
für die dad Grundftüd nach 8. 1118 haftet, findet die Vor— 
ichrift Feine Anwendung. 


$. 1146. 


Liegen dem Eigenthiimer gegenüber die Vorausfegungen 
vor, unter denen ein Schuldner in Verzug kommt, fo ge— 
bühren dem Gläubiger Verzugszinjen aus dem Grundftüde, 
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$. 1147. 

Die Befriedigung des Gläubigerd aus dem Grundftüd 
und den Gegenjtänden, auf die n * e Sppothet erſtreckt, 
erfolgt im Wege der er 

$. 1148. 

Bei der Verfolgung des Rechte aus der Hypothek 
gilt zu Gunften des "Gläubigers derjenige, welcher im Grund- 
buch als Eigenthümer eingetragen ift, al3 der Eigenthümer. 
Das Recht des nicht eingetragenen Eigenthümers, die ihm 
gegen bie Hypothek zuftehenden Einwendungen geftenb zu 
machen, bleibt unberührt. 

$. 1149. 

Der Eigenthümer kann, jolange nicht die Forderung ihm 
gegenüber fällig geworden ift, dem Gläubiger nicht das Recht 
einräumen, zum Zwecke der Befriedigung die Webertragung 
de3 Eigenthums an dem Grundſtücke zu verlangen oder Die 
Veräußerung de3 Grundjtüd3 auf andere Weije ald im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zu bewirken. 

$. 1150. 

Berlangt der Gläubiger Befriedigung aus dein Grund» 
ftüde, fo finden bie —2 der 88. 268, 1144, 1145 
entſpre Ei Anwendung. 

$. 1151. 


Wird die Forderung getheilt, jo ift zur Wenderung des 
Rangverhältniffes der Theilhypothefen unter einander die Zu- 
ftimmung de3 Eigenthümers nicht erforderlich. 

$. 1152. 

Im Falle einer Theilung der Forderung kann, fofern 
nicht die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen ift, 
für jeden Theil ein Theilhypothefenbrief Hergejtellt werden; 
die Zuftimmung de3 Eigenthümers des Grundftüds ift nicht 
erforderlih. Der Tpeithgpotfefenbrief tritt er ben Theil, 
auf den er fic bezieht, an die Stelle des bisherigen Briefe. 


$. 1153. 


Mit der Uebertragung der Forderung geht die Hypothel 
auf den neuen Gläubiger über. 


18* 
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Die Forderung kann nicht ohne die Hypothek, die Hypo» 
thef kann nicht ohne die Forderung übertragen merden. 


$. 1154. 


Zur Abtretung der Forderung ift Ertheilung der Ab- 
tretung3erflärung in fchriftlicher Form und Uebergabe des 
Snpothefenbriefs erforderlich; die Borjchriften des 8. 1117 
finden Anwendung. Der bisherige Gläubiger hat auf Ver— 
langen de3 neuen Gläubigerd die Abtretungserflärung auf 
jeine Koften öffentlich beglaubigen zu Lafjen. 

Die fchriftliche Form der Abtretungserflärung Tann da- 
durch erjeßt werden, daß die Abtretung in das Grundbuch) 
eingetragen wird. 

St die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, 
jo finden auf die Abtretung der Forderung die Vorjchriften 
der 88. 873, 878 entjprechende Anwendung. 


$. 1155. 


Ergiebt ſich das Gläubigerrecht des Beſitzers des Hypo— 
thelenbriefs aus einer zuſammenhängenden, auf einen ein— 
getragenen Gläubiger zurückführenden Reihe von öffentlich 
beglaubigten Abtretungserklärungen, ſo finden die Vorſchriften 
der 88. 891 bis 899 in gleicher Weiſe Anwendung, wie 
wenn der Beſitzer des Briefes als —— im Grundbuch 
eingetragen wäre. Einer öffentlich beglaubigten Abtretungs- 
erklärung fteht gleich ein gerichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß 
und das öffentlich beglaubigte Anerfenntnig einer kraft Ge— 
jeßes erfolgten Uebertragung der Forderung. 


$. 1156. 


Die für die Uebertragung der Forderung geltenden Vor- 
ichriften der 88. 406 bis 408 finden auf das Rechtöverhältniß 
wijchen "dem re und dem neuen Gläubiger in 

njehung der Hypothek feine Anwendung. Der neue Gläubiger 
muß jedoch eine dem bisherigen Gläubiger — erfolgte 
Kündigung des Eigenthümers gegen ſich gelten laſſen, es ſei 
denn, daß die Uebertragung zur Zeit der Kündigung dem 
Eigenthümer bekannt oder im Grundbuch eingetragen iſt. 
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$. 1157. 


Eine Einrede, die dem Eigenthümer auf Grund eines 
mwijchen ihm und dem bisherigen Gläubiger bejtehenden 
SRechtäver ältnifjes gegen die Hypothek zufteht, Tann auch dem 
neuen Gläubiger entgegengefeßt werden. Die Vorſchriften 
der 88. 892, 894 bis 899, 1140 gelten auch für diefe Einrede. 


$. 1158. 


Soweit die Forderung auf Zinfen oder andere Neben- 
leiſtungen gerichtet ift, die nicht ſpäter al3 in dem Stalender- 
vierteljahr, in welchem der Eigenthümer von der Ueber- 
tragung Kenntniß erlangt, oder dem folgenden Bierteljahre 
fällig werden, finden auf das Rechtöverhältniß zmwijchen dem 
Eigenthümer und dem neuen Gläubiger die Vorjchriften der 
88. 406 bi3 408 Anwendung; der Gläubiger kann fich gegen- 
über den Einwendungen, welche dem Eigenthümer nach den 
88. 404, 406 bis 408, 1157 zuftehen, nicht auf die Vor— 
ihriften des 8. 892 berufen. 


$. 1159. 


Soweit die Forderung auf Rüdjtände von Zinſen oder 
anderen Nebenleiftungen gerichtet ift, beſtimmt fich die Ueber- 
tragung jowie das Re ee zwijchen dem Eigen— 
thümer und dem neuen Gläubiger nad) den für die Ueber— 
tragung von Forderungen geltenden allgemeinen Borjchriften. 
Das Öteiche gilt für den Anſpruch auf Erftattung von 
Koften, für die das Grundftüd nach $. 1118 haftet. 

Die u des 8. 892 finden auf die im Abf. 1 
bezeichneten Anfprüche feine Anwendung. 


$. 1160. 


Der Geltendmahung der Hypothek Tann, fofern nicht 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, wider— 
ſprochen werden, wenn der Gläubiger nicht den Brief vor— 
legt; iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch eingetragen, ſo 
ſind auch die im 8. 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen. 

Eine dem Eigenthümer gegenüber erfolgte Kündigung 
oder Mahnung iſt unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach 
Abſ. 1 erforderlichen Urkunden nicht vorlegt und der Eigen- 
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thümer die Kündigung oder die Mahnung aus dieſem Grunde 
unverzüglich zurückweiſt. 
Dieſe Vorſchriften gelten nicht für die im 8. 1159 be— 
zeichneten Anſprüche. 
$. 1161. 


Iſt der Eigenthümer der perjönliche Schuldner, jo finden 
die Vorjchriften ded 8. 1160 auch auf die Geltendmachung 
der Forderung Anmwendung. 

8. 1162. 

Iſt der Hypothefenbrief — gekommen oder ver- 
nichtet, jo kann er im Wege des Aufgebot3verfahrend für 
fraftlo8 erklärt werden. 

§. 1163. 


Iſt die Forderung, für welche die Hypothek beitellt ift, 
nicht zur Entjtehung gelangt, fo fteht die Hypothek dem 
Eigenthümer zu. Erliiht die Forderung, jo erwirbt der 
Eigenthümer die Hypothek. 

Eine Hypothek, für welche die Ertheilung des Hypo— 
thefenbrief3 nicht ausgejchloffen ift, jteht bis zur Uebergabe 
des Briefe an den Gläubiger dem Eigenthümer zu. 


$. 1164. 

Befriedigt der perjönliche Schuldner den Gläubiger, fo 
geht die Hyyothet infoweit auf ihn über, al3 er von dem 
Eigentümer oder einem Necht3vorgänger des Eigenthümers 
Erſatz verlangen kann. Iſt dem Schuldner nur theilweife 
Erjaß zu leiten, jo kann der Eigenthümer die Hyyothek, 
jomweit fie auf ihn übergegangen iſt, nicht zum Nachtheile 
der Hypothek des Schuldners geltend machen. 

Der Befriedigung des Gläubigers fteht es gleich, wenn 
ſich Forderung und Schuld in einer Perjon vereinigen. 


§. 1165. 

Berzichtet der Gläubiger auf die Hypothek oder hebt er 
fie nach 8. 1183 auf oder räumt er einem anderen dtechte 
den Vorrang ein, jo wird der perfönliche Schuldner inſoweit 
frei, als er ohne dieje Verfügung nad) $. 1164 aus der 
Hypothek hätte Erjaß erlangen können. 


vnI. Abſchnitt. 1. Titel: Hypothel. (88. 1161—1170,) 279 


$. 1166. 

Iſt der perjönliche Schuldner berechtigt, von dem Eigen- 
thümer Erjaß zu verlangen, fall3 er den Gläubiger befriedigt, 
jo kann er, wenn der Gläubiger die Zmang2verfteigerung des 
Grundſtücks betreibt, ohne ihn unverzüglich zu benachrichtigen, 
die Befriedigung des Gläubigers wegen eine? Ausfalls bei 
der Zwangsverſteigerung inſoweit verweigern, al3 er in Folge 
der Unterlafjung der Benachrichtigung einen Schaden er- 
leidet. Die Benadhrichtigung darf unterbleiben, wenn fie 
unthunlich ift. 

$. 1167. 


Ermwirbt der perjönliche Schuldner, fall3 er den Gläubiger 
befriedigt, die Hypothek oder Hat er im Falle der Befriedigung 
ein ſonſtiges rechtliche8 Antereffe an der Berichtigung des 
Grundbuchs, jo jtehen ihm die in den 88. 1144, 1145 be- 
ftimmten Rechte zu. 

8. 1168. 


Berzichtet der Gläubiger auf die Hypothek, jo erwirbt 
fie der Eigenthümer. 

Der Verzicht ift dem Grundbuchamt oder dem Eigen- 
thümer gegenüber zu erflären und bedarf der Eintragung in 
da3 Grundbuch. Die Vorichriften des 8. 875 Abi. 2 und 
der 88. 876, 878 finden entjprechende Anwendung. 

Verzichtet der Gläubiger für einen Theil der Forderung 
auf die Hypothek, fo ftehen dem Eigenthümer die im 8. 1145 
bejtimmten Rechte zu. 

$. 1169. 

Steht !dem Eigenthümer eine Einrede zu, burch welche 
die Geltendmachung der Hypothek dauernd le 
wird, jo kann er verlangen, daß der Gläubiger auf die 


othef verzichtet. 
— $. 1170. 


Sit der Gläubiger unbefannt, jo fann er im Wege des 
Aufgebotsverfahrens mit feinem Rechte ausgejchloffen werden, 
wenn ſeit der lebten fich auf die Hypothek beziehenden Ein- 
tragung in das Grundbuch zehn Jahre verftrichen find und 
das Recht des Gläubigerd nicht innerhalb diefer Frijt von 
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dem Eigentümer in einer nad) $. 208 zur Unterbrechung 
der Verjährung geeigneten Weife anerkannt worden it. 
Beiteht für die Forderung eine nach dem Kalender bejtimmte 
Zahlungszeit, jo beginnt die Frift nicht vor dem Ablaufe 
de3 Ba ag 

Mit der Erlafjung des Ausſchlußurtheils erwirbt der 
Eigenthümer die Hypothek. Der dem Gläubiger ertheilte 
Hypothefenbrief wird Fraftlos. 


$. 1171. 


Der unbefannte Gläubiger fann im Wege de Auf- 
gebot3verfahrend mit feinem Rechte auch dann ausgeſchloſſen 
werden, wenn der Eigenthümer zur Befriedigung des Gläu- 
biger3 oder zur Kündigung berechtigt ift und den Betrag 
der Forderung für den Släubiger unter Verzicht auf das 
Recht zur Rüdnahme — Die Hinterlegung von 
Zinſen iſt nur erforderlich, wenn der Zinsſatz im Grundbuch 
eingetragen iſt; Zinſen für eine frühere Zeit als das vierte 
Kalenderjahr vor der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils ſind 
nicht zu hinterlegen. 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils gilt der Gläu— 
biger als befriedigt, ſofern nicht nach den Vorſchriften über 
die Hinterlegung die Befriedigung ſchon — eingetreten 
iſt. Der dem Gläubiger ertheilte Hypothekenbrief wird kraftlos. 

Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag 
erliſcht mit dem Ablaufe von dreißig Ag nad) der Er- 
lafjung des Ausſchlußurtheils, wenn nicht der Gläubiger fich 
vorher bei der Hinterlegungzitelle meldet; der Hinterleger ift 
zur Rüdnahme berechtigt, auch wenn er auf das Necht zur 
Rüdnahme verzichtet Hat. 

$. 1172. 


Eine Geſammthypothek fteht in den Fällen des 8. 1163 
In Eigenthümern der belafteteten Grundftüde gemeinſchaft— 
ich zu. A 
Seder Eigenthümer kann, fofern nicht ein Anderes ver- 
einbart ift, verlangen, daß die Hypothek an feinem Grund- 
füd auf den Theilbetrag, der dem Verhältnifje des Werthes 
ſeines Grundftüd3 zu dem Werthe der jämmtlichen Grund- 
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ftüde entjpricht, nach 8. 1132 Abſ. 2 befchränft und in diefer 
Beichränfung ihm zugetheilt wird. Der Werth wird unter 
Abzug der Belaftungen berechnet, die der Gefammthypothef 
im Range vorgehen. 

$. 1173. 


Befriedigt der Eigenthümer eine® der mit einer Ge- 
ſammthypothek belajteten Grundſtücke den Gläubiger, ſo er- 
wirbt er die Hypothek an feinem Grundftüde; die Hypothek 
an den übrigen Grundftüden erliicht. Der Befriedigung des 
Gläubigers durch den Eigenthümer fteht e3 gleich, wenn da3 
Släubigerreht auf den Eigenthümer übertragen wird oder 
wenn fich Forderung und Schuld in der Perjon des Eigen- 
thümers vereinigen. 

Kann der Eigenthümer, der den Gläubiger befriedigt, 
von dem Eigenthümer eine3 der anderen Grundjtüde oder 
einem Nechtövorgänger diejes Eigenthümers Erjat verlangen, 
jo geht in Höhe des Erſatzſpruchs auch die Hypothek an 
dem Grundftüde diejes Eigenthümers auf ihn über; fie bleibt 
mit der Hypothek an feinem eigenen Grundjtüde Geſammt— 


hypothek. 
$. 1174. 


Befriedigt der perjönliche Schuldner den Gläubiger, dem 
eine Geſammthypothek zufteht, oder vereinigen fich bei einer 
Geſammthypothek Forderung und Schuld in einer Berjon, 
jo geht, wenn der Schuldner nur von dem Eigenthümer eines 
der Grundftüde oder von einem Rechtsvorgänger de3 Eigen- 
thümers Erſatz verlangen kann, die H —** an dieſem 
Grundſtück auf ihn über; die Hypothek an den übrigen 
Grundſtücken erliſcht. 

Iſt dem Schuldner nur theilweiſe Erſatz zu leiſten und 
geht deshalb die Hypothek nur zu einem Theilbetrag auf ihn 
über, ſo hat ſich der Eigenthümer dieſen Betrag auf den 
ihm nach 8 1172 gebührenden Theil des übrigbleibenden 
Betrags der Geſammthypothek anrechnen zu laſſen. 


$. 1175. 


a der Gläubiger auf die Geſammthypothek, To 
fällt fie den Eigentümern der belafteten Grundftüde gemein- 
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ſchaftlich zu; die Vorfchriften des $. 1172 Abſ. 2 finden An- 
wendung. Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek an 
einem der Grundjtüde, jo erlifcht die Hypothek an diejem. 

Das Gleiche gilt, wenn der Gläubiger nad $. 1170 
mit feinem Rechte ausgejchloffen wird. 


§. 1176. 

Liegen die Vorausſetzungen der 88. 1163, 1164, 1168, 
1172 bi3 1175 nur in Anjehung eines Theilbetragd der 
Hypothek vor, jo kann die auf Grund dieſer Vorſchriften 
dem Eigenthümer oder einem der Eigenthümer oder dem 
perjönlichen Schuldner zufallende Hypothef nicht zum Nad)- 
theile der dem Gläubiger verbleibenden Hypothek geltend ge— 
macht werden. | 

§. 1177. 


Bereinigt fich die Hypothek mit dem Eigenthum in einer 
Perſon, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung 
zufteht, jo verwandelt ſich die Hypothek in eine Grundichuld. 
In Anjehung der Verzinglichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlung3- 
zeit, der Kündigung und des Bahlungsort3 bleiben die für 
die Forderung getroffenen Bejtimmungen maßgebend. 

Steht dem Eigenthümer auch die Forderung zu, jo be» 
jtimmen fich feine Rechte aus der Hypothek, jolange die Ver— 
einigung befteht, nach den für eine Grundjchuld des Eigen- 
thümer3 geltenden Borjchriften. 


$. 1178. 


Die Hypothek für Rückſtände von Zinſen und anderen 
Nebenleiftungen ſowie für Koften, die dem Gläubiger zu er- 
ftatten find, erlischt, wenn fie fich mit dem Eigenthum in 
einer Perſon vereinigt. Das Erlöfchen tritt nicht ein, folange 
einem Dritten ein Recht an dem Anfpruch auf eine foldhe 
Leiſtung zufteht. 

Zum Berzicht auf die Hypothek für die im Abf. 1 be— 
zeichneten Reiftungen genügt die Erflärung des Gläubiger 
gegenüber dem Eigenthümer. Solange einem Dritten ein 
Recht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiftung zufteht, ift 
die Zuftimmung des Dritten erforderlih. Die Zuftimmung 
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ift demjenigen gegenüber zu erflären, zu deſſen Gunften fie 
erfolgt; fie ift unwiderruflich. 


$. 1179. 


Berpflichtet fic der Eigenthümer einem Anderen gegen- 
über, die Hypothek löſchen zu lafjen, wenn fie fich mit dem 
Eigentdum in einer Perfon vereinigt, jo kann zur Sicherung 
de3 Anſpruchs auf Löjchung eine Vormerkung in das Grund- 
buch eingetragen werden. 

$. 1180. 


An die Stelle der Forderung, für melde die Hypothek 
bejteht, fann eine andere Forderung gejeßt werden. Zu der 
Aenderung ift die Einigung des Gläubigerd und de3 Eigen- 
thümers jowie die Eintragung in das Grundbuc) erforderlich; 
die Vorichriften des 8. 873 Abi. 2 und der 88. 876, 878 
finden entjprechende Anwendung. 

Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen 
Forderung treten fol, nicht dem bisherigen Hypotheken— 
zläubiger zu, jo it deſſen Zuftimmung erforderlich; die Zu— 
ſtimmung iſt dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber 
zu erflären, zu deſſen Gunften fie erfolgt. Die Vorjchriften 
des 8. 875 Abi. 2 und des 8. 876 finden entjprechende An- 


wendung. s 
. 1181. 


Wird der Gläubiger aus dem Grundftüde befriedigt, fo 
erliiht die Hypothek. 

Erfolgt die Befriedigung des Gläubiger3 aus einem der 
mit einer Gejammthypothef belafteten Grundjtüde, jo werden 
auch die übrigen Grundſtücke frei. 

Der Befriedigung aus dem Grundjtüde fteht die Be— 
friedigung aus den Gegenftänden gleich, auf die fich Die 
Hypothek erjtredt. 

$. 1182. 


Soweit im Falle einer Geſammthypothek der Eigen- 
thümer des Grundftüd3, aus dem der Gläubiger befriedigt 
wird, don dem Eigenthümer eines der anderen Grundftüde 
oder einen Nechtsvorgänger dieſes Eigenthümers Erſatz ver- 
langen kann, geht die Hypothek an dem Grundftüce diejes 
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Eigenthümers auf ihn über. Die Hypothek kann jedoch, 
wenn der Gläubiger nur theilweije befriedigt wird, nicht 
zum Nachtheile der dem Gläubiger verbleibenden Hypothek 
und, wenn dad Grundjtüd mit einem im. Range gleich- oder 
nachjtehenden Rechte belaftet ift, nicht zum Nachtheile dieſes 
Rechtes geltend gemacht werden. 
8. 1183. 
ur Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft i 

die J— des Eigenthümers —— Er gi 
ftimmung ift dem Grundbuchamt oder dem Gläubiger gegen- 
über zu erflären; fie ift unmiderruflich. 


$. 1184. 


Eine yıpbe fann in der Weiſe beftellt werden, daß 
da3 Recht des Gläubigerd aus der Hypothek ſich nur nach 
der Forderung beftimmt und der Gläubiger fih zum Be— 
weije der Forderung nicht auf die Eintragung berufen kann 
(Sicherungshypothek). 

Die Hypothek muß im Grundbuch als Sicherungshypothek 
bezeichnet werden. 

F§F. 1185. 

Bei der Sicherungshypothek iſt die Ertheilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen. 

Die Vorſchriften der 88. 1138, 1139, 1141, 1156 finden 
feine Anmwendung. 

$. 1186. 

Eine Sicherungshypothek Tann in eine gewöhnliche Hypo— 
thef, eine gewöhnliche Hypothek Tann in eine Sicherungs— 
ppothef umgewandelt werden. Die Zuftimmung der im 
ange gleich- oder nachjtehenden Berechtigten ift nicht er» 
forderlich. | 

$. 1187. 

Für die Forderung aus einer Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber, aus einem Wechjel oder aus einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden fann, 
fann nur eine Gicherungshypothef bejtellt werden. Die 
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Hypothek gilt als Sicherungshypothek, auch wenn fie im 
Grundbuche nicht als folche bezeichnet if. Die Vorſchrift 
des 8. 1154 Abſ. 3 findet feine Anwendung. 


$. 1188. 


Bur Beltellung einer Hypothek für die Forderung aus 
einer Schuldverjchreibung auf den Inhaber genügt die Er- 
Härung de3 Eigenthümerd gegenüber dem Grundbuchamte, 
daß er die Hypothek bejtelle, und die Eintragung in das 
Grundbuch; die Vorjchrift des 8. 878 findet Anwendung. 

Die Ausſchließung des Gläubigerd mit feinem Rechte 
nad) 8. 14170 ift nur zuläffig, wenn die im $. 801 bezeichnete 
Vorlegungsfrift verftrichen it. Sit innerhalb der Frijt die 
Schuldverjchreibung vorgelegt oder der Anſpruch aus der Ur- 
funde gerichtlich geltend gemacht worden, jo kann die Aus— 
ſchließung erft erfolgen, wenn die Verjährung eingetreten ift. 


$. 1189. 


Bei einer Hypothek der im $. 1187 bezeichneten Art 

fann für den jeweiligen Gläubiger ein Vertreter mit ber 
Befugniß beftellt werden, mit Wirkung für und gegen jeden 
jpäteren Gläubiger bejtimmte Verfügungen über die Hypothek 
zu treffen und den Gläubiger bei der Geltendmachung der 
Hypothek zu vertreten. Zur Beltellung de3 Vertreters ift die 
Eintragung in das Grundbud) erforderlid). 
Iſt der Eigenthümer berechtigt, von dem Gläubiger eine 
Berfügung zu verlangen, zu welcher der Vertreter befugt ift, 
jo kann er die Vornahme der Verfügung von dem Vertreter 
verlangen. 


$. 1190. 


Eine Hypothek kann in der Weije bejtellt werden, daß 
nur der HÖ —2 bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, 
beſtimmt, im Uebrigen die Feſtſtellung der Forderung vor— 
behalten wird. Der Höchſtbetrag * in das Grundbuch 
eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, ſo werden die Zinſen in 
den Höchſtbetrag eingerechnet. 
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Die Hypothek gilt al3 GSicherungshypothel, aucd wenn 
fie im Grumdbuche nicht als ſolche bezeichnet ift. 

Die Forderung kann nach) den für die llebertragung von 
Forderungen geltenden allgemeinen Rorjchriften übertragen 
werden. Wird fie nach diefen Vorjchriften übertragen, jo ift 
der Uebergang der Hypothek ausgeichloffen. 


Zweiter Titel. 
Grundfihuld. Rentenſchuld. 
I Grundſchuld. 


$. 1191. 


Ein Grundftüd kann in der Weife belaftet werden, daß 
an denjenigen, zu deffen Gunsten die Belaftung erfolgt, eine 
bejtimmte Geldjumme aus dem Grundftüde zu zahlen ift 
—9 

Die Belaſtung kann auch in der Weiſe erfolgen, daß 
Zinſen von der Geldſumme ſowie andere Nebenleiſtungen 
aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind. 

§. 1192. 

Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die 
Hypothek entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus 
ein Anderes ergiebt, daß die Grundſchuld nicht eine For— 
derung vorausſetzt. 

Für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über 
die Zinſen einer Hypothekenforderung. 

8. 1193. 

Das Kapital der Grundjchuld wird erſt nad) vorgängiger 
Kündigung fällig. Die Kündigung fteht ſowohl dem Eigen- 
thümer al3 dem Gläubiger zu. Die Kündigungsfrift beträgt 
ſechs Monate. 

Abweichende Beltimmungen find zuläjfig. 

§. 1194. 


Die Zahlung des Kapital3 ſowie der Zinjen und anderen 
Nebenleiftungen Hat, ſoweit nicht ein Underes beſtimmt iſt, 
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an dem Orte zu erfolgen, an dem dad Grundbuchamt feinen 
Sitz hat. 


S. 1195. 

Eine Grundihuld kann in der Weife beftellt werden 
daß der Grundjchuldbrief auf den Inhaber ausgeftellt wird. 
Auf einen jolchen Brief finden die Vorfchriften über Schuld- 
verjchreibungen auf den Inhaber entjprechende Anwendung. 


$. 1196. 

Eine Grundjhuld kann auch für den Eigenthümer be» 
ftellt werden. 

Zu der Beitellung iſt die Erklärung des Eigenthümers 
gegenüber dem Grundbuchamte, daß die Grundjchuld für ihn 
in das Grundbuch eingetragen werden joll, und die Ein- 
tragung erforderlich; die Vorjchrift des 8. 878 findet An— 
wendung. 

§. 1197. 

Sit der Eigenthümer der Gläubiger, fo fann er nicht 
die —— zum Zwecke ſeiner Befriedigung be— 
treiben. 

Zinſen gebühren dem Eigenthümer nur, wenn das 
Grundſtück auf Antrag eines Anderen zum Zwecke der Zwangs— 
verwaltung in Beichlag genommen ift, und nur für Die 
Dauer der Zwangsverwaltung. 

F. 1198. 

Eine Hypothek kann in eine Grundſchuld, eine Grund» 
ihuld fann in eine Hypothek umgewandelt werden. Die Zu- 
jtimmung der im Range gleich- oder nachitehenden Berech— 
tigten ift nicht erforderlich. 


I. Rentenſchuld. 


$. 1199. 

Eine Grundſchuld Tann in der Weiſe bejtellt werden, 
daß in regelmäßig wiederkehrenden Terminen eine bejtimmte 
nie aus deu Grumdftüde zu zahlen ift (Renten— 

huld). 
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Bei der Beltellung der Rentenſchuld muß der Betrag 
bejtimmt werden, durch deffen Zahlung die Nentenfchuld ab» 
gelöft werden kann. Die Ablöſungsſumme muß im Grund- 
buch angegeben mwerden. 


$. 1200. 


Auf die einzelnen Leiftungen finden die für Hypotheken— 
inſen, auf die Ablöfungsjumme finden die für ein Grund- 
—— geltenden Vorſchriften entſprechende An— 
wendung. 

Die Zahlung der Ablöſungsſumme an den Gläubiger 
hat die gleiche Wirkung wie die Zahlung des Kapitals einer 
Grundſchuld. 


$. 1201. 


Das Recht zur Ablöjung fteht dem Eigenthümer zu. 

Dem Gläubiger Tann das Recht, die Ablöſung zu ver- 
langen, nicht eingeräumt werden. Im Falle des — 1133 
Satz 2 iſt der Gläubiger berechtigt, die Zahlung der Ab— 
löſungsſumme aus dem Grundſtücke zu verlangen. 


$. 1202. 


Der Eigenthümer kann das Wblöjungsrecht erjt nach 
borgängiger Kündigung ausüben. Die Kündigungsfrift be» 
trägt ſechs Monate, wenn nicht ein Anderes bejtinmt iſ 

Eine Beſchränkung des Kündigungsrechts iſt nur ſoweit— 
zuläſſig, daß der Eigenthümer nach dreißig Jahren unter 
Einhaltung der ſechsmonatigen Friſt kündigen kann. 

Hat der Eigenthümer gekündigt, ſo kann der Gläubiger 
nach dem Ablaufe der Kündigungsfriſt die Zahlung der Ab— 
löſungsſumme aus dem Grundſtücke verlangen. 


$. 1203. 


Eine Rentenſchuld fann in eine gewöhnliche Grundfchuld, 
eine gewöhnliche Grundfchuld kann in eine Rentenſchuld um— 
gewandelt werden. Die Zuftimmung der im Range gleic)- 
oder nachjtehenden Berechtigten ift nicht erforderlich. 
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Neunter Abjchnitt. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen 
und an Rechten. 


Eriter Titel. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen. 


$. 1204. 

Eine a Sache fann zur Sicherung einer For» 
derung in der Weije belaftet werden, daß der Gläubiger be- 
— iſt, Befriedigung aus der Sache zu ſuchen (Pfandrecht). 

as Pfandrecht kann auch für eine künftige oder eine 
bedingte Forderung beſtellt werden. 


$. 1205. 

Zur Bejtellung des Pfandrechts ift erforderlich, daß der 
EigentHümer die Sache dem Gläubiger übergiebt und beide 
darüber einig find, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zu— 
jtehen joll. Iſt der Gläubiger im Befiße der Sache, jo genügt 
die Einigung über die Entjtehung des Pfandrechts. 

Die Uebergabe einer im mittelbaren Beſitze des Eigen— 
thümers befindlichen Sache kann dadurch erſetzt werden, daß 
der Eigenthümer den mittelbaren Beſitz auf den Pfandgläubiger 
überträgt und die Verpfändung dem Beſitzer anzeigt. 


F. 1206. 

An Stelle der Uebergabe der Sache genügt die Ein— 
räumung des Mitbeſitzes, wenn ſich die Sache unter dem 
Mitverſchluſſe des Gläubigers befindet oder, falls fie im Beſitz 
eines Dritten ift, die Herausgabe nur an den Eigenthümer 
und den Gläubiger gemeinjchaftlich erfolgen kann. 


$. 1207. 
Gehört die Sache nicht dem Verpfänder, jo finden auf 
die Verpfändung Die für den Erwerb de3 Eigenthums 
Bürgerliches Geſetzbuch. 19 
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eltenden Vorſchriften der 88. 932, 934, 935 entjprechende 
nmwendung. 
§. 1208. 

St die Sache mit dem Rechte eined Dritten belajtet, 
jo geht das Pfandrecht dem Rechte vor, e3 jei denn, daß der 
Pfandgläubiger zur Zeit des Erwerbes des Pfandrecht3 in 
Anfehung des Rechtes nicht in gutem Glauben ift. Die Vor- 
ichriften des 8. 932 Abi. 1 Cab 2, des 8. 935 und Des 
8. 936 Abſ. 3 finden entjprechende Anwendung. 


$. 1209. 
Für den Rang des Pfandrecht3 ift die Zeit der Be— 
jtellung auch dann maßgebend, wenn e3 für eine Fünftige 
oder eine bedingte Forderung beitellt ift. 


$. 1210. | 

Das Pfand Haftet für die Forderung in deren jemweiligem 
Beitand, insbejondere auch für Zinſen und Vertragzftrafen. 
Iſt der perjönliche Schuldner nicht der Eigenthümer des 
Pfandes, jo wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Schuldner 
nach der Berpfändung vornimmt, die Haftung nicht erweitert. 

Das Pfand Haftet für die Anfprüche des Pfandgläubigers 
auf Erfah von Verwendungen, für die dem Pfandgläubiger 
u erjegenden Koften der Kündigung und der Nechtöverfolgung 
—* für die Koſten des Pfandverkaufs. 


g. 1211. 

Der Verpfänder kann dem Pfandgläubiger gegenüber die 
dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung ſowie die 
nach 8. 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden geltend 
machen. Stirbt der perſönliche Schuldner, ſo kann ſich der 
Verpfänder nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld 
nur beſchränkt haftet. 

Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo 
verliert er eine Einrede nicht dadurch, daß dieſer auf ſie 
verzichtet. 

$. 1212. 

Das Pfandrecht erftredt ſich auf die Erzeugnifje, die 

bon dem Pfande getrennt werdet. 
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$. 1213. 
a3 Pfandrecht kann in der Weije beftellt werben, daß 
der —— berechtigt iſt, die Nutzungen des Pfandes 
zu ziehen 
Iſt eine von Natur fruchttragende Sache dem Pfand- 
gläubiger zum Mlleinbefig übergeben, jo ift im Zweifel an- 
zunehmen, daß der Pfandgläubiger zum Fruchtbezuge be- 
rechtigt jein foll. 
§. 1214. 


Steht dem Pfandgläubiger da3 Recht zu, die Nutzungen 

“a ziehen, jo iſt er verpflichtet, für die Gewinnung der 
Nußungen zu jorgen und Rechenichaft abzulegen. 

Der Neinertrag der Nutzungen wird auf die gejchuldete 
Reiftung und, wenn Roften und Binfen zu entrichten find, 
zunächſt auf diefe angerechnet. 

Abweichende Beltimmungen find zuläffig. 


$. 1215. 
Der Pfandgläubiger ift zur Verwahrung des Pfandes 

verpflichtet. 

F. 1216. 
Macht der Pfandgläubiger Verwendungen auf das Pfand, 
jo bejtimmt fich die Erjaßpflicht de3 Verpfänderd nach den 
Vorſchriften über die Seihäfteführung ohne Auftrag. Der 
Pfandgläubiger ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er 
das Pfand verjehen Hat, wegzunehmen. 


$. 1217. 


Verletzt der era die Rechte des Verpfänders 
in erheblichem Maße und 1egt er das nn Verhalten 
ungeachtet einer Abmahnung des Verpfänders fort, jo kann 
der Berpfänder verlangen, daß das Pfand auf Koften des 
Pfandgläubigers hinterlegt oder, wenn es fich nicht zur 
Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu bejtellenden Ver— 
wahrer abgeliefert wird. 

Statt der Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache 
an einen a Tann der Berpfänder die Rückgabe des 


19* 
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Pfandes gegen Befriedigung des Gläubigerd verlangen. Sit 
die Forderung unverzinslich und noch nicht fällig, fo gebührt 
dem Pfandgläubiger nur die Summe, welche mit Hinzurech- 
nung der gejeglichen Binfen für die Zeit von der Zahlung 
bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung gleichfommt. 


$. 1218. 


Sit der Verderb des Pfandes oder eine mejentliche 
Minderung des Werthes zu bejorgen, fo fann der Verpfänder 
die NRüdgabe des Pfandes gegen anderweitige Sicherheit3- 
leiftung verlangen; die GSicherheitäleiftung durch Bürgen ift 
ausgeſchloſſen. 

Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem 
drohenden Verderb unverzüglich Anzeige zu machen, ſofern 
nicht die Anzeige unthunlich iſt. 


g. 1219. 


Wird durch den drohenden Verderb des Pfandes oder 
durch eine zu beſorgende weſentliche Minderung des Werthes 
die Sicherheit des Pfandgläubigers gefährdet, ſo kann dieſer 
das Pfand öffentlich verſteigern laſſen. 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes. Auf Ver—⸗ 
langen de3 PVerpfänders ift der Erlös zu Hinterlegen. 


$. 1220. 


Die Berfteigerung des Pfandes ift erſt zuläffig, nachdem 
fie dem Verpfänder angedroht worden ift; die Androhung 
darf unterbleiben, wenn das Pfand dem Verderb ausgefeßt 
und mit dem Aufjchube der Berjteigerung Gefahr verbunden 
it. Im Falle der Werthminderung ift außer der Androhung 
erforderlih, daß der Pfandgläubiger dem Verpfänder zur 
Leiftung anderweitiger Sicherheit eine angemefjene Frift be- 
jtimmt hat und biete berjtrichen ift. 

Der Pfandgläubiger Hat den Berpfänder von der Ver- 
fteigerung unverzügli” zu benachrichtigen; im Falle der 
Unterlafjung ift er zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung, die Friftbeftimmung und die Bo 
nahrichtigung dürfen unterbleiben, wenn fie unthunlich find. 
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$. 1221. 

Hat das Pfand einen Börjen- oder Marktpreis, jo Tann 
der Pfandgläubiger den —— aus freier Hand durch einen 
zu ſolchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler 
oder durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon 
zum laufenden —— ewirken. 


8. 1222. 

Befteht das Pfandreht an mehreren Sachen, jo haftet 
jede für die ganze Forderung. 

8. 1223. 

Der Pfandgläubiger iſt verpflichtet, das Pfand nad 
dem Erlöſchen de3 Pfandrechts dem Verpfänder zurüd- 
zugeben. 

Der Verpfänder kann die Rückgabe des Pfandes gegen 
Befriedigung des Pfandgläubigers verlangen, ſobald der 
Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt. 

§. 1224. 

Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Ver— 
pfänder kann auch durch Hinterlegung oder durch Auf— 
rechnung erfolgen. 

$. 1225. 


Sit der Verpfänder nicht der perjönliche Schuldner, jo 
geht, joweit er den Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung 
auf ihn über. Die für einen Bürgen geltenden Vorjchriften 
des 8. 774 finden entiprechende Anmendung. 

$. 1226. 

Die Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Ber- 
änderungen oder Verſchlechterungen des Pfandes ſowie die 
Anſprüche des — auf Erſatz von Verwendungen 
oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung ver— 
jähren in ſechs Monaten. Die Vorſchriften des 8. 558 
Abſ. 2, 3 finden entſprechende Anwendung. 


S. 1227. 
Wird das Necht des Kionagaub gen beeinträchtigt, fo 
finden auf die Unfprüche des Pfandgläubigerd die für die 
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Anſprüche aus dem Eigenthume geltenden Borjchriften ent- 
iprechende Anwendung. 
g. 1228. 

Die Befriedigung des Pfandgläubigerd aus dem Pfande 
erfolgt durch Berfauf. 

Der Pfandgläubiger ift zum Berfaufe — ſobald 
die Forderung ganz oder zum Theil fällig iſt. Beſteht der 
geſchuldete Gegenſtand nicht in Geld, ſo iſt der Verkauf 
erſt zuläſſig, wenn die Forderung in eine Geldforderung 
übergegangen iſt. 

$. 1229. 


Eine vor dem Eintritte der WVerfaufsberechtigung ge» 
troffene Vereinbarung, nach welcher dem Pfandgläubiger, 
falls er nicht oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, das 
EigentHum an der Sache zufallen oder übertragen werden 
ſoll, ift nichtig. 

$. 1230. 


Unter mehreren Pfändern kann der Ve 
jomweit nicht ein Anderes beftimmt ift, diejenigen auswählen 
melche verfauft werden jollen. Er kann nur fo viele 
Pfänder zum Verlaufe bringen, al3 zu feiner Befriedigung 
erforderlich find. 

$. 1231. 

Sit der Pfandgläubiger nicht im Mlleinbefige de3 Pfan- 
des, jo kann er nach dem Eintritte der Verfaufsberechtigung 
die Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des Verlauf for- 
dern. Auf Verlangen des Verpfänders hat an Gtelle der 
Heraudgabe die Ablieferung an einen gemeinjchaftlichen 
Berwahrer zu erfolgen; der Verwahrer Hat fich bei der 
Ablieferung zu verpflichten, da3 Pfand zum Verkaufe bereit- 
zustellen. 

8. 1232. 

Der Pfandgläubiger ift nicht verpflichtet, einem ihm im 
Range nachjtehenden Pfandgläubiger das Pfand zum Bivede 
de3 Verkaufs herauszugeben. Iſt er nicht im Befite des 
Pfandes, jo kann er, fofern er nicht felbjt den Verkauf be» 
treibt, dem Verlaufe durch einen nachjtehenden Pfandgläubiger 
nicht mwiderfprechen. 
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g. 1233. 

Der Verlauf des Pfandes ijt nach den Vorſchriften der 
88. 1234 bis 1240 zu bewirken. 

Hat der Pfandgläubiger für fein Recht zum Verkauf 
einen vollitredbaren Titel gegen den Eigenthümer erlangt, 
jo kann er den Berfauf auch nach den für den Verkauf einer 
gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften bewirken Lafjen. 


§. 1234. 

Der Pfandgläubiger hat dem Eigenthümer den Verkauf 
vorher anzudrohen und dabei den Geldbetrag zu bezeichnen, 
wegen beften der Verkauf ftattfinden fol. Die Androhung 
kann erjt nad) dem Eintritte der Verkaufsberechtigung erfolgen; 
ſie darf unterbleiben, wenn ſie unthunlich ift. 

Der Berfauf darf nit dor dem Ablauf eines Monats 
nach der Androhung erfolgen. Iſt Die ——— unthun⸗ 
lich, ſo wird der Monat von dem Eintritte der Verkaufs— 
berechtigung an berechnet. 

F. 1235. 

Der Verkauf des Pfandes iſt im Wege öffentlicher Ver— 
ſteigerung zu bewirken. 

Hat das Pfand einen Börſen- oder Marktpreis, ſo findet 
die Vorſchrift des $. 1221 Anwendung. 


§. 1236. 

Die Verſteigerung hat an dem Orte zu erfolgen, an dem 
das Pfand aufbewahrt wird. Iſt von einer Verſteigerung 
an dem Aufbewahrungsort ein angemefjener Erfolg nicht 
u erwarten, jo iſt das Pfand an einem geeigneten anderen 

rte zu verjteigern. 
$. 1237. 
Zeit und Ort der Berfteigerung find unter allgemeiner 
a Ha de3 Pfandes öffentlich befannt zu machen. Der 
igenthümer und Dritte, denen Rechte an dem Pfande 
Se find bejonderd zu benachrichtigen; Die Benach— 
— darf unterbleiben, wenn ſie unthunlich iſt. 


g. 1238. 
Das Pfand darf nur mit der Beſtimmung verkauft 
werben, daß der Häufer den Kaufpreis ſofort baar zu ent» 
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richten hat und feiner Rechte verluftig fein foll, wenn dies 
nicht geichieht. 

Erfolgt der Verkauf ohne dieſe Bejtimmung, jo tjt der 
Kaufpreis als von dem Pfandgläubiger empfangen anzu» 
jehen; die Rechte des Pfandgläubigerö gegen den Eriteher 
bleiben unberührt. Unterbleibt die jofortige Entrichtung des 
Kaufpreiſes, jo gilt das Gleiche, wenn nicht vor dem Schlufje 
des Verfteigerungstermind von dem Vorbehalte der Rechts— 
verwirfung Gebrauch gemacht wird. | 


$. 1239. 


Der Pfandgläubiger und der Eigenthümer fönnen bei 
der Verfteigerung mitbieten. Erhält der Pfandgläubiger den 
Zuſchlag, jo ift der Kaufpreis als von ihm empfangen an- 
ujehen. / 
ons Gebot des Eigenthümers darf zurückgewieſen werden, 
wenn nicht der Betrag baar erlegt wird. Das Gleiche gilt 
von dem Gebote des Schuldners, wenn das Pfand für eine 
fremde Schuld haftet. 

8. 1240. 

Gold- und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold- 
oder Silbermwerthe zugejchlagen werden. 

Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, jo Tann 
der Verfauf durch eine zur Öffentlichen Berfteigerung befugte 
Perfon aus freier Hand zu einem den Gold- oder GSilber- 
werth erreichenden Preiſe erfolgen. 


S. 1241. 


Der Pfandgläubiger Hat den Eigenthümer von dem 
Verkaufe des — und dem Ergebniß unverzüglich zu 
benachrichtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung unthunlich iſt. 

§. 1242. 

Durch die rechtmäßige Veräußerung des Pfandes erlangt 
der Erwerber die gleichen Rechte, wie wenn er die Sache 
von dem Eigenthümer erworben hätte. Dies gilt auch dann, 
wenn dem Pfandgläubiger der Zuſchlag ertheilt wird 


Pfandrechte an der Sache erlöſchen, auch wenn fie dem 
Erwerber befannt waren. Das Gleiche gilt von einem Nieß- 
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brauch, e3 fei denn, daß er allen Pfandrechten im Range 


vorgeht. 
$. 1243. 

Die Veräußerung des Pfandes ift nicht rechtmäßig, 
wenn gegen die VBorjchriften des $. 1228 Abſ. 2, des 8. 1230 
Sa 2, des 8. 1235, des 8. 1237 Satz 1 oder des 8. 1240 
verjtoßen mwird. 

Verletzt der Pfandgläubiger eine andere für den Ver— 
fauf geltende Borjchrift, jo iſt er zum Schadenserſatze ver- 
pflichtet, wenn ihm ein Verfchulden zur Laft fällt. 


S. 1244. 


Wird eine Sache ald Pfand veräußert, an daß dem 
Beräußerer ein ——— uſteht oder den Erforderniſſen 
genügt wird, von denen die Rechtmäßigkeit der Veräußerung 
abhängt, ſo finden die Vorſchriften der 88. 932 bis 934, 
936 entſprechende Anwendung, wenn die Veräußerung nach 
8. 1233 Abſ. 2 erfolgt iſt oder die Vorſchriften des $. 1235 
oder des 8. 1240 Abſ. 2 beobachtet worden find. 


S. 1245. ug 


Der Eigenthümer und der Pfandgläubiger können eine 
von den Vorjchriften der 88. 1234 bis 1240 abweichende Art 
des Pfandverfaufs vereinbaren. Steht einem Dritten an 
dem Pfande ein Recht zu, das durch die Veräußerung er- 
liſcht, jo it die Zuftimmung des Dritten erforderlih. Die 
Bujtimmung ift demjenigen gegenüber zu erflären, zu deſſen 
Gunften fie erbiet; fie ift unwiderruflich. 

Auf die Beobachtung der Vorjchriften des 8. 1235, des 
8. 1237 Saß 1 und des $. 1240 kann nicht vor dem Ein- 
tritte der Verfaufsberechtigung verzichtet werden. 


$. 1246. 


Entjpricht eine von den Borjchriften der 88. 1235 bis 
1240 abweichende Art des Pfandverfauf3 nach billigem Er- 
meffen den’ Intereſſen der Betheiligten, jo kann jeder von 
ihnen verlangen, daß der Verkauf in diejer Art erfolgt. 

Kommt eine Einigung nicht zu Stande, fo entjcheidet 
das Gericht. 
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$. 1247. 


Soweit der Erlö3 aus dem Pfande dem Pfandgläubiger 
zu feiner Befriedigung gebührt, gilt die Forderung al3 von 
dem Eigenthümer berichtigt.. Im Uebrigen tritt der Erlös 
an die Stelle des Pfandes. 


$. 1248. 


Bei dem Verkaufe de3 Pfandes gilt zu Gunften des 
Pfandgläubigerd der Verpfänder als der Eigenthümer, e3 fei 
denn, daß der Pfandgläubiger weiß, daß der Verpfänder 
nicht der Eigenthümer ift. 


$. 1249. 

Wer durch die Veräußerung des Pfandes ein Recht an 
dem Pfande verlieren würde, kann den Pfandgläubiger be» 
friedigen, jobald der Schuldner zur Leiftung berechtigt ift. 
Die Vorjchriften des 8. 268 Abi. 2, 3 finden entfprechende 
Anwendung. 

$. 1250. 


Mit der Uebertragung der Forderung geht das Pfand- 
recht auf den neuen Gläubiger über. Das Pfandrecht kann 
nicht ohne die Forderung übertragen werden. 

Wird bei der Uebertragung der Forderung der Uebergang 
des Pfandrechts ausgeichloffen, jo erliicht das Pfandrecht. 


$. 1251. 


Der neue Pfandgläubiger kann von dem bisherigen 
Pfandgläubiger die Herausgabe des Pfandes verlangen. 

Mit der Erlangung des Beſitzes tritt der neue Pfand- 
gläubiger an Stelle de3 bisherigen Pfandgläubigers in die mit 
dem Pfandrechte verbundenen Verpflichtungen gegen den Ver— 
pfänder ein. Erfüllt er die Verpflichtungen nicht, jo haftet 
für den von ihm zu erjegenden Schaden der bisherige Pfand- 
gläubiger wie ein Bürge, der auf die Einrede der Voraus- 
Hage verzichtet Hat. Die Haftung de3 bisherigen Pfand- 
gläubigers tritt nicht ein, wenn die Forderung kraft Geſetzes 
auf den neuen Pfandgläubiger übergeht oder ihm auf Grund 
einer gejeglichen Verpflichtung abgetreten wird. 
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$. 1252. 

Das Pfandrecht erlifcht mit der Forderung, für die es 

beiteht. 
$. 1253. 

Das Pfandrecht erlijcht, wenn der Pfandgläubtger das 
Pfand dem Verpfänder oder dem Eigenthümer zurüdgiebt. 
Der Vorbehalt der Fortdauer des Pfandrechts ift unwirkſam. 

Iſt da3 Pfand im Beſitze des Verpfänders oder des 
Eigenthümers, wird vermuthet, daß das Pfand * von 
dem Pfandgläubiger zurückgegeben worden ſei. Dieſe Ver— 
muthung gilt auch dann, wenn ſich das Pfand im Beſitz 
eines Dritten befindet, der den Beſitz nach der Entſtehung 
des Pfandrechts von dem Verpfänder oder dem Eigenthümer 
erlangt hat. 

F. 1254. 


Steht dem Pfandrecht eine Einrede entgegen, durch 
welche die Geltendmachung des Pfandrechts dauernd ausge— 
ſchloſſen wird, ſo kann der Verpfänder die Rückgabe des 
Pfandes verlangen. Das gleiche Recht hat der Eigenthümer. 


$. 1255. 

Zur Aufhebung des Pfandrecht3 durch Rechtsgeſchäft ge- 
nügt die Erklärung des Pfandgläubigerd gegenüber dem Ber- 
Ares oder dem Eigentümer, daß er dad Pfandrecht 
aufgebe. 

St das Pfandreht mit dem Rechte eined Dritten be- 
laftet, jo ift die Zuftimmung des Dritten erforderlih. Die 
Buftimmung ift demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen 
Gunſten fie erfolgt; fie ift unmiderruflic. 


$. 1256. 


Das Pfandrecht erlifcht, wenn es mit dem Eigenthum 
in bderjelben Perſon zuſammentrifft. Das Erlöfchen tritt 
nicht ein, folange die Forderung, für welche das PBfandrecht 
befteht, mit dem Rechte eined Dritten belajtet ift. 

Das Pfandredht gilt ald nicht erlojchen, joweit der Eigen- 
thümer ein rechtliche® Intereſſe an dem Fortbeſtehen des 

andrecht3 hat. 
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g. 1257. 


Die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht finden auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfand- 
recht entſprechende Anwendung. 


$. 1258. 


Beiteht ein Pfandrecht an dem Antheil eines Miteigen- 
thümers, jo übt der Pfandgläubiger die Rechte aus, die fich 
aus der Gemeinjchaft der Miteigenthümer in Anjehung der 
SM der Sache und der Art ihrer Benußung er- 
geben. 

Die Aufhebung der Gemeinjchaft kann vor dem Eintritte 
der Berfaufsberechtigung des Pfandgläubigerd nur von dem 
MiteigenthHümer und dem Bfandgläubiger gemeinjchaftlich 
verlangt werden. Nach dem Eintritte der Berfaufsberechtigung 
fann der Pfandgläubiger die Aufhebung der Gemeinjchaft 
verlangen, ohne daß e3 der Zuftimmung des Miteigenthümers 
bedarf; er ijt nicht an eine Vereinbarung gebunden, Durch 
welche die Miteigenthümer da3 Recht, die wer, der 
Gemeinjchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit aus- 
geichloffen oder eine Kündigungzfrift beftimmt Haben. 

Wird die Gemeinjchaft aufgehoben, jo gebührt dem Pfand- 
gläubiger dad Pfandredht an den egenttänden, welche an 
die Stelle des Antheil3 treten. 

Das Recht des Pfandgläubiger3 zum Verlaufe des An- 
theil3 bleibt unberührt. 

$. 1259. 


Für das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter ein- 
getragenen Schiffe gelten die bejonderen Borfchriften der 
88. 1260 bis 1271. 

$. 1260. 


Zur Beltellung des Pfandrecht3 ift die Einigung des 
Eigenthümers des Schiffes und de3 Gläubigers darüber, daß 
dem Gläubiger das Pfandrecht zuftehen foll, und die Ein- 
tragung des Pfandrecht3 in das Schiffsregiſter erforderlich. 
Die Vorjchriften des 8. 873. Abſ. 2 und des $. 878 finden 
entjprechende Anwendung. 
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In der Eintragung müffen der Gläubiger, der Geld- 
betrag der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich 
ift, der Binsjag angegeben werden. Zur näheren Bezeich- 
nung der Forderung fann auf die Eintragungsbemilligung 
Bezug genommen merden. 


$. 1261. 
Das a nee ber an dem Schiffe beftellten Pfand- 
rechte beftimmt fich nach den Vorſchriften der 88. 879 bis 881 
und des $. 1151. g. 1262 


Solange das Pfandrecht im Sciffsregifter eingetragen 
iit, behält e8 im Falle der Veräußerung oder Belaftung des 
Schiffes feine Kraft, auch) wenn der Erwerber in gutem 
Glauben ift. 

Iſt das Pfandrecht mit Unrecht gelöjcht, jo gelten im 
Falle der Veräußerung des — die Vorſchriften des 
8. 936 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 aud) dann, wenn der Erwerber 
das ns ohne Mebergabe erlangt; die Vorjchrift des 
8. 936 Ab}. 3 findet feine Anwendung. Wird ein Pfand- 
recht, melche3 dem mit Unrecht gelöjchten Pfandrecht im Range 
nadjiteht, auf einen Dritten übertragen, fo findet die Vor— 
Ichrift des 8. 1208 Saß 1 Anwendung. 

$. 1263. 

Steht der Inhalt des — — in Anſehung eines 
Pfandrechts mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, 
ſo kann die Berichtigung des Regiſters nach den für die 
Berichtigung des Grundbuchs geltenden Vorſchriften der 
88. 894, 895, 897, 898 verlangt werden. 

Iſt ein Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht worden, ſo kann 
ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Schiffsregiſters 
nad) $. 899 Abſ. 2 eingetragen werden. Solange der Wider- 
ſpruch eingetragen ift, gilt im alle der Veräußerung oder 
Belaftung des Schiffes dem Erwerber gegenüber das Gleiche, 
wie wenn dad Pfandrecht eingetragen wäre. 


8. 1264. 
Die Haftung des Schiffes beſchränkt fich auf den ein- 
getragenen Betrag der Forderung und die BZinfen nach dem 
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eingetragenen Binsjage. Die Haftung für geienliche Binfen 
und für Koften beſtimmt n. nah der für die Hypothek 
geltenden Vorſchrift des 8. 1 

Sit Die Forderung — oder iſt der Zinsſatz 
niedriger als fünf vom Hundert, ſo kann das Pfandrecht 
ohne Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder — 
Berechtigten dahin erweitert werden, daß das Schiff für 
Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet. 

g. 1265. 


Das Pfandrecht erſtreckt ſich = dad Zubehör des 
Schiffes mit Ausnahme der Zubehörjtüde, die nicht in das 
Eigenthum de3 Eigenthümerd des Schi ifes gelangt find. 

Auf die Haftung der Zubehörftüde finden die für die 
Hypothek —— — der 88. 1121, 1122 ent- 
Iprechende Anwendung. 

$. 1266. 

Die Borjchriften der 88. 1205 bis 1257 finden injoweit 
feine Anwendung, als fi) daraus, daß der Pfandgläubiger 
nicht den Beſitz des Schiffes erlangt, Abweichungen ergeben. 
Sn dem alle des $. 1254 tritt an die Stelle des Anſpruchs 
auf Rüdgabe des Pfandes das Recht, die Aufhebung des 
Pfandrechts zu verlangen. 

g. 1267. 

Der Berpfänder Tann gegen Befriedigung des Pfand- 
gläubigerd die Aushändigung der zur Löſchung des Pfand- 
rechts erforderlichen Urkunden verlangen. Das gleiche Recht 
jteht dem perfönlichen Schuldner zu, wenn er ein vechtliches 
Snterejfe an der Berichtigung des Schiffsregiſters hat. 

§. 1268. 
Der Pfandgläubiger Tann jeine Befriedigung aus dem 
Schiffe und dem Zubehöre nur auf Grund eines vollitred- 
baren Titels nach den für die Zwangsvollſtreckung geltenden 
Vorſchriften juchen. 
$. 1269. 

Iſt der Gläubiger unbefannt, jo kann er im Wege des 

Aufgebot3verfahren? mit feinem Pfandrecht ausgejchloffen 
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werden, wenn die im 8. 1170 oder die im $. 1171 für bie 
Ausichliegung eines HHypothefengläubigerd beftimmten Voraus- 
jegungen vorliegen. Mit der Erlafjung des Ausichlußur- 
theil3 erlifcht das Pfandrecht. Die Vorſchrift des 8. 1171 
Abſ. 3 findet Anwendung. 


8. 1270. 

Auf das Pfandreht für die Forderung aus einer 
Schuldverjchreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel 
oder aus einen: anderen Papiere, das durch Indoſſament 
übertragen werden Tann, finden die Vorjchriften des 8. 1189, 
auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuldver- 
ichreibung auf den Inhaber finden auch die Vorjchriften des 
8. 1188 entjprechende Anmendung. 


8. 1271. 

Das Pfandrecht kann in der Weije bejtellt werden, daß 
nur der Höchitbetrag, bis zu dem das Schiff —— ſoll, be— 
ſtimmt, im Uebrigen die Feſtſtellung der Forderung vor— 
behalten wird. Der Höchſtbetrag mus in das Schiffsregifter 
eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, jo werden die Binjen 
in den Höchftbetrag eingerechnet. 


$. 1272. 


Die Vorjchriften der 88. 1260 bis 1271 gelten auch für 
dad Pfandredyt an einer Schiffspart. 


Zweiter Titel. 
Pfandrecht an Reiten. 


F. 1273. 
Gegenstand des Pfandrecht3 kann auch ein Recht jein. 
Auf das Pfandrecht an Rechten finden die Vorfchriften 
über das Pfandrecht an beweglichen Sachen entiprechende An- 
wendung, jomeit fich nicht aus den 88. 1274 bis 1296 ein 
Anderes ergiebt. Die Anwendung der PVorjchriften Des 
8. 1208 und de3 $. 1213 Abf. 2 ift ausgejchlojjen. 
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$. 1274. 

Die Beitellung des Pfandrecht3 an einem echte eng 
nach den für bie Uebertragung des Rechtes geltenden Bor- 
ſchriften. Iſt zur Mebertragung des Rechtes die Uebergabe 
einer Sache erforderlih, jo Anden die Vorſchriften der 
88. 1205, 1206 Anwendung. 

Someit ein Recht nicht übertragbar ift, kann ein Pfand- 
recht an dem Rechte nicht bejtellt werden. 

8. 1275. 

Sit ein Recht, Fraft deſſen eine Leitung gefordert wer— 
den kann, Gegenjtand des Pfandrechts, jo finden auf das 
Rechtäverhäftni zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem 
Berpflichteten die Vorjchriften, welche im alle der Ueber- 
tragung des Rechtes für das Nechtöverhältnig zwiſchen dem 
Erwerber und dem Berpflichteten gelten, und im Falle einer 
nach 8. 12417 Abſ. 1 getroffenen gerichtlichen Anordnung die 
Borjehrift des 8. 1070 Abſ. 2 entiprechende Anwendung. 

§. 1276. 

Ein verpfändetes Recht kann durch Rechtsgeſchäft nur 
mit Zuftimmung des Pfandgläubigerd aufgehoben werden. 
Die Zuftimmung ift demjenigen gegenüber zu erflären, zu 
deffen Gunſten He erfolgt; fie ift unmwiderruflihd. Die Vor- 
ichrift des 8. 876 Satz 3 bleibt unberührt. 

Das Gleiche gilt im Falle einer Aenderung des Rechtes, 
jofern fie das Pfandrecht beeinträchtigt. 

S. 1277. 

Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem 
Rechte nur auf Grund eines volljtredbaren Titel nach den 
für die Zwangsvollſtreckung geltenden Borjchriften fuchen, 
jofern nicht ein Anderes beſtimmt ift. Die Vorſchriften des 
8. 1229 und de3 8. 1245 Abi. 2 bleiben unberührt. 

g. 1278. 

Sit ein Recht, zu deſſen Verpfändung die Uebergabe 
einer Sache erforderlich ift, Gegenftand des Pfandrecht3, fo 
finden auf das Erlöfchen des Pfandrechts durch die Rüd- 
gabe der Sache die Vorſchriften des 8. 1253 entiprechende 
Anwendung. 
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$. 1279. 


Für das Pfandreht an einer Forderung gelten die be- 
jonderen Borjchriften der 88. 1280 bis 1290. 


$. 1280. 
Die VBerpfändung einer Forderung, zu deren Ueber- 
tragung der Abtretungsvertrag genügt, it nur wirkſam, wenn 
der Gläubiger fie dem Schuldner anzeigt. 


$. 1281. 

Der Schuldner kann nur an den Pfandgläubiger und 
den Gläubiger gemeinjchaftlich leiſten. Jeder von beiden 
fann verlangen, daß an fie gemeinjchaftlich geleiftet wird; 
jeder kann ftatt der Leiftung verlangen, daß Die gejchuldete 
Sade für beide hinterlegt oder, wenn fie fich nicht zur Hinter- 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Verwahrer 
abgeliefert wird. 

$. 1282. 

Sind die Vorausjegungen de3 8. 1228 Abi. 2 ein- 
getreten, jo iſt der Pfandgläubiger zur Einziehung der 
Forderung berechtigt und kann der Schuldner nur an ihn 
leiften. Die Einziehung einer Geldforderung fteht dem Pfand- 
gläubiger nur injomweit zu, als fie zu feiner Befriedigung 
erforderlich if. Soweit er zur Einziehung berechtigt ift, 
kann er auch verlangen, bat ihm die Geldforderung an 
Zahlungsſtatt abgetreten wird. 

Bu anderen Verfügungen über bie Forderung ift der 
Pfandgläubiger nicht berechtigt; das Hecht, die Befriedigung 
aus der Forderung nad) $. 1277 zu juchen, bleibt unberührt. 


$. 1283. 

Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Yorderung bon 
einer Kündigung ab, jo bedarf der Gläubiger zur Kündigung 
der Zuftimmung de3 Pfandgläubigerd nur, wenn diejer be- 
rechtigt ift, die Nutzungen zu ziehen. 

Die Kündigung des Schuldner3 ift nur wirkſam, wenn 
fie dem Pfandgläubiger und dem Gläubiger erklärt wird. 

Sind die Borausfegungen des 8. 1228 Abſ. 2 ein- 
getreten, fo ift auch der Pfandgläubiger zur Kündigung be- 
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rechtigt; für die Kündigung des Schuldnerd genügt die Er- 
Härung gegenüber dem Pfandgläubiger. 


S. 1284. 
Die Borjchriften der 88. 1281 bis 1283 finden Feine 
Unmendung, joweit der Pfandgläubiger und der Gläubiger 
ein Anderes vereinbaren. 


$. 1285. 

Hat die Leiftung an den Pfandgläubiger und den Gläu- 
biger gemneinfchaftfich zu erfolgen, jo find beide einander 
FA zur Einziehung mitzuwirken, wenn die Forderung 
ällig ift. i 

Soweit der Pfandgläubiger berechtigt ift, Die Forderung 
ohne Mitwirkung des Gläubiger einzugichen, bat er für die 
ordnungsmäßige Einziehung zu forgen. Bon der Einziehung 
hat er den Gläubiger unverzüglich zu benachrichtigen, jofern 
nicht die Benachrichtigung — iſt. 


$. 1286. 

Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von 
einer Kündigung ab, jo kann der Pfandgläubiger, fofern nicht 
das KRündigungsreht ihm zufteht, von dem Gläubiger die 
Kündigung verlangen, wenn die Einziehung der Forderung 
wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nad) den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung geboten ift. Unter 
der gleichen Borausfegung Tann der Gläubiger von dem 
Pfandgläubiger die Zuftimmung zur Kündigung verlangen, 
jofern die Zuftimmung erforderlich ift. 


8. 1287. 

Leiftet der Schuldner in Gemäßheit der 88. 1281, 1282, 
jo erwirbt mit der Leiftung der Gläubiger den geleijteten 
Gegenstand und der Pfandgläubiger ein Pfandrecht an dem 
Gegenjtande. Beſteht die Leiſtung in der Uebertragung des 
EigenthHum3 an einem Grundftüde, jo erwirbt der Pfand- 
gläubiger eine Sicherungshypothek. 


$. 1288. 
Wird eine Geldforderung in Gemäßheit des 8. 1281 
eingezogen, jo find der Pfandgläubiger und der Gläubiger 
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einander verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß der eingezogene 
Betrag, joweit e8 ohne Beeinträchtigung des Intereſſes des 
Pfandgläubigerd thunlich ift, nach den für die Anlegung von 
Mündelgeld geltenden Borfchriften verzinslich angelegt und 
gleichzeitig dem Pfandgläubiger das Pfandrecht beitellt wird. 
Die Art der Anlegung beftimmt der Gläubiger. 

Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des 8. 1282, fo 
gilt die Forderung des Pfandgläubigers, joweit ihm der ein» 
gezogene Betrag zu jeiner Befriedigung gebührt, als von 
dem Gläubiger berichtigt. 


$. 1289. 


Das Pfandrecht an einer Forderung erftredt fich auf 
die Binfen der Forderung. Die Vorjchriften des $. 1123 
Abi. 2 und der 88. 1124, 1125 finden entjprechende An- 
wendung; an die Stelle der Beſchlagnahme tritt die Anzeige 
de3 Pfandgläubigerd an den Schuldner, daß er von dem 
Einziehungsrechte Gebrauch mache. 


$. 1290. 

Beitehen mehrere Pfandrechte an einer Forderung, jo 
ift zur Einziehung nur derjenige Pfandgläubiger berechtigt, 
dejien Pfandrecht den übrigen Pfandrechten vorgeht. 

$. 1291. 


Die Vorſchriften über das Pfandredht an einer Forde— 
rung gelten auc für das Pfandrecht an einer Grundſchuld 
und an einer NRentenjchuld. 


$. 1292. 


Zur Berpfändung eines Wechjeld oder eine anderen 
Bapier3, da3 durch Indoſſament übertragen mwerden Tann, 
genügt die Einigung de3 Gläubiger und des Pfandgläubigers 
und die Uebergabe des indojjirten Papiers. 


$. 1293. 


Für das a 5 an einem Inhaberpapiere gelten Die 
Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. 
* 
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$. 1294. 

Iſt ein Wechjel, ein anderes Papier, da3 durch In— 
dofjament übertragen werden Tann, oder ein Inhaberpapier 
Gegenjtand des Pfandrechts, jo iſt, aud wenn die Voraus— 
jegungen des $. 1228 Abſ. 2 noch nicht eingetreten find, der 
Pfandgläubiger zur Einziehung und, falld Kündigung er- 
forderlich ift, zur Kündigung berechtigt und kann der Schuldner 
nur an ihn leiften. 

$. 129. 

- Hat ein bverpfändetes Papier, das durch Indoſſament 
übertragen werden fann, einen Börjen- oder Marftpreis, jo 
ift der Gläubiger nad) dem Eintritte der Vorausſetzungen 
de3 8. 1228 Abſ. 2 berechtigt, das Papier nad) $. 1221 ver- 
faufen zu laſſen. 

$. 1296. 

Das Pfandreht an einem Werthpapier erjtredt ſich auf 
die zu dem Papiere gehörenden Zins-, Renten- oder Gewinn- 
antheilfcheine nur dann, wenn fie dem Pfandgläubiger über- 
geben find. Der Verpfänder Tann, fofern nicht ein Anderes 
bejtimmt ift, die Herausgabe der Scheine verlangen, ſoweit 
fie vor dem Eintritte der Vorausjegungen des 8. 1228 Ab]. 2 
fällig werden. 


Viertes Buch. 
Zamilienredt. 


Erjter Abſchnitt. 
Bürgerlie Ehe. 
Eriter Titel. 


Derlöbnif. 
$. 1297. 


Aus einem Verlöbniſſe kann nicht auf Eingehung der 
Ehe gefingt werben. 
a3 Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die 
Eingehung der Ehe unterbleibt, iſt nichtig. 


$. 1298. 


Tritt ein Verlobter von dem Berlöbniffe zurüd, fo Hat 
er dem anderen Verlobten und deſſen Eltern irn dritten 
Perſonen, welche an Stelle der Eltern gehandelt Haben, den 
Schaden zu erjeßen, der daraus entitanden ift, daß fie in 
Erwartung der Ehe Aufwendungen gemacht haben oder Ber- 
bindlichkeiten eingegangen find. Dem anderen Berlobten 
at er auch den Schaden zu erjeben, den dieſer dadurch er- 
eidet, daß er in Erwartung der * ſonſtige ſein Vermögen 
oder ſeine Erwerbsſtellung berührende Maßnahmen ge— 
troffen hat. 

Der Schaden iſt nur inſoweit zu erſetzen, als die Auf- 
wendungen, die Eingehung der Verbindlichkeiten und die 
ſonſtigen Maßnahmen den Umſtänden nach angemeſſen waren. 
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Die Erjagpflicht tritt nicht ein, wenn ein wichtiger 
Grund für den Rüdtritt vorliegt. 
$. 1299. 
Veranlaßt ein Berlobter den Nüdtritt des anderen durch 
ein Berjchulden, da einen wichtigen Grund für den Rück— 


tritt bildet, fo ift er nad) Maßgabe des 8. 1298 Abi. 1, 2 
zum Schadenserſatze verpflichtet. 


$. 1300. 

Hat eine unbeicholtene Verlobte ihrem Werlobten Die 
Beimohnung gejtattet, jo kann fie, wenn die Vorausjegungen 
des 8. 1298 oder des 8. 1299 vorliegen, auch megen des 
Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, eine billige Ent- 
Ihädigung in Geld verlangen. 

Der Anſpruch ift nicht Übertragbar und geht nicht auf 
die Erben über, es fei denn, daß er durch Vertrag anerkannt 
oder daß er rechtöhängig geworden ift. 


$. 1301. 


Unterbleibt die Ehejchliegung, jo Tann jeder Verlobte 
bon dem anderen die Herausgabe desjenigen, was er ihm 
geijchenft oder zum Zeichen des Verlöbnifje gegeben hat, nach 
den Borjchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung fordern. Im Zweifel ift anzunehmen, daß die 
NRüdforderung ausgeſchloſſen fein joll, wenn das Verlöbnik 
durch den Tod eines der Verlobten aufgelöft wird. 


$. 1302. 


Die in den 88. 1298 bi3 1301 beftimmten Anfprüche 
verjähren in zwei Sahren von der Auflöfung des Berlöb- 


nijjes an. 
Zweiter Titel. 
Eingehung der Ehe, 


$. 1303. 


Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährig- 
feit, eine Frau darf nicht vor der Vollendung des fechzehnten 
Lebensjahrs eine Ehe eingehen. 
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Einer Frau kann Befreiung von dieſer Vorichrift be 

willigt werden. 
$. 1304. 

Wer in der Geſchäftsfähigkeit beichränft ift, bedarf zur 
Eingehung einer Ehe der Einwilligung feines gejelichen 
Bertreterd. 

Sit der gejegliche Vertreter ein Vormund, jo kann Die 
Einwilligung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf An- 
trag des Mündel3 durch das Bormundichaftsgericht erſetzt 
werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Einwilligung 
ir erjegen, menn die Eingehung der Ehe im Intereſſe des 

ündel3 liegt. 
8. 1305. _ 

Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung des ein- 
undzwanzigiten Lebensjahr zur Eingehung einer Ehe ber 
Einwilligung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis 
zum gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter. An 
die Stelle des Bater3 tritt die Mutter, wenn der Vater ge- 
ftorben ijt oder wenn ihm die fich aus der Vaterſchaft er- 
gebenden Rechte nach 8. 1701 nicht zuftehen. Ein für ehe 
lich erflärtes Kind bedarf der Einwilligung der Mutter auch 
dann nicht, wenn der Vater geftorben ift. 

Dem Tode des Vater oder der Mutter fteht es gleich, 
wenn fie zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande 
find oder wenn ihr Aufenthalt dauernd unbefannt ift. 


$. 1306. 


Einem an Kindesſtatt angenommenen Rinde gegenüber 
fteht die Einwilligung zur Eingehung einer Ehe an Gtelle 
der leiblichen Eltern demjenigen zu, welcher da3 Kind an- 
genommen Hat. Hat ein Ehepaar da3 Kind gemeinjchaftlich 
oder hat ein Ehegatte das Kind de3 anderen Ehegatten an- 
genommen, jo finden die Vorſchriſten des 8. 1305 Abi. 1 
Sat 1, 2, Abi. 2 Lesung 

Die leiblichen Eltern erlangen da3 Recht zur Einwilli- 
gung auch dann nicht wieder, wenn das durch die Annahme 
an Kindesitatt begründete Rechtsverhältniß aufgehoben wird. 
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$. 1307. 

Die elterlihe Einwilligung Tann nicht durch einen Ver— 
treter ertheilt werden. Iſt der Vater oder die Mutter in 
der Geichäftsfähigkeit beichränkt, fo ift die Zuftimmung des 
gejeglichen Vertreters nicht erforderlich. 


$. 1308. 

Wird die elterliche Einwilligung einem — Kinde 
verweigert, ſo kann ſie auf deſſen Antrag durch das Vor— 
mundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchafts- 
gericht hat die Einwilligung zu erſetzen, wenn ſie ohne wich— 
tigen Grund verweigert wird. 

Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht 
Verwandte oder Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es 
ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnißmäßige 
Koſten geſchehen kann. Für den Erſatz der Auslagen gilt 
die Borkchrift de 8. 1847 Ab]. 2. 


$. 1309. 

Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere 
Ehe aufgelöft oder für nichtig erflärt worden if. Wollen 
Ehegatten die Ehejchließung wiederholen, jo ift die vorgängige 
Nichtigkeit3erflärung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urtheil, Durch das die frühere Ehe auf- 
gelöft oder für nichtig erflärt worden ift, die Nichtigfeitäflage 
oder die Reſtitutionsklage erhoben, jo dürfen die Ehegatten 
nicht vor der Erledigung des Rechtsftreit3 eine neue Ehe 
eingehen, e3 jei denn, daß die Klage erjt nach dem Ablaufe 
der vorgejchriebenen fünfjährigen Frift erhoben worden ift. 


$. 1310. 

Eine Ehe darf nicht gejchloffen werden zwiſchen Ber- 
wandten in gerader Linie, zmwijchen vollbürtigen oder Halb- 
bürtigen Gejchwiltern ſowie zwiſchen Verſchwägerten in ge- 
rader Linie. 

Eine Ehe darf nicht gejchloffen werden zwijchen Perfonen, 
von denen die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen 
der anderen Gejchlechtsgemeinjchaft gepflogen Hat. 
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Berwandtichaft im Sinne dieſer Vorſchriften bejteht 
auch zwilchen einem unehelichen Kinde und deſſen Ablömm- 
fingen einerjeit3 und dem Vater und deſſen Verwandten 


andererjeit3. 
$. 1311. 


Wer einen Anderen an Kindesftatt angenommen hat, 
darf mit ihm oder defjen Abkömmlingen eine Ehe nicht ein- 
gehen, folange das durch die Annahme begründete Nechts- 
verhältniß befteßt. 
$. 1312. 


Eine Ehe darf nicht gejchloffen werden zwiſchen einem 
wegen Ehebruchs gejchtedenen Ehegatten und demjenigen, 
mit welchem der gejchiedene Ehegatte den Ehebruch begangen 
hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungsurtheil ala 
Grund der Scheidung feftgeftellt ift. 

Bon diejer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


$. 1313. 


Eine Frau darf erft zehn Monate nach der Auflöfung 
oder Nichtigfeit3erflärung Me früheren Ehe eine neue Ehe 
eingehen, e3 fei denn, daß fie — geboren hat. 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden. 


§. 1314. 

Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder 
unter ſeiner Vormundſchaft ſteht, darf eine Ehe erſt eingehen, 
nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein Zeugniß darüber 
ertheilt hat, daß er die im 8. 1669 bezeichneten Verpflich— 
tungen erfüllt hat oder daß fie ihm nicht obliegen. 

Sit im Falle der fortgejegten Gütergemeinjchaft ein an- 
theilsberechtigter ee minderjährig oder bevormundet, 
jo darf der überlebende Ehegatte eine Ehe erjt eingehen, 
nachdem ihm das Vormundfchaftögericht ein Zeugniß darüber 
ertheilt Hat, daß er die im 8. 1493 Abf. 2 bezeichneten Ver- 
pflichtungen erfüllt hat oder daß fie ihm nicht obliegen. 


$. 1315. 
Militärperfonen und ſolche Landesbeamte, für die nad) 
den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine bejondere 
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Erlaubniß erforderlich ift, dürfen nicht ohne die vorgejchriebene 
Erlaubniß eine Ehe eingehen. 

Ausländer, für die nach den Landesgefegen zur Ein- 
rd: einer Ehe eine Erlaubniß oder ein Zeugniß erforder- 
lich ift, dürfen nicht ohne dieſe Erlaubniß oder ohne dieſes 
Zeugniß eine Ehe eingehen. 

8. 1316. 

Der Eheſchließung fol ein Aufgebot vorhergehen. Das 
Aufgebot verliert feine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen 
ſechs Monaten nad) der Bollziehung des Wufgebot3 ge- 
ſchloſſen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn. die lebensgefähr- 
fihe Erfranfung eines der Verlobten den Aufſchub der Ehe- 
ichließung nicht geftattet. 

Bon dem Aufgebote kann Befreiung bewilligt werden. 

$. 1317. 


Die Ehe wird dadurch gejchloffen, daß die Berlobten 
vor einem Standeöbeamten perjönlich und bei gleichzeitiger 
Unmejenheit erklären, die Ehe mit einander eingehen zu 
wollen. Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der 
Erklärungen bereit fein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbejtimmung abgegeben werden. 


$. 1318. 


Der Standesbeamte foll bei der Eheichliegung in Gegen- 
wart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nad) 
einander die Frage richten, ob fie die Ehe mit einander 
eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die Frage be- 
jaht haben, ausjprechen, daß fie Fraft dieſes Gejeges nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute jeien. 

Als Zeugen jollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehren- 
rechte für verluftig erflärt find, während der Zeit, für melche 
die Aberfennung der Ehrenrechte erfolgt iſt, jowie Minder- 
jährige nicht zugezogen werden. Perjonen, die mit einem 
der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit einander 
verwandt oder verjchwägert find, dürfen als Zeugen zu- 
gezogen werden. 
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Der GStandeöbeamte joll die. Eheichließung in Das 

Heirathäregifter eintragen. 
$. 1319. 

Als Standesbeamter im Sinne ded 8. 1317 gilt auch 
derjenige, welcher, ohne Standeöbeamter zu fein, dad Amt 
eines Standesbeamten öffentlicy ausübt, es fei denn, daß die 
Verlobten den Mangel der amtlichen vefugniß bei der Ehe⸗ 
ſchließung kennen. g. 1320 


Die Ehe ſoll vor dem zuſtändigen Standesbeamten ge— 
ſchloſſen werden. 

Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer 
der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder jeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt Hat. 

Hat feiner der Verlobten feinen Wohnfig oder feinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland und ift auch nur einer 
von ihnen ein Deutjcher, fo wird der zuftändige Standes- 
beamte von der oberjten AuffichtSbehörde des Bundesſtaats, 
dem der Deutjche angehört, und, wenn diejer feinem Bundes- 
ftaat angehört, von dem Reichökangler bejtimmt. 

Unter mehreren zuftändigen Standesbeamten haben die 
Verlobten die Wahl. 

$. 1321. 

Auf Grund einer fchriftlichen Ermächtigung des zu- 
ftändigen Standesbeamten darf die Ehe aud) vor dem Standes- 
beamten eine3 anderen Bezirkes gejchloffen werden. 


$. 1322. 
Die Bewilligung einer nad) den $$. 1303, 1313 zu- 
fäjfigen Befreiung fteht dem Bundesſtaate zu, dem bie Frau, 
die Bewilligung einer nach 8. 1312 zuläſſigen Befreiung ſteht 
dem Bundesſtaate zu, dem der geſchiedene Ehegatte angehört. 
Für Deutiche, die feinem Bundesjtaat angehören, fteht die 
Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nad) $. 1316 zuläffigen Befreiung 
fteht dem Bundesftaate zu, in deſſen Gebiete die Ehe ge- 
ſchloſſen werden joll. 

Ueber die Erteilung ber einem Bundesſtaate zuftehen- 
den Bewilligung hat die Landesregierung zu beſtimmen. 
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Dritter Titel, 
Nichtigkeit und Anferhtbarkeit der Ehe, 


$. 1323. 
Eine Ehe ift nur in den Fällen der 88. 1324 bis 1328 
nichtig. 
$. 1324. 


Eine Ehe ift nichtig, wenn bei der Eheſchließung Die 
im 8. 1317 bvorgejchriebene Form nicht beobachtet worden ift. 

Iſt die Ehe in das Heirathöregifter eingetragen worden 
und haben die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn * re 
oder, falls einer von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen 
Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre, als Ehegatten mit ein— 
ander gelebt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig an— 
zuſehen. Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung, mern bei 
dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Tode des 
einen Ehegatten die Nichtigfeitöflage erhoben ift. 


$. 1325. 


Eine Ehe ift nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der Ehefchliegung geichäftsunfähig war oder fich im Zuſtande 
der Bemwußtlofigfeit oder vorübergehender Störung der Geijtes- 
thätigfeit befand. 

Die Ehe ift ald von Anfang an gültig anzujehen, wenn 
der Ehegatte fie nach dem Wegfalle der Gejchäftsunfähigkeit, 
der Bemußtlofigfeit oder der Störung der Geijtesthätigfeit 
beftätigt, bevor fie für nichtig erklärt oder aufgelöjt worden 
iſt. Die Beftätigung bedarf nicht der für die Eheſchließung 


vorgejchriebenen Yorm. 
$. 1326. 


Eine Ehe ift nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der Ehejchliegung mit einem Dritten in einer gültigen 


Ehe lebte. 
$. 1327. 


Eine Ehe ift nichtig, wenn fie zwiſchen Verwandten oder 
Verſchwägerten dem Verbote des 8. 1310 Abſ. 1 zumider ge- 
ichlofjen worden ift. 
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$. 1328. 


Eine Ehe ift nichtig, wenn fie wegen Ehebruchd nach 
8. 1312 verboten war. 
Wird nachträglich Befreiung bon der Vorſchrift des 
8. 1312 bewilligt, jo ift die Ehe al3 von Anfang an gültig 
anzufehen. 
$. 1329. 


Die Nichtigkeit einer nach den 88. 1325 bis 1328 nichtigen 
Ehe kann, jolange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder auf- 
gelöft ift, nur im Wege der Nichtigkeitsflage geltend gemacht 
werden. Das Gleiche gilt von einer nach $. 1324 nichtigen 
Ehe, wenn fie in das Heirathäregifter eingetragen worden ift. 


$. 1330. 


Eine Ehe kann nur in den Fällen der 88. 1331 bis 
1335 und des 8. 1350 angefochten werden. 


8. 1331. 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Beit der Eheichliefung oder im alle des $. 1325 
zur Zeit der Beſtätigung in der Gejchäftsfähigfeit beichränft 
war, wenn die Ehejchliegung oder die Beftätigung ohne Ein- 
willigung feines gejeßlichen Vertreters erfolgt ift. 


$. 1332. 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß e3 ſich um 
eine ——— handle, oder dies zwar gewußt hat, aber 
eine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat ab— 
geben wollen. 

§. 1333. 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der ſich bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen 
Ehegatten oder über ſolche perſönliche Eigenſchaften des 
anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntniß der 
Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der 
Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. 
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$. 1334. 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe durd) argliftige Täuſchung über 
jolhe Umstände beftimmt morden ift, die ihn bei Kenntniß 
der Sachlage und bei verjtändiger Würdigung des Weſens 
der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben wür— 
den. Iſt die Täufhung nicht von dem anderen Ehegatten 
verübt worden, fo ift die Ehe nur dann anfechtbar, wenn 
diefer die Täufchung bei der Eheichliegung gekannt Hat. 

Auf Grund einer Täufchung über Vermögendverhältnifje 
findet die Anfechtung nicht ftatt. 


$. 1335. 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch Drohung be- 
ſtimmt worden ift. 

$. 1336. 


Die Anfehtung der Ehe kann nicht duch einen Ber- 
treter erfolgen. St der anfechtungsberechtigte Ehegatte in 
der Geichäftsfähigkeit beichränft, jo bedarf er nicht der Zu— 
jftimmung feines gejeßlichen Vertreters. 

Für einen gejchäftsunfähigen Ehegatten kann fein ge- 
jeglicher Vertreter mit Genehmigung des Bormundichafts- 
gericht3 die Ehe anfechten. In den Fällen des 8. 1331 Tann, 
— der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Geſchäfts— 
fähigfeit beſchränkt ift, nur fein gejeglicher Vertreter die Ehe 
anfechten. 

8. 1337. 


Die Anfechtung der Ehe ift in den Fällen des & 1331 
ausgejchloffen, wenn der gejegliche. Vertreter die Ehe ge- 
nehmigt oder der anfechtungsberechtigte — nachdem 
er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt, die Ehe beſtätigt. 
Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, ſo kann die Ge— 
nehmigung, wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag 
des Ehegatten durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden; 
das Vormundſchaftsgericht hat die Genehmigung zu erſetzen, 
wenn die Aufrechterhaltung der Ehe im Intereſſe des Ehe— 
gatten liegt. 
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Sn den Fällen der 88. 1332 bis 1335 ift die Anfechtung 
ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte Ehegatte nad) 
der Entdedung des Irrthums oder der Täufchung oder nad) 
dem Aufhören der Zwangslage die ir bejtätigt. 

Die Vorſchriften des 8. 1336 Ab}. 1 gelten auch für die 
Beftätigung. 

$. 1338. 


Die Anfechtung ift nad) der Auflöfung der Ehe aus- 
geichloffen, e3 jei denn, daß die Auflöjfung durch den Tod 
de3 zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten herbeigeführt 
worden ift. 

$. 1339. 


ei Die Anfechtung kann nur binnen ſechs Monaten er- 
olgen. 
Die Frift beginnt in den Fällen des $. 1331 mit dem 
Beitpunft, in welchem die Eingehung oder die Betätigung 
der Ehe dem gejeglichen Vertreter befannt wird oder Der 
Ehegatte die unbeichräntte Gejchäftsfähigkeit erlangt, in den 
Fällen der 88. 1332 bi3 1334 mit dem Zeitpunkt, in welchen 
der Ehegatte den Irrthum oder die Täufchung entdedt, in 
dem Falle des 8. 1335 mit dem Beitpunft, in welchem die 
Smangtlnge aufhört. 

uf die Frift finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der 88. 203, 206 entjprechende Anwendung. 


$. 1340. 

Hat der geievtige Bertreter eines gejchäftsunfähigen 
Ehegatten die Ehe nicht rechtzeitig angefochten, jo kann nad) 
dem Wegfalle der pa er der Ehegatte jelbjt die 
Ehe in gleicher Weife anfechten, wie wenn er ohne gejeglichen 
Vertreter geweſen mwäre. 

S. 1341. 

Die Anfechtung erfolgt, jolange nicht die Ehe aufgelöft 
ift, durch Erhebung der Anfechtungsflage. 

Wird die Klage zurücdgenommen, jo ift. die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzujehen. Das Gleiche gilt, wenn Die 
angefochtene Ehe, bevor jie für nichtig erflärt oder aufgelöft 
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worden iſt, nach Maßgabe des 8. 1337 genehmigt oder be— 
ſtätigt wird. 
§. 1342. 


Iſt die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht 
berechtigten Ehegatten aufgelöſt worden, ſo erfolgt die An— 
fechtung durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; 
die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen 
mittheilen, welcher im Falle der Gültigkeit der Ehe, als auch 
demjenigen, welcher im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe 
des verſtorbenen Ehegatten iſt. Es hat die Einſicht der Er— 
klärung Jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaub- 


haft macht. 
$. 1343. 


Wird eine anfechtbare Ehe angefochten, ſo iſt ſie als 
von —47 an nichtig anzuſehen. Die Vorſchrift des 8. 142 
Abſ. 2 findet Anwendung. 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der 
Klage angefochten worden iſt, kann, ſolange nicht die Ehe 
für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, nicht anderweit geltend 


gemacht werden. 
$. 1344. 


Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit 
der Ehe Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem 
der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein 
zwiſchen ihnen ergangenes rechtöfräftiged Urtheil nur her- 
geleitet werden, wenn zur Beit der Vornahme des Necht3- 
gejchäft oder zur Zeit des Eintritt3 der Nechtshängigfeit 
die Ehe für nichtig erflärt oder die Nichtigfeit dem Dritten 
befannt war. 

Die Nichtigkeit kann + dieſe Bejchränfung geltend 
gemacht werden, wenn fie auf einem Formmangel beruht und 
die Ehe nicht in das Heirathäregifter eingetragen worden iſt. 


$. 1345. 


War dem einen Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei 
der Eheichließung befannt, jo kann der andere Ehegatte, ſo— 
fern nicht auch ihm die Nichtigfeit befannt war, nach der 
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Nichtigkeit3erflärung oder der Auflöfung der Ehe verlangen, 
daß ihr Verhältniß in vermögensrechtlicher Beziehung, ins— 
bejondere auch in Anſehung der Unterhaltspflicht, jo be- 
handelt wird, mie wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigfeits- 
erklärung oder der Auflöfung gejchieden und der Ehegatte, 
dem die Nichtigkeit befannt war, für allein jchuldig erklärt 
worden wäre. 

Diefe Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn Die 
Nichtigkeit auf einem Yormmangel beruht und die Ehe nicht 
in das Heirathöregifter eingetragen worden ift. 

$. 1346. 

Wird eine wegen Drohung anfechtbare Ehe für nichtig 
erklärt, jo fteht das im 8. 1345 Abſ. 1 beftimmte Hecht dem 
anfechtungsberechtigten Ehegatten zu. Wird eine wegen Irr— 
thums anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo fteht dieſes 
Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten zu, e3 
jei denn, daß dieſer den Irrthum bei der Eingehung der 
Ehe kannte oder fennen mußte. 

8. 1347. 

Erflärt der Ehegatte, dem das im $. 1345 Abj. 1 be- 
ſtimmte Recht zujteht, dem anderen Ehegatten, daß er von 
dem Rechte Gebrauch mache, jo kann er die Folgen ber 
Nichtigkeit der Ehe nicht mehr geltend machen; erflärt er dem 
anderen Ehegatten, daß es bei diefen Folgen bewenden folle, 
fo erlifcht das im 8. 1345 Abſ. 1 beitimmte echt. 

Der andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten 
unter Beftimmung einer angemejjenen Frijt zur Erklärung 
darüber auffordern, ob er von dem Nechte Gebrauch mache. 
Da3 Recht kann in diefem Falle nur bis zum Ablaufe der 
Friſt ausgeübt werden. 


Vierter Titel. 
Wiederverheirnthung im Falle der Todeserklärung. 


$. 1348. 


Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für 
todt erflärt worden ift, eine neue Ehe ein, fo ijt die neue 
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Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für todt erklärte Ehegatte 
noch lebt, es jei denn, daß beide Ehegatten bei der Ehe— 
ſchließung wifjen, daß er bie Todeserflärung liberlebt hat. 
ar der Schliegung der neuen Ehe wird die frühere 
Ehe aufgelöft. Sie bleibt aud dann aufgelöft, mern die 
Todegerflärung in Folge einer Anfechtungsflage aufgehoben 


wird. 
$. 1349. 


Iſt dad Urtheil, Durch das einer der Ehegatten für tobt 
erklärt worden ift, im Wege der Klage angefochten, fo darf 
der andere Ehegatte nicht vor der Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die Anfech— 
tung erſt zehn Jahre nach der Verkündung des Urtheils er— 


folgt iſt. 
$. 1350. 

Seder Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für todt 
erklärte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, e3 fei 
denn, daß er bei der Eheſchließung von deſſen Leben Kennt— 
niß Jatte. Die Anfechtung Tann nur binnen ſechs Monaten 
von dem Zeitpunkt an erfolgen, in welchem der anfechtende 
Ehegatte erfährt, daß der für todt erflärte Ehegatte noch Lebt. 

Die Anfechtung tft ausgejchlofjen, wenn der anfechtung3- 
berechtigte Ehegatte die Ehe bejtätigt, nachdem er von dem 
Leben des für todt erklärten Ehegatten Kenntniß erlangt hat, 
oder wenn die neue Ehe durch den Tod eines der Ehegatten 
aufgelöft worden ift. 

$. 1351. 


Wird die Ehe nad 8. 1350 von dem Ehegatten der 
früheren Ehe a eat jo hat dieſer dem anderen Ehe- 
gatten nach den für die Scheidung geltenden Borjchriften 
der 88. 1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren, mern nicht 
der andere Chegatte bei der Ehefchließung wußte, daß 
der für todt erflärte Ehegatte die ZTodeserflärung über- 


lebt hat. 
$. 1352. 


Wird die frühere Ehe nad) 8. 1348 Abf. 2 aufgelöft, 
jo bejtimmt fich die Verpflichtung der Frau, dem Manne zur 
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Beftreitung des Unterhalt eines gemeinjchaftlichen Kindes 
einen Beitrag zu leiten, nach den für die Scheidung gelten- 
den Vorſchriften des 8. 1585. 


Fünfter Titel. 
Wirkungen der Ehe im Allgemeinen. 


$. 1353. 

Die * atten find einander zur ehelichen Lebensgemein— 
Ichaft verpflichtet. 

Stellt ſich das Verlangen eined hegatten nad) Her- 
N der Gemeinjchaft als Mißbrauch feine Rechtes dar, 
jo ift der andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen 
Folge zu leiten. Das Gleiche gilt, wenn der andere Ehe- 
gatte berechtigt ift, auf Scheidung zu klagen. 

$. 1354. 

Dem Manne 5 t die Enticheidung in allen das gemein- 
ichaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten zu; er 
beftimmt insbejondere Wohnort und Wohnung. 

Die Frau ift nicht verpflichtet, der Enticheidung des 
Mannes Folge zu leiften, wenn ſich die Entjcheidung als 
Mißbrauch feines Rechtes daritellt. 

$. 1355. 
Die Frau erhält den Familiennamen des Mannes. 


8. 1356. 

Die Frau ift, unbejchadet der Vorfchriften des 8. 1354, 
ig und verpflichtet, das gemeinschaftliche Hauswejen 
u leiten. 

: Bu Arbeiten im Hausmwejen und im Gejchäfte des Mannes 

ift die Frau verpflichtet, ſoweit eine folche Thätigfeit nad) 

den Berhältniffen, in denen die Ehegatten leben, üblich iſt. 
$. 1357. 

Die Frau ift berechtigt, innerhalb ihres häuslichen Wir- 
kungskreiſes die Gejchäfte de8 Mannes für ihm zu bejorgen 
und ihn zu vertreten. Rechtsgeſchäfte, die fie innerhalb dieſes 
Wirkungskreiſes vornimmt, gelten al3 im Namen des Mannes 

2i* 
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borgenonmen, wenn nicht aus den Umſtänden fich ein An— 
dere3 ergiebt. 

Der Mann kann das Recht der Frau beichränfen oder 
ausfchliegen. Stellt fi die Beichränfung oder die Aus— 
ichliegung als Mißbrauch des Rechtes des Manne3 dar, fo 
fann fie auf Antrag der Frau durd) das Vormundſchaftsge— 
richt aufgehoben werden. Dritten gegenüber ijt die Beichrän- 
fung oder die Ausſchließung nur nad) Maßgabe des 8. 1435 
wirkſam. 

g. 1358. 

Hat ſich die Frau einem Dritten gegenüber zu einer 
von ihr in Perſon zu bewirkenden — verpflichtet, ſo 
kann der Mann das Rechtsverhältniß ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt kündigen, wenn er auf ſeinen Antrag von 
dem Vormundſchaftsgerichte dazu ermächtigt worden iſt. Das 
Vormundſchaftsgericht hat die Ermächtigung zu ertheilen, 
wenn ſich ergiebt, daß die Thätigkeit der Frau die ehelichen 
Intereſſen beeinträchtigt. 

Das Kündigungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann 
der Verpflichtung zugeſtimmt hat oder ſeine Zuſtimmung auf 
Antrag der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
worden iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann die Zuſtimmung 
erſetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Ab- 
mwejenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und 
mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift oder wenn fich die 
Verweigerung der Zuftimmung als Mißbrauch feines Rechtes 
darftellt. Solange die Häusliche Gemeinjchaft aufgehoben ift, 
jteht da3 Kündigungsrecdht dem Marne nicht zu. 

Die Zuftimmung fowie die Kündigung kann nicht durch 
einen Vertreter de8 Mannes erfolgen; ift der Mann in der 
Gejchäftsfähigkeit bejchräntt, jo bedarf er nicht der Zu- 
ftimmung feines gejeglichen Vertreters. 


$. 1359. 


Die Ehegatten Haben bei der Erfüllung der fi aus 
dem ehelichen Berhältnig ergebenden Verpflichtungen einander 
nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, welche fie in eigenen 
Angelegenheiten anzumenden pflegen. 
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$. 1360. 


Der Mann Hat der Frau nad) Maßgabe feiner Lebens- 
ftellung, jeines Vermögens und feiner Ermwerbsfähigfeit Unter- 
halt zu gewähren. 

Die Frau Hat dem Manne, wenn er außer Stande ift, 
fih ſelbſt zu unterhalten, den feiner Lebenzftellung ent- 
jprechenden Unterhalt nad) Maßgabe ihres Vermögens und 
ihrer — — zu gewähren. 

Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche Lebens— 
gemeinjchaft gebotenen Weife zu gewähren. Die für die 
Unterhalt3pflicht der Verwandten geltenden Vorſchriften der 
88. 1605, 1613 bis 16145 finden entjprechende Anwendung. 


$. 1361. 


Leben die Ehegatten getrennt, fo ift, folange einer von 
ihnen die Herjtellung de3 ehelichen Lebens verweigern darf 
und verweigert, der Unterhalt durch Entrichtung einer Geld- 
rente zu gewähren; auf die Rente finden die Vorjchriften de3 
8. 760 Anwendung. Der Mann Hat der Frau auch die zur 
Führung eines abgejonderten Haushalt erforderlichen Saden 
aus dem gemeinjchaftlichen ne zum Gebrauche her- 
auszugeben, es jei denn, daß die Sachen für ihn unent— 
behrlich find oder daß fich ſolche Sachen in dem der Verfügung 
der Frau unterliegenden Vermögen befinden. 

Die Unterhaltspflicht de3 Mannes fällt weg oder be- 
Ichränft fi auf die Bahlung eine Beitragd, wenn der 
Wegfall oder die Beichränfung mit Rückſicht auf die Bedürf— 
niffe ſowie auf die Vermögend- und Exrmwerbsverhältnifje der 
Ehegatten der Billigfeit entipricht. 

$. 1362. 


Zu Gunften der Gläubiger des Mannes wird vermuthet, 
daß die im Beſitz eined der Ehegatten oder beider Ehegatten 
befindlichen beweglichen Sachen dem Manne gehören. Dies 
gilt in3befondere auch für Inhaberpapiere und für Order- 
papiere, die mit Blankoindoſſament verjehen find. 

Für die ausschließlich zum perjönlichen Gebrauche der 
Frau beftimmten Sachen, insbejondere für Kleider, Schmud- 
jachen und Arbeitögeräthe, gilt im Verhältniffe der Ehegatten 
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zu einander und zu den Gläubigern die Bermuthung, daß 
die Sachen der Frau gehören. 


Sechſter Titel 
Eheliches Güterrecht. 
I. Geſetzliches Güterrecht. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
g. 1363. 

Das Vermögen der Frau wird durch die Eheſchließung 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfen 
(eingebrachtes Gut). 

Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das 
die Frau während der Ehe erwirbt. 

$. 1364. 

Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt 
nicht ein, wenn er die Ehe mit einer in der Geichäftsfähigfeit 
bejchränften Frau ohne Einwilligung ihres gejeglichen Ver— 
treter3 eingeht. 

$. 1365. 


Die Verwaltung und Nutznießung de3 Mannes erjtredt 
fich) nicht auf das Vorbehaltsgut der Frau. 


F. 1366. 

— ſind die ausſchließlich zum perſönlichen 
Gebrauche der Frau beſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, 
Schmuckſachen und Arbeitsgeräthe. 

§. 1367. 

Vorbehaltsgut iſt, was die Frau durch ihre Arbeit oder 
durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt. 
$. 1368. 

Borbehaltsgut ift, was durch Ehevertrag für Vorbehalt. 
gut erflärt ift. 

$. 1369. 


Een a it, was die Frau durch Erbfolge, durch 
Bermächtnig oder als Pflichttheil erwirbt (Erwerb von 


1. Abſchn.: Bürgerl. Ehe. 6. Titel: Ehel. Güterrecht. (89. 1363—1374.) 927 


Todeöwegen) oder was ihr unter Lebenden von einem Dritten 
unentgeltlich zugemwendet wird, wenn der Erblafjfer durch letzt— 
willige — der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt 
hat, daß der Erwerb Vorbehaltsgut ſein ſoll. 


$. 1370. 

PEN ift, was die Frau auf Grund eines zu 
ihrem Borbehaltsgute gehörenden Rechtes oder al3 Erjaß für 
die Berjtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem 
Borbehaltsgute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein 
Nechtögejchäft erwirbt, das fich auf das Vorbehaltägut bezieht. 

$. 1371. 

Auf das Vorbehaltögut finden die bei der Gütertrennung 
für das Vermögen der Frau geltenden Vorſchriften ent- 
Iprechende Anwendung; die Frau Hat jedoch einen Beitrag 
zur Bejtreitung des ehelichen Aufwandes nur infoweit zu 
leiften, al3 der Mann nicht jchon durch die Nubungen bes 
eingebrachten Gutes einen angemefjenen Beitrag erhält. 


$. 1372. 

Jeder Ehegatte kann verlangen, daß der Beitand des 
eingebrachten Gutes durch Aufnahme eines Berzeichnifjes 
unter Mitwirkung de3 anderen Ehegatten feftgejtellt wird. 
Auf die Aufnahme des DVerzeichnijjes finden die für den 
Nießbrauch geltenden Vorjchriften des 8. 1035 Anwendung. 

Jeder Ehegatte kann den Zuftand der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Sachen auf feine Koften durch Sachverftändige 
fejtjtellen laſſen. 


2. Verwaltung und Nußnießung. 


8. 1373. 
Der Mann ift berechtigt, die zum eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen in Bejig zu nehmen. 
8. 1374. 


Der Mann hat das eingebradte Gut ordnungsmäßig 
u verwalten. Meber den Stand der Verwaltung hat er der 
—* auf Verlangen Auskunft zu ertheilen. 
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8. 1375. 

Das Verwaltungsrecht des Mannes umfaßt nicht Die 
Befugniß, die Frau durch Nechtögeichäfte zu verpflichten 
. oder über eingebradhtes Gut ohne ihre Zuftimmung zu 
verfügen. 

§. 1376. 


Ohne Zuftimmung der Frau fann der Mann: 

4. über Geld und andere verbrauchbare Sachen der Frau 
verfügen; 

2. Forderungen der Frau gegen jolche Yorderungen an 
die Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten 
Gute verlangt werden kann, aufrechnen; 

3. Verbindlichkeiten der Frau zur Leiftung eines zum ein- 
gebrachten Gute gehörenden Gegenjtandes durch Leiftung 
de3 Gegenſtandes erfüllen. 


$. 1377. 


Der Mann foll Verfügungen, zu denen er nad) $. 1376 
ohne Zujtimmung der Frau berechtigt ift, nur zum Bmede 
a Berwaltung de3 eingebrachten Gute vor- 
nehmen. 

Da3 zum eingebrachten Gute gehörende Geld Hat der 
Mann nad den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden 
Vorſchriften für die Frau verzinslich anzulegen, ſoweit es 
nicht zur Beftreitung von Ausgaben bereit zu Halten ift. 

Andere verbrauchbare Sachen darf der Mann aud) 
für fich veräußern oder verbrauchen. Macht er von dieſer 
Befugniß Gebrauch, jo hat er den Werth der Sachen nad) 
der Beendigung der Verwaltung und Nußnießung zu er— 
ſetzen; der Erjaß ift jchon vorher zu leiſten, ſoweit Die 
ordnungsmäßige Verwaltung de3 eingebradhten Gutes e3 
erfordert. 

§. 1378. 

Gehört zum eingebrachten Gute ein Grundftüd ſammt 
Inventar, fo bejtimmen fich die Rechte und die Pflichten 
de3 Mannes in Anfehung des Inventars nach den für 
den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des 8. 1048 Abf. 1. 
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$. 1379. 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten 
Gutes ein Rechtsgeſchäft erforderlich, au dem der Mann der 
Buftimmung der Frau bedarf, jo kann die Zuftimmung auf 
Antrag des Mannes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund ver— 
weigert. 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder 
durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert 
und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 


$. 1380. 


Der Mann fann ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Necht im eigenen Namen gerichtlich geltend machen. Sit er 
befugt, über das Recht ohne Zuftimmung der rau zu ver- 
fügen, jo wirft da3 Urtheil auch für und gegen die Frau. 


$. 1381. 


Ermwirbt der Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes 
bewegliche Sachen, jo geht mit dem Erwerbe das Eigenthum 
auf die Frau über, e3 fei denn, daß der Mann nicht für 
Rechnung des eingebrachten Gutes erwerben will. Dies gilt 
insbejondere auch von Snhaberpapieren und von Drder- 
papieren, die mit Blanfoindofjament verjehen find. 

Die Vorjchriften des Abſ. 1 finden entiprechende An— 
wendung, wenn ber Mann mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes ein Recht an Sachen der bezeichneten Art oder ein 
anderes Recht erwirbt, zu dejjen Hebertragung der Abtretungs- 


vertrag genügt. 
$. 1382. 


Haushaltsgegenftände, die der Mann an Gtelle der von 
ber Frau eingebrachten, nicht mehr vorhandenen oder werth- 
[03 gewordenen Stüde anjchafft, werden eingebrachtes Gut. 


$. 1383. 
Der Mann erwirbt die Nubungen de3 eingebrachten 
Gutes in derjelben Weiſe und in demfelben Umfange wie ein 
Nießbraucher. 


330 Biertes Buch. Familienrecht. 


$. 1384. 


Der Mann Hat außer den Koften, welche durch Die 
Gewinnung der Nutungen entjtehen, die Koften der Erhal- 
tung der zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenftände 
nah den für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften zu 


fragen. 
$. 1385. 


Der Mann en der Frau gegenüber verpflichtet, für die 
Dauer der Verwaltung und Nutznießung zu tragen: 

1. die der Frau obliegenden öffentlichen LZaften mit Aus- 
ihluß der auf dem Vorbehaltsgute ruhenden Laften 
und der außerordentlichen Laften, die al3 auf den 
Stammwerth des eingebrachten Gutes gelegt anzu— 
—— ſind; 

2. die privatrechtlichen Laſten, die auf den zum eingebrachten 
Gute gehörenden Gegenſtänden ruhen; 

3. die Zahlungen, die für die Verſicherung der zum ein— 
gebrachten Gute gehörenden Gegenſtände zu leiſten ſind. 


$. 1386. 


Der Mann ift der Frau gegenüber verpflichtet, für die 
Dauer der Verwaltung und Nutznießung die Zinjen derjenigen 
Berbindlichkeiten der Frau zu tragen, deren Berichtigung 
aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann. Das 
Gleiche gilt von miederfehrenden Leiftungen anderer Art, 
einschließlich der von der Frau auf Grund ihrer gejeglichen 
Unterhaltspflicht gejchuldeten Leiftungen, jofern fie bei 
ordnungsmäßiger Bertvaltung aus den Einkünften des Ber- 
mögens bejtritten werden. 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein, wenn 
die Verbindlichkeiten oder die Leiftungen im Verhältniffe der 
Ehegatten zu einander dem Vorbehaltsgute der Frau zur 


Raft fallen. 
8. 1387. 


Der Mann ift der Frau gegenüber verpflichtet, zu 
tragen: 

4. die Koften eines Rechtsftreit3, in welchem er ein zum 

eingebrachten Gute gehörendes Recht geltend macht, jo- 
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wie die Koften eines NRechtöftreit3, den die Frau führt, 
jofern nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Lat 


fallen ; 

2. die Koften der Vertheidigung der Frau in einem gegen 
fie gerichteten Strafverfahren, fofern die Aufwendung 
der Koften den Umftänden nach geboten ift oder mit 
Zuftimmung des Mannes erfolgt, vorbehaltlich der 
Erjagpflicht der Frau im Falle ihrer Verurtheilung. 


§. 1388. 
Soweit der Mann nad) den 88. 1385 bis 1387 der 
Frau — deren Verbindlichkeiten zu tragen hat, haftet 
er den Gläubigern neben der Frau al3 Gefammtjchuldner. 


§. 1389. 

Der Mann hat den ehelichen Aufwand zu tragen. 

Die Frau kann verlangen, daß der Mann den Rein— 
ertrag de3 eingebrachten Gutes, ſoweit diefer zur Bejtreitung 
des eigenen und de3 der Frau und den gemeinjchaftlichen 
Abkömmlingen zu gemwährenden Unterhalt3 erforderlich ift, 
ohne Rückſicht auf * ſonſtigen Verpflichtungen zu dieſem 
Zwecke verwendet. 

8§. 1390. 

Macht der Mann zum Zwecke der Verwaltung des ein— 
gebrachten Gutes Aufwendungen, die er den Umſtänden nach 
für erforderlich halten darf, kann er von der Frau Erſatz 
verlangen, ſofern nicht die Aufwendungen ihm ſelbſt zur 
Laſt fallen. 

$. 1391. 


Wird durch das Verhalten de3 Mannes die Beſorgniß 
begründet, daß die Nechte der Frau in einer das eingebrachte 
Gut erheblich gefährdenden Weiſe verlegt werden, jo kann 
die Frau von dem Manne Sicherheitsleijtung verlangen. 

Das Gleiche gilt, wenn die der Frau aus der Verwal- 
tung und Pubniekung de3 Mannes zuftehenden Anfprüche 
auf Erſatz des Werthes verbrauchbarer Sachen erheblich ge- 
fährdet jind. 
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g. 1392. 

Liegen die Borausjegungen vor, unter denen der Mann 
zur GSicherheitäleiftung verpflichtet ift, jo fann die Frau auch 
verlangen, daß der Mann die zum eingebrachten Gute ge- 
hörenden Inhaberpapiere nebjt den Erneuerungsjcheinen bei 
einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der 
Beſtimmung hinterlegt, daß die Herausgabe von dem Manne 
nur mit Zuftimmung der Frau verlangt werden kann. Die 
Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach 8. 92 zu den 
verbrauchbaren Sachen gehören, jowie von Zins-, Renten— 
oder Gemwinnantheilicheinen fann nicht verlangt werden. Den 
Snhaberpapieren ftehen Drderpapiere gleich, die mit Blanko— 
indofjament verjehen find. 

Ueber die hinterlegten Papiere kann der Mann auch 
eine Verfügung, zu der er nach 8. 1376 berechtigt ift, nur 
mit Zuffimmung der Frau treffen. 

8. 1393. 

Der Mann kann die Snhaberpapiere, ftatt fie nad 
8.1392 zu gear auf den Namen der Frau umjchreiben 
oder, wenn fie von dem Weiche oder einem Bundesitaat aus— 

eitellt find, in Buchforderungen gegen das Reich oder den 
Bundesftant umwandeln lajjen. 
$. 1394. 

Die Frau kann Anfprüche, die ihr auf Grund der Ver— 
mwaltung und Nubnießung gegen den Mann —* erſt 
nach der Beendigung der une und Nußnießung ge» 
richtlich geltend machen, es jei denn, daß die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter denen die Frau nach 8. 1391 GSicherheits- 
leiftung verlangen fann. Der im $. 1389 Abſ. 2 bejtimmte 
Anspruch unterliegt dieſer Befchränfung nicht. 

8. 1395. 

Die Frau bedarf zur Verfügung über eingebrachtes Gut 

der Einwilligung de3 Mannes. 
$. 1396. 

Verfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung des 
Mannes über eingebrachtes Gut, jo hängt die Wirkjamfeit 
bed Vertrags von der Genehmigung des Mannes ab. 
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Fordert der andere Theil den Mann zur Erklärung über 
die Genehmigung auf, jo fann die Erklärung nur ihm gegen- 
über erfolgen; eine vor der Aufforderung der Frau gegen- 
über erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmi- 
gung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bie 
zum Wblaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der 
Aufforderung erklärt werden; wird fie nicht erflärt, jo gilt 
fie als verweigert. 

Verweigert der Mann die Genehmigung, jo wird ber 
Vertrag nicht dadurch wirkſam, daß die Verwaltung und 
Nutznießung aufhört. 


$. 1397. 


Bis zur Genehmigung des Vertrags ift der andere 
Theil zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf kann auch der 
Frau gegenüber erflärt werden. 

Hat der andere Theil gewußt, daß die Frau Ehefrau 
it, jo kann er nur widerrufen, wenn die Frau der Wahr- 
heit zumider die Einwilligung des Mannes behauptet hat; 
er fann auch in diefem Falle nicht widerrufen, wenn ihm 
das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Ver— 
trag3 befannt mar. 


$. 1398. 


Ein einfeitige8 Rechtsgeſchäft, durch das die Frau ohne 
Einwilligung des Mannes über eingebrachted Gut verfügt, 
ift unwirkſam. 


$. 1399. 


Zu Rechtsgeſchäften, durch die fich die Frau zu einer 
Reiftung verpflichtet, ift die Zuftimmung des Mannes nicht 
erforderlich. 

Stimmt der Mann einem folchen Nechtögeichäfte zu, fo 
ift e8 in Anjehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber 
wirkſam. Stimmt er nicht zu, jo muß er das NRechtsgejchäft, 
ſoweit da3 eingebrachte Gut bereichert wird, nach den Vor— 
jchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung gegen fich gelten laſſen. 
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$. 1400. 

Führt die Frau einen Nechtsftreit ohne Zuftimmung des 
Mannes, jo ift das Urtheil dem Manne gegenüber in An- 
a de3 eingebrachten Gutes unwirkam. 

Er eingebrachten Gute gehörendes Recht kann die 
Frau im Wege der Klage nur mit Zuftimmung des Mannes 


geltend machen. 
8. 1401. 


Die Zuftimmung des Mannes i ri in den Fällen der 
88. 1395 bis 1398, des $. 1399 Abſ. 2 und des 8. 1400 
nicht erforderlich, wenn der Mann durch Krankheit oder 
durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert 
und mit dem Aufjchube So verbunden ift. 
. 1402. 
ft zur ordnungs smöbigen Bejorgung der perjönlichen 
Yngelsgenheiten der * ein rg anal — zu 
dem die Frau der Zuſtimmung des Mannes bedarf, ſo kann 
die Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das Vormund— 
ichaftögericht erjeßt werden, wenn der Mann fie ohne aus- 
reichenden Grund vertveigert. 
$. 1403. 
Ein einſeitiges Rechtögejchäft, das ſich auf das einge- 
brachte Gut bezieht, ift dem Manne gegenüber vorzunehmen. 
Ein einjeitige3 Rechtsgeſchäft, das ich auf eine Verbind- 
Tichfeit der Frau bezieht, ift der Frau gegenüber vorzunehmen; 
das Nechtögejchäft muß jedoch auch dem Manne gegenüber 
borgenommen werden, wenn e3 in Anjehung des eingebrachten 
Gutes ihm gegenüber wirkſam fein fol. 
8. 1404. 
Die Beichränkungen, denen die Frau nad) den 88. 1395 
bi3 1403 unterliegt, muß ein Dritter auch dann gegen ſich 
en laffen, wenn er nicht gewußt Hat, daß die Frau eine 


hefrau ift. 
$. 1405. 


Ertheilt der Mann der Frau die Einwilligung zum 
jelbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, jo ift feine 
Buftimmung zu folchen Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitig— 
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feiten nicht erforderlih, die der Gejchäftsbetrieb mit fich 
bringt. Einfeitige Rechtsgefchäfte, die fich auf das Ermwerb3- 
geichäft beziehen, find der Frau gegenüber vorzunehmen. 
er Einwilligung des Mannes in den Öechäftäbetrieb 
fteht e3 gleih, wenn die Frau mit Willen und ohne Ein- 
ipruch de3 Mannes das Erwerbsgeſchäft betreibt. 
Dritten gegenüber ift ein Einſpruch und der Widerruf 
der Einwilligung nur nad) Maßgabe des $. 1435 wirkſam. 


$. 1406. 


Die Frau bedarf nicht der Zuftimmung des Mannes: 
41. zur Annahme oder Ausihlagung einer Erbſchaft oder 
eined Vermächtnijjes, zum Verzicht auf den PflichttHeil 
jowie zur Errichtung des Inventar über eine an- 
gefallene Erbſchaft; 
2. zur Ablehnung eines Vertragsantrags oder einer 


Schenfung; 
3. aut Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenüber dem 


anne. 
$. 1407. 


Die Frau bedarf nicht der Zuftimmung des Mannes: 

1. zur Fortjegung eine zur Zeit der Eheſchließung an- 
hängigen Rechtsſtreits; 

2. zur gerichtlichen Geltendmachung eines zum eingebrach- 
ten Gute gehörenden Rechtes gegen den Mann; 

3. zur gerichtlichen Geltendmachung eined zum eingebrach- 
ten Gute gehörenden Rechtes gegen einen Dritten, wenn 
der Mann ohne die erforderliche Zuftimmung der Frau 
über das Recht verfügt hat; 

4. zur gerichtlichen Geltendmachung eines Widerfpruchrechts 
gegenüber einer Zwangsvollſtreckung. 

S. 1408. 

Das Recht, da3 dem Manne an dem eingebrachten Gute 
fraft feiner Verwaltung und Nubnießung zufteht, ift nicht 
übertragbar. 

$. 1409. 


Steht der Mann unter Bormundichaft, jo Hat ihn der 
Vormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die fich 
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aus der Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes 
ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die Frau Vormund des 
Mannes iſt. 


3. Schuldenhaftung. 


$. 1410. 


Die Gläubiger des Mannes können nicht Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute verlangen. 


S. 1411. 


Die Gläubiger der Frau können ohne Rüdficht auf Die 
Verwaltung und Nubniegung de3 Mannes Befriedigung aus 
dem eingebrachten Gute verlangen, ſoweit fich nicht aus den 
88. 1412 bis 1414 ein Anderes ergiebt. Gie unterliegen 
bei der Geltendmachung der Anfprüche der rau nicht der 
im 8. 1394 beftimmten Beichränfung. 

Hat der Mann verbrauchbare Sachen nad) 8. 1377 
Abſ. 3 veräußert oder verbraucht, jo ift er den Gläubigern 
gegenüber zum fofortigen Erjaße verpflichtet. 


8. 1412. 

Das eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die aus einem nach der Eingehung der Ehe vor- 
genommenen Rechtsgeſchäft entjteht, nur dann, wenn der 
Mann feine Zuftimmung zu dem Rechtögejchäft ertheilt oder 
wenn das Rechtögejchäft ohne feine Zuftimmung ihm gegen- 
über wirkſam ift. 

Für die Koften eines Nechtsftreit3 der Frau haftet das 
eingebradhte Gut auch) dann, wenn das Urtheil dem Manne 
gegenüber in Anjehung des eingebrachten Gutes nicht wirk— 
jam ift. 

$. 1413. 

Das eingebrachte Gut Haftet nicht für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die in Folge des Erwerbes einer Erbfchaft oder 
eines Vermächtniffes entjteht, wenn die rau die Erbichaft 
oder das Vermächtniß nach der Eingehung der Ehe als Vor- 
behaltsgut erwirbt. 
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8. 1414. 

Das eingebrachte Gut Haftet nicht für eine Verbindlich- 
feit der Frau, die nach der Eingehung der Ehe in Folge 
eined zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Rechte oder des 
Beſitzes einer a gehörenden Sache entjteht, es ſei denn, 
daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte 
gehört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes jelb- 
ſtändig betreibt. 

. 1415. 


8 
Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen dem 
Vorbehaltsgute zur Laſt: 

1. die Verbindlichkeiten der Frau aus einer unerlaubten 
Handlung, die ſie während der Ehe | oder aus 
einem Strafverfahren, daS wegen einer jolchen Hand- 
lung gegen fie gerichtet wird; 

2. die Verbindlichkeiten der Frau aus einem fich auf das 
Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältniß, auch wenn 
fie vor der Eingehung der Ehe oder vor der Zeit ent- 
en find, zu der dad Gut Vorbehaltsgut gemor- 
en ift; 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau über eine 
der in Nr. 1, 2 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 


F. 1416. 
Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen die 
Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen Ken dem Borbehalt3- 
gute 2 Laft, foweit nicht der Mann fie zu tragen hat. 

a3 Gleiche gilt von den often eines —— 
wiſchen der Frau und einem Dritten, es ſei denn, daß das 
—* dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten 
Gutes wirkſam iſt. Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine per— 
ſönliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter die 
Vorſchriften des 8. 1415 Nr. 1, 2 fallende Verbindlichkeit, 
für die das eingebradhte Gut haftet, jo findet dieſe Vor— 
ichrift feine Anwendung, wenn die Aufwendung der Koften 
den Umftänden nach geboten ijt. 


$. 1417. 
Wird eine Verbindlichkeit, die nach den 88. 1415, 1416 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten 
Bürgerliches Geſetzbuch. 22 
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Gute berichtigt, jo hat die Frau aus dem Vorbehaltsgute, 
— dieſes reicht, zu dem eingebrachten Gute Erſatz zu 
eiſten. 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zu einander nicht dem Vorbehaltsgute zur 
Laſt fällt, aus dem Vorbehaltsgute berichtigt, ſo hat der 
Mann aus dem eingebrachten Gute, ſoweit dieſes reicht, zu 
dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung. 


§. 1418. 


Die Frau kann auf Aufhebung der Verwaltung und 
Nutznießung klagen: 

1. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die 
Frau nach 8. 1391 Sicherheitsleiſtung verlangen kann; 

2. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den 
gemeinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, 
verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche Ge— 
fährdung des Unterhalts zn beſorgen iſt. Eine Ver— 
letzung der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn 
der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen nicht 
mindeſtens der Unterhalt gewährt wird, welcher ihnen 
bei ordnungsmäßiger Verwaltung und Nutznießung des 
eingebrachten Gutes zukommen würde; 

3. wenn der Mann entmündigt iſt; 

4. wenn der Mann nach 8. 1910 zur Beſorgung ſeiner 
Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat; 

5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger beſtellt 
und die baldige Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu er- 
warten ift. 
Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt 

mit der Nechtsfraft de3 Urtheils ein. 


8. 1419. 


Die Verwaltung und Nutznießung endigt mit der Necht3- 
kraft des Beichluffes, durch den der Konkurs über das Ver— 
mögen ded Mannes eröffnet wird. 
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$. 1420. 


Die Verwaltung und Nubnießung endigt, wenn der 
Mann für todt erklärt wird, mit dem Zeitpunfte, der als 
Beitpunft des Todes gilt. 

$. 1421. 

Nach der Beendigung der Verwaltung und Nußnießung 
hat der Dann das eingebrachte Gut der Frau herauszugeben 
und ihr über die Verwaltung Rechenschaft abzulegen. Auf die 
Herausgabe eines landwirthſchaftlichen Grundſtücks findet die 
Vorſchrift des 8. 592, auf die Herausgabe eines Landguts 
finden die Vorjchriften der 88. 592, 593 entjprechende An— 
wendung. 

g. 1422. 


Wird die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des 
8. 1418 durch Urtheil aufgehoben, jo ift der Mann zur Her- 
auögabe de3 eingebrachten Gutes jo verpflichtet, wie wenn 
der Anspruch auf Herausgabe mit der Erhebung der Klage 
auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung vechtshängig 
geworden märe. 
$. 1423. 


Hat der Mann ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Grundſtück vermiethet oder verpachtet, jo finden, wenn da3 
Mieth- oder Pachtverhältnig bei der Beendigung der Ver— 
waltung und Nutznießung noch bejteht, die Vorjchriften des 
8. 1056 entjprechende Anwendung. 


$. 1424. 


Der Mann ift auch nach der Beendigung der Verwaltung 
und Nubnießung zur ke der Verwaltung berechtigt, 
bi3 er von der Beendigung Kenntniß erlangt oder fie kennen 
muß. Ein Dritter fann fich auf diefe Berechtigung nicht be- 
rufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts Die 
Beendigung der Verwaltung und Nubnießung fennt oder 
fennen * 

Endigt die Verwaltung und Nutznießung in Folge des 
Todes der Frau, ſo hat der Mann diejenigen zur Ver— 
waltung gehörenden Geſchäfte, mit deren Aufſchube Ge— 


22* 
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fahr verbunden ift, zu beforgen, bis der Erbe anderweit 
Fürforge treffen kann. 
8. 1425. 


Wird die Entmündigung oder arte wegen deren 
die Aufhebung der Verwaltung und Nubnießung erfolgt ift, 
twiederaufgehoben oder wird der die Entmündigung aus- 
iprechende Beichluß mit Erfolg angefochten, Al, fann der 
Mann auf Wiederherftellung feiner Rechte Tagen. Das 
Gleiche gilt, wenn der für todt erflärte Mann noch lebt. 

Die nn der Rechte des Mannes tritt mit 
der Rechtskraft de3 Urtheils ein. Die Vorfchrift des $. 1422 
findet entjprechende Anwendung. 

Sm Tale der Wiederherftellung wird Vorbehaltsgut, 
was ohne die Aufhebung der Rechte des Mannes Vorbehaltd- 
gut geblieben oder geworden fein würde. 


5. Öütertrennung. 


$. 1426. 


Tritt nad) 8. 1364 die Verwaltung und Nubnießung 
de3 Mannes nicht ein oder endigt fie auf Grund der 88. 1418 
bi3 1420, jo tritt Gütertrennung ein. 
Für die Gütertrennung gelten die Borfchriften Der 
$$. 1427 bis 1431. 
8. 1427. 


Der Mann Hat den ehelichen Aufwand zu tragen. 

ur Beitreitung des ehelichen Aufwandes Hat die Frau 
dem Manne einen angemefjenen Beitrag aus den Einkünften 
ihre3 Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines 
von ihr felbjtändig betriebenen Erwerbögeichäfts zu leiften. 
Für die Vergangenheit Tann der Mann die Leijtung nur 
infomweit verlangen, al die Frau ungeachtet feiner Auf. 
forderung mit der Leiſtung im Rückſtande geblieben iſt. Der 
Anſpruch des Mannes iſt nicht übertragbar. 


§. 1428. 


Iſt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu be— 
ſorgen, den der Mann der Frau und den gemeinſchaftlichen 
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Ablömmlingen zu gewähren hat, fo kann die Frau den Bei- 
trag zu dem ehelichen Aufwand infoweit zur eigenen Ver— 
wendung zurüdbehalten, als er zur Beitreitung des Unter- 
halts erforderlich iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Mann entmündigt iſt oder 
wenn er nach 8. 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögens— 
angele ut einen Pfleger erhalten Hat oder wenn für ihn 
ein Abweſenheitspfleger beſtellt ift. 


S. 1429. 

Macht die Frau zur Beftreitung des ehelichen Aufwandes 
aus ihrem Vermögen eine Aufmwendung oder überläßt fie dem 
Manne zu dieſem Zwecke etwas aus ihrem Vermögen, fo ift 
im Zweifel anzunehmen, daß die Abjicht fehlt, Erfah zu 
verlangen. 

8. 1430. 


Ueberläßt die Frau ihr Vermögen ganz oder theilmeife 
der Verwaltung de3 Mannes, jo kann der Mann die Ein- 
fünfte, die er während feiner Verwaltung bezieht, nach freiem 
Ermeſſen verwenden, ſoweit nicht ihre Verwendung zur Be- 
jtreitung der Koften der ordnungsmäßigen Verwaltung und 
zur —— ſolcher Verpflichtungen der Frau erforderlich 
iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften 
des Vermögens —— werden. Die Frau kann eine ab— 
weichende Beſtimmung treffen. | 


$. 1431. 
Die erg ijt Dritten gegenüber nur nad) Maf- 
gabe des $. 1435 wirkjam. 
Das Gleiche gilt im Falle des $. 1425 von der Wieder- 
erjtellung der Verwaltung und Nutznießung, wenn die Auf- 
ebung in das Güterrechtöregijter eingetragen worden ift. 


I. Bertragsmäßiges Güterrecht. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


$. 1432. 
Die Ehegatten können ihre güterrechtlichen Verhältniffe 
durch Vertrag (Ehevertrag) regeln, insbejondere auch nach 
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der Eingehung der Ehe den Güterftand aufheben oder 
| ändern, 


$. 1433. 


Der Güterftand kann nicht durch Verweifung auf ein 
nicht mehr geltendes oder auf ein ausländijche® Geſetz be» 
jtimmt werden. 

Hat der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, 
fall3 der Vertrag nach der Eingehung der Ehe gejchlofjen 
wird, 2 Beit des Vertragsabſchluſſes feinen Yang im 
Auslande, jo ift die Verweilung auf ein an diefem Wohn- 
jige geltende8 Güterrecht zuläjlig. 


§. 1434. 


Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor Gericht oder vor einem Notar geichloffen werden. 


$. 1435. 

Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nußnießung 
des Mannes ausgejchloffen oder geändert, jo können einem 
Dritten gegenüber aus der Ausſchließung oder der Menderung 
Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehe- 
gatten vorgenommenes Nechtsgejchäft oder gegen ein zwiſchen 
ihnen ergangenes rechtöfräftiges Urtheil nur hergeleitet werden, 
wenn zur Beit der Vornahme de3 NechtsgejchäftS oder zur 
Beit des Eintritt3 der Rechtshängigkeit die Ausichliegung 
oder die Menderung in dem Güterrechtöregijter des zu— 
Ständigen Amtsgericht eingetragen oder dem Dritten be» 
kannt war. 

Das Gleiche gilt, wenn eine in den Güterrecht3regijter 
eingetragene Regelung der güterrechtlichen Verhältniffe durch 
Ehevertrag aufgehoben oder geändert wird. 


$. 1436. 


Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes ausgejchloffen oder die allgemeine Gütergemein- 
ihaft, die Errungenfchaftsgemeinfchaft oder Die 25 
gemeinſchaft aufgehoben, ſo tritt Gütertrennung ein, ſofern 
ſich nicht aus dem Vertrag ein Anderes ergiebt. 
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2. Allgemeine Gütergemeinjcdaft. 


$. 1437. 

Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Giütergemein- 
ichaft vereinbart oder FIT Hang wird, fann nicht durch einen 
gejeglichen Vertreter gejchlofien werden. 

a einer der Vertragichließenden in der Gejchäftsfähige 
feit beichränft, fo bedarf er der Zuftimmung ſeines gejeb- 
lihen Bertreterd. Iſt der gejegliche Vertreter ein Vor— 
mund, jo ift die Genehmigung des Vormundjchaftsgericht3 


erforderlich. 
$. 1438. 


Das Vermögen des Manned und da3 Vermögen der 
Frau werden durch die allgemeine Gütergemeinjchaft gemein- 
Iichaftliches Vermögen beider Ehegatten (Gejammtgut). Zu dem 
Sejammtgute gehört auch das Vermögen, das der Mann oder 
die Frau während der Gütergemeinjchaft erwirbt. 

Die einzelnen Gegenftände werden gemeinschaftlich, ohne 
daß e3 einer Uebertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf. 

Wird ein Recht gemeinfchaftlich, das im Grundbuch ein- 
getragen ijt oder in das Grundbuch eingetragen werden fann, 
jo kann jeder Ehegatte von dem anderen die Mitwirkung zur 
Berichtigung des Grundbuchs verlangen. 


$. 1439. 

Bon dem Gejfammtgut ausgejchloffen find Gegenftände, die 
nicht durch NRechtögeichäft übertragen werden fönnen. Auf 
ſolche Gegenftände Muben die bei der Errungenfchaftsgemein- 
Ihaft für das eingebradhte Gut geltenden Borjchriften, mit 
Ausnahme des $. 1524, entjprechende Anmwendung. 


8. 1440. 
Bon dem Geſammtgut ausgeſchloſſen ift das Vorbehaltsgut. 
Vorbehaltsgut ift, was durch Ehevertrag für Vorbehalts- 
gut eine der Ehegatten erflärt ift oder von einem der Ehe- 
gatten nach 8. 1369 oder $. 1370 erworben wird, 


S. 1441. 


Auf das Vorbehaltsgut der Frau finden die bei der 
Gütertrennung für das Vermögen der Fran geltenden Bor- 
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ichriften entfprechende Anwendung; die Frau ar jedoch dem 
Manne zur Bejtreitung des ehelichen Aufwandes einen Bei- 
trag nur injoweit zu a al3 die in das Geſammtgut 
fallenden Einkünfte zur Beftreitung de3 Aufwandes nicht 
ausreichen. 

8. 1442. 

Ein Ehegatte kann nicht über feinen Antheil an dem 
Gejammtgut und an den einzelnen Dazu gehörenden Gegen- 
Bun verfügen; er ift nicht berechtigt, Theilung zu ver- 
angen. 

Gegen eine Forderung, die zu dem Gejammtgute gehört, 
fann der Schuldner nur eine Forderung aufrechnen, deren 
Berichtigung aus dem Gejfammtgute verlangt werden kann. 


8. 1443, 
Das Gefammtgut unterliegt der Verwaltung des Mannes. 
Der Mann ift insbejondere berechtigt, die zu dem Gejammt- 
gute gehörenden Sachen in Beli zu nehmen, über das Ge— 
jammtgut zu verfügen ſowie Nechtsftreitigfeiten, die fich auf 
das Gejammtgut beziehen, im eigenen Namen zu führen. 
Die Frau wird dur) die Verwaltungshandlungen des 
Mannes weder Dritten noch dem Manne gegenüber perjönlich 
verpflichtet. 
S. 1444. 


Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zu einem 
Nechtögejchäfte, durch das er ich zu einer Verfügung über 
da3 Gejammtgut im Ganzen verpflichtet, jowie zu einer Ver— 
Kügung über Gejammtgut, durch die eine ohne Zuftimmung 
er Frau eingegangene Verpflichtung dieſer Art erfüllt 
werden joll. 
8. 1445. 


Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zur Ber- 
fügung über ein zu dem Gejammtgute gehörendes Grundſtück 
jowie zur Eingehung der Verpflichtung zu einer folchen Ver- 


fügung. 
$. 1446. 
Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zu einer 
Schenfung aus dem Geſammtgute fowie zu einer Verfügung 
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über Gejammtgut, durch tmelche das ohne Zuftimmung der 
Frau ertheilte Verjprechen einer ſolchen Schenkung erfüllt 
werden fol. Das Gleiche gilt von einem Schenfungsver- 
Iprechen, das fich nicht auf da3 Geſammtgut bezieht. 

Ausgenommen find Schenkungen, durch die einer fitt- 
lichen Pflicht oder einer auf den Anftand zu nehmenden 
Rückſicht entiprochen wird. 


$. 1447. 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Geſammtguts 
ein Nechtögeichäft der in den 88. 1444, 1445 bezeichneten 
Art erforderlich, fo kann die Zuftimmung der Frau auf An- 
trag de8 Mannes dur) dad Vormundſchaftsgericht erjegt 
werden, wenn die Frau fie ohne ausreichenden Grund ver- 
weigert. 

Das Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder 
durch ——— an der Abgabe einer Erklärung verhindert 
und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 


g. 1448. 


Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Fran „ein 
Nechtögejchäft der in den 88. 1444 bis 1446 bezeichneten Art 
vor, jo finden die für eine Verfügung der Frau über ein- 
gebrachtes Gut geltenden Borjchriften des 8. 1396 Abj. 1,3 
und der 88. 1397, 1398 entiprechende Anwendung. 

Fordert bei einem Vertrage der andere Theil den Mann 
auf, die Genehmigung der Frau zu bejchaffen, jo kann die 
Erklärung über die Genehmigung nur ihm gegenüber er- 
Norden; eine vor der Aufforderung dem Manne gegenüber 
erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
wird unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bi3 zum Wblaufe 
von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung 
erflärt werden; wird fie nicht erklärt, fo gilt fie al3 ver- 
weigert. 

Wird die Genehmigung der Frau durch dad Vormund— 
ichaftögericht erſetzt, fo ift im Falle einer Aufforderung nach 
Ubi. 2 der Beihluß nur wirkſam, wenn der Mann ihn 
dem anderen Theile mittheilt; die Borjchriften des Abſ. 2 
Satz 2 finden entjprechende Anwendung. 
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$. 1449. 

Berfügt der Mann ohne die erforderliche Buftimmung 
der Zrau über ein zu dem Gejammtgute gehörendes Recht, 
jo kann die Frau das Necht ohne Mitwirkung des Mannes 
gegen Dritte gerichtlich geltend machen. 


$. 1450. 

Sit der Mann durch Krankheit oder durch Abwejenheit 
verhindert, ein fich auf das Gejammtgut beziehendes Nechts- 
gejchäft vorzunehmen oder einen fich J das Geſammtgut 
beziehenden Rechtsſtreit zu führen, ſo kann die Frau im 
eigenen Namen oder im Namen des Mannes das Rechts— 
gejchäft vornehmen oder den Nechtöftreit führen, wenn mit 
dem Aufſchube Gefahr verbunden ift. 


$. 1451. 

Iſt zur ordnungsmäßigen Bejorgung der perjönlichen 
Angelegenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlicd),; das 
die Frau mit Wirkung für da3 Gejammtgut nicht er 
Zuftimmung des Mannes vornehmen kann, jo kann die Zu— 
ſtimmung auf Antrag der Frau durch da3 Vormundichafts- 
gericht erjegt werden, wenn der Mann fie ohne ausreichenden 
Grund verweigert. 


$. 1452. 


Auf den felbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
durch die Frau finden die Vorſchriften des 8. 1405 ent» 
iprechende Anmendung. 


$. 1453. 


Zur Annahme oder Ausschlagung einer der Frau an— 
gefallenen Erbſchaft oder eines ihr angefallenen Bermächt- 
niſſes ift nur die Frau berechtigt; die Zuftimmung des 
Mannes ift nicht erforderlih. Das Gleiche gilt von dem 
Verzicht auf den Pflichttheil jowie von der Ablehnung eines 
der Frau — Vertragsantrags oder einer Schenkung. 

Zur Errichtung des Inventars über eine der Frau an— 
gefallene Erbſchaft bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung 
des Mannes. 
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| S. 1454. 

Zur Fortjegung eines bei dem Eintritte der Giüter- 
gemeinschaft anhängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau nicht 
der Zuftimmung des Mannes. 

S. 1455. 

Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann oder die 
Frau ohne die erforderliche Zuftimmung de3 anderen Che- 
gatten vornimmt, das Gejammtgut bereichert, jo kann die 
Herausgabe der Bereicherung aus dem Gejammtgute nach 
den Borjchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung gefordert werden. 

$. 1456. 

Der Mann ift der Frau für die Verwaltung des Geſammt— 
gut3 nicht verantwortlid. Er hat jedoch für eine Vermin- 
derung des Gefammtgut3 zu dieſem Erſatz zu leijten, wenn 
er die Verminderung in der Abficht, die Frau zu benach- 
theiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, das er 
ohne die erforderliche Zuftimmung der Frau vornimmt. 

8. 1457. 

Steht der Mann unter Vormundichaft, jo hat ihn der 
Bormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die fich 
au3 der Verwaltung de3 Gejammtgut3 ergeben. Dies gilt 
auch dann, wenn die Frau Vormund des Mannes ift. 


$. 1458. 
Der eheliche Aufwand fällt dem Gejammtgute zur Laft. 


$. 1459. 

Aus dem Gefammtgute können die Gläubiger des Mannes 
und, ſoweit ſich nicht aus den 88. 1460 bis 1462 ein An- 
deres ergiebt, auch die Gläubiger der Frau Befriedigung ver- 
langen (Gejammtgutsverbindlichkeiten). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſammtgutsver— 
bindlichkeiten find, haftet der Mann auch perjönlich als Ge- 
jammtjchuldner. Die Haftung erlifcht mit der Beendigung 
der Gütergemeinjchaft, wenn die Verbindlichkeiten im Ver— 
hältniffe der Ehegatten zu einander nicht dem Gejammtgute 
zur Laſt fallen. 
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S. 1460. 

Das Gejammtgut Haftet für eine Verbindlichkeit der 
‚Frau, die aus einem nad) dem Eintritte der Gütergemein- 
ichaft vorgenommenen Rechtögejchäft entjteht, nur dann, wenn 
der Mann feine Zuftimmung zu dem Rechtögeichäft ertHeilt 
oder mern das Rechtsgeſchäft ohne feine Zuftimmung für 
das Gejammtgut wirkſam iſt. 

Für die Koften eines Nechtöftreit3 der Frau ra da3 
Geſammtgut aud) dann, wenn das Urtheil dem Gejammtgute 
gegenüber nicht wirkſam ift. 


$. 1461. 

Das Gejfammtgut haftet nicht für Verbindlichkeiten der 
Frau, Die in Folge des Erwerbes einer Erbichaft oder eines 
Bermächtniffes entjtehen, wenn die Frau die Erbfchaft oder 
da3 Vermächtniß nach dem Eintritte der Gütergemeinfchaft 
al3 Vorbehaltögut erwirbt. 


$. 1462. 

Dad Gefammtgut haftet nicht für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die nad) dem Eintritte der Gütergemeinfchaft in 
Folge eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Rechtes oder 
des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entjteht, es fei 
denn, daß das Necht oder die Sache zu einem Erwerbs— 
eichäfte gehört, da3 die Frau mit Einwilligung de3 Mannes 
Pefbftändig betreibt. 
$. 1463. 


Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen fol- 
gende Gefammtgutsverbindlichkeiten dein Ehegatten zur Laft, 
in deſſen Perſon fie entjtehen: 

1. die Verbindlichkeiten aus einer unerlaubten Handlung, 
die er nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft begeht, 
oder aus einem Strafverfahren, das wegen einer ſolchen 
Handlung gegen ihn gerichtet wird; 

2. die Verbindlichkeiten aus einem fi) auf jein Vor— 
behaltögut beziehenden Rechtöverhältniß, auch wenn fie 
vor dem Eintritte der Gütergemeinfchaft oder vor der 
Beit entjtanden find, zu der das Gut Vorbehaltsgut 
geworden ijt; 
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3. die Koften eines Rechtsftreit3 über eine der in Nr. 1,2 
bezeichneten Verbindlichkeiten. 
8. 1464. 

Sm Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen die 
Kosten eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laft, 
jomweit nicht der Mann fie zu tragen hat. 

Das Gleiche gilt von den Kojten eines Rechtsſtreits 
zwijchen der Frau und einem Dritten, e3 jei denn, daß das 
Urtheil dem Gejammtgute gegenüber wirkſam ift. Betrifft 
jedoch der Rechtsſtreit eine perjönliche Angelegenheit der 
Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften des 8. 1463 
Nr. 1, 2 fallende Gejammmtgutsverbindlichkeit der Frau, jo 
findet dieſe Vorjchrift Feine Anwendung, wenn die Auf- 
wendung der Koften den Umftänden nach geboten ift. 


8. 1465. 

Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander fällt eine 
Ausstattung, die der Mann einem gemeinjchaftlichen Kinde 
aus dem Gejammtgute verjpricht oder gewährt, dem Manne 
inſoweit zur Laft, al3 fie da3 dem Gejammtgut entjprechende 
Map überfteigt. 

Verfpricht oder gewährt der Mann einem nicht gemein 
ichaftlichen Kinde eine Ausstattung au3 dem Gejammtgute, fo 
fällt fie im Verhältniffe der Ehegatten zu einander dem 
Vater oder der Mutter de3 Kindes zur LXaft, der Mutter 
jedoch nur infomweit, al3 fie zujtimmt oder die Ausſtattung 
nicht das dem Geſammtgut entiprechende Maß überfteigt. 

S. 1466. 

Verwendet der Mann Geſammtgut in fein Vorbehalts- 
gut, fo Hat er den Werth des Verwendeten zu dem Geſammt— 
gute zu erjeßen. 

Berivendet der Mann Borbehaltögut in das Gejammtgut, 
fo fann er Erfah aus dem Gejammtgute verlangen. 

$. 1467. 

Was ein Ehegatte zu dem Gefammtgut oder die Frau 

gi dem Vorbehaltägute des Mannes fchuldet, nn erjt nad) 
er Beendigung der Gütergemeinichaft zu leiſten; ſoweit 
jedoch zur Berichtigung einer Schuld der Frau deren Vor— 
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behaltsgut ausreicht, Hat fie die Schuld ſchon vorher zu 
berichtigen. 

Was der Mann aus dem Geſammtgute zu fordern hat, 
fan er erjt nach der Beendigung der Gütergemeinjchaft 


fordern. 

8. 1468. 
e Die Frau kann auf Aufhebung der Gütergemeinfchaft 
agen: 


1. wenn der Mann ein Nechtögejhäft der in den 
88. 1444 bis 1446 bezeichneten Art ar Buftimmung 
der Frau vorgenommen Hat und für die Zukunft eine 
erhebliche Gefährdung der Frau zu bejorgen ift; 

2. wenn der Mann da3 Geſammtgut in der Abficht, die 
Frau zu benachtheiligen, vermindert hat; 

3. wenn der Mann feine Verpflichtung, der Frau und 
den gemeinfchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu ge- 
währen, verlegt Hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalt3 zu bejorgen ift; 

4. wenn der Mann wegen Berjchwendung entmündigt ift 
oder wenn er das Geſammtgut ee Verſchwendung 
erheblich gefährdet; 

5. wenn das Geſammtgut in Folge von Verbindlichkeiten, 
die in der Perſon des Mannes entſtanden ſind, in ſolchem 
Maße überſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb der 
Frau erheblich gefährdet wird. 


§. 1469. 


Der Mann kann auf Aufhebung der a nel 
Hagen, wenn das Gejammtgut in Folge von Berbindlichkeiten 
der Frau, die im Verhältniſſe der Ehegatten au einander 
nicht dem Gejfammtgute zur Laft fallen, in ſolchem Maße 
überfchufdet ift, daß ein jpäterer Erwerb des Mannes erheb- 
li) gefährdet wird. 

$. 1470. 


Die Aufhebung der er ee tritt in den 
Fällen der 88. 1468, 1469 mit der Nechtäfraft des Urtheils 
ein. Für die Zukunft gilt Gütertrennung. 
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Dritten gegenüber ift die Aufhebung der Giütergemein- 
Ihaft nur nad) Maßgabe des 8. 1435 wirkſam. 


$. 1471. 


Nah der Beendigung der Gütergemeinjchaft findet in 
a de3 Gejammtgut3 die Auseinanderjegung ftatt. 
i3 zur Auseinanderjegung gelten für das Geſammtgut 
die Vorjchriften des 8. 1442. 


$. 1472. 


Die Verwaltung des Geſammtguts fteht bis zur Aus— 
einanderjegung beiden Ehegatten gemeinjchaftlih zu. Die 
Borichriften des 8. 1424 Anden entiprechende Anwendung. 

Jeder Ehegatte ift dem anderen gegenüber verpflichtet, 
zu Maßregeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Ver— 
waltung erforderlich find; die zur Erhaltung nothwendigen 
Maßregeln kann jeder Ehegatte ohne Mitwirkung des anderen 


treffen. 
$. 1473. 


Was auf Grund eines zu dem Geſammtgute gehörenden 
Nechtes oder als Erfah für die Zerftörung, Beichädigung 
oder Entziehung eines zu dem Gejammtgute gehörenden 
Gegenjtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, 
da3 ſich auf da3 Gejammtgut bezieht, wird Gejammtgut. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen 
Horderung zum Geſammtgute Hat der Schuldner erſt dann 
gegen ji gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit 

enntniß erlangt; die Vorſchriften der 88. 406 bis 408 
finden entjprechende Anmwendung. 


8. 1474. 
Die NAuseinanderjegung erfolgt, ſoweit nicht eine andere 
Vereinbarung getroffen wird, nach den 88. 1475 bis 1481. 
$. 1475. 


Aus dem Gejammtgute find zunächſt die Gejammtguts- 
verbindlichfeiten zu berichtigen. Iſt eine Gejanmtgutsverbind- 
lichfeit noch nicht fällig oder iſt fie ftreitig, fo ift das zur 
Berichtigung Erforderliche zurücdzubehalten. 
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Fällt eine Geſammtgutsverbindlichkeit im —— 
der I ra zu einander einem der Ehegatten allein zur 
Laſt, jo kann diefer die Berichtigung aus dem Gefammtgute 
nicht verlangen. 

dur Berichtigung der Gefammtgutsverbindlichkeiten iſt 
das Gejammtgut, joweit erforderlich, in Geld umzufeßen. 


8. 1476. 

Der nad) der Berichtigung der Gejammtgutsverbindlich- 
feiten verbleibende Ueberſchuß gebührt den Ehegatten zu 
gleichen Theilen. 

Was einer der Ehegatten zu dem Geſammtgute zu er- 
jeßen verpflichtet ift, muß er fie auf jeinen Theil anrechnen 
lajjen. Someit die Erjaßleiftung nicht durch Anrechnung 
erfolgt, bleibt er dem anderen Ehegatten verpflichtet. 


8. 1477. 

Die Theilung des Ueberſchuſſes erfolgt nad) den Vor- 
ichriften über die Gemeinjchaft. 

Seder Ehegatte kann gegen Erjab des Werthes die aus— 
ſchließlich zu feinem perfönlichen Gebrauche beftimmten Sachen, 
in3bejondere leider, Schmudjachen und Arbeitögeräthe, jo- 
wie Diejenigen Gegenftände übernehmen, welche er in Die 
Gütergemeinſchaft eingebradjt oder während der Gütergemein- 
ichaft durch Erbfolge, durch Vermächtniß oder mit Rückſicht 
auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenfung oder ald Aus- 
ftattung eriworben hat. 


$. 1478. 


Sind die Ehegatten gejchieden und ift einer von ihnen 
alfein für jchuldig erklärt, # fann der andere verlangen, daß 
jedem von ihnen der Werth desjenigen zurüderjtattet wird, 
was er in die Gütergemeinjchaft eingebracht hat; reicht der 
Werth des Gefammtgut3 zur Rüderftattung nit aus, fo 
hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu tragen. 

Als eingebracht ift anzufehen, was eingebrachtes Gut 
gemwejen fein würde, wenn rungenfchaftögemeinjchaft be- 
jtanden hätte. Der Werth des Eingebrachten bejtimmt ich 
nach der Zeit der Einbringung. 


I. Abſchn.: Bürgerl. Ehe. 6. Titel: Ehel. Güterrecht. (89.1476—1482,) 58 


Das im Abſ. 1 beftimmte Necht fteht auch dem Ehe 
gatten zu, deſſen Ehe wegen feiner Geiftesfrankheit geſchieden 
worden ift. 

$. 1479. 


Wird die Gitergemeinichaft auf Grund des 8. 1468 
oder des 8. 1469 durch Urtheil aufgehoben, jo kann der Ehe- 
gatte, welcher das Urtheil erwirkt hat, verlangen, daß die 
Auseinanderfegung jo erfolgt, wie wenn der Anfprucd auf 
Auseinanderjegung mit der Erhebung der Klage auf Auf- 
hebung der Gütergemeinfchaft vechtshängig geworden märe. 


$. 1480. 


Wird eine Gefammtgutsverbindlichkeit nicht vor der Thei- 
lung des Geſammtguts berichtigt, fo haftet dem Gläubiger 
auch der Ehegatte perjönlich al3 Gefammtjchuldner, für den 
zur Seit der ar eine ſolche Haftung nicht beiteht. 
Seine Haftung beſchränkt fich auf die ihm zugetheilten Gegen- 
ftände; die für die Haftung des Erben geltenden Vorjchriften 
der 88. 1990, 1991 finden entjprechende Anmwendung. 


$. 1481. 


Unterbleibt bei der Auseinanderjegung die Berichtigung 
einer Gejfammtgutöverbindlichkeit, die im Verhältniffe der Ehe- 
gatten zu einander, dem Gejammigut oder dem Manne zur 
Raft fällt, jo hat der Mann dafür einzuftehen, daß die Frau 
von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird. Die 
gleiche Verpflichtung Hat die Frau dem Manne gegenüber, 
wenn Die arg einer Gejammtgut3verbindlichkeit unter» 
bleibt, die im Rerhältniffe der Ehegatten zu einander der 
Frau zur Laft fällt. 

8. 1482. 


Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten auf- 
gelöft und ift ein gemeinjchaftlicher Abkömmling nicht vor» 
handen, jo gehört der Fr N de3 verjtorbenen Ehegatten 
am Gejammtgute zum Nachlafie. Die Beerbung des Ehegatten 
erfolgt nach den allgemeinen Borjchriften. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 23 
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$. 1483. 


Sind bei dem Tode eined Ehegatten gemeinfchaftliche 
Abkömmlinge vorhanden, jo wird 36*— dem überlebenden 
Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen, die im 
Falle der gejeglichen Erbfolge al3 Erben berufen jind, Die 
Gütergemeinjchaft fortgefeßt. Der Antheil des verjtorbenen 
Ehegatten am Gejammtgute gehört in diefen Falle nicht zum 
Nachlaſſe; im Uebrigen erfolgt die Beerbung des Ehegatten 
nach den allgemeinen Borjchriften. 

Sind neben den gemeinschaftlihen Abfömmlingen andere 
Abkömmlinge vorhanden, jo beftimmen fich ihr Erbrecht und 
ihre Erbtheile jo, wie wenn fortgejegte Gütergemeinjchaft nicht 
eingetreten wäre. 

S. 1484. 


Der überlebende Ehegatte kann die Fortjegung der Güter- 
gemeinſchaft ablehnen. 

Auf die Ablehnung finden die für die Ausichlagung 
einer Erbichaft geltenden Vorjchriften der 88. 1943 bis 1947, 
1950, 1952, 1954 bis 1957, 1959 entjprechende Anwendung. 
Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt oder 
unter VBormundichaft, jo ift zur Ablehnung die Genehmigung 
de3 Vormundichaftsgerichts erforderlich. 

Lehnt der Ehegatte die Fortjegung der Gütergemeinjchaft 
ab, jo gilt das Gleiche wie im Falle des $. 1482. 


$. 1485. 


Das Gejammtgut der fortgejegten Gütergemeinfchaft be- 
jteht aus dem ehelichen Gejammtgute, ſoweit es nicht nad) 
8. 1483 Abſ. 2 einem nicht antheilsberechtigten Ablömmlinge 
zufällt, und aus dem Vermögen, da3 der überlebende Ehe- 
gatte aus dem Nachlafje des verfjtorbenen ne oder 
nach dem Eintritte der fortgefeßten Gütergemeinjchaft erwirbt. 

Das Vermögen, da3 ein gemeinjchaftlicher Ablömmling 
zur Beit des Eintritt3 der fortgefegten Gütergemeinjchaft 
hat oder fpäter erwirbt, gehört nicht zu dem Gejammtgute. 

Auf das Gefammtgut finden die für die eheliche Güter- 
gemeinjchaft geltenden VBorjchriften des 8. 1438 Abf. 2, 3 
entiprechende Anwendung. 
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8. 1486. 


Borbehaltsgut des überlebenden Ehegatten ift, was er 
bisher als Vorbehaltögut gehabt Hat oder nach $. 1369 oder 
8. 1370 erwirbt. 

Gehören zu dem nie de3 überlebenden Ehegatten 
Gegenftände, die nicht Durch Nechtögejchäft übertragen werden 
fönnen, jo finden auf fie Die bei der Errungenfchaftsgemein- 
ichaft für das eingebradhte Gut des Mannes geltenden Vor— 
ihriften, mit Ausnahme des $. 1524, entiprechende Anwendung. 


S. 1487. 


Die Rechte und Verbindlichkeiten des überlebenden Ehe— 
gatten ſowie der antheilsberechtigten Abfömmlinge in An- 
jehung des Gejammtgut3 der fortgejegten Gütergemeinjchaft 
bejtimmen ſich nad) den für die ehelihe Gütergemeinjchaft 
geltenden Worjchriften der 88. 1442 bis 1449, 1455 bis 
41457, 1466; der überlebende Ehegatte Hat die rechtliche 
Stellung de3 Mannes, die antheilsberechtigten Abkömmlinge 
haben die rechtliche Stellung der Frau. 

Was der überlebende Ehegatte zu dem Gejammtgute 
ichuldet oder aus dem Geſammtgute zu fordern Hat, ijt erſt 
nad) der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinjchaft zu 


leijten. 
$. 1488. 


Gejammtgutsverbindlichkeiten der fortgejeßten Güter- 
gemeinschaft find die Berbindlichkeiten des überlebenden ce 
gatten ſowie folche Verbindlichkeiten des verftorbenen Ehe— 
gatten, die Gejammtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Güter- 
gemeinschaft waren. 


$. 1489. 


Für die Gejammtgutsverbindlichkeiten der fortgejeßten 
Gütergemeinſchaft Haftet der überlebende Ehegatte perjönlich. 

Soweit die perjönliche Haftung den überlebenden Ehe- 
gatten nur in Folge des Eintritt3 der fortgejeßten Güter- 
gemeinjchaft trifft, finden die für die Haftung des Erben für 
die Nachlaßverbindlichfeiten geltenden WBorjchriften ent» 
iprechende Anwendung; an die Stelle des Nachlaſſes tritt das 


23” 
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Geſammtgut in dem Beftande, den e3 zur Zeit des Eintritt3 
der fortgejegten Gütergemeinſchaft Hat. 

Eine perjönlihe Haftung der antheilsberechtigten Ab- 
fömmlinge für die Verbindlichkeiten des verjtorbenen oder 
de3 überlebenden Ehegatten wird durch die fortgejeßte Güter- 
gemeinjchaft nicht begründet. 

$. 1490. 

Stirbt ein antheilöberechtigter Ablömmling, fo gehört 
jein Antheil an dem Gejammtgute nicht zu jeinem Nach- 
laſſe. Hinterläßt er Ablömmlinge, die antheiläberechtigt jein 
würden, wenn er ben verjtorbenen Ehegatten nicht überlebt 
jo treten die Ablömmlinge an feine Stelle. Hinter- 
äßt er jolhe Abkömmlinge nicht, jo wächſt fein Antheil den 
übrigen antheilöberechtigten Ablömmlingen und, wenn jolche 
nicht vorhanden find, dem überlebenden Ehegatten an. 


$. 1491. 


Ein antheilsberechtigter Abkömmling kann auf jeinen 

AUntheil an dem Gejammtgute verzichten. Der Verzicht er- 
folgt durch Erklärung gegenüber dem für den Nachlaß des 
verjtorbenen Ehegatten zuftändigen Gerichte; die Erklärung 
ift in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Das Nach» 
laßgericht joll die Erklärung dem überlebenden Ehegatten 
und den übrigen antheilsberechtigten Abkömmlingen mit» 
theilen. 
y Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit dem über- 
lebenden Ehegatten und den übrigen antheilöberechtigten Ab- 
fömnlingen erfolgen. Der Bertrag bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. 

Steht der Abkömmling unter elterlicher Gewalt oder 
unter Vormundſchaft, jo ijt zu dem Verzichte die Genehmi- 
gung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

Der Verzicht Hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der 
Verzichtende zur Zeit des Verzichts ohne Hinterlafjung von 
Abkömmlingen gejtorben mwäre. 

§. 1492. 


Der überlebende Ehegatte kann die fortgeſetzte Güter- 
gemeinschaft jederzeit aufheben. Die Aufhebung erfolgt durch 
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Erflärung gegenüber dem für den Nachlaß de3 verftorbenen 
Ehegatten — Gerichte; die Erklärung iſt in öffent— 
lich beglaubigter Form abzugeben. Das Nachlaßgericht ſoll 
die Erklärung den antheilsberechtigten Abkömmlingen und, 
wenn der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines der 
Abkömmlinge ift, dem VBormundichaftsgerichte mittheilen. 

Die Aufhebung kann auch durch Vertrag zwijchen dem 
überlebenden Ehegatten und den antheilsberechtigten Ablümm- 
lingen erfolgen. Der Vertrag bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt 
oder unter Vormundſchaft, jo ift zu der Aufhebung die Ge- 
nehmigung des Vormundfchaftsgericht3 erforderlich. 


$. 1493. 

Die fortgejegte Gütergemeinjchaft endigt mit der Wieder- 
verheiratdung des überlebenden Ehegatten. 

Der Überlebende Ehegatte hat, wenn ein antheilöberech- 
tigter Abkömmling minderjährig ift oder bevormundet wird, 
die Abſicht der WiederverheirathHung dem Vormundicafts- 
gericht anzuzeigen, ein Verzeichnig des Geſammtguts einzu- 
reichen, die Gütergemeinschaft aufzuheben und die Ausein— 
anderjegung herbeizuführen. Dad Vormundſchaftsgericht 
fann geftatten, daß die Aufhebung der Gütergemeinjchaft bis 
zur Ehejchließung unterbleibt und daß die Auseinanderjegung 
erjt jpäter erfolgt. 

8. 1494. 

Die fortgejehte Gütergemeinjchaft endigt mit dem Tode 
des überlebenden en 

Wird der überlebende Ehegatte für todt erklärt, jo endigt 
die fortgejegte Gütergemeinjchaft mit dem Beitpunfte, der als 
Beitpunft des Todes gilt. 

S. 1495. 

Ein antheil3berechtigter Abkömmling kann gegen den 
überlebenden Ehegatten auf Aufhebung der fortgejegten Güter- 
gemeinjchaft Hagen: 

1. wenn ber überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in 
den 88.1444 bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuftimmung 
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des Ablömmlinges vorgenommen hat und für die Bu- 
funft eine erhebliche Gefährdung des Abkömmlinges zu 
bejorgen ift; 

2. wenn ber Überlebende Ehegatte dad Gejammtgut in der 
—— den Abkömmling zu benachtheiligen, vermin— 

ert hat; 

3. wenn der überlebende Ehegatte jeine Verpflichtung, dem 
Abkömmling Unterhalt zu gewähren, verlegt hat und 
für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unter- 
halt3 zu bejorgen ift; 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendung 
entmündigt ift oder wenn er das Gefammtgut durd) Ver- 
ihwendung erheblich gefährdet; 

5. wenn der überlebende Ehegatte die elterlihe Gemalt 
über den Abkömmling verwirkt Hat oder, fall fie ihm 
zugeitanden hätte, verwirkt haben würde. 


S. 1496. 

Die Aufhebung der fortgefegten Gütergemeinjchaft tritt 
in den Fällen des $. 1495 mit der Rechtskraft des Urtheils 
ein. Gie tritt fir alle Ablömmlinge ein, auch wenn das 
Urtheil auf die Klage eines der Abkömmlinge ergangen ift. 


$. 1497. 

Nach der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinchaft 
findet in Anſehung des Gejammtgut3 die Auseinander- 
jegung ſtatt. 

Bis zur Audeinanderjegung beitimmt fich das Rechts— 
verhältniß = Theilhaber am ie nad) den 88. 1442, 
1472, 1473. 

S. 1498. 


Auf die Auseinanderjegung finden die Vorjchriften der 
88. 1475, 1476, des 8. 1477 Abſ. 1 und der 88. 1479 bis 
1481 Anwendung; an die Stelle des Mannes tritt der über- 
lebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die — 
berechtigten Ablömmlinge. Die im 8. 1476 Abſ. 2 Sa 
— Fr Verpflichtung beſteht nur für den überleben — 
egatten 
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$. 1499. 


Bei der Auseinanderjegung fallen dem überlebenden 
Ehegatten zur Lait: 

1. die ihm bei dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemein- 
ſchaft obliegenden Gefammtgutsverbindlichfeiten, für Die 
da3 ie de Geſammtgut nicht Haftete oder die im Ver- 
hältnijje der Ehegatten zu einander ihm zur Laſt fielen; 

2. die nad) dem Eintritte der fortgejegten Giütergemein- 
ſchaft entjtandenen Gejammtgutsverbindlichkeiten, Die, 
wenn fie mährend der ehelichen Gütergemeinjchaft in 
jeiner Perfon entftanden wären, im Berhältnifje der 
Ehegatten zu einander ihm zur Laſt gefallen jein 
würden; 

3. eine Austattung, die er einem antheilöberechtigten Ab- 
fömmling über das dem Geſammtgut entiprechende Maß 
hinaus oder die er einem nicht antheiläberechtigten Ab— 
kömmlinge verjprochen oder gewährt hat. 


$. 1500. 

Die antheilsberechtigten Abkömmlinge müjjen fich Ver— 
bindlichfeiten de3 verftorbenen Ehegatten, die diejem im Ber- 
—— der Ehegatten zu einander zur Laſt fielen, bei der 

useinanderſetzung auf ihren Antheil inſoweit anrechnen 
laſſen, als der überlebende Ehegatte nicht von dem Erben 
des verſtorbenen Ehegatten Deckung hat erlangen können. 

In gleicher Weiſe haben ſich die antheilsberechtigten Ab- 
kömmlinge anrechnen zu laſſen, was der verſtorbene Ehegatte 
zu dem Geſammtgute zu erſetzen hatte. 


$. 1501. 


Iſt einem antheilöberechtigten Abkömmlinge für den 
Verzicht auf feinen Antheil eine Abfindung aus dem Ge- 
jammtgute gewährt worden, jo wird fie bei der Augeinander- 
jegung in das Gejammtgut eingerechnet und auf die den 
Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet. 

Der überlebende Ehegatte fann mit den übrigen an- 
theilsberechtigten Abkömmlingen ſchon vor der Aufhebung 
der fortgejegten Gütergemeinjchaft eine abweichende Berein- 
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barung treffen. Die Vereinbarung bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung; fie ift aud) denjenigen Ab- 
fömmlingen gegenüber wirkſam, welche erjt jpäter in Die 
fortgejegte Gütergemeinfchaft eintreten. 


$. 1502. 

Der überlebende Ehegatte ift berechtigt, das Gejammt- 
gut oder einzelne dazu gehörende Gegenftände gegen Erjah 
des Werthes zu übernehmen. Das Recht geht nicht auf den 
Erben über. 

Wird die fortgejegte Gütergemeinfchaft auf Grund des 
& 1495 durch Urtheil aufgehoben, fo jteht dem überlebenden 

hegatten das im Abſ. 1 beftimmte Recht nicht zu. Die 

antheilöberechtigten Ablömmlinge können in diefem Falle die- 
jenigen Gegenftände gegen Erſatz des Werthed übernehmen, 
welche der verftorbene Ehegatte nach 8. 1477 Abi. 2 zu 
übernehmen berechtigt fein würde. Das Recht Tann von 
ihnen nur gemeinjchaftlich ausgeübt werden. 


S. 1503. 

Mehrere antheilsberechtigte Ablömmlinge theilen Die 
ihnen zufallende Hälfte des Geſammtguts nach dem Ver— 
De der Antheile, zu denen fie im Falle der gejeglichen 

rbfolge als Erben des verjtorbenen Ehegatten berufen jein 
würden, wenn diejer erft zur Zeit der Beendigung der fort» 
gejegten Gütergemeinfchaft gejtorben wäre. 

Das Vorempfangene fommt nach den für die Ausgleichung 
unter Abkömmlingen geltenden Borjchriften zur Ausgleichung, 
jomweit nicht eine olche bereit3 bei der Theilung des Nachlafjes 
de3 verjtorbenen Ehegatten erfolgt ift. 

Sit einem Abkömmlinge, der auf feinen Antheil ver- 
zichtet Hat, eine Abfindung aus dem Geſammtgute gewährt 
worden, jo fällt fie den Abkömmlingen zur Lajt, denen der 
Verzicht zu Statten fommt. 


$. 1504. 
Soweit die antheilsberechtigten Abkömmlinge nach 
% 1480 den Gejammtgutögläubigern Haften, find fie im 
erhältniffe zu einander nach der Größe ihres Antheil3 an 
dem Gejammtgute verpflichtet. Die Verpflichtung bejchränft 
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fi) auf die ihnen zugetheilten Gegenftände; die für die Haf- 
tung de3 Erben geltenden Vorjchriften der 88. 1990, 1991 
finden entjprechende Anwendung. 


S. 1505. 

Die Vorjchriften über da3 Recht auf Ergänzung Des 
PllichttHeil3 finden zu Gunften eines antheilsberechtigten Ab— 
fömmlinged entjprechende Anwendung; an die Stelle des 
Erbfall3 tritt die Beendigung der fortgefegten Giütergemein- 
ichaft, als gejeßlicher Erbtheil gilt der dem Abkömmlinge zur 
Zeit der Beendigung gebührende Antheil an dem Gejammt- 
gut, als Pflichttheil gilt die Hälfte des Werthes Diejes 
Antheils. 

8. 1506. 


Sft ein gemeinschaftlicher Abkömmling erbunmürdig, jo 
it er auch des Antheild an dem Gejammtgut unmwürdig. Die 
Vorſchriften über die Erbunmürdigfeit Anden entiprechende 
Anwendung. 

$. 1507. 


Das Nacjlaßgericht hat dem überlebenden Ehegatten auf 
Antrag ein Zeugniß über die Fortjegung der Gütergemein- 
ihaft zu ertheilen. Die Vorſchriften über den Erbſchein finden 
entjprechende Anwendung. 


$. 1508. 


Die Ehegatten können die Fortjegung der Gütergemein- 
ichaft durch Ehevertrag ausschließen. 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der 
Gütergemeinjchaft auägefchloffen oder die Ausſchließung auf- 
gehoben wird, finden die Vorjchriften des $. 1437 Anwendung. 


$. 1509. 


Seder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durd) 
jeinen Tod aufgelöjt wird, die Fortjegung der Gütergemein- 
ichaft durch letztwillige Verfügung ausschließen, wenn er be- 
rechtigt ift, dem anderen Ehegatten den Pflichttheil zu entziehen 
oder | Aufhebung der Gütergemeinjchaft zu Hagen. Auf 
die Ausichliegung finden die Vorjchriften über die Entziehung 
de3 PflichttHeils entjprechende Anwendung. 
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$. 1510. 
Wird die Fortjegung der Gütergemeinfchaft ausgejchlofjen, 
jo gilt das Gleiche wie im Falle des $. 1482. 


$. 1511. 

Seder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch 
jeinen Tod re wird, einen gemeinjchaftlichen Ablömm- 
ling von der fortgejegten Gütergemeinſchaft durch letztwillige 
Berfügung ausſchließen. 

Der ausgejchloffene Abkömmling kann, unbefchadet feines 
Erbrechts, aus dem Gefammtgute der fortgejegten Güter— 
gemeinichaft die Zahlung des Betrag verlangen, der ihm 
von dem Gejammtgute der ehelichen Gütergemeinjchaft als 
Plichttheil gebühren würde, wenn die fortgejegte Gütergemein- 
ichaft nicht eingetreten wäre. Die für den Pflichttheilsanſpruch 
geltenden Borjchriften finden entjprechende Anwendung. 

Der dem ausgejchlofjenen Abkömmlinge gezahlte Betrag 
wird bei der Nuseinanderjegung den antheilsberechtigten Ab- 
fömmlingen nad) Maßgabe des 8. 1500 angerechnet. Im 
Verhältniffe der Ablömmlinge zu einander fällt er den Ab- 
fömmlingen zur Laft, denen die Ausſchließung zu Gtatten 
kommt. 

§. 1512. 


Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, den einem antheils— 
berechtigten Abkömmlinge nach der Beendigung der fort» 
gejegten Gütergemeinjchaft gebührenden Antheil an dem Ge- 
jammtgute durch legtwillige Verfügung bis auf die Hälfte 
herabjeßen. 

$. 1513. 


Seder Ehegatte kann für den Fall, daß mit feinem 
Tode die fortgefegte Gütergemeinjchaft eintritt, einem antheils- 
berechtigten Ablömmlinge den diejem nad) der Beendigung 
der fortgejegten Gütergemeinjchaft gebührenden Antheil an 
dem Gejammtgute durch) legtwillige Verfügung entziehen, wenn 
er berechtigt ıft, dem Abkömmlinge den Pilichttheil zu ent» 
ziehen. Die Vorjchriften des 8. 2336 Abi. 2 bis 4 finden 
entjprechende Anwendung. 
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Der an atte kann, wenn er nad) 8. 2338 berechtigt 
it, das P ichttheilsrecht bes Ablömmlinges zu beichränfen, 
den Antheil des Abklömmlinges am Geſammtgut einer ent- 
jprechenden Beichränfung unterwerfen. 


$. 1514. 
Seder Ehegatte kann den Betrag, den er nad) 8. 1512 
oder nach $. 1513 Abj. 1 einem Abkömmling entzieht, aud) 
einen: Dritten durch legtwillige Verfügung zumenden. 


$. 1515. 


Seder Ehegatte kann für den Fall, daß mit feinem 
Tode die fortgejeßte Gütergemeinjchaft eintritt, durch letzt— 
willige Verfügung anordnen, daß ein antheilsberechtigter Ab- 
fömmling das Recht Haben joll, bei der Theilung das Ge- 
jammtgut oder einzelne dazu gehörende Gegenftände gegen 
Erjat des Werthes zu übernehmen. 

Gehört zu dem Gejammtgut ein Landgut, fo kann an- 
geordnet werden, daß das Landgut mit dem Ertragswerth 
oder mit einem Preiſe, der den Ertragswerth mindeftens 
erreicht, angejeßt werden fol. Die für die Erbfolge geltenden 
Borjchriften des 8. 2049 finden Anwendung. 

Das Recht, das Landgut zu dem im Abf. 2 bezeichneten 
Werthe oder Preije zu übernehmen, Tann auch dem über- 
lebenden Ehegatten eingeräumt werden. 


$. 1516. 


Zur Wirkſamkeit der in den 88. 1511 bis 1515 be 
zeichneten Verfügungen eines Ehegatten ift die Zuftimmung 
de3 anderen Ehegatten erforderlich. 

Die Zuftimmung kann nicht durch einen Vertreter er- 
theilt werden. Iſt der Ehegatte in der Gejchäftsfähigfeit 
beſchränkt, jo ift die Zuftimmung feines gejeglichen Vertreters 
nicht erforderlihd. Die Zuftimmungserflärung bedarf der ge- 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. Die Zuftimmung 
ift unmiderruflid). \ 

Die Ehegatten können bie in ben 88. 1511 bis 1515 
bezeichneten Verfügungen auch in einem gemeinjchaftlichen 
Teſtamente treffen. 


l 
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§. 1517. 
Zur nn eines Vertrags, durch den ein gemeit« 
Ihaftlicher Ablömmling einem der Ehegatten gegenüber für 
den Fall, daß die Ehe durch deſſen Tod aufgelöft wird, auf 
feinen Antheil am Gejammtgute der fortgejegten Güter- 
gemeinjchaft a ie oder durch den ein folder Berzicht auf- 
gehoben wird, ukimmung de3 anderen Ehegatten 
erforderlich. —* bie gu mmung gelten die Vorjchriften des 
8. 1516 Abſ. 2 Satz 

Die für den Erbbersicht geltenden Vorſchriften finden 
entjprechende Anwendung. 


1518. 

Anordnungen, die J den Vorſchriften der 88. 1483 
bis 1517 in Widerfpruch itehen, können von den Ehegatten 
weder durch legtwillige Verfügung noch durch Vertrag ge- 
troffen werden. 


3. Errungenſchaftsgemeinſchaft. 


S. 1519. 

Was der Mann oder die Frau während der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft erwirbt, wird gemeinjchaftliches Vermögen 
beider Ehegatten (Gefammtgut). 

Auf das Gejammtgut finden die für die allgemeine 
Gütergemeinfchaft geltenden Vorſchriften des $. 1438 Abſ. 2, 3 
und der 88. 1442 bis 1453, 1455 bis 1457 Anwendung. 


$. 1520. 
Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift, was ihm bei 
dem Eintritte der Errungenfchaftsgemeinfchaft gehört. 


$. 1521. 

Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift, was er von 
Todeswegen oder mit Rüdjiht auf ein Künftiges Erbrecht, 
durch Schenkung oder als Ausſtattung erwirbt. Ausgenommen 
iſt ein Erwerb, der den Umſtänden nach zu den Einkünften 
zu rechnen iſt. 

$. 1522. 

Eingebradhte® Gut eines Ehegatten find Gegenftände, die 

nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können, ſowie 
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Rechte, die mit feinem Tode erlöfchen oder deren Ermwerb 
durch den Tod eines der Ehegatten bedingt ift. 


$. 1523. 


Eingebrachte8 Gut eines Ehegatten ift, was durch Ehe 
vertrag für eingebrachte® Gut erklärt ift. 


$. 1524. 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift, mad er auf 
Grund eines zu feinem eingebrachten Gute gehörenden Rechtes 
oder als Erſatz für die Zerftörung, Beſchädigung oder Ent- 
ziehung eines zum eingebrachten Gute gehörenden Gegen- 
jtandes oder durch ein Nechtögeichäft erwirbt, das fich auf 
da3 eingebrachte Gut bezieht. Ausgenommen iſt der Erwerb 
aus dem Betrieb eines erbsgeſchäfts. 

Die Zugehörigkeit einer Buch Nechtögejchäft erworbenen 
Forderung zum eingebrachten Gute Hat der Schuldner erjt 
dann gegen fich gelten zu laffen, wenn er von der Zuge— 
hörigfeit Kenntniß erlangt; die Vorschriften der 88. 406 bis 
408 finden entiprechende Antvendung. 


$. 1525. 

Das eingebrachte Gut wird für Rechnung des Gejammt- 
gut3 in der Weije verwaltet, daß die Nutzungen, welche nad) 
den für den Güterftand ber Verwaltung und Nubnießung 

eltenden Borjchriften dem Manne zufallen, zu dem Ge- 
——— gehören. 

Auf das eingebrachte Gut der Frau finden im Uebrigen 
die Vorſchriften der 88. 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 ent- 
Iprechende Anmwendung. 


$. 1 
Borbehaltsgut der Frau 7 was durch Ehevertrag für 
Vorbehaltsgut erklärt iſt oder von der Frau nach 8. 1369 
oder 8. 1370 erworben wird. 
orbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſen. 
Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das Gleiche wie 
für das Vorbehaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft. 


S. 1527. 
E3 wird vermuthet, daß das vorhandene Vermögen Ge- 
ſammtgut jei. 
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8. 1528. 

Jeder Ehegatte Tann —— daß der Beſtand ſeines 
eigenen und des dem anderen Ehegatten gehörenden einge— 
brachten Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter 
Mitwirkung des anderen Ehegatten feſtgeſtellt wird. Auf die 
Aufnahme des Verzeichniſſes finden die für den Nießbrauch 
geltenden Vorſchriften des 8. 1035 Anwendung. 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten 
Gute hen Sachen auf jeine Koften durch Sachver- 
ftändige feſtſtellen laſſen. 

$. 1529. 

Der eheliche Aufwand fällt dem Gejammtgute zur Laft. 

Das Gefammtgut trägt auch die Laften de3 eingebrachten 
Gutes beider Ehegatten; der Umfang der Laften bejtimmt 
fih nach den bei dem Güterjtande der Verwaltung und Nub- 
nießung für das eingebrachte Gut der Frau geltenden Vor— 
schriften der 88. 1384 bis 1387. 


$. 1530. 


Das Gejammtgut haftet für die Verbindlichkeiten des 
Mannes und für die in den 88. 1531 bis 1534 bezeichneten 
Berbindlichkeiten der Frau (Gejammtgut3verbindlichkeiten). 

Für Verbindlichfeiten der Frau, die Gejammtgutsver- 
bindlichkeiten find, haftet der Mann auch perjönlich al3 Ge- 
fammtjchuldner. Die Haftung erliſcht mit der Beendigung 
der Errungenfchaftsgemeinichaft, wenn die Berbindlichkeiten 
im Verhältniffe der Ehegatten zu einander nicht dem Ge— 
jammtgute zur Laſt fallen. 
$. 1531. 

Das Gejammtgut pa für Berbindlichfeiten der Frau, 
die zu den im $. 1529 Ab. 2 bezeichneten Laſten des ein- 
gebrachten Gutes gehören. 

$. 1532. 

Das Gefammtgut Haftet für eine Verbindlichkeit der 
Frau, die aus einem nad) dem Eintritte der Errungenſchafts— 
gemeinschaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft entjteht, ſowie 
für die SKoften eines Nechtöftreit3, den die Frau nad) 
dem Eintritte der Errungenjchaft3gemeinjchaft führt, wenn 
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Rechtsſtreits mit Buftimmung des Mannes erfolgt oder 
ohne feine Zuftimmung für das Gefammtgut wirkſam ift. 


$. 1533. 

Das Geſammtgut Haftet für eine Verbindlichkeit der 
rau, die nach dem Eintritte der Errungenfchaftsgemein- 
er in Ei: eines u zustehenden Rechtes oder des Be- 
i 


bie Vornahme des Rechtsgeſchäfts ober die ‚a des 


itzes einer ihr gehörenden Sache entſteht, wenn das Recht 
oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die 
Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 


$. 1534. 
Das Gejammtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, 
die ihr auf Grund der gejeglichen Unterhaltspflicht obliegen. 


$. 1535. 

Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander fallen 
folgende Gejanmmtgutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur 
Laſt in deſſen Perſon fie entftehen: 

1. die Verbindlichfeiten aus einem fich auf fein einge- 
brachtes Gut oder fein Vorbehaltsgut beziehenden 
Nechtsverhältnig, auch wenn fie vor dem Eintritte 
der Errungenjchaftsgemeinjchaft oder vor der Zeit ent- 
ftanden find, zu der das Gut eingebrachtes Gut oder 
Borbehaltsgut geworden ift; 

2. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der a über 
eine der in Nr. 1 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 


$. 1536. 
Sm BVerhältniffe der Ehegatten zu einander fallen dem 
Manne zur Lait: 

1. die dor dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
entjtandenen Verbindlichkeiten de Mannes; 

2. die Verbindlichkeiten de3 Mannes, die der Frau gegen- 
über aus der Berwaltung ihres eingebrachten Gutes 
entjtehen, jomweit nicht das Geſammtgut zur Zeit der 
Beendigung der Errungenfchaftsgemeinjchaft bereichert ift; 

3. die Berbindlichkeiten des Mannes au3 einer unerlaubten 
Handlung, die er nach dem Eintritte der Errungen- 
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Ihaftsgemeinfchaft begeht, oder aus einem Gtrafver- 

Fady das wegen einer unerlaubten Handlung gegen 
Fo wird; 

4. bie often eines Rechtöftreits, den der Mann über eine 

der in Nr. 1 bis 3 bezeichneten Berbindlichkeiten führt. 


$. 1537. 


Die Vorjchriften des $. 1535 und des 8. 1536 Nr. 1 1,4 
finden infoweit feine Anwendung, al3 die Berbindlichfeiten 
nad) $. 1529 Abſ. 2 von dem Gejammtgute zu tragen find. 

Das Gleiche gilt von den Vorſchriften des 8. 1535 in- 
jomweit, al3 die Verbindlichkeiten durch den Betrieb eines Er- 
merbögeichäfts, ber für Rechnung des Geſammtguts geführt 
wird, oder in Folge eines zu einem ſolchen Erwerbsgeſchäfte 
gehörenden Nechted oder des Beſitzes einer dazu gehörenden 


Sache entftehen. 
8. 1538. 


Verſpricht oder gewährt der Mann einem finde eine 
Ausstattung, jo finden die Vorjchriften des 8. 1465 An— 
g. 


wendun 
$. 1539. 


Someit das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf Koften 
des Gefammtgut3 oder da3 Gejammtgut auf Koften des ein- 
— Gutes eines Ehegatten zur Zeit der Beendigung 

er Errungenſchaftsgemeinſchaft bereichert iſt, muß aus dem 
bereicherten Gute zu dem anderen Gute Erſatz geleiſtet werden. 
Weitergehende, auf beſonderen Gründen beruhende Anſprüche 
bleiben unberührt. 

$. 1540. 


Sind verbraudhbare Sachen, die zum eingebrachten Gute 
eines Ehegatten gehört haben, nicht mehr vorhanden, jo wird 
zu Gunften des Ehegatten — daß die Sachen in das 
Geſammtgut verwendet worden ſeien und dieſes um den 
Werth der Sachen bereichert ſei. 


$. 1541. 


Was ein Ehegatte zu dem Gefammtgut oder die Frau 
zu dem eingebrachten Gute de3 Mannes jchuldet, ift erft 
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nad) der Beendigung der Errungenjchaftsgemeinihaft zu 
leiften; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld der Frau 
ihr eingebrachtes Gut und ihr Vorbehaltägut ausreichen, hat 
fie die Schuld ſchon vorher zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem Gejammtgute zu fordern hat, 
fann er erft nach der Beendigung der Errungenjchaftsgemein- 
ichaft fordern. 

S. 1542. 


Die Frau kann unter den Vorausfegungen des 8. 1418 
Nr. 1, 3 bis 5 und des $. 1468, der Mann kann unter den 
Borausjegungen des $. 1469 auf Aufhebung der Errungen- 
(haftögemeinthaft Hagen. 

Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft de3 Urtheils ein. 


8. 1543. 
Die Errungenfchaftsgemeinichaft endigt mit der Rechts— 
kraft des Beichluffes, durch den der Konkurs über das Ber- 
mögen des Mannes eröffnet wird. 


S. 1544. 

Die Errungenjchaftsgemeinichaft endigt, wenn ein Ehe- 
gatte für todt erflärt wird, mit dem Beitpunfte, der als Beit- 
punft des Todes gilt. 

$. 1545. 


Endigt die Errungenjchhaftsgemeinjchaft nad) den 88 1542 
bis 1544, jo gilt für die Zukunft Gütertrennung. 

Dritten gegenüber ift die Beendigung der Gemeinjchaft 
nur nad; Maßgabe des 8. 1435 wirkſam. 


S. 1546. 


Nach der Beendigung der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
findet in Anjehung des Gejammtgut3 die Auseinanderjegung 
ftatt, Bis zur Auseinanderjegung beftimmt fic) das Rechts— 
verhältnig der Ehegatten nach den 88. 1442, 1472, 1473. 

Die Auseinanderjegung erfolgt, joweit nicht eine andere 
Bereinbarun —— wird, nach den für die allgemeine 
Gütergemeintchaft geltenden Vorjchriften der 88. 1475 bis 1477 
1479 bis 1481, 

Bürgerliches Geſetzbuch. 24 
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Auf das eingebracdhte Gut der Frau finden die für den 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vor— 
ihriften der 88. 1421 bis 1424 Anwendung. 


$. 1547. 

Endigt die Errungenjchaftsgemeinfhaft durch die Er- 
öffnung des Konkurſes über das Vermögen ded Mannes, fo 
kann die Frau auf Wiederherftellung der Gemeinjchaft Hagen. 
Das gleiche Recht fteht, wenn die Gemeinjchaft in Folge einer 
Todeserflärung endigt, dem für todt erflärten Ehegatten zu, 
fall er noch lebt. 

Wird die Gemeinschaft auf Grund de3 8. 1418 Nr. 3 bis 5 
aufgehoben, jo Tann der Mann unter den Vorausjegungen 
des $. 1425 Abi. 1 auf Wiederherjtellung der Gemeinschaft 


Hagen. 
$. 1548. 

Die Wiederherjtellung der Errungenfchaftsgemeinjchaft 
tritt in den Fällen des $. 1547 mit der Rechtskraft des Ur- 
theils ein. Die Vorſchrift des 8. 1422 findet entiprechende 
Anwendung. 

Dritten gegenüber iſt die Wiebderherftellung, wenn die 
Beendigung in das Güterrechtöregijter eingetragen worden 
ift, nur nad) Maßgabe des $. 1435 wirkſam. 

Im Falle der Wiederherftellung wird Vorbehaltägut der 
Frau, was ohne die Beendigung der Gemeinſchaft Worbe- 
haltsgut geblieben oder geworden fein würde. 


4. Fahrnißgemeinſchaft. 


$. 1549. 


Auf die Gemeinschaft des beweglichen Vermögens und 
der Errungenſchaft (Fahrniggemeinjchaft) finden die für die 
allgemeine Gütergemeinjchaft geltenden Borjchriften Anwen— 
dung, foweit fich nicht aus den 88. 1550 bis 1557 ein Anderes 
ergiebt. 

$. 1550. 


Bon dem Gejammtgut ausgejchlojjen ift das eingebrachte 
But eines Ehegatten. 
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Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungen- 
ichaftsgemeinjchaft für das eingebrachte Gut geltenden Vor— 
Ichriften Anwendung. a 


8. 1551. 

Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift dad unbewegliche 
Vermögen, das er bei dem Eintritte der Fahrnißgemeinſchaft 
hat oder während der Gemeinjchaft durch Erbfolge, durch 
Vermächtniß oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, 
durch Schenkung oder al3 Ausftattung erwirbt. 

Zum unbeweglichen Vermögen im Sinne dieſer Vor— 
ichrift gehören Grundftüde nebjt Zubehör, Necdhte an Grund- 
jtüden, mit Ausnahme der Hypotheken, Grundjchulden und 
Nentenschulden, ſowie Forderungen, die auf die Mebertragung 
de3 Eigentums an Grundftüden oder auf die Begründung 
oder MUebertragung eines der bezeichneten echte oder auf 
die Befreiung eines Grundftüds von einem folchen Rechte 
gerichtet find. 

5 $. 1552. 

Eingebradte® Gut eines Ehegatten find Gegenjtände, 

die nicht durch Rechtsgeſchäft Üühertragen werden können. 


* 8. 1553. 
Eingebrachtes Gut eined Ehegatten ift: 
1. was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt ift; 
2. was er nad) $. 1369 erwirbt, fofern die Beitimmung 
dahin getroffen it, daß der Erwerb eingebrachte8 Gut 
jein joll. 
S. 1554. r 
Eingebrachte3 Gut eine Ehegatten ift, was er in der 
im $. 1524 bezeichneten Weiſe erwirbt. Ausgenommen ift, 
was an Gtelle von Gegenftänden erworben wird, die nur 
deshalb eingebrachtes Gut find, weil fie nicht durch Rechts— 
geichäft Übertragen werden können. 


8. 1555. 
Vorbehaltsgut des Mannes ift ausgejchlofjen. 
8. 1556. 
Erwirbt ein Ehegatte während der Fahrnißgemeinſchaft 


durch Erbfolge, durch Vermächtniß oder mit Rüdjicht auf 
24* 
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ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Austattung 
Gegenftände, die theil3 Gejammtgut, theil3 eingebrachtes Gut 
werden, jo fallen die in Folge des Erwerbes entjtehenden 
Berbindlichkeiten im — — der Ehegatten zu einander 
dem Geſammtgut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, 
verhältnißmäßig zur Laſt. 
$. 1557. 

Fortgeſetzte Gütergemeinjhaft tritt nur ein, wenn fie 

durch Ehevertrag vereinbart ift. 


II. Güterredtsregifter. 


8. 1558. 

Die Eintragungen in das Güterrechtäregijter Haben bei 
dem Amtsgerichte zu gejchehen, in deſſen Bezirke der Mann 
jeinen Bohnfih hat. 

Dur Anordnung der Landesjuftizverwaltung kann die 
Führung des Negifterd für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem 
Amtögericht übertragen werden. 


8. 1559. 

‚Verlegt der Mann nad) der Eintragung feinen Wohnfig 
in einen anderen Bezirk, jo muß die Eintragung im Regifter 
diejed Bezirkes wiederholt werden. Die frühere Eintragung 

it al3 von neuem erfolgt, wenn der Mann den Wohnfig 
ın den früheren Bezirk zurücverlegt. 


1560. 

Eine Eintragung in Regiſter joll nur auf Antrag 
und nur injoweit erfolgen, als jie beantragt it. Der Antrag 
ift in öffentlich — Form zu ſtellen. 

. 1561. 

Die Eintragung — in den Fällen des 8. 1357 
Abſ. 2 und des 8. 1405 Ubi. 3 = Antrag des Mannes. 

In den anderen Fällen ijt a ntrag beider Ehegatten 
erforderlich; jeder Ehegatte ift dem anderen gegenüber zur 
Mitwirkung verpflichtet. 

ee Antrag eines der Ehegatten genügt: 

. zur Eintragung eines Ehevertrags * einer auf ge- 

—— Entfdeibung beruhenden Aenderung der güter- 
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rechtlichen Verhältniffe der Ehegatten, wenn mit dem 

Untrage der Ehevertrag oder die mit dem Beugnifje der 

Rechtskraft verjehene Entjcheidung vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regiſter 
eined anderen Bezirkes, wenn mit dem Antrag eine 
nach der Aufhebung des bisherigen Wohnſitzes ertheilte, 
öffentlich beglaubigte Abjchrift der früheren Eintragung 
vorgelegt wird. 

$. 1562. 

Das Amtsgericht Hat die Eintragung durch das für jeine 
Bekanntmachungen bejtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Wird eine Nenderung ded Güterftandes eingetragen, fo 
hat fich die Belanntmachung auf die Bezeichnung des Güter- 
jtandes und, wenn dieſer abweichend von dem Geſetze ge- 
regelt ift, auf eine allgemeine Bezeichnung der Abweichung 
zu beichränfen. 

$. 1563. 

Die Einficht des Regifterd ift Jedem geftattet. Bon den 
Eintragungen kann eine Abjchrift gefordert werden; die Ab— 
ichrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 


Siebenter Titel, 
Scheidung der Ehe. 


$. 1564. 

Die Ehe kann aus den in den 88. 1565 bis 1569 be- 
ftimmten Gründen gejchieden werden. Die Scheidung erfolgt 
durch Urtheil. Die Auflöfung der Ehe tritt mit der Rechts— 
fraft des Urtheils ein. 


$. 1565. 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, wenn ber 
andere Ehegatte fich des * s oder einer nad den 
7 471, 175 de3 Strafgeſetzbuchs ftrafbaren Handlung 
ſchuldig macht. 
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Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn er dem Ehebruch oder der ſtrafbaren Handlung zuſtimmt 
oder ſich der Theilnahme ſchuldig macht. 

$. 1566. 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, wenn der 
andere Ehegatte ihm nach dem Leben trachtet. 


$. 1867. 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, menn ber 
andere Ehegatte 7 böslich verlajjen hat. 
Bösliche Verlaſſung liegt nur vor: 

4. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herftellung der 
häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurtheilt worden 
it, ein Jahr lang gegen den Willen de3 anderen Ehe- 
gatten in böslicher Abficht dem Urtheile nicht Folge 
geleijtet hat; 

2. wenn ein Ehegatte fic) ein Jahr lang gegen den Willen 
de3 anderen Ehegatten in böslicher Abfiht von der 
häuslichen Gemeinjchaft fern gehalten hat und die Vor- 
ausjegungen für die öffentliche Zuftellung ſeit Jahres— 

frift gegen ihn —— haben. 

Die Scheidung it im Falle des Abſ. 2 Nr. 2 une 
uläſſig, wenn die Vorausſetzungen für die öffentliche Zu- 
Heilung am Schluffe der mündlichen Verhandlung, auf Die 
das Urtheil ergeht, nicht mehr beitehen. 


$. 1568. 


Ein Ehegatte Tann auf Scheidung Hagen, mwenn der 
andere Ehegatte durch ſchwere Verlegung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten oder durch ebrlotes oder unjittliches 
Verhalten eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnifjes 
verjchuldet Hat, daß dem Ehegatten die Fortfegung der Ehe 
nicht zugemuthet werden kann. Als ſchwere Verlegung der 
Pflichten gilt auch grobe Mifhandlung. 


$. 1569. 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, wenn der 
andere Ehegatte in GeiftesfranfHeit verfallen ift, die Krank— 
heit während der Ehe mindejtens drei Jahre gedauert und 
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einen folchen Grad erreicht hat, daß die geiftige Gemeinjchaft 
zwijchen den Ehegatten aufgehoben, auch jede Ausficht auf 
MWiederherftellung diefer Gemeinjchaft ausgejchloffen ift. 

$. 1570. 


Das Recht auf Scheidung erliſcht in den Fällen der 

88. 1565 bis 1568 durch Verzeihung. 
$. 1571. 

Die Scheidungsflage muß in den Fällen der 88. 1565 
bis 1568 binnen jech® Monaten von dem Zeitpunkt an er» 
hoben werden, in dem der a bon dem Scheidungs- 
grunde Kenntniß erlangt. Die Klage ift ausgejchloffen, wenn 
jeit dem Eintritte des Scheidungdgrundes zehn Jahre ver- 
ſtrichen find. | 

Die Frift läuft nicht, folange die häusliche Gemeinjchaft 
der Ehegatten aufgehoben ift. Wird der zur lage berechtigte 
Ehegatte von dem anderen Ehegatten aufgefordert, entweder 
die häusliche Gemeinjchaft Herzuftellen oder die Klage zu 
erheben, jo läuft die Frift von dem Empfange der Auf- 
forderung an. 

Der — der Klage ſteht die Ladung zum Sühne— 
termine gleich. ie Ladung verliert ihre Wirkung, wenn 
der zur Klage berechtigte Ehegatte im Sühnetermine nicht 
erſcheint oder wenn drei Monate nach der — des 
Sühneverfahrens verſtrichen ſind und nicht vorher die Klage 
erhoben worden iſt. 

Auf den Lauf der ſechsmonatigen und der dreimonatigen 
Friſt finden die für die Verjährung geltenden Borjchriften 
der 88. 203, 206 entjprechende Anmendung. 

n z 8. 1572. 

Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für feine 
Geltendmahung im 8. 1571 bejtimmte Friſt verftrichen ift, 
im Laufe des Nechtöftreit3 geltend gemacht werden, fofern 
die Frift zur Beit der Erhebung der Klage noch nicht ver- 
jtrichen war. 


8.15%. 
Thatjahen, auf die eine Scheidungsflage nicht mehr 
gegründet werden kann, dürfen zur Unterftügung einer auf 
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andere Thatjachen gegründeten Scheidungsflage geltend ge— 
macht werden. 
$. 1574. 

Wird die Ehe aus einem der in den 88. 1565 bis 1568 
beitimmten Gründe gefchieden, jo ift in dem Urtheil aus— 
— daß der Beklagte die Schuld an der Scheidung 

ä 


Hat der Beklagte Widerklage — und wird auch 
dieſe für begründet erkannt, ſind beide Ehegatten für 
ſchuldig zu erklären. 

Ohne Erhebung einer Widerklage iſt auf Antrag des 
Beklagten auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, wenn 
Thatſachen vorliegen, wegen deren der Beklagte auf Schei— 
dung klagen könnte oder, falls ſein Recht Scheidung 
—* Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, 
zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend gemachten 
Scheidungsgrundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen. 

$. 1575. 

Der Ehegatte, der auf Scheidung zu Hagen berechtigt 

ift, Tann ftatt auf Scheidung " Aufhebung der ehelichen 

emeinjchaft klagen. Beantragt der andere Ehegatte, daß 
die Ehe, fall3 die Klage begründet ift, gejchieden wird, jo ift 
auf Scheidung au erkennen. 

Für die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
gelten die Vorfjchriften der 88. 1573, 1574. 

8. 1576. 

Iſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft erkannt, 
jo fann jeder der Ehegatten auf Grund des Urtheild Die 
Scheidung beantragen, es fei denn, daß nach der Erlaffung- 
des Urtheild die eheliche Gemeinjchaft miederhergejtellt 
worden ift. 

Die Vorfchriften der 88. 1570 bis 1574 finden feine 
Anwendung; wird die Ehe gejchieden, jo ift der für jchuldig 
— Ehegatte auch im Scheidungsurtheile für ſchuldig zu 
erklären. 


$. 1577. 
Die gejchiedene Frau behält den Familiennamen des 
Mannes. 
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Die Frau kann ihren Yamiliennamen wiederannehmen. 
War fie vor der Eingehung der gejchiedenen Ehe verheirathet, 
jo kann fie auch den Namen wiederannehmen, den fie zur 
Beit der Eingehung diejer Ehe Hatte, e3 jei denn, daß fie 
allein für fchuldig erklärt ıft. Die Wiederannahme de3 
Namens erfolgt durch Erflärung gegenüber der zujtändigen 
Behörde; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben. 

Iſt die Frau allein [e ihuldig erflärt, jo kann der 
Mann ihr die Führung feines Namens unterjagen. Die 
Unterjagung erfolgt durd Erklärung gegenüber der zuftän- 
digen Behörde; die Erflärung ift in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. Die Behörde joll der Frau die Erflärung 
mittheilen. Mit dem Verluſte des Namens des Mannes er» 
hält die Frau ihren Familiennamen wieder. 


§. 1578. 

Der allein für jchuldig erflärte Mann hat der gejchiedenen 
Frau den ftandesmäßigen Unterhalt infoweit zu gewähren, 
al3 fie ihn nicht aus den Einkünften ihres Vermögens und, 
jofern nach den Berhältniffen, in denen die Ehegatten gelebt 

aben, Erwerb durd) Arbeit der Frau üblich ift, aus dem 
trag ihrer Arbeit bejtreiten kann. 

Die allein für ſchuldig erflärte Frau Hat dem ge- 
jchiedenen Manne den ftandesmäßigen Unterhalt injoweit 
au gewähren, als er außer Stande iſt, fich jelbft zu unter- 
halten. 


8. 1579. 

Soweit der allein für jchuldig erklärte Ehegatte bei Be— 
- rüdfichtigung feiner jonftigen Verpflichtungen außer Stande 

ift, ohne Gefährdung feines ftandesmäßigen Unterhalt3 dem 
anderen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, ijt er berechtigt, 
bon den zu jeinem Unterhalte verfügbaren Einkünften zwei 
Drittheile oder, wenn dieje zu jeinem nothdürftigen Unterhalte 
nicht ausreichen, jo viel zurüdzubehalten, al3 zu deſſen Be— 
ftreitung erforderlih if. Hat er einem minderjährigen un- 
verheiratheten Kinde oder in Folge feiner Wiederverheirathung 
dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, jo bejchränft 
fich feine Verpflichtung dem gejchiedenen Ehegatten gegenüber 
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auf dasjenige, was mit Rüdficht auf die Bedürfniffe ſowie 
auf die Vermögens- und Ermwerböverhältniffe der Betheiligten 
der Billigfeit entjpricht. 

Der Mann ift der Frau gegenüber unter den Voraus— 
ſetzungen des Abi. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, 
wenn die rau den Unterhalt aus dem Stamme ihres Ver— 
mögen3 bejtreiten Tann. 


$. 1580. 

Der Unterhalt ift durch Entrichtung einer Geldrente nach 
Maßgabe des 8.760 zu gewähren. Ob, in welcher Art und 
für welchen Betrag der Unterhaltspflichtige Sicherheit zu leisten 
hat, beſtimmt ficy nach den Umjtänden. 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Im Uebrigen finden die für die Unterhaltöpflicht der 
Verwandten geltenden Vorjchriften der 88. 1607, 1610, des 
8. 1611 Abſ. 1, des 8. 1613 und für den Fall des Todes 
de3 Berechtigten die Vorjchriften des 8. 1615 entiprechende 
Anwendung. 

$. 1581. 

Die Unterhaltspflicht erliicht mit der Wiederverheirathung 
des Berechtigten. 

Sm Falle der Wiederverheirathung des Berpflichteten 
finden die Vorfchriften des 8. 1604 entiprechende Anwendung. 


8. 1582. 

Die Unterhaltspflicht erlifcht nicht mit dem Tode des 
Berpflichteten. 

Die Verpflichtung des Erben unterliegt nicht den Be- 
ichränfungen des 8. 1579. Der Berechtigte muß fich jedoch 
die Herabjegung der Rente bis auf die Hälfte der Einkünfte 
efallen laſſen, die der Verpflichtete zur Zeit des Todes aus 
Pie Bermögen bezogen hat. Einkünfte aus einem Rechte, 
das mit dem Eintritt eines bejtimmten Zeitpunft3 oder Er— 
eignifje3 erlischt, bleiben von dem Eintritte des Zeitpunkts 
oder de3 Ereignijjes an außer Betradt. 

Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo kann der Erbe 
die Renten nach dem Berhältniß ihrer Höhe ſoweit Herab- 
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jegen, daß fie zufammen der Hälfte der Einkünfte gleich- 
fommen. 
$. 1583. 

Iſt die Ehe wegen Geiftesfranfheit eines Ehegatten ge- 
ichieden, jo hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt ın ie 
Weiſe zu gewähren mie ein allein für fchuldig erflärter 
Ehegatte. 

$. 1584. 


Iſt ein Ehegatte allein für jchuldig erflärt, jo kann der 
andere Ehegatte Schenkungen, die er ihm während des Braut- 
ftandes oder während der Ehe gemacht hat, widerrufen. Die 
Borjchriften des $. 531 finden Anwendung. 

Der Widerruf it ausgejchloffen, wenn jeit der Rechts— 
kraft des Scheidungsurtheild ein Jahr verftrichen oder wenn 
der Schenker oder der Bejchenkte gejtorben ift. 


$. 1585. 


Hat der Mann einem gemeinjchaftlichen Kinde Unterhalt 
zu gewähren, fo ift die Frau verpflichtet, ihm aus den Ein- 
fünften ihre Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder 
eines von ihr jelbjtändig betriebenen Erwerbögejchäfts einen 
angemefjenen Beitrag zu den Koften des Unterhalt3 zu leiften, 
ſoweit nicht dieje durch die dem Manne an dem Bermögen 
des Kindes zuftehende Nubnießung gededt werden. Der An- 
ſpruch des Mannes ift nicht übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge für die Perſon des Kindes 
u und ift eine erhebliche Gefährdung des Unterhalt3 de3 
Kindes zu bejorgen, jo fann die Frau den Beitrag zur 
eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes zurüd- 
behalten. 

$. 1586. 

Wird nad 8.1575 die eheliche Gemeinjchaft aufgehoben, 
fo treten die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen 
ein; die Eingehung einer neuen Ehe ift jedoch eier. 
Die Borfhritten über die Nichtigkeit und Anfechtbarfeit der 
Ehe finden Anwendung, wie wenn das Urtheil nicht ergangen 
wäre. 
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8. 1587. 
Wird die eheliche Gemeinfchaft nad) der Aufhebung 
miederhergeftellt, jo fallen die mit der Aufhebung verbundenen 
Wirkungen weg und tritt Gütertrennung ein. 


Achter Titel. 
Airchliche Verpflichtungen. 


$. 1588. 
Die kirchlichen Verpflichtungen in Anfehung der Ehe 
werden durch die Vorjchriften dieſes Abjchnitt3 nicht berührt. 


Zweiter Abjchnitt. 
Berwandtichnit. 


Erſter Titel. 


Allgemeine Vorſchriften. 


$. 1589. 


Perſonen, deren eine bon der anderen abftanmımt, find 
in gerader Linie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader 
Linie verwandt find, aber von derjelben dritten Perſon ab- 
ftammen, find in der Geitenlinie verwandt. Der Grad der 
Berwandtichaft bejtimmt fich nach der Zahl der fie ver- 
mittelnden Geburten. 

Ein uneheliched Kind und defjen Vater gelten nicht als 
verwandt. 

$. 1590. 

Die Verwandten eined Ehegatten find mit dem anderen 
Ehegatten verichwägert. Die Linie und der Grad der 
Schmwägerichaft bejtimmen fich nach der Linie und dem Grade 
der fie vermittelnden Verwandtichaft. 

Die Schwägerichaft dauert fort, auc) wenn die Ehe, durch 
die fie begründet wurde, aufgelöft ift. 
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Zweiter Titel. 


Ehelidye Abftanımung. 
$. 1591. 

Ein Rind, das nach der Eingehung der Ehe geboren 
wird, ift ehelich, wenn die Frau es vor oder während der 
Ehe empfangen und der Mann innerhalb der Empfängniß- 
zeit der rau beigewohnt hat. Das Kind " nicht ehelich, 
wenn e3 den Umftänden nad) offenbar unmöglich ift, daß die 
Frau das Kind von dem Manne empfangen hat. 

Es wird vermuthet, daß der Mann innerhalb der 
Empfängnißzeit der Frau beigewohnt Habe. Soweit die 
Empfängnißzeit in die Zeit vor der Ehe fällt, gilt die Ver— 
muthung nur, wenn der Mann — iſt, * die Ehe⸗ 
lichkeit des Kindes angefochten zu haben. 


$. 1592. 

Als Empfängnißzeit gilt die Zeit von dem einhundert- 
einundachtzigften bis zu dem breihundertundzmweiten Tage 
vor dem Tage der Geburt des Kindes, mit Einſchluß ſowohl 
de3 einhunderteinundachtzigften al3 des dreihundertundzmeiten 


Tages. 

Steht feit, daß da3 Kind innerhalb eines Zeitraums 
empfangen worden ift, der meiter als dreihundertundzwei 
Tage vor dem Tage der Geburt zurüdliegt, jo gilt zu Gunften 
der Ehelichkeit des Kindes diejer Zeitraum ald Empfängnißgeit. 

$. 1593. 

Die Unehelichkeit eines Kindes, das während der Che 
oder innerhalb dreihundertundzmwei Tagen nach der Auflöfung 
der Ehe geboren ift, kann nur geltend gemacht werden, wenn 
der Mann die Ehelichfeit angefochten Hat oder, ohne das 
Anfechtungsrecht verloren zu Babe. geftorben ift. 

$. 1594. 

Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nur binnen Jahres- 
frift erfolgen. 

Die Frift beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Dann die Geburt des Kindes erfährt. 
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Auf den Lauf der Frift finden die für die Verjährung 
geltenden Borjchriften der 88. 203, 206 entjprechende An— 
wendung. 


$. 1595. 

Die Anfechtung der Ehelichfeit kann nicht durch einen 
Vertreter ie Iſt der Mann in der Gejchäftsfähigfeit 
beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuftimmung feines gejeb- 
lihen Vertreters. 

Für einen geihäftsunfähigen Mann kann fein gefeßlicher 
Vertreter mit Genehmigung des WVormundfchaftsgericht3 Die 
Ehelichkeit anfechten. Hat der gejegliche Vertreter die Ehe- 
lichkeit nicht vechtzeitig angefochten, fo fann nach dem Weg— 
falle der Geſchäftsunfähigkeit der Mann ſelbſt die Ehelichkeit 
in gleicher Weife anfechten, wie wenn er ohne gejeßlichen 
Vertreter geweſen wäre. 


. 1596. 

Die Anfechtung der —2 erfolgt bei Lebzeiten des 
Kindes durch Erhebung der Anfechtungsklage. Die Klage iſt 
gegen das Kind zu richten. 

Wird die Klage zurückgenommen, ſo iſt die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzuſehen. Das Gleiche gilt, wenn der 
Mann vor der Erledigung des Rechtsſtreits das Kind als 
das ſeinige anerkennt. 

Vor der Erledigung des Rechtsſtreits kann die Un— 
ehelichkeit nicht anderweit geltend gemacht werden. 


§. 1597. 

Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der 
Ehelichkeit durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; 
die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen 
mittheilen, welcher im Falle der Ehelichkeit, als auch dem— 
jenigen, welcher im Falle der Unehelichkeit Erbe des Kindes 
iſt. Es hat die Einſicht der Erklärung Jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

§. 1598. 

Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ausgeſchloſſen, wenn 
ve — das Kind nach der Geburt als das ſeinige an- 
erfennt. 
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Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorſchriften des 8. 1595 
Ubi. 1. Die Anerkennung kann auch in einer Verfügung 
von Todesmwegen erfolgen. 

$. 1599. 

Sit die Anerkennung der Ehelichfeit anfechtbar, jo finden 
die Borichriften der 88. 1595 bis 1597 und, wenn die Anfecht- 
barkeit ihren Grund in argliftiger Täufchung oder in Drohung 
hat, neben den Vorjchriften des $. 203 Abſ. 2 und des 
8. 206 auch die Vorſchrift des 8. 203 Ab. 1 entiprechende 
Anwendung. 


$. 1600. 

Wird von einer Frau, die ſich nach der Auflöjung ihrer 
Ehe mwiederverheirathet Hat, ein Kind geboren, das nach den 
88. 1591 bi8 1599 ein eheliches Kind ſowohl des erjten al3 de3 
zweiten Mannes jein würde, jo gilt das Kind, wenn es 
innerhalb zweihundertundfiebzig Tagen nad) der Auflöfung 
der früheren Ehe geboren wird, als Kind des erjten Mannes, 
wenn es fpäter geboren wird, al3 Kind des zweiten Mannes. 


Dritter Titel, 
Unterhaltspflidht. 


$. 1601. 
Berwandte in gerader Linie find verpflichtet, einander 
Unterhalt zu gewähren. 


$. 1602. 

Unterhaltsberechtigt ift nur, wer außer Stande ift, fich 
jelbft zu unterhalten. 

Ein minderjähriges — — Kind kann von ſeinen 
Eltern, auch wenn es Vermögen hat, die Gewährung des 
Unterhalt3 injomweit verlangen, al3 die Einfünfte jeines 
Vermögen? und der Ertrag feiner Arbeit zum Unterhalte 


nicht ausreichen. 
. 1603. 


8 
Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Ge— 
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fährdung feines ftandesmäßigen Unterhalt3 den Unterhalt zu 
gewähren. 

efinden fich Eltern in diefer Lage, fo find fie ihren 
minderjährigen unverheiratheten Kindern gegenüber ver» 
pflichtet, alle verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder 
Unterhalte gleichmäßig zu ——— Dieſe Verpflichtung 
tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Ver— 
wandter vorhanden ift; fie tritt auch nicht ein gegenüber 
einem Kinde, dejjen — aus dem Stamme ſeines Ver— 
mögens beſtritten werden kann. 


$. 1604. 

Soweit die Unterhaltspfliht einer Frau ihren Ber- 
wandten gegenüber davon abhängt, daß fie zur Gewährung 
de3 Unterhalt3 im Stande ijt, fommt die dem Manne an 
dem eingebrachten Gute zuftehende Verwaltung und Nuß- 
nießung nicht in Betracht. 

Beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenjchafts- 
gemeinschaft oder Fahrnißgemeinſchaft, jo bejtimmt ſich Die 
Unterhaltspflicht de3 Mannes oder der Frau Berwandten 
gegenüber fo, mwie wenn das Geſammtgut dem unterhalts- 
pflichtigen Ehegatten gehörte. Sind bedürftige Verwandte 
beider Ehegatten vorhanden, jo ijt der Unerklt aus dem 
——— ſo zu gewähren, wie wenn die Bedürftigen zu 
beiden Ehegatten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtänden, 
— die Unterhaltspflicht des verpflichteten Ehegatten 
eruht. 


F. 1605. 

Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes 
ſeinen Verwandten gegenüber davon abhängt, daß es zur 
Gewährung des Unterhalts im Stande iſt, kommt die elterliche 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes nicht in Betracht. 


8§. 1606. 

Die Abkömmlinge find vor den Verwandten der auf- 
fteigenden Linie unterhaltspflichtig. Die Unterhaltspflicht der 
Ablömmlinge bejtimmt ſich nad der geſetzlichen Erbfolge- 
ordnung und dem Berhältniffe der Erbtheile. 

‚ Unter den Verwandten der aufjteigenden Linie * 
die näheren vor den entfernteren, mehrere gleich nahe zu 
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gleihen Theilen. Der Vater Haftet jedoch vor der Mutter; 
* die gt an dem Vermögen bed Kindes der 
utter zu, jo Haftet die Mutter vor dem Vater. 


8. 1607. 

Soweit ein Verwandter auf Grund des 8. 1603 nicht 
unterhaltspflichtig ift, ne der nad) ihm haftende Verwandte 
den Unterhalt zu gewähren. I 

Das Gleiche gilt, wenn die Rechtöverfolgung gegen einen 
Berwandten im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erjchwert 
it. Der Anfpruch gegen einen jolchen Verwandten geht, 
jomeit ein anderer Verwandter den Unterhalt gewährt, auf 
diefen über. Der Uebergang kann nicht zum Nachtheile des 
Unterhalt3berechtigten geltend gemacht werden. 


8. 1608. 


Der Ehegatte des Bedürftigen haftet vor deſſen Ber- 
wandten. Gomeit jedoch der Ehegatte bei Berüdjichtigung 
jeiner jonftigen Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Ge- 
fährdung feines ftanbesmäßigen UnterhaltS den Unterhalt 
zu gewähren, haften die Verwandten vor dem Chegatten. 
Die Vorſchriften des 8. 1607 Abi. 2 finden entjprechende 
Anwendung. 

Da3 Gleiche gilt von einem gejchiedenen unterhalt3- 
pflichtigen Ehegatten ſowie von einem Ehegatten, der nad) 
8. 1351 unterhalt3pflichtig ift. 


$. 1609. 


Sind mehrere Bedürftige vorhanden und ijt der Unter— 
alt3pflichtige außer Stande, allen Unterhalt zu gewähren, 
o gehen unter ihnen die Ablömmlinge den Verwandten der 
aufitergenden Linie, unter den Ablömmlingen diejenigen, 
welche im Falle der gejeglichen Erbfolge al3 Erben berufen 
fein würden, den übrigen Ablömmlingen, unter den Ver— 
wandten der auffteigenden Linie die näheren den ent» 
fernteren vor. 

Der Ehegatte fteht den minderjährigen unverheiratheten 
Kindern — er geht anderen Kindern und den übrigen 
Verwandten vor. Ein geſchiedener Ehegatte ſowie ein 
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Ehegatte, der nad) 8. 1351 —— iſt, geht den 
volljährigen oder verheiratheten Kindern und den übrigen 
Verwandten vor. 

§. 1610. 


Das Maß des zu gewährenden Unterhalts beſtimmt 
ſich nach der Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger 
Unterhalt). 

Der Unterhalt umfaßt den geſammten Lebensbedarf, bei 
einer der Erziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der 
Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe. 


$. 1611. 

Wer durch fein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden 
it, fann nur den nothdürftigen Unterhalt verlangen. 

Der gleichen Beſchränkung unterliegt der Unterhalt3- 
anjpruch der Ablömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, 
wenn fie fich einer Verfehlung jchuldig machen, die den 
Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihnen den Pflichttheil zu ent- 
ziehen, ſowie der Unterhaltsanfpruch der Großeltern und 
der weiteren Voreltern, wenn ihnen gegenüber die Voraus» 
jegungen vorliegen, unter denen Kinder berechtigt find, ihren 
Eltern den Pflichttheil zu entziehen. 

Der Bedürftige kann wegen einer nad) diefen Vor— 
ihriften eintretenden Beſchränkung feines Anſpruchs nicht 
andere Unterhaltspflichtige in Anſpruch nehmen. 


g. 1612. 

Der Unterhalt ift dur Entrichtung einer Geldrente 
zu gewähren. Der Berpflichtete kann verlangen, daß ihm 
die Gewährung des Unterhalt in anderer Art geftattet wird, 
wenn bejondere Gründe e3 rechtfertigen. 

Haben Eltern einem unverheiratheten Rinde Unterhalt 
zu gewähren, jo können fie bejtimmen, in welcher Art und 
für welche Zeit im voraus der Unterhalt gewährt werden 
jol. Aus bejonderen Gründen fann das —— 
ger auf Antrag des Kindes die Beltimmung der Eltern 
ändern. 

Sm Mebrigen finden die Borjchriften des 8. 760 An— 
wendung. 
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$. 1613. 

Für die Vergangenheit Tann der Berechtigte Erfüllung 
oder Schadenderfag wegen Nichterfüllung nur von der Zeit 
an fordern, zu welcher der Verpflichtete in Verzug gefommen 
oder der Unterhaltsanipruch rechtshängig geworden tt. 


§. 1614. 

Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht ver- 
zichtet werben. 

Durch eine Voraugleiftung mwird der PVerpflichtete bei 
erneuter Bedürftigfeit de3 Berechtigten nur für den im 
8. 760 Abſ. 2 bejtimmten Zeitabjchnitt oder, wenn er felbjt 
den Beitabjchnitt zu beftimmen Hatte, für einen den Umftänden 
nach angemefjenen Beitabjchnitt befreit. 


8. 1615. 

Der Unterhaltsanfpruch erliiht mit dem Tode des Be- 
rechtigten oder des Verpflichteten, ſoweit er nicht auf Er- 
füllung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllnng für Die 
Vergangenheit oder auf joldhe im voraus zu bewmirfende 
Seiftungen gerichtet ift, die zur Zeit de3 Todes des Berech- 
tigten oder de3 Verpflichteten fällig find. 

Sm Tale des Todes de3 Berechtigten Hat der Ber- 
pflichtete die Koften der, Beerdigung zu tragen, ſoweit ihre 
Bezahlung nicht von dem Erben zu erlangen iſt. 


Vierter Titel. 
Rechtliche Stellung der ehelichen Rinder. 


I. Recdhtsverhältnig zwifchen den Eltern und dem Kinde 
im Allgemeinen, 
8. 1616. 
Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters. 


$. 1617. 
Das Kind ift, ſolange es dem elterlichen Hausjtand 
angehört und von den Eltern erzogen oder unterhalten wird 
25* 
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verpflichtet, in einer ſeinen Kräften und ſeiner Lebensſtellung 
entſprechenden Weiſe den Eltern in ihrem Hausweſen und 
Geſchäfte Dienſte zu leiſten. 


$. 1618. 


Macht ein dem elterlihen Hausſtand angehörendes 
en Kind zur Beitreitung der Koften des Haushalts 
aus feinem Wermögen eine Aufwenbung oder überläßt es 
den Eltern zu diefem Zwecke etwas aus feinem Vermögen, 
jo ift im Zweifel anzunehmen, daß die Abficht fehlt, Erjak 
zu verlangen. 


$. 1619. 


Ueberläßt ein dem elterlichen Hausjtand angehörendes 
volljähriges Kind fein Vermögen ganz oder theilmeije ber 
Verwaltung des Vaters, jo kann der Vater die Einkünfte, 
die er während feiner Verwaltung bezieht, nach freiem Er- 
mejjen verwenden, foweit nicht ihre Verwendung zur Be— 
jtreitung der Koften der ordnungsmäßigen Verwaltung und 
zur Erfüllung folcher Verpflichtungen de3 Kindes erforderlich 
ift, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften 
de3 Vermögens beftritten werden. Das Kind kann eine 
abweichende Beftimmung treffen. 

Da3 gleiche Recht fteht der Mutter zu, wenn das Kind 
ihr die Verwaltung jeines Vermögens überläßt. 


$. 1620. 


Der Vater ift verpflichtet, einer Tochter im Yalle ihrer 
Verheirathung zur Einrichtung des Haushalts eine ange 
mefjene Ausfteuer zu gewähren, ſoweit er bei Berüdjichtigung 
feiner fonftigen Verpflichtungen ohne Gefährdung feines 
itandesmäßigen Unterhalt3 dazu im Stande ift und nicht die 
Tochter ein zur Beichaffung der Ausſteuer ausreichendes 
Vermögen hat. Die gleiche Verpflichtung trifft die Mutter, 
wenn der Vater zur Gewährung der Ausſteuer außer Stande 
oder wenn er gejtorben it. 

Die Borichriften de3 8. 1604 und des $. 1607 Abi. 2 
finden entjprechende Anwendung. 
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$. 1621. 


Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer ver- 
mweigern, wenn ſich die Tochter ohne die erforderliche elter- 
liche Einwilligung verheirathet. 

Da3 Gleiche gilt, wenn fich die Tochter einer Verfehlung 
ihuldig gemacht * die den Verpflichteten berechtigt, ihr 
den Pflichttheil zu entziehen. 


S. 1622. 


Die Tochter kann eine Ausfteuer nicht verlangen, wenn 
jie für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter 
eine Ausſteuer erhalten hat. 


$. 1623. 


Der Anſpruch auf die Ausfteuer ift nicht übertragbar. 
Er verjährt in einem Jahre von der Eingehung der Ehe an. 


$. 1624. 


Was einem Kinde mit Rüdficht auf feine Verheirathung 
oder auf die Erlangung einer felbjtändigen Lebenzitellung 
zur Begründung oder zur Erhaltung der Wirthichaft oder 
der Lebenzftellung von dem Vater oder der Mutter zuge- 
wendet wird (Ausjtattung), gilt, auch) wenn eine Verpflichtung 
nicht befteht, nur injomweit ald Schenkung, al3 die Ausstattung 
da3 den Umſtänden, inöbejondere den Bermögendverhält- 
nijjen des Vaters oder der Mutter, entiprechende Maß 
überfteigt. 

Die Verpflichtung des Ausftattenden zur Gewährleiſtung 
wegen eines Mangeld im Rechte oder wegen eines Fehlers 
der Sache bejtimmt fich, auch joweit die Ausftattung nicht 
als Schenkung gilt, nach den für die Gemährleiftungspflicht 
des Schenkers geltenden Vorſchriften. 


$. 1625. 


Gewährt der Vater einem Kinde, deſſen Vermögen ſeiner 
elterlichen oder vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, 
eine Ausſtattung, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er ſie 
aus dieſem Vermögen gewährt. Dieſe Vorſchrift findet auf 
die Mutter entſprechende Anwendung. 
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I. Elterlihe Gewalt. 


$. 1626. 
Das Kind fteht, folange es minderjährig ift, unter elter- 
licher Gewalt. 


1. Elterlide Gewalt des Vaters. 


§. 1627. 
Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Necht 
und die Pflicht, für die Perjon und das Bermögen des Kin— 


de3 zu ſorgen. 
$. 1628. 


Dad Recht und die Pflicht, für die Perjon und das 
Vermögen des Kinded zu forgen, erjtrect fich nicht auf An— 
gelegenheiten de3 Kindes, für die ein Pfleger beitellt ift. 


$. 1629. 

Steht die Sorge für die Perjon oder die Gorge für 
da3 Vermögen de3 Kindes einem Pfleger zu, jo entjcheidet 
bei einer Meinungsverjchiedenheit zmwilchen dem Water und 
dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die Perjon 
al3 das Bermögen des Kindes betreffenden Handlung das 
Bormundichaftsgericht. 

$. 1630. 

Die Sorge für die Perjon und das Vermögen umfaßt 
die Vertretung des Kindes. 

Die Vertretung fteht dem Vater injoweit nicht zu, ala 
nach 8. 1795 ein Bormund von der Vertretung des Mündels 
ausgeichlofien if. Das Vormundſchaftsgericht kann dem 
Bater nad) 8. 1796 die Vertretung entziehen. 


8. 1631. 

Die Sorge für die Perfon des Kindes umfaßt das 
Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beauffichtigen 
und jeinen Aufenthalt zu bejtimmen. 

Der Bater kann kraft des Erziehungsrechtd angemefjene 
BZuchtmittel gegen das Kind anwenden. Auf feinen Antrag 
hat das VBormundjchaftsgericht ihn durch Anwendung geeig- 
neter Zuchtmittel zu unterftüßen. 
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$. 1632. 
‚ Die Sorge für die Perfon des Kindes umfaßt das Necht, 
die Herausgabe de3 Kindes von Jedem zu verlangen, der es 
dem Vater widerrechtlich vorenthält. 


§. 1633. 
Sit eine Tochter verheirathet, jo beſchränkt fich die Sorge 
für ihre Perſon auf die Vertretung in den die Perjon be- 
treffenden Angelegenheiten. 


§. 1634. 

Neben dem Vater Hat während der Dauer der Ehe die 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes 
zu jorgen; zur Vertretung des Kindes ift fie nicht berechtigt, 
unbejchadet der Vorſchrift de3 $. 1685 Abſ. 1. Bei einer 
Meinungsverjchiedenheit zwifchen den Eltern geht die Mtei- 
nung des Bater3 vor. 


$. 1635. 

Sit die Ehe aus einem der in den 88. 1565 bis 1568 
beftimmten Gründe gejchieden, fo fteht, jolange die gejchie- 
denen Ehegatten leben, die Sorge für die Perſon des Kindes, 
wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erflärt ift, dem anderen 
Ehegatten zu; find beide Ehegatten für jchuldig erklärt, jo 
fteht die Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren oder 
für eine Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über ſechs 
Sahre alt ift, dem Vater zu. Das Vormundfchaftsgericht 
fann eine abweichende Anordnung treffen, wenn eine folche 
aus bejonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten 
it; es kann die Anordnung aufheben, wenn fie nicht mehr 
erforderlich ift. 

Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt 
unberührt. 

$. 1636. 

Der Ehegatte, dem nad) $. 1635 die Sorge für die Perſon 
des Kindes nicht zufteht, behält die Befugniß, mit dem finde 
perjönlic zu verkehren. Das Bormundjchaftsgericht kann 
den Verkehr näher regeln. 
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§. 1637. 

Iſt die Ehe nad) 8. 1348 Abſ. 2 aufgelöft, fo — in 
Anſehung der Sorge für die Perſon des Kindes das Gleiche, 
wie wenn die Ehe gejchieden ift und beide Ehegatten für 
Ihuldig erflärt find. » 

$. 1638. 

Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen des Fin- 
de3 zu jorgen (Vermögensverwaltung), erjtredt ich nicht auf 
dad Vermögen, welches da3 Kind von Todeswegen erwirbt 
oder welches ihm unter Lebenden von einem Dritten unent- 
geltlich zugewendet wird, wenn der Erblaffer durch Iebt- 
willige Verfügung, der Dritte bei der Zumendung bejtimmt 
— en der Erwerb der Verwaltung des Vaters entzogen 
ein joll. 

Was das Kind auf Grund eines zu einem folchen Ber- 
mögen gehörenden Rechtes oder als Erja für die Zer— 
törung, Bejchädigung oder Entziehung eines. zu dem Ver— 
mögen gehörenden Gegenstandes oder durch ein Rechtsgeſchäft 
erwirbt, das ſich auf da3 Vermögen bezieht, ift gleichfalls 
der Verwaltung des Vaters entzogen. 


$. 1639. 


Was das Kind von Todeswegen erwirbt oder was ihm 
unter 2ebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
wird, Hat der Vater nach den Anordnungen des Erblafjers 
oder de3 Dritten zu verwalten, wenn die Anordnungen von 
dem Erblafjer durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten 
bei der Zumendung getroffen worden find. Kommt der 
Vater den Anordnungen nicht nad), jo Hat das Vormund- 
ichaftögericht die zu ihrer Durchführung erforderlichen Maß— 
regeln zu treffen. 

Der Bater darf von den Anordnungen injoweit ab» 
weichen, als e3 nach $. 1803 Abſ. 2, 3 einem Vormunde 


geſtattet ift. 
g. 1640. 


Der Vater Hat das feiner Verwaltung unterliegende 
Vermögen de3 Kindes, melches bei dem Tode der Mutter 
vorhanden iſt oder dem Finde jpäter zufällt, zu verzeichnen 
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und das Verzeichniß, nachdem er e3 mit der Berficherung 
der Richtigkeit und Vollitändigfeit verjehen hat, dem Vor— 
mundjchaftögericht einzureichen. Bei Haushaltsgegenftänden 
genügt die Angabe des Gejammtmwerths. 

Sit das eingereichte Verzeichnig ungenügend, jo fann 
dad Vormundichaftögericht anordnen, daß das Verzeichniß 
durch eine zujtändige Behörde oder durch einen zuftändigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die Anordnung 
it für das in Folge des Todes der Mutter dem Finde zu- 
fallende Vermögen unzuläffig, wenn die Mutter fie durch 
legtwillige Verfügung ausgejchloffen hat. 


§. 1641. 

Der Vater kann nicht in Vertretung des Kindes Schen- 
tungen machen. Ausgenommen find Schenkungen, durch die 
einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmen- 
den NRüdficht entiprochen wird. 


$. 1642. 

Der Vater hat das jeiner Verwaltung unterliegende Geld 
de3 Kindes, unbejchadet der Vorfchrift des $. 1653, nad) den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Borjchriften der 
88. 1807, 1808 verzinslich anzulegen, foweit es nicht zur 
Beitreitung von Ausgaben bereit zu halten ijt. 

Dad Vormundichaftsgericht Tann dem Water aus be- 
fonderen Gründen eine andere Anlegung gejtatten. 


F. 1643. 

Zu Nechtögeichäften für das Kind bedarf der Bater 
ber Genehmigung de3 Bormundichaftögeriht3 in den Fällen, 
in denen nach 8. 1821 Abj. 1 Nr. 1 bis 3, Abſ. 2 und nad) 
8. 1822 Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der Genehmi- 
‘gung bedarf. 

Das Gleiche gilt für die Ausichlagung einer Erbichaft 
oder eined Vermächtnifjes ſowie für den Verzicht auf einen 
Pflichttheil. Tritt der Anfall an das Kind erjt in Folge der 
Ausſchlagung des Vaterd ein, fo it die Genehmigung nur 
u? wenn der Vater neben dem Finde berufen war. 

Die VBorjchriften der 88. 1825, 1828 bis 1831 finden 
entjprechende Anwendung. 
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S. 1644. 

Der Bater kann Gegenftände, zu deren Veräußerung die 
Genehmigung des Vormundjchaftsgericht3 erforderlich ijt, dem 
Kinde nicht ohne diefe Genehmigung zur Erfüllung eines 
bon dem Finde gefchlofjenen Vertrags oder zu freier Verfügung 
überlafjen. 

§. 1645. 


Der Vater ſoll nicht or ee des Vormund« 
Ihaftsgerichtd ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des 
Kindes beginnen. 

8. 1646. 

Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes beiegliche 
Sachen, jo geht mit dem Ermwerbe da3 Eigenthum auf das 
Kind über, es fei denn, daß der Vater nicht für Rechnung 
des Kindes erwerben will. Dies gilt insbefondere auch von 
Snhaberpapieren und von Drderpapieren, die mit Blanfo- 
indofjament verjehen find. 

Die Vorjchriften des Abf. 1 finden entjprechende An— 
wendung, wenn der Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht 
an Sachen der bezeichneten Art oder ein anderes Recht er- 
wirbt, zu dejjen Uebertragung der Abtretungsvertrag genügt. 


S. 1647. 

Die Vermögensverwaltung des Vater endigt mit der 
Nechtöfraft des Beichlufies, durch den der Konkurs über das 
Vermögen des Vaterd eröffnet wird. 

Nach der Aufhebung des Konkfurjes Tann das Vormund- 
Ichaftsgericht die Verwaltung dem Vater twiederübertragen. 


S. 1648. 
Macht der Vater bei der Sorge für die Perſon oder das 
- Vermögen des Kindes Aufwendungen, die er den Umftänden 
nach für erforderlich Halten darf, jo kann er von dem Finde 
nn verlangen, fofern nicht die Aufwendungen ihm felbjt 
zur Laſt fallen. 
$. 1649. 


Dem Pater fteht Eraft der elterlichen Gewalt die Nutz- 
nießung an dem Vermögen de3 Kindes zu. 
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$. 1650. 


Bon der Nutznießung ausgefchloffen (freie8 Vermögen) 
find die ausschließlich zum perjönlichen Gebrauche des Kindes 
bejtimmten Sachen, insbejondere Kleider, Schmudjachen und 
Urbeitögeräthe. 

§. 1651. 

Freies Vermögen ift: 

1. was da3 Kind durch feine Arbeit oder durch den ihm 
nah $. 112 geftatteten "jelbftändigen Betrieb eines Er- 
werbsgeſchäfts erwirbt; 

2. wa3 das Kind von Todeöwegen erwirbt oder was ihm 
unter L2ebenden von einem Dritten unentgeltlich zu— 
— wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige 

erfügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, 
daß das Vermögen der Nutznießung entzogen ſein ſoll. 

Die Vorſchriften des 8. 1638 Abſ. 2 finden entſprechende 
Anwendung. 

F§. 1652. 


Der Vater erwirbt die Nutzungen des ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögens in derſelben Weiſe und in dem— 
ſelben Umfange wie ein Nießbraucher. 


$. 1653. 


Der Vater darf verbrauchbare Sachen, die zu dem feiner 
Nutznießung unterliegenden Vermögen gehören, für fich ver- 
äußern oder verbrauchen, Geld jedoch nur mit Genehmigung 
de3 Vormundjchaftsgerihts. Macht der Vater von Diefer 
Befugniß Gebraud, jo hat er den Werth der Sachen nach der 
Beendigung der Nubßnießung zu erjegen; der Erjaß ift jchon 
vorher zu leiften, wenn die ordnungsmäßige Verwaltung des 
Vermögens e3 erfordert. 


$. 1654. 


Der Bater hat die Laften des feiner Nutznießung unter- 
liegenden Vermögen? zu tragen. Geine Haftung beftimmt 
fih nad) den für den Güterftand der Verwaltung und Nuß- 
nießung — Vorſchriften der 88. 1384 bis 1386, 1388. 
Zu den Laften gehören auch die Koften eines NRechtsftreits, 
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der für da3 Kind geführt wird, fofern fie nicht dem freien 
Bermögen zur Laft fallen, jowie die Koften der Vertheidigung 
des Kindes in einem gegen dad Kind gerichteten Strafver- 
fahren, vorbehaltlich der Erjaßpflicht des Kindes im Yalle 
jeiner Berurtheilung. 

8. 1655. 


Gehört zu dem der Nubnießung unterliegenden Ver— 
mögen ein Ermwerbögeichäft, da3 von dem Vater im Namen 
de3 Kindes betrieben wird, jo gebührt dem Water nur der 
jih aus dem Betrieb ergebende Er Neingewinn. Er- 
giebt fich in einem Jahre ein Verluft, jo verbleibt der Ge- 
— ſpäterer Jahre bis zur Ausgleichung des Verluſtes dem 

inde. 
$. 1656. 

Steht dem Vater die Verwaltung de3 feiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögens nicht zu, jo kann er auch die 
Nutznießung nicht ausüben; er kann jedoch die Herausgabe 
der Nutzungen verlangen, ſoweit nicht ihre Verwendung zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögen und zur Be- 
ftreitung der Laſten der Nubnießung erforderlich ift. 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder ift dem 
Bater die Sorge für die Perjon und das Vermögen des 
Kindes durch das Vormundfchaftsgericht entzogen, jo können 
die Koften des Unterhalt3 des Kindes aus den Nußungen 
inſoweit vorweg entnommen werden, al3 fie dem Vater zur 


Raft fallen. 
S. 1657. 


Sit der Vater von der Ausübung der Nutznießung aus- 
geichlojjen, jo Hat er eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende 
Verbindlichkeit, die in Folge der Nubnießung erjt nach deren 
a er. zu erfüllen fein würde, jofort zu erfüllen. 
Dieſe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt ruht. 

$. 1658. 

Da3 Recht, dad dem Bater fraft feiner Nutznießung an 
dem Vermögen des Kindes zufteht, ift nicht übertragbar. 

Das Gleiche gilt von den nach den $$. 1655, 1656 dem 
Vater zuftehenden Anſprüchen, jolange fie nicht fällig find. 
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$. 1659. 

Die Gläubiger des Kindes können ohne Rüdficht auf die 
elterliche Nutznießung Befriedigung au3 dem Vermögen des 
Kindes verlangen. 

Hat der Vater verbrauchbare Sachen nad) $. 1653 ver- 
äußert oder verbraucht, jo iſt er den Gläubigern gegenüber 
zum fofortigen Erſatze verpflichtet. 


S. 1660. 

Am Berhältniffe des Vaters und des Kindes zu einander 
finden in Anfehung der Berbindlichfeiten des Kindes die für 
den Güterjtand der Verwaltung und Nubnießung geltenden 
Borichriften des 8. 1415, des $. 1416 Abſ. 1 und des 
8. 1417 entiprechende Anwendung. 


8. 1661. 
Die Nubniegung endigt, wenn fich das Kind verheirathet. 
Die Nubnießung verbleibt jedoch dem Water, wenn Die e 
ohne die erforderliche elterliche Einwilligung gefchloffen wird. 


F. 1662. 

Der Bater Tann auf die Nutznießung verzichten. Der 
Berzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Bormund- 
ichaftsgerichte; die Erklärung ijt in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. 

$. 1663. 

Hat der Vater kraft feiner Nutznießung ein zu dem Ver— 
mögen be3 Kindes gehörendes Grundftüd vermiethet oder ver- 
pachtet, fo finden, wenn das Mieth- oder Bachtverhältniß bei 
der Beendigung der Nußnießung noch befteht, die Vorjchriften 
des 8. 1056 entjprechende Anwendung. 

Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Ber- 
mögen ein landmwirthichaftliches Srumdttüd, jo findet die Bor- 
ihrift des 8. 592, gehört zu dem Vermögen ein Landgut, jo 
finden die Vorjchriften der 88. 592, 593 entiprechende An— 
wendung. 


$. 1664. 
Der Bater Hat bei der Ausübung der elterlichen Gewalt 
dem Kinde gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt. 
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F. 1665. 

At der Vater verhindert, die elterliche Gewalt aus— 
zuüben, jo Hat das Vormundichaftsgericht, fofern nicht Die 
elterlihe Gewalt nad) 8. 1685 von der Mutter ausgeübt 
wird, die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Maßregeln 


zu treffen. 
$. 1666. 


Wird das geiftige oder leibliche Wohl des Kindes da- 
durch gefährdet, daß der Vater das Recht der Sorge für die 
Perſon des Kindes mißbraudt, das Kind vernacdjläjjigt oder 
fich eine ehrlojen oder unfittlichen Verhaltens jchuldig madıı, 
jo Hat das Se die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. Das Vormund- “ 
ſchaftsgericht kann in3befondere anordnen, daß das Kind zum 
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehungsanftalt oder einer Beſſerungsanſtalt unter- 
gebracht wird. 

Hat der Vater das Recht des Kindes auf Gewährung 
de3 Unterhalt3 verlegt und ift für die Zufunft eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalt zu bejorgen, jo fann dem Vater 
auch die Vermögensvermwaltung ſowie die Nußnießung ent- 
zogen werden. 

$. 1667. 


Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet, daß 
der Vater die mit der Vermögendverwaltung oder die mit 
der Nutznießung verbundenen Pflichten verlegt oder daß er 
in Vermögendverfall geräth, jo hat das Vormundſchaftsgericht 
die zur Abwendung der Gefahr erforderlihen Maßregeln zu 
treffen. 

1 Das Vormundichaftsgericht kann insbejondere anordnen, 
daß der Vater ein Verzeichniß des Vermögens einreicht und 
über jeine Verwaltung Rechnung legt. Der Vater hat das 
Verzeihnig mit der Verficherung der Richtigkeit und Voll— 
ftändigfeit zu verjehen. Iſt das eingereichte Verzeichnig un- 
genügend, jo findet die Vorfchrift des 8.1640 Abi. 2 Gap 1 
Anwendung. Das Bormundichaftsgericht kann auch, wenn 
Werthpapiere, Kojtbarkeiten oder Buchforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesstaat zu dem Vermögen des Kindes 
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gehören, dem Vater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, 
welche nad) den 88. 1814 bis 1816, 1818 einem Vormund 
obliegen; die Borjchriften der 88. 1819, 1820 finden ent- 
— Anwendung. 

Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater 
zur Laſt. 


F. 1668. 


Sind die nad) 8. 1667 Abſ. 2 zuläſſigen Maßregeln 
nicht ausreichend, ſo kann das Vormundſchaftsgericht dem 
Vater Sicherheitsleiſtung für das feiner Verwaltung unter- 
liegende Vermögen auferlegen. Die Art und den Umfang 
der Gicherheitäleiftung bejtimmt das Vormundfchaftsgericht 
nach jeinem Ermeſſen. 


$. 1669. 


Wil der Vater eine neue Ehe eingehen, jo hat er feine 
Abſicht dem Bormundichaftsgeriht anzuzeigen, auf jeine 
Koſten ein Verzeichniß des feiner Verwaltung unterliegenden 
Vermögen einzureichen und, ſoweit in Anſehung diejes 
Vermögens eine Gemeinschaft zwijchen ihm und dem finde 
beiteht, die Auseinanderjegung herbeizuführen. Das Vor— 
mundjchaftsgericht kann gejtatten, daß die Auseinanderfegung 
erjt nad) der Eheſchließung erfolgt. 


$. 1670. 


Kommt der Vater den nad den 88. 1667, 1668 ge- 
troffenen Anordnungen nicht nad) oder erfüllt er die ihm 
nad) den 88. 1640, 1669 obliegenden Verpflichtungen nicht, 
jo kann ihm das Bormundicaftgericht die Vermögens— 
verwaltung entziehen. Zur Erzwingung der Sicherheitäleiftung 
jind andere Maßregeln nicht zuläffig. 


$. 1671. 


Dad Bormundichaftsgericht Tann während der Dauer 
der elterlichen Gewalt die von ihm getroffenen Anordnungen 
jederzeit ändern, insbejondere die Erhöhung, Minderung oder 
Aufhebung der geleifteten Sicherheit anordnen. 
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$. 1672. 


Bei der Beltellung und es der Sicherheit wird 
die Mitwirfung des Kindes durch die Anordnung des Vor 
mundſchaftsgerichts erjegt. 

Die Koften der Beftellung und Aufhebung der Sicher- 
heit fallen dem Vater zur Laft. 


$. 1673. 


Das Vormundichaftögericht ſoll vor einer Entjcheidung, 
durch welche die Sorge für die Perjon oder dad Vermögen 
des Kindes oder die Nubnießung dem Vater entzogen oder 
beichränft wird, den Vater hören, e3 fei denn, daß die An— 
hörung unthunlich ift. 

Vor der Entſcheidung ſollen auch Verwandte, insbeſondere 
die Mutter, oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, 
wenn es — erhebliche Verzögerung und ohne unverhältniß- 
mäßige Rojten — kann. Für den Erſatz der Auslagen 
gilt die Vorſchrift des 8. 1847 Abſ. 2. 


$. 1674. 
Verlegt der Vormundſchaftsrichter vorjäglic oder fahr- 
läffig die ihm obliegenden Pflichten, fo ift er dem Kinde nad 
8. 839 Abf. 1, 3 verantmwortlid). 


$. 1675. 


Der Gemeindewaijenrath hat dem Vormundichaftsgericht 
Unzeige zu machen, wenn ein Fall zu feiner Kenntniß ge- 
langt, in welchem das Bormundjchaftsgericht zum Einjchreiten 
berufen ift. 

$. 1676. 


Die elterliche Gewalt des Vater ruht, wenn er gejchäfts- 
unfähig ift. 

Dad Gleiche gilt, wenn der Vater in der Gejchäfts- 
fähigfeit bejchränft ift oder wenn er nad) $. 1910 Abi. 1 
einen Pfleger für feine Perjon und fein Vermögen erhalten 
hat. Die Sorge für die Perſon des Kindes fteht ihm neben 
dem — Vertreter des Kindes zu; zur Vertretung 
des Kindes iſt er nicht berechtigt. Bei einer Meinungs- 
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verjchiedenheit zwijchen dem Vater und dem gejeßlichen Ver— 
treter geht die Meinung des gejeglichen Vertreterö vor. 


$. 1677. 


Die elterlihe Gewalt des Vater ruht, wenn von dem 
Bormundichaftsgerichte feitgeftellt wird, daß der Vater auf 
längere Zeit an der Ausübung der elterlichen Gewalt that- 
jächlich verhindert ift. 

Dad Ruhen endigt, wenn von dem Vormundichafts- 
gerichte feftgeftellt wird, daß der Grund nicht mehr befteht. 
8. 1678. 

Solange die elterliche Gewalt de3 Vaters ruht, ift der 
Vater nicht berechtigt, fie auszuüben; es verbleibt ihm jedoch 


die Nußnießung an dem Vermögen des Kindes, unbefchadet 
der Vorſchrift des 8. 1685 Abi. 2. 


S. 1679. 

Die elterliche Gewalt de3 Vaters endigt, wenn er für 
todt erklärt wird, mit dem Beitpunfte, der al3 Zeitpunkt des 
Todes gilt. 

Lebt der Vater no), jo erlangt er die elterliche Gewalt 
dadurch wieder, daß er dem Vormundſchaftsgerichte gegen- 
über feinen hierauf gerichteten Willen erklärt. 


$. 1680. 


Der Vater verwirkt Die elterliche Gewalt, wenn er wegen 
eines an dem Finde verübten Verbrechens oder vorſätzlich 
berübten Vergehend zu a oder zu einer Ge— 
fängnißftrafe von mindeftens jechd Monaten verurtheilt wird. 
Wird wegen de3 Bujammentreffend mit einer anderen ftraf- 
baren Handlung auf eine Gejammtijtrafe erfannt, jo entjcheidet 
die er ‚ welche für das an dem Rinde verübte Ver- 
brechen oder Vergehen verwirkt ift. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der 
Rechtskraft des Urtheil3 ein. 


$. 1681. 


Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder 
hört aus einem anderen Grunde jeine Vermögensvermwaltung 
Bürgerliches Geſetzbuch. 26 


402 Biertes Buch. Familienrecht. 


auf, ſo hat er dem Kinde das Vermögen herauszugeben und 
über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen. 


$. 1682. 


Der Vater ift auch nach der Beendigung feiner elter- 
lichen Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge für Die 
Perjon und das Vermögen des Kindes verbundenen Geichäfte 
berechtigt, biß er von der Beendigung Kenntniß erlangt oder 
jie fennen muß. Ein Dritter kann fich auf dieſe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Recht3- 
geichäfts Die Beendigung der elterlichen Gewalt kennt oder 
fennen muß. 

Dieje Borjchriften finden entiprechende Anwendung, wenn 
die elterliche Gewalt des Vaters ruht oder aus einem anderen 
Grunde feine VBermögensverwaltung aufhört. 

$. 1683. 

Endigt die elterliche Gewalt in Folge des Todes des 
Kindes, jo Hr der Bater diejenigen Gejchäfte, mit deren 
Aufichube Gefahr verbunden ift, zu bejorgen, bis der Erbe 
andermweit Yürjorge treffen kann. 


2. Elterlide Gewalt der Mutter. 


S. 1684. 
Der Mutter fteht die elterliche Gewalt zu: 
4. wenn der Vater gejtorben oder für todt erklärt iſt; 
2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und 
die Ehe aufgelöft ift. 

Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Ge— 
walt der Mutter mit dem Beitpunfte, der als Beitpunft de3 
Todes des Vaters gilt. 

$. 1685. 

Sit der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt 
thatjächlich verhindert oder ruht feine elterliche Gewalt, jo 
übt während der Dauer der Ehe die Mutter die elterliche 
Gewalt mit Ausnahme der Nußniegung aus. 

Sit die Ehe aufgelöft, jo hat das Bormundjchaftägericht 
der Mutter auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen, 
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wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und feine Aus— 
fiht beiteht, daß der Grund des Ruhens wegfallen werde. 
Die Mutter erlangt in diejem Falle auch die Nutznießung 
an dem Vermögen de3 Kindes. 
S. 1686. 
Auf die elterlihe Gewalt der Mutter finden die für 
die elterliche Gewalt des Vaters geltenden Vorſchriften An— 


wendung, ſoweit jich nicht aus den 88. 1687 bis 1697 ein 
Anderes ergiebt. 
8. 1687. 
Das Vormundichaftsgericht Hat der Mutter einen Bei- 
ſtand zu beſtellen: 

1. wenn der Vater die Beſtellung nach Maßgabe des 

— 1777 angeordnet hat; 
. wenn die Mutter die Beftellung beantragt ; 

3. wenn das Bormundjchaftsgericht aus befonderen Gründen, 
insbejondere wegen des Umfanges oder ber Schwierig. 
feit der Bermögensverwaltung, oder in den Fällen der 
88. 1666, 1667 die Beftellung im Intereſſe des Kindes 
für nöthig erachtet. 


§. 1688. 

Der Beiltand kann für alle Angelegenheiten, für gemifje 
Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten 
beitellt werden. 

Ueber den Umfang feines Wirkungskreiſes entjcheidet die 
Beltellung. Iſt der Umfang nicht bejtimmt, jo fallen alle 
Angelegenheiten in jeinen Wirkungskreis. 

Hat der Vater die Beitellung angeordnet, jo Hat das 
Bormundjichaftsgericht Beſtimmungen, die er nach Maßgabe 
des 8. 1777 über den Umfang des Wirkungskreiſes getroffen 
hat, bei der Beſtellung zu befolgen. 


$. 1689. 

Der Beiftand Hat innerhalb ſeines Wirkungskreiſes Die 
Mutter bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zu unter- 
jtügen und zu überwachen ; er hat dem VBormundichafts- 
gerichte jeden Fall, in welchem e3 zum Einjchreiten berufen 
iſt, unverzüglich anzuzeigen. 

26* 
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$. 1690. 

Die Genehmigung des Beiftande3 ift innerhalb jeines 
Wirkungsfreijes zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem 
ein Bormund der Genehmigung des —— 
oder des Gegenvormundes bedarf. Ausgenommen find Necht3- 
geichäfte, welche die Mutter nicht ohne die Genehmigung des 
VBormundjchaftsgericht3 vornehmen kann. Die Borjchriften 
der 88. 1828 bis 1831 finden entjprechende Anwendung. 

Die Genehmigung des Beiftandes wird durch die Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjebt. 

Das Vormundihaftsgeriht foll vor der Entjcheidung 
über die Genehmigung in allen Fällen, in denen das Rechts— 
geihäft zu dem Wirkungsfreife des Beiftandes gehört, den 
Beiltand hören, fofern ein folcher vorhanden und die An- 
hörung thunlich ift. 

$. 1691. 

Soweit die Anlegung de3 zu dem Vermögen des Kindes 
gehörenden Geldes in den Wirkungsfreis des Beiftandes fällt, 
finden die für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Bor- 
Ihriften der 88. 1809, 1810 entiprechende Anwendung. 

$. 1692. 

Hat die Mutter ein Vermögensverzeichniß einzureichen, 
jo ift bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiltand zu- 
zuziehen; das Verzeihnig iſt auch von dem Beiftande mit 
der Berficherung der Richtigfeit und Vollſtändigkeit zu ver- 
ichen. Iſt das Berzeichnik ungenügend, jo finden, jofern 
nicht die Vorausjegungen des $. 1667 vorliegen, die Vor— 
ichriften des 8. 1640 Ab. 2 entjprechende Anwendung. 


$. 1693. 

Das VBormundichaftsgericht kann auf Antrag der Mutter 
dem Beiltande Die Vermögenöverwaltung ganz oder theilweije 
übertragen; joweit dies gejchieht, Hat der Beiftand die Rechte 
und Pflichten eines Pflegers. 

8. 1694. 

Für die Berufung, Beſtellung und Beauffichtigung des 

Beiftandes, für jeine Haftung und feine Anjprüche, für die 
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ihm zu bewilligende Vergütung und für die Beendigung ſeines 
mtes gelten die gleichen Vorſchriften wie bei dem Gegen— 
bormunde. 
Das Amt de3 Beiftandes endigt auch dann, wenn die 
elterliche Gewalt der Mutter ruht. 


$. 1695. 


Das PVormundichaftsgericht kann in den Fällen des 
8. 1687 Nr. 2, 3 die Bejtellung des Beiftandes und im Falle 
des 8. 1693 die Webertragung der Vermögensverwaltung auf 
den Beiſtand jederzeit aufheben. 

Sit die Beitellung des Beiftandes nach 8. 1687 Nr. 2 
erfolgt, jo fol fie nur mit Zuftimmung der Mutter auf- 
gehoben werden. Das Gleiche gilt für die Uebertragung der 
Bermögensverwaltung auf den Beijtand. 


$. 1696. 


Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minder- 
jährigfeit, jo hat die Mutter das Recht und die Pflicht, für 
die Perjon des Kindes zu forgen; zur Vertretung des Kindes 
ift fie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes Hat, jo- 
weit der Mutter die Sorge zufteht, die rechtliche Stellung 
eine3 Beiftandes. 


$. 1697. 


Die Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn fie eine 
neue Ehe eingeht. Sie behält jedoch unter den im $. 1696 
bejtimmten Bejchränfungen das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon des Kindes zu jorgen. 


$. 1698. 


Wird für das Kind ein Bormund beftellt, weil die elter- 
liche Gewalt de3 Vaters ruht oder verwirkt ift oder weil Die 
Bertretung des Kindes dem Water entzogen ift, oder wird 
für die Erziehung ded Kindes an Gtelle des Vaters ein 
Pfleger bejtellt, jo fteht der Mutter die Sorge für die Perſon 
des indes neben dem VBormund oder dem Pfleger in gleicher 
Weiſe zu wie nach $. 1634 neben dem Bater. 
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Fünfter Titel 
Rechtliche Stellung der Rinder nus nichtigen Ehen. 


$. 1699. 

Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der Gültig- 
feit der Ehe ehelich fein würde, gilt al3 ehelich, ſofern nicht 
beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung 
gefannt haben. 

Dieſe Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn Die 
Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht und die 
Ehe nicht in das Heirathäregifter eingetragen worden ift. 


$. 1700. 


Das Nechtöverhältnig zwifchen den Eltern und einem 
Kinde, das nad) 8. 1699 als ehelich gilt, beſtimmt fich, ſo— 
weit ſich nicht aus den 88. 1701, 1702 ein Anderes ergiebt, 
nach den Vorjchriften, die für ein Kind aus einer gefchiedenen 
Ehe gelten, wenn beide Ehegatten für jchuldig erflärt find. 


$. 1701. 
War dem Bater die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe- 
ichließung befannt, jo hat er nicht die fich aus der Vater— 
ichaft ergebenden Rechte. Die elterlihe Gewalt fteht der 


Mutter zu. 
$. 1702. 


War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe- 
Schließung befannt, jo hat fie in Anſehung des Kindes nur 
diejenigen Rechte, welche im Falle der Scheidung der allein 
für jchuldig erklärten Frau zujtehen. 

Stirbt der Vater oder endigt feine elterliche Gemalt aus 
einem anderen Grunde, jo hat die Mutter nur das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu forgen; zur 
Vertretung des Kindes ift fie nicht berechtigt. Der Vormund 
des Kindes Hat, foweit der Mutter die Sorge zufteht, die 
rechtliche Stellung eines Beiftandes. 

Die Borjchriften des Abi. 2 finden auch dann An— 
wendung, wenn die elterliche Gewalt des Vaters wegen feiner 
Gejchäftsunfähigfeit oder nach $. 1677 ruht. 
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$. 1703. 

Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten 
die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehejchließung befannt mar, 
jo fann e3 gleichwohl von dem Water, jolange er Iebt, 
Unterhalt wie ein eheliche3 Kind verlangen. Das im 8. 1612 
Abi. 2 beftimmte Recht fteht dem Water nicht zu. 


8. 1704. 
Sit die Ehe wegen Drohung anfechtbar und angefochten, 
jo fteht der anfechtungsberechtigte Ehegatte einem Ehegatten 
gleich, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehejchliegung un— 


befannt war. 
Sechſter Titel. 
Rechtliche Stellung der unehelidyen Rinder, 


$. 1705. 


Das — Kind hat im Verhältniſſe zu der Mutter 
und zu den Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes. 

$. 1706. 

Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der 
Mutter. 

Führt die Mutter in Folge ihrer Verheirathung einen 
anderen Namen, ſo erhält das Kind den Familiennamen, 
den die Mutter vor der Verheirathung geführt hat. Der Ehe— 
mann der Mutter kann durch Erklärung gegenüber der zu— 
ſtändigen Behörde dem Kinde mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter ſeinen Namen ertheilen; die Erklärung des 
Ehemanns ſowie die Einwilligungserklärungen des Kindes und 
der Mutter ſind in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 


§. 1707. 

Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das 
uneheliche Kind zu. Sie hat das Recht und die Pflicht, für 
die Perſon des Kindes zu ſorgen, zur Vertretung des Kindes 
iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes hat, ſoweit 
der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines 
Beiſtandes. 
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$. 1708. 

Der Bater de3 unehelichen Kindes ift verpflichtet, Dem 
Finde bi3 zur Vollendung des jechzehnten Lebensjahre den 
der Te der Mutter entjprechenden Unterhalt zu 
gewähren. Der Unterhalt umfaßt den gejammten Lebens— 
bedarf jowie die Koften der Erziehung und der Vorbildung 
zu einem Berufe. 

Sit das Rind — Zeit der Vollendung des ſechzehnten 
Lebensjahrs in Folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außer Stande, ſich bl zu unterhalten, ſo hat ihm der 
Vater auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu gewähren; 
die Vorſchrift des 8. 1603 Abi. 1 findet Anwendung. 


$. 1709. 


Der Bater ift vor der Mutter und den mütterlichen 
Verwandten ded Kindes unterhaltpflichtig. 

Soweit die Mutter oder ein unterhaliöpflichtiger mütter- 
licher Verwandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht 
der Unterhaltsanfpruch de3 Kindes gegen den Bater auf Die 
Mutter oder den Verwandten über. Der Uebergang kann 
nicht zum Nachtheile des Kindes geltend gemacht werden. 


$. 1710. 


Der Unterhalt ift durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. 
ie Rente ijt für drei Monate vorauszuzahlen. Durch 
eine Voraugleiftung für eine ‚Ipätere Beit wird der Water 
nicht befreit. 
Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrd erlebt, ſo 
gebührt ihm der volle auf das Vierteljahr entfallende Betrag. 


§. 1711. 


Der Unterhalt kann auch für die Vergangenheit verlangt 
werden. 
$. 1712. 


Der Unterhaltsanfpruch erlifcht nicht mit dem Tode de3 
Baters; er fteht dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater 
vor der Geburt des Kindes gejtorben ift. 
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Der Erbe des Vaters ift berechtigt, das Kind mit dem 
Betrag abzufinden, der dem Finde al3 Pflichttheil gebühren 
würde, wenn e3 — wäre. Sind — uneheliche 
Kinder een, o mwird die Abfindung jo berechnet mie 
wenn fie alle ehelich wären. 


$. 1713. 


Der Unterhaltsanſpruch erliiht mit dem Tode des 
Kindes, ſoweit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserjat 
wegen Nichterfüllung für die Vergangenheit oder auf jolche 
im voraus zu bemwirfende Leiftungen gerichtet ift, die zur 
Zeit des Todes de3 Kindes fällig find. 

Die Koften der Beerdigung Hat der Vater zu tragen, 
fomweit ihre Bezahlung nicht von dem Erben des Kindes zu 
erlangen ift. 


$. 1714. 


Eine Vereinbarung zwijchen dem Vater und dem Finde 
über den Unterhalt für die Zufunft oder über eine an Stelle 
des Unterhalt3 zu gemährende Abfindung bedarf der Ge- 
nehmigung des Bormundjchaftsgerichts. 

Ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt für die 
Zukunft ift nichtig. 


$. 1715. 


Der Bater ift verpflichtet, der Mutter die Koften der 
Entbindung ſowie die Koften de3 Unterhalt für die erjten 
ſechs Wochen nad) der Entbindung und, fall3 in Folge der 
Schwangerjchaft oder der Entbindung weitere Aufwendungen 
nothwendig werden, auch die dadurch entftehenden Koften zu 
erfegen. Den gewöhnlichen Betrag der zu erjegenden Koften 
fann die Mutter ohne Rüdficht auf den wirklichen Aufwand 
verlangen. 

Der Anfpruch fteht der Mutter auch dann zu, wenn der 
Bater vor der Geburt des Kindes geftorben oder wenn das 
Kind todt geboren ift. 

Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. Die Verjährung 


410 Bierte® Buch. Familienrecht. 


beginnt mit dem Ablaufe von jechd Wochen nad) der Geburt 
des indes. 


g. 1716. 


Schon vor der Geburt de3 Kindes kann auf Antrag der 
Mutter durch einjtweilige Verfügung angeordnet werden, daß 
der Vater den für die erjten drei Monate dem Kinde zu ge- 
mwährenden Unterhalt al3bald nach der Geburt an die Mutter 
oder an den Vormund zu zahlen und den erforderlichen Be— 
trag angemefjene Zeit vor der Geburt zu Hinterlegen hat. In 
gleicher Weije kann auf Antrag der Mutter die An de3 
— Betrags der nad) $. 1715 Abſ. 1 zu erſetzenden 

often an die Mutter und die Hinterlegung de3 erforderlichen 
Betragd angeordnet werden. 

Zur Erlafjung der einftweiligen Verfüguug ift nicht er- 
forderli), daß eine Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft 
gemacht wird. 


§. 1717. 


Als Vater des umehelichen Kindes im Ginne der 
8. 1708 bis 1716 gilt, wer der Mutter innerhalb ber 

pfängnißzeit beigewohnt Hat, e3 fei denn, daß aud) ein 
Anderer ihr innerhalb Ddiefer Zeit beigewohnt Hat. Eine 
Beimohnung bleibt jedoch außer Betracht, wenn e3 den Um- 
ftänden nad offenbar unmöglih ift, daß die Mutter das 
Kind aus diefer Beimohnung empfangen hat. 

Als Empfängnißzeit gilt die Zeit von dem einhundert» 
einundachtzigften bis zu dem ri apa Sale Tage vor 
dem Tage der Geburt de3 Kindes, mit Einſchluß ſowohl 
= einhunderteinundachtzigften ald des dreihundertundzmeiten 

age3. 


§. 1718. 


Wer feine Vaterjchaft nach der Geburt des Kindes in 
einer Öffentlichen Urkunde anerfennt, kann fich nicht darauf 
berufen, daß ein Anderer der Mutter innerhalb der Em- 
pfängnißzeit beigewohnt habe. 
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Siebenter Titel. 
Legitimation unehelidyer Rinder, 


I. Legitimation durch nadjfolgende Ehe, 


8. 1719. 
Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß fich der Vater 
mit der Mutter verheirathet, mit der Ehejchließung die recht- 
liche Stellung eines ehelichen Kindes. 


$. 1720. 

Der Ehemann der Mutter gilt al3 Vater des Kindes, 
wenn er I innerhalb der im $. 1717 Abſ. 2 beftimmten 
Empfängnißzeit beigewohnt hat, e3 fei denn, daß es den 
Umftänden nad) offenbar unmöglich ift, daß die Mutter das 
Kind aus diefer Beimohnung empfangen hat. 

Erkennt der Ehemann jeine Baterjchaft nad) der Ge- 
burt de3 Kindes in einer öffentlichen Urkunde an, fo wird 
vermuthet, daß er der Mutter innerhalb der Empfängnißzeit 
beigewohnt habe. 


$. 1721. 
Sit die Ehe der Eltern nichtig, jo finden die Vorſchriften 
der 88. 1699 bis 1704 entjprechende Anmendung. 


§. 1722. 

Die Eheſchließung zwiſchen den Eltern hat für die Ab— 
kömmlinge des unehelichen Kindes die Wirkungen der Legiti- 
mation aud) dann, wenn das Kind vor der Eheſchließung 
gejtorben iſt. 


I. EhelichfeitSerflärung. 


$. 1723. 


Ein uneheliches Kind kann auf Antrag feines Vaters durch 
eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden. 

Die Ehelichkeiterflärung fteht dem Bundesſtaate zu, dem 
der Bater angehört; ift der Vater ein Deutjcher, der feinem 
Bundesftaat angehört, jo fteht fie dem Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesftaate zuftehenden 
Ehelichkeitserflärung Hat die Landesregierung zu bejtimmen. 
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Ss. 1724, | 
Die Ehelichkeit3erflärung Tann nicht unter einer Bes 
Dingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. 


8. 1725. 
Der Antrag muß die Erklärung des Vaters enthalten, 
daß er das Kind als da3 feinige anerfenne. 


§. 1726. 

Zur Ehelichkeiterflärung ift die Einwilligung des Kindes 
und, wenn da3 Kind nicht das einundzmwanzigite Lebensjahr 
vollendet Hat, die Einwilligung der Mutter erforderlih. Sit 
der Vater verheirathet, jo bedarf er auch der Einwilligung 
jeiner Frau. 

Die Einwilligung Hat dem Vater oder der Behörde 
gegenüber zu erfolgen, bei welcher der Antrag einzureichen 
ift; fie ift unwiderruflich. 

Die Einwilligung der Mutter ift nicht erforderlich, wenn 
die Mutter zur Abgabe einer Erflärung dauernd außer 
Stande oder ihr Aufenthalt dauernd unbelannt if. Das 
Gleiche gilt von der Einwilligung der Frau des Vater, 


$. 1727. 

Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, fo 
kann fie auf Antrag des Kindes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzt werden, wenn das Unterbleiben der Ehelichkeits— 
erklärung dem Kinde zu unverhältnißmäßigem Nachtheile ge— 
reichen würde. 

§. 1728. 

Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie die Ein— 
willigung der im 8. 1726 bezeichneten Perſonen kann nicht 
durch einen Vertreter erfolgen. 

Iſt das Kind geſchäftsunfähig oder hat es nicht das 
vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo kann ſein geſetzlicher Ver— 
treter die Einwilligung mit Genehmigung des Lormundihaftz- 
gericht3 ertheilen. 

$. 1729. 

Sit der Vater in der Geichäftsfähigfeit beſchränkt, jo 

bedarf er zu dem Antrag, außer der Zuftimmung feines 
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gejeglichen Bertreterd, der Genehmigung des Bormundichaftg- 
gerichts. 

Iſt das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo 
gilt das Gleiche für die Ertheilung ſeiner Einwilligung. 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt zur Ertheilung ihrer 
Einwilligung die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht 
erforderlich. 

§. 1730. 


Der Antrag ſowie die Einwilligungserklärung der im 
8. 1726 bezeichneten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


$. 1731. 


Sit der Antrag oder die Einwilligung einer der im 
8. 1726 bezeichneten PBerjonen anfechtbar, jo gelten für die 
Anfehtung und für die Beltätigung der anfechtbaren Er- 
Härung die Vorfchriften der 88. 1728, 1729. 


S. 1732. 

Die Ehelichkeitserflärung ift nicht zuläſſig, wenn zur 
Beit der Erzeugung des Kindes die Ehe zwijchen den Eltern 
nad) 8. 1310 Abſ. 1 wegen Verwandtichaft oder Schmwäger- 
ichaft verboten mar. 

$. 1733. 


Die Ehelichkeitserflärung kann nicht nach dem Tode des 
Kindes erfolgen. 

Nach dem Tode des Vaters ift die Ehelichkeit3erklärung 
nur zuläjjig, wenn der Vater den Antrag bei der zuftändigen 
Behörde eingereicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung des Antrags das Gericht oder den 
Notar mit der Einreichung betraut hat. 

Die nah dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichfeit3- 
erflärung Hat die gleiche Wirkung, wie wenn fie vor dem 
Tode des Vaters erfolgt wäre. 


$. 1734. 


Die Ehelichkeitderflärung kann verjagt werden, auch wenn 
ihr ein gejegliches Sindernih nicht entgegenfteht. 
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§. 1735. 

Auf die Wirkjamfeit der Ehelichkeit3erflärung ift e8 ohne 
Einfluß, wenn der Antragfteller nicht der Vater de3 Kindes 
ift oder wenn mit Unrecht angenommen worden iſt, daß Die 
Mutter des Kindes oder die Frau des Vaterd zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außer Stande oder ihr Aufenthalt 
dauernd unbefannt jet. 


$. 1736. 


Durch die helichkeitserklärung erlangt das Kind Die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. 


§. 1737. 

Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erjtreden ſich 
auf die Abkömmlinge des Kindes; fie erjtreden fich nicht auf 
die Verwandten des Vaters. Die Frau des Vaters wird 
nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit 
dem Vater verjchmwägert. 

Die Rechte und Pilichten, die fich aus dem Verwandt- 
ichaftsverhältniffe zwijchen dem Kinde und feinen Verwandten 
ergeben, bleiben unberührt, jomweit nicht das Geſetz ein An— 
deres dvorjchreibt. 

$. 1738. 


Mit der Ehelichkeit3erflärung verliert die Mutter das 
Recht und die Pflicht, für die Perfon des Kindes zu jorgen. 
Hat fie dem Kinde Unterhalt zu gewähren, jo treten Recht 
und Pflicht wieder ein, wenn die elterliche Gewalt de3 Vaters 
endigt oder wenn fie wegen Gejchäftsunfähigfeit des Vaters 
oder nach $. 1677 ruht. 


$. 1739. 


Der Vater ift dem Kinde und deſſen Abkömmlingen vor 
der Mutter und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet. 


§. 1740. 


Will der Vater eine Ehe eingehen, während er die 
elterlihe Gewalt über das Kind Hat, jo finden die Vor— 
ichriften der $$. 1669 bis 1671 Anwendung. 
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Achter Titel. 
Annahme an Rindesiatt, 


§. 1741. 
Wer feine ehelichen Abkömmlinge hat, kann durch Ver— 
trag mit einem Anderen diefen an Kindesftatt annehmen. 
Der Vertrag bedarf der Beltätigung durch das zuftändige 


Gericht. 
$. 1742. 


Die Annahme an Kindesftatt kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Beitbeflimmung erfolgen. 


$. 1743. 


Das Borhandenfein eines angenommenen $tindes jteht 
einer weiteren Annahme an Kindesjtatt nicht entgegen. 


$. 1744. 


Der Annehmende muß das fünfzigite Lebensjahr voll- 
endet Haben und mindeftend achtzehn Jahre älter jein als 
das Kind. 

S. 1745. 


Bon den Erfordernifjen des 8. 1744 kann Befreiung be- 
willigt werden, von der Vollendung des fünfzigiten Lebens— 
jahrs jedoch nur, wenn der Annehmende volljährig it. 

Die Bewilligung fteht dem Bundesjtaate zu, dem der 
Annehmende angehört; iſt der Annehmende ein Deutjcher, 
der feinem Bundesſtaat angehört, jo fteht die Bewilligung 
dem Reichskanzler zu. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesftaate zujtehenden 
Bewilligung Hat die Landesregierung zu bejtimmen. 


$. 1746. 


Wer verheirathet ift, kann nur mit Einwilligung feines 
— an Kindesſtatt annehmen oder angenommen 
werden. 

Die Einwilligung iſt nicht erforderlich, wenn der Ehe— 
gatte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande 
oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 
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8. 1747. 

Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung de3 ein- 
undzwanzigiten Lebensjahr nur mit Einwilligung der Eltern, 
ein uneheliches Kind kann bis zum gleichen Vebensalter nur 
mit Einwilligung der Mutter an Kindesftatt angenommen 
werden. Die Vorichrift des 8. 1746 Abi. 2 findet ent- 
iprechende Anwendung. 


8. 1748. 

Die Einwilligung der in den $. 1746, 1747 bezeichneten 
Perjonen hat dem Annehmenden oder dem Kinde oder dem 
für die Beſtätigung des Annahmevertrags zuftändigen Ge- 
richte gegenüber zu erfolgen; fie ift unmiderruflic). 

Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter er- 
theilt werden. Iſt der Einmwilligende in ber Gejchäftsfähig- 
feit bejchränft, jo bedarf er nicht der Zuftimmung feines ge- 
jeglichen Vertreters. 

Die Einwilligungserflärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


$. 1749. 
Als gemeinjchaftliches Kind kann ein Kind nur von einem 
Ehepaar angenommen werden. 
Ein angenommene Kind Tann, folange das durch Die 
Annahme begründete Recht3verhältniß befteht, nur von dem 
Ehegatten des Annehmenden an Sindesitatt angenommen 


werden. 
$. 1750. 

Der Annahmevertrag kann nicht durch einen Vertreter 
eſchloſſen werden. at das Kind nicht das vierzehnte 
Gebenzjahr vollendet, jo kann jein gejeglicher Vertreter den 
liche mit Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts 

ießen. 

Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anmejenheit 
— Theile vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen 
werden. 


g. 1751. 
Iſt der Annehmende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
jo bedarf er zur Eingehung des Vertrags, außer der BZu- 
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ſtimmung jeines gejeßlichen Vertreterd, der Genehmigung des 
Bormundichaftsgerichts. 

Das Gleiche gilt für das Kind, wenn ed in der Ge- 
ichäftsfähigfeit beſchränkt ift. 


$. 1752. 


Will ein Vormund feinen Miündel an Kindesſtatt an- 
nehmen, jo joll das Vormundjchaftögericht die Genehmigung 
nicht ertheilen, jolange der Vormund im Amte if. Will 
Semand feinen früheren Mündel an Kindesſtatt annehmen, 
jo joll das Vormundfchaftögericht die Genehmigung nicht 
ertheilen, bevor er über jeine Verwaltung Rechnung gelegt 
und das Borhandenfein des Mündelvermögend nachge- 
wieſen hat. 

Das Gleiche gilt, wenn ein zur Vermögendvermwaltung 
bejtellter Pfleger feinen Pflegling oder feinen früheren Pfleg- 
ling an Rindezftatt annehmen mill. 


$. 1753. 


Die — des Annahmevertrags kann nicht nach 
dem Tode des Kindes erfolgen. 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beſtätigung 
nur zuläffig, wenn der Annehmende oder das Kind den 
Antrag auf Beftätigung bei dem zuftändigen Gericht einge- 
reicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung de3 Vertrags das Gericht oder den Notar mit 
der Einreichung betraut hat. 

Die nach dem Tode de3 Annehmenden erfolgte Beſtäti— 
gung hat die gleihe Wirkung, wie wenn fie vor dem 


ode erfolgt wäre. 
§. 1754. 


Die Annahme an Kindezftatt tritt mit der Beltätigung 
in Rraft. Die Vertragſchließenden find jchon vor der Be- 
ftätigung gebunden. 

Die Beftätigung ift nur zu verjagen, wenn ein gejeß- 
liches Erforderniß der Annahme an Kindezitatt fehlt. Wird 
die Beftätigung endgültig verfagt, jo verliert der Vertrag 
jeine Kraft. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 27 
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g. 1755. 


Iſt der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer der 
in den 88. 1746, 1747 bezeichneten Perſonen anfechtbar, ſo 
gelten für die Anfechtung und für die Beſtätigung des an— 
fechtbaren Rechtsgeſchäfts die Vorſchriften des 8. 1748 
Abſ. 2, des 8. 1750 Abſ. 1 und des 8. 1751. 


$. 1756. 

Auf die Wirfjamfeit der Annahme an Kindesſtatt ift e3 
ohne Einfluß, wenn bei der Beltätigung des Annahmever- 
trag3 mit Unrecht angenommen worden ijt, daß eine der in 
den 88. 1746, 1747 bezeichneten PBerjonen zur Abgabe einer 
Erklärung dauernd außer Stande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbefannt jei. 


$. 1757. 


Durch die Annahme an Kindesftatt erlangt das Kind 
die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes de3 An— 
nehmenden. 

Wird von einem Ehepaare gemeinjchaftli ein Kind 
angenommen oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen 
Ehegatten an, fo erlangt das Kind die rechtliche Stellung 
eines gemeinfchaftlichen ehelichen Kindes der Ehegatten. 


$. 1758. 


Das Kind erhält den Yamiliennamen des AUnnehmenden. 
Wird das Kind von einer Frau angenommen, die in Folge 
ihrer Verheirathung einen anderen Namen anne, jo erhält 
e3 den Yamiliennamen, den die Frau vor der Verheirathung 
geführt Hat. In den Fällen des 8. 1757 Abf. 2 erhält 
das Kind den Familiennamen des Mannes. 

Dad Kind darf dem neuen Namen jeinen früheren 
Gamiliennamen Hinzufügen, fofern nicht in dem Annahme- 
vertrag ein Anderes beftimmt ift. 


$. 1759. 


Durch die Annahme an Kindesftatt wird ein Erbrecht 
für den Annehmenden nicht begründet. 
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$. 1760. 

Der Annehmende Hat über das Vermögen des Kindes, 
jomweit es auf Grund der elterlichen Gewalt feiner Verwaltung 
unterliegt, auf feine Koften ein Verzeichniß aufzunehmen und 
dem — — einzureichen; er hat das Verzeich— 
niß mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
u verſehen. Iſt das eingereichte ——— ungenügend, 
findet die Vorſchrift des 8. 1640 Abſ. 2 Satz 1 An— 
wendung. 

Erfüllt der Annehmende die ihm nach Abſ. 1 obliegende 
Verpflichtung nicht, ſo kann ihm das Vormundſchaftsgericht 
die Vermögensverwaltung —— en. Die Entziehung kann 
jederzeit wiederaufgehoben werden. 


$. 1761. 
Bill der Annehmende eine Ehe eingehen, während er 
die elterliche Gewalt über das Kind Hat, jo finden die Vor- 
ichriften der 88. 1669 bis 1671 Anwendung. 


$. 1762. 

Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erjtreden 
fih auf die Ablömmlinge des Kindes. Auf einen zur Zeit 
des Vertragsabſchluſſes — vorhandenen Abkömmling und 
deſſen ſpäter geborene Abkömmlinge erſtrecken ſich die Wir— 
kungen nur, wenn der Vertrag auch mit dem ſchon vorhandenen 
Abkömmlinge geſchloſſen wird. 


F. 1763. 

Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erſtrecken 
ſich nicht auf die Verwandten des Annehmenden. Der Ehe— 
— des Annehmenden wird nicht mit dem Kinde, der 

hegatte des Kindes wird nicht mit dem Annehmenden ver- 
ſchwägert. 
§. 1764. 

Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandt— 
ichaftsverhältniffe zwifchen dem Kinde und feinen Verwandten 
ergeben, werden durd) die Annahme an Kindesſtatt nicht 
berührt, ſoweit nicht da3 Geſetz ein Anderes vorjchreibt. 

2* 
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$. 1765. 

Mit der Annahme an Kindesftatt verlieren die leiblichen 
Eltern die elterlihe Gewalt über das Kind, die uneheliche 
Mutter dad Recht und die Pflicht, für die Perfon des 
Kindes zu forgen. 

Hat der Bater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt 
zu gewähren, jo treten das Recht und die Pflicht, für Die 
Bann des Kindes zu forgen, wieder ein, wenn die elterliche 
Gewalt de3 ag ge endigt oder wenn fie wegen Ge— 
ihäftsunfähigfeit des AUnnehmenden oder nad) 8. 1677 ruht. 
Das Necht zur Vertretung des Kindes tritt nicht wieder ein. 


$. 1766. 


Der Annehmende ift dem Kinde und denjenigen Ab- 
fömmlingen des Kindes, auf melche fich die Wirkungen der 
Annahme erjtreden, vor den leiblichen Verwandten des Kindes 
zur Gewährung des Unterhalt3 verpflichtet. 

Der Annehmende jteht im alle des 8. 1611 Abi. 2 
den leiblichen Verwandten der auffteigenden Linie gleich. 


$. 1767. 


Sn dem Annahmevertrage kann die Nubnießung des 
Unnehmenden an dem Vermögen des Kindes ſowie das Erb- 
— des Kindes dem Annehmenden gegenüber ausgeſchloſſen 
werden. 

Im Uebrigen können die Wirkungen der Annahme an 
Kindesſtatt in dem Annahmevertrage nicht geändert werden. 


$. 1768. 

Da3 durh die Annahme an Kindesjtatt begründete 
Rechtsverhältniß kann miederaufgehoben werden. Die Auf- 
hebung kann nicht ‚unter einer Bedingung oder einer Zeit— 
bejtimmung erfolgen. 

Die Aufhebung erfolgt durch) Vertrag zwiſchen dem 
Unnehmenden, dem Sinde und denjenigen Abkömmlingen 
de3 Kindes, auf welche fi) die Wirkungen der Annahme 
erjtreden. 
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Hat ein Ehepaar gemeinschaftlich ein Kind angenommen 
oder hat ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an- 
genommen, jo iſt zu der Aufhebung die Mitwirkung beider 
Ehegatten erforderlich). 


$. 1769. 


Nach dem Tode de3 Kindes können die übrigen Be- 
theiligten da3 zwiſchen ihnen beftehende Rechtsverhältniß 
durc) Vertrag aufheben. Das Gleiche gilt in den Fällen 
des $. 1757 Abſ. 2 nach dem Tode eines der Ehegatten. 


$. 1770. 


Die für die Annahme an Kindesftatt geltenden Vor— 
ichriften des $. 1741 Sat 2 und der 88. 1750, 1751, 1753 
bi3 1755 gelten auch für die Aufhebung. 


$. 1771. 


Schließen Perſonen, die durh Annahme an Kindesftatt 
verbunden find, der Borjchrift de $. 1311 zumider eine 
Ehe, jo tritt mit der Ehejchliegung die Aufhebung des 
durch die Annahme zwijchen ihnen begründeten Nechtöver- 
hältnifjes ein. 

Iſt die Ehe nichtig, jo wird, wenn dem einen Ehegatten 
die elterliche Gewalt über den anderen zufteht, dieſe mit der 
Eheſchließung verwirkt. Die Verwirkung tritt nicht ein, 
wenn die Nichtigfeit der Ehe auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nit in das Heirathöregifter eingetragen 
worden ilt. 


$. 1772. 


Mit der Aufhebung der Annahme an Kindesſtatt ver- 
tieren das Kind und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, 
auf welche fi) die Aufhebung erjtredt, das Recht, den 
Familiennamen de3 Annehmenden zu führen. Dieje Bor- 
ichrift findet in den Fällen des 8. 1757 Abſ. 2 feine An- 
wendung, wenn die Aufhebung nach dem Tode eined der 
Ehegatten erfolgt. 
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Dritter Abſchnitt. 
Vormuundſchaft. 
Erſter Titel. 
Vormundſchaft über Minderjährige, 


I. Anordnung der Bormundfchaft. 


$. 1773. 


Ein Minderjähriger erhält einen Vormund, wenn er 
nicht unter elterlicher Gewalt fteht oder wenn die Eltern 
weder in den die Perſon noch in den das Vermögen betreffen- 
den Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen be- 
rechtigt find. 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch donn, 
wenn jein Familienſtand nicht zu ermitteln ift. 


$. 1774. 


Da3 Bormundfchaftsgericht hat die Vormundſchaft von 
Amtöwegen anzuordnen. 
§. 1775. 


Das Vormundfchaftögericht ſoll, fofern nicht bejondere 
Gründe für die Beitellung mehrerer Vormünder vorliegen, 
für den Mündel und, wenn mehrere Geichwifter zu bevor- 
munden find, für alle Mündel nur einen Bormund beitellen. 


§. 1776. 
Als Vormünder find in nadjjtehender — berufen: 
1. wer von dem Vater des Mündels a ormund be— 
nannt iſt; 
2. wer von der ehelichen Mutter des Mündels als Bor- 
mund benannt ijt; 
3. der —— des Mündels von väterlicher Seite; 
4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 
Die Großväter ſind nicht berufen, wenn der Mündel 
von einem anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder 
ſeiner Mutter an Kindesſtatt angenommen iſt. Das Gleiche 


III.Abſchn.: Vormundſchaft. 1. Tit. VWorm.ü.Minderjähr.(88.1773—1779.) 423 


gilt, wenn derjenige, von welchem der Mündel abſtammt, 
von einem Anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder 
ſeiner Mutter an Kindesſtatt angenommen iſt und die Wir— 
kungen der Annahme ſich auf den Mündel erſtrecken. 


g. 1777. 


Der Vater kann einen Vormund nur benennen, wenn 
ihm zur Zeit ſeines Todes die elterliche Gewalt über das 
Kind zuſteht; er hat dieſes Recht nicht, wenn er in den die 
Perſon oder in den das Vermögen betreffenden Angelegen— 
heiten nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt iſt. Das 
Gleiche gilt für die Mutter. 

Der Vater kann für ein Kind, das erſt nach ſeinem 
Tode geboren wird, einen Vormund benennen, wenn er dazu 
berechtigt ſein würde, falls das Kind vor ſeinem Tode ge— 
boren wäre. 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige 


Verfügung. — 


Wer nach 8. 1776 als Vormund berufen iſt, darf ohne 
ſeine Zuſtimmung nur übergangen werden, wenn er nach 
den 88. 1780 bis 1784 nicht zum Vormunde beſtellt werden 
kann oder ſoll oder wenn er an der Uebernahme der Vor— 
mundſchaft verhindert iſt oder die Uebernahme verzögert oder 
— ſeine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden 
würde. 

Iſt der les nur vorübergehend verhindert, jo hat 
ihn das VBormundichaftsgericht nach dent Wegfalle des Hinder- 
niffes auf feinen Antrag an Stelle des bisherigen Vormundes 
zum WVormunde zu beitellen. 

Für eine Ehefrau darf der Mann vor den nad) 8. 1776 
Berufenen, für ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem 
Großvater zum Vormunde beitellt werden. 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuftimmung 
ein Mitvormund beftellt werden. 


§. 1779. 
Iſt Die Franke nicht einem nad) 8. 1776 Be— 
rufenen zu übertragen, jo Hat das Vormundſchaftsgericht 
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nad) — des Gemeindewaiſenraths den Vormund aus— 
zuwählen. 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon — 
die nach ihren perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Ver— 
mögenslage ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden zur Führung 
der Vormundſchaft geeignet iſt. Bei der Auswahl iſt auf 
da3 religiöje Belenntnig des Mündels Rüdficht zu nehmen. 
Verwandte und Verſchwägerte des Mündel3 find zunächit zu 
berückſichtigen. 

§. 1780. 


Zum Vormunde kann nicht beſtellt werden, wer geſchäfts— 
unfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunkſucht entmündigt iſt. 


g. 1781. 


Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden: 

1. wer minderjährig oder nach 8. 1906 unter vorläufige 
Vormundſchaft geſtellt iſt; 

2. wer nach $. 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögens— 
angelegenheiten einen Pfleger erhalten Hat; 

3. wer in Konkurs gerathen ift, mährend der Dauer des 
Konkurſes; 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt 
iſt, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften des Straf— 
geſetzbuchs ein Anderes ergiebt. 


$. 1782. 

Zum Vormunde ſoll nicht beftellt werden, wer durch An- 
ordnung des Vaterd oder der ehelichen Mutter des Mündels 
von der Vormundſchaft ausgefchloffen if. Die Mutter Tann 
7 dem Vater als Vormund Benannten nicht aus— 

ießen. 

Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften des 8. 1777 
Anwendung. 

§. 1783. 

Eine Frau, die mit einem Anderen al3 dem Water de3 
Mündels verheirathet ift, joll nur mit Zuſtimmung ihres 
Mannes zum Bormunde bejtellt werden. 
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$. 1784. 

Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landes— 
gejegen einer bejonderen Erlaubniß zur Uebernahme einer 
Bormundjchaft bedarf, joll nicht ohne die vorgejchriebene Er- 
laubniß zum Vormunde beftellt werden. Ä 


$. 1785. 


Seder Deutiche Hat die Vormundichaft, für die er von 
dent Bormundjchaftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen, 
jofern nicht feiner Beitelung zum Vormund einer der in 
den 88. 1780 bis 1784 bejtimmten Gründe entgegenfteht. 

8. 1786. 

Die Uebernahme der Rormundichaft kann ablehnen: 

41. eine Frau; 

2. wer das jechzigfte Lebensjahr vollendet Hat; 

3. wer mehr al3 vier minderjährige eheliche Kinder Hat; 
ein von einem Anderen an Kindesſtatt angenommenes 
Kind wird nicht gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert 
ift, die Vormundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnfiges von dem Sitze 
des VBormundjchaftsgericht3 die Vormundſchaft nicht ohne 
bejondere Beläjtigung führen fann; 

6. wer nad) $. 1844 zur Sicherheitäleiftung angehalten wird; 

7. wer mit einem Anderen zur gemeinjchaftlihen Führung 
der Vormundſchaft beitellt werden foll; 

8. wer mehr al3 eine Vormundſchaft oder Pflegichaft führt; 
die Vormundichaft oder Pflegichaft über mehrere Ge- 
ihmifter gilt nur al3 eine; die Führung von zwei 
Gegenvormundichaften fteht der Führung einer Vor— 
mundſchaft gleich. 

Das en nnsteht erlifcht, wenn e3 nicht vor der Be- 
ftellung bei dem Vormundjchaftsgerichte geltend gemacht wird. 
$. 1787. 

Wer die Mebernahme der Vormundſchaft ohne Grund 
ablehnt, it, wenn ihm ein Verſchulden zur Laft fällt, für 
den Schaden verantwortlich, der dem Mündel dadurch ent- 
fteht, daß fic die Beſtellung des Vormundes verzögert. 
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Erklärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für 
unbegründet, ſo hat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zu— 
ſtehenden Rechtsmittel, die Vormundſchaft auf Erfordern des 
Vormundſchaftsgericht vorläufig zu übernehmen. 


$. 1788. 


Dad Bormundichaftsgeriht Tann den zum Vormund 
ler durch Drdnungsftrafen zur Uebernahme der 
Vormundſchaft anhalten. 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert 
Mark nicht überfteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchen— 
räumen bon minbeftens einer Woche verhängt werden. Mehr 
als drei Strafen dürfen nicht verhängt werben. 


$. 1789. 


Der Bormund wird von dem VBormundichaftögerichte 
durch Verpflichtung zu treuer und gemifjenhafter Führung 
der Bormundichaft beſtellt. Die Verpflichtung ſoll mitteljt 
Handichlags an Eidesitatt erfolgen. 


§. 1790. 

Bei der Beitellung des Vormundes fanıı die Entlafjung 
für den Fall vorbehalten werden, daß ein beitimmtes Er- 
eigniß eintritt oder nicht eintritt. 

$. 1791. 

Der Bormund erhält eine Bejtallung. 

Die Beitallung foll enthalten den Namen und die Zeit 
der Geburt des Miündeld, die Namen des VBormundes, des 
Gegenvormunde® und der Mitvormünder fowie im Yalle 
der Theilung der Bormundjchaft die Art der Theilung. Sit 
ein Samilienrath eingefeßt, jo ift auch dies anzugeben. 


$. 1792. 


Neben dem Bormunde kann ein Gegenvormund bejtellt 
werden. 

Ein Gegenvormund foll beftellt werden, wenn mit ber 
Bormundichaft eine Vermögensverwaltung verbunden ijt, es 
jei denn, daß die Verwaltung nicht erheblich oder daß bie 
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Vormundichaft von mehreren Bormündern gemeinjchaftlich 
zu führen ift. 

Sit die Vormundihaft von mehreren VBormündern nicht 
gemeinschaftlich zu führen, jo kann der eine Vormund zum 
Gegenvormunde des anderen bejtellt werben. 

Auf die Berufung und Beftellung des Gegenvormundes 
finden die für die Berufung und Beftellung des Vormundes 
geltenden Vorjchriften Anwendung. 


II. Führung der Vormundſchaft. 


$. 1793. 


Der Bormund Hat das Recht und die Pflicht, für Die 
Perjon und das Vermögen des Mündel3 zu forgen, ind 
bejondere den Mündel zu vertreten. 


$. 1794. 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für Die 
Perſon und das Vermögen des Mündel3 zu forgen, erjtredt 
fih nicht auf Angelegenheiten des Mündels, für die ein 
Pfleger beftellt ift. 

$. 179. 


Der Vormund kann den Mündel nicht vertreten: 

1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen feinem Ehegatten 
oder einem feiner Verwandten in gerader Linie einer- 
jeit3 und dem Mündel andererjeit3, e3 fei denn, daß 
das Rechtsgeſchäft ausschließlich in der Erfüllung einer 
Berbindlichkeit ve 

2. bei einem Rechtsge he das die Webertragung oder 
Belaftung einer durch Pfandrecht, Hypothel oder Bürg- 
ihaft gejicherten Forderung des Mündels gegen den 
Bormund oder die Aufhebung oder Minderung Ddiejer 
Sicherheit zum Gegenftande hat oder die Verpflichtung 
des Mündels zu einer folchen Uebertragung, Belaftung, 
Aufhebung oder Minderung begründet; 

3. bei einem Rechtsſtreite zwifchen den in Nr. 1 bezeich- 
neten —2 ſowie bei einem Rechtsſtreit über eine 
Angelegenheit der in Nr. 2 bezeichneten Art. 

Die Vorjchrift des 8. 181 bleibt unberührt. 
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$. 1796. 


Das Bormundichaftsgeriht Tann dem Vormunde die 
Vertretung für einzelne Angelegenheiten oder für einen be- 
ftimmten Kreis von ran entziehen. 

Die Entziehung fol nur erfolgen, wenn das Intereſſe 
des Mündels zu dem Intereſſe des Vormundes oder eines 
bon diefem vertretenen Dritten oder einer der im $. 1795 
Nr. 1 bezeichneten Perſonen in erheblichem Gegenjage jteht. 


$. 1797. 


Mehrere Vormünder führen die Vormundſchaft gemein- 
ihaftlih. Bei einer Meinungsverjchiedenheit entjcheidet das 
Bormundichaftsgericht, fofern nicht bei der Beltellung ein 
Anderes beftimmt wird. 

Das Bormundichaftsgeriht kann die Führung der Vor— 
—— unter mehrere Vormünder nach beſtimmten Wir— 
kungskreiſen vertheilen. Innerhalb des ihm überwieſenen 
Wirkungskreiſes führt jeder Vormund die Vormundſchaft 
ſelbſtändig. 

Beſtimmungen, die der Vater oder die Mutter für die 
Entjheidung von Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen ben 
von ihnen benannten Vormündern und für die Vertheilung 
der Gejchäfte unter diefe nad) Maßgabe des $. 1777 getroffen 
hat, find von dem VBormundjchaftsgerichte zu befolgen, jofern 
nicht ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden 


würde. 
§. 1798. 

Steht die Sorge für die Perjon und die Sorge für das 
Vermögen des Mündel3 verjchiedenen Vormündern zu, jo 
entjcheidet bei einer Meinungsverjchiedenheit über die Vor— 
nahme einer ſowohl die Perſon al3 das Vermögen des Mündels 
betreffenden Handlung das Bormundichaftsgericht. 


$. 1799. 

Der Gegenvormund Hat darauf zu achten, daß der Vor- 
mund die Vormundichaft pflichtmäßig führt. Er Hat dem 
Bormundichaftsgerichte Pflichtwidrigkeiten des Vormundes 
jowie jeden Fall unverzüglich anzuzeigen, in welchem das 
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rer zum Einfchreiten berufen ift, ins 
bejondere den Tod des Vormundes oder den Eintritt eines 
anderen Umjtandes, in Folge deſſen das Amt des Bormundes 
endigt oder die Entlafjung des Vormundes erforderlich wird. 

Der VBormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen 
über die Führung der VBormundichaft Auskunft zu ertheilen 
und die Einficht der fi) auf die Vormundſchaft beziehenden 
Papiere zu geitatten. 

8. 1800. 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die 
Perſon des Mündels zu forgen, beftimmt fich nach den für die 
elterliche Gewalt geltenden VBorjchriften der 88. 1631 bis 1633. 

$. 1801. 

Die Sorge für die religiöfe Erziehung des Mündels 
fann dem Vormunde von dem Vormundſchaftsgericht ent- 
zogen werden, wenn der Vormund nicht dem Bekenntniß an- 
gehört, in dem der Mündel zu erziehen ift. 


$. 1802. 


Der Bormund hat da3 Vermögen, das bei der Anord- 
nung der Vormundichaft vorhanden ijt oder jpäter dem Mündel 
zufällt, zu verzeichnen und das Verzeichniß, nachdem er es 
mit der Verficherung der Nichtigkeit und Vollftändigleit ver— 
jehen hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Sit ein 
Gegenvormund vorhanden, jo hat ihn der Vormund bei der 
Aufnahme des Verzeichnifjes zuzuziehen; das Verzeichniß tft 
auch von dem Gegenvormunde mit der PVerjicherung der 
Richtigkeit und Vollftändigfeit zu verjehen. 

Der Bormund kann fich bei der Aufnahme des Ver— 
zeichnifjes der Hülfe eine Beamten, eines Notar oder eines 
anderen Sachverſtändigen bedienen. 

Sit das eingereichte Verzeichniß ungenügend, jo Tann 
das Vormundfchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichniß 
durch) eine zuftändige Behörde oder durch einen zujtändigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird. 

$. 1803. 


Was der Mündel von Todeöwegen erwirbt oder mas 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zu- 
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gewendet wird, Hat der Vormund nah ben Anordnungen 
des Erblafjerd oder des Dritten zu verwalten, wenn die An- 
ordnungen von dem Erblaffer durch letztwillige Verfügung, 
von bem Dritten bei der Zuwendung getroffen worden find. 

Der Vormund darf mit Genehmigung des Vormund— 
Ichaftögericht3 von den Anordnungen abweichen, wenn ihre 
Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde. 

Bu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein 
Dritter bei einer Zuwendung unter Lebenden getroffen hat, 
ift, jolange er lebt, feine Zuftimmung erforderlich und ge- 
nügend. Die Zuftimmung des Dritten kann durch das Vor— 
a el erjeßt werden, mwenn der Dritte zur Ab- 
gabe einer Erklärung dauernd außer Stande oder fein Aufent- 
halt dauernd unbelannt ift. 


$. 1804. 


Der Bormund Tann nicht in Vertretung de3 Mündels 
Schenfungen machen. Ausgenommen find Schenkungen, durch 
die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anftand zu 
nehmenden Rückſicht entjprochen wird. 


$. 1805. 
Der VBormund darf Vermögen des Miündeld nicht für 
fic) verwenden. 
$. 1806. 


Der Vormund Hat das zum Vermögen de3 Münbels 
gehörende Geld verzindlich anzulegen, ſoweit es nicht zur 
Beitreitung von Ausgaben bereit zu halten it. 


$. 1807. 


Die im 8. 1806 vorgejchriebene Anlegung von Mündel- 
geld ſoll nur erfolgen: 

4. in Forderungen, für die eine fichere Hypothek an einem 
inländijchen Grundſtücke befteht, oder in ficheren Grund- 
kin: oder Rentenjchulden an inländischen Grund» 
tüden ; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesſtaat ſowie in Forderungen, die in das Reichs» 
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chuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundes- 
aat3 eingetragen find; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinjung bon dem 
Neiche oder einem Bundesftaate gewährleijtet ift; 

4. in Werthpapieren, insbejondere Pfandbriefen, jowie in 
verbrieften Forderungen jeder Art gegen eine inländijche 
fommunale Sörperichaft oder die Sreditanftalt einer 
** Körperſchaft, ſofern die Werthpapiere oder die 

orderungen von dem Bundesrathe zur Anlegung von 

Mündelgeld für geeignet erklärt ſind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie 
bon ber zuſtändigen Behörde des Bundesſtaats, in 
welchem fie ihren Si Hat, zur Anlegung von Mündel- 
geld für geeignet erklärt ift. 

Die Landesgeſetze können für die innerhalb ihres Geltungs— 
bereichs belegenen Grundſtücke die Grundſätze beftimmen, nach 
denen die Sicherheit einer ‚popetbe, einer Grundfchuld oder 
einer Rentenſchuld feitzuftellen ijt. 

$. 1808. 

Kann die Anlegung den Umftänden nach nicht in der 
im 8. 1807 bezeichneten Weije erfolgen, fo iſt daS Geld bei 
der Reichsbank, bei einer Staatsbank oder bei einer anderen 
durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten inländijchen 
Bank oder bei einer Hinterlegungsſtelle anzulegen. 


$. 1809. 


Der Vormund fol Mündelgeld nad $. 1807 Abſ. 1 
Nr. 5 oder nach 8. 1808 nur mit der Beſtimmung anlegen, 
daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung de3 Gegen- 
bormundes oder des Vormundjchaftsgericht3 erforderlich ift. 


$. 1810. 


Der Vormund fol die in den 88. 1806 bi! 1808 vor- 
geichriebene Anlegung nur mit Genehmigung des Gegen- 
bormundes bewirken; die Genehmigung des Gegenvormundes 
wird durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjeßt. 
Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo foll die Anlegung 
nur mit Genehmigung des Vormundjchaftsgericht3 erfolgen, 
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ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern 
gemeinschaftlich geführt wird. 
8. 1811. 


Das Bormundichaftägericht kann aus befonderen Gründen 
dem Vormund eine andere Anlegung als die in den 88. 1807, 
1808 vorgeichriebene gejtatten. 


$. 1812. 


Der Bormund kann über eine Forderung oder über ein 
anderes Recht, kraft dejjen der Mündel eine Leiltung verlangen 
fann, ſowie über ein Werthpapier des Mündels nur mit Ge- 
nehmigung des Gegenvormundes verfügen, fofern nicht nad) 
den 88. 1819 bis 1822 die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichtö erforderlich ift. Das Gleiche gilt von der Eingehung 
der Verpflichtung zu einer jolchen Verfügung. 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die 
Genehmigung des VBormundichaftsgericht3 erjet. | 

ft ein Gegenvormund nicht vorhanden, fo tritt an Die 
Stelle der Genehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung 
de3 Vormundſchaftsgerichts, fofern nicht die Vormundſchaft 
von mehreren Vormündern gemeinfchaftlich geführt wird. 


$. 1813. 


Der Bormund bedarf nicht der Genehmigung des Gegen- 
bormundes zur Annahme einer gejchuldeten Leiftung: 
4. wenn der Gegenjtand der Leiſtung nicht in Geld oder 
Werthpapieren befteht; 

— der Anſpruch nicht mehr als dreihundert Mark 

eträgt; 

. wenn Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund an- 
gelegt hat; 

. wenn der Anſpruch zu den Nubungen des Mündel— 
bermögens gehört; 

. wenn der Anſpruch auf Erftattung von SKoften der 
Kündigung oder der Rechtverfolgung oder auf fonjtige 
Nebenleiftungen gerichtet ift. 

Die Befreiung nach Abſ. 1 Nr. 2, 3 erſtreckt ſich nicht 
auf die Erhebung von Geld, bei dejjen Anlegung ein Anderes 
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beitimmt worden if. Die Befreiung nah Abi. 1 Nr. 3 
gi auch nicht für die Erhebung von Geld, das nad) 8. 1807 
bj. 1 Nr. 1 bis 4 angelegt ift. 


$. 1814. 


Der Vormund Hat die zu dem Vermögen des Mündels 
gehörenden Inhaberpapiere nebjt den Erneuerungsfcheinen bei 
einer Hinterlegungsjtelle oder bei der Reichsbank mit der 
Beitimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe der Papiere 
nur mit Genehmigung des VBormundjchaftgericht3 verlangt 
werden kann. Die Hinterlegung von Snhaberpapieren, die 
nad) 8. 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie von 
Zins⸗, NRenten- oder Gewinnantheiljcheinen ijt nicht erforder- 
lid. Den Snhaberpapieren ftehen Orderpapiere gleich, die 
mit Blanfoindofjament verjehen find. 


8. 1815. 


Der Vormund kann die Inhaberpapiere, ftatt fie nad 
$. 1814 zu hinterlegen, auf den Namen des Mündels mit 
der Beltimmung umijchreiben laſſen, daß er über fie nur mit 
Genehmigung des PVormundichaftsgericht3 verfügen Tann. 
Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesstaat 
ausgeftellt, jo kann er fie mit der gleichen Beſtimmung in 
Buchforderungen gegen da3 Reich oder den Bunbdesitaat 
umwandeln lafjen. 

Sind Inhaberpapiere zu Hinterlegen, die in Buchforde- 
rungen gegen das Reich oder einen Bundesftaat umgewandelt 
werden fünnen, jo kann das Vormundſchaftsgericht anordnen, 
daß fie nach Abſ. 1 in Buchforderungen umgewandelt werden. 


$. 1816. 


. Gehören Buchforderungen gegen das Neich oder gegen 
einen Bundesftaat bei der Anordnung der Vormundſchaft zu 
den Vermögen des Mündel3 oder erwirbt der Mündel fpäter 
jolhe Yorderungen, jo hat der Bormund in das Schuldbuc 
den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die Forde- 
tungen nur mit Genehmigung des Vormundjchaftsgerichts 
verfügen kann. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 28 
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g. 1817. 


Das VBormundichaftsgericht kann aus bejonderen Gründen 
den Bormund von den ihm nad) den 88. 1814, 1816 ob- 
liegenden Verpflichtungen entbinden. 


§. 1818. 


Das Bormundfchaftsgericht kann aus bejonderen Gründen 
anordnen, daß der Vormund auch ſolche zu dem Vermögen 
de3 Mündel3 gehörende Werthpapiere, zu deren Hinterlegung 
er nach 8. 1814 nicht verpflichtet ift, Sowie Koftbarfeiten des 
Mündels in der im 8. 1814 bezeichneten Weife zu hinterlegen 
hat; auf Antrag des Vormundes kann die Hinterlegung von 
Bins-, Renten- und Gewinnantheiljcheinen angeordnet werden, 
auch wenn ein bejonderer Grund nicht vorliegt. 

$. 1819. 

Solange die 2 8.1814 oder nad) $. 1818 hinterlegten 
Werthpapiere oder Kojtbarkeiten nicht zurücdgenommen find, 
bedarf der Vormund zu einer nung über fie und, wenn 
Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefe hinterlegt 
ſind, zu einer Verfügung über die Hypothekenforderung, die 
Grundſchuld oder die Rentenſchuld der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Das Gleiche gilt von der Eingehung 
der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. 


$. 1820. 


Sind Snhaberpapiere nach 8. 1815 auf den Namen de3 
Mündel3 umgejchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, 
jo bedarf der Bormund auch zur Eingehung der Verpflichtung 
zu einer Verfügung über die ſich aus der Umſchreibung oder 
der Umwandlung ergebenden Stammforderungen der Ge— 
nehmigung des Bormundjchaftsgericht3. 

Das Gleiche gilt wenn bei einer Buchforderung des 
Mündels der im 8. 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen ift. 
§. 1821. 

Der Vormund bedarf der Genehmigung des Bormund- 
ſchaftsgerichts: 

1. zur Verfügung über ein Grundſtück oder über ein Recht 
an einem Grundſtücke; 
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2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Ueber— 
tragung des Eigenthums an einem Grundſtück oder auf 
Begründung oder Uebertragung eines Rechtes an einem 
Grundſtück oder auf Befreiung eines Grundſtücks von 
einem ſolchen Rechte gerichtet iſt; 

3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in 
Nr. 1, 2 bezeichneten Verfügungen ; 

4. zu einem DBertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb 
eine3 Grundftüds oder eines Rechtes an einem Grund- 
ſtücke gerichtet ift. 

u den Rechten an einem Grundftüd im Sinne Diejer 
Vorſchriften gehören nicht Hypothefen, Grundjchulden und 
Nentenjchulden. 


$. 1822. 


Der Bormund bedarf der Genehmigung de3 Vormund- 
ſchaftsgerichts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das der Mündel zu 
einer Verfügung über ſein Vermögen im Ganzen oder 
über eine * angefallene Erbſchaft oder über ſeinen 
künftigen geſetzlichen Erbtheil oder ſeinen künftigen 
Pflichttheil verpflichtet wird, ſowie zu einer Verfügung 
über den Antheil des Mündels an einer Erbſchaft; 

2. zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächt— 
niſſes, zum Verzicht auf einen Pflichttheil ſowie zu einem 
Erbtheilungsvertrage; 

3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb 
oder die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet 
iſt, ſowie zu einem Geſellſchaftsvertrage, der zum Be— 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird; 

4. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen 
gewerblichen Betrieb; 

5. zu einem Mieth- oder Pachtvertrag oder einem anderen 
Bertrage, durch den der Mündel zu wiederkehrenden 
Reijtungen verpflichtet wird, wenn das Vertragsver— 
hältniß länger al3 ein Jahr nach der Vollendung des 
einundzmwanzigjten Lebensjahr? des Mündels fort- 
dauern ſoll; 


28” 
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6. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein 
Jahr geichloffen wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eine Dienft- oder Ar— 
beitsverhältniſſes gerichteten Vertrage, wenn der Mündel 
zu perfönlichen Leiftungen für längere Zeit als ein 
Jahr verpflichtet werben fol; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels; 

9. zur Ausftellung einer Schuldverjchreibung auf den 
Inhaber oder zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus 
einem Wechjel oder einem anderen Papiere, das durd) 
Sndofjament übertragen werden Tann; 

10. zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, ins- 
bejondere zur Eingehung einer Bürgjchaft; 

11. zur Ertheilung einer Profura ; 

12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es fei 
denn, daß der Gegenftand des Gtreite oder der Un— 
gewißheit in Geld ſchätzbar ift und den Werth von drei— 
hundert Marf nicht überfteigt; 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch daS die für eine For— 
derung de3 Mündels beftehende Sicherheit aufgehoben 
oder gemindert oder die Verpflichtung dazu begrün- 
det wird. 

8. 1823. 

Der Vormund fol nicht ohne Genehmigung des Vor— 
munDdjchaftsgericht3 ein neue3 Erwerbsgeſchäft im Namen des 
Mündeld beginnen oder ein bejtehendes Erwerbsgeſchäft des 
Mündels auflöjen. 

§. 1824. 

Der Bornund kann Gegenftände, zu deren Veräußerung 
die Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormund— 
ihaftsgerichtS erforderlich ift, dem Mündel nicht ohne dieſe 
Genehmigung zur Erfüllung eine von diefem gejchlofjenen 
Vertrags oder zu freier Verfügung überlajjen. 


§. 1825. 


Das BVBormundichaftsgeriht fanın dem Vormunde zu 
Nechtögeichäften, zu denen nad) $. 1812 die Genehmigung 
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des Gegenvormundes erforderlich ift, jowie zu den im 
8. 1822 Nr. 8 bis 10 bezeichneten Rechtögejchäften eine all- 
gemeine Ermächtigung ertheilen. 

Die Ermächtigung ſoll nur ertHeilt werden, wenn fie 
zum Bwede der Bermögensverwaltung, insbejondere zum 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, erforderlich ift. 


$. 1826. 


Da3 Bormundichaftsgericht joll vor der Entjcheidung 
über die zu einer Handlung des Vormundes erforderliche 
Genehmigung den Gegenvormund hören, jofern ein jolcher 
vorhanden und die Anhörung thunlich ift. 


$. 1827. 


Das Vormundichaftsgericht joll den Mündel hören vor 
der Entſcheidung über die Genehmigung eines Lehrvertrags 
oder eine3 auf die Eingehung eines Dienft- oder Arbeits» 
verhältnijjes gerichteten Vertrags und, wenn der Mündel das 
vierzehnte Lebensjahr vollendet Hat, über die Entlafjung aus 
dem Gtaatöverbande. 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, jo 
joll ihn das VBormundjchaftsgericht, jomweit thunlich, auch hören 
vor der Entjicheidung über die Genehmigung eines der im 
{ 1821 und im $. 1822 Nr. 3 bezeichneten Rechtögejchäfte 
owie vor der Enticheidung über die Genehmigung des Be- 
ginn3 oder der Auflöjung eines Erwerbsgeſchäfts. 


$. 1828. 


Das Vormundjchaftsgericht kann die Genehmigung zu 
einem Rechtögejchäfte nur dem Vormunde gegenüber erflären. 


$. 1829. 


Shließt der Bormund einen Vertrag ohne die erforder- 
liche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, jo hängt die 
Wirkſamkeit des Vertrag von der nachträglichen Ge- 
nehmigung de3 VBormundfchaftögericht3 ab. Die Genehmigung 
fowie deren Verweigerung mwird dem anderen Theile gegen- 
über erjt wirkſam, wenn fie ihm durch den Vormund mit- 
getheilt wirt. 
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Fordert der andere Theil den Vormund zur Mittheilung 
darüber auf, ob die Genehmigung ertheilt ſei, jo kann Die 
Mittheilung der Genehmigung nur bis zum Ablaufe von 
zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erfolgen; 
erfolgt fie nicht, jo gilt die Genehmigung al3 verweigert. 

Iſt der Mündel volljährig geworden, fo tritt feine Ge- 
nehmigung an die Stelle der Genehmigung des Bormund- 


ſchaftsgerichts. 
$. 1830. 


Hat der Vormund dem anderen Theile gegenüber der 
Wahrheit zumider die Genehmigung des Vormundſchafts- 
gericht3 behauptet, jo ift der andere Theil bis zur Mittheilung 
der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zum Widerrufe berechtigt, es fei denn, daß ihm das 
Sehlen der Genehmigung bei dem Abichluffe des Vertrags 
befannt war. 

$. 1831. 

Ein einfeitige3 Rechtsgeſchäft, da3 der Vormund ohne 
die erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
vornimmt, ift unwirkſam. Nimmt der Vormund mit diejer 
Genehmigung ein folches Nechtögefchäft einem Anderen 
gegenüber vor, jo ift das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Bormund die Genehmigung nicht in jchriftliher Form 
vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus diefem Grunde 
unverzüglich zurückweiſt. 

$. 1832. 

Soweit der Vormund zu einem Nechtsgejchäfte der Ge- 
nehmigung de3 Gegenvormundes bedarf, finden die Vorfchriften 
der 88. 1828 bis 1831 entiprechende Anwendung. 


8. 1833. 

. Der Vormund ift dem Mündel für den aus einer Pflicht- 
verlegung entjtehenden Schaden verantwortlich, wenn ihm ein 
Verſchulden zur Laft fällt. Das Gleiche gilt von dem Gegen- 
bormunde. 

Sind für den Schaden Mehrere neben einander ver- 
antwortlih, jo haften fie als Gejammtjchuldner. Iſt neben 
dem Vormunde für den von diefem verurjachten Schaden der 
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Gegenvormund oder ein Mitvormund nur wegen Verlegung 
jeiner Aufjichtspflicht verantwortlich, jo ift in ihrem Verhält- 
nijje zu einander der Vormund allein verpflichtet. 


$. 1834. 
Berwwendet der Bormund Geld des Mündels für fich, jo 
hat er e3 von der Zeit der Verwendung an zu verzinfen. 


$. 1835. 

Macht der Bormund zum Bmwede der Führung der Bor- 
mundſchaft Aufwendungen, jo kann er nach den für den Auf- 
trag geltenden Vorſchriften der 88. 669, 670 von dem Mün- 
del Vorſchuß oder Erſatz verlangen. Das gleiche Recht jteht 
dem Gegenvormunde zu. 

Als Aufwendungen gelten auch folche Dienjte des Vor— 
mundes oder ded Gegenvormundes, die zu feinem Gemerbe 
. oder jeinem Berufe gehören. 


S. 1836. 

Die Vormundſchaft wird unentgeltlich geführt. Das Vor— 
mundjchaftögericht Tann jedoch dem Vormund und aus be- 
jonderen Gründen auch dem Gegenvormund eine angemeſſene 
Vergütung bemwilligen. Die Bewilligung joll nur erfolgen, 
wenn das Vermögen des Mündel3 jowie der Umfang und 
die Bedeutung der vormundjchaftlichen Gejchäfte es recht- 
fertigen. Die Vergütung kann jederzeit für die Zukunft ge- 
ändert oder entzogen werden. 

Bor der Bewilligung, Aenderung oder Entziehung joll 
der Vormund und, wenn ein Gegenpormund —— oder 
zu beſtellen iſt, auch dieſer gehört werden. 


DI. Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts. 


$. 1837. 

Das Vormundjchaftsgericht Hat über die gefammte Thätig- 
feit de3 Bormundes und des Gegenvormundes die Aufficht zu 
führen und gegen Pflichtwidrigfeiten durch geeignete Gebote 
und Verbote einzujchreiten. 

Das Vormundichaftsgericht Fan den Vormund und den 
Gegenvormund zur Befolgung feiner Anordnungen Durch 
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Ordnungsſtrafen anhalten. Die einzelne Strafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überfteigen. 


§. 1838. 

Das Vormundſchaftsgericht kann anorönen, daß der Mün— 
del zum Bmede der Erziehung in einer geeigneten Yamilie 
oder in einer Erziehungsanftalt oder einer Beljerungsanftalt 
untergebracht wird. Steht dem Vater oder der Mutter die 
Sorge für die Perſon des Mündels zu, jo ift eine jolche An— 
ordnung nur unter den Vorausjeßungen des $. 1666 zuläjlig. 


8. 1839. 

Der Vormund jomwie der Gegenvormund hat dem Bor- 
mundjchaftsgericht auf Verlangen jederzeit über die AN: 
der Vormundſchaft und über die perjönlichen Verhältnifje des 
Mündels Auskunft zu erteilen. 


8. 1840. 

Der Vormund hat über feine Vermögensperwaltung dem 
Bormundichaftsgerichte Rechnung zu legen. 

Die Rechnung ift * zu legen. Das Rechnungsjahr 
wird von dem Vormundſchaftsgerichte beſtimmt. 

Iſt die Verwaltung von geringem Umfange, ſo kann das 
Vormundſchaftsgericht, nachdem die Rechnung für das erſte 
Jahr gelegt worden iſt, anordnen, daß die Rechnung für 
längere, höchſtens dreijährige Zeitabſchnitte zu legen iſt. 


S. 1841. 

Die Rechnung joll eine geordnete — der 
Einnahmen und Ausgaben enthalten, über den Ab⸗ und Zu— 
gang des Vermögens Auskunft geben und, jomweit Belege er- 
theilt zu werden pflegen, mit Belegen verjehen fein. 

Wird ein Erwerbsgeſchäft mit faufmännijcher Buchführung 
betrieben, jo genügt al3 Rechnung eine aus den Büchern ge- 
zogene Bilanz. Das Vormundſchaftsgericht kann jedoch die 
Borlegung der Bücher und ſonſtigen Belege verlangen. 


8. 1842. 
Sft ein Gegenvormund vorhanden oder zu beitellen, fo 
hat ihm der Vormund die Rechnung unter Nachweifung des 
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Bermögensbeftande3 vorzulegen. Der Gegenvormund Hat 
die Rechnung mit den Bemerkungen zu verjehen, zu denen 
die Prüfung ihm Anlaß giebt. 


S. 1843. 

Das Bormundjchaftsgericht Hat die Rechnung rechnungs- 
mäßig und fachlich zu prüfen und, jomweit erforderlich, ihre 
Berichtigung und Ergänzung herbeizuführen. 

Intprüche, die zmwifchen dem Vormund und dem Mündel 
ftreitig bleiben, können fchon vor der Beendigung des Vor— 
munDdjchaft3verhältnifjes im Rechtswege geltend gemacht werden. 


S. 1844. 

Da3 Bormundichaftsgericht Tann aus befonderen Gründen 
den Vormund anhalten, für das feiner Verwaltung unter- 
liegende Vermögen Sicherheit zu leiften. Die Art und den 
Umfang der Sicherheitäleiftung beſtimmt das Vormundſchafts— 
gericht nach feinem Ermejjen. Das Bormundichaftsgericht 
fann, folange das Amt des Bormundes dauert, jederzeit die 
Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der Sicherheit an— 
ordnen. 

Bei der Beitellung, Aenderung oder Aufhebung der Sicher- 
heit wird die Mitwirkung des Mündel3 durch die Anordnung 
des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. 

Die Koſten der Sicherheitsleiſtung ſowie der Aenderung 
oder der Aufhebung fallen dem Mündel zur Laſt. 


$. 1845. 

Will der zum VBormunde beftellte Vater oder die zum 
Bormunde beftellte eheliche Mutter des Mündels eine Che 
eingehen, fo liegen ihnen die im 8. 1669 bejtinmten Ber: 
pflichtungen ob. 


S. 1846. 
ft ein Vormund noch nicht beftellt oder ift der Vor— 
mund an der Erfüllung feiner Pflichten verhindert, jo Hat 
da3 Vormundjchaftsgericht die im Intereſſe des Mündels er- 
forderlihen Maßregeln zu treffen. 


$. 1847. 
Das Vormundichaftsgericht joll vor einer pon ihm zu 
treffenden Entjcheidung auf Antrag des Vormundes oder des 
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Gegenvormundes Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels 
hören, wenn e3 ohne erhebliche Verzögerung und ohne un 
verhältnigmäßige Koften gefchehen Tann. In wichtigen An- 
gelegenheiten joll die Anhörung aud ohne Antrag erfolgen; 
wichtige Angelegenheiten find in&befondere die Volljährigkeits— 
erflärung, die Erſetzung der Einwilligung zur Eheſchließung 
im Falle des 8. 1304, die Erjegung der Genehmigung im 
Falle des 8. 1337, die Entlaffung aus dem Gtaatverband 
und die Todeserflärung. 

Die Verwandten und PVerjchwägerten Tönnen von dem 
Mündel Erja ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der 
Auslagen wird von dem Vormundichaftsgerichte feſtgeſetzt. 


$. 1848. 


Verlegt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahr- 
läffig die ihm obliegenden Pflichten, jo ift er dem Mündel 
nad) $. 839 Abi. 1, 3 verantwortlich. 


IV. Mitwirkung des Gemeindewaijenraths. 


$. 1849. 


Der Gemeindewailenrath hat dem Vormundjchaftögerichte 
die Perſonen vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zum 
Bormunde, Gegenvormund oder Mitglied eines Yamilienraths 
eignen. 

$. 1850. 

Der Gemeindemwaijenrath hat in u ung des Bor- 
mundjchaftsgericht8 darüber zu machen, daß die Vormünder 
der fich in jeinem Bezirk aufhaltenden Mündel für die Per— 
jon der Mündel, insbefondere für ihre Erziehung und ihre 
förperliche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Er hat dem 
Bormundjchaftsgerichte Mängel und Pflichtwidrigfeiten, die er 
in diejer Hinficht wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern 
über da3 perjönliche Ergehen und das Verhalten eines Mün- 
del3 Auskunft zu ertheilen. 

Erlangt der Gemeindemwaifenrath Kenntniß von einer Ge- 
fährdung des Vermögens eines Mündels, fo Hat er dem Vor- 
mundfjchaftsgericht Anzeige zu machen. 
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$. 1851. 


Das Bormundichaftsgeriht Hat dem Gemeindewaijen- 
rathe die Anordnung der Vormundfchaft über einen fich in 
deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel unter Bezeichnung des 
Bormundes und des Gegenvormundes ſowie einen in der 
Perjon des Vormundes oder des Gegenvormundes eintreten- 
den Wechjel mitzutheilen. 

Wird der Aufenthalt eines Mündel3 in den Bezirk eines 
anderen Gemeindewaijenrath3 verlegt, jo Hat der Bormund 
dem Gemeindewailenrathe des bisherigen Aufenthalt3ort3 und 
diejer dem Gemeindemwaijenrathe des neuen Nufenthaltsort3 
die Verlegung mitzutheilen. 


V. Befreite Bormundidaft. 


$. 1852. 


Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt, bie 
Beitellung eined Gegenvormundes ausſchließen. 

Der Bater kann anordnen, daß der von ihm benannte 
Bormund bei der Anlegung von Geld den in den 8$. 1809, 
1810 bejtimmten Beichränfungen nicht unterliegen und zu 
den im 8. 1812 bezeichneten Rechtögejchäften der Genehmigung 
de3 Gegenvormundes oder des Vormundjchaftsgericht3 nicht 
bedürfen fol. Dieje Anordnungen find als getroffen anzu- 
jehen, wenn der Vater die Beftellung eines Gegenpormundes 


ausgeſchloſſen Hat. 
S. 1853. 


Der Bater kann den von ihm benannten Bormund von 
der Verpflichtung entbinden, Inhaber- und DOrderpapiere zu 
hinterlegen und den im $. 1816 bezeichneten Vermerk in das 
Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuldbuch eintragen zu Tafjen. 


$. 1854. 


Der Bater kann den von ihm benannten Bormund von 
der Verpflichtung entbinden, während der Dauer feines Amtes 
Rechnung zu legen. 

Der omas hat in einem folchen Falle nach dem Ab— 
laufe von je zwei Jahren eine Ueberjicht über den Beftand 
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des ſeiner Verwaltung unterliegenden Vermögens dem Vor— 
mundſchaftsgericht einzureichen. Das Vormundſchaftsgericht 
kann anordnen, daß die Ueberſicht in längeren, höchſtens fünf- 
jährigen Zwiſchenräumen einzureichen iſt. 

Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo 
hat ihm der Vormund die Ueberſicht unter Nachweiſung des 
Vermögensbeſtandes vorzulegen. Der Gegenvormund hat die 
Ueberſicht mit den Bemerkungen zu Den. zu denen die 
Prüfung ihm Anlaß giebt. 

8. 1855. 

Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, jo kann fie 
die gleichen Anordnungen treffen wie nach den 88. 1852 bis 
1854 ber Bater. 

8§. 1856. 


Auf die nach den 88. 1852 bis 1855 zuläſſigen Anord- 
nungen finden die Vorjchriften des $. 1777 Anwendung. 


$. 1857. 

Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter können 
von dem Vormundſchaftsgericht außer Kraft geſetzt werden, 
wenn ihre Befolgung das Intereſſe des Mündel3 gefährden 
würde. 

VI Familienrath. 


$. 1858. 

Ein Samilienrath joll von dem Bormundichaftögericht 
eingejeßt werden, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Miündel3 die Einjegung angeordnet hat. 

Der Bater oder die Mutter kann die Einjegung des 
Familienrath3 von dem Eintritt oder Nichteintritt eine3 be- 
ftimmten Ereignifjes abhängig machen. 

Die Einfegung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl 
geeigneter Perjonen nicht vorhanden ift. 


$. 1859. 


Ein Familienrath ſoll von dem Bormundjchaftögericht 
eingejegt werden, wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter 
des Mündel3 oder der VBormund oder der Gegenvormund 
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die Einjeung beantragt und das Bormundjchaftsgericht fie 
im Intereſſe des Mündel3 für angemefjen erachtet. 

Die Einjegung unterbleibt, wenn der Water oder die 
eheliche Mutter des Mündels fie unterjagt hat. 


$. 1860. 


Der Fanıilienrath befteht aus dem Bormundichaftsrichter 
al3 Borjigendem und aus mindeſtens zwei, höchſtens jech® 
Mitgliedern. 


$. 1861. 


US Mitglied des Familienrath3 ijt berufen, wer von 
dem Vater oder der ehelichen Mutter des Mündels als Mit- 
glied benannt ift. Die Vorjchriften des $. 1778 Abſ. 1, 2 
finden entjprechende Anwendung. 


$. 1862. 


Soweit eine Berufung nad) $. 1861 nicht vorliegt oder 
die Berufenen die Uebernahme ded Amtes ablehnen, hat das 
Vormundſchaftsgericht die zur Beſchlußfähigkeit des Familien— 
—— erforderlichen Mitglieder auszuwählen. Vor der Aus— 
wahl ſollen der Gemeindewaiſenrath und nach Maßgabe des 
8. el Verwandte oder Berichwägerte des Mündels gehört 
werden. 

Die Beſtimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre 
Auswahl ſteht dem Familienrathe zu. 


$. 1863. 


Sind neben dem Vorfigenden nur die zur Beſchluß— 
fähigkeit de3 Familienraths erforderlichen Mitglieder vor— 
handen, jo find ein oder zwei Erjagmitglieder zu beftellen. 

Der Familienrath wählt die Erjagmitglieder aus und 
beitimmt die Neihenfolge, in der fie bei der Verhinderung 
oder dem Wegfall eines Mitglieds in den Familienrath ein- 
zutreten haben. 

Hat der Vater oder Die Te Mutter Erjagmitglieder 
benannt und die Reihenfolge ihres Eintritt bejtimmmt, jo iſt 
dieje Anordnung zu befolgen. 
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8. 1864. 


Wird der Familienrath durch vorübergehende Ver— 
hinderung eines Mitglieds beichlußunfähig und iſt ein Er- 
jagmitglied nicht vorhanden, jo ift für die Dauer der Ber- 
hinderung ein Erjagmitglied zu beftellen. Die Auswahl fteht 
dem Borfitenden zu. 

$. 1865. 


Zum Mitgliede des Familienraths Tann nicht beftellt 
werden, mer gejchäftsunfähig oder wegen Geiftesjchwäche, 
Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt ift. 


$. 1866. 


— Mitgliede des Familienraths ſoll nicht beſtellt 
werden: 
1. der Vormund des Mündels; 
2. wer nach 8. 1781 oder nad) 8. 1782 nicht zum Bor- 
munde bejtellt werden joll; 
3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Mündels von der Mitgliedichaft ausge» 


ſchloffen ift. 
$. 1867. 


Zum Mitgliede des Familienraths joll nicht beftellt 
werden, wer mit dem Mündel weder verwandt noch ver- 
ſchwägert ijt, e3 fei denn, daß er von dem Vater oder der 
ehelichen Mutter des Mündels benannt oder von Dem 
Yamilienrath oder nach $. 1864 von dem Vorjigenden aus— 
gewählt worden ijt. 

$. 1868. 


Für die nach den $. 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 
zuläffigen Anordnungen des Vaters oder der Mutter gelten 
die Vorſchriften des 8. 1777. 

Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen 
der Mutter vor. 

8. 1869. 


Niemand ijt verpflichtet, da Ant eines Mitglieds des 
Familienraths zu übernehmen. | 
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$. 1870. 


Die Mitglieder des Familienrath3 werden von dem 
Borjigenden durch Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter 
Führung des Amtes beftellt. Die Verpflichtung joll mitteljt 
Handſchlags an Eidezitatt erfolgen. 


$. 1871. 


Bei der Beitellung eines Mitglieds des Familienraths 
kann die Entlafjung für den Fall vorbehalten werden, daß 
ein bejtimmtes Ereigniß eintritt oder nicht eintritt. 


$. 1872. 


Der Familienrath hat die Rechte und Wflichten des 
Bormundjchaftsgerichtd. Die Leitung der Gejchäfte liegt dem 
Vorſitzenden ob. 

Die Mitglieder des Familienraths können ihr Amt nur 
perjönlih ausüben. Sie find in gleicher Weije verantwort- 
lih wie der Vormundichaftsrichter. 


$. 1873. 


Der Familienrath wird von dem Vorſitzenden einberufen. 
Die Einberufung Hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, 
der Vormund oder der Gegenvormund fie beantragen oder 
wenn das Intereſſe des Mündel3 fie erfordert. Die Mit- 
glieder können mündlich oder fchriftlich eingeladen merden. 


§. 1874. 


Bur ——— des Familienraths iſt die Anweſen— 
—* a en und mindeſtens zweier Mitglieder er- 
orderlich. 

Der Familienrath faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehr— 
heit der Stimmen der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels 
u dem Intereſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, 
o iſt das Mitglied von der Theilnahme an der Beſchluß— 
faffung ausgejchloffen. Ueber die Ausſchließung entjcheidet 
der Vorſitzende. 
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$. 1875. 


Ein Mitglied des Yamilienrath3, das On genügende 
Entjehuldigung der Einberufung nicht Folge leiftet oder Die 
ig Anzeige feiner Verhinderung unterläßt oder fich 
der Theilnahme an der Beichlußfafjung enthält, ift von dem 
Vorſitzenden in die dadurch verurfachten Koften zu ver- 
urtheilen. 

Der Borjigende kann gegen das Mitglied eine Ordnungs- 
itrafe bi3 zu einhundert Mark verhängen. 

Erfolgt nachträglich genügende Entjehuldigung, jo find 
die getroffenen Verfügungen aufzuheben. 


$. 1876. 


Wird ein fofortiges Einjchreiten nöthig, jo hat der Vor— 
jigende die erforderlichen Anordnungen zu treffen, den 
Familienrath einzuberufen, ihn von den Anordnungen in 
Kenntniß zu jeßen und einen Beſchluß über die etwa weiter 
erforderlichen Maßregeln herbeizuführen. 


$. 1877. 


Die Mitglieder des Familienraths können von dem Mün— 
del Erjag ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen 
wird von dem Vorſitzenden feſtgeſetzt. 


$. 1878. 


Das Amt eines Mitglieds des Familienrath3 endigt aus 
denfelben Gründen, aus denen nach den 88. 1885, 1886, 
1889 da3 Amt eine Vormundes endigt. 

Ein Mitglied Tann gegen feinen Willen nur durch das 
dem Vormundjchaftsgeriht im Inſtanzenzuge vorgeordnete 
- Gericht entlafjen werden. 


$. 1879. 


Das Bormundichaftsgericht hat den Familienrat) auf- 
zuheben, wenn e3 an der zur Beichlußfähigkeit erforderlichen 
Bahl von Mitgliedern fehlt und geeignete Perjonen zur Er- 
gänzung nicht vorhanden find. 
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$. 1880. 


Der Vater des Mündels kann die Aufhebung des von 
ihm angeordneten Familienraths für den Fall des Eintritts 
oder Nichteintritts eines künftigen Ereigniſſes nach Maßgabe 
des 8. 1777 anordnen. Das gleiche Recht ſteht der ehelichen 
Ben des Mündel3 für den von ihr angeordneten Familien- 
rath zu. 

Tritt der Fall ein, jo Hat das Bormundichaftsgericht 
den Yamilienrath aufzuheben. 


$. 1881. 


Bon der Aufhebung des Familienraths hat da3 Vor— 
mundjchaftögericht die bisherigen Mitglieder, den Vormund 
und den Gegenvormund in Kenntniß zu jeßen. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue 
Beitallungen. Die früheren Bejtallungen find dem Vor— 
munbdjchaftsgerichte zurückzugeben. 


VO. Beendigung der Bormundfchaft. 


$. 1882. 


Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle der im 
. 41773 für die Anordnung der VBormundichaft bejtimmten 


orausjeßungen. 
$. 1883. 


Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe Tegitimirt, fo 
endigt die Vormundſchaft erft dann, wenn die Baterjchaft 
des Ehemannd durch ein zwijchen ihm und dem Mündel 
ergangenes Urtheil rechtskräftig feftgejtellt ift oder die Auf- 
hebung der Vormundjchaft von dem Vormundſchaftsgericht 
angeordnet wird. . 

Das Bormundichaftsgericht Hat die Aufhebung anzuordnen, 
wenn e3 die VBorausfegungen der Legitimation für vorhanden 
erachtet. Solange der Ehemann lebt, joll die Aufhebung nur 
angeordnet werden, wenn er die Vaterichaft anerkannt hat 
oder wenn er an der Abgabe einer Erklärung dauernd ver-. 
hindert oder fein Aufenthalt dauernd unbefannt ift. 

Bürgerliches Gejegbud. 29 
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$. 1884. 


Iſt der Mündel verfchollen, jo endigt die Bormundichaft 
erft mit der Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. 
Da3 Bormundihhaftsgericht hat die Vormundſchaft aufzuheben, 
wenn ihm der Tod des Mündels befannt wird. 

Wird der Mündel für todt erklärt, jo endigt die Vor— 
mundjchaft mit der Erlafjung de3 die Todeserflärung aus 


ſprechenden Urtheil3. 
$. 1885. 


Das Amt des Vormundes endigt mit feiner Entmün- 
Digung. 

Wird der Vormund für todt erflärt, jo endigt fein Amt 
mit der Erlafjung des die Todeserflärung ausjprechenden 


Urtheils. 
F. 1886. 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu ent- 
laſſen, wenn die Fortführung des Amtes, insbeſondere wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens des Vormundes, das Intereſſe 
des Mündels gefährden würde oder wenn in der Perſon 
des Vormundes einer der im 8. 1781 beſtimmten Gründe 


vorliegt. 
$. 1887. 
Dad Vormundichaftsgeriht kann eine Frau, die zum 
Bormunde beitellt ijt, entlaffen, wenn fie fich verheirathet. 
Das Vormundſchaftsgericht Hat eine verheirathete Frau, 
die zum Vormunde bejtellt ift, zu entlaffen, wenn der Mann 
feine Zuftimmung zur Uebernahme oder zur Fortführung der 
Bormundichaft verjagt oder die Zuftimmung widerruft. Dieje 
Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn der Mann der 
Vater des Mündels ift. 
$. 1888. 


Sit ein Beamter oder ein Neligionsdiener zum Vor— 
munde bejtellt, jo Hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu 
entlajien, wenn die Erlaubniß, die nach den Landesgejeten 
zur Uebernahme der Vormundſchaft oder zur Fortführung 
der vor dem Eintritt in das Amts- oder Dienftverhältnik 
übernommenen Vormundſchaft erforderlich ift, verfagt oder 
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zurüdgenommen wird oder wenn die nach den Landesgeſetzen 
zuläjlige Unterfagung der Fortführung der Vormundſchaft 


erfolgt. 
8. 1889. 


Das Bormundfhaftsgericht hat den Bormund auf feinen 
Antrag zu entlajjen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 
ein wichtiger Grund ft insbejondere der Eintritt eines Um- 
ftande3, der den VBormund nad) $. 1786 Abſ. 1 Nr. 2 bis 7 
berechtigen würde, die Uebernahme der Bormundichaft ab- 
zulehnen. 


$. 1890. 


Der Bormund Hat nach der Beendigung feine® Amtes 
dem Mündel das verwaltete Vermögen herauszugeben und 
über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen. Soweit er dem 
Bormundichaftsgerichte Rechnung gelegt hat, genügt die Be— 
zugnahme auf diefe Rechnung. 


$. 1891. 


Sit ein Gegenvormund vorhanden, jo Hat ihm der Vor— 
mund die Rechnung vorzulegen. Der Gegenvormund hat die 
Rechnung mit den Bemerkungen zu verjehen, zu denen die 
Prüfung ihm Anlaß giebt. 

Der Gegenvormund hat über die Führung der Gegen- 
vormundſchaft und, jomweit er dazu im Stande ıjt, über das 
von dem Bormunde verwaltete Vermögen auf Verlangen Aus- 
funft zu ertheilen. 


$. 1892. 


Der Bormund Hat die Rechnung, nachdem er fie dem 
Gegenvormunde vorgelegt hat, dem Bormundjchaftägericht 
einzureichen. 

Das Bormundichaftögericht hat die Rechnung rechnungs— 
mäßig und jahlih zu prüfen und deren Abnahme durch 
Verhandlung mit den Betheiligten unter AZuziehung des 
Gegenpormunde3 zu vermitteln. Soweit die Yechnung als 
rihtig anerkannt wird, hat das Bormundfchaftsgericht das 
Anerfenntniß zu beurfunden. 


„ 9" 
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$. 1893. 


Im Falle der Beendigung der Vormundſchaft oder des 
vormundichaftlichen Amtes finden die VBorjchriften der 88. 1682, 
1683 entjprechende Anwendung. 

Der Vormund hat nach der Beendigung feines Amtes 
die Bejtallung dem Bormundichaftögerichte zurüdgegeben. 


$. 1894. 


Den Tod des Vormundes Hat deſſen Erbe dem Vor— 
mundjchaftögericht unverzüglich anzuzeigen. 
Den Tod des Gegenvormundes oder eine Mitvormundes 
hat der Vormund unverzüglich anzuzeigen. 
$. 1895. 


Die Vorſchriften der 88. 1885 bis 1889, 1893, 1894 finden 
auf den Gegenvormund entiprechende Anwendung. 


Bweiter Titel. 
Dormundfihaft über Volljährige. 


$. 1896. 
Ein Volljähriger erhält einen Vormund, wenn er ent» 
mündigt ift. 
$. 1897. 


Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen finden Die 
für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen geltenden 
Vorſchriften Anwendung, ſoweit fich nicht aus den 88. 1898 
bis 1908 ein Anderes ergiebt. 


8. 1898. 

Der Vater und die Mutter des Mündels find nicht be- 
rechtigt, einen VBormund zu benennen oder Jemand von der 
Bormundicaft url 

$. 1899. 


Bor den Großvätern ift der Vater und nad) ihm die 
ehelihe Mutter des Mündels als Vormund berufen. 
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Die Eltern find nicht berufen, wenn der Mündel von 
einem Anderen al3 dem Ehegatten feines Vaterd oder jeiner 
Mutter an Kindesftatt angenommen ift. 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, jo iſt 
der Bater im Falle des 8. 1701, die Mutter im Falle des 
8. 1702 nicht berufen. 

8. 1900. 

Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes aud) 
ohne deſſen Zuftimmung bejtellt werden. 

Der Ehegatte de3 Miündel3 darf vor den Eltern und 
den Großpätern, die ehelihe Mutter darf im alle des 
8. 1702 vor den Großpätern zum Bormunde beftellt werden. 

Die arg Mutter darf vor dem Großvater zum 
Bormunde bejtellt werden. 


$. 1901. 

Der Vormund Hat für die Perfon des Mündeld nur 
inſoweit zu jorgen, als der Zweck der Vormundſchaft e3 
erfordert. 

Gteht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, jo tritt die im 
8. 1633 bejtimmte Beſchränkung nicht ein. 


$. 1902. 


Der Bormund kann eine Ausftattung aus dem Vermögen 
des Miündel3 nur mit Genehmigung des Vormundſchafts- 
gericht3 verjprechen oder gewähren. 

Zu einem Mieth- oder Pachtvertrage ſowie zu einen 
anderen Bertrage, durch den der Mündel zu miederfehrenden 
Leitungen verpflichtet wird, bedarf der Vormund der Ge- 
nehmigung de3 Bormundichaftögericht3, wenn das Vertrags— 
verhältniß länger al3 vier Jahre dauern fol. Die Vorſchrift 
de3 8. 1822 Nr. 4 bleibt unberührt. 


8. 1903. 

Wird der Vater des Münbels zum Vormunbe beftellt, fo 
unterbleibt die Bejtellung eines Gegenvormunded. Dem Vater 
ftehen die Befreiungen zu, die nach den 88. 1852 bis 1854 
angeordnet werden fünnen. Das Vormundichaftsgericht kann 
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die Befreiungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe des 
Mündels gefährden. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der 
Vater im Falle der Minderjährigkeit des Mündels zur 
Bermögensverwaltung nicht berechtigt jein würde. 


$. 1904. 

Iſt die eheliche Mutter des Mündeld zum ormunde 
beftellt, jo gilt für fie daS Gleiche wie nach $. 1903 für den 
Vater. Der Mutter ift jedody ein Gegenvormund zu be- 
itellen, wenn fie die Beitellung beantragt oder wenn Die 
Vorausfegungen vorliegen, unter denen ihr nad) $. 1687 
Nr. 3 ein Beiltand zu beftellen jein würde. Wird ein Gegen- 
vormund beitellt, jo jtehen der Mutter die im $. 1852 be- 
zeichneten Befreiungen nicht zu. 


§. 1905. 
Ein Yamilienrathd kann nur nad) 3- 1859 Abi. 1 ein- 
gejeßt werden. 
Der Vater und die Mutter des Mündels find nicht be- 
rechtigt, Anordnungen über die Einjegung und Aufhebung 
eined Familienraths oder über die Mitgliedichaft zu treffen. 


$. 1906. 

Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt ift, 
fann unter vorläufige Vormundſchaft geitellt werden, wenn 
das Vormundichaftsgericht e8 zur Abwendung einer erheb- 
fihen Gefährdung der Perjon oder des Vermögens des 
VBolljährigen für erforderlic erachtet. 


$. 1907. 


Die Vorichriften über die Berufung zur Vormundichaft 
gelten nicht für die vorläufige Bormundjchaft. 


$. 1908. 


Die vorläufige VBormundichaft endigt mit der Rüdnahme 
oder der rectsfräftigen Abmweijung des Antrags auf Ent- 
mündigung. 
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Erfolgt die Entmündigung, jo endigt die vorläufige 
Bormundichaft, wenn auf Grund der Entmündigung ein 
Bormund bejtellt wird. 

Die vorläufige Vormundſchaft ift von dem VBormund- 
ihaftsgericht aufzuheben, wenn der Mündel des vorläufigen 
vormundjchaftlichen Schuges nicht mehr bedürftig ift. 


Dritter Titel 


Pflegſchaft. 


g. 1909. 


Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft 
ſteht, erhält für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der 
Gewalthaber oder der VBormund verhindert ift, einen Pfleger. 
Er erhält insbejondere einen Pfleger zur Verwaltung des 
Vermögens, das er von Todeswegen erwirbt oder das ihm 
unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
wird, wenn der Erblajjer durch legtwillige Verfügung, der 
Dritte bei der Zumendung beftimmt hat, daß dem Gewalt» 
haber oder dem Vormunde die Verwaltung nicht zu— 
ſtehen joll. 

Tritt das Bedürfniß einer Pflegichaft ein, jo hat der 
Gewalthaber oder der Bormund dem Bormundfchaftsgericht 
unverzüglich Anzeige zu machen. 

Die Pflegihaft ıft auch dann anzuordnen, wenn Die 
Borausjegungen für die Anordnung einer Vormundichaft 
vorliegen, ein Vormund aber noch nicht beftellt ift. 


$. 1910. 

Ein VBolljähriger, der nicht unter Vormundſchaft fteht, 
fann einen Pfleger für feine Perjon und fein Vermögen 
erhalten, wenn er in Folge körperlicher Gebrechen, in$bejondere 
weil er taub, blind oder ſtumm ift, feine Angelegenheiten 
nicht zu bejorgen vermag. 

Vermag ein Bolljähriger, der nicht unter Vormundichaft 
jteht, in Folge geiltiger oder körperlicher — einzelne 
ſeiner Angelegenheiten oder einen beſtimmten Kreis ſeiner 
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Angelegenheiten, insbejondere jeine VBermögendangelegenheiten, 
nicht zu bejorgen, jo kann er für dieſe Angelegenheiten einen 
Pfleger erhalten. 

Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung des Ge— 
brechlichen angeordnet werden, e3 jei denn, daß eine Ver— 
tändigung mit ihm nicht möglich ift. 


§. 1911. 

Ein abmwejender VBolljähriger, deſſen Aufenthalt un— 
befannt it, erhält für feine Wermögensangelegenheiten, 
ſoweit fie der Fürforge bedürfen, einen Abmwejenheitöpfleger. 
Ein jolcher Pfleger it ihm insbejondere auch dann zu be— 
jtellen, wenn er durch Ertheilung eines Auftrags oder einer 
Vollmacht Fürjorge getroffen hat, aber Umſtände eingetreten 
find, die zum Widerrufe des Auftrags oder der Vollmacht 
Anlaß geben. 

Das Gleiche gilt von einem Abmwejenden, dejjen Auf- 
enthalt befannt, der aber an der Rüdfehr und der Bejorgung 
feiner Vermögensangelegenheiten verhindert ift. 


$. 1912. 

Eine Leibesfrucht erhält zur Wahrung ihrer Fünftigen 
Rechte, ſoweit dieſe einer Yürjorge bedürfen, einen Pfleger. 
Die Fürjorge fteht jedoch dem Vater oder der Mutter zu, 
wenn das Kind, falls es bereit3 geboren wäre, unter elter- 
liher Gewalt ſtehen würde. 


$. 1913. 

ft unbefannt oder ungemwiß, wer bei einer Angelegenheit 
der Betheiligte ift, jo kann dem Betheiligten für dieje An- 
gelegenheit, jomweit eine Fürjorge erforderlich ift, ein Pfleger 
bejtellt werden. Insbeſondere kann einem Nacherben, der 
noch nicht erzeugt ift oder deſſen Perfönlichfeit erjt durch ein 
künftige Ereigniß bejtimmt wird, für die Beit bis zum 
Eintritte der Nacherbfolge ein Pfleger bejtellt werden. 


$. 1914. 


Sit durch öffentlihe Sammlung Vermögen für einen 
vorübergehenden Zweck zujammengebradht worden, fo fann 
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zum Smwede der Berwaltung und Verwendung des Vermögens 
ein Pfleger bejtellt werden, wenn die zu der Verwaltung und 
Verwendung berufenen Perjonen weggefallen find. 


$. 1915. 

Auf die Pflegichaft finden die für die Vormundichaft 
geltenden Borjchriften entjprechende Anmwendung, jomweit fich 
nicht aus dem Geje ein Anderes ergiebt. 

Die Beitellung eines Gegenpormundes ift nicht er- 
forderlich. 

$. 1916. 


Für die nach $. 1909 anzuordnende Pflegjchaft gelten 
die Vorjchriften über die Berufung zur Vormundſchaft nicht. 


$. 1917. 


Wird die Anordnung einer Pilegichaft nad) $. 1909 
Abi. 1 Sa 2 erforderlich, jo ijt als Pfleger berufen, wer als 
jolcher von dem Erblafjer durch Tehtwillige Verfügung, von 
dem Dritten bei der Zuwendung benannt worden ijt; die 
Borjchriften des $. 1778 finden entjprechende Anwendung. 

Für den benannten Pfleger kann der Erblafjer durch 
fegtiwillige Verfügung, der Dritte bei der Zumendung die in 
den 88. 1852 bi3 1854 bezeichneten Befreiungen anordnen. 
Das Bormundichaftsgeriht Tann die Anordnungen außer 
ch jegen, wenn fie das Intereſſe des Pflegebefohlenen ge- 
ährden. 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten 
ift, jolange er Iebt, feine Zuftimmung erforderlich und ge- 
nügend. Die Zuftimmung des Dritten fann durch das Vor- 
mundjchaft3gericht erjegt werden, wenn der Dritte zur Abgabe 
einer Erflärung dauernd außer Stande oder ſein Aufent- 
halt dauernd unbelannt ift. 


$. 1918. 

Die Plegichaft für eine unter elterlicher Gewalt oder 
unter Vormundſchaft ftehende Perjon endigt mit der Beendigung 
der elterlichen Gewalt oder der Vormundjchaft. 

Die Pilegichaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Ge- 
burt des Kindes, 
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Die Pflegichaft zur Beſorgung einer einzelnen Ungelegen- 
heit endigt mit deren Erledigung. 


$. 1919. 

Die Pilegihaft ift von dem Vormundſchaftsgericht auf- 
zuheben, wenn der Grund für die Unordnung der Pflegſchaft 
weggefallen ift. 

$. 1920. 


Eine nad) 8. 1910 angeordnete Pflegichaft ift von dem 
VBormundichaftsgericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene 
die Aufhebung beantragt. 


$. 1921. 

Die Pilegihaft für einen Abwejenden ift von dem Bor- 
mundjchaftsgericht aufzuheben, wenn der Abwejende an der 
Bejorgung jeiner VBermögensangelegenheiten nicht mehr ver- 
hindert ift. 

Gtirbt der Abmwejende, jo endigt die Pflegichaft erjt mit 
der Aufhebung durch das Vormundichaftsgeriht. Das Vor- 
mundjchaftögericht hat die Pilegichaft aufzuheben, wenn ihm 
der Tod des Abmejenden befannt wird. 

Wird der Abmwejende für todt erflärt, jo endigt die Pileg- 
ihaft mit der Erlafjung des die Todeserflärung ausiprechen- 
den Urtheils, 


Fünftes Bud). 
Erbrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Erbfolge. 


$. 1922. 

Mit dem Tode einer Perjon (Erbfall) geht deren Ver— 
mögen (Erbichaft) als Ganzes auf eine oder mehrere andere 
Perſonen (Erben) über. 

Auf den Untheil eines Miterben (Erbtheil) finden die ſich 
auf die Erbichaft beziehenden Vorſchriften Anwendung. 


S. 1923. 
Erbe kann nur werden, mwer zur Zeit des Erbfalls lebt. 
Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereit3 
erzeugt war, gilt al3 vor dem Erbfalle geboren. 


$. 1924. 


Gejegliche Erben der erjten Ordnung find die Abkömm— 
linge des Erblajiers. 

Ein zur Beit des Erbfalld Tebender Abkömmling ſchließt 
die durch ihn mit dem Erblafjer verwandten Abkömmlinge 
von der Erbfolge aus. 

An die Stelle eined zur Beit des Erbfall3 nicht mehr 
lebenden Abkömmlinges treten die durch ihn mit dem Erb» 
lajjer verwandten Abfömmlinge (Erbfolge nad) Stämmen). 

Kinder erben zu gleichen Theilen. 
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§. 1925. 

Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung ſind die Eltern 
des Erblaſſers und deren Abkömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, ſo erben ſie 
allein und zu gleichen Theilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter 
nicht mehr, ſo treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen 
Abkömmlinge nach den für die Beerbung in der erſten Ord— 
nung geltenden Vorſchriften. Sind Abkömmlinge nicht vor— 
handen, ſo erbt der überlebende Theil allein. 


$. 1926. 

Gejeglihe Erben der dritten Ordnung find die Groß- 
eltern des Erblajjerd und deren Abkömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfall3 die Großeltern, jo erben fie 
allein und zu gleichen Theilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfall3 von den väterlichen oder von 
den mütterlichen Großeltern der Großvater oder die Groß— 
mutter nicht mehr, jo treten an die Stelle des Berjtorbenen 
deſſen Abkömmlinge. Sind Ablömmlinge nicht vorhanden, 
jo fällt der Antheil des Verftorbenen dem anderen Theile des 
Großelternpaard und, wenn diejer nicht mehr lebt, dejjen Ab- 
fümmlingen zu. 

Reben zur Ben de3 Erbfall3 die väterlichen oder die 
mütterlihen Großeltern nicht mehr und find Abkömmlinge 
der Perjtorbenen nicht vorhanden, fo erben die anderen 
Großeltern oder ihre Ablömmlinge allein. 

Soweit Ablümmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder 
ihrer Voreltern treten, finden die für die Beerbung in der 
eriten Ordnung geltenden Vorjchriften Anwendung. 


8. 1927. 

Wer in der eriten, der zweiten oder der dritten Ordnung 
verjchiedenen Stämmen angehört, erhält den in jedem diejer 
Stämme ihm zufallenden Antheil. Jeder Antheil gilt als 
bejonderer Erbtheil. 

$. 1928. 

Gefegliche Erben der vierten Ordnung find die Urgroß- 

eltern des Erblajjerd3 und deren Abkömmlinge. 
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Leben zur Zeit de3 Erbfall3 Urgroßeltern, jo erben jıe 
allein; mehrere erben zu gleichen Theilen, ohne Unterjchied, 
ob fie derjelben Linie oder verjchiedenen Linien angehören. 

Leben zur Zeit des Erbfall3 Urgroßeltern nicht mehr, 
jo erbt von ihren Ablömmlingen derjenige, welcher mit dem 
Erblaffer dem Grade nad) am nächften verwandt ift; mehrere 
gleich) nahe Verwandte erben zu gleichen Theilen. 


$. 1929. 


GSejeglihe Erben der fünften Ordnung und der ferneren 
Ordnungen find die entfernteren Boreltern des Erblaſſers und 
deren Ablömmlinge. 

Die Vorſchriften des 8. 1928 Ab. 2, 3 finden ent“ 
ſprechende Anwendung. 

$. 1930. 

Ein Verwondter ift nicht zur Erbfolge berufen, folange 

ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden ift. 


$. 1931. 


Der überlebende Ehegatte des Erblafjerd ift neben Ber- 
wandten der erjten Ordnung zu einem Biertheile, neben Ver— 
wandten der zweiten Ordnung oder neben Großeltern zur 
Hälfte der Erbſchaft als gejeglicher Erbe berufen. Treffen 
mit Großeltern Ablömmlinge von Großeltern zufammen, jo 
erhält der Ehegatte auch von der anderen Hälfte den Antheil, 
der nad) 8. 1926 den Abkönmlingen zufallen würde. 

Sind weder Verwandte der erjten oder der zweiten Ord— 
nung noch Großeltern vorhanden, jo erhält der überlebende 
Ehegatte die ganze Erbichaft. 


$. 1932. 


Sit der überlebende Ehegatte neben Verwandten der 
zweiten Ordnung oder neben Großeltern gejeglicher Erbe, 
jo gebühren ihm außer dem Erbtheile die zum ehelichen Haus- 
halte gehörenden Gegenftände, ſoweit fie nicht Zubehör eines 
Grundftüds find, und die Hochzeitögefchenfe als Voraus, 
Auf den Voraus finden die für Vermächtniffe geltenden Vor— 
ihriften Anwendung. 
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8. 1933. 


Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das 
Recht auf den Voraus iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer 
zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des 
Ehegatten zu klagen berechtigt mar und die Klage auf Schei— 
dung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft er- 


hoben hatte. 
§. 1934. 


Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten 
Verwandten, fo erbt er zugleich als Verwandter. Der Erb- 
theil, der ihm auf Grund der Verwandtichaft zufällt, gilt als 
bejonderer Erbtheil. 

$. 1935. 

Fällt ein gejeglicher Erbe vor oder nad dem Erbfalle 
weg und erhöht fich in Folge defjen der Erbtheil eines anderen 
gejeglichen Erben, jo gilt der Theil, um welchen ſich der Erb- 
theil erhöht, in Anfehung der Vermächtniſſe und Auflagen, 
mit denen diejer Erbe oder der wegfallende Erbe bejchwert 
ift, fowie in Anjehung der Ausgleichungspflicht al3 bejonderer 
Erbtheil. 

$. 1936. 

St zur Zeit des Erbfalld weder ein Verwandter noch 
ein Ehegatte des Erblafjerd vorhanden, jo ift der Fisfus des 
Bundesitaat3, dem der Erblafjjer zur Zeit des Todes an- 
gehört hat, gejeßlicher Erbe. Hat der Erblaffer mehreren 
Bundesstaaten angehört, jo ift der Fiskus eines jeden dieſer 
Staaten zu gleichem Antheile zur Erbfolge berufen. 

War der Erblafjer ein Deuticher, der feinem Bundes- 
ftaat angehörte, jo ift der Reichsfiskus gejeglicher Erbe. 

$. 1937. 

Der Erblaffer kann durch einjeitige Verfügung von 
Todeswegen (Tejtament, letztwillige Verfügung) den Erben 
bejtimmen. 

8. 1938. 
Der Erblafjer kann durch Tejtament einen Verwandten 


oder den Ehegatten von der gejeglichen Erbfolge ausſchließen, 
ohne einen Erben einzujeßen. 
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$. 1939. 


Der Erblaffer kann durch Teftament einem Anderen, ohne 
ihn al3 Erben einzujegen, einen Vermögensportheil zumenden 


(Bermädtniß). 
$. 1940. 


Der Erblafier kann durch Teitament den Erben oder einen 
Vermächtnignehmer zu einer Leiftung verpflichten, ohne einem 
Anderen ein Recht auf die Leiftung zuzumenden (Auflage). 


$. 1941. 


Der Erblaffer kann durch Vertrag einen Erben einjeßen 
fowie Vermädhtniffe und Auflagen anordnen en) 

Als Erbe (Vertragserbe) oder als Vermächtnißnehmer 
kann ſowohl der andere Vertragſchließende als ein Dritter 
bedacht werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtliche Stellung des Erben. 


Erſter Titel. 


Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. 
Fürforge des Nachlaßgerichts. 


$. 1942. 
Die Erbichaft geht auf den berufenen Erben unbejchadet 
des Rechtes über, fie auszuſchlagen (Anfall der Erbichaft). 
Der Fiskus Tann die ihm al3 gejeglihem Erben an— 
gefallene Erbichaft nicht ausſchlagen. 


S. 1943. 

Der Erbe kann die Erbichaft nicht mehr ausjchlagen, 
wenn er fie angenommen hat oder wenn die für die Aus- 
ichlagung vorgejchriebene Frift verftrichen ift; mit dem Ab- 
laufe der Frift gilt die Erbichaft ald angenommen. 
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5. 1944. 

Die Ausichlagung kann nur binnen ſechs Wochen erfolgen. 

Die Frift beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Erbe von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntniß 
erlangt. Sft der Erbe durch Verfügung von Todeswegen 
berufen, jo beginnt die Friſt nicht vor der Verfündung der 
Verfügung. Auf den Lauf der Frift finden die für die Ver— 
jährung geltenden Vorſchriſten der 88. 203, 206 entjprechende 
Unmwendung. 

Die Frijt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaffer 
jeinen legten Wohnfig nur im Auslande gehabt Hat oder 
wenn ſich der Erbe bei dem Beginne der Frijt im Ausland 
aufhält. 

$. 1945. 

Die Ausſchlagung erfolgt durch Erflärung gegenüber dem 
Nacjlaßgerichte; die Erklärung ift in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. 

Ein Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten 
Vollmacht. Die Vollmacht muß der Erflärung beigefügt oder 
innerhalb der Ausichlagungsfrift nachgebracht werden. 


$. 1946. 


Der Erbe kann die Erbichaft annehmen oder augjchlagen, 
jobald der Erbfall eingetreten ift. 


$. 1947. 


Die Annahme und die Ausſchlagung fünnen nicht unter 
einer Bedingung oder einer Beitbeftimmung erfolgen. 


$. 1948. 


Mer durch Verfügung von Todeswegen als Erbe berufen 
ift, kann, wenn er ohne die Verfügung al3 gejeglicher Erbe 
berufen jein würde, die Erbichaft als eingejegter Erbe aus. 
ichlagen und al3 gejeglicher Erbe annehmen. 

Wer durch Teftament und durch Erbvertrag als Erbe 
berufen ift, fann die Erbſchaft aus dem einen Berufungs- 
grund annehmen und aus dem anderen augjchlagen. 
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8. 1949. 

Die Annahme gilt als nicht erfolgt, wenn der Erbe über 
den Berufungsgrund im Irrthume war. 

Die Ausichlagung erjtredt fih im Zweifel auf alle 
Berufungsgründe, die dem Erben zur Beit der Erklärung 
befannt jind. 

$. 1950. 

Die Annahme und die Ausjchlagung können nicht auf 
einen Theil der Erbichaft bejchränft werden. Die Annahme 
oder Ausichlagung eines Theiles ift unwirkſam. 


$. 1951. 


Wer zu mehreren Erbtheilen berufen ift, kann, wenn Die 
Berufung auf verſchiedenen Gründen beruht, den einen Erb- 
theil annehmen und den anderen ausfchlagen. 

Beruht die Berufung auf demjelben Grunde, jo gilt die 
Annahme oder Ausichlagung des einen Erbtheils auch für 
den anderen, jelbjt wenn der andere erjt jpäter anfällt. Die 
Berufung beruht auf demjelben Grunde aud dann, wenn fie 
in verjchiedenen Teſtamenten oder vertraggmäßig in ver⸗ 
ſchiedenen zwiſchen denſelben Perſonen gejchlofjenen Erb- 
verträgen angeordnet iſt. 

Setzt der Erblaſſer einen Erben auf mehrere Erbtheile 
ein, ſo kann er ihm durch Verfügung von Todeswegen ge— 
statten, den einen Erbtheil anzunehmen und den anderen aus- 


zuichlagen. 
$. 1952. 


Das Recht des Erben, die Erbſchaft auszujchlagen, iſt 
vererblich. 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, 
jo endigt die Frift nicht vor dem Ablaufe der für die Erb- 
ſchaft des Erben a der Ausihlagungsfrift. 

Bon mehreren Erben de3 Erben fann jeder den feinem 
Erbtheil entjprechenden Theil der Erbſchaft ausichlagen. 


$. 1953. 


Wird die Erbichaft ausgeſchlagen, fo gilt der Anfall an 
den Ausichlagenden als nicht erfolgt. 
Vuͤrgerliches Geſetzbuch. 30 
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Die Erbichaft fällt demjenigen an, welcher berufen fein 
würde, wenn der Ausfchlagende zur Zeit des Erbfall nicht 
gelebt hätte; der Anfall gilt al3 mit dem Erbfall erfolgt. 

Das Nachlaßgericht foll die Ausichlagung demjenigen 
mittheilen, welchem die Erbichaft in Folge der Ausichlagung 
angefallen if. Es Hat die Einficht der Erklärung Jedem zu 
geftatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 


$. 1954. 

Iſt die Annahme oder die Ausichlagung anfechtbar, jo 
fann die Anfechtung nur binnen ſechs Wochen erfolgen. 

Die Frift beginnt im alle der Unfechtbarfeit wegen 
Drohung mit dem Zeitpunkt, in melchen die Zwangslage 
aufhört, in den übrigen Fällen nıit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kennt- 
niß erlangt. Auf den Lauf der Frift finden die für Die 
Verjährung geltenden Vorjchriften der 88. 203, 206, 207 
entjprechende Anwendung. 

Die Frift beträgt ſechs Monate, mern der Erblaffer feinen 
legten Wohnfig nur im Auslande gehabt Hat oder wenn fich 
der Erbe bei dem Beginne der Kritt im Ausland aufhält. 

Die Anfechtung ift ausgejchlojjen, wenn jeit der Annahme 
oder der Ausſchlagung dreißig Jahre verftrichen find. 


$. 1955. | 
Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung 
En durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Für 
die Erklärung gelten die Vorjchriften des 8. 1945. 


g. 1956. 
Die Verfäumung der Ausichlagungsfrift kann in gleicher 
Meije wie die Annahme angefochten werden, 


$. 1957. 

Die Anfechtung der Annahme gilt al3 Ausfchlagung, die 
Anfechtung der Ausichlagung gilt al3 Annahme. 

Das Nachlaßgericht joll die Anfechtung der Ausichlagung 
demjenigen mittheilen, welchem die Erbichaft in Folge der Aus— 
ihlagung angefallen war. Die Borichrift des 8. 1953 Abi. 3 
Satz 2 findet Anwendung. 
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$. 1958. 
Bor der Annahme der Erbichaft kann ein Anspruch, der 
fi) gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben ge- 
richtlich geltend gemacht werden. 


$. 1959. 

Bejorgt der Erbe vor der Ausſchlagung erbichaftliche Ge- 
ichäfte, fo ift er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie 
ein Gejchäftsführer — Auftrag berechtigt und verpflichtet. 

Verfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen 
Nachlaßgegenſtand, ſo wird die Wirkſamkeit der Verfügung 
durch die Ausſchlagung nicht berührt, wenn die Verfügung 
nicht ohne Nachtheil für den Nachlaß verſchoben werden konnte. 

Ein Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem 
vorgenommen werden muß, bleibt, wenn es vor der Aus— 
ſchlagung dem Ausſchlagenden gegenüber vorgenommen wird, 
auch nach der Ausſchlagung wirkſam. 

$. 1960. 

Dis zur Annahme der Erbichaft Hat das Nachlaßgericht 
für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Be- 
dürfniß bejteht. Das Gleiche gilt, wenn der Erbe unbefannt 
oder wenn ungemwiß ift, ob er die Erbichaft angenommen hat. 

Das Nachlafgericht kann insbeſondere die Anlegung von 
Siegeln, die Hinterlegung von Geld, Werthpapieren und Koft- 
barkeiten ſowie die Aufnahme eines Nachlaßverzeichnijjes an— 
ordnen und für denjenigen, welcher Erbe wird, einen Pfleger 
(Nachlaßpfleger) beftellen. 

Die Vorſchrift des 8.1958 findet auf den Nachlaßpfleger 
feine Anwendung. 

$. 1961. 

Das Nachlaßgericht Hat in den Fällen des 8. 1960 
Abi. 1 einen Nachlaßpfleger zu bejtellen, wenn die Beftellung 
zum Bmede der rote Geltendmachung eines Anſpruchs, 
der ſich gegen den Nachlaß richtet, von dem Berechtigten be— 
antragt wird. 

$. 1962. 


Für die Nachlaßpflegichaft tritt an die Stelle des Vor— 
mundjchaftsgericht3 das Nachlaßgericht. 
30* 
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8. 1963. 

Sit zur Beit des Erbfalld die Geburt eine Erben zu 
erwarten, jo kann die Mutter, falls fie außer Stande ift, fich 
jelbft zu unterhalten, bis zur Entbindung ftandesmäßigen 
Unterhalt aus dem Nachlaß oder, wenn noch andere Per- 
jonen al3 Erben berufen find, aus dem Erxbtheile des Kindes 
verlangen. Bei der Bemefjung des Erbtheils ift anzunehmen, 
daß nur ein Kind geboren wird. 


$. 1964. 


Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Umjtänden 
entjprechenden Friſt ermittelt, jo hat das Nachlaßgericht feit- 
zuftelen, daß ein anderer Erbe ald der Fiskus nicht vor— 
handen ift. 

Die Feititelung begründet die Vermuthung, daß der 
Fiskus gejeglicher Erbe jei. 


$. 1965. 


Der Feititellung Hat eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung der Erbrechte unter Beitimmung einer An— 
meldungsfrift vorauszugehen; die Art der Belanntmachung 
und die Dauer der Anmeldungsfrijt bejtimmen fich nach den 
für das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften. Die Auf- 
forderung darf unterbleiben, wenn die Koften dem Bejtande 
des Nachlafje gegenüber unverhältnigmäßig groß find. 

Ein Erbredht bleibt. unberüdfichtigt, wenn nicht dem 
Nacdjlaßgerichte binnen drei Monaten nad) dem Ablaufe der 
Anmeldungzfrift nachgewieſen wird, daß das Erbrecht beiteht 
oder daß es gegen den Fisfus im Wege der Klage geltend 
gemacht ift. Iſt eine öffentliche Aufforderung nicht ergangen, 
jo beginnt die dreimonatige Frift mit der gerichtlichen Auf- 
forderung, das Erbrecht vder die Erhebung der Klage nad)- 
zuweijen. 

S. 1966. 

Bon dem Fiskus als gejeglichem Erben und gegen den 
Fiskus als gejeglichen Erben kann ein Recht erjt geltend ge» 
macht werden, nachdem von dem Nachlaßgerichte feſtgeſtellt 
worden ift, daß ein anderer Erbe nicht vorhanden iſt. 
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Zweiter Titel. 


Anftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten. 
J. Nachlaßverbindlichkeiten. 


g. 1967. 


Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten. 

Zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören außer den vom 
Erblaſſer herrührenden Schulden die den Erben als ſolchen 
treffenden Verbindlichkeiten, insbeſondere die Verbindlichkeiten 
aus Pflichttheilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen. 


$. 1968. 


Der Erbe trägt die Koften der ftandesmäßigen Beerdigung 
des Erblajjers. 
F. 1969. 


Der Erbe ift verpflichtet, Yamilienangehörigen des Erb- 
laſſers, die zur Zeit des Todes des Erblafjerd3 zu deſſen 
Hausftande gehört und von ihm Unterhalt bezogen haben, 
in den erjten dreißig Tagen nad) dem Eintritte des Erbfalls 
in demjelben Umfange, wie der Erblaſſer es gethan hat, 
Unterhalt zu gewähren und die Benugung der Wohnung 
und der Haushaltögegenftände zu geftatten. Der Erblajjer 
kann durch Tegtwillige Verfügung eine abmeichende An— 
ordnung treffen. 

Die Borjchriften über Vermächtniſſe finden entjprechende 
Anmendung. 


II. Aufgebot der Nachlaßgläubiger. 


S. 1970. 

Die Nachlaßgläubiger fünnen im Wege des Aufgebot3- 
verfahren zur Anmeldung ihrer Yorderungen aufgefordert 
werden. 

$. 1971. 

Pfandgläuhiger und Gläubiger, die im Konfurje den 

Pfandgläubigeru gleichjtehen, ſowie Gläubiger, Die bei der 


470 Fünftes Bud. Erbredt. 


Bwangdvollftrefung in das unbewegliche Vermögen ein Recht 
auf Befriedigung aus diefem Bermögen haben, werden, ſo— 
weit es fih um die Befriedigung aus den ihnen Haftenden 
Gegenftänden Handelt, durch das Aufgebot nicht betroffen. 
Das Gleiche gilt von Gläubigern, deren Anſprüche durch 
eine Vormerfung gefichert find oder denen im Konkurs ein 
Ausjonderungsrecht zufteht, in Anſehung des Gegenjtandes 
ihres Rechtes. 
$. 1972. 

Pilichttheilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen mwerden 
durch das Aufgebot nicht betroffen, unbejchadet der Vorjchrift 
de3 $. 2060 Wr. 1. 


$. 1973. 


Der Erbe kann die Befriedigung eines im Aufgebot3- 
verfahren auögeichlofjenen Nachlaßgläubigers inſoweit ver- 
mweigern, al3 der Nachlaß durch die Befriedigung der nicht 
ausgejchloffenen Gläubiger erichöpft wird. Der Erbe hat 
jedod) den ausgejchlojjenen Gläubiger vor den Berbindlich- 
feiten aus Pflichttheilsrechten, WBermächtniffen und Auflagen 
zu befriedigen, e3 fei denn, daß der Gläubiger feine Forde- 
rung erſt nach der Berichtigung Diejer Berbindlichfeiten 
geltend madht. 

Einen Ueberjhuß hat der Erbe zum Bwede der Befrie- 
digung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben. Er Tann die Herausgabe der 
no vorhandenen Nacjlaßgegenftände durch Bahlung des 
Werthes abwenden. Die rechtäkräftige Verurtheilung des 
Erben zur Befriedigung eines ausgejchloffenen Gläubigers 
wirft einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung 


$. 1974. 


Ein Nachlaßgläubiger, der feine Forderung fpäter ala 
fünf Jahre nad) dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend 
macht, jteht einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleih, es jei 
denn, daß die Forderung dem Erben vor dem Ablaufe der 
fünf Jahre bekannt geworden oder im Aufgebotsverfahren 
angemeldet worden ift. Wird der Erblaffer für todt erklärt, 
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jo beginnt die Frift nicht vor der Erlaffung des die Todes- 
erflärung ausfprechenden Urtheil3. 

Die dem Erben nad) $ 1973 Abi. 1 Sa 2 obliegende 
Verpflichtung tritt im Berhältniffe von Verbindlichkeiten aus 
PilichttHeilsrechten, Vermächtniffen und Auflagen zu einander 
nur injoweit ein, als der Gläubiger im Falle des Nachlaß— 
fonfurje3 im Range vorgehen würde. 

Someit ein Gläubiger nach 8. 1971 von dem Aufgebote 
nicht betroffen wird, finden die Vorjchriften des Abi. 1 auf 
ihn feine Anwendung. 


II. Befchränfung der Haftung des Erben. 


S. 1975. 


Die Haftung des Erben für die Nacjlaßverbindlichkeiten 
bejchränft fich auf den Nachlaß, wenn eine Nachlakpflegichaft 
zum Zwecke der Befriedigung der Nachlaßgläubiger (Nacjlap- 
verwaltung) angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet ift. 


$. 1976. 


Sit die Nachlakverwaltung angeordnet oder der Nach— 
laßkonkurs eröffnet, jo gelten die in Folge de3 Erbfall3 durch 
Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belaftung erlojchenen Rechtsverhältnifje al3 nicht erlofchen. 


g. 1977. 


Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anordnung der Nach- 
laßverwaltung oder vor der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
feine Forderung gegen eine nicht zum Nachlafje gehörende 
Forderung ded Erben ohne dejfen Zuftimmung aufgerechnet, 
jo ift nach der Anordnung der Nacdjlaßverwaltung oder der 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrechnung als nicht 
erfolgt anzujehen. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nach— 
faßgläubiger ift, die ihm gegen den Erben zuftehende For- 
derung gegen eine zum Nachlafje gehörende Forderung auf- 
gerechnet * 
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§. 1978. 

Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nach— 
laßkonkurs eröffnet, jo ift der Erbe den Nachlaßgläubigern 
für die bisherige Verwaltung des Nachlajje jo verantiwort- 
ih, wie wenn er von der Annahme der Erbihaft an die 
Verwaltung für fie ald Beauftragter zu führen gehabt hätte. 
Auf die vor der Annahme der Erbichaft von dem Erben 
bejorgten erbichaftlichen Gejchäfte finden die Borjchriften 
über die Gejchäftsführung ohne Auftrag entjprechende An- 
wendung. 

Die den Naclafgläubigern nad) Abſ. 1 zuftehenden 
Anſprüche gelten ald zum Nachlaſſe gehören. 

Aufwendungen find dem Erben au3 dem Nadjlafje zu 
erjegen, joweit er nad) den Vorſchriften über den Auftrag 
oder über die Gejchäftsführung ohne Auftrag Erjag ver- 
langen könnte. 

§. 1979. 

Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit durch den 
Erben müfjen die Nachlaßgläubiger al3 für Rechnung des 
Nachlaſſes erfolgt gelten Lafjen, wenn der Erbe den Umftänden 
nah annehmen durfte, daß der Nachlaß zur Berichtigung 
aller Nachlaßverbindlichkeiten ausreiche. 

$. 1980. 

Beantragt der Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von 
der Ueberjchuldung des Nachlafjes Kenntniß erlangt hat, die 
Eröffnung de3 Nachlaßkonkurſes, jo ift er den Gläubigern 
für den daraus entftehenden Schaden verantmwortlih. Bei 
der Bemefjung der Bulänglichfeit des Nachlafje bleiben 
die re aus Bermächtnijfen und Auflagen außer 
Betracht. 

Der Kenntniß der Ueberjchuldung fteht die auf wahr. 
läſſigkeit beruhende Unfenntniß gleid). 3 Fahrläſſigkeit 
gilt e3 indbejondere, wenn der Erbe das Aufgebot der Nad)- 
laßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund Hat, das 
Borhandenfein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzu- 
nehmen; da3 Aufgebot ift nicht erforderlich, wenn die Koften 
deö Verfahrens dem Beftande des Nachlaſſes gegenüber un- 
verhältnigmäßig groß find. 
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$. 1981. 


Die Nachlafverwaltung ift von dem Nachlafgericht an- 
zuordnen, wenn der Erbe die Anordnung beantragt. 

Auf Antrag eined Nachlaßgläubigers ift die Nachlaf- 
verwaltung anzuordnen, wenn Grund zu der Annahme 
beiteht, daß die Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem 
Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Vermögendlage des 
Erben gefährdet wird. Der Antrag kann nicht mehr geftellt 
werden, menn jeit der Annahme der Erbichaft zwei Jahre 
verjtrichen find. 

Die VBorjchriften des 8. 1785 finden feine Anmwendung. 


F. 1982. 


Die Anordnung der Nachlaßverwaltung kann abgelehnt 
werden, wenn eine den Koſten entjprechende Maſſe nicht 
vorhanden ift. 

8. 1983. 


Das Nacjlaßgericht Hat die Anordnung der Nachlaß—⸗ 
verwaltung durch da3 für feine Belanntmachungen bejtimmte 
Blatt zu veröffentlichen. 


$. 1984. 


Mit der Anordnung der Nachlaßvermwaltung verliert der 
Erbe die Befugniß, den Nachlaß zu verwalten und über ihn 
zu verfügen. Die Vorjchriften der 88. 6, 7 der Konfurs- 
ordnung finden entjprechende Anwendung. Ein Anjprud, 
der Sich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen den 
Nachlaßvermalter geltend gemacht werden. 

Zwangsvollſtreckungen und Arreſte in den Nachlaß zu 
Gunjten eines Gläubigerd, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, 
find ausgeſchloſſen. 

8. 1985. 


Der Nachlaßverwalter hat den Nachlaß zu verwalten und 
die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlajje zu berichtigen. 

Der Nachlaßverwalter ift für die Verwaltung des Nad)- 
lafje8 auch den Nacjlaßgläubigern verantmwortlihd. Die Vor- 
ichriften des 8. 1978 Abi. 2 und der 88. 1979, 1980 finden 
entjprechende Anwendung. 
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$. 1986. 


Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben 
erit ausantworten, wenn die befannten Nachlaßverbindlich- 
feiten berichtigt find. 

Sit die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht 
ausführbar oder iſt eine Verbindlichkeit ftreitig, fo darf die 
Ausantwortung des Nachlaſſes nur erfolgen, wenn dem 
Gläubiger Sicherheit geleiftet wird. Für eine bedingte 
Forderung ift Sicherheitsleiftung nicht erforderlich, wenn die 
Möglichkeit des Eintrittd der Bedingung eine jo entfernte 
ift, daß die Forderung einen gegenwärtigen Vermögenswerth 
nicht hat. F 

$. 1987. 


Der Nacdjlaßverwalter kann für die Führung feines 
Amtes eine angemefjene Vergütung verlangen. 


$. 1988. 


Die Nacjlaßverwaltung endigt mit der Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes. 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn 
ſich ergiebt, daß eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht 
vorhanden iſt. 

$. 1989. 


Sit der Nachlaßkonkurs durch PVertheilung der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich beendigt, jo finden auf die Haf- 
tung des Erben die Vorjchriften des 8. 1973 entjprechende 
Anwendung. 

$. 1990. 


Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Er- 
öffnung des Nachlaßkonkurſes wegen Mangels einer den Koſten 
entjprechenden Maſſe nicht thunlich oder wird aus Ddiejem 
Grunde die Nachlaßverwaltung aufgehoben oder da3 Kon— 
furöverfahren eingeftellt, jo fann der Erbe die Befriedigun 
eined Nachlaßgläubiger3 injoweit verweigern, als der Radılap 
nicht ausreicht. Der Erbe ift in diefem alle verpflichtet, 
den Nachlaß zum Zwecke der Befriedigung de3 Gläubigers 
im Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben. 
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Das Necht des Erben mwird nicht dadurch ausgejchloffen, 
daß der Gläubiger nad) dem Eintritte de3 Erbfall3 im Wege 
der Zwangsvollitredung oder der Arrejtvollziehung ein Pfand- 
recht oder eine Hypothek oder im Wege der einjtweiligen Ver- 
fügung eine Vormerkung erlangt hat. 


$. 1991. 


Macht der Erbe von den ihm nach $. 1990 zuftehenden 
Rechte Gebrauch, jo finden auf feine Verantmwortlichfeit und 
den Erſatz feiner Aufwendungen die Vorjchriften der 88. 1978, 
1979 Anwendung. 

Die in Folge des Erbfall3 durch Vereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaftung erlojchenen 
Nechtsverhältniffe gelten im Verhältniſſe zwiichen dem Gläu- 
biger und dem Erben al3 nicht erlofchen. 

Die rechtöfräftige Verurteilung des Erben zur Befrie- 
bigung eines Gläubiger3 wirft einem anderen Gläubiger 
gegenüber wie die Befriedigung. 

Die Verbindlichkeiten aus PflichttHeilsrechten, VBermächt- 
niffen und Auflagen hat der Erbe fo zu berichtigen, mie fie 
im Falle des Konfurjes zur Berichtigung kommen mürden. 


$. 1992. 


Beruht die Ueberſchuldung des Nachlaffes auf Vermächt- 
nifjen und Auflagen, jo ift der Erbe, auch wenn die Voraus— 
jegungen des 8. 1990 nicht vorliegen, berechtigt, die Be- 
richtigung diejer Verbindlichkeiten nach den Vorjchriften der 
88. 1990, 1991 zu bewirken. Er fann die Herausgabe der 
noch vorhandenen Nachlaßgegenftände durch Zahlung des 
Werthes abwenden. 


IV. Inventarerrichtung. Unbeſchränlte Haftung des Erben. 


$. 1993. 
Der Erbe ift berechtigt, ein Verzeichniß des Nachlafjes 
($nventar) bei dem Nachlafgericht einzureichen ($nventar- 
errichtung). 
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$. 1994. 

Da3 Nacjlaßgeriht Hat dem Erben auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers zur Errichtung des Inventars eine Friſt 
(Inventarfriſt) zu beſtimmen. Nach dem Ablaufe der Friſt 
haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt, 
wenn nicht vorher das Inventar errichtet wird. 

Der Antragſteller hat ſeine Forderung glaubhaft zu 
machen. Auf die Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es 
ohne Einfluß, wenn die Forderung nicht beſteht. 


$. 1995. 


Die Inventarfrift fol mindeftens einen Monat, höchſtens 
drei Monate betragen. Sie beginnt mit der Zuftellung des 
Beichlujjes, durch den die Friſt beftimmt wird. 

Wird die Frift vor der Annahme der Erbichaft beftimmt, 
jo beginnt fie erft mit der Annahme der Erbichaft. 

uf Antrag des Erben fann das Nachlaßgericht die Frift 
nad feinem Ermefjen verlängern. 


$. 1996. 

Sit der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden, 
da3 Inventar rechtzeitig zu errichten oder die nad) den Um— 
ftänden gerechtfertigte Verlängerung der Inventarfriſt zu 
beantragen, jo hat ihm auf feinen Antrag das Nadjlaßgericht 
eine neue Inventarfriſt zu bejtimmen. Das Gleiche gilt, 
wenn der Erbe von der Zuftellung des Bejchluffes, durch den 
die Inventarfriſt beftimmt worden ift, ohne fein Berjchulden 
Kenntniß nicht erlangt hat. 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nad) der Be- 
jeitigung des Hindernifjfes und jpäteftens vor dem Ablauf 
eines Jahres nad) dem Ende ber zuerſt beftimmten Friſt 
geftellt werben. 

Bor der Entſcheidung ſoll der Nachjlaßgläubiger, auf 
deſſen Antrag die erfte Friſt beftimmt morden ift, wenn 
thunlich gehört werben. 

$. 1997. 

Auf den Lauf der Snventarfrift und der im $. 1996 

Abi. 2 bejtimmten Frift von zwei Wochen finden die für 


II.Abſchn.: Redtl.Stell.d.Erben.2.Tit.:Haftg.d.Erb.zc.(88.1994— 2003.) 477 


die Verjährung geltenden Vorſchriften des 8. 203 Abi. 1 
und deö 8. 206 entjprechende Anwendung. 


$. 1998. 


GStirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Snventarfrift oder 
der im $. 1996 Abſ. 2 beftimmten Frift von zwei Wochen, 
jo endigt die Frift nicht vor dem Ablaufe der für die Erb- 
Ihaft des Erben vorgejchriebenen Augichlagungsfrift. 

8. 1999. 

Steht der Erbe unter elterliher Gewalt oder unter 
Bormundichaft, jo joll das Nacjlaßgeriht dem Vormund— 
ichaftögerichte von der Beftimmung der Inventarfriſt Mit- 
theilung machen. 

$. 2000. 


Die Beitimmung einer Inventarfriſt wird unwirkſam, 
wenn eine Nacdlakverwaltung angeordnet oder der Nachlaß- 
fonfurd eröffnet wird. 2 der Dauer der Nachlaß— 
verwaltung oder des Nachlaßkonkurſes kann eine Inventar— 
friſt nicht beſtimmt werden. Iſt der Nachlaßkonkurs durch 
Vertheilung der Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt, 
ſo bedarf es zur Abwendung der unbeſchränkten Haftung der 


Inventarerrichtung nicht. 
$. 2001. 


In dem Inventar jollen die bei dem Eintritte des Erb- 
falls vorhandenen Nacjlaßgegenjtände und die Nachlaß— 
verbindlichkeiten vollftändig angegeben werden. 

Das Inventar fol außerdem eine Bejchreibung der 
Nachlaßgegenftände, ſoweit eine jolche zur Beftimmung des 
Werthes erforderlich ift, und die Angabe des Werthes enthalten. 

$. 2002. 

Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine 
uftändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten oder 
Notar zuziehen. 

$. 2003. 

Auf Antrag des Erben Hat das Nachlaßgericht entweder 
das Inventar ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer 
zuftändigen Behörde oder einem zufjtändigen Beamten oder 
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Notar zu übertragen. Durch die Stellung ded Antrags wird 
die Inventarfriſt gewahrt. 

Der Erbe ift verpflichtet, die zur Aufnahme de3 Inven— 
tar3 erforderliche Auskunft zu ertheilen. 

Das Inventar ift von der Behörde, dem Beamten oder 
dem Notar bei dem Nachlaßgericht einzureichen. 


$. 2004. 

Befindet fich bei dem Nachlaßgerichte jchon ein den Vor- 
ichriften der 88. 2002, 2003 entjprechendes Inventar, fo genügt 
es, wenn der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt dem 
Nachlaßgerichte gegenüber erklärt, daß das Inventar ald von 
ihm eingereicht gelten fol. 

$. 2005. 

Führt der Erbe abfichtlich eine erhebliche Unvollftändigfeit 
der im Inventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenſtände 
herbei oder bewirkt er in der Abficht, die Nachlaßgläubiger 
zu benachtheiligen, die Aufnahme einer nicht beftehenden Nach- 
laßverbindlichkeit, jo haftet er für die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbejichränft. Das Gleiche gilt, wenn er im Falle des $. 2003 
die Ertheilung der Auskunft verweigert oder abſichtlich in er- 
heblichent Mate berzögert. 

Sit die Angabe der Nachlaßgegenftände unvollftändig, 
ohne daß ein Fall des Abſ. 1 vorliegt, jo kann dem Erben 
zur Ergänzung eine neue Inventarfriſt beftimmt merden. 


$. 2006. 

Der Erbe Hat auf Verlangen eines Nachlaßgläubigers 

vor dem Nachlaßgerichte den Offenbarungseid dahin zu leiften: 
daß er nad) beſtem Wiſſen die Nachlafgegenftände jo voll- 
ftändig angegeben habe, al3 er dazu tm Stande jei. 

Der Erbe fann vor der Leiftung des Eides das Inventar 
vervollitändigen. 

Verweigert der Erbe die Leitung des Eides, jo haftet 
er dem Gläubiger, der den Antrag geftellt Hat, unbeichräntt. 
Das Gleiche gilt, wenn er weder in dem Termine noch in 
einem auf Antrag des Gläubigerd beftimmten neuen Termin 
erjcheint, e8 fei denn, daß ein Grund vorliegt, durch den das 
Nichterjcheinen in diefem Termine genügend entjchuldigt wird. 
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Eine wiederholte Leiftung des Eides kann derſelbe 
Gläubiger oder ein anderer Gläubiger nur verlangen, wenn 
Grund zu der Annahme bejteht, daß dem Erben nad) der 
Eidesleiftung weitere Nachlaßgegenftände befannt geworden jind. 


$. 2007. 


Iſt ein Erbe zu mehreren Erbtheilen berufen, fo beftimmt 
fih jeine Haftung für die Nachlafverbindlichkeiten in An- 
jehung eines jeden der Erbtheile jo, wie wenn die — 
verſchiedenen Erben gehörten. In den Fällen der Anwachſung 
und des 8. 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbtheile ver- 
jchieden bejchwert jind. 

F. 2008. 

Sit eine Ehefrau die Erbin und gehört die Erbſchaft 
zum eingebrachten Gute oder zum Gejammtgute, fo ijt die 
Beitimmung der Snventarfrift nur wirkſam, wenn fie auch 
dem Manne gegenüber erfolgt. Solange nicht die Frijt dent 
Manne gegenüber verjtrichen iſt, endigt fie auch nicht der 
Frau gegenüber. Die Errichtung des Inventars durch den 
Mann kommt der Frau zu Gtatten. 

Gehört die Erbichaft zum Gejammtgute, jo gelten dieje 
Vorſchriften auch nach der Beendigung der Gütergemeinfchaft. 


$. 2009. 
Sit das Inventar rechtzeitig errichtet worden, jo mird 
im Verhältniſſe zmwijchen dem Erben und den Nadlaf- 
gläubigern vermuthet, daß zur Zeit des Erbfall3 meitere 
Nacjlapgegenftände als die angegebenen nicht vorhanden ge- 
weſen jeien. 
$. 2010. 


Das Nachjlaßgericht Hat die Einficht des Inventars Jedem 
zu geltatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 


$. 2011. 

Dem Fiskus als gefeglihem Erben kann eine Inventar— 
frift nicht beftimmt werden. Der Fiskus ift den Nachlaf- 
gläubigern gegenüber verpflichtet, über den Bejtand des 
Nachlaſſes Auskunft zu ertheilen. 
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g. 2012. 


Einem nad) den 88. 1960, 1961 beftellten Nachlaßpfleger 
fann eine Inventarfriſt nicht beftimmt werden. Der Nachlaß⸗ 
pfleger ift den Nadjlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über 
den Beitand des Nachlafjes Auskunft zu ertheilen. Der 
Nachlaßpfleger kann nicht auf die Beſchränkung der Haftung 
ded Erben verzichten. 

Dieje Vorfchriften gelten auch für den Nachlaßverwalter. 


$. 2013. 


Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichfeiten un— 
beichräntt, fo finden die Vorjchriften der 88. 1973 bis 1975, 
1977 bis 1980, 1989 bis 1992 feine Anwendung; der Erbe ift 
nicht berechtigt, die Anordnung einer Nachjlaßverwaltung zu 
beantragen. Auf eine nach 8. 1973 oder nad) $. 1974 ein- 
getretene Beichränfung der Haftung kann fich der Erbe jedoch 
berufen, wenn fpäter der Tall des $. 1994 Abi. 1 Satz 2 
oder de3 8. 2005 ug 1 eintritt. 

Die Vorjchriften der 88. 1977 bis 1980 und da3 Recht des 
Erben, die Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen, 
werden nicht Dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen 
Nachlaßgläubigern gegenüber unbeichräntt haftet. 


V. Auffchiebende Einreden, 


$. 2014. 

Der Erbe ift berechtigt, die Berichtigung einer Nachlaß- 
verbindlichkeit bi3 zum Wblaufe der erjten drei Monate nach 
der Annahme der Erbſchaft, jedoch nicht über die Errichtung 
des Inventars hinaus, zu berweigern. 


§. 2015. 

Hat der Erbe den Antrag auf Erlafjung des Auf- 
gebot3 der Nachlaßgläubiger innerhalb eines Jahres nach der 
Annahme der Erbichaft geftellt und ift der Antrag zuge 
lafien, fo iſt der Erbe berechtigt, die Berichtigung einer 
Nachlagverbindlichkeit bis zur Beendigung des Aufgebots⸗ 
verfahrens zu verweigern. 
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Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens fteht e3 gleich, 
wenn der Erbe in dem Aufgebottermine nicht erjchienen ift 
und nicht binnen zwei Wochen die Beitimmung eines neuen 
Termins beantragt oder wenn er aucd in dem neuen Ter- 
mine nicht erjcheint. 

Wird da3 Ausschlußurtheil erlaffen oder der Antrag auf 
Erlafjung des Urtheils zurücgemiejen, jo iſt das Verfahren 
nicht vor dem Ablauf einer mit der Verkündung der Ent- 
jcheidung beginnenden Frijt von zwei Wochen und nicht vor 
der Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Bejchwerde als 
beendigt anzujehen. 

$. 2016. 

Die Vorſchriften der 88. 2014, 2015 finden feine An— 
wendung, wenn der Erbe unbejchränft Haftet. 

Das Gleiche gilt, ſoweit ein Gläubiger nad) $. 1971 
von dem Aufgebote der Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird, 
mit der Maßgabe, daß ein erjt nach dem Eintritte des Erb- 
fall3 im Wege der Zmwangdvollftredung oder der Arrejtvoll- 
ziehung erlangtes Recht ſowie eine erjt nach diejem Zeitpunkt 
im Wege der einjtweiligen Verfügung erlangte Vormerfung 
außer Betracht bleibt. 

$. 2017. 

Wird vor der Wehen der Erbichaft zur Verwaltung 
des Nachlaſſes ein Nachlaßpfleger bejtellt, jo beginnen die im 
8. 2014 und im 8. 2015 Abf. 1 bejtimmten Friften mit der 
Beitellung. 

Dritter Titel. 
Erbſchaftsanſpruch. 
§. 2018. 

Der Erbe kann von Jedem, der auf Grund eines ihm 
in Wirklichkeit nicht aufte enden Erbrecht3 etwas aus der Erb- 
ichaft erlangt hat (Erbichaft3befiker), die Herausgabe des Er— 
langten verlangen. 

$. 2019. 

Als aus der Erbichaft erlangt gilt au), wa3 der Erb- 
ſchaftsbeſitzer durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft 
erwirbt. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 31 
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Die Zugehörigkeit einer in folder Weiſe erworbenen 
Forderung zur Erbichaft hat der Schuldner erſt dann gegen 
jich gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntniß 
erlangt; die Borjchriften der 88. 406 bis 408 finden ent» 
ſprechende Anwendung. 

$. 2020. 


Der Erbichaftsbejiger Hat dem Erben die gezogenen 
Nutzungen herauszugeben; die Verpflichtung zur Herausgabe 
erjtredt jich auch auf Früchte, an denen er das Eigenthum 
erworben hat. 

$. 2021. 


Soweit der Erbichaftsbejiger zur Herausgabe außer 
Stande ift, beftimmt fich feine Verpflichtung nad) den Vor— 
ichriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung. 

$. 2022, 

Der Erbichaftäbefiger ift zur Herausgabe der zur Erb- 
Ihaft gehörenden en nur gegen Erja aller Verwen— 
dungen verpflichtet, ſoweit nicht die Verwendungen durch 
Anrechnung auf die nach $. 2021 Herauszugebende Bereiche- 
rung gededt werden. Die für den Eigenthumsanſpruch gelten- 
den Borjchriften der 83. 1000 bis 1003 finden Anwendung. 

Zu den Verwendungen gehören auch die Aufwendungen, 
die der Erbichaftsbefiger zur Beftreitung von Laften der 
Erbihaft oder zur Berichtigung von Nachlaßverbindlich- 
feiten macht. 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die nicht auf 
einzelne Sachen gemacht worden find, insbeſondere für Die 
im bj. 2 bezeichneten Wufwendungen, nad) Den allge- 
meinen Vorfchriften in weiterem Umfang Erjaß zu leiften 
hat, bleibt der Anſpruch des Erbichaftsbefigerd unberührt. 


$. 2023. 

Hat der Erbihaftsbefiger zur Erbichaft gehörende Sachen 
herauszugeben, jo beftimmt ſich von dem Eintritte der Recht3- 
hängigfeit an der Anſpruch des Erben auf Schadenserjat 
wegen Berjchlechterung, Unterganges oder einer aus einem 
anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe 
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nad) den Borjchriften, die für das Verhältnig zwiſchen dem 
Eigenthümer und dem Befiter von dem Eintritte der Recht3- 
hängigfeit de3 Eigenthumsanſpruchs an gelten. 

Das Gleiche gilt von dem Anfpruche de3 Erben auf 
Herausgabe oder Vergütung von Nußungen und von 
dem Anſpruche de3 Erbichaftsbefigerd auf Erja von Ver- 


mwendungen. 
$. 2024. 


Sit der Erbichaftsbefißer bei dem Beginne de3 Erb- 
ichaftsbefiged nicht in gutem Glauben, fo haftet er fo, wie 
wenn der Anſpruch des Erben zu diefer Zeit rechtshängig 
geworden wäre. Erfährt der Erbichaftsbejiger ſpäter, dab 
er nicht Erbe ift, fo pl er in gleicher Weife von der 
Erlangung der Kenntniß an. Eine weitergehende Haftung 
wegen Verzugs bleibt unberührt. 


$. 2025. 

Hat der Erbichaftsbefiger einen Erbichaftsgegenftand 
durd eine ftrafbare Handlung oder eine zur Erbſchaft ge- 
hörende Sache durch verbotene Eigenmacht erlangt, jo haftet 
er nach den Borjchriften über den Schadenderjag wegen uns» 
erlaubter Handlungen. Ein gutgläubiger Erbjchaftsbejiger 
Haken jedoch wegen verbotener Eigenmacht nad) dieſen Vor— 
hriften nur, wenn der Erbe den Beſitz der Sache bereits 
thatſächlich ergriffen Hatte. 

| g. 2026. 

Der Erbſchaftsbeſitzer kann fi) dem Erben gegenüber, 
folange nicht der Erbichaftsanfpruch verjährt ift, nicht auf 
die Erſitzung einer Sache berufen, die er als zur Erbichaft 
gehörend im Befite hat. 

S. 2027. 

Der Erbichaftsbefiger iſt verpflichtet, dem Erben über 
den Beitand der Erbichaft und über den Verbleib der Erb- 
Ichaftsgegenftände Auskunft zu ertheilen. 

Die gleiche Verpflichtung Hat, wer, ohne Erbſchafts— 
befiger zu fein, eine Sache aus dem Nachlaß in Bejig nimmt, 
bevor der Erbe den Beſitzz thatjächlic ergriffen Hat. 

BL» 
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$. 2028. 


Wer ſich zur Zeit des Erbfall3 mit dem Erblaffer in 
häuslicher Gemeinſchaft befunden hat, ift verpflichtet, dem 
Erben auf Verlangen Auskunft darüber zu ertheilen, welche 
erbichaftliche Gejchäfte er geführt Hat und was ihm über den 
Berbleib der Erbichaftsgegenftände befannt ift. 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt ertheilt worden ift, jo hat der 
Berpflichtete auf Verlangen des Erben den Offenbarungseid 
dahin zu leiften: 

daß er feine Angaben nach beitem Wiſſen jo voll» 
ftändig gemacht habe, al3 er dazu im Stande jei. 

Die Vorjchriften des 8. 259 Abſ. 3 und des 8. 261 
finden Anwendung. 

8. 2029. 


Die Haftung de3 Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt ſich auch 
gegenüber den Anſprüchen, die dem Erben in Anſehung der 
einzelnen Erbſchaftsgegenſtände zuſtehen, nach den Vorſchriften 
über den Erbſchaftsanſpruch. 


S. 2030. 


Mer die Erbichaft durch Vertrag von einem Erbichafts- 
befiger erwirbt, fteht im Berhältnifje zu dem Erben einem 
Erbichaftsbefiger gleich. 

$. 2031. 


Ueberlebt eine für todt erklärte Perſon den Zeitpunkt, der 
als Zeitpunkt ihres Todes gilt, jo fann fie die Herausgabe 
ihres Vermögen? nad) den für den Erbichaftsanipruch 
Vorſchriften verlangen. Solange der für tobt 

rklärte noch lebt, wird die Verjährung feines Anjpruchs 

nicht dor dem Ablauf eine Jahres nad) dem Zeitpunfte 
— in welchem er von der Todeserklärung Kenntniß 
erlangt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne 
Todeserklärung mit Unrecht angenommen worden iſt. 
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Vierter Titel. 
Mehrheit von Erben. 
I. Redhtsverhältnig der Erben unter einander. 
S. 2032. 
Hinterläßt der Erblafjer mehrere Erben, jo wird der 
Nachlaß gemeinjchaftliches Vermögen der Erben. 


Bis zur Auseinanderjegung gelten die Vorjchriften der 
88. 2033 bi3 2041. 
$. 2033. 


Jeder Miterbe kann über feinen Antheil an dem Nach— 
lafje verfügen. Der Vertrag, dur) den ein Miterbe über 
feinen Antheil verfügt, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 

Ueber jeinen Antheil an den einzelnen Nachlaßgegenftänden 
fann ein Miterbe nicht verfügen. 


$. 2034. 

Berfauft ein Miterbe feinen Antheil an einen Dritten, fo 
find die übrigen Miterben zum Vorfaufe berechtigt. 

Die Sit für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt 
zwei Monate. Das BVorfaufsrecht ift vererblich. 

$. 2035. 

Iſt der verkaufte Antheil auf den Käufer übertragen, jo 
fönnen die Miterben das ihnen nad) 8. 2034 dem Berfäufer 
gegenüber el ae Borkaufsreht dem Käufer gegenüber 
ausüben. Dem Verkäufer — erliſcht das Vorkaufsrecht 
mit der Uebertragung des Antheils. 

Der Verkäufer hat die Miterben von der Uebertragung 
unverzüglich zu benachrichtigen. 


g. 2036. 


Mit der Uebertragung des Antheils auf die Miterben 
wird der Käufer von der Haftung für die Nachlaßverbind— 
lichkeiten frei. Seine Haftung bleibt jedoch beſtehen, ſoweit 
er den Nachlaßgläubigern nach den 88. 1978 bis 1980 ver— 
antwortlich iſt; die Vorſchriften der 88. 1990, 1991 finden 
entſprechende Anwendung. 
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$. 2037. 
Ueberträgt der Käufer den Antheil auf einen Anderen, fo 
finden die VBorjchriften der 88. 2033, 2035, 2036 entjprechende 
Anwendung. 


$. 2038. 

Die Verwaltung des Nachlafjes fteht den Erben ge- 
meinjchaftlich zu. Jeder Miterbe ift den anderen gegenüber 
verpflichtet, zu Maßregeln mitzumirfen, die zur ordnungs— 
mäßigen Verwaltung erforderlich find; die zur Erhaltung 
nothmwendigen Maßregeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung 
der anderen treffen. 

Die Vorjchriften der 88. 743, 745, 746, 748 finden An- 
wendung. Die Theilung der Früchte erfolgt erft bei der Aus- 
einanderjegung. ft die Auseinanderjegung auf längere Beit 
al3 ein Jahr ausgeichloffen, jo kann jeder Miterbe am 
Schluffe jedes Jahres die Theilung des Reinertrags verlangen. 


$. 2039. 

Gehört ein Anspruch zum Nachlaffe, jo kann der Ber- 
pflichtete nur an alle Erben gemeinschaftlich leiſten und jeder 
Miterbe nur die Leiftung an alle Erben fordern. Jeder 
Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu leiſtende 
Sade für alle Erben Hinterlegt oder, wenn fie fich nicht zur 
Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Ver— 
wahrer abliefert. 


. 2040. 
Die Erben können über einen Nachlaßgegenftand nur 
gemeinschaftlich verfügen. 
Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann 
der Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben 
zuftehende Forderung aufrechnen. 


Was auf Grund eined zum Nachlafje gehörenden Rechtes 
oder als Erſatz für die Zerftörung, Beſchädigung oder Ent- 
ziehung eines Nachlaßgegenftande® oder durch ein Necht3- 
geichäft erworben wird, das fich auf den Nachlaß bezieht, 
gehört zum Nachlaſſe. Auf eine durch ein ſolches Rechts— 
geichäft erworbene Forderung findet Die VBorjchrift des 8. 2019 
Abſ. 2 Anwendung. 
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$. 2042. 


Seder Miterbe Tann jederzeit die Auseinanderjegung 
verlangen, ſoweit fich nicht aus den 88. 2043 bis 2045 ein 
Anderes ergiebt. 

Die Vorjchriften des $. 749 Abi. 2, 3 und der 8$. 750 
bis 758 finden Anwendung. 


$. 2043. 


Soweit die Erbtheile wegen der zu erwartenden Geburt 
eine3 Miterben noch unbeftimmt find, ift die Augseinander- 
jegung bis zur Hebung der Unbejtimmtheit ausgejchloffen. 

Das Gleiche gilt, ſoweit die Erbtheile deshalb noch un- 
beitimmt find, weil die Entjcheidung über eine Ehelichfeit3- 
erklärung, über die Beftätigung einer Annahme an Kindes- 
ftatt oder über die Genehmigung einer vom Erblafjer er- 
richteten Stiftung noch ausfteht. 


$. 2044. 


Der Erblafjer kann durch letztwillige Verfügung die 
Auseinanderjegung in Anſehung des Nachlafjeg oder ein- 
zelner — egenſtände ausſchließen oder von der Ein— 
haltung einer Kündigungsfriſt abhängig machen. Die Vor— 
ſchriften des 8. 749 Abſ. 2, 3, der 88. 750, 751 und des 
8. 1010 Abi. 1 finden entjprechende Anwendung. 

Die Verfügung wird unwirkſam, wenn dreißig Jahre 
jeit dem Eintritte des Erbfalld verftrichen find. Der Erb- 
lajjer Tann jedoch anordnen, daß die Verfügung bis zum 
Eintritt eines bejtimmten Ereignifje® in der Perjon eines 
Miterben oder, fall3 er eine Nacherbfolge oder ein Ber- 
mächtniß anordnet, bis zum Eintritte der Nacherbfolge oder 
bi3 zum Anfalle des Vermächtnijjes gelten joll. ft der 
Miterbe, in deſſen Perſon das Ereigniß eintreten ſoll, eine 
juriftifche Perſon, fo bewendet e3 bei der dreißigjährigen Frift. 

$. 2045. 

Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinander- 
jegung bis zur DVeendigung des nad) $. 1970 zuläfligen 
Aufgebotöverfahrend oder bi8 zum Ablaufe der im $. 2061 
beftimmten Anmeldungsfrift aufgejchoben wird. Sit das 
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Aufgebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Aufforde- 
rung nad) $. 2061 noch nicht erlaffen, jo kann der Aufichub 
nur verlangt werden, wenn unverzüglid der Antrag geftellt 
oder die Aufforderung erlafjfen wird. 


$. 2046. 


‚.. Aus dem Nachlafje find zunächſt die Naclaßverbind- 
lichfeiten zu berichtigen. St eine Nachlaßverbindlichfeit noch 
nicht fällig oder ift fie ftreitig, jo ift das zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten. 

Fällt eine Nacdjlaßverbindlichkeit nur einigen Miterben 
* Laſt, ſo können dieſe die Berichtigung nur aus dem ver— 
angen, was ihnen bei der Auseinanderſetzung zukommt. 

Zur Berichtigung iſt der Nachlaß, ſoweit erforderlich, in 
Geld umzuſetzen. 

$. 2047. 

Der nad) der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
verbleibende Weberjchuß gebührt den Erben nad) dem Ver— 
hältniffe der Erbtheile. 

Schriftſtücke, die ſich auf die perfönlichen Verhältniſſe 
de3 Erblafjers, auf deffen Familie oder auf den ganzen Nach— 
laß beziehen, bleiben gemeinjchaftlich. 


$. 2048. 


Der Erblafjer kann durch letztwillige Verfügung An- 
ordnungen für die WAuseinanderjegung treffen. Er Tann 
insbejondere anordnen, daß die Auseinanderjegung nad 
dem billigen Ermefjen eines Dritten erfolgen fol. Die von 
dem Dritten auf Grund der Anordnung getroffene Bejtimmung 
ift für die Erben nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig 
ijt; die Beſtimmung erfolgt in diefem Falle durch Urtheil. 


$. 2049. 

Hat der Erblaffer angeordnet, daß einer der Miterben 
das Recht haben joll, ein zum Nachlafje gehörende Landgut 
zu übernehmen, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß das Land- 
gut zu dem Ertragswerth angejegt werden fol. 
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Der Ertragdwerth beftimmt fich nach dem NReinertrage, 
den das Landgut nach feiner bisherigen wirthichaftlichen Be— 
ftimmung bei ordnungsmäßiger Bewirthichaftung nachhaltig 
gewähren kann. 


§. 2050. 

Abkömmlinge, die als gejegliche Erben zur Erbfolge ge- 
langen, find verpflichtet, dasjenige, was fie von dem Exbfaffer 
bei dejjen Lebzeiten als Austattung erhalten haben, bei der 
Auseinanderjegung unter einander zur Ausgleihung zu 
bringen, joweit nicht der Erblafjer bei der Zumendung eın 
Anderes angeordnet hat. 

Zujhüfje, die zu dem Zwecke gegeben worden find, al3 
Einkünfte verwendet zu werden, ſowie Aufwendungen für die 
Borbildung zu einem Berufe find injomweit zur Ausgleichung 
zu bringen, al3 fie das den Vermögensverhältniffen des Erb- 
lajjerd entjprechende Maß überjtiegen haben. ‚ 

Andere Zumendungen unter Lebenden find zur Aus. 
gleihung zu bringen, wenn der Erblafjer bei der Zumendung 
die Ausgleichung angeordnet hat. 


$. 2051. 


Fällt ein Ablömmling, der ald Erbe zur Ausgleihung 
verpflichtet fein würde, vor oder nach dem Erbfalle weg, jo 
ift wegen der ihm gemachten Zumendungen der an jeine Stelle 
tretende Ablömmling zur Ausgleichung verpflichtet. 

Hat der Erblajfer für den megfallenden Abkömmling 
einen Erjagerben eingejegt, jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß diejer nicht mehr erhalten joll, al3 der Abkömmling unter 
Berüdfihtigung der Ausgleichungspflicht erhalten würde. 


$. 2082. 


Hat der Erblaffer die Abkömmlinge auf dasjenige ala 
Erben eingejegt, mas fie als —— Erben erhalten würden, 
oder hat er ihre Erbtheile ſo beſtimmt, daß ſie zu einander 
in demſelben Verhältniſſe ſtehen wie die geſetzlichen Erbtheile, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge nach 
den 88. 2050, 2051 zur Ausgleichung verpflichtet ſein ſollen. 
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$. 2053. 


Eine Zuwendung, die ein entfernterer Ablömmling vor 
dem Wegfalle des ıhn von der Erbfolge ausfchließenden 
näheren Abkömmlinges oder ein an die Stelle eines Abkömm— 
linges al3 Erjagerbe tretender Ablömmling von dem Erb- 
lafjer erhalten. Hat, iſt nicht zur Ausgleichung zu bringen, 
e3 fei denn, daß der Erblafjer bei der Zuwendung die Aus- 
gleihung angeordnet Hat. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Ablömmling, bevor er Die 
rechtliche Stellung eines jolchen erlangt Hatte, eine Zumen- 
dung von dem Erblajjer erhalten Hat. 


$. 2054. 


Eine Zumendung, die aus dem Gejammtgute der all 
gemeinen Gütergemeinfchaft, der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
oder der Fahrnißgemeinſchaft erfolgt, gilt als von jedem ber 
Ehegatten zur Hälfte gemadt. Die Zumendung gilt jedoch, 
wenn fie an einen Abkömmling erfolgt, der nur von einem 
der Ehegatten abjtammt, oder wenn einer der Ehegatten 
wegen der Zumwendung zu dem Gejammtgut Erjaß zu leiften 
hat, ald von diefem A atten gemacht. 

Diefe Vorjchriften finden auf eine Zuwendung aus dem 
Gejammtgute der fortgejegten Gütergemeinjchaft entiprechende 
Anwendung. 


$. 2055. 


Bei der Auseinanderjegung wird jedem Miterben der 
Werth der Zuwendung, die er zur Ausgleichung zu bringen 
dat, auf feinen Erbtheil angerechnet. Der Werth der ſämmt— 
ihen Zuwendungen, die zur Ausgleihung zu bringen find, 
wird dem Pachlatte hinzugerechnet, joweit Dieter den Miterben 
zufommt, unter denen die Ausgleichung ftattfindet. 

Der Werth bejtimmt fich nach der Zeit, zu der die Zu— 
wendung erfolgt ift. 

$. 2056. 


Hat ein Miterbe durch die Zumendung mehr erhalten, ala 
ihm bei der Auseinanserjegung zufommen würde, fo ift er 
zur Herauszahlung der Mehrbetragd nicht verpflichtet. Der 
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Nachlaß wird in einem folchen Falle unter die übrigen Erben 
in der Weije getheilt, daß der Werth der Zumendung und 
der Erbtheil des Miterben außer Anja bleiben. 


$. 2057. 

Jeder Miterbe iſt verpflichtet, den übrigen Erben auf 
Verlangen Auskunft über die Zuwendungen zu ertheilen, Die 
er nad) den 88. 2050 bis 2053 zur Ausgleihung zu bringen 
hat. Die Vorjchriften der 88. 260, 261 über die Verpflic)- 
tung zur Reiftung des Offen barungseids finden entſprechende 
Anwendung. 


I. Rechtsverhältniß zwiſchen den Erben und den Nadhlaf- 
gläubigern. 


$. 2058. 


Die Erben Haften für die gemeinjchaftlihen Nachlak- 
verbindlichfeiten al3 Gefammtjchuldner. 


$. 2059. 


Bis zur Theilung des Nachlaſſes kann jeder Miterbe die 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, 
da3 er außer jeinem Antheil an dem Nachlafje hat, verweigern. 
Haftet er für eine Nachlafverbindlichkeit unbeſchränkt, jo fteht 
ihm dieſes Recht in Anſehung des jeinem Erbtheil entiprechen- 
den Theile der Verbindlichkeit nicht zu. 

Das Recht der Nachlakgläubiger, die Befriedigung aus 
dem ungetheilten Nachlajje von Fämmtlichen Miterben zu 
verlangen, bleibt unberührt. 


$. 2060. 


Nad) der Theilung des Nachlafje haftet jeder Miterbe 
nur für den feinem Erbtheil entjprechenden Theil einer Nach— 
laßverbindlichkeit: 

4. wenn der Gläubiger im Aufgebot3verfahren ausgejchloffen 
it; dad Aufgebot erjtredt ſich inſoweit auch auf die 
m 8.1972 bezeichneten Gläubiger jowie auf die Gläu- 

denen * Miterbe unbeſchränkt haftet; 
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2. wenn der Gläubiger feine Forderung jpäter al3 fünf 
Sahre nach dem im $. 1974 Abj. 1 beitimmten Beit- 
punfte geltend macht, e3 ſei denn, daß die Forderung 
vor dem Ablaufe der fünf Jahre dem Miterben befannt 
geworden oder im Aufgebot3verfahren angemeldet wor- 
den ift; die Vorjchrift findet feine Anwendung, ſoweit 
der Gläubiger nach $. 1974 von dem Aufgebote nicht 
betroffen wird; 

3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Vertheilung 
der ne oder durch Zwangsvergleich beendigt wor— 
den ift. 


$. 2061. 

Seder Miterbe kann die Nachlaßgläubiger öffentlich auf- 
fordern, ihre Forderungen binnen ſechs Monaten bei ihm 
oder bei dem Nacjlaßgericht anzumelden. Iſt die Auffor- 
derung erfolgt, jo haftet nach der Theilung jeder Miterbe 
nur für den feinem Erbtheil entiprechenden Theil einer For— 
derung, joweit nicht vor dem Ablaufe der Frift die Anmeldung 
erfolgt oder die Forderung ihm zur Beit der Theilung be- 
fannt ift. 

Die Aufforderung iſt durch den Deutichen Reichsanzeiger 
und durd das für die Bekanntmachungen des Nachlaßgerichts 
beftimmte Blatt zu veröffentlichen. Die Frift beginnt mit 
der legten Einrüdung. Die Koften fallen dem Erben zur 
Laſt, der die Aufforderung erläßt. 


8. 2062. 
Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von den 
Erben nur A en beantragt werden; fie ift aus- 
geihlojjen, wenn der Nachlaß getheilt ift. 


$. 2063. 

Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben 
fommt auch den übrigen Erben zu Gtatten, fomweit nicht ihre 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt ift. 

Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber 
auf die Beichränfung feiner Haftung auch dann berufen, 


* er den anderen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt 
aftet. 
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Dritter Abjchnitt. 
Teſtament. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


$. 2064. 


Der Eıblafjer kann ein Teftament nur perjönlich er» 
richten. 
S. 2065. 


Der Erblaſſer kann eine Iegtwillige Verfügung nicht in 
der Weije treffen, daß ein Anderer zu beftimmen hat, ob jie 
gelten oder nicht gelten joll. 

Der Erblaffer kann die Beftimmung der Perjon, Die 
eine Zumendung erhalten fol, jowie die Beftimmung des 
Gegenjtandes der Zuwendung nicht einem Anderen überlajjen. 


$. 2066. 

Hat der Erblafjer feine gejeglichen Erben ohne nähere 
Beſtimmung bedacht, jo find diejenigen, welche zur Zeit des 
Erbfalls feine gejeglichen Erben jein würden, nach dem Ber- 
hältniß ihrer gejeglichen Erbtheile bedacht. Zt die Zuwendung 
unter einer aufichtebenden Bedingung oder unter Beftimmung 
eines Anfangstermind gemacht und tritt die Bedingung oder 
der Termin en nad) dem Erbfall ein, jo find im Zweifel 
diejenigen als bedacht anzufehen, welche die gejeglichen Erben 
fein würden, wenn der Erblajjer zur Zeit des Eintritt3 der 
Bedingung oder des Termind geftorben märe. 


$. 2067. 


Hat der Erblaffer feine Verwandten oder feine nächſten 
Verwandten ohne nähere Beftimmung bedadht, jo find im 
Bweifel diejenigen Berwandten, welche zur Zeit des Erbfalls 
jeine gejeglichen Erben fein würden, al3 nad) dem Berhältniß 
ihrer gejeglichen Erbtheile bedacht anzufehen. Die Vorfchrift 
des 8. 2066 Sa 2 findet Anwendung. 
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8. 2068. 


Hat der Erblafjer feine Kinder ohne nähere Beftimmung 
bedacht und ift ein Kind vor der Errichtung des Teftaments 
mit Hinterlafjung von Ablömmlingen geftorben, jo ift im 
Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge inſoweit bedacht 
find, als jie bei der gejeßlichen Erbfolge an die Stelle des 
Kindes treten würden. 

8. 2069. 

Hat der Erblaffer einen feiner Abkömmlinge bedacht 
und fällt diefer nad) der Errichtung des Teftament3 weg, 
fo ift im Bmeifel anzunehmen, daß dejjen Abkömmlinge in- 
ſoweit bedacht find, als fie bei der gejeglichen Erbfolge an 
deſſen Stelle treten würden. 


$. 2070. 

Hat der Erblafjer die Abkömmlinge eine Dritten ohne 
nähere Beftimmung bedacht, jo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß diejenigen Abkömmlinge nicht bedacht find, welche zur 
Beit des Erbfalld oder, wenn die Zumendung unter einer 
aufichiebenden Bedingung oder unter Beitimmung eines 
Anfangstermind gemadt ift und die Bedingung oder der 
Termin erft nad) dem Erbfall eintritt, zur Zeit des Ein- 
tritt3 der Bedingung oder de3 Termind nod nicht er- 


zeugt find. 
$. 2071. 


Hat der Erblaffer ohne nähere Beftimmung eine Klaſſe 
von Perjonen oder Perfonen bedacht, die zu ihm in einem 
Dienft- oder —— — ſtehen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß diejenigen bedacht ſind, welche zur Zeit 
des Erbfalls der bezeichneten Klaſſe angehören oder in dem 
bezeichneten Verhältniſſe ſtehen. 


$. 2072. 

Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Beſtimmung 
bedacht iſt im Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche 
Armenkaſſe der Gemeinde, in deren Bezirk er ſeinen letzten 
Wohnſitz gehabt hat, unter der Auflage bedacht iſt, das 
Zugewendete unter Arme zu vertheilen. 
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$. 2073. 

Hat der Erblafjer den Bedachten in einer Weije bezeichnet, 
die auf mehrere Perjonen paßt, und läßt fih nicht er- 
mitteln, wer von ihnen bedacht werden jollte, jo gelten jie 
al3 zu gleichen Theilen bedacht. 


$. 2074. 


Hat der Erblafjer eine Tebtmwillige ee unter 
einer aufjchiebenden Bedingung gemacht, jo ift im Zweifel 
rn daß die Zuwendung nur gelten joll, wenn der 
Bedachte den Eintritt der Bedingung erlebt. 


$. 2075. 


Hat der Erblafjer eine letztwillige Zumwendung unter 
der Bedingung gemacht, daß der Bedachte während eines 
Beitraum3 von unbejtimmter Dauer etwas unterläßt oder 
fortgejeßt thut, jo ift, wenn das Unterlafjen oder da3 Thun 
lediglich in der Willfür des Bedachten liegt, im Zweifel an- 
zunehmen, daß die Zuwendung von der auflöjenden Be- 
dingung abhängig fein fol, daß der Bedachte die Handlung 
vornimmt oder dad Thun unterläßt. 


$. 2076. 


Bezwedt die Bedingung, unter der eine lebtwillige Zu- 
wendung gemacht ift, den Vortheil eines Dritten, jo gilt fie 
im Zweifel al3 eingetreten, wenn der Dritte die zum Eintritte 
der Bedingung erforderliche Mitwirkung verweigert. 


$. 2077. 

Eine legtwillige Verfügung, durch die der Erblafjer feinen 
Ehegatten bedacht Hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe nichtig 
oder wenn fie vor dem Tode des ge aufgelöft worden 
ift. Der Auflöfung der Ehe Steht e3 gleich, wenn der Erblafjer 
zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Verjchuldens des 
Ehegatten zu Elagen berechtigt war und die Klage auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft erhoben Hatte. 

Eine legtwillige Verfügung durch) die der Erblaſſer 
jeinen Berlobten bedacht hat, ift unmwirffam, wenn das Ber- 
löbniß vor dem Tode des Erblajjerd aufgelöjt worden it. 
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Die Verfügung ift nicht unwirkſam, wenn anzune — 
iſt, daß der Erblaſſer ſie auch für einen ſolchen Fa 
troffen haben würde. 

$. 2078. 


Eine Tegtwillige Verfügung kann angefochten werden, 
fomeit der Erblafjer über den Inhalt feiner Erklärung im 
Irrthume war oder eine Erklärung dieſes — überhaupt 
nicht abgeben wollte und anzunehmen iſt, daß er die Er— 
klärung bei Kenntniß der Sachlage nicht abgegeben haben würde. 

Das Gleiche 666 ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung 
durch die irrige Annahme oder Erwartung des Eintritts 
oder Nichteintritts eined Umſtandes oder miderrechtlich durch 
Drohung beflimmt worden ift. 

Die Vorſchriften des 8. 122 finden feine Anwendung. 


$. 2079. 

Eine legtwillige Verfügung kann angefochten werden, 
wenn der Erblafjer einen zur Zeit des Erbfalld vorhandenen 
PflichttHeiläberechtigten übergangen Hat, dejjen Vorhandenjein 
ihm bei der a. der Verfügung nicht befannt war 
oder der erſt nad) der Errichtung geboren oder pflichttheils- 
berechtigt geworden ift. Die Anfechtung ift ausgeichlofjen, 
joweit anzunehmen ift, daß der Erblafjer auch bei Kenntniß 
der Sadjlage die — — haben würde. 


2080. 

Zur Anfechtung iſt An berechtigt, welchem die Auf- 
hebung der leßtwilligen Verfügung unmittelbar zu Gtatten 
fommen würde. 

Bezieht ich in den Fällen bed 8. 2078 der Irrthum 
nur auf eine bejtimmte Berjon und ift dieje anfechtung3- 
— oder würde ſie anfechtungsberechtigt ſein, wenn ſie 

t Beit des Erbfalls Bene hätte, jo ift ein Anderer zur 

—— nicht berechtigt. 

Im Falle des 8. 2079 fteht das Anfechtungsrecht nur 

dem PflichttHeilsberechtigten zu. 


$. 2081. 
Die Anfechtung einer legtwilligen Verfügung, durch Die 
ein Erbe eingejegt, ein gejeglicher Erbe von der Erbfolge 
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ausgejchloffen, ein Teftament3volljtreder ernannt oder eine 
Verfügung folder Art aufgehoben wird, erfolgt dur Er- 
Härung gegenüber dem Nachlaßgerichte. 

Das Nachlaßgericht joll die Anfechtungserflärung dem- 
jenigen mittheilen, welchem die angefochtene Verfügung un- 
mittelbar zu Gtatten fommt. Es hat die Einfidht der Er- 
Härung Jedem zu geftatten, der ein rechtliche8 Intereſſe 
glaubhaft madıt. 

Die Vorichrift des Abſ. 1 gilt auch für die Anfech- 
tung einer legtmwilligen Verfügung, durch die ein Recht für 
einen Anderen nicht begründet wird, insbejondere für die 
Unfechtung einer Auflage. 

$. 2082. 

Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen. 

Die Frijt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß 
erlangt. Auf den Lauf der Frijt finden die für die Ver— 
jährung geltenden Vorſchriften der 88. 203, 206, 207 ent- 
jprechende Anwendung. 

Die Anfechtung ift ausgejchloffen, wenn jeit dem Erb» 
falle dreißig Jahre verjtrichen jind. 


$. 2083. 

Sit eine letztwillige Verfügung, durch die eine Ver— 
pflihtung zu einer Leiftung begründet wird, anfechtbar, jo 
fann der Bejchwerte die Leijtung verweigern, auch wenn die 
Unfehhtung nad) $. 2082 ausgejchlofjen ift. 


$. 2084. 
Läßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verjchie- 
dene Auslegungen zu, jo ift im Zweifel diejenige Auslegung 
vorzuziehen, bei welcher die Verfügung Erfolg Haben kann. 


$. 2085. 

Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in einem Tefta- 
ment enthaltenen Verfügungen Hat die Unmwirffamfeit der 
übrigen Verfügungen nur zur Folge, wenn anzunehmen ift, 
daß der Erblajjer diefe ohne die unwirkſame Verfügung nicht 
getroffen haben würde. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 32 
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8. 2086. 

Sit einer letztwilligen Verfügung der Vorbehalt einer 
Ergänzung beigefügt, die Ergänzung aber unterblieben, jo 
ift die Verfügung wirkſam, jofern nicht anzunehmen ift, daß 
die Wirkſamkeit von der Ergänzung abhängig jein jollte. 


Zweiter Titel, 
Erbeinfegung. 


g. 2087. 


Hat der Erblafjer fein Vermögen oder einen Bruchtheil 
feines Vermögen? dem Bedachten zugemwendet, jo iſt Die 
Verfügung als Erbeinjegung anzujehen, auch wenn der 
Bedachte nicht als Erbe bezeichnet it. 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenftände zuge- 
wendet, jo ift im Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe 
jein joll, auch wenn er als Erbe bezeichnet ift. 


$. 2088. 


Hat der Erblaffer nur einen Erben eingejegt und die Ein- 
ſetzung auf einen Bruchtheil der Erbichaft beſchränkt, jo tritt 
in Anfehung des übrigen Theile die gejegliche Erbfolge ein. 

Das Gleiche gilt, wenn der Erblajjer mehrere Erben 
unter Beichränfung eines jeden auf einen sl eingeſetzt 
hat und die Bruchtheile das Ganze nicht erſchöpfen. 


$. 2089. 

Sollen die eingejegten Erben nad) dem Willen des Erb- 
lafjer3 die alleinigen Erben jein, jo tritt, wenn jeder von 
ihnen auf einen Bruchtheil der Erbſchaft eingejegt ift und Die 
Bruchtheile das Ganze nicht erjchöpfen, eine verhältnigmäßige 
Erhöhung der Bruchtheile ein. 

$. 2090. 

Sit jeder der eingejegten Erben auf einen Bruchtheil 
der Erbichaft eingejegt und überfteigen die Bruchtheile das 
—— tritt eine verhältnißmäßige Minderung der Bruch— 

eile ein. 
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S. 2091. 

Sind mehrere Erben eingejegt, ohne daß die Erbtheile 
bejtimmt find, jo find fie zu gleichen Theilen eingejeßt, ſoweit 
ji nicht aus den 88. 2066 bis 2069 ein Anderes ergiebt. 

$. 2092. 

Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchtheile, die 
anderen ohne Bruchtheile eingeſetzt, jo erhalten die legteren 
den freigebliebenen Theil der Erbichaft. 

Erſchöpfen die beitimmten Bruchtheile die Erbichaft, fo 
tritt eine verhältnigmäßige Minderung der Bruchtheile in der 
Weile ein, daß jeder der ohne Bruchtheile eingejegten Erben 
jo viel erhält wie der mit dem geringjten Bruchtfeife be- 
dachte Erbe. 

$. 2093. 

Sind einige von mehreren Erben auf einen und den- 
jelben Bruchtheil der Erbichaft eingeſetzt (gemeinjchaftlicher 
Erbtheil), jo finden in Anſehung des gemeinjchaftlichen Erb- 
theild3 die Vorſchriften der 88. 2089 bis 2092 entiprechende 
Anwendung. 

$. 2094. 

Sind mehrere Erben in der Weije eingejeßt, daß. fie die 
gejegliche Erbfolge ausſchließen, und fällt einer der Erben 
bor oder nad) dem Eintritte des Erbfall3 weg, jo wächſt deffen 
Erbtheil den übrigen Erben nad) dem Berhältniß ihrer Erb- 
theile an. Sind einige der Erben auf einen gemeinjchaftlichen 
Erbtheil eingejeßt, jo tritt die Anwachſung zunächſt unter 
ihnen ein. 

Sit durch die Erbeinfegung nur über einen Theil der 
Erbichaft verfügt und findet in Anjehung des übrigen Theiles 
die gejegliche Erbfolge ftatt, jo tritt die Anwachſung unter 
den eingejegten Erben nur ein, joweit fie auf einen gemein- 
ichaftlichen Erbtheil eingejegt find. 

Der Erblafjer kann die Anwachſung ausjchließen. 


$. 2995. 

Der durch Anwachjung einem Erben anfallende Erbtheil 
gilt in Anjehung der Vermächtniffe und Auflagen, mit denen 
diejer Erbe oder der mwegfallende Erbe bejchwert ift, ſowie in 
Anjehung der Ausgleichungspflicht al3 bejonderer Erbtheil. 

32 + 
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8. 2096. 

Der Erblaffer fann für den Fall, daß ein Erbe vor oder 
nad) dem Eintritte des Erbfalls wegfällt, einen Anderen ala 
Erben einjegen (Erjaberbe). 

$. 2097. 

St Jemand für den Fall, daß der zunächit berufene 
Erbe nicht Erbe fein kann, oder für den Fall, daß er nicht 
Erbe jein will, al3 Erjagerbe eingejegt, jo ift im Zweifel 
anzunehmen, daß er für beide Fälle emgeſeht iſt. 


§. 2098. 

Sind die Erben gegenſeitig oder ſind für einen von ihnen 
die übrigen als Erſatzerben eingeſetzt, jo iſt im Zweifel an- 
zunehmen, daß ſie nach dem Verhaͤllniß ihrer Erbtheile als 
Crfagerben eingejegt find. 

Sind Die Erben gegenfeitig al3 Erjaßerben eingejeßt, jo 
* Erben, die auf einen gemeinſchaftlichen Erbtheil ein- 
gejet find, im Zmeifel al3 Erjagerben für diejen Erbtheil den 
anderen vor. 
8. 2099. 

Das Recht des Erjagerben geht dem Anwachjungs- 

rechte vor. 


Dritter Titel. 
Einfekung eines Nacherben. 


$. 2100. 

Der Erblaffer kann einen Erben in der Weije einjeßen, 
daß diejer erft Erbe wird, nachdem zunächjt ein Anderer Erbe 
geworden ift (Nacherbe). 

g. 2101. 

Iſt eine zur Beit des Erbfall3 noch nicht erzeugte Per— 
jon al3 Erbe eingejegt, jo ift im Bmeifel anzunehmen, daß 
fie als Nacherbe eingefeßt iſt. Entſpricht es nicht dem Willen 
des Erblaſſers, daß der Eingeſetzte Nacherbe werden ſoll, ſo 
iſt die Einſetzung unwirkſam. 
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Das Gleiche gilt von der Einſetzung einer juriftifchen 
Perſon, die erjt nad) dem Erbfalle zur Entjtehung gelangt; 
die Vorſchrift des 8. 84 bleibt unberührt. 


$. 2102. 


Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die 
Einjegung al3 Erjaberbe. 

Iſt zweifelhaft, ob Jemand al3 Erjagerbe oder al3 Nach— 
erbe eingejet ijt, jo gilt er al3 Erjagerbe. 


$. 2103. 


Hat der Erblaffer "angeordnet, daß der Erbe mit dem 
Eintritt eines beftimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes die 
Erbſchaft einem Anderen herausgeben ſoll, ſo iſt anzunehmen, 
daß der Andere als Nacherbe eingeſetzt iſt. 


$. 2104. 


Hat der Erblajjer angeordnet, daß der Erbe nur bis zu 
dem Eintritt eines beftimmten Zeitpunkts oder Creignifjes 
Erbe jein joll, o 1 zu bejtimmen, wer alsdann die Erb- 
haft erhalten joll, jo ift anzunehmen, daß als Nacherben 
Diejenigen eingefet jind, welche Die efeßlichen Erben des 
Erblafiers jein würden, wenn er zur Beit des Eintritt3 des 
Beitpunft3 oder de3 Ereignifies ejtorben wäre. Der Fiskus 
ang nicht zu den gefeglichen Erben im Sinne diejer Vor— 


chrift. 
§. 2105. 

Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der eingeſetzte Erbe 
die Erbſchaft erſt mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeit- 
punkts oder Ereignifjes erhalten joll, ohne zu bejtimmen, wer 
bi3 dahin Erbe fein joll, jo find die gejeglichen Erben de3 
Erblafjerd die Vorerben. 

Da3 Gleiche gilt wenn die Perjönlichkeit des Erben durd) 
ein erjt nad dem Erbfall eintretendes3 Ereigniß bejtimmt 
werden joll oder wenn die Einjegung einer zur Zeit des 
Erbfall3 noch nicht erzeugten Perjon oder einer zu dieſer 
Zeit noch nicht entjtandenen juriftiichen Perſon als Erbe nad) 
8. 2101 al3 Nacherbeinfegung anzujehen ift. 


* 
J 
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$. 2106. 

Hat der Erblafjer einen Nacherben eingejeßt, ohne den 
Beitpunft oder das Ereigniß zu bejtimmen, mit dem die 
Nacherbfolge eintreten ſoll, jo fällt die Erbichaft dem Nach— 
erben nach dem Tode des Vorerben an. 

Sit die Einjegung einer noch nicht erzeugten Perſon als 
Erbe nad) 8. 2101 Abi. 1 als Nacherbeinjegung anzujehen, 
jo fällt die Erbichaft dem Nacherben mit deſſen Geburt an. 
sm Falle des $. 2101 Abſ. 2 tritt der Anfall mit der Ent- 
ftehung der juriftiichen Perſon ein. 


8. 2107. 

Hat der Erblafjer einem Abkömmlinge, der zur Beit der 
Errichtung der letztwilligen Verfügung feinen Abkömmling 
hat oder von dem der Erblaffer zu diejer Zeit nicht weiß, 
daß er einen Abkömmling hat, für die Zeit nad) dejjen Tode 
einen Nacherben beftimmt, jo ift anzunehmen, daß der Nach- 
erbe nur für den Fall eingefegt ift, daß der Ablömmling ohne 
Nachkommenſchaft ftirbt. 

$. 2108. 

Die Vorjchriften des 8. 1923 finden auf die Nacherbfolge 
entiprechende Anmwendung. 

Stirbt der eingejegte Nacherbe vor dem Eintritte des 
Falles der Nacherbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, 
jo geht fein Recht auf feine Erben über, jofern nicht ein an- 
derer Wille des Erblafjerd anzunehmen ift. Iſt der Nacherbe 
unter einer aufjchiebenden Bedingung eingejegt, jo bewendet 
es bei der Vorſchrift des $. 2074. 

§. 2109. 

Die Einfegung eines Nacherben wird mit den Ablaufe 
von dreißig Jahren nad) dem Erbfall unwirkfam, wenn nicht 
vorher der Fall der Nacherbfolge eingetreten ift. Sie bleibt 
auch nach diejer Zeit wirkſam: 

1. wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet ijt, daß 
in der Perjon des Vorerben oder des Nacherben ein 
beſtimmtes Ereigniß eintritt, und derjenige, in deſſen 
Perſon das Ereigniß eintreten joll, zur Bett des Erb- 
tallö lebt; 
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2. wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den 
Tal, daß ihm ein Bruder oder eine Schwefter geboren 
wird, der Bruder oder die Schweiter als Nacherbe be- 
ftimmt ift. 

Iſt der Borerbe oder der Nacherbe, in deſſen Perjon 
da3 Ereigniß eintreten joll, eine juriftiiche Perjon, jo be- 
wendet es bei der dreißigjährigen Frift. 


$. 2110. 


Das Recht des Nacherben erjtredt fich im Zweifel auf 
einen Erbtheil, der dem Vorerben in Folge des Wegfalls eines 
Miterben anfällt. 

Das Recht des Nacherben erftredt ſich ım Zweifel nicht 
auf ein dem Vorerben zugewendetes Vorausvermächtniß. 


S. 2111. 


Zur Erbichaft gehört, was der Vorerbe auf Grund 
eined zur Erbichaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für 
die Zerftörung, Beichädigung oder Entziehung eined Erb- 
ichaftsgegenftandes oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der 
Erbichaft erwirbt, fjofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung 
gebührt. Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft er- 
worbenen Yorderung zur Erbjchaft Hat der Schuldner erft 
dann gegen fich gelten zu lafjen, wenn er von der Zu— 
gehörigfeit Kenntniß erlangt; die Vorjchriften der 88. 406 
bis 408 finden entjprechende Anwendung. 

Zur Erbichaft gehört auch, was der Vorerbe dem In— 
ventar eines erbichaftlichen Grundftüds einverleibt. 


$. 2112. 

Der Vorerbe kann über die zur Erbichaft gehörenden 
Gegenftände verfügen, ſoweit fich nicht aus den Vorfchriften 
der 88. 2113 bis 2115 ein Anderes ergiebt. 

| $. 2113. 


Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbichaft ge- 
örendes Grundſtück oder über ein zur Erbichaft gehörendes 
echt an einem Grundſtück ift im Falle des Eintritt3 der 

Nacherbfolge injoweit unwirkſam, als fie das Recht des Nach- 
erben vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
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Das Gleiche gilt von der Verfügung über einen Erb— 
ſchaftsgegenſtand, die unentgeltlich oder zum Zwecke der 
Erfüllung eines von dem — ertheilten Schenfung3- 
verſprechens erfolgt. Ausgenommen ſind Schenkungen, durch 
die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende 
Anwendung. 

§. 2114. 


Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine 
Grundſchuld oder eine Rentenſchuld, ſo ſteht die Kündigung 
und die Einziehung dem Vorerben zu. Der Vorerbe kann 
jedoch nur verlangen, daß das Kapital an ihn nach Bei— 
bringung der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß 
e3 für ihn und den Nacherben Hinterlegt wird. Auf andere 
Verfügungen über die Hypothefenforderung, die Grundichuld 
oder die Rentenjchuld finden die Vorjchriften des 8. 2113 
Anmendung. 

8. 2115. 

Eine Verfügung über einen Erbfchaftsgegenftand, Die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreftvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt, ift im alle des 
Eintritt3 der Nacherbfolge injoweit unwirkſam, al3 fie das 
Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
Die Verfügung ift unbeſchränkt wirkſam, wenn der Anfpruch 
eines Nachlaßgläubiger3 oder ein an einem Erbicdaftögegen- 
ſtande beftehendes Recht geltend gemacht wird, das im alle 
de3 Eintritt3 der Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber 
wirkſam ift. 

$. 2116. 

Der Borerbe Hat auf Verlangen des Nacherben die zur 
Erbichaft gehörenden Inhaberpapiere nebft den Erneuerungs- 
ſcheinen bei einer Hinterlegungsftelle oder bei der Reichsbank 
mit der Beftimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur 
mit Zuftimmung des Nacherben verlangt werden kann. Die 
Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nah 8. 92 zu den 
verbrauchbaren Sachen gehören, fowie von Zins⸗, Renten- 
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oder Gemwinnantheilicheinen kann nicht verlangt werden. Den 
Snhaberpapieren ftehen Orderpapiere gleich, die mit Blanko— 
indofjament verjehen find. 

Ueber die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur 
mit Zuftimmung des Nacherben verfügen. 


§. 2117. 

Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ftatt fie nad) 
8. 2116 zu Hinterlegen, auf feinen Namen mit der Beitim- 
mung umjchreiben lafjen, daß er über fie nur mit Zuftim- 
mung des Nacherben verfügen kann. Sind die Papiere von 
dem Reiche oder einem Bundezftaat ausgeftellt, jo Tann er 
fie mit der gleichen Beftimmung in Buchforderungen gegen 
da3 Reich oder den Bundesftaat umwandeln lafjen. 


$. 2118. 

Gehören zur Erbſchaft Bucjforderungen gegen das Reich 
oder einen Bundesftaat, jo ift der Vorerbe auf Verlangen 
des Nacherben verpflichtet, in dad Schuldbuch den Vermerk 
eintragen zu lafjen, daß er über die Forderungen nur mit 
Zuftimmung de3 Nacherben verfügen fann. 


$. 2119. 
Geld, das nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth- 
Ihaft dauernd anzulegen ih darf der Vorerbe nur nad) den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften 


anlegen. 
$. 2120. 

Sit zur ordnungsmäßigen Verwaltung, insbefondere zur 
Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung 
erforderlich, die der Vorerbe nicht mit Wirkung gegen den 
Nacherben vornehmen kann, jo ijt der Nacherbe dem Vor— 
erben gegenüber verpflichtet, feine Einwilligung zu der Ver— 
fügung zu ertheilen. Die Einwilligung ift auf Verlangen in 
öffentlich beglaubigter Yorm zu erflären. Die Koften der 
Beglaubigung fallen dem Borerben zur Laft. 


8. 2121. 
Der Vorerbe Hat dem Nacherben auf Verlangen ein Ver— 
zeichniß der zur Erbichaft gehörenden Gegenftände mitzutheilen. 
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Das Verzeichniß ift mit der Angabe des Tages der Aufnahme 
zu — und von dem Vorerben zu unterzeichnen; der 
Vorerbe hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich be— 
glaubigen zu laſſen. 

Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme 
des Verzeichniſſes zugezogen wird. 

Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlangen des Nach— 
erben verpflichtet, das Verzeichniß durch die zuſtändige Be— 
hörde oder durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar 
aufnehmen zu laſſen. 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen 
der Erbſchaft zur Laſt. 


$. 2122. 


Der Vorerbe kann den Zuftand der zur Erbichaft ge- 
hörenden Sachen auf feine Koften durch Sachverſtändige fejt- 
ftellen laffen. Das gleiche Recht fteht dem Nacherben zu. 


$. 2123. 


Gehört ein Wald zur Erbichaft, jo kann jomohl der 
Borerbe al3 der Nacherbe verlangen, daß da3 Maß der 
—— und die Art der wirthſchaftlichen Behandlung durch 
einen Wirthſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt eine erheb- 
liche Aenderung der Umftände ein, fo kann jeder Theil eine 
entjprechende Aenderung des Wirthichaftsplang verlangen. Die 
Koften fallen der Erbſchaft zur Lat. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere 
auf Gewinnung von Bodenbeftandtheilen gerichtete Anlage zur 


Erbichaft gehört. 
$. 2124. 


Der Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die ge— 
wöhnlichen Erhaltungskoften. 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwecke der 
Erhaltung von Erbichaftsgegenjtänden den Umſtänden nad) 
für erforderlich Halten darf, fan er aus der Erbichaft be- 
ftreiten. Beftreitet er fie aus jeinem Vermögen, fo ift der 
Nacherbe im Falle des Eintritt3 der Nacherbfolge zum Erjage 
verpflichtet. 
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$. 2125. 


Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erbichaft, 
die nicht unter die Vorſchrift des 8. 2124 fallen, fo ift der 
Nacherbe im Falle des Eintritt3 der Nacherbfolge nach den 
Vorſchriften über die Gejhäftsführung ohne Auftrag zum 
Erjage verpflichtet. 

Der Vorerbe ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der 
er eine zur Erbichaft gehörende Sache verjehen Hat, weg— 
zunehmen. 

§. 2126. 

Der Vorerbe hat im Verhältniſſe zu dem Nacherben 
nicht die außerordentlichen Laften zu tragen, die al3 auf den 
Stammmerth der Erbichaftsgegenftände gelegt anzujehen find. 
Auf dieje Laften finden die Koririften des $. 2124 Abi. 2 
Anmwendung. 


$. 2127. 


Der Nacherbe ift berechtigt, von dem Vorerben Aus- 
funft über den Beitand der Erbichaft zu verlangen, mwenn 
Grund zu der Annahme bejteht, daß der Vorerbe durch feine 
Verwaltung die Rechte de3 Nacherben erheblich verlebt. 


$. 2128. 


Wird durch das Verhalten des Worerben oder durch 
feine ungünftige Vermögenslage die Bejorgniß einer erheb- 
lihen Verlegung der Rechte des Nacherben begründet, fo 
fann der Nacherbe Sicherheitleiftung verlangen. 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicher- 
heit3leiftung geltenden Vorjchriften des 8. 1052 finden ent- 
jprechende Anwendung. 

§. 2129. 


Wird dem PVorerben die Verwaltung nad) den Vor— 
ſchriften des 8. 1052 entzogen, jo verliert er das Recht, über 
Erbichaftsgegenftände zu verfügen. 

Die Borfchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte 
bon einem Nichtberechtigten Herleiten, finden entjprechende 
Anwendung. Für die zur Erbjchaft gehörenden Forderungen 
it die Entziehung der Verwaltung dem Schuldner gegenüber 
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erſt wirfam, mern er bon der getroffenen Anordnung Kennt- 
niß erlangt oder wenn ihm eine Mittheilung von der An— 
ordnung zugeftelt wird. Das Gleiche gilt von der Auf- 
bebung der Entziehung. 

§. 2130. 

Der Borerbe ijt nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
verpflichtet, dem Nacherben die Erbichaft in dem Zuſtande 
herauszugeben, der fich bei einer bi zur Herausgabe fort- 
gejegten orönungsmäßigen Verwaltung ergiebt. Auf die 
Herausgabe eined landwirthichaftlichen Grundſtücks findet die 
Borichrift des 8. 592, auf die Herausgabe eines Landgut3 
— die Vorſchriften der 88. 592, 593 entſprechende An- 
wendung. 

Der Borerbe Hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen. 


F. 2131. 


Der Vorerbe Hat dem Nacherben gegenüber in Anjehung 
der Berwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzujtehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt. 


$. 2132. 


Veränderungen oder Berjchledhterungen von Erbihafts- 
ſachen, die durch ordnungsmäßige Benußung herbeigeführt 
werden, hat der Vorerbe nicht zu vertreten. 


$. 2133. 


Bieht der Vorerbe Früchte den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirthihaft zumider oder zieht er Früchte deshalb 
im Uebermaße, weil dies in Folge eines befonderen Ereignifjes 
nothwendig geworden tft, jo gebührt ihm der Werth der Früchte 
nur injomweit, ald durch den ordnungdmwidrigen oder den 
übermäßigen Fruchtbezug die ihm gebührenden Nußungen 
beeinträchtigt werden und nicht der Werth der Früchte nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthichaft zur Wieder- 
heritellung der Sache zu verwenden ift. 


§. 2134. 


Hat der PVorerbe einen Erbichaftsgegenftand für fich 
verwendet, jo ijt er nad) dem Eintritte der Nacherbfolge dem 
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Nacerben gegenüber zum Erſatze des Werthes verpflichtet. 
Eine weitergehende Haftung megen Verſchuldens bleibt un- 
berührt. 

8. 2135. 

Hat der Borerbe ein zur Erbichaft gehörendes Grund- 
füd vermiethet oder verpachtet, jo finden, wenn da3 Mieth- 
oder Pachtverhältniß bei dem Eintritte der Nacherbfolge 
noch bejteht, die Vorjchriften des 8. 1056 entiprechende An- 
wendung. 

8. 2136. 

Der Erblaffer kann den Vorerben von den Beſchrän— 
tungen und Verpflichtungen des $. 2113 Abſ. 1 und ber 
88. 2114, 2116 bis 2119, 2123, 2127 bis 2131, 2133, 
2134 befreien. 

$. 2137. 


Hat der Erblafjer den Nacherben auf dasjenige ein- 
geſetzt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nach— 
erbfolge übrig fein wird, jo gilt die Befreiung von allen 
im $. 2136 bezeichneten Bejchränfungen und Verpflichtungen 
al3 angeordnet. 

Das Gleiche ift im Zweifel anzunehmen, wenn der Erb- 
lafjer beftimmt hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung 
über die Erbſchaft berechtigt fein joll. 

§. 2138. 

Die Herausgabepflicht des Vorerben bejchränft ſich in 
den Fällen des 8. 2137 auf die bei ihm noch vorhandenen 
Erbichaftsgegenftände. Für Verwendungen auf Gegenftände, 
die er in Folge diefer Beſchränkung nicht herauszugeben hat, 
fann er nicht Erjaß verlangen. 

Hat der Vorerbe der Vorſchrift des 8. 2113 Abi. 2 
zumider über einen Erbjchaftsgegenftand verfügt oder hat er 
die Erbichaft in der Abficht, den Nacherben zu benachtheiligen, 
vermindert, jo ift er dem Nacherben zum Schadenserjaße 
verpflichtet. 

$. 2139. 


Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge Hört 
der Vorerbe auf, Erbe zu fein, und fällt die Erbichaft dem 
Nacherben an. 
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g. 2140. 


Der Vorerbe iſt auch nach dem Eintritte des Falles 
der Nacherbfolge zur Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
in dem gleichen Umfange wie vorher berechtigt, bis er von 
dem Eintritte Kenntniß erlangt oder ihn tennen muß. Ein 
Dritter fann fich auf diefe Berechtigung nicht berufen, wenn 
er bei der Bornahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt 
oder fennen muß. 

§. 2141. 


Sit bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge Die 
Geburt eines Nacherben zu erwarten, jo finden auf den Unter- 
haltsanſpruch der Mutter die Vorjchriften des 8. 1963 ent— 
Iprechende Anwendung. 


$. 2142. 


Der Nacherbe kann die Erbichaft ausjchlagen, jobald der 
Erbfall eingetreten ift. 

Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, jo verbleibt 
fie dem Borerben, joweit nicht der Erblafjer ein Anderes 
beftimmt hat. 

$. 2143. 


Tritt die Nacherbfolge ein, In gelten die in Folge des 
Erbfall3 durch Vereinigung don Neht und Verbindlichkeit 
oder von Recht und Belaftung erlojchenen Recht3verhältnifje 
als nicht erlojchen. 

8. 2144. 


Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung 
des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten gelten auch für 
den Nacherben; an die Stelle des Nachlaſſes tritt dasjenige, 
was der Nacherbe aus der Erbichaft erlangt, mit Einjchluß 
* — gegen den Vorerben als ſolchen zuftehenden Un- 
prüche 

Da3 von dem Vorerben errichtete Inventar kommt auch 
dem Nacherben zu Statten. 

Der Nacherbe kann fi) dem Vorerben gegenüber auf 
die Beichränfung feiner Haftung auch dann berufen, wenn 
e — übrigen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeichränft 
afte 
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$. 2145. 


Der Borerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
für die Nachlaßverbindlichkeiten noch injoweit, al3 der Nach— 
erbe nicht haftet. Die Haftung bleibt auch für Diejenigen 
Nachlafverbindlichkeiten bejtehen, welche im Verhältniſſe 
zwijchen dem Vorerben und dem Nacherben dem Vorerben 
zur Laſt fallen. 

Der Vorerbe kann nad) dem Eintritte der Nacherbfolge 
die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten, fofern nicht 
jeine Haftung unbejchränft ift, inſoweit verweigern, al3 das— 
jenige nicht ausreiht, was ihm von der Erbjchaft gebührt. 
Die Vorſchriften der 88. 1990, 1991 finden entjprechende 
Anwendung. 

§. 2146. 


Der Borerbe ift den Nacjlaßgläubigern gegenüber ver- 
pflichtet, den Eintritt der Nacherbfolge unverzüglich dem 
Nachlaßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Vorerben wird 
durch Die Anzeige des Nacherben erſetzt. 

Das Nachlaßgericht Hat die Einficht der Anzeige Jedem 
zu geitatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft madıt. 


Vierter Titel, 
vermächtniß. 


§. 2147. 
Mit einem Vermächtniſſe kann der Erbe oder ein Ver— 
mächtnißnehmer beſchwert werden. Soweit nicht der Erb— 
laſſer ein Anderes beſtimmt hat, iſt der Erbe beſchwert. 


$:-2148. 


Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnißnehmer 
mit demjelben Vermächtnifje beſchwert, jo find im Zweifel 
die Erben nach dem Verhältniſſe der Erbtheile, die Ver- 
mächtnignehmer nad) dem Verhältniſſe de3 Werthes der 
Vermächtnijfe beſchwert. 
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. 2149. 

Hat der Erblafier —5 daß dem eingeſetzten Erben 
ein Erbſchaftsgegenſtand nicht zufallen ſoll, ſo gilt der 
Gegenſtand als den geſetzlichen Etben vermacht. Der Fis— 
kus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im Sinne dieſer 
Borfchrift 

8. 2150. 


Das einem Erben zugewendete Vermächtniß (Boraus- 
vermächtniß) gilt als Vermächtniß auch injomweit, al3 der 
Erbe jelbft bejchwert ift. 

$. 2151. 


Der Erblaffer kann Mehrere mit einem Vermächtniß in 
der Weije bedenken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu 
beftimmen hat, wer von den Mehreren das Vermächtniß er- 
halten joll. | 

Die Beftimmung des Bejchwerten erfolgt durch Er- 
Härung gegenüber demjenigen, welcher da3 Vermächtniß er- 
halten fol; die Beftimmung des Dritten erfolgt durch Er- 
flärung gegenüber dem Bejchwerten. 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Bejtimmung 
nicht treffen, jo find die Bedacdhten Gejammtgläubiger. Das 
Gleiche gilt, wenn das Nachlakgericht dem Bejchwerten oder 
dem Dritten auf Antrag eines der Betheiligten eine Frift zur 
Abgabe der Erflärung beftimmt hat und die Frift reichen 
ift, jofern nicht vorher die Erflärung erfolgt. Der Bedachte, 
der das Vermächtniß erhält, ift im Zweifel nicht zur Theilung 
verpflichtet. 

$. 2152. 


Hat der Erblaffer Mehrere mit einem Vermächtniß in 
der Weiſe bedacht, daß nur der Eine oder der Andere da3 
Vermächtniß erhalten joll, jo ift anzunehmen, daß der Be- 
ichwerte bejtimmen fol, wer von ihnen da3 Vermächtniß 
erhält. 

§. 2153. 

Der Erblaffer kann Mehrere mit einem Vermächtniß in 
der Weije bedenken, daß der Bejchwerte oder ein Dritter zu 
beitimmen Hat, was jeder von dem vermachten Gegenstand 
erhalten jol. Die Bejtimmung erfolgt nad) 8. 2151 Abi. 2. 
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Kann der Beichwerte oder der Dritte die Beftimmung 
nicht treffen, jo find die Bedachten zu gleichen Theilen be- 
rechtigt. Die Vorjchrift des $ 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet 
entiprechende Anwendung. 


$. 2154. 


Der Erblajjer kann ein Vermächtniß in der Art an- 
ordnen, daß der Bedachte von mehreren Gegenftänden nur 
den einen oder den anderen erhalten jol. ft in einem 
jolhen Falle die Wahl einem Dritten übertragen, jo erfolat 
jie durch Erflärung gegenüber dem Bejchwerten. 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, jo geht das 
Wahlrecht auf den Beichwerten über. Die Borichrift des 
8. 2151 Abſ. 3 Sat 2 findet entjprechende Anwendung. 


$. 2155. 


Hat der Erblafjer die vermachte Sache nur der Gattung 
nach beftimmt, jo ift eine den Verhältnijien des Bedachten 
entiprechende Sache zu leiften. 

Sit die Beitimmung der Sade dem Bedachten oder 
einem Dritten übertragen, jo finden die nach $. 2154 für 
die Wahl de3 Dritten geltenden Vorjchriften Anwendung. 

Entipricht die von dem Bedachten oder dem Dritten ge- 
troffene Beitimmung den Verhältniffen des Bedachten offen- 
bar nicht, jo hat der Bejchwerte jo zu leiften, wie wenn der 
Erblafjer über die Beftimmung der Sache feine Anordnung 
getroffen hätte. 

$. 2156. 

Der Erblafjer kann bei der Anordnung eines Vermächt- 
nijjes, deſſen Zmwed er beftimmt Hat, die Beitimmung der 
Leiftung dem billigen Ermefjen des Bejchwerten oder eines 
Dritten überlaffen. Auf ein folches Vermächtniß finden die 
Vorichriften der 88. 315 bis 319 entiprechende Anwendung. 


$. 2157. 

Iſt Mehreren derjelbe Gegenjtand vermacht, jo finden 
die Vorjchriften der 88. 2089 bis 2093 entiprechende An- 
wendung. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 33 
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8. 2158. 

Iſt Mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, jo wächſt, 
wenn einer von ihnen vor oder nach dem Erbfalle wegfällt, 
deſſen Antheil den übrigen Bedachten nach dem Verhältniß 
ihrer Antheile an. Dies gilt auch dann, wenn der Erblaſſer 
die Antheile der — beſtimmt hat. Sind einige der 
Bedachten zu demſelben Antheile berufen, ſo tritt die An— 

wachſung & unächſt unter ihnen ein 
Der Erblaſſer kann vr Anwachſung ausſchließen. 


$. 2159. 

Der durch Anwachſung einem Vermächtnißnehmer an- 
fallende Antheil gilt in Anſehung der Vermächtniſſe und Auf- 
lagen, mit denen Ddiefer oder der mwegfallende Vermächtniß— 
nehmer bejchwert ift, al3 bejondere3 Vermächtniß. 


§. 2160. 
Ein Vermächtniß iſt — wenn der Bedachte zur 
Zeit des Erbfalls nicht mehr lebt 


2161. 

Ein Vermächtniß bleibt, fojern nicht ein anderer Wille 
des Erblajjerd anzunehmen ift, wirfam, wenn der Bejchwerte 
nicht Erbe oder Vermächtnißnehmer wird. Beſchwert iſt in 
diejem alle derjenige, welchem der Wegfall des zunächit 
Beichwerten unmittelbar zu Statten fommt. 


$. 2162. 

Ein Vermächtniß, das unter einer aufjchiebenden Be- 
dingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins an- 
geordnet ift, wird mit dem Ablaufe von dreißig Jahren 
nah dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher die Be— 
dingung oder der Termin eingetreten ift. 

Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht er- 
zeugt oder wird feine PBerjönlichkeit durch ein erjt nach dem 
Erbfall eintretendes Ereigniß beſtimmt, jo wird das Ber- 
mädtnig mit dem Ablaufe von breißig Sahren nad) dem 
Erbjall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt 
oder das Ereigniß eingetreten ift, durch das feine Berjönlich- 
keit beftimmt wird. 
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8. 2163. 
Das Vermächtniß bleibt in den Fällen des 8. 2162 auch 
nach dem Ablaufe von dreißig Jahren wirkſam: 

1. wenn es für den Fall angeordnet iſt, daß in der 
Perſon des Beſchwerten oder des Bedachten ein be— 
ſtimmtes Ereigniß eintritt, und derjenige, in deſſen 
Perſon das Ereigniß eintreten fol, zur Zeit des Erb— 
falls lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächtniß— 
nehmer für den Fall, daß ihm ein Bruder oder eine 
Schweſter geboren wird, mit einem Vermächtniffe zu 
Gunſten des Bruder oder der Schweiter bejchwert ift. 
Sit der Bejchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perjon 

da3 Ereigniß eintreten joll, eine juriftiihe Perſon, jo be- 
wendet es bei der dreißigjährigen Frift. 


$. 2164. 
Das Vermächtniß einer Sache erjtredt fich im Zweifel 
auf da3 zur Beit des Erbfall3 vorhandene Zubehör. | 
Hat der Erblafjer wegen einer nach der Anordnung des 
Bermächtnifjes erfolgten Beichädigung der Sache einen An— 
ſpruch auf Erſatz der Minderung des Werthes, jo erjtredt 
fi im Zweifel das Vermächtniß auf diefen Anſpruch. 


$. 2165. 

Iſt ein zur Erbichaft gehörender Gegenftand vermacht, 
fo kann der Vermächtnißnehmer im Zweifel nicht die Be— 
feitigung der Nechte verlangen, mit denen der Gegenftand 
belajtet ift. Steht dem Erblafjer ein Anſpruch auf die Be- 
feitigung zu, jo eritredt fich im Zweifel das Vermächtniß 
auf diejen Anſpruch. 

Ruht auf einem vermachten Grundftüd eine Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld, die dem Erblaffer jelbit zu- 
fteht, jo ift au den Umftänden zu entnehmen, ob die Hypo— 
thef, Grundjchuld oder Rentenſchuld als mitvermacht zu 
gelten hat. 

§. 2166. 

Iſt ein vermachtes Grundftüd, das zur Erbichaft ge- 

hört, mit einer Hypothek für eine Schuld des Erblaſſers oder 
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für eine Schuld belafter, zu deren Berichtigung der Erblaſſer 
dem Schuldner gegenüber verpflichtet ift, jo ijt der Bermäcdhtniß- 
nehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur rechtzeitigen 
Befriedigung des Gläubiger injoweit verpflichtet, al3 Die 
Schuld durch den Werth des Grundftüd3 gededt wird. Der 
Werth beftimmt fich nach der Zeit, zu welcher das Eigenthum 
auf den Vermächtnißnehmer übergeht; er wird unter Abzug 
der Belaftungen berechnet, die der Hypothek im Range vorgehen. 

Sit dem Erblafjer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung 
der Schuld verpflichtet, jo befteht die Verpflichtung des Ver— 
mächtnignehmer3 im Bmeifel nur injomeit, al3 der Erbe die 
Berichtigung nicht von dem Dritten erlangen fann. 

Auf eine Hypothek der im 8. 1190 bezeichneten Art 
finden dieje Borjchriften feine Anwendung. 


$. 2167. 


Sind neben dem vermachten Grundftüd andere zur Erb- 
ihaft gehörende Grundftüde mit der Hypothek belaftet, ſo 
beſchränkt fich die im 8. 2166 beftimmte Berpflichtung des 
Bermächtnignehmers im Zweifel auf den Theil der Schuld, der 
dem Berhältnijje des Werthes des — Grundſtücks zu 
dem Werthe der ſämmtlichen Grundſtücke entſpricht. Der 
Werth wird nach 8. 2166 Abſ. 1 Satz 2 berechnet. 


$. 2168. 


Beiteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden Grund- 
jtüden eine Gefammtgrundichuld oder eine Gejammtrentenjchuld 
und ift eines diefer Grundftüde vermadt, jo ift der Ver- 
mächtnignehmer im Bmeifel dem Erben gegenüber zur Be- 
friedigung de3 Gläubiger in Höhe des Theiles der Grund- 
ihuld oder der Rentenjchuld verpflichtet, der dem Verhältnifje 
des Werthes des vermachten Grundftüd3 zu dem Werthe der 
ſämmtlichen Grundftüde entipridt. Der Werth mwird nad) 
8. 2166 Abſ. 1 Sab 2 berechnet. 

Sit neben dem vermacdhten Grundftüd ein nicht zur Erb- 
ihaft gehörendes Grundjtüd mit einer Gefammtgrundichuld 
oder einer Gejammtrentenjchuld belaftet, jo finden, wenn der 
Erblafjer zur Zeit des Erbfall3 gegenüber dem Eigenthümer 
de3 anderen Grundftüds oder einem Necht3vorgänger des 
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Eigenthümerd zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet 
iſt, die Vorjchriften des 8. 2166 Abi. 1 und des 8. 2167 
entjprechende Anwendung. 

$. 2169. 

Dad Vermächtniß eines beftimmten Gegenftandes iſt 
unwirkſam, joweit der Gegenftand zur Zeit des Erbfalls 
nicht zur Erbichaft gehört, e3 jei denn, daß der Gegenstand 
dem Bedachten auch für den Fall zugemwendet fein joll, daß 
er nicht zur Erbichaft gehört. 

Hat der Erblafjer nur den Beſitz der vermachten Sache, 
jo gilt im Zweifel der Beſitz als vermacht, e3 jei denn, daß 
er dent Bedachten feinen rechtlichen Vortheil gewährt. 

Steht dem Erblafjer ein Anjpruch auf Leiftung des ver- 
machten Gegenjtandes oder, fall der Gegenjtand nach der 
Anordnung des Vermächtniſſes untergegangen oder dem Erb- 
lajjer entzogen worden ift, ein Anſpruch auf Erjaß des Werthes 
zu, jo gilt im Zmeifel der Anſpruch al3 vermadıt. 

Bur Erbichaft gehört im Sinne de3 Abj. 1 ein Gegen- 
ſtand nicht, wenn der Erblafjer zu dejjen Veräußerung ver- 


pflichtet ift. 
S. 2170. 


Sit das Vermächtniß eined Gegenftandes, der zur Zeit 
des Erbfall3 nicht zur Erbichaft gehört, nad) $. 2169 Abj. 1 
wirkſam, jo hat der Bejchwerte den Gegenjtand dem Bedacdhten 
zu verichaffen. 

Sit der Beichwerte zur Verichaffung außer Stande, fo 
hat er den Werth zu entrichten. Sit die Verſchaffung nur 
mit unverhältnigmäßigen Aufwendungen möglich, jo kann fich 
der Beichwerte durch Entrichtung des Werthes befreien. 


S. 2171. 

Ein Vermächtniß, da3 auf eine zur Zeit des Erbfalls 
unmögliche Leiftung gerichtet ift oder gegen ein zu diejer Zeit 
bejtehende3 geſetzliches Verbot verftößt, ift unmwirkjam. Die 
Borjchriften des $. 308 finden entjprechende Anwendung. 


S. 2172. 
Die Leiftung einer vermachten Sache gilt aud) dann 
al3 unmöglich, wenn die Sache mit einer anderen Sache in 
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ſolcher Weiſe verbunden, vermiſcht oder vermengt worden iſt, 
daß nach den 88. 946 bis 948 das Eigenthum an der anderen 
Sache ſich auf ſie erſtreckt oder Miteigenthum eingetreten iſt, 
oder wenn ſie in ſolcher Weiſe verarbeitet oder umgebildet 
worden iſt, daß nach 8. 950 derjenige, welcher die neue Sache 
hergeſtellt hat, Eigenthümer geworden iſt. 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung 
durch einen Anderen als den Erblaſſer erfolgt und hat der 
Erblaſſer dadurch Miteigenthum erworben, ſo gilt im Zweifel 
das Miteigenthum als vermacht; ſteht dem Erblaſſer ein Recht 
zur Wegnahme der verbundenen Sache zu, ſo gilt im Zweifel 
dieſes Recht als vermacht. Im Falle der Verarbeitung oder 
Umbildung durch einen Anderen als den Erblaſſer bewendet 
es bei der Vorſchrift des 8. 2169 Abſ. 3. 


$. 2173. 


Hat der Erblafjer eine ihm zujtehende Forderung ver- 
macht, jo ijt, wenn vor dem Erbfalle die Leiftung erfolgt 
und der geleiftete Gegenftand noch in der Erbichaft vorhanden 
ift, im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedachten diefer Gegen- 
ftand zugemwendet fein fol. War die Forderung auf die 
Bahlung einer Geldjumme gerichtet, jo gilt im Zweifel die 
entiprechende Geldſumme als vermacht, auch wenn fich eine 
ſolche in der Erbichaft nicht vorfindet. 


$. 2174. 


Durch das Vermächtniß wird für den Bedachten das Necht 
begründet, von dem Bejchwerten die Leiftung des vermachten 
Gegenjtandes zu fordern. . 


$. 2175. 


Hat der Erblaffer eine ihm gegen den Erben zuftehende 
Forderung oder hat er ein Recht vermacht, mit dem eine 
Cache oder ein Recht de3 Erben belaftet ift, jo gelten die 
in Folge des Erbfall3 durch Vereinigung von Recht und Ver— 
bindlichfeit oder von Recht und Belaftung erlofchenen Rechts- 
a in Anſehung de3 Vermäctniffes als nicht er- 
oſchen. 
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$. 2176. 
Die Forderung des VBermächtnignehmers kommt, unbe— 
ichadet de3 Rechtes, das Vermächtniß auszufchlagen, zur Ent- 
ftehung (Anfall des Vermächtnifjes) mit dem Erbfalle. 


§. 2177. 

Sit das Vermächtniß unter einer aufjchiebenden Bedingung 
oder unter Beftimmung eines Anfangstermins angeordnet und 
tritt die Bedingung oder der Termin erjt nad) dem Erbfall 
ein, jo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes mit dem Ein- 
tritte der Bedingung oder des Termins. 


S. 2173. 

Sit der Bedachte zur Zeit des Erbfall3 noch nicht erzeugt 
oder wird jeine Perjönlichkeit durch ein erjt nad) dem Erb- 
fall eintretende3 Ereigniß bejtimmt, jo erfolgt der Anfall des 
Bermächtnijjes im eriteren Yale mit der Geburt, im legteren 
Falle mit dem Eintritte des Ereigniffes. 

$. 2179. 

Für die Beit zwifchen dem Erbfall und dem Anfalle des 
Bermächtniffes finden in den Fällen der 88. 2177, 2173 die 
Vorſchriften Anwendung, die für den Fall gelten, daß eine 
Leiftung unter einer aufjchiebenden Bedingung gejchuldet wird. 


§. 2180. 

Der Vermächtnignehmer kann das Vermächtniß nicht 
mehr ausfchlagen, wenn er e3 angenommen hat. 

Die Annahme fowie die Ausichlagung des Bermächtnifjes 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten. Die 
Erflärung kann erjt nach dem Eintritte des Erbfall3 abgegeben 
werden; jie ift unwirkſam, wenn jte unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeftimmung abgegeben wird. 

Die für die Annahme und die Ausichlagung einer Erb- 
ichaft geltenden Vorjchriften des $. 1950, des $. 1952 Abf. 1, 3 
und des 8. 1953 Ab. 1, 2 finden entjprechende Anwendung. 


$. 2181. 
St die Zeit der Erfüllung eines Vermächtniffe dem 
freien Belieben des Beſchwerten überlafjen, jo wird die Leiftung 
im Bmeifel mit dem Tode de3 Beichwerten fällig 
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$. 2182. 


Iſt eine nur der Gattung nad) bejtimmte Sache ver- 
macht, jo hat der Beſchwerte die gleichen Verpflichtungen mie 
ein Verkäufer nad) den Vorjchriften des 8. 433 Abſ. 1, der 
55 2: bis 437, de3 8. 440 Abſ. 2 bis 4 und der 88. 441 

18 444. 

Dasjelbe gilt im Zweifel, wenn ein bejtimmter nicht zur 
Erbichaft gehörender Gegenjtand vermadht it, unbejchadet der 
jih aus dem 8. 2170 ergebenden Bejchränfung der Haftung. 

Sit ein Grundftüd Gegenftand des Vermächtniſſes, jo 
haftet der Bejchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des 
Grundjtüds von Grunddienjtbarfeiten, beſchränkten perjönlichen 
Dienftbarfeiten und Reallaften. 


$. 2183. 


Sit eine nur der Gattung nad) beftimmte Sache ver- 
macht, jo fann der Vermächtnißnehmer, wenn die geleijtete 
Sache mangelhaft ift, verlangen, daß ihm an Gtelle der 
mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. Hat 
der Bejchwerte einen Fehler argliftig verjchwiegen, ſo Tann 
der Vermächtnißnehmer ftatt der Lieferung einer mangelfreien 
Sache Schadenderjaß wegen Nichterfüllung verlangen. Auf 
dieje Anſprüche finden die für die Gemährleiftung wegen 
Mängel einer verkauften Sache geltenden Borjchriften ent- 
iprechende Anmwendung. 

§. 2184. 


Sit ein beftimmter zur Erbichaft gehörender Gegenjtand 
vermacht, jo hat der Bejchwerte dem Vermächtnißnehmer auch 
die feit dem Anfalle des Vermächtniſſes gezogenen Früchte 
jowie da3 fonft auf Grund des vermachten Rechtes Erlangte 
herauszugeben. Für Nußungen, die nicht zu den Früchten 
gehören, hat der Beſchwerte nicht Erſatz zu leijten. 


S. 2185. 

Sit eine beftimmte zur Erbichaft gehörende Sache ver- 
macht, jo kann der Bejchwerte für die nach dem Erbfall auf 
die Sadje gemachten Verwendungen ſowie für Aufwendungen, 
die er nach dem Erbfalle zur Bejtreitung von Laften der 
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Sache gemacht Hat, Erſatz nach den Vorſchriften verlangen, 
die für dad Verhältniß zwiſchen dem Beſitzer und dem Eigen- 
thümer gelten. 

$. 2186. 


Sit ein Vermächtnißnehmer mit einem Vermächtniß oder 
einer Auflage bejchwert, jo ift er zur Erfüllung erjt dann 
verpflichtet, wenn er die Erfüllung de3 ihm zugemendeten 
Vermächtniſſes zu verlangen berechtigt ift. 


$. 2187. 


Ein VBermächtnignehmer, der mit einem VBermäginiß 
oder einer Auflage bejchwert ift, kann die Erfüllung aud) 
nad) der Annahme de3 ihm zugemwendeten Vermächtnijjes 
injoweit verweigern, al3 dasjenige, was er aus dem Ber- 
mächtniß erhält, zur Erfüllung nicht ausreicht. 

Tritt nach $. 2161 ein Anderer an die Stelle de3 be» 
ichwerten Vermächtnißnehmers, jo haftet er nicht meiter, al3 
der Vermächtnißnehmer haften miürde. 

Die für die Haftung de3 Erben geltenden Vorjchriften 
de3 8. 1992 finden entjprechende Anmwendung. 


$. 2188. 


Wird die einem Vermächtnißnehmer gebührende Leiftung 
auf Grund der Beichränktung der Haftung des Erben, wegen 
eine3 Pflichttheilsanſpruchs oder in Gemäßheit des 8. 2187 
gekürzt, jo kann der PVermächtnißnehmer, fofern nicht ein 
anderer Wille de3 Erblaſſers anzunehmen ift, die ihm auf- 
erlegten Bejchwerungen verhältnigmäßig kürzen. 


$. 2189. 


Der Erblafier fann für den Fall, daß die dem Erben 
oder einem VBermächtnißnehmer auferlegten Vermächtniſſe und 
Auflagen auf Grund der Beichränfung der Haftung des 
Erben, wegen eines Pflichttheildanipruchd oder in Gemäßheit 
der 88. 2187, 2188 gefürzt werden, durch Verfügung von 
Todeswegen anordnen, daß ein Vermächtniß oder eine Auf» 
fage den Vorrang vor den übrigen Bejchwerungen haben joll. 
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$. 2190. 


Hat der Erblafier für den Fall, daß der zunächſt Bedachte 
das Vermächtniß nicht erwirbt, den Gegenjtand des Vermächt- 
nijje3 einem Anderen zugemwendet, jo finden die für die Ein- 
fegung eine3 Erſatzerben geltenden Borjchriften der 88. 2097 
bi3 2099 entiprechende Anwendung. 


$. 2191. 

dat der Erblafjer den vermachten Gegenftand von einem 
nach dem Unfalle des Vermächtnifjes eintretenden bejtimmten 
Beitpunft oder Ereigniß an einem Dritten zugemwendet, jo 
gilt der erjte Vermächtnißnehmer als bejchmwert. 

Auf das Vermächtniß finden die für die Einjegung eines 
Nacherben geltenden Vorjchriften des 8. 2102, des $. 2106 
Abi. 1, des 8. 2107 und des $. 2110 Abſ. 1 entiprechende 
Anwendung. 


Fünfter Titel. 
Auflage, 


S. 2192. 
Auf eine Auflage finden die für letztwillige Zumen- 
dungen geltenden Vorjchriften der 88. 2065, 2147, 2148, 
2154 bis 2156, 2161, 2171, 2181 entiprechende Anmendung. 


$. 2193. 


Der Erblafjer kann bei der Anordnung einer Auflage, 
deren Zweck er beftimmt hat, die Bejtimmung der Berjon, 
an welche die Leiftung erfolgen fol, dem Behtweiten oder 
einem Dritten überlafjen. 

Steht die Beitimmung dem Bejchwerten zu, jo fann 
ihm, wenn er zur Vollziehung der Auflage rechtskräftig ver- 
urtheilt ift, von dem Kläger eine angemefjene Frift zur Voll- 
ziehung bejtimmt werden; nach dem Ablaufe der Frift ift 
der Kläger berechtigt, die Beſtimmung zu treffen, wenn nicht 
die Vollziehung rechtzeitig erfolgt. 

Steht die Beitimmung einem Dritten zu, fo erfolgt fie 
durch Erklärung gegenüber dem Beichwerten. Kann der 
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Dritte die Beftimmung nicht treffen, jo geht da8 Beſtimmungs— 
recht auf den Beſchwerten über. Die Vorjchrift des 8. 2151 
Ubi. 3 Sat 2 findet entjprechende Anwendung; zu den Be 
theiligten im Sinne diejer Vorjchrift gehören der Beſchwerte 
und Diejenigen, welche die Vollzgiehung der Auflage zu ver- 
langen berechtigt find. 

$. 2194. 


Die Bollziehung einer Auflage können der Erbe, ber 
Miterbe und derjenige verlangen, welchem der Wegfall des 
mit der Auflage zunächſt Bejchwerten unmittelbar zu Statten 
fommen würde. Liegt die VBollziehung im öffentlichen Intereſſe, 
jo kann auch die zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen. 


$. 219%. 

Die Unmirkjamfeit einer Auflage hat die Unwirkſamkeit 
der unter der Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, 
wenn anzunehmen ift, daß der Erblafjer die Zumendung 
nicht ohne die Auflage gemacht Haben mürde. 


F. 2196. 

Wird die Vollziehung einer Auflage in Folge eines von 
dem Bejchwerten zu vertretenden Umſtandes unmöglich, jo 
fann derjenige, welchem der Wegfall de3 zunächſt Bejchwerten 
unmittelbar zu Gtatten fonımen würde, die Herausgabe der 
Bumendung nad) den Borjchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, al3 die Zu— 
ns zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden 
müjjen. 

Das —— gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung 
einer Auflage, die nicht durch einen Dritten vollzogen werden 
kann, rechtskräftig verurtheilt iſt und die zuläſſigen Zwangs— 
mittel erfolglos gegen ihn angewendet worden ſind 


Sechſter Titel. 
Teſtamentsvollſtrecker. 


$. 2197. 


Der Erblafjer kann durch Teſtament einen oder mehrere 
Teſtamentsvollſtrecker ernennen. 
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Der Erblaffer kann für den Fall, daß der ernannte 
Tejtament3vollitreder vor oder nad) der Annahme de3 Amtes 
wegfällt, einen anderen Teftamentspollftreder ernennen. 


§. 2198. 

Der Erblafjer kann die Beitimmung der Perſon de3 
Teftament3vollftreder3 einem Dritten überlaffen. Die Be- 
ftimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben. 

Das Beſtimmungsrecht des Dritten erliſcht mit dem Ab- 
lauf einer ihm auf Antrag eines der Betheiligten von dem 
Nachlaßgerichte beſtimmten Friſt. 


$. 2199. 
Der Erblafjer kann den Teftament3vollitreder ermächtigen, 
einen oder mehrere Mitvollftreder zu ernennen. 
Der Erblafjer kann den Teftamentsvollftreder ermächtigen, 
einen Nachfolger zu ernennen. 
Die Ernennung erfolgt nad) 8. 2198 Abi. 1 Saß 2. 


8. 2200. 

Hat der Erblafjer in dem Teftamente da3 Nachlaßgericht 
erjucht, einen Teftament3vollftreder zu ernennen, jo fann das 
Nacjlaßgericht die Ernennung vornehmen. 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Be- 
theiligten hören, wenn e3 ohne erhebliche Verzögerung und 
ohne unverhältnigmäßige Koften gejchehen fann. 


$. 2201. 

Die Ernennung de3 Teftament3volljtreders ift unwirkſam, 
wenn er zu der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten Hat, 
geihäftsunfähig oder in der Geichäftsfähigkeit beſchränkt ift 
oder nach 8. 1910 zur Bejorgung feiner Vermögensangelegen- 
heiten einen Pfleger erhalten hat. 


$. 2202. 
Das Amt des Teftament3vollftrederd beginnt mit dem 
Beitpunft, in welchem der Ernannte da3 Amt annimmt. 
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Die Annahme jowie die Ublehnung ded Amtes erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerihte. Die Er- 
Härung fann erjt nad) dem Eintritte des Erbfalls abgegeben 
werden; fie ift unwirkſam, wenn fie unter einer Bedingung 
oder einer Beitbeftimmung abgegeben wird. 

Das Nachlaßgericht kann dem Ernannten auf Antrag 
eine3 der Betheiligten eine Frift zur Erklärung über die An- 
nahme beftimmen. Mit dem Ablaufe der Frijt gilt das Amt 
al3 abgelehnt, wenn nicht die Annahme vorher erflärt wird. 


$. 2203. 


Der Zeftamentövollitreder A die letztwilligen Ver— 
fügungen des Erblaſſers zur Ausführung zu bringen. 


F. 2204. 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat, wenn mehrere Erben 
vorhanden ſind, die Auseinanderſetzung unter ihnen nach 
Maßgabe der 88. 2042 bis 2056 zu bewirken. 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Erben über den Aus— 
einanderſetzungsplan vor der Ausführung zu hören. 


g. 2205. 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu verwalten. 
Er iſt insbeſondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu 
nehmen und über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen. du 
unentgeltlihen Verfügungen ift er nur berechtigt, ſoweit fie 
einer jittlichen Pflicht oder einer auf den Anjtand zu nehmen- 
den Rückſicht entiprechen. 
$. 2206. 


Der Teftamentsvollitreder ift berechtigt, Verbindlich— 
feiten für den Nachlaß einzugehen, joweit die Eingehung 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ift. Die Ver— 
bindlichkeit zu einer Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand 
fann der Tejtamentsvollitreder für den Nachlaß auch dann 
— wenn er zu der Verfügung berechtigt iſt. 

er Erbe iſt verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Ver— 
bindlichkeiten ſeine Einwilligung zu ertheilen, unbeſchadet 
des Rechtes, die Beſchränkung ſeiner Haftung für die Nach— 
laßverbindlichkeiten geltend zu machen. 
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$. 2207. 


Der Erblafjer kann anordnen, daß der Teitamentd- 
vollftreder in der Eingehung von VBerbindlichkeiten für den 
Nachlaß nicht beichränft fein fol. Der Teftament3voll- 
ftreder ift auch in einem folchen Falle zu einem Schenfung3- 
veriprechen nur nad) Maßgabe de3 8. 2205 Satz 3 berechtigt. 


$. 2208. 


Der Teitamentsvollitreder Hat die in den 88. 2203 bis 
2206 bejtimmten Rechte nicht, joweit anzunehmen ift, daß 
ſie ihm nad) dem Willen de3 Erblafjerd nicht zustehen follen. 
Unterliegen der Verwaltung des Tejtamentsvollftrederd nur 
einzelne Nachlaßgegenftände, jo ftehen ihm die im $. 2205 
3 beſtimmten Befugniſſe nur in Anſehung dieſer Gegen- 
tände zu. 

Hat der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen des Erb- 
laſſers nicht ſelbſt zur Ausführung zu bringen, ſo kann er 
die Ausführung von dem Erben verlangen, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt. 


$. 2209. 


Der Erblafjer kann einem Tejtament3vollitreder die Ver- 
waltung des Nachlafjes übertragen, ohne ihm andere Auf- 
gaben al3 die Verwaltung zuzumeifen; er kann auch anordnen, 
daß der Tejtamentsvollitreder die Verwaltung nad) der Er» 
fedigung der ihm fonft zugemwiejenen Aufgaben —— 
hat. m Zweifel iſt anzunehmen, daß einem ſolchen 
Teſtamentsvollſtrecker die im 8. 2207 bezeichnete Ermäch— 
tigung ertheilt iſt. 

8. 2210. 


Eine nad) $. 2209 — Anordnung wird unwirk⸗ 
jam, wenn jeit dem Erbfalle dreißig Kahre verftrichen find. 
Der Erblafjer fann jedoch anordnen, daß die Verwaltung - 
bi8 zum Tode de3 Erben oder des Teftament3vollftreders 
oder bis zum Eintritt eines anderen Ereignifjes in der 
Perſon des einen oder des anderen fortdauern fol. Die 
en des 8. 2163 Abi. 2 findet entiprechende An- 
wendung. 
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S. 2211. 


Ueber einen der Verwaltung de3 Tejtament3vollftreders 
unterliegenden Nachlaßgegenftand kann der Erbe nicht ver— 


ügen. 

Die Vorſchriften zu Gunsten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende 
Anwendung. 

$. 2212. 


Ein der Verwaltung des Tejtament3vollitrederd unter- 
fiegende3 Recht kann nur von dem Teftamentsvollitreder 
gerichtlich geltend gemacht werden. 


$. 2213. 

Ein Anspruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann 
ſowohl gegen den Erben al3 gegen den Tejtamentsvollitreder 
gerichtlich geltend gemacht werden. Steht dem Teftaments- 
vollitreder nicht die Verwaltung des Nachlafjes zu, fo ift die 
Geltendmadhung nur gegen den Erben zuläſſig. Ein Pflicht- 
theilsanſpruch kann, auch wenn dem Tejtamentsvolljtreder die 
Verwaltung de3 Nachlaſſes zufteht, nur gegen den Erben 
geltend gemacht werden. 

Die Vorichrift des 8. 1958 findet auf den Teftaments- 
bollitreder feine Anwendung. 

Ein Nacjlaßgläubiger, der feinen Anfpruch gegen den 
Erben geltend macht, kann den Anſpruch auch gegen den 
Tejtamentsvollitreder dahin geltend machen, daß dieſer die 
Zwangsvollſtreckung in die feiner Verwaltung unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände dulde. 


$. 2214. 


Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlaßgläu— 
bigern gehören, können ſich nicht an die der Verwaltung 
des Tejtamentsvollitreder3 unterliegenden Nacjlaßgegenftände 


halten. 
$. 2215. 


Der Teitamentsvollftreder hat dem Erben unverzüglich 
nad) der Annahme de3 Amtes ein Berzeichniß der feiner 
Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenjtände und der be= 
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kannten Nachlaßverbindlichkeiten mitzutheilen und ihm die zur 
Aufnahme des Inventars ſonſt erforderliche Beihülfe zu leiſten. 

Das Verzeichniß iſt mit der Angabe des Tages der Auf— 
nahme zu verſehen und von dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
unterzeichnen; der Teſtamentsvollſtrecker hat auf Verlangen 
die Unterzeichnung öffentlich beglaubigen zu laſſen. 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme 
des Verzeichniſſes zugezogen wird. 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt und auf Ver— 
langen de3 Erben verpflichtet, das PVerzeichniß durch Die 
zuftändige Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten 
oder Notar aufnehmen zu lafjen. 

Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung fallen 
dem Nachlafje zur Laſt. 

$. 2216. 


Der Teftamentövollftreder ift zur ordnungsmäßigen Ver- 
mwaltung de3 Nachlafjjes verpflichtet. 

Anordnungen, die der Erblaffer für die Verwaltung 
durch letztwillige Verfügung getroffen Hat, find von dem 
Teftamentsvollitreder zu befolgen. Sie fünnen jedoch auf 
Antrag de3 Teftamentsvollitrederd oder eined anderen Be- 
theiligten von dem Nachlaßgericjt außer Kraft geſetzt werden, 
wenn ihre Detolglng den Nachlaß erheblich gefährden würde. 
Das Gericht ſoll vor der Enticheidung ſoweit thunlich die 
Betheiligten hören. 

$. 2217. 

Der Teftament3vollftreder Hat Nachlaßgegenftände, deren 
er zur Erfüllung feiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, 
dem Erben auf Verlangen zur freien sad I zu über» 
laſſen. Mit der Ueberlaffung erlijcht fein Recht zur Ver— 
waltung der Gegenjtände. 

Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem 
Vermächtniß oder einer Auflage beruhen, jowie wegen be» 
dingter und betagter Vermächtniſſe oder Auflagen kann der 
Tejtamentsvollitreder die Ueberlafjung der Gegenjtände nicht 
verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der Ver— 
bindlichkeiten oder für die Vollziehung der Vermächtniſſe 
oder Auflagen Sicherheit Ieiftet. 
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$. 2218. 

Auf das Nechtöverhäftnig zwiſchen dem Teftaments- 
vollitreder und dem Erben finden die für den Auftrag gel- 
tenden Borjchriften der 88. 664, 666 bi3 668, 670, des $. 673 
Ga 2 und des $. 674 entiprechende Anwendung. 

Bei einer länger dauernden Verwaltung kann der Erbe 
jährlich Rechnungslegung verlangen. 

$. 2219. 

Verletzt der Tejtament3vollitreder die ihm obliegenden 
Verpflichtungen, jo ift er, wenn ihm ein Berjchulden zur 
= fällt, für den daraus entjtehenden Schaden dem Erben 
und, joweit ein Vermächtniß zu vollziehen ift, auch dem 
Vermächtnißnehmer verantwortlich. 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker, denen ein Berfchulden 
zur Laſt fällt, Haften al3 Gejammtjchuldner. 


S. 2220. 

Der Erblafjer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von 
den ihm nad) den 88. 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden 
Verpflichtungen befreien. 

8. 2221. 

Der Tejtamentsvollitreder fann für die Führung feines 
Amtes eine angemefjjene Vergütung verlangen, fofern nicht 
der Erblafjer ein Anderes bejtimmt Hat. 


$. 2222. 

Der Erblafjer fann einen Teftamentsvollitreder auch zu 
dem Zwecke ernennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt einer 
angeordneten Nacherbfolge die Rechte des Nacherben ausübt 
und deſſen Pflichten erfüllt. 


S. 2223. 
Der Erblaffer kann einen Teftamentsvollftreder auch zu 
dem Zwecke ernennen, daß Ddiefer für die Ausführung der 
einem Vermächtnißnehmer auferlegten Bejchwerungen jorgt. 


$. 2224. 
Mehrere Teftamentsvollftreder führen das Amt gemein— 
Ihaftlih; bei einer Meinungsverjchiedenheit entjcheidet das 
Bitrgerliches Geſetzbuch. 34 
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Nachlaßgericht. Fällt einer von ihnen weg, fo führen Die 
übrigen da3 Amt allein. Der Erblaffer kann abweichende 
Anordnungen treffen. 

Jeder Teſtamentsvollſtrecker ift berechtigt, ohne Bu- 
ftimmung ber anderen Teftament3vollftreder diejenigen Maß- 
regeln zu treffen, welche zur Erhaltung eine3 der gemein- 
ſchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenitandes 
nothwendig find. 

8. 2225. 

Das Amt des Tejtamentsvollftreders erlifcht, wenn er 
ftirbt oder wenn ein Fall eintritt, in welchem die Ernennung 
nach 8. 2201 unmirkjam fein würde. 


8. 2226. 
Der Teftamentsvollftreder kann das Amt jederzeit fündigen. 
Die Kündigung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nach- 
laßgerichte. Die Vorjchriften des 8. 671 Abſ. 2, 3 finden ent- 
iprechende Anwendung. 


$. 2227. 

Das Nachlaßgericht kann den Tejtament3vollitreder auf An- 
trag eines der Betheiligten entlaffen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt; ein folder Grund ift insbejondere grobe Pflicht- 
ano oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Gejchäfts- 

rung. 

Der Teitamentsvollftreder joll vor der Entlafjung wenn 
thunlich gehört werden. 


-  $. 2228. 

Das Nachlaßgericht hat die Einficht der nad) 8. 2198 
Abſ. 1 Satz 2, 8. 2199 Abſ. 3, 8. 2202 Abſ. 2, 8. 2226 
Eaß 2 abgegebenen Erklärungen Jedem zu geftatten, der ein 
rechtliche3 Intereſſe glaubhaft madıt. 


Stebenter Titel. 
Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments. 


$. 2229. 
Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, bedarf zur 
Errihtung eined Teftament3 nicht der Buftimmung feines 
gejeglichen Vertreters. 
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Ein ee fann ein Teſtament erſt errichten, 
wenn er das jechzehnte Lebensjahr vollendet hat. 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verjchwendung oder Trunk— 
fuht entmündigt ift, fann ein ZTejtament nicht errichten. 
Die Unfähigkeit tritt jchon mit der Gtellung des Antrags 
ein, auf Grund dejjen die Entmündigung erfolgt. 


8. 2230. 

Hat ein Entmündigter ein Teftament errichtet, bevor 
der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß unanfechtbar 
geworden ift, fo fteht die Entmündigung der Gültigfeit des 
Teftament3 nicht entgegen, wenn der Entmündigte noch vor 
dem Eintritte der Unanfechtbarfeit ftirbt. 

Das Gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach Der 
Stellung de3 Antrags auf Wiederaufhebung der Entmüns- 
digung ein Teftament errichtet und die Entmündigung dem 
Untrage gemäß wieberaufgehoben wird. 


$. 2231. 
Ein Teftament fann in ordentlicher Form errichtet 
werden: 
1. vor einem Richter oder vor einem Notar; 
2. durch eine von dem Erblaffer unter Angabe des Ortes 
und Tages eigenhändig gejchriebene und unterjchriebene 
Erflärung. 


8. 2232. 

Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder vor einem Notar gelten die Vorſchriften der 88. 2233 
bis 2246. 

8. 2233. 


Zur Errichtung de3 Teftament3 muß der Richter einen 
Gerichtöfchreiber oder zwei Zeugen, der Notar einen zweiten 
Notar oder zwei Zeugen zuziehen. 

$. 2234. 

Als Richter, Notar, Gerichtsfchreiber oder Zeuge fann 
bei der Errichtung des Tejtament3 nicht mitwirken: 

4. der ar des Erblafferd, auch wenn die Ehe nicht 
mehr beiteht: 
34* 
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2. wer mit dem Erblaffer in gerader Linie oder im zweiten 
Grade der Geitenlinie verwandt oder verjchwägert it. 


$. 2235. 


Als Richter, Notar, Gerichtöjchreiber oder Zeuge kann 
bei der Errichtung de3 Teftament3 nicht mitwirken, wer in 
dem Teftamente bedacht mwird oder mer zu einem Be— 
dachten in einem Berhältniffe der im 8. 2234 bezeichneten 
Art Steht. 

Die Mitwirkung einer Hiernach ausgejchloffenen Perjon 
hat nur zur Folge, daß die Zuwendung an den Bedacdhten 
nichtig. ift. 

$. 2236. 

Als Gerichtäfchreiber oder zmeiter Notar oder Zeuge 
fann bei der Errichtung des Teftament3 nicht mitwirken, 
wer zu dem Richter oder dem beurfundenden Notar in einem 
Berhältniffe der im 8. 2234 bezeichneten Art fteht. 


$. 2237. 
Als Beuge foll bei der Errichtung des Teftament3 nicht 
mitwirken: 

1. ein Minderjähriger; 

2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt 
iſt, während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt; 

3. wer nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig iſt, 
als Zeuge eidlich vernommen zu werden; 

4. wer als Geſinde oder Gehülfe im Dienſte des Richters 
oder des beurkundenden Notars ſteht. 


$. 2238. 

Die Errichtung des Teſtaments erfolgt in der Weife, 
daß der Erblaffer dem Richter oder dem Notar feinen lebten 
Willen mündlich erklärt oder eine Schrift mit der mündlichen 
Erflärung übergiebt, daß die Schrift feinen letzten Willen 
enthalte. Die Schrift kann offen oder verjchlojfen übergeben 
werden. Gie kann von dem Erblaffer oder von einer anderen 
Perſon gejchrieben fein. 
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Wer minderjährig ift oder Gejchriebenes nicht zu Iefen 
vermag, kann das Tejtament nur duch mündliche Erklärung 
errichten. 

§. 2239. 


Die bei der Errichtung des Teftament3 mitwirfenden 
Perfonen müſſen während der ganzen Verhandlung zu- 
gegen jein. 

S. 2240. 


Ueber die Errichtung des Tejtament3 muß ein Protofoll 
in deutjicher Sprache aufgenommen werden. 


§. 2241. 

Das Brotofoll muß enthalten: 

41. Ort und Tag der Verhandlung; 

2. die Bezeichnung des Erblafferd und der bei der Ver- 
handlung mitwirfenden PBerjonen; 

3. die nad) $. 2238 erforderlihen Erflärungen des Erb» 
laſſers und im alle der Uebergabe einer Schrift Die 
Seltitellung der Uebergabe. 


8. 2242. 

Das Protokoll muß vorgelefen, von dem Erblaſſer ge- 
nehmigt und von ihm eigenhändig unterjchrieben werden. 
Sm Protokolle muß feitgejtellt werden, daß dies gejchehen 
iſt. Das Protokoll ſoll dem Erblaffer auf Verlangen auch 
zur Durchlicht vorgelegt werden. 

Erflärt der Erblajfer, daß er nicht jchreiben könne, fo 
wird feine Unterjchrift durch die Feitjtellung dieſer Erklärung 
im Protokoll erjegt. 

Das Protokoll muß von den mitwirfenden Perjonen 
unterjchrieben werden. 

$. 2243. 

Wer nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars 
ftumm oder jonft am Eprechen verhindert it, kann da3 
Teltament nur durch Uebergabe einer Schrift errichten. Er 
muß die Erflärung, daß die Schrift feinen legten Willen 
enthalte, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll 
oder auf ein bejonderes Blatt jchreiben, das dem Protokoll 
als Anlage beigefügt werden muß. 
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Da? eigenhändige Niederfchreiben der Erklärung ſowie 
die Weberzeugung des Nichterd oder des Notard, daß der 
Erblafjer am Sprechen verhindert ift, muß im Protokolle feit- 
gejtellt werden. Das Protokoll braucht von dem Erblajjer 
nicht bejonder3 genehmigt zu werden. 


$. 2244. 


Erflärt der Erblafjer, daß er der deutichen Sprache 
nicht mächtig fei, jo muß bei der Errichtung des Teſtaments 
ein vereideter Dolmetjcher zugezogen werden. Auf den Dol- 
metjcher finden die nad) den 88. 2234 bi3 2237 für einen 
Beugen geltenden Vorſchriften entiprechende Anmwendung. 

Das Protokoll muß in die Sprache, in der fich der Erb- 
laſſer erflärt, überjegt werden. Die Ueberjegung muß von 
dem Dolmetjcher angefertigt oder beglaubigt und vorgelejen 
werden; die Ueberjegung muß dem Protokoll als Anlage bei- 
gefügt werden. 

Das Protofoll muß die Erflärung des Erblaffers, daß 
er der deutjchen Sprache nicht mächtig jet, jowie den Namen 
des Dolmetſchers und die Feitftellung enthalten, daß der 
Dolmeticher die Ueberſetzung angefertigt oder beglaubigt und 
fie vorgelefen hat. Der Dolmetiher muß das Protokoll 
unterjchreiben. 

8. 2245. 


Sind ſämmtliche mitwirfende Perjonen * Ver⸗ 
ſicherung nach der Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
mächtig, jo iſt die Zuziehung eines Dolmetſchers nicht er» 
forderlid). 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetjcherd, jo muß 
das Protofoll in der fremden Sprache aufgenommen werden 
und die Erklärung des Erblafierd, daß er der deutichen 
Sprache nicht mächtig fei, fowie die Verficherung der mit- 
wirkenden Perſonen, daß fie der fremden Sprache mächtig 
feien, enthalten. Eine deutjche Heberjegung foll al3 Anlage 
beigefügt werden. 

$. 2246. 


Das über die Errichtung des Tejtament3 aufgenommene 
Protokoll ſoll nebft Anlagen, insbefondere im Falle der Er- 
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richtung durch Mebergabe einer Schrift nebſt diefer Schrift, 
von dem Richter oder dem Notar in Gegenwart der übrigen 
mitwirfenden Perfonen und des Erblajjerd mit dem Amts 
fiegel verjchlofjen, mit einer das Teſtament näher bezeichnen- 
den Aufichrift, die von dem Richter oder dem Notar zu 
unterfchreiben ift, verjehen und in bejondere amtliche Ber- 
wahrung gebracht werden. 

Dem Erblajjer ſoll über da3 in amtliche Berwahrung 
genommene Tejtament ein Hinterlegungsichein ertheilt werben. 


$. 2247. 


Wer minderjährig iſt oder Gejchriebened nicht zu Tejen 
vermag, fann ein Zejtament nicht nach 8. 2231 Nr. 2 er- 


richten. 
S. 2248. 


Ein nah 8. 2231 Nr. 2 errichteted Teftament iſt auf 
Berlangen des Erblafferd in amtliche Verwahrung zu nehmen. 
Die Vorjchrift des 8. 2246 Abſ. 2 findet Anwendung. 


$. 2249. 

- ft zu beforgen, daß der Erblafjer früher fterben merde, 
als die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder 
vor einem Notar möglich ift, jo fann er da3 Teſtament vor 
dem Borjteher der Gemeinde, in der er fich aufhält, oder, 
fall3 er fich in dem Bereich eined durch Landesgeſetz einer 
Gemeinde a re Verbandes oder Gutöbezirkes auf- 
hält, vor dem Vorfteher dieſes Verbandes oder Bezirkes er- 
richten. Der Vorſteher muß zwei Beugen zuziehen. Die 
Borichriften der 88. 2234 bis 2246 finden Anwendung; der 
Boriteher tritt an die Stelle des Richter oder des Notars. 

Die Bejorgniß, daß die Errichtung eines Teftaments 
bor einem Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglic) 
fein werde, muß im Protokolle feftgejtellt werden. Der Gültig- 
feit des Teſtaments fteht nicht entgegen, daß die Beſorgniß 
nicht begründet war. 

S. 2250. 


Wer ſich an einem Orte aufhält, der in Folge des Aus- 
bruchs einer Krankheit oder in Folge fonftiger außerordentlicher 


536 Fünftes Buch. Erbredit. 


Umftände dergeitalt abgejperrt ift, daß die Errichtung eines 
Teftament3 vor einem Richter oder vor einem Notar nicht 
möglich oder erheblich erjchwert if, Tann da3 Teftament in 
der durch den 8. 2249 Abſ. 1 bejtinmten Form oder durch 
mündliche Erklärung vor drei Zeugen errichten. 

Wird die mündlide Erflärung vor Drei Beugen ge=- 
wählt, jo muß über die Errichtung des Tejtament3 ein Proto— 
fol aufgenommen werden. Auf die Zeugen finden die Vor— 
—— der 88. 2234, 2235 und des 8. 2237 Nr. 1 bis 3, auf 

a3 Protokoll finden die Vorjchriften der 88. 2240 bis 2242, 
2245 Anwendung. Unter Zuziehung einen Dolmetjchers kann 
ein Teftament in dieſer Form nicht errichtet werden. 


$. 2251. 


Wer fich während einer Seereiſe an Bord eines deutjchen, 
nicht zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außer- 
halb eines inländijchen Hafens befindet, kann ein Teſtament 
durch mündliche Erflärung vor drei Zeugen nad) 8. 2250 er- 


richten. 
S. 2252. 

Ein nad) $. 2249, 8. 2250 oder $. 2251 errichtete 
Teftament gilt al3 nicht errichtet, wenn feit der Errichtung 
drei Monate verjtrichen find und der Erblafjer nod) lebt. 

Beginn und Lauf der Frift find gehemmt, folange der 
Erblaffer außer Stande ift, ein Tejtament vor einem Richter 
oder vor einem Notar zu errichten. 

Tritt im Falle des 8. 2251 der Erblaffer vor dem Ab- 
laufe der Frijt eine neue Geereije an, jo wird die Friſt der- 
geftalt unterbrochen, daß nach der Beendigung der neuen 
Reiſe die volle Frift von neuem zu luufen beginnt. 

Wird der Erblafjer nad) dem Ablaufe der Frift für todt 
erklärt, jo behält das Teſtament feine Kraft, wenn die Frift 
zu der Zeit, zu welcher der Erblafjer den vorhandenen Nach- 
richten zufolge noch gelebt Hat, noch nicht verjtrichen war. 

$. 2253. 
Ein Tejtament jowie eine einzelne ın einem Tejtament 


enthaltene Verfügung kann von dem Erblajjer jederzeit 
widerrufen werden. 
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Die Entmündigung de3 Erblajierd megen Geijtes- 
ichwäche, Berjchwendung oder Trunfjucht fteht dem Widerruf 
eine3 vor der Entmündigung errichteten Teſtaments nicht 
entgegen. | 

S. 2254. 
Der Widerruf erfolgt durch Tejtament. 


$. 2255. 

Ein Teftament fann auch dadurch widerrufen werden, 
daß der Erblafjer in der Abficht, es aufzuheben, die Teſta— 
mentsurfunde vernichtet oder an ihr Veränderungen vor» 
nimmt, durd) die der Wille, eine jchriftliche Willenserklärung 
aufzuheben, ausgedrüdt zu werden pflegt. 

Hat der Erblafjer die Teſtamentsurkunde vernichtet oder 
in der bezeichneten Weiſe verändert, jo wird vermuthet, daß 
er die Aufhebung des Tejtament3 beabjichtigt habe. 


$. 2256. 
Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder nad 
. 2249 errichtetes Tejtament gilt al3 widerrufen, wenn die 
ın amtliche Verwahrung genommene‘ Urkunde dem Erblajjer 
zurüdgegeben wird. 
Der Erblafjer kann die Rückgabe jederzeit verlangen. 
Die Rüdgabe darf nur an den Erblafjer perſönlich erfolgen. 
Die VBorjchriften des Abi. 2 gelten aud für ein nad) 
8. 2248 Hinterlegtes Tejtament; die Nüdgabe ift auf Die 
Wirkſamkeit des Teftament3 ohne Einfluß. 


$. 2257. 

Wird der durch Teftament erfolgte Widerruf einer Ießt- 
willigen Verfügung widerrufen, jo ift die Verfügung wirkſam, 
wie wenn fie nicht widerrufen worden wäre. 

§. 2258. 

Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres 
Teftament infoweit aufgehoben, al3 das jpätere Tejtament 
mit dem früheren in Widerjpruch fteht. 

Wird das ſpätere Teftament widerrufen, jo ift das frühere 
Teftament in gleicher Weife wirkfjam, wie wenn es nicht auf- 
gehoben worden wäre. 
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8. 2259. 


Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Verwahrung 
gebracht iſt, im Beſitze hat, iſt verpflichtet, es unverzüglich, 
nachdem er von dem Tode des Erblaſſers Kenntniß erlangt 
hat, an das Nachlaßgericht abzuliefern. 

Befindet ſich ein Teſtament bei einer anderen Behörde 
als einem Gericht oder befindet es ſich bei einem Notar in 
amtlicher Verwahrung, ſo iſt es nach dem Tode des Erb— 
laſſers an das Nachlaßgericht abzuliefern. Das Nachlaßgericht 
hat, wenn es von dem Teſtamente Kenntniß erlangt, die 
Ablieferung zu veranlaſſen. 


g. 2260. 


Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des 
Erblaſſers Kenntniß erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner 
Verwahrung befindlichen Teſtaments einen Termin zu be— 
ftimmen. Bu dem Termine follen die gejeglichen Erben des 
Erblafjerd3 und die fonftigen Betheiligten ſoweit thunlich ge» 
laden merden. 

In dem Termin ift das Teftament zu öffnen, den Be— 
theiligten zu verkünden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. 
Die VBerfündung darf im Falle der Vorlegung unterbleiben. 

Ueber die Eröffnung ift ein Protofoll aufzunehmen. 
War das Teftament verjchloffen, jo iſt in dem Protofolle 
feitzuftellen, ob der Verſchluß unverjehrt war. 


$. 2261. 

Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das 
Teftament in amtlicher Verwahrung, fo Tiegt dem anderen 
Gerichte die Eröffnung des Teftament3 ob. Das Teſtament 
ift nebft einer beglaubigten Abjchrift des fiber die Eröffnung 
aufgenommenen Protofoll3 dem Nadjlaßgerichte zu überjenden ; 
eine beglaubigte Abfchrift des Teftaments ift zurüdzubehalten. 

5. 2262. 

Das Nachlafgericht hat die Betheiligten, melche bei der 

Eröffnung des Teftamentd nicht zugegen gewejen find, von 


dem fie betreffenden Snhalte des Teſtaments in Kenntniß 
zu jeßen. 
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$. 2263. 
Eine Anordnung des Erblafferd, durch die er verbietet, 
das Tejtament alsbald nad feinem Tode zu eröffnen, ift 


nichtig. 
$. 2264. 

Wer ein rechtliche3 Intereſſe glaubhaft macht, iſt be- 
rechtigt, von einem eröffneten Teftament Einficht zu nehmen 
fomwie eine Abjchrift des Teftament3 oder einzelner Theile zu 
fordern; die Abjchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 


Achter Titel. 
Gemeinſchaftliches Teſtament. 


$. 2265. 
Ein gemeinfchaftliches Teftament kann nur von Che- 
gatten errichtet werden. 
$. 2266. 
Ein gemeinjchaftliches Teftament kann nach 8. 2249 auch 
dann errichtet werden, wenn die Vorausſetzung des 8. 2249 
nur auf Geiten eined der Ehegatten vorliegt. 


$. 2267. 

Zur Errichtung eines gemeinjchaftlichen Teftament3 nach 
& 2231 Nr. 2 genügt ed, wenn einer der Ehegatten das 
ejtament in der dort vorgefchriebenen Form errichtet und 
der andere Ehegatte die Erklärung beifügt, daß das Teftament 
auch als jein Tejtament gelten ſolle. Die Erklärung muß 
unter Angabe de3 Orte und Tages eigenhändig gejchrieben 

und unterjchrieben werden. 


$. 2268. 

Ein gemeinjchaftliches Teftament ift in den Fällen des 
8. 2077 jeinem ganzen Snhalte nach unmwirkam. 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten auf- 
gelöjt oder liegen die Vorausſetzungen des 8. 2077 Abi. 1 
Saß 2 vor, jo bleiben die Verfügungen injoweit wirfjam, 
al3 anzunehmen ift, daß fie auch für dieſen Fall getroffen 
fein würden. 
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8. 2269. 

Haben die Ehegatten in einem gemeinjchaftlichen Tefta- 
mente, durch das jie fich gegenjeitig als Erben einjegen, be 
ftimmt, daß nad) dem Tode des Weberlebenden der beider- 
jeitige Nachlaß an einen Dritten fallen fol, jo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß der Dritte für den gejanımten Nachlaß als 
Erbe des zulegt verfterbenden Ehegatten eingejegt iſt. 

Haben die Ehegatten in einem joldhen Tejtament ein 
Bermächtniß angeordnet, das nad) dem Tode des Ueberlebenden 
erfüllt werden joll, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß das 
Bermächtniß dem Bedachten erjt mit dem Tode des Ueber- 
lebenden anfallen joll. 


$. 2270. 

Haben die Ehegatten in einem gemeinjchaftlichen Teſta— 
mente Verfügungen getroffen, von denen anzunehmen ift, 
daß die Verfügung des einen nicht ohne die Verfügung des 
anderen getroffen jein würde, jo hat die Nichtigkeit oder der 
en der einen Verfügung die Unwirkſamkeit der anderen 
zur soige. 

Ein jolches Verhältniß der Verfügungen zu einander ift 
im Bweifel anzunehmen, wenn fid) die Ehegatten gegenjeitig 
bedenfen oder wenn dem einen Ehegatten von dem anderen 
eine Zumwendung gemacht und für den Fall des Ueberlebeng 
de3 Bedachten eine Verfügung zu Gunften einer Perſon ge» 
troffen wird, die mit dem anderen Ehegatten verwandt ift 
oder ihm ſonſt nahe ſteht. 

Auf andere Verfügungen als Erbeinjegungen, Vermächt- 
niffe oder Auflagen findet die Vorſchriſt des Abj. 1 Feine An- 
wendung. 

S. 2271. 

Der Widerruf einer Verfügung, die mit einer Verfügung 
des anderen Ehegatten in dem im $. 2270 bezeichneten Ver— 
ag jteht, erfolgt bei Lebzeiten der Ehegatten. nach den 
ür den Nüdtritt von einem Erbvertrage geltenden Vor— 
Ichriften des 8. 2296. Durd) eine neue Verfügung von Todes- 
wegen kann ein Ehegatte bei Lebzeiten des anderen jeine Ver— 
fügung nicht einjeitig aufheben. 
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Das Recht zum Widerruf erliicht mit dem Tode des 
anderen Ehegatten; der Ueberlebende kann jedoch feine Verfügung 
aufheben, wenn er das ihm Bugemwendete ausichlägt. Auch 
nad) der Annahme der Zumendung ift der eberlebende zur Auf« 
Hebung nad) Maßgabe des 8.2294 und des 8. 2336 berechtigt. 

Sit ein pflichttHeilsberechtigter Ablömmling der Ehegatten 
oder eines der Ehegatten bedacht, fo findet die Vorſchrift des 
8. 2289 Abi. 2 entiprechende Anwendung. 


$. 2272. 
Ein gemeinfchaftliches Teftament kann nach) 8. 2256 nur 
von beiden Ehegatten zurüdgenommen werden. 


$. 2273. 

Bei der Eröffnung eines gemeinschaftlihen Teftaments 
find die Verfügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit fie 
fich fondern laſſen, weder zu verkünden noch ſonſt zur Kennt- 
niß der Betheiligten zu bringen. Bon den Verfügungen de3 
verftorbenen Ehegatten ift eine beglaubigte Abjchrift anzu— 
fertigen. Das Teftament ift wieder zu verjchliegen und in 
die bejondere amtliche Verwahrung zurüdzubringen. 


Bierter Abjchnitt. 
Erbvertrag. 


S. 2274. 
Der Erblaffer kann einen Erbvertrag nur perjönlicd) 
Ichliegen. 


S. 2275. 

Einen Erbvertrag fann al3 Erblaffer nur jchließen, mer 
unbeſchränkt gejchäftsjähig ift. 

Ein Ehegatte kann al3 Erblaffer mit feinem Ehegatten 
einen Erbvertrag Schließen, auc; wenn er in der Geſchäfts— 
ähigfeit befchränft if. Er bedarf in diefem Falle der Zu— 
timmung feines gejeglichen Vertreters; ift der gejegliche Ver- 
treter ein VBormund, jo ift auch die Genehmigung des Vor— 
mundfchaftögericht3 erforderlich. 

Die Vorſchriften des Abi. 2 gelten auch für Verlobte. 
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§. 2276. 

Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor 
einem Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile ge— 
ſchloſſen werden. Die Vorſchriften der 88. 2233 bis 2245 
finden Anwendung; was nad diefen Vorſchriften für den 
Erblafjer gilt, gilt für jeden der Vertragichließenden. 

Für einen Erbvertrag zwijchen Ehegatten oder zwiſchen 
Verlobten, der mit einem Ehevertrag in derſelben Urkunde 
verbunden wird, genügt die für den Ehevertrag vorgejchrie- 
bene Form. 

$. 2277. 


Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde joll 
nad) Maßgabe de3 8. 2246 verſchloſſen, mit einer Auffchrift 
verjehen und in befondere amtliche Verwahrung gebracht 
werden, jofern nicht die Parteien das Gegentheil verlangen. 
Das Gegentheil gilt im Zweifel al3 verlangt, wenn der Erb- 
vertrag mit einem anderen Vertrag in derjelben Urkunde 
verbunden wird. 

Ueber einen in bejondere amtliche Verwahrung genom- 
menen Erbvertrag ſoll jedem der Bertragichließenden ein 
Hinterlegungsichein ertheilt werden. 


$. 2278. 
In einem Erbvertrage kann jeder der Vertragichließenden 
vertragamäßige Verfügungen von Todeswegen treffen. 
Andere Verfügungen als Erbeinjegungen, Vermächtniſſe 
und Auflagen können vertragsmäßig nicht getroffen werden. 


$. 2279. 

Auf vertraggmäßige Zuwendungen und Auflagen finden 
die für Tegtwillige Zumendungen und Auflagen geltenden 
Borichriften entiprechende Anwendung. 

Die Vorjchriften des 8. 2077 gelten für einen Erbvertrag 
zwijchen Ehegatten oder Verlobten auch injomweit, als ein 
Dritter bedacht ift. ! 

$. 2280. 


Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den fie 
jich gegenjeitig als Erben einjegen, beftimmt, daß nad) dem 
Tode des Ueberlebenden der beiderfeitige Nachlaß an einen 
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Dritten fallen fol, oder ein Vermächtniß angeordnet, das 
nad) dem Tode des Weberlebenden zu erfüllen ift, fo finden 
die Vorjchriften des 8. 2269 entjprechende Anwendung. 


$. 2281. 


Der Erbvertrag kann auf Grund der 88. 2078, 2079 
auch von dem Erblafjer angefochten werden; zur Anfechtung 
auf Grund des 8. 2079 ift erforderlich, daß der Plichttheild- 
berechtigte zur Zeit der Anfechtung vorhanden ift. 

Soll nad) dem Tode de3 anderen Bertragichließenden 
eine zu Gunften eines Dritten getroffene Verfügung von dem 
Erblafjer angefochten werden, jo ift die Anfechtung dem 
Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären. Das Nachlaßgericht 
joll die Erklärung dem Dritten mittheilen. 


$. 2282. 


Die Anfechtung kann nicht durch einen Werireter des 
Erblafjer3 erfolgen. Iſt der Erblafier in der Geichäftsfähig- 
feit bejchränft, jo bedarf er zur Anfechtung nicht der Zu— 
jtimmung ſeines gejeglichen Vertreters. 

Hür einen gejchäftsunfähigen Erblaffer kann ſein gejeh- 
Iiher Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
den Erbvertrag anfechten. 

Die Anfechtungserflärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 

8. 2283. 

Die Anfechtung durch den Erblaffer fann nur binnen 
Sahresfrift erfolgen. 

Die Frift beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen 
Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage 
aufhört, in den übrigen Fällen mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Erblafjer von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt. 
Auf den Lauf der Frift finden die für die Verjährung 
geltenden Vorſchriften der 88. 203, 206 entjprechende An— 
wendung. 

Hat im Falle des 8. 2282 Ubi. 2 der gejegliche Ver— 
treter den Erbvertrag nicht rechtzeitig angefochten, jo kann 
nah dem Wegfalle der Geichäftsunfähigfeit der Erblafjer 
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felbft den Erbvertrag in gleicher Weife anfechten, wie wenn 
er ohne gejeglichen Vertreter gemejen wäre. 


$. 2284. 

Die Beftätigung eines anfechtbaren Erbvertragd kann 
nur durch den Erblaſſer perjönlich erfolgen. Sit der Erblafjer 
in der Geichäftsfähigkeit bejchränkt, jo ift die Beftätigung 
ausgeſchloſſen. 

F. 2285. 


Die im 8. 2080 bezeichneten Perſonen können den Erb- 
vertrag auf Grund der 88. 2078, 2079 nicht mehr anfechten, 
wenn das Anfechtungsrecht des Erblafjerd zur Beit des Erb- 


fall3 erloſchen ift. 
S. 2286. 


Durch den Erbvertrag wird da3 Recht des Erblaſſers, 
über fein Verniögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu 
verfügen, nicht beichränft. 

$. 2287. 

Hat der Erblaffer in der Abficht, den VBertragderben zu 
beeinträchtigen, eine Schenfung gemacht, jo kann der Ber- 
trag3erbe, nachdem ihm die Erbichaft angefallen ift, von dem 
Beichenkten die Herausgabe de3 Geſchenkes nad) dem Vor— 
ichriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung fordern. 

Der Anipruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle 
der Erbichaft an. 

$. 2288. 


Hat der Erblaffer den Gegenftand eines vertraggmähig 
angeordneten Vermächtniſſes in der Abjicht, den Bedadhten 
zu beeinträchtigen, zerjtört, bei Seite gejchafft oder beichädigt, 
jo tritt, ſoweit der Erbe dadurch außer Stand gejegt iſt, 
die Reiftung zu bewirken, an die Stelle des Gegenjtandes 
der Werth. 

Hat der Erblaffer den Gegenftand in der Abficht, den 
Bedachten zu beeinträchtigen, veräußert oder belajtet, jo ift 
der Erbe verpflichtet, dem Bedachten den Gegenstand zu 
verjchaffen oder die Belaftung zu bejeitigen; * dieſe Ver⸗ 
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pflihtung finden die Vorjchriften des 8. 2170 Abi. 2 ent» 
Iprechende Anwendung. Sit die Veräußerung oder die Ba 
laftung jchenfweije erfolgt, jo jteht dem Bedachten, ſoweit er 
Erjag nidht von dem Erben erlangen kann, der im $. 2287 
bejtimmte Anſpruch gegen den Bejchenkten zu. 


$. 2289. 

Durch den Erbvertrag wird eine frühere legtmwillige Ver— 
fügung des Erblafjerd aufgehoben, ſoweit fie da3 Recht de3 
vertragamäßig Bedachten beeinträchtigen würde. In dem 
gleichen Umfang ijt eine jpätere Verfügung !von Todeswegen 
unwirkſam, unbejchadet der Vorjchrift des 8. 2297. 

Sit der Bedachte ein pflichttHeiläberechtigter Abkömmling 
de3 Erblajjers, jo kann der Erblaſſer durch eine jpätere letzt— 
willige Verfügung die nad) 8. 2333 zuläfjigen Anordnungen 


treffen. 
5. 2290. 

Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertragsmäßige Ver- 
fügung kann durch Vertrag von den Perjonen aufgehoben 
werden, die den Erbvertrag gejchlofjen haben. Nach dem 
en einer dieſer Perjonen fann die Aufhebung nicht mehr 
erfolgen. 

Der Erblaffer kann den Vertrag nur perjönlich jchließen. 
Sit er in der Gejchäftsfähigfeit beichränft, jo bedarf er nicht 
der Zujtimmung jeines gejeglichen Vertreters. 

Steht der andere Theil unter Vormundichaft, fo ift die 
Genehmigung des VBormundjchaftsgericht3 erforderlih. Das 
Gleiche gilt, wenn er unter elterlicher Gewalt jteht, e3 jei 
denn, daß der Vertrag unter Ehegatten oder unter Verlobten 
geichlojfen wird. 

Der Vertrag bedarf der im 8. 2276 für den Erbvertrag 
vorgejchriebenen Form. 


$. 2291. 

Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Ber- 
mächtniß oder eine Auflage angeordnet ift, kann von dem 
Erblafjer durch Teftament aufgehoben werden. Zur Wirk- 
jamfeit der Aufhebung ijt die Zuftimmung des anderen Ver— 
tragjchließenden erforderlih; die Borjchriften des 8. 2290 
Abi. 3 finden Anwendung. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 35 
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Die Zuftimmungserflärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung; die Zuftimmung iſt unmiderruflich. 


$. 2292. 

Ein zwiſchen Ehegatten gejchloffener Erbvertrag kann 
auch durch ein gemeinjchaftliches Teſtament der Ehegatten 
aufgehoben werden; die Vorichriften des 8. 2290 Abſ. 3 
finden Anwendung. 

$. 2293. 

Der Erblafjer kann von dem Erbvertrage zurüdtreten, 

wenn er fich den Rüdtritt im Vertrage vorbehalten hat. 


$. 2294. 

Der Erblaffer fann von einer vertraggmäßigen Ver— 
fügung zurüdtreten, wenn ſich der Bedachte einer Berfehlung 
Ihuldig macht, die den Erblafjer zur Entziehung des Pflicht- 
theil3 berechtigt oder, fall3 der Bedachte nicht zu den PBilicht- 
theilsberechtigten gehört, zu der Entziehung berechtigen würde, 
wenn der Bedachte ein Ablömmling des Erblafjerd wäre. 


$. 2295. 

Der Erblaffer kann von einer vertragsmäßigen Ver— 
fügung zurüdtreten, wenn die Verfügung mit Rüdfiht auf 
eine recht3geichäftliche Verpflichtung des Bedachten, dem Erb- 
lafier für deſſen Lebenszeit wiederkehrende Leijtungen zu ent- 
richten, in3bejondere Unterhalt zu gewähren, getroffen ift 
und die Verpflichtung vor dem Tode de? Erblaſſers auf- 
gehoben wird. 

$. 2296. 


Der Rüdtritt kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. 
Sit der Erblafjer in der Geichäftsfähigfeit beichränft, jo be- 
darf er nicht der Zuftimmung feines gefeglichen Vertreters. 

Der NRüdtritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Bertragichließenden. Die Erklärung bedarf der ge- 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. 


$. 2297. 


Soweit der Erblafjer zum Nüdtritte berechtigt ift, Tann 
er nach dem Tode des anderen Vertragichließenden Die ver- 
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tragsmäßige Verfügung durch Tejtament aufheben. In den 
Fällen des 8. 2294 finden die Vorſchriften des $. 2336 
Ubj. 2 bis A entjprechende Anwendung. 


$. 2298. 

Sind in einem Erbvertrage von beiden Theilen vertragsd- 
mäßige Verfügungen getroffen, jo hat die Nichtigfeit einer 
biejer Verfügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Bertrags 
zur Folge. 

Sit in einem ſolchen Vertrage der Rüdtritt vorbehalten, 
jo wird durch den NRüdtritt eine der Vertragjchließenden 
der ganze Vertrag aufgehoben. Das Nüdtrittsrecht erlijcht 
mit dem Tode des anderen Vertragichließenden. Der Ueber- 
febende kann jedoch, wenn er da3 ihm durch den Vertrag 
Bugemwendete ausjchlägt, feine Verfügung durch Tejtament 
aufheben. 

Die VBorichriften des Abi. 1 und des Abi. 2 Gap 1, 2 
finden feine Anwendung, wenn ein anderer Wille der Ber- 
tragjchließenden anzunehmen ift. 


$. 2299. 


Seder der Vertragichliegenden kann in dem Erbvertrag 
einjeitig jede Verfügung treffen, die durch Teftament getroffen 
werden fann. 

Für eine Verfügung diefer Art gilt das Gleiche, wie 
wenn fie durch Tejtament getroffen worden wäre. Die Ver— 
fügung kann auch in einem Vertrag aufgehoben werden, durch 
den eine vertragsmäßige Verfügung aufgehoben wird. 

Wird der Erbvertrag durch Ausübung des Nüdtritt3- 
recht3 oder durch Vertrag aufgehoben, jo tritt die Verfügung 
außer Kraft, fofern nicht ein anderer Wille des Erblajjers 
anzunehmen ijt. 

$. 2300. 


Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vor- 
Ichriften der 88. 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erbvertrag 
entiprechende Anwendung, die Vorjchriften des 8. 2273 Satz 2,3 
jedody nur dann, wenn fich der Erbvertrag in bejonderer 
amtlicher Verwahrung befindet. 
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$. 2301. 

Auf ein Schenkungsverjprechen, welches unter der Be- 
dingung ertheilt wird, daß der Beichenkte den Schenfer über- 
lebt, finden die Vorſchriften über Verfügungen von Todes- 
wegen Anwendung. Das Gleiche gilt für ein jchenfweije 
unter dieſer Bedingung ertheilted Gchuldverjprechen oder 
Schuldanerfenntniß der in den 88. 780, 781 bezeichneten Art. 

Vollzieht der Schenfer die Schenfung durch Leiſtung 
de3 zugemwendeten Gegenftandes, jo finden die Vorſchriften 
über Schenkungen unter Lebenden Anwendung. 


$. 2302. 
Ein Vertrag, durch den ſich Jemand verpflichtet, eine 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder nicht zu er» 
richten, aufzuheben oder nicht aufzuheben, ift nichtig. 


Fünfter Abfchnitt. 
Pflichttheil. 


$. 2303. 


St ein Abkömmling des Erblafjer3 durch Verfügung 
bon Todeswegen von der Erbfolge ausgejchlofien, jo kann 
er von dem Erben den Pflichttheil verlangen. Der Pflicht- 
theil befteht in der Hälfte des Werthes des gejeglichen Erbtheils. 

Das gleiche Recht fteht den Eltern und dem Ehegatten 
bes Erblafjer3 zu, wenn fie durch Verfügung von Todes- 
wegen von der Erbfolge ausgeichlojjen find. 


8. 2304. 

Die Zuwendung des Pflichttheils ift im Zweifel nicht als 
Erbeinjegung anzufehen. 

F. 2305. 

Iſt einem PflichttHeilsberechtigten ein Erbtheil Hinter» 
lafien, der geringer ift al3 die Hälfte des gejeglichen Erb- 
theild, jo kann der Pflichttheilsberechtigte von den Miterben 
nel den Werth des an der Hälfte fehlenden Theiles 
verlangen. 
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$. 2306. 


Sit ein al3 Erbe berufener Pflichttheilsberechtigter durch 
die Einjeßung eine Nacherben, die Ernennung eines Teſta— 
used oder eine Theilungsanordnung bejchränft 
oder ijt er mit einem Vermächtniß oder einer Auflage be- 
jchwert, jo gilt die Bejchränfung oder die Bejchwerung ala 
nicht angeordnet, wenn der ihm Hinterlafjene Erbtheil die 
Hälfte des gejeglichen Erbtheil3 nicht überfteigt. Iſt der Hinter- 
lajjene Erbtheil größer, jo fann der Pflichttheiläberechtigte den 
Pflichttheil verlangen, wenn er den Erbtheil ausichlägt; die 
Ausichlagungzfrift beginnt erft, wenn der PilichttHeilsberechtigte 
von der Beichränfung oder der Beichwerung Kenntniß erlangt. 

Einer Beſchränkung der Erbeinjegung ſteht es gleich, 
wenn der Pflichttheiläberechtigte al3 Nacherbe eingejegt ilt. 


§. 2307. 

Iſt ein BPlichttheilsberechtigter mit einem Vermächtniſſe 
bedacht, jo kann er den Pflichttheil verlangen, wenn er das 
Vermächtniß ausſchlägt. Schlägt er nicht aus, fo fteht ihm 
ein Recht auf den Pflichttheil nicht zu, ſoweit der Werth 
de3 Vermächtniſſes reicht; bei der Berechnung des Werthes 
bleiben Beſchränkungen und Bejchwerungen der im $. 2306 
bezeichneten Art außer Betracht. 

Der mit dem Bermächtniffe bejchwerte Erbe kann den 
Pflichttheil3berechtigten unter Beitimmung einer angemejjenen 
Friſt zur Erflärung über die Annahme de3 Vermächtnifjes 
auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt gilt da3 Vermächtniß 
al3 ausgefchlagen, wenn nicht vorher die Annahme er- 
Härt wird. 

F. 2308. 


Hat ein Pflichttheiläberechtigter, der als Erbe oder ala 
Vermächtnißnehmer in der im 8. 2306 bezeichneten Art bes 
ichränft oder bejchwert ift, die Erbichaft oder das Vermächtniß 
ausgejchlagen, jo kann er die Ausichlagung anfechten, wenn 
die Beichränfung oder die Beſchwerung zur Zeit der Aus- 
ihlagung weggefallen und der Wegfall ihm nicht befannt war. 

Auf die Anfechtung der Ausjchlagung eine3 Vermächt— 
niſſes finden die für die Anfechtung der Ausjchlagung einer 
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Erbichaft geltenden Vorſchriften entiprechende Anmwendımg. 
Anfehtung erfolgt dur Erklärung gegenüber dem Be— 
ichwerten. 


$. 2309. 


Entferniere Abfümmlinge und die Eltern des Erblaſſers 
ka inſoweit nicht pflichttheilsberechtigt, al3 ein Abkömmling, 
er fie im alle der gejeglichen ng ausſchließen würde, 
den Pflichttheil verlangen kann oder das ihm Hinterlafjjene 
annimmt. 
$. 2310. 


Bei der Feititellung des für die Berechnung de3 Pflicht- 
theil3 maßgebenden Erbtheild werden diejenigen mitgezählt, 
welche durch Tettwillige Verfügung von der Erbfolge aus- 
geichloffen find oder die Erbichaft ausgejchlagen haben oder 
für erbunmürdig erflärt find. Wer durch Erbverzidht von 
der gejetlichen Erbfolge ausgeſchloſſen ift, wird nicht mit- 
gezählt. 

§. 2311. 

Der Berechnung des Pflichttheil3 wird der Beſtand und 
der Werth des Nachlaffes zur Zeit des Erbfall3 zu- Grunde 
gelegt, Bei der Berechnung de3 Pflichttheils der Eltern des 

rblaffers bleibt der dem überlebenden Ehegatten gebührende 
Voraus außer Anja. 

Der Werth iſt, ſoweit erforderlich, durch Schätzung zu 
ermitteln. Eine vom Erblaſſer getroffene Werthbejtimmung 
ift nicht maßgebend. 

F. 2312. 


Hat der Erblaffer angeordnet oder ijt nad) 8. 2049 an- 
zunehmen, daß einer von mehreren Erben das Recht Haben 
joll, ein zum Nachlaffe gehörendes Landgut zu dem Ertrag3- 
werthe zu übernehmen, jo ijt, wenn von dem Rechte Gebrauch 

emacht wird, der Ertragswerth auch für die Berechnung des 
flichttHeild maßgebend. Hat der Erblafjer einen anderen 
Uebernahmeprei3 bejtimmt, jo ift diefer maßgebend, wenn er 
den Ertragsmwerth erreicht und den Schägungswerth nicht 
überfteigt. 
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Hinterläßt der Erblaffer nur einen Erben, jo kann er 
anordnen, daß der Berechnung des Pflichttheil3 der Ertrags- 
werth oder ein nah Abi. 1 Sat 2 beſtimmter Werth zu 
Grunde gelegt werden joll. 

Diefe Vorſchriften finden nur Anwendung, wenn der 
Erbe, der da8 Landgut erwirbt, zu den im 8. 2303 bezeich- 
neten pflichttheilsberechtigten Perſonen gehört. 


$. 2313. 

Bei der Feltitellung des Werthes des Nachlaffes bleiben 
Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer auffchiebenden 
Bedingung abhängig find, außer Anſatz. Rechte und Ver— 
bindlichfeiten, die von einer auflöfenden Bedingung abhängig 
find, kommen als unbedingte in Anjag. Tritt die Bedingung 
ein, jo Hat die der veränderten Rechtslage entjprechende Aus- 
gleihung zu erfolgen. 

Für ungemwifje oder unfichere Rechte jowie für Zweifel» 
bafte Berbindlichkeiten gilt das Gleiche wie für Rechte und 
Berbindlichkeiten, die von einer aufichiebenden Bedingung 
abhängig find. Der Erbe ift dem PflichttHeilsberechtigten 
gegenüber verpflichtet, für die Feititellung eines ungewifjer 
und für die Verfolgung eine3 unficheren Rechtes zu forgen, 
joweit es einer ordnungsmäßigen Verwaltung entipricht. 


§. 2314. 

Sit der Plichttheildberechtigte nicht Erbe, jo Hat ihm 
der Erbe auf Verlangen über den Beſtand des Nachlafjes 
Auskunft zu ertheilen. Der Pflichttheilsberechtigte kann ver» 
langen, daß er bei der Aufnahme de3 ihm nad) 8. 260 vor» 
zulegenden Verzeichniſſes der Nachlaßgegenftände zugezogen 
und da der Werth der Nachlaßgegenitände ermittelt wird. 
Er fann auch verlangen, daß das Verzeichniß durch die zu— 
jtändige Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten oder 
Notar aufgenommen wird. 

Die Koften fallen dem Nachlaffe zur Laft. 


$. 2315. 


Der Pflichttheilßberechtigte Hat fich auf den Pflichttheil 
anrechnen zu laſſen, was ihm von dem Erblafjer durch 
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Rechtögejchäft unter Lebenden mit der Beitimmung zuge» 
wendet worden ift, daß e3 auf den Pflichttheil angerechnet 
werden joll. 

Der Werth der Zumendung wird bei der Beitimmung 
bes BPflichttHeild dem Nachlafje hinzugerechnet. Der Werth 
—28 ſich nach der Zeit, zu welcher die Zuwendung er— 
olgt iſt. 

Sit der Pflichttheilsberechtigte ein Abkömmling des Erb- 
laſſers, jo findet die Vorſchrift des 8. 2051 Abſ. 1 ent- 
Iprechende Anwendung. 


$. 2316. 


Der PflichttHeil eines Abkömmlinges beftimmt fich, wenn 
mehrere Abfömmlinge vorhanden find und unter ihnen im 
Halle der gejeglichen Erbfolge eine Zumwendung de3 Erb- 
lafjer3 zur Ausgleihung zu bringen fein würde, nad) dem- 
jenigen, was auf den gejeglichen Erbtheil unter Berüdfichtigung 
der Ausgleichungspflicht bei der Theilung entfallen würde. 
Ein Abkömmling, der durch Exrbverzicht von der gejeglichen 
— ausgeſchloſſen iſt, bleibt bei der Berechnung außer 

etracht. J 

Iſt der Pflichttheilsberechtigte Erbe und beträgt der 
Pflichttheil nach Abſ. 1 mehr als der Werth des hinterlaſſenen 
Erbtheils, kann der Pflichttheilsberechtigte von den Mit- 
erben den Mehrbetrag als Pflichttheil verlangen, auch wenn 
der hinterlaſſene Erbtheil die Hälfte des geſetzlichen Erbtheils 
erreicht oder überſteigt. 

Eine — der im $. 2050 Abſ. 1 bezeichneten 
Art kann der Erblaffer nicht zum Nachtheil eines Pflicht- 
theil3berechtigten von der Berüdjichtigung ausſchließen. 

Iſt eine nad Abi. 1 zu berüdjichtigende Zumendung 
zugleich nach 8. 2315 auf den Pflichttheil anzurechnen, jo 
fommt fie auf diefen nur mit der Hälfte des Werthes zur 
Anrechnung. 


$. 2317. 
2 Anſpruch auf den Wflichttheil entfteht mit dem 


alle. 
Der Anſpruch ift vererblich und übertragbar. 
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S. 2318. 


Der Erbe kann die Erfüllung eines ihm auferlegten 
Vermächtniſſes joweit verweigern, daß die Pflichttheilslajt von 
ihm und dem Vermächtnißnehmer verhältnigmäßig getragen 
wird. Das Gleiche gilt von einer Auflage. 

Einem pflichttheilsberechtigten Bermächtnignehmer gegen- 
über ift die Kürzung nur joweit zuläffig, daß ihm der Pflicht» 
theil verbleibt. 

Iſt der Erbe felbft pflichttheilßberechtigt, jo fan er wegen 
der PilichttHeilslaft das Vermächtniß und die Auflage joweit 
kürzen, daß ihm fein eigener Pflichttheil verbleibt. 

$. 2319. 

Iſt einer von mehreren Erben jelbft pflichttheilöberechtigt, 
jo Tann er nach der Theilung die Befriedigung eine anderen 
Pilichttheilßberechtigten jomweit verweigern, daß ihm jein eigener 
Plichttheil verbleibt. Für den Ausfall Haften die übrigen 


Erben. 
8. 2320. 

Wer an Stelle des PflichttHeilsberechtigten gejeglicher 
Erbe wird, hat im Berhältnifje zu Miterben die Pflichttheils- 
laft und, wenn der Pflichttheilsberechtigte ein ihm zugemen- 
detes Vermächtniß annimmt, das Vermädtni in Höhe des 
erlangten Vortheils zu tragen. 

Das Gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, melchem 
der Erblafjer den Erbtheil des Pflichttheilsberechtigten durch 
Verfügung von Todeöwegen zugemendet hat. 


$. 2321. 

Schlägt der Pflichttheilsberechtigte ein ihm — 
Vermächtniß aus, ſo hat im Verhältniſſe der Erben und 
der Vermächtnißnehmer zu einander derjenige, welchem die 
Ausſchlagung zu Statten kommt, die Pflichttheilslaſt in Höhe 
des erlangten Vortheils zu tragen. 


g. 2322. 
Iſt eine von dem Pflichttheilsberechtigten ausgeſchlagene 
Erbſchaft oder ein von ihm ausgeſchlagenes Vermächtniß 
mit einem Vermächtniß oder einer Auflage beſchwert, ſo 
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fann derjenige, welchem die Ausichlagung zu Statten fommt, 
dad Vermächtniß oder die Auflage jomweit fürzen, daß ihm 
der zur Dedung der Pflichttheilslaſt erforderliche Betrag 
verbleibt. 

8. 2323. 

Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtnijjes oder 
einer Auflage auf Grund des $. 2318 Abf. 1 infoweit nicht 
verweigern, al3 er die PflichttHeillaft nach den 88. 2320 bis 
2322 nicht zu tragen hat. 

$. 2324. 

Der Erblafjer fann durch Na bon Todeswegen 
die PflichttHeilslaft im BVerhältniffe der Erben zu einander 
einzelnen Erben auferlegen und von den Vorſchriften des 
$. 2348 Abi. 1 und der 88. 2320 bi3 2323 abweichende An- 
ordnungen treffen. 


8. 2325. 

Hat der Erblaffer einem Dritten eine Schenfung ge- 
macht, jo kann der Pflichttheilsberechtigte al3 Ergänzung des 
Pilichttheil3 den Betrag verlangen, um den fich der Bflichttheil 
erhöht, wenn der verjchenkte Gegenftand dem Nachlafje Hin- 
zugerechnet wird. 

Eine verbrauchbare Sache fommt mit dem Werthe in 
Anſatz, den fie zur Zeit der Schenkung hatte Ein anderer 
Gegenjtand kommt mit dem Werthe in niap, den er zur 
Beit des Erbfalld Hat; Hatte er zur Beit der Schenkung 
einen geringeren Werth, jo wird nur diejer in Anja gebracht. 

Die Schenkung bleibt unberüdfichtigt, wenn zur Beit 
de3 Erbfalld zehn Jahre jeit der Leiftung des verjchentten 
Gegenſtandes verftrichen find; iſt die Schenfung an den 
Ehegatten de3 Erblajjerd erfolgt, jo beginnt die Friſt nicht 
vor der Auflöſung der Ehe. 


$. 2326. 

Der Pflichttheilsberechtigte kann die Ergänzung des 
Plichttheild3 auch dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des 
gejeglichen Erbtheild Hinterlafjen ift. Iſt dem Pflichttheils- 
berechtigten mehr al3 die Hälfte Hinterlaffen, jo iſt der 
Anſpruch ausgejchloffen, ſoweit der Werth ded mehr Hinter- 
lafjenen reicht. 
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$. 2327. 


% der PilichttHeilsberechtigte jelbft ein Geſchenk von 
dem Erblafjer erhalten, jo iſt daS Gejchent in gleicher Weife 
wie da3 dem Dritten gemachte Gejchent dem Nachlaffe Hinzu- 
zurechnen und zugleich dem Pflichttheilsberechtigten auf Die 
Ergänzung anzurechnen. Ein nach $. 2315 anzurechnendes 
Geſchenk it u den Gejammtbetrag des Pflichttheild und der 
Ergänzung anzurechnen. 

Sit der Krlichttheil3berechtigte ein Abkömmling des Erb- 
laſſers, jo findet die Vorjchrift des 8. 2051 Abi. 1 ent- 
Iprechende Anwendung. 


$. 2328. 


Sit der Erbe jelbft pflichttheilsberechtigt, jo kann er die 
Ergänzung des Pflichttheils joweit verweigern, daß ihm jein 
eigener Pflichttheil mit Einſchluß deſſen verbleibt, was ihm 
zur Ergänzung des Pflichttheils gebühren würde. 

$. 2329. 

Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichttheils nicht 
verpflichtet iſt, kann der Pflichttheilsberechtigte von dem Be» 
ichenkten die Herausgabe des Geſchenkes zum Zwecke der 
Befriedigung wegen de3 fehlenden Betragd nad) den Vor— 
ichriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung fordern. Iſt der Pilichttheilsberechtigte der alleinige 
Erbe, jo fteht ihm das gleiche Recht zu. 

Der Beichenkte kann die Herausgabe durch Zahlung de3 
fehlenden Betrag3 abwenden. 

Unter mehreren Beichenkten haftet der früher Beſchenkte 
nur injoweit, al3 der jpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ift. 


$. 2330. 

Die Borjchriften der 88. 2325 bis 2329 finden feine An- 
wendung auf Schenfungen, durch die einer fittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht ent- 
Iprochen wird. 

$. 2331. 

Eine Zuwendung, die aus dem Geſammtgute der allge 

meinen Gütergemeinjchaft, der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
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oder der Fahrnißgemeinichaft erfolgt, gilt al3 von jedem 
der Ehegatten zur Hälfte gemadt. Pie Zuwendung gilt 
jedoch, wenn fie an einen Abfömmling, der nur von einem 
der Ehegatten abjtammt, oder an eine Perjon, von der nur 
einer der Ehegatten abjtammt, erfolgt oder wenn einer der 
Ehegatten wegen der Zumendung zu dem Gejammtgut Erjag 
zu leijten hat, al3 von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorjchriften finden auf eine Zumendung aus 
dem Gejammtgute der fortgejegten Gütergemeinichaft ent- 
iprechende Anmwendung. 


$. 2332. 

Der Pflichttheilsanipruch verjährt in drei Jahren bon 
dem Beitpunft an, in welchem der Pflichttheilßberechtigte von 
dem Eintritte des Erbfall3 und von der Im beeinträdhtigen- 
den Verfügung Kenntniß erlangt, ohne Rüdjicht auf dieſe 
Kenntniß in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erbfalld an. 

Der nad) $. 2329 dem Pflichttheildberechtigten gegen den 
Bejchenkten zuftehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von 
dem Eintritte des Erbfall3 an. 

Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die 
Anſprüche erſt nad der Ausſchlagung der Erbichaft oder 
eined Vermächtniſſes geltend gemacht werden können. 


$. 2333. 
= Erblafjer fann einem Abkömmlinge den Pflichttheil 
‚entziehen: 

4. wenn der Ablömmling dem Erblafjer, dem Ehegatten 
oder einem anderen Abkömmlinge des Erblajjerd nach 
dem Leben trachtet; 

2. wenn der Abkömmling ſich einer vorjäglichen Förper- 
lihen Mißhandlung de3 Erblafjerd oder des Ehegatten 
de3 Erblafjers ſchuldig macht, im Falle der Mißhandlung 
de3 Ehegatten jedoch nur, wenn der Ablömmling von 
diejem abftammt; 

3. wenn der Ablömmling ſich eines Verbrechens oder 
eined ſchweren vorjäßlichen Vergehend gegen den Erb- 
laſſer oder defjen Ehegatten jchuldig macht; 

4. wenn der Ablömmling die ihm dem Erblafjer gegenüber 
gejeglich obliegende Unterhaltspflicht böswillig verlekt; 
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5. wenn ber rigen einen ehrloſen oder unfittlichen 
Lebenswandel wider den Willen des Erblafferd führt. 


$. 2334. 

Der Erblafjer fann dem Vater den Pflichttheil entziehen, 
wenn Ddiejer fich einer der im 8. 2333 Nr. 1, 3, 4 bezeich- 
neten Verfehlungen ſchuldig macht. Das gleiche Recht fteht 
dem Erblajjer der Mutter gegenüber zu, wenn Ddieje fich 
einer jolchen Verfehlung ſchuldig macht. 


$. 2335. 


Der Erblafjer kann dem Ehegatten den PflichttHeil ent- 
ziehen, wenn der Ehegatte fich einer Verfehlung jhuldig macht, 
auf Grund deren der Erblafjer nad) den 88. 1565 bis 1568 
auf Scheidung zu klagen beredtigt ift. 

Das Recht zur Entziehung erlijcht nicht durch den AXb- 
lauf der für die Geltendmachung des Scheidungsgrundes im 
8. 1571 bejtimmten Frift. 

8. 2336. 

Die Entziehung des PflichttHeild erfolgt durch letztwillige 
Berfügung. 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errich— 
tung beftehen und in der Verfügung angegeben werden. 

Der Beweis ded rundes liegt demjenigen ob, welcher 
die Entziehung geltend macht. 

Sm alle des 8. 2333 Nr. 5 ift die Entziehung uns 
wirfjiam, wenn ſich der Abkömmling zur Zeit des Erbfalls 
von dem ehrlojen oder unfittlichen Lebenswandel dauernd 
abgewendet Hat. | | 

$. 2337. 


Das Recht zur Entziehung des Pflichttheil3 erliſcht durch 
Berzeihung. Eine Verfügung, durch die der Erblajjer Die 
Entziehung angeordnet. hat, wird durch die VBerzeihung un— 
wirkjam. 

$. 2338. 

Hat fih ein Abkömmling in jolhem Maße der Ver— 
ichwendung ergeben oder ijt er in jolhem Maße überjchuldet, 
daß fein jpäterer Erwerb erheblich gefährdet wird, jo kann 
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der Erblafjer das Pflichttheilsrecht des Abkömmlinges durch 
die Anordnung beichränfen, daß nad) dem Tode des Ab— 
fömmlinges dejjen gejeglihe Erben das ihm Hinterlafjene 
oder den ihm gebührenden Pflichttheil als Nacherben oder als 
Nachvermächtnipnehmer nach dem Berhältniß ihrer gejeßlichen 
Erbtheile erhalten jollen. Der Erblafjer kann aud für Die 
Rebenszeit des Abfümmlinges die Verwaltung einem Tejtament3- 
vollitreder übertragen; der Abkömmling hat in einem jolchen 
Falle Anjpruch auf den jährlichen Reinertrag. 

Auf Anordnungen diejer Art finden die Vorſchriften des 
8. 2336 Ab. 1 bi3 3 entiprechende Anwendung. Die Anord- 
nungen find unwirkſam, wenn zur Zeit des Erbfall3 Der 
Abkömmling fich dauernd von dem verjchwenderifchen Leben 
abgemendet hat oder die den Grund der Anordnung bildende 
Ueberjhuldung nicht mehr bejteht. 


Sechſter Abjchnitt, 
Erbunwürdigfeit. 


$. 2339. 
Erbunmürdig ift: 

4. wer den Erblaffer vorjäglich und miderrechtlich getödtet 
oder zu tödten verjucht oder in einen Zuftand verjegt 
hat, in Folge defjen der Erblafjer biß zu feinem Tode 
unfähig war, eine Verfügung von Todeswegen zu er» 
richten oder aufzuheben; 

2. wer den Erblafjer vorfäglich und widerrechtlich verhindert 
hat, eine Verfügung von Todeöwegen zu errichten oder 
aufzuheben ; 

3. wer den Erblafjer durch argliltige Täufchung oder 
twiderrechtlih durch Drohung bejtimmt hat, eine Ver— 
fügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 

4. wer fi in Anjehung einer Verfügung des Erblafjers 
von Todeswegen einer nach den Vorichriften der 88. 267 
bi8 274 des Strafgeſetzbuchs ftrafbareı Handlung 
ſchuldig gemacht hat. 


VI. Abſchnitt: Erbunmwürbigfeit. (88. 2339—2344.) 559 


Die Erbunmürdigfeit tritt in den Fällen des Ubi. 1 
Nr. 3, 4 nicht ein, wenn vor dem Eintritte de3 Erbfall3 die 
Berfügung, zu deren Errichtung der Erblafjer beſtimmt oder 
in Anjehung deren die ftrafbare Handlung begangen worden 
iſt, unwirkſam geworden ijt, oder die Verfügung, zu deren 
Aufhebung er bejtimmt worden ift, unwirkſam geworden fein 


würde. 
$. 2340. 

Die Erbunmürdigfeit wird durch Anfechtung des Erb- 
ſchaftserwerbes geltend gemacht. 

Die Anfechtung ift erft nach dem Anfalle der Erbichaft 
zuläſſig. Einem Nacdherben gegenüber kann die Anfechtung 
erfolgen, jobald die Erbichaft dem Vorerben angefallen ift. 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im $. 2082 be» 
ſtimmten Friften erfolgen. 


8. 2341. 
Anfechtungsberechtigt ift Jeder, dem der Wegfall des 
Erbunmürdigen, ſei e8 auch nur bei dem Wegfall eines 
Anderen zu Statten fommt. 


8. 2342. 

Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfechtungs- 
lage. Die Klage ift darauf zu richten, daß der Erbe für 
erbunmürdig erklärt wird. 

Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechts— 
fraft des Urtheils ein. 

$. 2343. 

Die Anfechtung it ausgejchlojien, wenn der Erblafjer 

dem Erbunmürdigen verziehen hat. 


§. 2344. 
Sit ein Erbe für erbunmwürdig erklärt, jo gilt der An- 
fall an ihn als nicht erfolgt. 
Die Erbichaft fällt demjenigen an, melcher berufen jein 
würde, wenn der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfall3 nicht 
elebt Hätte; der Anfall gilt al3 mit dem Eintritte des Erb- 
Falls erfolgt. 
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$. 2345. 


Hat fih ein Vermächtnißnehmer einer der im $. 2339 
Abſ. 1 bezeichneten Berfehlungen jchuldig gemacht, jo ift 
der Anſpruch aus dem Vermächtniß anfechtbar. Die Bor- 
ichriften der 88. 2082, 2083, des 8. 2339 Abſ. 2 und der 
88. 2341, 2343 finden Anwendung. 

Das Gleiche gilt für einen Pflichttheilsanipruh, wenn 
der Pilichttheilsberechtigte fich einer jolchen Verfehlung ſchuldig 
gemacht Hat. 


Siebenter Abfchnitt. 
Erbverzidt. 


$. 2346. 

Verwandte fowie der Ehegatte de3 Erblaſſers können 
durch Vertrag mit dem Erblajjer auf ihr gejegliches Erbrecht 
verzichten. Der Verzichtende iſt von der gejeglichen Erbfolge 
ausgejchloffen, wie wenn er zur Beit des Erbfalld nicht * 
lebte; er hat kein Pflichttheilsrecht. 

Der Verzicht kann auf das Pflichttheilsrecht beſchränkt 
werden. 

§. 2347. 


Zu dem Erbverzicht iſt, wenn der Verzichtende unter 
Bormundichaft fteht, die Genehmigung des Bormundichaft3- 
a erforderlich; ſteht er unter elterlicher Gewalt, jo gilt 

a3 Gleiche, jofern nicht der Vertrag unter Ehegatten oder 
unter Verlobten gejchloffen wird. 

Der Erblafjer fann den Vertrag nur perfönlich ſchließen; 
ift er in der Geichäftsfähigfeit bejchränft, jo bedarf er nicht 
der Zujtimmung feines gejeglichen Vertreterd. Iſt der Erb- 
lafjer geihäftsunfähig, jo fann der Vertrag durch den gejeß- 
lihen Vertreter gejchloffen werden; die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts ift in gleihem Umfange wie nad) 
Abj. 1 erforderlich. 
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$. 2348. 


Der Erbverzichtövertrag bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 


$. 2349. 


Verzichtet ein Abkömmling oder ein Geitenverwandter 
de3 Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, jo erjtredt ſich 
die Wirkung des Verzichts auf feine Abkömmlinge, fofern 
nicht ein Anderes beitimmt wird. 


S. 2350. 


Berzichtet Jemand zu Gunften eines Anderen auf das 
gejegliche Erbrecht, jo it im Zweifel anzunehmen, daß der 
Berziht nur für den Fall gelten fol, daß der Andere 
Erbe wird. 

Berzichtet ein Abkömmling des Erblafjerd auf das ge- 
jegliche Erbrecht, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß der 
Verzicht nur zu Gunften der anderen Abkömmlinge und des 
Ehegatten des Erblajjerd gelten joll. 


$. 2351. 


Auf einen Bertrag, durch den ein Erbverzicht auf- 
gehoben wird, findet die Vorjchrift des 8. 2348 und in An- 
jehung des Erblafferd auch die Vorjchrift des 8. 2347 Abſ. 2 
Anmendung. 


$. 2352. 


Mer durch Teftament als Erbe eingejegt oder mit einem 
Bermächtniffe bedacht iſt, kann durch Vertrag mit dem Erb- 
lafjer auf die Zuwendung verzichten. Das Gleiche gilt für 
eine Zumendung, die in einem Erbvertrag einem Dritten 

emacht iſt. Die Borichriften der 88. 2347, 2348 finden 
nmwendung. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 36 
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Achter Abfchnitt, 
Erbidein. 


$. 2353. 

Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag ein 
Beugniß über fein Erbredt und, wenn er nur zu einem 
Theile der Erbichaft berufen ift, über die Größe des Erbtheild 
zu ertheilen (Erbichein). 

§. 2354. 

Wer die Ertheilung des Erbicheins als gejeglicher Erbe 
beantragt, hat anzugeben: 

1. die Beit ded Todes des Erblaſſers; 

2. das Berhältniß, auf dem fein Erbrecht beruht; 

3. ob und welche Berjonen vorhanden find oder vorhanden 
waren, durch die er von der Erbfolge ausgeichlofjen 
oder fein Erbtheil gemindert werden würde; 

4. ob und welche Verfügungen de3 Erblafjerd von Todes- 
wegen vorhanden find; 

5. ob ein Rechtsſtreit über fein Erbrecht anhängig ift. 

Sit eine Perfon weggefallen, durch die der Antragjteller 
von der Erbfolge ausgeichloffen oder fein Erbtheil gemindert 
werden würde, jo hat der Antragjteller anzugeben, in welcher 
Weile die Perſon weggefallen ift. 


$. 2355. 

Wer die Ertheilung des Erbicheind auf Grund einer Ver- 
fügung von Todeswegen beantragt, Hat die Verfügung zu 
bezeichnen, auf der fein Erbrecht beruht, anzugeben, ob und 
welche jonjtigen Verfügungen de3 Erblafjer3 von Todeöwegen 
vorhanden find, und die im 8. 2354 Abſ. 1 Nr. 1,5, Abi. 2 
vorgejchriebenen Angaben zu machen. 


$. 2356. 


Der Antragjteller hat die Richtigkeit der in Gemäßheit 
des $. 2354 Abi. 1 Nr. 1, 2, Abſ. 2 gemachten Angaben 
durch Öffentliche Urkunden nachzumweijen und im alle des 
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8. 2355 die Urkunde vorzulegen, auf der fein Erbrecht be» 
ruht. Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältniß- 
mäßigen Schwierigfeiten zu beichaffen, jo genügt die Angabe 
anderer Beweismittel. 

In Anfehung der übrigen nad) den 88. 2354, 2355 er- 
forderlichen Angaben Er der Antragiteller vor Gericht oder 
vor einem Notar an Eidezitatt zu verfichern, daß ihm nichts 
befannt ei, was der Richtigkeit feiner Angaben entgegeniteht. 
Das Nachlaßgericht kann die Verficherung erlaffen, wenn es 
fie fiir nicht erforderlich erachtet. 

Dieje Vorjchriften finden feine Anwendung, joweit Die 
Thatjachen bei dem Nacjlaßgericht offenkundig find. 


8. 2357. 

Eind — Erben vorhanden, ſo iſt auf Antrag ein 
gemeinſchaftlicher Erbſchein zu ertheilen. Der Antrag kann 
von jedem der Erben geſtellt werden. 

Sr dem Antrage find die Erben und ihre Erbtheile an- 
zugeben. 

Wird der Antrag nicht von allen Erben geftellt, jo hat 
er die Angabe zu enthalten, daß die übrigen Erben die 
Erbſchaft angenommen haben. Die Vorfjchriften des $. 2356 
ana aud für die fi auf die übrigen Erben beziehenden 

ngaben des Antragitellers. 

Die Verfiherung an Eidesftatt ift von allen Erben ab- 
zugeben, ſofern nicht das Nachlaßgericht die Verficherung 
eine3 oder einiger von ihnen für ausreichend erachtet. 


$. 2358. 


Das Nacjlaßgericht hat unter Benußung der bon dem 
Antragftellee angegebenen Beweismittel von Amtswegen Die 
"zur Sejtitellung der Thatfachen erforderlichen Ermittelungen 
zu veranftalten und die geeignet erjcheinenden Beweiſe auf- 
zunehmen. 

Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung 
zur Anmeldung der anderen Perjonen zuftehenden Erbrechte 
erlafjen; die Art der Bekanntmachung und die Dauer der 
Unmeldungsfrift beftimmen fich nach den für das Aufgebots- 
verfahren geltenden Borjchriften. 


36* 
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$. 2359. 


Der Erbichein ift nur zu ertheilen, wenn dag Nachla- 
gericht die zur Begründung des Antrag3 erforderlichen That- 
jachen für feftgeftellt erachtet. 

$. 2360. 

St ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, jo ſoll 
vor der Ertheilung des Erbicheind der Gegner des Antrag- 
jteller3 gehört werden. 

Iſt die Verfügung, auf der das Erbrecht beruht, nicht 
in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffentlichen Urkunde 
enthalten, jo joll vor der Ertheilung des Erbjcheind derjenige 
über die Gültigkeit der Verfügung gehört werden, welcher im 
Halle der Unwirkſamkeit der Ber ügung Erbe fein würde. 

Die Anhörung ift nicht erforderlih, wenn fie unthun— 
lich ift. 

$. 2361. 

Ergiebt fich, daß der ertheilte Erbſchein unrichtig ift, fo 
bat ihn das Nachlaßgericht einzuziehen. Mit der Einziehung 
wird der Erbichein kraftlos. 

Kann der Erbſchein nicht fofort erlangt werden, jo hat 
ihn das Nachlaßgericht durch Beichluß für Eraftlos zu erflären. 
Der Beſchluß ift nach den für die öffentliche Zuftellung einer 
Ladung geltenden Vorſchriften der Civilprozeßordnung befannt 
zu machen. Mit dem Ablauf eines Monat3 nad) der Yegten 
Einrüdung des Beichluffes in die öffentlichen Blätter wird 
die Kraftloserflärung wirkſam. 

Das Nachlafgeriht kann von Amtswegen über Die 
Richtigkeit eined ertheilten Erbſcheins Ermittelungen ver- 
anitalten. 

$. 2362. 


Der wirkliche Erbe kann von dem Befiter eined un— 
richtigen Erbjcheind die Herausgabe an das Nachlaßgericht 
verlangen. 

Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbichein ertheilt 
worden ijt, hat dem wirklichen Erben über den Beitand der 
Erbihaft und über den Verbleib der Erbichaftsgegenftände 
Auskunft zu ertheilen. 
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$. 2363. 

In dem Erbicheine, der einem Vorerben ertheilt wird, ift 
anzugeben, daß eine Nacherbfolge angeordnet ift, unter welchen 
Borausjegungen fie eintritt und wer der Nacherbe ift. Hat 
der Erblajjer den Nacherben auf dasjenige eingejeßt, was von 
der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig fein 
wird, oder hat er beitimmt, daß der Vorerbe zur freien Ber- 
fügung über die Erbichaft berechtigt jein joll, jo ift auch dies 
anzugeben. 

Dem Nacherben jteht da3 im 8. 2362 Abſ. 1 beftimmte 
Recht zu. 
§. 2364. 


Hat der Erblajjer einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt, 
jo ift die Ernennung in dem Erbichein anzugeben. 
Dem Tejtamentsvollitreder fteht das im 8. 2362 Abj. 1 
beitimmte Recht zu. 
S. 2365. 


Es wird vermuthet, daß demjenigen, welcher in dem Erb- 
ſchein als Erbe bezeichnet ift, da3 in dem Erbichein angegebene 
Erbrecht zuftehe und daß er nicht durch andere als die ange- 
gebenen Anordnungen bejchränft jei. 


$. 2366. 


Erwirbt Jemand von demjenigen, welcher in einem Erb- 
ſchein al3 Erbe bezeichnet ift, durch Rechtsgeſchäft einen Erb- 
Ichaftögegenitand, ein Recht an einem ſolchen Gegenjtand 
oder die Befreiung von einem zur Erbichaft gehörenden 
Nechte, jo gilt zu feinen Gunſten der Inhalt des Erbicheing, 
jomweit die Vermuthung des 8. 2365 reicht, al3 richtig, es jet 
denn, daß er die Unrichtigfeit kennt oder weiß, daß das 
Nachlakgericht die Rückgabe des Erbjcheind wegen Unrichtig- 
feit verlangt hat. 

$. 2367. 


Die Vorſchriften des $. 2366 finden entjprechende An- 
wendung, wenn an denjenigen, welcher in einem Erbichein 
al3 Erbe bezeichnet ift, auf Grund eines zur Erbichaft ge- 
börenden Rechtes eine Leiftung bewirkt oder wenn zwijchen 
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ihm und einem Anderen in Anjehung eines ſolchen Rechtes 
ein nicht unter die Vorjchrift des $. 2366 —— Rechts⸗ 
giant borgenommen wird, das eine Verfügung über das 


echt enthält. 
$. 2368. 


Einem Tejtament3vollitreder hat das Nachlaßgericht auf 
Untrag ein Zeugniß über die Ernennung zu ertheilen. Iſt 
der Tejtament3vollitreder in der Verwaltung des Nachlafjes 
bejchränft oder hat der Erblafjer angeordnet, daß der Teſta— 
ment3vollftreder in der Eingehung von Berbindlichkeiten für 
den Nachlaß nicht beichränft fein ſoll, jo ift dies in dem 
Beugniß anzugeben. 

ft die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte 
vorliegenden öffentlihen Urkunde enthalten, jo joll vor der 
Ertheilung des Zeugniſſes der Erbe wenn thunlich über Die 
Gültigkeit der Ernennung gehört werden. 

Die Vorichriften über den Erbjchein finden auf das 
Beugniß entiprechende Anwendung; mit der Beendigung des 
Amtes de3 Tejtament3vollitrederd wird das Zeugniß kraftlos. 


8. 2369. 

Gehören zu einer Erbichaft, für die es an einem zur Er- 
theilung de3 Erbſcheins zuftändigen deutſchen Nachlaßgerichte 
fehlt, Gegenftände, die fich im Inlande befinden, jo fann die 
Ertheilung eines Erbicheins für dieſe Gegenftände verlangt 
werden. 

Ein Gegenftand, für den von einer deutichen Behörde 
ein zur Eintragung ded Berechtigten bejtimmtes Buch oder 
Negifter geführt wird, gilt al3 im Inlande befindlihd. Ein 
Aniprud gilt als im Inlande befindlich, wenn für die Klage 
ein deutſches Gericht zuftändig ift. 


8. 2370. 

Hat eine für todt erflärte Perſon den Beitpunft überlebt, 
der als Zeitpunkt ihres Todes gilt, oder ift fie vor dieſem 
Beitpunfte gejtorben, fo gilt derjenige, welcher auf Grund 
der Todeserflärung Erbe fein würde, in Anſehung der in 
den 88. 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgeſchäfte zu Gunften 
des Dritten auch ohne Ertheilung eines Erbjcheind als Erbe, 


IX. Abſchnitt: Erbichaftstauf. ($$. 2368— 2374.) 567 


e3 jei denn, daß der Dritte die Unrichtigfeit der Todeserflärung 
fennt oder weiß, daß die Todezerflärung in Folge einer An- 
fechtungsklage aufgehoben worden ift. 

Iſt ein Erbichein ertheilt worden, fo ftehen dem für todt 
Erffärten, wenn er noch lebt, die im $. 2362 beftimmten 
Rechte zu. Die gleichen Rechte hat eine Perjon, deren Tod 
ohne Todeserflärung mit Unrecht angenommen worden iſt. 


Neunter Abjchnitt. 
Erbſchaftskauf. 


$. 2371. 

Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene 
Erbſchaft verkauft, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 

$. 2372. 


Die Vortheile, welche fich aus dem Wegfall eines Ver- 
mächtnijje oder einer Auflage oder aus der Ausgleichungs- 
pflicht eine Miterben ergeben, gebühren dem Käufer. 


$. 2373. 


Ein Erbtheil, der dem Berfäufer nach dem ee 
des Kaufes durch Nacherbfolge oder in Folge des Wegfa 
eined Miterben anfällt, jowie ein dem Verkäufer zugewendetes 
Vorausvermächtniß ift im Zweifel nicht al3 mitverfauft an- 
zujehen. Da3 Gleiche gilt von Familienpapieren und Fa— 
milienbildern. 

§. 2374. 


Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit 
bed Verfauf3 vorhandenen eg mit Ein- 
ihluß deſſen herauszugeben, was er vor dem Verkauf auf 
Grund eined zur Erbichaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Beritörung, Beichädigung oder Entziehung eines 
Erbichaftsgegenjtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erlangt 
bat, das 9 auf die Erbſchaft bezog. 
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8. 2375. 

Hat der Verkäufer vor dem Verlauf einen Erbichaft3- 
gegenftand verbraucht, unentgeltlich) veräußert oder unent- 
geltlich belaftet, jo ift er verpflichtet, dem Käufer den Werth 
de3 verbrauchten oder veräußerten Gegenftandes, im alle 
der Belaftung die Wertäminderung zu erjegen. Die Erjaß- 
pflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den Verbrauch 
oder die unentgeltliche Verfügung bei dem Abſchluſſe des 
Kaufes kennt. 

Im Uebrigen kann der Käufer wegen Berjchlechterung, 
Untergange3 oder einer aus einem anderen Grunde einge- 
tretenen Unmöglichkeit der Herausgabe eines Erbichafts- 
gegenftandes nicht Erja verlangen. 


$. 2376. 

Die Verpflichtung des Verkäufers zur Gemährleiftung 
wegen eines Mangel3 im echte bejchränft ſich auf Die 
Haftung dafür, daß ihm das Erbrecht zujteht, daß es nicht 
durch das Recht eined Nacherben oder durch die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers bejchränft ift, dab nicht Ver— 
mächtnijje, Auflagen, Pflichttheilslaften, Ausgleichungspflichten 
oder Theilungsanordnungen beftehen und daß nicht un— 
beichränfte Haftung gegenüber den Nachlaßgläubigern oder 
einzelnen von ihnen eingetreten iſt. 

Fehler einer zur Erbichaft gehörenden Sache Hat der 
Verkäufer nicht zu vertreten. 


$. 2377. 

Die in Folge des Erbfall3 durch Vereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaftung erlojchenen 
Nechtsverhältniffe gelten im Verhältniffe zwiſchen dem Käufer 
und dem Verkäufer al3 nicht erlojchen. orderlichen Falles 
ift ein folches Rechtsverhältniß miederherzuftellen. 


| $. 2378. 
‚ „Der Käufer ift dem Verkäufer gegenüber verpflichtet, 
die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, jomweit nicht der Ber- 
Täufer nach 8. 2376 dafür haftet, daß fie nicht beftehen. 
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Hat der Verkäufer vor dem Berfauf eine Nachlaf- 
verbindlichkeit erfüllt, jo kann er von dem Käufer Erfah 
verlangen. 

$. 2379. 


Dem Verkäufer verbleiben die auf die Zeit vor dem 
Verkaufe fallenden Nutzungen. Er trägt für dieſe Zeit die 
Zajten, mit Einſchluß der Zinjen der Nachlaßverbindlichkeiten. 
Den Käufer treffen jedodh die von der Erbichaft zu ent- 
richtenden Abgaben ſowie die außerordentlichen Laften, welche 
al3 auf den Stammmerth der Erbichaftsgegenjtände gelegt 
anzujehen find. 

$. 2380. 

Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Kaufes an 
die Gefahr des zufälligen Untergange3 und einer zufälligen 
Berichlechterung der Erbichaftsgegenjtände. Won diejem Zeit— 
punft an gebühren ihm die Nußungen und trägt er die Laften. 


$. 2381. | 

Der Käufer * dem Verkäufer die nothwendigen Ver— 
wendungen zu erſetzen, die der Verkäufer vor dem Verkauf 
auf die Erbſchaft gemacht hat. 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen 
hat der Käufer inſoweit — zu leiſten, als durch ſie der 
Werth der Erbſchaft zur Zeit des Verkaufs erhöht iſt. 

F. 2382. 

Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an 
den Nachlaßgläubigern, unbeſchadet der Fortdauer der 
Haftung des Verkäufers. Dies gilt auch von den Verbind— 
lichkeiten, zu deren Erfüllung der Käufer dem Verkäufer 
gegenüber nach den 88. 2378, 2379, nicht verpflichtet iſt. 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber 
fann nicht durch Wereinbarung zwiſchen dem Käufer und 
dem Berfäufer ausgejchlofjen oder beſchränkt werben. 


$. 2383. 


Für die Haftung des Käufers gelten die Vorjchriften 
über die Beſchränkung der Haftung de3 Erben. Er haftet 
unbeichränft, joweit der Verkäufer zur Zeit des Verkaufs 
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unbeſchränkt Haftet. Beſchränkt fich die Haftung des Käufers 
auf die Erbichaft, jo gelten feine Anfprüche aus dem Kaufe 
al3 zur Erbichaft gehörend. 

Die Errichtung des Inventars durch den Verkäufer oder 
den Käufer kommt aucd dem anderen Theile zu Gtatten, e3 
jei denn, daß diefer unbejchränft haftet. 


S. 2384. 

Der Verkäufer ift den Nachlakgläubigern gegenüber 
verpflichtet, den Verfauf der Erbichaft und den Namen de3 
Käufers unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die An— 
zeige des Berfäufers wird durch die Anzeige des Käufers erſetzt. 

Das Nachlaßgericht Hat die Einficht der Anzeige Jedem 
zu geftatten, der ein rechtliche Intereſſe glaubhaft macht. 


$. 2385. 

Die Vorjchriften über den Erbſchaftskauf finden ent» 
iprechende Anwendung auf den Kauf einer von dem Ver— 
fäufer durch Vertrag erworbenen Erbichaft ſowie auf andere 
Berträge, die auf die Veräußerung einer dem Veräußerer 
angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbichaft 
gerichtet find. 

Im Falle einer Schenkung ift der Schenker nicht ver- 
pflichtet, für die vor der Schenfung verbrauchten oder un«- 
entgeltli” veräußerten Erbjchaftsgegenftände oder für eine 
vor der Schenkung ich vorgenommene Belaftung 
diefer Gegenftände Erjag zu leiten. Die im 8. 2376 be 
ftimmte Verpflichtung zur Gemährleiftung wegen eines 
Mangel im Rechte trifft den Schenker nicht; Hat der 
Schenker den Mangel argliftig verjchwiegen, jo iſt er ver» 
pflichtet, dem Beſchenkten den daraus entftehenden Schaden 
zu erjegen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift 
und beigedrudtem Kaiferlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 18. Auguft 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Ginfühbrungzsgeleß 


.3 
Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Vom 18. Auguſt 1896. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1896, ©. 604 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher 
Raifer, König von Preußen x. 


berordnien im Namen de3 Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrath3 und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abfchnitt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


Artikel 1. 

Das Bürgerlihe Gejebuch tritt am 1. Januar 1900 
gleichzeitig mit einem Geſetze, betreffend Nenderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der ———— und der 
Konkursordnung, einem Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung, einer Grundbuchordnung und 
einem Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit in Kraft. 


Artikel 2. 
wi im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes 
Geſetzes ijt jede Rechtsnorm. 

Artikel 3. 

Soweit in dem Bürgerlichen Gejeßbuc oder in dieſem 
Gejege die Regelung den Landesgejegen vorbehalten oder 
bejtimmt ift, daß landesgefegliche Vorjchriften unberührt 
bleiben oder erlaffen werden können, bleiben die beftehenden 
landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft und fönnen neue 
landesgejegliche Vorſchriften erlaffen werden. 

Artikel 4. 

Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgejeben auf 
Borichriften verwieſen ijt, melde durch das Bürgerliche 
Gejegbuch oder durch dieſes Geſetz außer Kraft gejeßt werden, 
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treten an deren Gtelle die entiprechenden Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 


Artikel 5. 


Als Bundesftaat im Sinne des Bürgerlichen Gejeh- 
buchs und dieſes Geſetzes gilt auch das Reichsland Eljap- 


Lothringen. 
Artikel 6. 


In bürgerlihen NRechtftreitigfeiten, in welchen durch 
Klage oder Widerflage ein Anſpruch auf Grund des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs geltend gemacht ift, wird die Verhandlung 
und Entſcheidung letzter Inſtanz im Ginne des $. 8 des 
Einführungsgejeges zum Gerichtöverfafjungsgejege dem Neich- 
gerichte zugemiejen. 

Artikel 7. 


Die Gejhäftsfähigkeit einer Perſon wird nach den Gejegen 
de3 Staate3 beurtheilt, dem die Perfon angehört. 

Ermirbt ein Ausländer, der volljährig ift oder die recht- 
liche Stellung eines Volljährigen Hat, die Reichsangehörigkeit, 
jo behält er die rechtliche Stellung eines Volljährigen, auch 
wenn er nach den deutſchen Gejeßen nicht volljährig ift. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Nechtögeihäft bor, 
für da3 er gejchäftsunfähig oder in der Geichäftsfähigkeit 
beſchränkt ift, jo gilt er für dieſes Rechtsgeſchäft inſoweit als 
geichäftsfähig, al3 er nach den deutſchen Geſetzen geichäfts- 
fähig fein würde. Auf familienrechtliche und erbrechtliche 
Rechtögeichäfte fowie auf Rechtsgeſchäfte, durch die über ein 
ausländijche8 Grundftüd verfügt wird, findet diefe Vorfchrift 
feine Anmendung. 

Artikel 8. 


Ein Ausländer kann im Inlande nach den deutſchen 
Gejegen entmündigt werden, wenn er feinen Wohnſitz oder, 
falls er feinen Wohnfit hat, feinen Aufenthalt im Inlande hat. 


Artikel 9. 


Ein Verſchollener kann im Inlande nad den beutichen 
Gejegen für todt erklärt werden, wenn er bei dem Beginne 
der Berjchollenheit ein Deutjcher war. 
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Gehörte der Berfchollene bei dem Beginne der Berjchollen- 
heit einem fremden Staate an, jo fann er im Inlande nad) 
den deutichen Gejegen mit Wirkung für Diejenigen Rechts— 
verhältnifje, welche fich nach den deutſchen Geſetzen beftimmen, 
jomie mit Wirkung für das im Inlande befindliche Ver— 
mögen für todt erklärt werden; die Vorjchriften des 8. 2369 
Ubi. 2 ded Bürgerlichen Geſehbuchs finden entſprechende An— 
wendung. 

Hatte ein verſchollener ausländiſcher Ehemann ſeinen letzten 
Wohnſitz im Inland und iſt die im Inlande zurückgebliebene 
oder dahin zurückgekehrte Ehefrau Deutſche oder bis zu ihrer 
Verheirathung mit dem Verſchollenen Deutſche geweſen, ſo 
kann auf ihren Antrag der Verſchollene im Inlande nach 
den deutſchen Geſetzen ohne die im Abſ. 2 beſtimmte Be— 
ſchränkung für todt erklärt werden. 


Artikel 10. 

Ein einem fremden Staate angehörender und nach deſſen 
Geſetzen rechtsfähiger Verein, der die Rechtsfähigkeit im In— 
lande nur nad) den Vorſchriften der 88. 21, 22 des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs erlangen fönnte, gilt al3 rechtsfähig, wenn 
feine Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesraths an- 
erfannt ift. Auf nicht anerfannte ausländische Vereine der 
bezeichneten Art finden die Vorjchriften über die Gejellichaft 
ſowie die Vorſchrift des 8. 54 Sat 2 des Bürgerlichen Gejeh- 
buchd Anwendung. 

Artikel 11. 

Die Form eined Rechtsgeſchäfts beftimmt ſich nach den 
Gejegen, welche für das den Gegenjtand des Rechtögejchäfts 
bildende Nechtsverhältnig maßgebend find. Es genügt jedoch 
die Beobachtung der Gejebe des Drtes, an dem das Necht3- 
geichäft vorgenommen wird. 

Die Vorfchrift des Abi. 1 Satz 2 findet feine Anwendung 
auf ein Rechtsgeſchäft, durch das ein Necht an einer Sache 
begründet oder über ein ſolches Recht verfügt wird. 


Artikel 12. 
Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Hand— 
fung können gegen einen Deutjchen nicht weitergehende An- 
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iprüche geltend gemacht werden, al3 nad) den deutjchen Gefegen 
begründet find. 
Artikel 13. 

Die Eingehung der Ehe wird, ſofern auch nur einer 
der Berlobten ein Deuticher ift, in Anjehung eines jeden der 
Verlobten nach den Geſetzen des Staate3 beurtheilt, dem er 
angehört. Das Gleiche gilt für Ausländer, die im Inland 
eine Ehe eingehen. 

In Anjehung der Ehefrau eined nach Artikel 9 Abi. 3 
für todt erklärten Ausländer3 wird die Eingehung der Che 
nach den deutichen Gejegen beurtheilt. 

Die Form einer Ehe die im Inlande geſchloſſen wird, 
beſtimmt fich ausschließlich nach den deutjchen Gejegen. 


Artikel 14. 

Die perfönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten 
zu einander werden nach den beutjchen Gejehen beurtheilt, 
auch wenn die Ehegatten ihren Wohnfig im Auslande haben. 

Die deutichen Gejege finden auch Anwendung, wenn ber 
Mann die Reichdangehörigfeit verloren, die Frau fie aber 


behalten hat. 
Artikel 15. 


Das eheliche Güterrecht wird nach den deutſchen Gejegen 
beurtheilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung ein 
Deuticher war. 

Ermwirbt der Ehemann nach der Eingehung der Ehe Die 
Reichsangehörigfeit oder haben ausländijche Ehegatten ihren 
Wohnfig im Inlande, jo find für das eheliche Güterrecht die 
Geſetze des Staate8 maßgebend, dem der Mann zur Beit der 
Eingehung ber * angehörte; die Ehegatten können jedoch 
einen Ehevertrag ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen 
unzuläſſig ſein würde. 

Artikel 16. 

— ausländiſche Ehegatten oder Ehegatten, die nach 
der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, 
den re im Inlande, fo finden die Vorfchriften des 
8. 1435 de3 Bürgerlichen Gejeßbuchs entiprechende Anwendung ; 
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ber ausländische gejegliche Güterftand fteht einem vertrags— 
mäßigen gleich. 

Die Vorjichriften der 88. 1357, 1362, 1405 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs finden Anwendung, joweit fie Dritten günftiger 
find als die ausländischen Geſetze. 


Artikel 17. 


Für die Scheidung der Ehe find die Geſetze des Staates 
maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der 
Klage angehört. 

Eine Thatjache, die fich ereignet hat, während der Dann 
einem anderen Staate angehörte, kann als Scheidungdgrund 
nur geltend gemacht werden, wenn die Thatjache auch nach 
den Gejegen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder ein 
Trennungsgrund ift. 

Sit zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsange— 
hörigfeit des Mannes erlofchen, die Frau aber Deutjche, jo 
finden die deutjchen Geſetze Anwendung. 

Auf Scheidung fowie auf Aufhebung der ehelichen Ge- 
meinschaft kann auf Grund eines ausländijchen Gejeßes im 
Inlande nur erfannt werden, wenn ſowohl nad) dem aus— 
ländifchen Gejeße als nach den deutjchen Geſetzen die Schei- 
dung zuläffig jein würde. 


Artikel 18. 


Die eheliche Abjtammung eines Kindes wird nach den 
deutichen Geſetzen beurtheilt, wenn der Ehemann der Mutter 
zur Zeit der Geburt de3 Kindes Deutjcher ift oder, fall3 er 
vor der Geburt de3 Kindes geftorben ift, zulegt Deutjcher war. 


Artikel 19. 


Das NRechtsverhältnig zwiſchen den Eltern und einem 
ehelichen Kinde wird nach den deutjchen Geſetzen beurtheilt, 
wenn der Vater und, fall3 der Vater gejtorben iſt, die Mutter 
die Reichdangehörigkeit befitt. Das Gleiche gilt, wenn Die 
—— —— des Vaters oder der Mutter erloſchen, die 
Reichsangehörigkeit des Kindes aber beſtehen geblieben iſt. 
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Artikel 20. 


Das Rechtsverhältniß zwijchen einem unehelichen Kinde 
und dejjen Mutter wird nach den deutjchen Gejegen beurtheilt, 
wenn die Mutter eine Deutiche ift. Das Gleiche gilt, wenn 
die Neichdangehörigfeit der Mutter erlojchen, die Reich3- 
angehörigfeit des Kindes aber bejtehen geblieben ift. 


Artikel 21. 


Die Unterhaltzpflicht ded Vaters gegenüber dem un— 
ehelichen Kinde und feine Verpflichtung, der Mutter die Koften- 
der Schwangerjchaft, der Entbindung und des Unterhalt3 zu 
erjegen, mwird nach den Gejegen de3 Staates beurtheilt, dem 
die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es 
fönnen jedoch nicht weitergehende Anjprüche geltend gemacht 
werden, als nach den deutjchen Gejehen begründet find. 


Artikel 22. 

Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie die 
Annahme an Rindesftatt bejtimmt fich, wenn der Vater zur 
Beit der Legitinnation oder der Annehmende zur Beit der 
— die Reichsangehörigkeit beſitzt, nach den deutſchen 

eſetzen. 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden 
Staate an, während das Kind die Reichsangehörigkeit be— 
ſitzt, ſo iſt die Legitimation oder die Annahme unwirkſam, 
wenn die nach den deutſchen —— erforderliche Ein— 
willigung des Kindes oder eines Dritten, zu dem das 
Kind in einem familienrechtlichen Verhältniſſe ſteht, nicht er— 


folgt iſt. 
Artikel 23. 


Eine Vormundſchaft oder eine Pflegſchaft kann im In— 
land auch über einen Ausländer, ſofern der Staat, dem er 
angehört, die Fürſorge nicht übernimmt, angeordnet werden, 
wenn der Ausländer nach den Geſetzen dieſes Staates der 
Fürſorge bedarf oder im Inland entmündigt iſt. 

Das deutſche Vormundſchaftsgericht kann vorläufige Maß— 
regeln treffen, ſolange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
nicht angeordnet iſt. 
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Artikel 24. 

Ein Deutjcher wird, auch wenn er feinen Wohnjig im 
Auslande Hatte, nad) den deutjchen Geſetzen beerbt. 

Hat ein Deutjcher zur Zeit feines Todes feinen Wohnfig 
im Auslande gehabt, jo können die Erben fih in An— 
jehung der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten auch 
ei an dem Wohnfige des Erblaſſers geltenden Gejehe 

erufen. 

Ermirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todes- 
‘wegen errichtet oder aufgehoben hat, die Reichdangehörigfeit, 
jo wird die Gültigfeit der Errihtung oder der Aufhebung 
nach den Gejehen de3 Staates beurtheilt, dem er zur Zeit 
der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch behält 
er die Fähigkeit zur Errichtung einer Verfügung von Todes- 
wegen, jelbit wenn er da3 nach den deutichen Geſetzen er- 
forderliche Alter noch nicht erreicht Hat. Die Vorjchrift des 
Artikel 11 Abſ. 1 Sat 2 bleibt unberührt. 


Artikel 25. 

Ein Ausländer, der zur Beit jeines Todes jeinen Wohnfig 
im Inlande hatte, wird nach den Geſetzen des Staates be» 
erbt, dem er zur Zeit feines Todes angehörte. Ein Deutjcher 
kann jedoch erbrechtliche Anſprüche auch dann geltend machen, 
wenn fie nur nach den deutjchen Gejeßen begründet find, es 
jei denn, daß nad) dem Nechte des Staates, dem der Erb- 
lafjer angehörte, für die Beerbung eines Deutjchen, melcher 
jeinen Wohnſitz in diefem Staate hatte, die deutſchen Geſetze 
ausſchließlich maßgebend find. 


Artikel 26. 


Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlajje 
für die nach den dortigen Gejegen berechtigten Erben oder 
Bermächtnignehmer durch Wermittelung deutjcher Behörden 
Bermögen ind Inland, jo kann ein Underer der Heraus 
gabe nicht aus dem Grunde miderjprechen, daß er als 
Erbe oder Vermächtnignehmer einen Anjprucd auf das Ver— 
mögen habe. 
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Artikel 27. 

Sind nach dem Rechte eined fremden Staates, deſſen 
Geſetze in dern Artikel 7 Abſ. 1, dem Artikel 13 Abf. 1, dem 
Artikel 15 Abj. 2, dem Artikel 17 Abf. 1 und dem Xrtifel 25 
für maßgebend erflärt find, die deutſchen Gelege anzumenden, 
jo finden diefe Gejege Anwendung. 


Artikel 28. 


Die Vorſchriften der Artikel 15, 19, des Artikel 24 
Abſ. 1 und der Artikel 25, 27 finden feine Anwendung auf 
Gegenftände, die fi) nicht in dem Gebiete des Staates be- 
finden, deſſen Gejege nach jenen Vorjchriften maßgebend find, 
und die nach den Gejegen de3 Staates, in defjen Gebiete fie 
ſich befinden, bejonderen Borjchriften unterliegen. 


Artikel 29. 


Gehört eine Berjon feinem Staate an, jo mwerden ihre 
Rechtöverhältniffe, ſoweit die Gejee des Staates, dem eine 
Perjon angehört, für maßgebend erflärt find, nach den Ge- 
jegen des Staate3 beurtheilt, dem die Perſon zulegt angehört 
hat, und, wenn fie auch früher einem Staate nicht angehört 
hat, nach den Gejegen des Staates, in melchem jie ihren 
Wohnjig und in Ermangelung eines Wohnſitzes ihren Auf- 
enthalt hat oder zu der maßgebenden Zeit gehabt Hat. 


Artikel 30. 
Die Anwendung eined ausländijchen Geſetzes ift aus— 
geichlofien, wenn die Anwendung gegen die guten Gitten oder 
gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes verjtoßen würde. 


Artikel 31. 

Unter Zuftimmung des Bundesrath3 kann durh An— 
ordnung des Neichsfanzlerd beftimmt merden, daß gegen 
einen ausländiichen Staat fowie defjen Angehörige und ihre 
Rechtönachfolger ein Vergeltungsrecht zur Anwendung ge 
bracht wird. 
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Zweiter Abjchnitt. 
Berhältniß des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
zu den Reichsgeſetzen. 


Artikel 32. 
Die BVorjchriften der Neichögejege bleiben in Kraft. 
Sie treten jedoch injoweit außer Kraft, al3 fich aus dem Bür- 
gerlihen Geſetzbuch oder aus dieſem Gejege die Aufhebung 


ergiebt. 
Artikel 33. 

Soweit in dem Gerichtsverfafjungsgejeße, der Livil- 
prozeßordnung, der Strafprozgekordnung, der Konkursordnung 
und in dem Geſetze, betreffend die Anfechtung von Recht3- 
Handlungen eines Schuldners außerhalb des Konfursver- 
fahrende, vom 21. Zuli 1879 (Reich3-Gejegbl. ©. 277) an 
die Verwandtichaft oder die Schwägerichaft rechtliche Folgen 
gefnüpft find, finden die Vorjchriften des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs über VBerwandtichaft oder Schwägerſchaft Anwendung. 


Artikel 34. 

Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 

I. $m 8. 34 Nr. 6 werden die Worte: „Vormund, Neben- 
vormund, Kurator, gerichtlicher Beiltand oder Mitglied 
eine Familienraths“ erjeßt durch die Worte: 

„Bormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiftand der 
Mutter, Mitglied eines Yamilienrath3 oder Ku- 

rator”. 
I. An die Stelle des 8. 55 treten folgende Vorjchriften. 
Wer bei Begehung der Handlung das zmwölfte 
Lebensjahr nicht vollendet hat, kann wegen der- 
jelben nicht ftrafrechtlich verfolgt werden. Gegen 
denjelben fünnen jedoch nach Maßgabe der landes— 
gejeglichen Borjchriften die zur Beſſerung und Be- 
auffichtigung geeigneten Maßregeln getroffen. wer- 
den. Die Unterbringung in eine Familie, Er- 
ziehungsanftalt oder Beljerungsanftalt kann nur 
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erfolgen, nachdem durch Beſchluß des Vormund— 
ſchaftsgerichtes die Begehung der Handlung feſt— 
geſtellt und die Unterbringung für zuläſſig erklärt iſt. 


II. An die Stelle des 8. 65 treten folgende Vorſchriften: 


VI. 


vi. 


VII. 


Der Verlegte, welcher das achtzehnte Lebens- 
jahr vollendet hat, iſt jelbjtändig zu dem Antrage 
auf Beltrafung berechtigt, Solange er minder- 
jährig ijt, Hat unabhängig von jeiner eigenen Be— 

gnig auch jein gejeglicher Vertreter das Recht, 
en Antrag zu ftellen. 

Sit der Verletzte geihäftsunfähig oder Hat er 
da3 achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, jo 
it jein gejeglicher Vertreter der zur Stellung des 
Antrages Berechtigte. 


. Als 8. 145a wird folgende Vorichrift —— 


Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber, in denen die Zahlung einer be— 
ftimmten Geldſumme verjprochen wird, ohne Die 
erforderliche jtaatliche Genehmigung ausſtellt und 
in den Berfehr bringt, wird mit einer Geldftrafe 
bejtraft, die dem fünften Theile des Nennwerths der 
ausgegebenen Schuldverjchreibungen gleichfommen 
fann, mindejtend3 aber dreihundert Marf beträgt. 


. $m 8. 171 Ubi. 1 und Abſ. 3 werden die Worte: 


„aufgelöft, für ungültig oder nichtig erflärt worden 
ift“, erjeßt durch die Worte: 

„aufgelöft. oder für nichtig erflärt worden iſt“. 
An die Stelle des $. 195 tritt folgende Vorſchrift: 

Sit eine Ehefrau beleidigt worden, jo hat jo» 
wohl fie als ihr Ehemann das Recht, auf Be- 
ftrafung anzutragen. _ 

Sm 8. 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder 
ihrem Bormunde” erjegt durch die Worte: 

„ihren Eltern, ihrem Bormunde oder ihrem Pfleger”. 
Im 8. 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder 
ihres Vormundes“ erjegt durch die Worte: 

„ihrer Eltern, ihre® Vormundes oder ihres 

Pileger3”. 
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IX. Im $. 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt 
worden ijt“ erjegt durch die Worte: 
„für nichtig erklärt worden ijt“. 


Artikel 35. 
Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 
I. Im 8. 11 bj. 1 treten an die Gtelle der Sätze 2, 3 
folgende Vorſchriften: 

Sn Ermangelung eines ſolchen Wohnfiges gilt 
die Hauptitadt des Heimathitaats als ihr Wohnſitz; 
ift die Hauptitadt in mehrere Gerichtöbezirte ge— 
theilt, jo wird der als Wohnfig geltende Bezirk 
von der Landesjuftizverwaltung durch allgemeine 
Anordnung bejtimmt. Gehört ein Deutjcher einem 
Bundesjtaate nit an, jo gilt als fein Wohnſitz 
die Stadt Berlin; ift die Stadt Berlin in mehrere 
Gerichtäbezirfe getheilt, jo wird der als Wohnfik 
geltende Bezirk von dem Reichskanzler durch all- 
gemeine Anordnung bejtimmt. 

I. * F Stelle des 8. 149 Abſ. 2 tritt folgende Vor— 
rift: 

Dasſelbe gilt von dem geſetzlichen Vertreter eines 
Angeklagten. 


Artikel 36. 


Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 
I. Der 8. 11 Abſ. 2 fällt weg; als 8. 11a werden 
folgende Vorſchriften eingejtellt: 
Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche 
Verhältniſſe ausländische Gejege maßgebend find, 
im Snlande felbjtändig ein Gewerbe, fo iſt es 
auf ihre Geichäftsfähigkeit in Angelegenheiten des 
Gewerbe3 ohne Einfluß, daß fie Ehefrau ift. 
Soweit die Frau in Folge des Güterftandes in 
der Verfügung über ihr Vermögen bejchränft ift, 
finden die Vorjchriften des 8. 1405 des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs Anwendung. Hat die Frau 
ihren Wohnfig nit im Inlande, fo ift der 
Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb des 
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Gemwerbed und der Widerruf der ertheilten Ein- 
willigung in das Güterrechtäregijter des Bezirks 
einzutragen, in welchem da3 Gewerbe betrieben wird. 

Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einmwilli- 
gung des Mannes oder gilt die Einwilligung nad 
8. 1405 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als 
ertheilt, jo haftet für die WBerbindlichfeiten der 
Frau aus dem Gewerbebetriebe ihr Vermögen 
ohne Rüdfiht auf die dem Manne kraft des 
Güterjtandes zuftehenden Rechte; im alle Des 
Beftehend einer ehelichen Gütergemeinjchaft haftet 
auch das gemeinjchaftlicye Vermögen. 

II. Im $. 107 Abſ. 1 werden 
1. im Sab 4 die Worte: „an den Vater oder Bor- 
mund, fofern dieſe es verlangen“, erjegt durch 
die Worte: 

„an den geſetzlichen Vertreter, jofern dieſer es 

verlangt“, 

2. im Gab 5 die Worte: „an die Mutter” erjegt 
durch die Worte: 

„an die zur gejeglichen Vertretung nicht be» 

rechtigte Mutter”. 

III. $m $. 108 treten an die Stelle des Sat 2 folgende 
Vorſchriften: 

Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit 
Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Iſt die 
Erklärung des geſetzlichen Vertreters nicht zu be— 
ſchaffen oder verweigert dieſer die Zuſtimmung ohne 
genügenden Grund und zum Nachtheile des Ar— 
beiters, fo kann die Gemeindebehörde die Zuſtim— 
mung ergänzen. 

IV. Im 8. 110 hr 4 werden die Worte: „jeines Vaters 
oder Vormunds“ erjegt durch die Worte: 

„ſeines gejetlichen Vertreters“. 

V. $m 8. 113 tritt an die Stelle des Abi. 4 folgende 
Vorſchrift: 

Iſt der Arbeiter minderjährig, ſo kann das 

Zeugniß von dem geſetzlichen Vertreter gefordert 
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werden. Diejer kann verlangen, daß das Zeugniß 
an ihn, nicht an den Minderjährigen ausgehändigt 
werde. Mit Genehmigung der Gemeindebehörde 
des im $. 108 bezeichneten Ortes kann auch gegen 
den Willen des gejetlichen Vertreters die Aus— 
händigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 


VI. Im 8. 131 Abj. 1 Sat 1 werden die Worte: „von 
dem Vater oder Vormunde“ erjeßt durch die Worte: 
„don dem gejeßlichen Vertreter”. 


VI. Im 8. 133 Abi. 2 Sat 1 merden die Worte: „der 
Bater de3 Lehrlings” erjeßt durch die Worte: 
„der Vater des Lehrlings, fofern er die Sorge 
für die Perjon des Lehrlings Hat,”. 


Artikel 37. 

Der 8. 2 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 
1: ne 1867 (Bundes. Gejekbl. ©. 55) wird dahin ge» 
ändert: 

Wer die aus der Neichsangehörigfeit folgenden 
Befugnifje in Anjpruch nimmt, hat auf Verlangen 
den Nachweis feiner Reichsangehörigkeit und, jo» 
fern er unter elterlicher Gewalt oder unter Vor- 
mundichaft jteht, den Nachweis der Genehmigung 
des gejeglichen Vertreter zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des 
Ehemanns. 

Artikel 38. 

Das Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundes— 
fonjulate, jomwie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes- 
fonjuln, vom 8. November 1867 (Bundes-Geſetzbl. ©. 137) 
wird dahin ergänzt: 

I. Der 8. 16 erhält folgenden Abi. 2: 

Einem Wahlfonjul fteht in Anjehung der Er- 
richtung einer Verfügung von Todeswegen das im 
Abſ. 1 bezeichnete Recht der Notare nur dann 
zu, wenn das Recht ihm von dem Reichsfanzler 
bejonder3 beigelegt ijt. 
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II. Als 8. 17a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
Auf die Errichtung einer Verfügung von Todes- 
wegen finden nicht die Borjchriften des 8. 17, 
fondern die Vorjchriften des Bürgerlichen Gejch- 
buch3 Anwendung. 


Artikel 39. 
Das Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Binjen, vom 
14. November 1867 (Bundes-Gejehbl. ©. 159) wird aufge- 


hoben. 
Artikel 40. 


Das Gejeß, betreffend die Eheichliegung und die Be— 
urfundung des Perjonenftandes von Bundesangehörigen im 
Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes-Gejekbl. ©. 599) wird 
dahin geändert: 

I. In dem $. 3 Abſ. 1 Sat 1, dem $. 9, dem $. 11 

Abi. 2 und dem 8. 12 Abi. 1 Sat 2 wird das 
a erjeßt durch dad Wort: 


„ſoll“. 
I. An die Stelle der 88. 7, 8 treten folgende Vor— 
ſchriften: 


2.7 
Die Ehe wird dadurch geichloffen, daß Die 
Verlobten vor dem Beamten perjönlic” und bei 
gleichzeitiger Anmejenheit erklären, die Ehe mit 
einander eingehen zu wollen. Der Beamte muß 
zur Entgegennahme der Erklärungen bereit fein. 
Die Erklärungen können nicht unter einer 
Bedingung oder einer Beitbeitimmung abgegeben 
werden. 
8. 7a. 


Der Beamte joll bei der Eheſchließung in 
Gegenwart von zwei Beugen an die Verlobten 
einzeln und nach einander die Frage richten, ob 
fie die Ehe mit einander eingehen wollen, und, 
nachdem die Verlobten die Frage bejaht Haben, 
ausſprechen, daß fie fraft diejes Gejeges nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute feien. 
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Als Zeugen jollen Perjonen, die der bürger- 
fihen Ehrenrechte für verluftig erflärt find, 
während der Zeit, für melche die Wberfennung 
der Ehrenrechte erfolgt ijt, jowie Minderjährige 
nicht zugezogen werden. Perſonen, die mit einem 
der Verlobten, mit dem Beamten oder mit ein- 
ander verwandt oder verſchwägert find, dürfen als 
Zeugen zugezogen werden. 


88. 
Als zur Eheſchließung ermächtigter Beamter 
(8.4) gilt auch derjenige, welcher, ohne ein folcher 
eamter zu fein, da3 Amt eines jolchen öffentlich 
ausübt, e3 jei denn, daß die Verlobten den 
Mangel der amtlichen Befugniß bei der Ehe— 
ſchließung kennen. 
8. 84. 


Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung er— 
mächtigten Beamten (8. 1) oder vor einer im 8.8 
einem jolchen Beamten gleichgeitellten Perſon ge» 
ichlofjen wird, ift wegen Formmangels nur dann 
nichtig, wenn bei der Ehejichließung die im $. 7 
vorgeichriebene Form nicht beobachtet worden tft. 

Sit Die Ehe in das Heirathäregijter eingetragen 
worden und Haben die Ehegatten nach der Ehe- 
ſchließung zehn Jahre oder, fall3 einer von ihnen 
vorher geftorben ift, bis zu deffen Tode, jedoch 
mindeſtens drei Jahre al3 Ehegatten mit einander 
gelebt, jo ijt die Ehe ald von Anfang an gültig an- 
zujehen. Dieje Borjchrift findet feine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur 
Zeit des Todes de3 einen Ehegatten die Nichtig- 
feitöflage erhoben ift. 


Artikel 41. 
Das Geſetz über die Erwerbung und den Berluft der 
Bundes- und Staatangehörigfeit vom 1. Juni 1870 (Bundes- 
Geſetzbl. ©. 355) wird dahin geändert: 
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IL An die Stelle des $. 11 treten folgende Vorſchriften: 


Die Verleihung der Staatdangehörigfeit er- 
ftredt fi, injofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich) auf die Ehefrau und auf 
diejenigen minderjährigen Kinder, deren gejebliche 
Vertretung dem Aufgenommenen oder Naturali- 
jirten kraft elterliher Gewalt zuſteht. Ausge— 
nommen find Töchter, die verheirathet find oder 
verheirathet gemwejen find. 


I. Als 8. 14a werden folgende Borjchriften eingeftellt: 


Die Entlafjung eines Staatdangehörigen, Der 
unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft fteht, 
fann von dem gejeglichen Vertreter nur mit Ge— 
nehmigung des Bormundichaftsgericht3 beantragt 
werden. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
ift nicht erforderlih, wenn der Vater oder Die 
Mutter die Entlafjung für fi) und zugleich kraft 
elterliher Gewalt für ein Kind beantragt. Er- 
jtreckt jich der Wirkungskreis eine3 der Mutter be- 
itellten Beiftande3 auf die Sorge für die Perſon 
des Kindes, jo bedarf die Mutter in einem ſolchen 
Falle der —— des Beiſtandes zu dem 
Antrag auf Entlaſſung des Kindes. 


III An die Stelle des 8. 19 treten folgende Vorſchriften. 


Die Entlaſſung erſtreckt ſich, inſofern nicht da=- 
bei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die 
Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren geſetz- 
lihe Vertretung dem Entlaffenen Eraft elterlicher 
Gewalt zuiteht. 

Dieje Vorjchrift findet Feine Anwendung auf 
Töchter, die verheirathet find oder verheirathet ge- 
wejen find, ſowie auf Kinder, die unter der elter- 
lichen Gewalt der Mutter ftehen, fall3 die Mutter 
zu dem Antrage auf Entlaffung der Kinder nach 
$. 14a Abi. 2 Sag 2 der Genehmigung des Bei- 
ſtandes bedarf. 
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IV. heiten Stelle de3 $. 21 Abj. 2 treten folgende Bor- 
riften: 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staat3- 
angehörigkeit erſtreckt ſich zugleich auf die Ehefrau 
und auf diejenigen Kinder, deren geſetzliche Ver— 
tretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht, ſoweit ſich die Ehefrau oder die Kinder 
bei dem Ausgetretenen befinden. Ausgenommen 
ſind Töchter, die verheirathet ſind oder verheirathet 
geweſen ſind. 

Artikel 42. 


Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schaden- 
erfate für die bei dem Betriebe von Eijenbahnen, Berg- 
werfen u. f. mw. herbeigeführten Tödtungen und Körperver- 
legungen, vom 7. Juni 1871 (Reich3-Gejegbl. ©. 207) wird 
dahin geändert: 

I. An die Stelle ded 8. 3 treten folgende Borjchriften: 


8. 3. 

Im Falle der Tödtung iſt der Schadenerjah 
(88. 1 und 2) dur Erſatz der Koften einer ver- 
juchten Heilung ſowie des Vermögensnachtheils zu 
leiten, den der Getödtete dadurch erlitten hat, daß 
während der Krankheit feine Erwerbsfähigkeit auf- 
gehoben oder gemindert oder eine Vermehrung 
jeiner Bedürfnijfe eingetreten war. Der Erjat- 
pflichtige hat außerdem die Kojten der Beerdigung 
demjenigen zu erjegen, dem die Verpflichtung ob» 
liegt, dieje Koften zu tragen. 

Stand der Getödtete zur Zeit der Verlebung 
zu einem Dritten in einem Berhältniffe, vermöge 
deſſen er diejem gegenüber kraft Geſetzes unter« 
haltzpflichtig war oder unterhaltspflichtig werden 
fonnte, und ift dem Dritten in Folge der Tödtung 
das Recht auf den Unterhalt entzogen, jo hat der 
Erjagpflichtige dem Dritten inſoweit Schadenerjag 
zu Jeiften, al3 der Getödtete während der muthmaß- 
lihen Dauer jeines Lebens zur Gewährung des 
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Unterhalt3 verpflichtet gewejen jein würde. Die 
Erjagpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte 
zur Beit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht 
geboren war. 

8. 3a. 


Im Falle einer Körperverlegung ift der Schaden- 
erſatz (88. 1 und 2) dur Erfah der Koften der 
Heilung jowie des Vermögensnachtheils zu leijten, 
den der Berlebte dadurch erleidet, daß in Folge der 
Berlegung zeitweije oder dauernd feine Ermwerb3- 
fähigfeit aufgehoben oder gemindert oder eine Ver— 
mehrung feiner Bedürfnifje eingetreten ift. 

8. 5 werden die Worte: „der in den $$.1 bis 3 


enthaltenen Beitimmungen“ erjegt durch die Worte: 


„der in den 88.1 bi33a enthaltenen Beitimmungen“. 


II. An die Stelle der 88. 7, 8, 9 treten folgende Bor- 


ſchriften: 


8.7. 

Der Schadenerjag wegen Aufhebung oder Min- 
derung der Ermwerbsfähigfeit und wegen Ver— 
mehrung der Bedürfniſſe des Verletzten ſowie der 
nach 8. 3 Abſ. 2 einem Dritten zu gewährende 
Schadenerſatz iſt für die Zukunft durch Entrichtung 
einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorſchriften des 8. 843 Abſ. 2 bis 4 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des 8. 648 Nr. 6 der 
Civilprozeßordnung finden entſprechende Anmwen- 
dung. Das Gleiche gilt für die dem Verletzten zu 
entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des 8. 749 
Abſ. 3 und für die dem Dritten zu entrichtende Geld- 
rente von der Vorichrift des 8. 749 Ab. 1 Nr. 2 
der Civilprozeßordnung. 

Sit bei der Verurtheilung des Verpflichteten zur 
Entrichtung einer Geldrente nicht auf Sicherheitd- 
leiftung erfannt worden, fo kann der Berechtigte 
gleihwoHl Sicherheitäleiftung verlangen, wenn die 
Bermögensverhältnifje des WBerpflichteten fich er- 
heblich verjchlechtert Haben; unter der gleichen 
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Vorausſetzung fann er eine Erhöhung der in dem 
Urtheile bejtimmten Sicherheit verlangen. 


8. 8. 

Die Forderungen auf Schadenerjaß ($$. 1 biß3a) 
verjähren in zwei Jahren von dem Unfall an. 
Gegen denjenigen, welchem der Getödtete Unterhalt 
zu gewähren hatte ($. 3 Abſ. 2), beginnt die 
Verjährung mit dem Tode. Im Vebrigen finden 
die Borjchriften de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
die Verjährung Anwendung. 


8. 9. 

Die gejetlichen Vorjchriften, nach welchen außer 
den in Diejem Geſetze vorgejehenen Fällen der 
Unternehmer einer in den 88. 1, 2 bezeichnetiu 
Anlage oder eine andere Perſon, insbejondere 
wegen eines eigenen Verjchuldens, für den bei dem 
Betriebe der Anlage dur Tödtung oder Körper- 
verlegung eines Menfchen entjtandenen Schaden 
haftet, bleiben unberührt. 


Artikel 43. 


Der 8. 6 Abſ. 2 des Gejebes, betreffend die Rechts— 
en der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reich3- 
Geſetzbl. ©. 61) wird aufgehoben. 


Artikel 44. 


Die Vorſchriften des $. 44 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 
2. Mai 1874 (Meichd-Gejegbl. ©. 45) finden entjprechende 
Anwendung auf Perſonen, die zur Beſatzung eine in Dienft 
gejtellten Ei Hi — Kaiſ ſerlichen Marine gehören, ſolange 
das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet 
oder die Perſonen als Kriegsgefangene oder Geißeln in der 
Gewalt des Feindes ſind, ingleichen auf andere an Bord 
eines ſolchen Schiffes genommene Perſonen, ſolange das 
Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet und 
die Perſonen an Bord ſind. Die Friſt, mit deren Ablaufe 
die letztwillige Verfügung ihre Gültigkeit verliert, beginnt 
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mit dem Zeitpunkt, in welchem dad Schiff in einen inländi- 
ihen Hafen zurüdfehrt oder der Verfügende aufhört, zu dem 
Schiffe zu gehören, oder al3 Kriegägefangener oder Geißel 
aus der Gewalt des Feindes entlajfen wird. Den Schiffen 
ftehen die fonftigen Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine gleich. 


Artikel 45. 
Der 8. 45 Abſ. 2 Sat 2 des Neich3-Militärgejeged vom 
2. Mai 1874 (Reich3-Gejeßbl. ©. 45) wird aufgehoben. 


Artikel 46. 

Das Gejeg über die Beurkundung des Perjonenftandes 
und die Ehejchließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 23) wird dahin geändert: 

I. Die $$. 28 bi8 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 

D. An die Stelle der 88. 41, 44, 50, 55 treten folgende 
Vorſchriften: 4 
. 4. 


Für die Eheichliegung find die Vorjchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend. 


8. 44. 

Für die Anordnung des vor der Eheichliegung 
zu erlaffenden Aufgebot3 ift jeder GStandesbeamte 
zuftändig, vor dem nach 8. 1320 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Ehe geſchloſſen werden darf. 


8. 50. 

Der Standesbeamte ſoll ohne Aufgebot Die 
— nur vornehmen, wenn ihm ärztlich 
beſcheinigt wird, daß die lebensgefährliche Er— 
krankung eines der Verlobten den Aufſchub der 
Eheſchließung nicht geſtattet. 

8. 55. 

Sit eine Ehe für nichtig erflärt, ift in einem 
Nechtöftreite, der die Feſtſtellung des Beſtehens 
oder des Nichtbeitehend einer Che zwilchen den 
Parteien zum Gegenftande hat, das Nichtbeftehen 
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der Ehe feitgeitellt, ijt eine Ehe vor dem Tode 
eine3 der Ehegatten aufgelöft oder ift nach 8. 1575 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemein- 
haft aufgehoben, jo iſt dies am Rande der über 
die Sheictiefung bewirften Eintragung zu ver- 
merfen. 

Wird die eheliche Gemeinjchaft nach der Auf- 
hebung wiederhergeitellt, jo ift die auf Antrag 
am Rande zu vermerfen. 

II. Der 8. a erhält folgenden Abſatz 2: 
Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden 
wenn ber Geiftliche oder ber Religionsdiener im 
Falle einer Iebenzgefährlichen, einen Aufihub nicht 
geftattenden Erfranfung eined der Verlobten zu 
den religiöjen Teierlichkeiten der Eheſchließung 
ichreitet. 
IV. $m 8. 69 werden die Worte: „in dieſem Gejege” er- 
jegt durch die Worte: 
„in diefem Gejege und in dem Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuche“. 
V. Im 8. 75 Abſ. 1 werden die Worte: „nach den 
eg ae Geſetzes“ erjegt durch die Worte: 
— Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
uchs“. 


Artikel 47. 
Der Artikel 3 des Geſetzes betreffend den Wucher, vom 
24. Mai 1880 (Reich3-Gejegbl. ©. 109) in der Faſſung des 
Artikel II des Geſetzes, betreffend Ergänzun ng der Beltim- 
mungen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 ( — 
S. 197) wird aufgehoben. 


Artikel 48 
Der 8. 16 Abſ. 2 des — betreffend die Fürſorge 
für die Wittwen und Waiſen der Keichsb eamten der an 
verwaltung, vom 20. April 1881 (NReich3- Gejehbl. ©. 85) 


wird aufgehoben. 
Artikel 49. 


Der 8. 18 Abſ. 2 des Gejehes, betreffend die Fürforge 
für die Wittwen und Waifen von Angehörigen ded Reichs— 
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heeres und der Kaiſerlichen Marine, vom 17. Juni 1887 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben. 
Artikel 50. 

Der 8.9 des Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch, vom 

31. Mai 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) wird dahin geändert: 
ine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zu- 
ng! des Ehemannes zugelafjen. 

Die Ehefrau bedarf der Zuftimmung des Ehe- 
mannes, wenn ein Vermerk zu ir Gunſten ein- 
getragen iſt. Ein jolcher Vermerk ift einzutragen, 
wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuftimmung der 
Ehemann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau 
it dem Ehemanne gegenüber zur Ertheilung der 

uftimmung verpflichtet, wenn fie nach dem unter 
ihnen bejtehenden Güterftande über die Buch- 
forderung nur mit Zuftimmung des Ehemannes ver- 
fügen fann. 
Artikel 51. 

Der 8. 8 Abj. 2 des Gejehes, betreffend die Yürjorge 
für die Witwen und Waifen der Perſonen des Goldaten- 
ftandes des Reichsheeres und der Kaijerlihen Marine vom 
Feldwebel abwärt3, vom 13. Juni 1895 (Reichs - Gefeßbt. 
©. 261) wird aufgehoben. 

Artikel 52. 

Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigenthümer 
einer Sache wegen der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden 
Entziehung, Beijchädigung oder Benutzung der Sache oder 
wegen Beichränfung des Eigenthums eine Entihädigung zu 
gewähren und fteht einem Dritten ein Recht an der Sache 
zu, für welches nicht eine bejondere Entichädigung gewährt 
wird, jo hat der Dritte, ſoweit jein Recht beeinträchtigt wird, 
an dem Entſchädigungsanſpruche diejelben Rechte, die ihm 
im Falle des Erlöjchend feines Rechtes durch Zwangs—- 
berfteigerung an dem Erlöje zuftehen. 

Artikel 53. 

Iſt in einem Falle des Artikel 52 die Bi u 

dem Eigenthümer eines Grundftüds zu gewähren, jo finden 
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auf den Entſchädigungsanſpruch die Vorſchriften des 8. 1128 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs entiprechende Anwendung. Er- 
hebt ein Berechtigter innerhalb der im 8. 1128 beftimmten 
Friſt Widerjpruch gegen die Zahlung der Entichädigung an 
den Eigenthümer, jo Tann der Eigenthümer und jeder Be- 
rechtigte die Eröffnung eine3 Bertheilungsverfahrend nad) 
den für die Vertheilung des Erlöjes im Falle der Zwangs— 
verjteigerung geltenden Borfchriften beantragen. Die Zahlung 
hat in dieſem Falle an das für das Bertheilungdverfahren 
zuftändige Gericht zu erfolgen. 

Sit das Recht des Dritten eine Reallaft, eine Hypothek, 
eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld, fo erlifcht Die 
Haftung des Entſchädigungsanſpruchs, wenn der bejchädigte 
Gegenjtand wiederhergeftellt oder für die entzogene bemeg- 
liche Sache Erjaß beichafft ift. Sit die Entichädigung wegen 
Benugung des Grundftüd3 oder wegen Entziehung oder 
Beihädigung von Früchten oder von Zubehörjtüden zu ge- 
währen, ſo finden die Vorjchriften des $. 1123 Abi. 2 
Sat 1 und des $. 1124 Abi. 1, 3 des Bürgerlichen Gejeh- 
buch3 entjprechende Anwendung. 

Artikel 54. 

Die Vorichrift des 8. 36 Abi. 4 des Geſetzes, betreffend 
die Beichränkungen des Grundeigenthums in der Umgebung 
von Feltungen, vom 21. Dezember 1871 (Reich3-Gejeßbl. 
©. 459) wird durch die Vorjchriften der Artikel 52, 53 nicht 
berührt. Findet nach dieſen Vorichriften ein Vertheilungs— 
verfahren jtatt, jo ijt die Entihädigung auf Erjuchen des 
für da3 Verfahren zuftändigen Gericht3 an dieſes zu leilten, 
joweit fie zur Zeit der Stellung des Erſuchens noch ausſteht. 

Die Vorſchrift des 8. 37 desjelben Gejeged wird dahin 


geändert: 

Iſt das Grundſtück mit einem Rechte belaftet, 
welches durch die Beichränfung des Eigenthums 
beeinträchtigt wird, jo kann der Berechtigte bis 
zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der 
Eigentümer die Beichränfung des Eigenthums 
mitgetheilt hat, die Eröffnung des BVertheilungs- 
verfahrens beantragen. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 38 
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Dritter Abjchnitt. 
Verhältniß des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
zu den Landesgeſetzen. 


Artikel 55. 


Die privatrechtlihen Borjchriften der Landesgefege treten 
außer Kraft, foweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
oder in dieſem Gejeg ein Anderes bejtimmt ift. 


Artikel 56. 


Unberührt bleiben die Beitimmungen der Gtaatöver- 
träge, die ein Bundezftaat mit einem ausländiichen Staate 
vor dem Snfrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ge- 


chloſſen Hat. 
ee Artikel 57. 


In Anjehung der Landesherren und der Mitglieder der 
fandesherrlihen Familien jowie der Mitglieder der Fürft- 
fihen Familie Hohenzollern finden die Vorjchriften des Bür- 
gerlichen Gejegbuchs nur injomeit Anwendung, als nicht be- 
ſondere Borjchriften der Hausverfafjungen oder der Landes— 
gejege abweichende Beitimmungen enthalten. | 

Das Gleiche gilt in Anjehung der Mitglieder de vor- 
maligen Hannoverichen Königshaujes, des vormaligen Kur— 
heifiichen und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürften- 


hauſes. 
Artikel 58. 


In Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter 
derjenigen Häuſer, welche vormals reichsſtändiſch geweſen 
und ſeit 1806 mittelbar geworden ſind oder welche dieſen 
Häuſern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter 
durch Beſchluß der vormaligen deutſchen Bundesverſamm— 
lung oder vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs durch Landesgeſetz gleichgeſtellt worden ſind, bleiben 
die Vorſchriften der Landesgeſetze und nach Maßgabe der 
Landesgeſetze die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt. 
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Das Gleiche gilt zu Gunften des vormaligen Reichs— 
adels und derjenigen Wamilien des landſäſſigen Adels, 
welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
dem vormaligen Reichsadel durch Landesgejeg gleichgeftellt 


worden find. 
Artikel 59. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
Familienfideilommifje und Lehen, mit Einſchluß der allodi- 
fizirten Lehen, jowie über Stammpgüter. 


Artikel 60. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
welhe die Beftellung einer HYypothef, Grundjchuld oder 
Rentenihuld an einem Grundftüde, dejjen Belajtung nad) 
den in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften nur 
beſchränkt zuläſſig ift, dahin geftatten, daß der Gläubiger 
Befriedigung aus dem Grundftüde Tediglid) im Wege der 
Zwangsverwaltung juchen kann. 


Artikel 61. 

Iſt die Veräußerung oder Belaftung eines egenftandes 
nad) den in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften 
unzuläjfig oder nur bejchränft zuläfjig, jo finden auf einen 
Erwerb, dem dieſe Vorſchriften entgegenftehen, die Vor— 
ichriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Gunſten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, entjprechende 


Anwendung. 
Artikel 62. 

Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchriften über 
Rentengüter. 

Artikel 63. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften 
über das Erbpadtreht, mit Einihluß des Büdnerrechte 
und des Häußslerreht3, in denjenigen Bundesftaaten, in 
welchen ſolche Rechte beitehen. Die Vorjchriften des 8. 1017 
des Bürgerlichen Gejegbuch finden auf dieſe Rechte ent- 
Iprechende Anwendung. 

38 * 
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kel 64. 

Unberührt bleiden je — Vorſchriften über 
das Anerbenrecht in ae landwirthichaftlicher und forft- 
wirtichaftliher Grundjtüde nebſt deren Zubehör. 

Die Landesgefege können das Recht des Erblafjers, über 
da3 dem Anerbenrecht unterliegende Grundftüd von Todes- 
wegen zu verfügen, nicht bejchränfen. 


Artikel 65. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften, 
welche dem Waflerrecht angehören, mit Einichluß des Mühlen- 
rechts, des Flößrecht3 und des Flößereirecht3 ſowie der Vor— 
ihriften zur Beförderung der Bewäſſerung und Entwäfjerung 
der Grundftüde und der Vorſchriften über Anlandungen, 
entjtehende Inſeln und verlafiene Flußbetten. 


Artikel 66. 
Unberührt bleiben die landesgefeglichen Borjchriften, 
welche dem Deich- und Gielrecht angehören. 


Artikel 67. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
welche dem Bergrecht angehören. 

Iſt nad) landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beihädigung 
eines Grundſtücks durch Bergbau eine Entſchädigung zu 
währen, jo finden die Vorſchriſten der Artikel 52, 53 ne 
wendung, joweit nicht die Landesgejege ein Anderes bes 


ftimmen. 
Artikel 68. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borjchriften, 
welche die Belaftung eines Grundftüd3 mit dem vererblichen 
und veräußerlichen Rechte zur Gewinnung eine3 den berg- 
rechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Mineral3 geftatten 
und den Inhalt dieſes Rechtes näher beftimmen. Die Bor- 
ichriften der 88. 874, 875, 876, 1015, 1017 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs finden entfprechende Anwendung. 

Artikel 69. 

Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchriften über 

Sagd und Fiſcherei, unbejchadet der Borfchrift des 8. 958 
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Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Borjchriften 
ee Geſetzbuchs über den Erſatz des Wild- 
aden?. 


Artikel 70. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
bie Grundfäße, nach melden der Wildjchaden feitzuftellen 
ift, fomwie die landesgeſetzlichen Vorfchriften, nach welchen der 
Anspruch auf Erſatz des Wildſchadens innerhalb einer be- 
ftimmten Frift bei der zuftändigen Behörde geltend gemacht 
werden muß. 

Artikel 71. 


— bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach 
welchen 

1. die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens auch 
dann eintritt, wenn der Schaden durch jagdbare Thiere 
anderer als der im 8. 835 des Bürgerlichen Geſetz- 
buch3 bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildfchaden, der durch ein aus einem Ge- 
hege ausgetretened jagdbares Thier angerichtet wird, 
der Eigenthümer oder der Beſitzer des Geheges ver- 
antwortlich ift; 

3. der Eigenthümer eines Grundftüds, wenn das Jagd— 
recht auf einen anderen Grundftüde nur gemeinjchaft- 
lih mit dem Jagdrecht auf feinem Grundftüd aus— 
geübt werden darf, für den auf dem anderen Grund» 
ſtück angerichteten Wildſchaden auch dann haftet, 
wenn er die ihm angebotene Pachtung der Jagd ab- 
gelehnt hat; 

4. der Wildfchaden, der an Gärten, Obftgärten, Wein- 
bergen, Baumſchulen und einzelftehenden Bäumen an- 
gerichtet wird, dann nicht zu erjegen ift, wenn Die 
Herftelung von Schugvorrichtungen unterblieben ift, 
die unter gewöhnlichen Umftänden zur Abmwendung 
des Schadens ausreichen ; 

5. die Verpflichtung zum Schadenserjag im alle des 
8. 835 Ab. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichend 
beitimmt wird; 


598 Einführungsgefeß. 


6. die Gemeinde an Stelle der Eigenthümer der zu einem 
Sagdbezirte vereinigten Grundftüde zum Erſatze des 
Wildſchadens verpflichtet und zum Rückgriff auf die 
Eigenthümer berechtigt ift oder an Gtelle der Eigen- 
thümer oder des Verbandes der Eigenthimer oder der 
Gemeinde oder neben ihnen der Jagdpächter zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet ift; 

7. der zum Erjage des Wildſchadens Berpflichtete Er- 
ftattung des geleifteten Erſatzes von demjenigen ver- 
langen fann, welcher in einem anderen Bezirke zur 
Ausübung der Zagd berechtigt ift. 


Artikel 72. 

Befteht in Anfehung eines Grundſtücks ein zeitlich nicht 
begrenztes Nutzungsrecht, jo finden die Vorjchriften des 
8..835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Wildjchaden? mit der Maßgabe Anmwen- 
dung, daß an die Gtelle des Eigenthümers der Nußungs- 
berechtigte tritt. 

Artikel 73. 


Unberührt bleiben die Iandeögejeglichen Borjchriften über 


Regalien. 
Artikel 74. 
Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorjchriften über 
Zwangsrechte, Bannrechte und Realgewerbeberechtigungen. 
Artikel 75. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften, 
welche dem VBerficherungsrecht angehören, ſoweit nicht in 
dem Bürgerlichen Gejegbuche bejondere Beitimmungen ge- 


troffen find. 
Artikel 76. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorjchriften, 
welche dem Berlagsrecht angehören. 


Artikel 77. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Borfchriften 
über die Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer 


III.Abſchn.: Verbältn. d. Bürger!. Gejegb. 3. db. Landesgef. (Art. 72—81.) 599 


Kommunalverbände (Provinzial, Kreis-, Amtsverbände) für 
den von ihren Beamten in Ausübung der diejen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden ſowie die landes— 
gejeglihen Vorſchriften, welche das Necht des Beichädigten, 
bon dem Beamten den Erja eines ſolchen Schadens zu 
verlangen, injoweit ausjchließen, al3 der Staat oder der 
Kommunalverband haftet. 


Artikel 78. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen die Beamten für die von ihnen angenommenen 
Stellvertreter und Gehülfen in weiterem Umfange als nad 
dem Bürgerlichen Gejeßbuche Haften. 


Artikel 79. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
nach welchen die zur amtlichen Feftftellung des Werthes von 
Grundftüden beftellten Sacverftändigen für den aus einer 
Berlegung ihrer Berufspflicht enfandenen Schaden in 
— Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
aften. 

Artikel 80. 

Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch eine beſondere Beſtimmung getroffen ei die 
Iandeögejeglichen Vorjchriften über die vermögensre — 
Anſprüche und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſtlichen 
und der Lehrer an öffentlichen —— —— aus dem 
Amts- oder Dienſtverhältniſſe, mit Einſchluß der Anſprüche 
der Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
das Pfründenrecht. 

| ‘ Artikel 81. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
welche die Webertragbarkeit der Anfprüche der im Artikel 80 
Abi. 1 bezeichneten Perjonen auf Bejoldung, Wartegeld, 
Nuhegehalt, Wittwen- und Waijengeld bejchränfen, ſowie die 
Iande3gejeglichen Vorjchriften, melche die Aufrechnung gegen 
folhe Anſprüche abweichend von der Borjchrift des 8. 394 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs zulafjen. 
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Artikel 82. 
Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze 
über die Verfaſſung folder Vereine, deren Rechtsfähigkeit 
auf ftaatliher Verleihung beruht. 


Artikel 83. 
Unberührt bleiben die Tandeögejeglichen Vorſchriften über 
Waldgenoſſenſchaften. 
Artikel 84. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen eine Religionsgeſellſchaft oder eine geiſtliche 
Geſellſchaft Rechtsfähigkeit nur im Wege der Geſetzgebung 


erlangen kann. 
Artikel 85. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, 
nad) welchen im Falle des 8. 45 Abſ. 3 des Bürgerlichen 
Gejeßbuch? das Vermögen des aufgelöften Vereins an Stelle 
des Fiskus einer Körperichaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes anfällt. 


Artikel 86. 


Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Borjchriften, 
welche den Erwerb von Rechten durch juriftiihe Perſonen 
beichränfen oder von ftaatliher Genehmigung abhängig 
machen, jomweit dieſe Vorjchriften Gegenftände im Werthe von 
mehr al3 fünftaufend Mark betreffen. Wird die nad) dem 
Zandesgejege zu einem Ermwerbe von Todeöwegen erforder- 
liche Genehmigung ertheilt, jo gilt fie als vor dem Erbfall 
ertheilt; wird fie verweigert, jo gilt die juriftiiche Perſon in 
Anjehung des Anfall ald nicht vorhanden; die Vorſchrift 
des $. 2043 des Bürgerlichen Gejeßbuch3 findet entiprechende 


Anwendung. 
Artikel 87. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
welhe die Wirkſamkeit von Schenfungen an Mitglieder 
religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen von 
ftaatlicher Genehmigung abhängig machen. 
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Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
nad) welchen Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlicher 
Kongregationen nur mit ftaatlicher Genehmigung von Todes- 
wegen erwerben können. Die BVorjchriften des Artifel 86 
Sat 2 finden entiprechende Anwendung. 

Mitglieder folcher religiöjer Orden oder ordenzähnlicher 
Kongregationen, bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf 
unbeftimmte Zeit nicht abgelegt werden, unterliegen nicht 
den in den Abf. 1, 2 er Vorſchriften. 


Artikel 88. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
welche den Erwerb von Grundſtücken durch Ausländer von 
ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 


Artikel 89. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
über die zum Schutze der Grundſtücke und der Erzeugniſſe 
von Grundſtücken geſtattete Pfändung von Sachen, mit Ein— 
ſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld 
oder Erſatzgeld. 

Artikel 90. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Rechtsverhältniſſe, welche ſich aus einer auf Grund des 
öffentlichen Rechtes wegen der Führung eines Amtes oder 
wegen eines Gewerbebetriebs erfolgten Sicherheitsleiſtung 


ergeben. 
Artikel 91. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen der Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder 
Anſtalt des öffentlichen Rechtes oder eine unter der Ver— 
waltung einer öffentlichen Behörde ftehende Gtiftung be- 
rechtigt ift, zur Sicherung gewifjer Forderungen die Ein- 
tragung einer Hypothek an Grundftüden des Schuldners zu 
verlangen, und nad) welchen die Eintragung der Hypothek 
auf Erjuchen einer bejtimmten Behörde zu erfolgen hat. 
Die Hypothek kann nur al3 Sicherungshypothef eingetragen 
werden; fie entfteht mit der Eintragung. 
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Artikel 92. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen an der Kaſſe 
in Empfang zu nehmen ſind. 


Artikel 93. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Friſten, bis zu deren Ablaufe gemiethete Räume bei Be— 
endigung des Miethverhältniſſes zu räumen ſind. 


Artikel 94. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche den Geſchäftsbetrieb der gewerblichen Pfandleiher und 
der Pfandleihanſtalten betreffen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen öffentlichen Pfandleihanſtalten das Recht zu— 
ſteht, die ihnen verpfändeten Sachen dem Berechtigten nur 
— Bezahlung des auf die Sache gewährten Darlehens 


erauszugeben. 
Artikel 95. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche dem Gefinderecht angehören. Dies gilt insbejondere 
auch von den VBorjchriften über die Schadenderjagpflicht des- 
jenigen, welcher Gejinde zum widerrechtlichen Verlafjen des 
Dienfte3 verleitet oder in Kenntniß eines noch beftehenden 
Gefindeverhältnifje® in Dienft nimmt oder ein unrichtiges 
Dienftzeugniß ertheilt. 

Die Vorjchriften der 88. 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 
619, 624, 831, des 8. 840 Abſ. 2 und des 8. 1358 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden Anwendung, die Vorjchriften 
de3 8. 617 jedoch nur injomweit, al3 die Landesgejege dem 
Gefinde nicht weitergehende Anjprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht fteht dem Dienjtberechtigten dem 
Gefinde gegenüber nicht zu. 


Artikel 96. | 
‚  Unberührt bleiben die eg er Vorſchriften über 
einen mit der Überlafjung eines Grundftüds in Verbindung 
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jtehenden Leibgedings-, Leibzuchts⸗, Mltentheild- oder Auszugs- 
vertrag, jomweit fie da3 fi) aus dem Vertrag ergebende Schuld- 
verhältniß für den Fall regeln, daß nicht aber Verein⸗ 
barungen getroffen werden. 


Artikel 97. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die Eintragung von Gläubigern des Bundesſtaats 
in ein Staatsſchuldbuch und die aus der Eintragung ſich 
ergebenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Uebertragung 
und Belaſtung einer Buchforderung, regeln. 

Soweit nach dieſen Vorſchriften eine Ehefrau berechtigt 
iſt, ſelbſtändig Anträge zu ſtellen, iſt dieſes Recht aus— 
geſchloſſen, wenn ein Vermerk zu Gunſten des Ehemanns 
im Schuldbuch — iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt 
einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung 
der Ehemann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau iſt 
dem Ehemanne gegenüber zur Ertheilung der Zuſtimmung 
verpflichtet, wenn ſie nach dem unter ihnen beſtehenden 
Güterftand über die Buchforderung nur mit BZuftimmung 
de3 Ehemann verfügen fann. 


Artikel 98. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über 
die Rüdzahlung oder Ummandlung verzinzlicher Staats— 
ichulden, für die Snhaberpapiere ausgegeben oder die im 
Staatsſchuldbuch eingetragen find. 


Artikel 99. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die öffentlichen Sparkaſſen, unbeichadet der VBorjchriften 
des 8. 808 des — Geſetzbuchs und der Bor- 
ichriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Anlegung von 
Deündelgeld. 

Artikel 100. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
nah melden bei Schuldverjchreibungen auf den Na 
die der Bundesftaat oder eine ihm angehörende Körperichaft, 
Etiftung oder Anftalt des öffentlichen Rechtes ausſtellt: 
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41. die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beob- 
achtung einer bejonderen Form abhängt, auch wenn 
eine folhe Beftimmung in die Urkunde nicht auf- 
genommen ilt; 

2. der im $. 804 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichnete Anſpruch ausgeſchloſſen ift, auch wenn Die 
Ausschliegung in dem Zind- oder Rentenjcheine nicht 


bejtimmt ift. 
Artikel 101. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorjchriften, 
welche den Bundesſtaat oder ihm angehörende Körperjchaften, 
Stiftungen und Anftalten des öffentlichen Rechtes abweichend 
von der Vorjchrift des $. 806 Sat 2 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs verpflichten, die von ihnen ausgeftellten, auf den 
Inhaber Tautenden Schuldverjchreibungen auf den Nanıen 
eine3 beftimmten Berechtigten umzujchreiben, ſowie die landes— 
gejeglichen Vorjchriften, welche die fich au der Umjchreibung 
einer jolchen Schuldverichreibung ergebenden NRechtöverhält- 
nifje, mit Einfluß der Kraftloserflärung, regeln. 


Artikel 102. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borjchriften 
über die Kraftloserflärung und die Zahlungsſperre in An- 
jehung der im 8. 807 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeich- 
neten Urkunden. 

Unberührt bleiben die Tandeögejeglihen Vorſchriften, 
welche für die Kraftloserflärung der im 8. 808 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden ein andere Ber- 
fahren al3 da3 Aufgebotverfahren bejtimmen. 


/ Artikel 103. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften, 
nach welchen der Staat jowie Verbände und Anftalten, die 
auf Grund des öffentlichen Rechtes zur Gewährung von 
Unterhalt verpflichtet find, Erjag der für den Unterhalt ge- 
machten Aufwendungen von der Perfon, welcher fie den 
Unterhalt gewährt haben, fowie von denjenigen verlangen 
fönnen, welche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs unterhalt3pflichtig waren. 
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Artikel 104. 


Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchriften über 
den Anjpruh auf Rücderftattung mit Unrecht erhobener 
Öffentlicher Abgaben oder Koften eines Verfahrens. 


Artikel 105. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen der Unternehmer eines Eijenbahnbetrieb3 oder 
eine anderen mit gemeiner Gefahr verbundenen Betrieb3 für 
den aus dem Betrieb entjtehenden Schaden in weiterem 
Umfang al3 nad) den Borjchriften des Bürgerlichen Gejeh- 
buch3 verantwortlich ift. 


Artikel 106. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
nach welchen, wenn ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes 
Grundjtüd zu einer Anlage oder zu einem Betriebe benußt 
werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des Betriebs 
für den Schaden verantwortlich ift, der bei dem öffentlichen 
Gebrauche des Grundftüds durch die Anlage oder den Betrieb 
verurjacht wird. 

Artikel 107. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften 
über die Verpflichtung zum Erjage des Schadens, der durch 
da3 Zumiderhandeln gegen ein zum Schutze von Grund» 
ftüden erlaſſenes Strafgeje verurſacht wird. 


Artikel 108. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften 
über die Verpflichtung zum Erſatze des Schadens, der bei 
a ale einem Auflauf oder einem Aufruhr 
entjteht. 

Artikel 109. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Borjchriften 
über die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, 
Beihädigung oder Benugung einer Sache, Beichränfung 
de3 Eigenthums und Entziehung oder Beſchränkung bon 
Rechten. Auf die nach Jandesgejetlicher Vorſchrift wegen 
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eines jolhen Eingriffs zu gemährende Entihädigung finden 
die VBorjchriften der Artikel 52, 53 Anwendung, ſoweit nicht 
die Landeögejege ein Anderes beftimmen. 


Artikel 110. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen een a 
welche für den Fall, daß zerftörte Gebäude in anderer Lage 
wiederhergejtellt werden, die Rechte an den betheiligten Grund- 


jtüden regeln. 
Artikel 111. 
Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften, 
welche im öffentlichen Intereſſe das Eigenthum in Anjehung 
thatjächlicher Verfügungen bejchränfen. 


Artikel 112. 

Unberührt bleiben die Iandeögejeglichen Vorſchriften über 
die Behandlung der einem Eijenbahn- oder Kleinbahnunter- 
nehmen gemwidmeten Grundftüde und fonjtiger Vermögens— 
gegenftände als Einheit (Bahneinheit), über die Veräußerung 
und Belaftung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Beſtand— 
theile, insbejondere die Belaftung im Falle der Ausftellung 
von Theilichuldverjchreibungen auf den Inhaber, und die ſich 
dabei ergebenden Nechtöverhältnifje, ſowie über die Liquidation 
zum Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht 
auf abgejonderte Befriedigung aus den Bejtandtheilen der 


Bahneinheit zujteht. 
— Artikel 113. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Zuſammenlegung von Grundſtücken, über die Gemein— 
heitstheilung, die Regulirung der Wege, die Ordnung der 
gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die Ablöſung, 
Umwandlung oder Einſchränkung von Dienſtbarkeiten und 
Reallaſten. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, 
welche die durch ein Verfahren dieſer Art begründeten gemein— 
ſchaftlichen Angelegenheiten zum Gegenſtande haben oder 
welche ſich auf den Erwerb des Eigenthums, auf die Begrün— 
dung, Aenderung und Aufhebung von anderen Rechten an 
en und auf Die Berichtigung ded Grundbuch 

eziehen. 
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Artikel 114. 

Unberührt bleiben Die Landesgejeglichen Borjchriften, 
nach welchen die dem Staate oder einer Öffentlichen Anftalt 
in Folge der Ordnung der gut3herrlich-bäuerlichen Verhältnifje 
oder der Ablöfung von Pienjtbarkeiten, Reallajten oder der 
Oberlehnsherrlichkeit zuftehenden Ablöjungsrenten und ſonſtigen 
Reallajten zu ihrer Begründung und zur Wirkjamfeit gegen- 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuch® nicht der 
Eintragung bedürfen. 

Artikel 115. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
welche die Belaftung eine Grundftüd3 mit gewiſſen Grund- 
dienjtbarfeiten oder bejchränften perjönlichen Dienjtbarfeiten 
oder mit Reallaften unterjagen oder beichränfen, ſowie die 
landesgeſetzlichen Borjchriften, welche den Inhalt und das 
Map jolcher Rechte näher bejtinmen. 


Artikel 116. 

Die in den Nrtifeln 113 bis 1145 bezeichneten landes— 
gejeglichen Vorjchriften finden feine Anwendung auf die 
nach den 88. 912, 916, 917 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu entrichtenden Geldrenten und auf die in den 88. 1021, 
4022 de3 Bürgerlichen Gejegbuch3 bejtimmten Unterhaltungs- 


pjlichten. 
Artikel 117. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorichriften, 
welche die Belaftung eines Grundjtüds über eine bejtimmte 
Werthgrenze hinaus unterjagen. 

Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Borjchriften, 
welche die Belaftung eines Grundftüd3 mit einer unkünd— 
baren Hypothek oder Grundichuld unterjagen oder die Aus- 
ſchließung des Kündigungsrechts des Eigenthümers bei Hypo— 
thekenforderungen und Grundſchulden zeitlich beſchränken 
und bei Rentenſchulden nur für eine kürzere als die im 
8. 1202 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Zeit 


zulajjen. 
Artikel 118. 
Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
welche eine Geldrente, Hypothek, — oder Renten— 


— 
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ſchuld, die dem Staate oder einer öffentlichen Anſtalt wegen 
eines zur Verbeſſerung des belaſteten Grundſtücks gewährten 
Darlehens zuſteht, den Vorrang vor anderen Belaſtungen 
des Grundſtücks einräumen. Zu Gunſten eines Dritten finden 
die Vorſchriften der 88. 892, 893 des Bürgerlichen Geſetz- 


buchs Anwendung. 
Artikel 119. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, welche 

1. die Veräußerung eined® Grundſtücks bejchränfen; 

2. die Theilung eine® Grundftüds oder Die getrennte 
Veräußerung von Grundjtüden, die bisher zufammen 
bemwirthichaftet worden find, unterjagen oder be— 
ſchränken; 

3. die nach 8. 890 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zuläſſige Vereinigung mehrerer Grundſtücke oder die 
nad) 8. 890 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu— 
läſſige Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem an— 
deren Grundſtück unterſagen oder beſchränken. 


Artikel 120. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen im Falle der Veräußerung eines Theiles eines 
Grundſtücks dieſer Theil von den Belaſtungen des Grund— 
ſtücks befreit wird, wenn von der zuſtändigen Behörde feſt— 
— I daß die Rechtsänderung für die Berechtigten 
unſchädlich ift. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
nach welchen unter der gleichen Vorausſetzung: 

1. im Falle der Theilung eine mit einer NReallaft be- 

lafteten Grundftüds die Reallaft auf die einzelnen 
Theile des Grundftüd3 vertheilt wird; 

2. im Falle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigen- 
thümer eines Grundftüd3 an einem anderen Grund» 
ftüde zuftehenden Rechtes die Zuftimmung derjenigen 
nicht erforderlich ift, zu deren Gunften das Grundftüc 
des Berechtigten belaſtet ift; 

3. in den Fällen des 8. 1128 de3 Bürgerlichen Geſetz- 
buchs und de3 Artikel 52 dieſes Gejehed der dem 
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Eigenthümer zuſtehende Entichädigungsaniprud) von dem 
einem Dritten an dem Anjpruche zuftehenden Rechte 
befreit wird. 

Artikel 121. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, nach 
welchen im alle der Theilung eines für den Staat oder eine 
öffentliche Anstalt mit einer Reallaſt belafteten Grundſtücks 
nur ein Theil des Grundftücd3 mit der Reallaft belajtet bleibt 
und dafür zu Gunften de3 jeweiligen Eigenthiimers dieſes 
Theile die übrigen Theile mit gleichartigen Neallaften be— 


lajtet werden. 
Artikel 122. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
welche die Rechte des Eigenthümers eines Grundftüds in An- 
jehung der auf der Grenze oder auf dem Nachbargrundftüde 
ftehenden Obſtbäume abweichend von den Vorſchriften des 
8. 910 und des $. 923 Abj. 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs 


bejtimmen. 
Artikel 123. 

Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, 
welche das Recht des Nothwegs zum Zwecke der Verbindung 
eines Grundftüd3 mit einer Waſſerſtraße oder einer Eijen- 
bahn gewähren. 

Artikel 124. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche das Eigenthum an Grundftüden zu Gunften der Nach- 
barn noch anderen al3 den im Bürgerlichen Geſetzbuche be- 
ftimmten Bejchränfungen unterwerfen. Dies gilt in3bejondere 
auh von den Borjchriften, nad) mwelchen Anlagen ſowie 
Bäume und GSträuder nur in einem bejtimmten Abftande 
von der Grenze gehalten werden dürfen. 


Artikel 125. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die Borjchrift de3 8. 26 der Gewerbeordnung auf 
Eijenbahn-, Dampfichiffahrt3- und ähnliche Verkehrsunter— 
nehmungen erftreden. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 39 
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Artikel 126. 

Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem 
Grundſtücke zuſtehende Eigenthum auf einen Kommunal» 
verband und das einem Kommunalverband an einem Grund» 
ftüde zuftehende Eigenthum auf einen anderen Kommunal- 
verband oder auf den Staat übertragen werden. 


Artikel 127. 

u. bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Uebertragung de3 Eigenthums an einem Grundftüde, 
das im Grundbuche nicht eingetragen ift und nad) den Vor— 
ihriften der Grundbuchordnung auch nach der Uebertragung 
nicht eingetragen zu werden braucht. 


Artikel 128. 

Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorfchriften über 
bie Begründung und Aufhebung einer Dienftbarkeit an einem 
Grundjtüde, dad im Grundbuche nicht eingetragen ift und 
nach den Vorjchriften der Grundbuchordnung nicht eingetragen 
zu werden braucht. 

Artikel 129. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften, nach 
welchen das Recht zur Aneignung eine® nad) $. 928 des 
Bürgerlichen nr aufgegebenen Grundftüd3 an Gtelle 
des Fiskus einer bejtimmten anderen Perſon zujteht. 


Artikel 130. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
da3 Recht zur Aneignung der einem Anderen gehörenden, im 
Freien betroffenen Tauben. 


Artikel 131. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche für den Fall, daß jedem der Miteigenthümer eines mit 
einem Gebäude verjehenen Grundftüd3 die außjchließliche 
Benutzung eines Theile3 des Gebäudes eingeräumt ift, das 
Gemeinjchaftsverhältnig näher beftimmen, die Anwendung der 
88 749 bi3 754 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausſchließen und 
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für den Fall des Konkurſes über das Vermögen eines Mit- 
eigenthümers dem Konkursverwalter das Recht, die Aufhebung 
der Gemeinjchaft zu verlangen, verjagen. 


Artikel 132. 


Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchriften über 
die Kirchenbaulaft und die Schulbaulaft. 


Artikel 133. 

Unberührt bleiben die Iandesgefeglichen Vorjchriften fiber 
das Recht zur Benutzung eined Platzes in einem dem öffent» 
lihen Gottesdienfte gewidmeten Gebäude oder auf einer 
öffentlichen Begräbntäitätte. 


Artikel 134. 


Unberührt bleiben die Landesgejeglichen Vorjchriften über 
bie religiöje Erziehung der Kinder. 


Artikel 135. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorjchriften 
über die Zwangserziehung Minderjähriger. Die Zwangs— 
erziehung iſt jedoch, unbejchadet der Vorjchriften der $. 55, 56 
de3 Strafgeſetzbuchs nur zuläffig, wenn fie von dem Bor- 
mundjchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung kann 
außer den Fällen der 88. 1666, 1838 de3 Bürgerlichen Ge- 
jeßbuch3 nur erfolgen, wenn die Zwangderziehung zur Ber- 
hütung des völligen fittlichen Werderbens nothwendig ift. 

Die Landesgejege können die Entjcheidung darüber, ob 
der Minderjährige, deſſen Zwangserziehung angeordnet ift, 
in einer Familie oder in einer Erziehungd- oder Beljerungd- 
anjtalt unterzubringen fei, einer Verwaltungsbehörde über— 
tragen, wenn die Unterbringung auf öffentliche Koften zu 
erfolgen hat. 


Artikel 136. 


Unberührt bleiben die Tandesgefeglichen Vorſchriften, 
nach welchen 
41. der Borftand einer unter ftaatlicher Verwaltung oder 
Aufſicht ftehenden Erziehungd- oder Verpflegung? 
39* 
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anftalt oder ein Beamter alle oder einzelne Rechte 
und Pflichten eines Vormundes für diejenigen Minder- 
jährigen Hat, welche in der Anftalt oder unter der 
Auffiht des Vorſtandes oder ded Beamten in einer 
von ihm ausgewählten Familie oder Anftalt erzogen 
oder verpflegt werden, und der Vorſtand der Anftalt 
oder der Beamte auch nad) der Beendigung der Er- 
giebung oder der Verpflegung bis zur Volljährigkeit 
e3 Miündel3 dieſe Rechte und Pflichten behält, un- 
bejchadet der Befugniß des Bormundjchaftsgerichts, 
einen anderen Vormund zu beitellen; 

2. die Vorfchriften der Nr. 1 bei unehelihen Minder- 
jährigen auch dann gelten, wenn dieſe unter der 
Aufficht des Borjtandes oder des Beamten in der 
mütterlihen Familie erzogen oder verpflegt werden; 

3. der Borftand einer unter ftaatlicher Verwaltung oder 
Aufficht jtehenden Erziehungd- oder Berpflegungsanjtalt 
oder ein von ihm bezeichneter Angejtellter der Anjtalt 
oder ein Beamter vor den nad) $. 1776 de3 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen PBerjonen 
um Bormunde der in Nr. 1, 2 bezeichneten Minder- 
jährigen bejtellt werden fann; 

4. im Falle einer nach den VBorjchriften der Nr. 1 bis 3 
ftattfindenden Bevormundung ein Gegenvormund nicht 
zu beitellen ift und dem Vormunde die nad) $. 1852 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläjfigen Befreiungen 


zujtehen. 
Artikel 137. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften 
über die Grundfäße, nad) denen in den Fällen des $. 1515 
Abſ. 2, 3 und der 88. 2049, 2312 de3 Bürgerlichen Gejeh- 
buch der Ertragswerth eined Landguts feitzuftellen ift. 


Artikel 138. 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
nach welchen im alle des 8. 1936 des Bürgerlichen Gejeh- 
buchs an Stelle des Fiskus eine Körperjchaft, Stiftung oder 
Unftalt des öffentlichen Rechtes gejeglicher Erbe ift. 


III.Abſchn.: Verhält. d. Bürgerl. Geſetzb. z. d. Banbesgef. (Art. 137—143). 613 


Artikel 139. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nad) welchem dem Fiskus oder einer anderen juriſtiſchen 
Perjon in Anfehung des Nachlafje3 einer verpflegten oder 
unterjtügten Perſon ein Erbredt, ein Pflichttheildanipruch 
oder ein Recht auf bejtimmte Sachen zufteht. 


Artikel 140. 
Unberührt bleiben die landeögejeglichen Vorjchriften, nad) 
welchen das Nachlaßgericht auch unter anderen al3 den im 
. 1960 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
orausjegungen die Anfertigung eines Nacjlaßverzeichnifjes 
jowie bis zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherung3- 
maßregeln, insbejondere die Anlegung von Giegeln, von 

Amtswegen anordnen kann oder joll. 


Artikel 141. 

Die Landesgejege können beftimmen, daß für die Be- 
urkundung von Rechtsgeſchäften, die nad) den Vorſchriften 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher oder notarieller 
Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte oder nur 
die Notare zuftändig find. 


Artikel 142. | 

Unberührt bfeiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
welche in Anjehung der in dem Gebiete de3 Bundesftaats 
liegenden Grundftüde bejtimmen, daß für die Beurkundung 
des im 8. 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Ver- 
trag3 ſowie für die nad $. 873 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Bindung der Betheiligten erforderliche Be— 
urfundung der Erklärungen außer den Gerichten und Notaren 
auch andere Behörden und Beamte zuftändig find. 


Artikel 143. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche in Anjehung der in dem Gebiete des Bundesſtaats 
liegenden Grunditüde bejtimmen, daß die Einigung der 
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Parteien in den Fällen der 88. 925, 1015 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, 
vor einem Notar, vor einer anderen Behörde oder vor einem 
anderen Beamten erklärt werden kann. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen es bei der Auflaſſung eines Grundſtücks der 
gleichzeitigen Anweſenheit beider Theile nicht bedarf, wenn 
das Grundſtück durch ein Gericht oder einen Notar ver— 
ſteigert worden iſt und die Auflaſſung noch in dem Ver— 
ſteigerungstermine ſtattfindet. 


Artikel 144. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit der Hinter- 
legungsftellen. Die Landesgejege können bejtimmen, daß Die 
Anlegung von Miündelgeld nad) $. 1808 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bei den Hinterlegungsftellen des Bundesjtaats 
nicht ftattfindet. 


Artikel 145. 


Die Landesgejebe können über die Hinterlegung nähere 
Beltimmungen treffen, insbejondere den Nachwei3 Der 
Empfangsberedtigung regeln und vorichreiben, daß Die 
Hinterlegten Gelder und Werthpapiere gegen die Verpflichtung 
zur Nüderftattung in das Eigentum des Fiskus oder der 
als Hinterlegungsftelle beftimmten Anjtalt übergehen, daß 
der Verfauf der Hinterlegten Sachen von Amtswegen an- 
geordnet werden fann jomwie daß der Anſpruch auf NRüd- 
erjtattung mit dem Ablauf einer gemiffen Zeit oder unter 
jonjtigen WBorausfegungen zu Gunjten des Fiskus oder 
der Hinterlegungsanftalt erliiht. In den Fällen des 8. 382, 
des $. 1171 Ubi. 3 und des 8. 1269 Sat 3 des Bürger- 
lichen Gejegbuhd muß dem Hinterleger die Rüdnahme des 
hinterlegten Betrags mindeſtens während eine3 Jahres von 
dem Zeitpunkt an gejtattet werden, mit welchem das Recht 
bes Gläubiger auf den hinterlegten Betrag erlijcht. 

Bon einer gerichtlichen Anordnung kann die Hinter- 
legung nicht abhängig gemacht werden. 
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Artikel 146. 

Iſt durch Landesgeſetz bejtimmt, daß die Hinterlegungs- 
ftelen auch andere Sachen als Geld, Werthpapiere und 
fonftige Urkunden ſowie Kojtbarfeiten anzunehmen Haben, 
jo finden auf Schuldverhältnifje, die auf Leiftung derartiger 
Sachen gerichtet find, die Vorjchriften der 88. 372 bis 382 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Artikel 147. 

Unberührt bleiben Die Tandesgejeglichen Borjchriften, 
nach welchen für die dem VBormundjchaftsgericht oder dem 
Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen andere als gericht- 
lihe Behörden zuftändig find. 

Sind durch Landesgeſetz die Verrichtungen des Nachlaß— 
gericht3 einer anderen Behörde ald einem Gericht übertragen, 
jo ift für die Abnahme des im $. 2006 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vorgejchriebenen Dffenbarungseid3 da3 Amts— 
Er zuftändig, in dejjen Bezirke die Nachlaßbehörde ihren 

is Hat. 


Artikel 148. 


Die Landeögejege fünnen die Zuftändigteit des Nachlaß— 
gericht3 zur Aufnahme des Inventars ausjchließen. 


Artikel 149. 

Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorfjchriften, nad) 
welchen bei der Errichtung einer Verfügung von Todesmwegen 
der Richter an Gtelle des Gericht3fchreiberd oder der zwei 
Beugen eine bejonder3 dazu bejtellte Urkundsperſon zu- 
ziehen kann. 

Auf die Urkundsperfon finden die Vorichriften der 
88. 2234 bis 2236 des Bürgerlichen Gejegbuchs Anwendung. 


Artikel 150. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen im alle de3 8. 2249 des Bürgerlichen Gejeh- 
buch3 an Stelle des Vorſtehers oder neben dem Vorſteher 
eine andere amtlich bejtellte Perſon zuſtändig ift. 
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Artikel 151. 

Durch die Borjchriften der 88. 2234 bis 2245, 2276 Des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Artikel 149 dieſes Geſetzes 
werden die allgemeinen Borjchriften der Landesgejege über 
die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden nicht 
berührt. Ein Verſtoß gegen eine ſolche Vorſchrift ift, un— 
beichadet der Vorjchriften über die — des Mangels der 
achlichen Zuſtändigkeit, ohne Einfluß auf die Gültigkeit der 

erfügung von Todeswegen. 


Artikel 152. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche für die nicht nach den Vorſchriften der Civilprozeß— 
ordnung zu erledigenden NRechtsftreitigfeiten die Vorgänge 
beftimmen, mit denen die nach den Borjchriften des Bürger- 
tihen Geſetzbuchs an die Klagerhebung und an die Rects- 
hängigfeit gefnüpften Wirkungen eintreten. Soweit jolche 
Borjchriften fehlen, finden die Vorjchriften der Eivilprozep- 
ordnung entjprechende Anwendung. 


Bierter Abjchnitt. 


Uebergangsvorſchriften. 


Artikel 153. 

Wer zur Zeit der Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, 
aber für volljährig erklärt iſt oder ſonſt die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen erlangt hat, ſteht von dieſer Zeit an einem 
Bolljährigen gleich. 

Artikel 154. 

Wer nach den franzöfischen oder den badijchen Gejepen 
emanzipirt oder aus der Gewalt entlaffen ift, fteht von dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an, wenn er zu 
diejer Zeit das achtzehnte Lebensjahr vollendet Hat, einem 
Bolljährigen, — 3 einem Minderjährigen gleich. 
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Artikel 155. 

Wer zur Beit des Anfrafttretend des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit entmündigt ift, fteht von 
Diejer Zeit an einem nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit Entmündigten glei). 

Artikel 156. 

Wer zur Beit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs megen Verſchwendung entmündigt ijt, fteht von 
diefer Zeit an einem nach den Vorjchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wegen Berjhwendung Entmündigten gleich. 

Dasſelbe gilt von demjenigen, für welchen nad den 
franzöftichen oder den badiichen Gejegen wegen Berjchwendung 
die Beitellung eings Beiſtandes angeordnet ijt. 


Artikel 157. 

Die Vorſchriften der franzöfiihen und der badifchen 
Gejege über den ermwählten Wohnfig bleiben für Rechts— 
verhältniffe, die fich nach diejen Gejegen bejtimmen, in Kraft, 
iofern der Wohnjig vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erwählt worden iſt. 


Artikel 158. 

Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs erfolgten Todeserklärung beftimmen ich 
nad) den bisherigen Geſetzen, ſoweit fi nicht aus den 
Artikeln 159, 160 ein Anderes ergiebt. 


Artikel 159. 


Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs für todt erflärten PBerjon kann nad) dem 
Intrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine neue Ehe ein- 
gehen, auch wenn die Wiederverheirathung nach den bisherigen 
Gejegen nicht zuläjjig fein würde. Die Vorjchriften der 
J 1348 bis 1352 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden ent— 
prechende Anwendung. 

Artikel 160. 

Soweit nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz- 

buchs in Folge einer Todeserklärung die elterliche Gewalt des 
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Verſchollenen, die Vormundſchaft, die Pflegſchaft ſowie das 
Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand oder 
Mitglied eines Familienraths endigt, gelten dieſe Vorſchriften 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch 
für eine vorher erfolgte Todeserklärung. 


Artikel 161. 


Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs anhängiges Verfahren, das eine Todeserklärung, 
eine Verſchollenheitserklärung oder die Einweiſung des muth- 
maßlichen Erben in den Bejig oder Genuß des Vermögens 
eines Verjchollenen zum Gegenftande hat, ift nad) den bis. 
berigen Gejegen zu erledigen. 

Sit vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs 
eine aaa ng nie oder die vorläufige Einweiſung 
de3 muthmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Ber- 
mögen eined PVerjchollenen erfolgt, jo find die bisherigen 
Gejege auch für die Todeserflärung jowie für die endgültige 
Einweifung maßgebend. 

Nach den bisherigen Geſetzen beftimmen ſich aud) Die 
Wirkungen der nad) Abf. 1, 2 ergehenden Entjcheidungen. 
Sm alle der Todeserklärung finden die Borjchriften der 
Urtifel 159, 160 Anwendung. 


Artikel 162. 


Soweit eine nad) den bisherigen Geſetzen erfolgte oder 
nach Artifel 161 Abſ. 2 zuläffige endgültige Einweiſung 
des muthmaßlichen Erben in den Bejit oder Genuß de3 Ver— 
mögens des Verjchollenen ohne Einfat auf Recht3verhältniffe 
ift, auf die fich die Wirkungen der Todeserflärung nad) dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch erjtreden, ift nad) dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gejegbuchd eine Todeserflärung nad) dejjen 
Vorſchriften zuläjfig; die Wirkungen bejchränfen ſich auf 
dieje Rechtsverhältniſſe. 


Artikel 163. 


Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beftehenden juriftiichen Perſonen finden von diejer 
Beit an die Vorjchriften der 88. 25 bis 53, 85 bis 89 des 
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Bürgerliden Gejegbuchd Anwendung, ſoweit fi) nicht aus 
den Artikeln 164 bis 166 ein Anderes ergiebt. 


Artikel 164. 


In Kraft bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über 
die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beftehenden Realgemeinden und ähnlichen Verbände, deren 
Mitglieder als ſolche zu Nugungen an land» und forit- 
wirthichaftlichen Grundftüden, an Mühlen, Brauhäufern und 
ähnlichen Anlagen berechtigt find. Es macht feinen Unter- 
ſchied, ob Die Mealgemeinden oder ſonſtigen Verbände 
juriftifche Perſonen find oder nicht und ob die Berechtigung 
der Mitglieder an Grundbefig geknüpft ift oder nicht. 


Artikel 165. 

In Kraft bleiben die Borjchriften der bayerischen Gejeße, 
betreffend die privatrechtliche Stellung der Bereine jowie der 
Erwerb3- und Wirthſchaftsgeſellſchaften, vom 29. April 1869 
in Anfehung derjenigen Vereine und regijtrirten Gejellichaften, 
welche auf Grund dieſer Gejege zur Beit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftehen. 


Artikel 166. 


In Kraft bleiben die Vorſchriften des ſächſiſchen Ge— 
jeged dom 15. Juni 1868, betreffend die juriſtiſchen Perſonen, 
in Anſehung derjenigen Perjonenvereine, welche zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſehbuchs die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter 
erlangt haben. 

Artikel 167. 

In — gt — landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die zu Sntrafttretend des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs — — —— oder ritterſchaftlichen 
Rech tanfialten betreffen. 


Artikel 168. 

Eine zur Beit de3 Inkrafttretens de3 Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs beftehende Verfügungsbeſchränkung bleibt wirkſam, 
unbeſchadet der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
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zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtbe— 
rechtigten herleiten. 
Artikel 169. 

Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verjährung finden auf die vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen, noch nicht verjährten 
Anſprüche Anwendung. Der Beginn ſowie die Hemmung 
und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich jedoch für 
die Zeit vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nach den bisherigen Geſetzen. 

Iſt die Verjährungsfriſt nach dem Bürgerlichen Geſetz- 
buche fürzer al3 nad) den bisherigen Geſetzen, jo wird Die 
fürzere Frift von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs an berechnet. Läuft jedoch die in den bisherigen Ge— 
jegen beftimmte längere Frift früher als die im Bürgerlichen 
Gejegbuche beftimmte fürzere Frijt ab, fo ift die Verjährung 
mit dem Ablaufe der längeren Frift vollendet. 


Artikel 170. 
Für ein Schuldverhältniß, da3 vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs entjtanden ift, bleiben die bis— 
herigen Geſetze maßgebend. 


Artikel 171. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs beſtehendes Mieth-, Pacht- oder Dienftverhältnig 
bejtimmt fih, wenn nicht die Kündigung nad) dem Inkraft- 
treten ded Bürgerlichen Gejeßbuchd für den erjten Termin 
erfolgt, für den fie nad) den bisherigen Geſetzen zuläſſig ift, 
von diefem Termin an nad) den Vorſchriften des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs. 

Artikel 172. 

Wird eine Sache, die zur Zeit des Anfrafttretend des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vermiethet oder verpachtet war, nach 
diejer Beit veräußert oder mit einem echte belajtet, fo hat 
der Miether oder Pächter dem Erwerber der Sache oder des 
Rechtes gegenüber die im Bürgerlichen Gejegbuche beftimmten 
Rechte. Weitergehende Rechte des Mietherd oder Pächters, 
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— 


die ſich aus den bisherigen Geſetzen ergeben, bleiben unbe— 
rührt, unbeſchadet der Vorſchrift des Artikel 171. 


Artikel 173. 

Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitehende Gemeinjchaft nach Bruchtheilen finden 
von diefer Zeit an die Vorfchriften des Bürgerlichen Gejeh- 
buchs Anmendung. 


Artikel 174. 

Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
an gelten für die vorher ausgejtellten Schuldverjchreibungen 
auf den — die wi der 88. 798 bis 800, 802, 
804 und des 8. 806 Sat 1 de3 Bürgerlichen Geſebbuchs 
Bei den auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldver— 
ſchreibungen ſowie bei Zind-, Renten- und Gewinnantheil— 
ſcheinen bleiben jedoch für die Kraftloserklärung und die 
a die a Geſetze maßgebend. 

Die Verjährung der Anjprüche aus den vor dem In— 
frafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeftellten Schuld- 
verjchreibungen auf den Inhaber beitimmt ſich, unbejchadet 
der Borjchriften des 8. 802 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
nach den bisherigen Geſetzen. 


Artikel 175. 

Für Zins⸗-, Renten- und Gewinnantheilſcheine, die nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für ein vor 
diejer Zeit ausgeftellte8 Inhaberpapier ausgegeben werden, 
ind die Gejege maßgebend, welche für die vor dem Inkraft— 
treten de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegebenen Scheine 
gleicher Art gelten. 

Artikel 176. 

Die Außerfursjegung von Schuldverfchreibungen — den 
Inhaber findet nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs nicht mehr ſtatt. Eine vorher erfolgte Außerkursſetzung 
verliert mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


ihre Wirkung. 
Artikel 177. 
Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
gelten für vorher ausgegebene Urkunden der im 8. 808 des 





— 
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Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art, ſofern der Schuldner 
nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung ver— 
pflichtet ift, Die Bortchritten de3 8. 808 Abſ. 2 Sat 2, 3 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Xrtifel 102 Abi. 2 
diejes Geſetzes. 

Artikel 178. 

Ein zur Beit de3 Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs anhängiges Verfahren, das die Kraftloserflärung einer 
Schuldverjchreibung auf den Inhaber oder einer Urkunde der 
im 8. 808 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art oder 
die Zahlungsiperre für ein folche8 Papier zum Gegenftande 
hat, iſt nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen. Nach 
dieien Gejegen beftimmen fich auch die Wirkungen des Ver— 
fahren und der Entjcheidung. 


Artikel 179. 
at ein Anſpruch aus einem Schuldverhältniffe nach 
den bisherigen Gejegen durch Eintragung in ein öffentliches 
Bud —— gegen Dritte erlangt, ſo behält er dieſe 
Wirkſamkeit auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 
Artikel 180. 

Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehendes Beſitzverhältniß finden von dieſer Zeit 
an, unbejchadet des Artikel 191, die Vorſchriften des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Artikel 181. 


Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehende Eigenthum finden von dieſer Zeit an 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs das Eigenthum an einer Sache Mehreren nicht 
nach Bruchtheilen zu oder iſt zu dieſer Zeit ein Sonder— 
eigenthum an ſtehenden Erzeugniſſen eines Grundſtücks, ins— 
eg an Bäumen, begründet, jo bleiben dieje Rechte 

eitehen. 
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Artikel 182. 

Da3 zur Zeit des Anfrafttretend des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs bejtehende Stockwerkseigenthum bleibt bejtehen. Das 
Nechtöverhältniß der Betheiligten unter einander beſtimmt fich 
nach den biöherigen Gejepen. 


Artikel 183. 


Zu Gunften eine Grundftüds, das zur Beit des In— 
frafttretend de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Wald beftanden 
ift, bleiben die Iandeögejeglichen Vorſchriften, welche die 
Nechte des Eigenthümers eines Nachbargrundſtücks in An- 
jehung der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundftüde 
jtehenden Bäume und Sträucher abweichend von den Bor- 
ichriften des 8. 910 und des $. 923 Abſ. 2, 3 des Bürger- 
lichen Gejegbuch3 bejtimmen, bis zur nächjten Verjüngung 
des Waldes in Kraft. 

Artikel 184. 


Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Beit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaftet ift, 
bleiben mit dem ſich aus den bisherigen Gejehen ergebenden 
Inhalt und Range beftehen, ſoweit jich nicht aus den Ar- 
tifeln 192 bi3 195 ein Anderes ergiebt. Bon dem Snfrafttreten 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten jedoch für ein Erb» 
baurecht die Vorjchriften des 8. 1017, für eine Grunddienft- 
barkeit die Vorjchriften der 88. 1020 bis 1028 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs. 

Artikel 185. 


St zur Beit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge- 
jeßbuch3 die Erjigung des Eigenthums oder Nießbrauchs an 
einer beweglichen Sache noch nicht vollendet, jo finden auf 
die Erjigung die Vorjchriften des Artikel 169 entiprechende 
Anwendung. 

Artikel 186. 


Das Verfahren, in welchem die Anlegung der Grund» 
En erfolgt, jowie der Beitpunft, in welchem das Grund» 
buch für einen Bezirk als angelegt anzujehen ift, werden 
für jeden Bundesjtaat durch Yandesherrlihe Verordnung 
beftimmt. 
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Sit das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt an— 
zujehen, fo ift die Anlegung auch für jolche zu dem Bezirke 
gehörende Grundftüde, die noch fein Blatt ım Grundbuche 
haben, al3 erfolgt anzuſehen, ſoweit nicht bejtimmte Grund» 
jtücde durch bejondere Anordnung ausgenommen find. 


Artikel 187. 

Eine Grunddienjtbarfeit, die zu der Zeit befteht, zu 
welcher da3 Grundbuch al3 angelegt anzujehen tft, bedarf 
zur Erhaltung der Wirkjamfeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben de3 Grundbuch nicht der Eintragung. Die Ein- 
tragung Hat jedoch zu erfolgen, wenn ſie von dem Be- 
rechtigten oder von dem Eigentümer de3 belafjteten Grund- 
ſtücks verlangt wird; Die often jind von demjenigen zu 
tragen und vorzujchießen, welcher die Eintragung verlangt. 

Durch Landesgeſetz kann bejtimmt werden, daß die be- 
jtehenden Grunddienftbarfeiten oder einzelne Arten zur Er- 
haltung der Wirkjamfeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
ded Grundbuch bei der Anlegung des Grundbuch oder 
ipäter in das Grundbuch eingetragen werden müjjen. Die 
Beitimmung kann auf einzelne Grundbuchbezirfe beſchränkt 


werden. 
Artikel 188. 

Durch Iandesherrliche Verordnung kann beitimmt werden, 
daß gejegliche Pfandrechte, die zu der Zeit beftehen, zu welcher 
da3 Grundbuch al3 angelegt anzujehen ift, zur Erhaltung 
der Wirkjamfeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuch mährend einer zehn Jahre nicht überjteigenden, 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an zu 
berechnenden Frift nicht der Eintragung bedürfen. 

Durch Iandesherrliche Verordnung kann beftimmt werden, 
dat Miethrechte und Pachtrechte, welche zu der im Abi. 1 
bezeichneten Zeit al3 Rechte an einem Grundjtüde beftehen, 
zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 


Artikel 189. 
Der Erwerb und Berluft des Eigenthums ſowie die Be- 
gründung, Uebertragung, Belaftung und Aufhebung eines 
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anderen Rechtes an einem Grundftüd oder eines Rechtes an 
einem jolchen Rechte erfolgen auch nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen, bis 
dad Grundbuch als angelegt anzufehen if. Das Gleiche gilt 
bon der Aenderung des Inhalts und des Nanges der Rechte. 
Ein nad) den Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs un— 
zuläjfige8 Recht kann nad) dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden. 

Sit zu der Zeit, zu welcher dad Grundbuch als angelegt 
anzufehen ift, der Befiker al3 der Berechtigte im Grundbuch 
eingetragen, jo finden auf eine zu dieſer Seit noch nicht 
vollendete, nach $. 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffige 
Erfigung die Vorjchriften des Artikel 169 entjprechende An- 
wendung. 

Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundftüd 
oder ein Recht an einem Grundftüde zu der Zeit belaftet ift, 
zu welcher das Grundbuch al3 angelegt anzufjehen ift, erfolgt 
aud) nad) dieſer Zeit nach den bisherigen Geſetzen, bi3 das 
Necht in dad Grundbuch eingetragen wird. 


Artikel 190. 


Das nach 8. 928 Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
dem Fiskus zuftehende Aneignungsrecht erftredt fich auf alle 
Grundftüde, die zu der Zeit herrenlos find, zu welcher das 
Grundbuch al3 angelegt anzufehen if. Die Vorſchrift des 
Artikel 129 findet entiprechende Anmwendung. 


Artikel 191. 

Die bisherigen Gejege über den Schug im Befig einer 
Grunddienjtbarfeit oder einer bejchränkten perjönlichen Dienjt- 
barkeit finden auch nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung, bis das Grundbuch für das belaftete 
Grundſtück als angelegt anzujehen ift. 

Von der Zeit an, zu welcher das Grundbud al3 an- 
gelegt anzujehen ift, finden zum Schuße der Ausübung einer 
Grunddienſtbarkeit, mit mwelcher da3 Halten einer dauernden 
Anlage verbunden ift, die für den Beligichuß geltenden Vor— 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs entjprechende Anmen- 
dung, Solange Dienftbarkeiten diefer Art nach Artikel 128 
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oder Artikel 187 zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Ein- 
tragung bedürfen. Das Gleiche gilt für Grunddienftbarfeiten 
anderer Art mit der Maßgabe, daß der Beligihuß nur ge- 
währt wird, wenn bie Dienftbarfeit in jedem der drei legten 
— vor der Störung mindeſtens einmal ausgeübt worden iſt. 


Artikel 192. 

Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als an— 
gelegt anzuſehen iſt, an einem Grundſtücke beſtehendes Pfand— 
recht gilt von dieſer Zeit an als eine Hypothek, für welche 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt. Iſt 
der Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, 
nicht — jo gilt das Pfandrecht als Sicherungs— 
hypothek. 

Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger 
Befriedigung aus dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangs— 
verwaltung juchen kann, jo bleibt diefe Bejchränfung beftehen. 

Artikel 193. 

Durch Landesgejeg Tann bejtimmt werden, daß ein 
Pfandrecht, welches nad) Artikel 192 nicht als Sicherungs- 
Hypothek gilt, al3 Sicherungshypothef oder al3 eine Hypothek 
gelten ſoll, für welche die Ertheilung de3 Hypothekenbriefs 
nicht ausgeichloffen ijt, und daß eine über das Pfandrecht 
ertheilte Urkunde als Hhpothefenbrief gelten joll. 


Artikel 194. 

Durch Landesgejet kann bejtimmt werden, daß ein 
Gläuber, deſſen Pfandreht zu der im Artikel 192 bezeich- 
neten Zeit befteht, die Lölchung eines im Range vorgehenden 
oder gleichitehenden Pfandrecht3, falls dieſes fich mit dem 
Eigenthum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu 
verlangen berechtigt ift, wie wenn zur Sicherung des Rechtes 
ir Löſchung eine Vormerkung im Grundbuch eingetragen 
wäre. 


Artikel 195. 


Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch al3 an- 
gelegt anzujehen ift, bejtehende Grundſchuld gilt von dieſer 
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Zeit an al3 Grundfchuld im Sinne des Bürgerlichen Gefeh- 
buchs und eine über die Grundſchuld ertheilte Urkunde als 
Grundſchuldbrief. Die Vorjchrift des Artikel 192 Abi. 2 
findet entjprechende Anwendung. 

Durch Landesgejeg kann beftimmt werden, daß eine zu 
der im Abſ. 1 bezeichneten Zeit beftehende Grundjchuld als 
eine Hhpothef, für welche die Ertheilung des Hypothefenbriefs 
nicht ausgeſchloſſen ift, oder al3 Gicherungshypothef gelten 
jol und daß eine über die Grundfchuld ertheilte Urkunde als 
Hppothefenbrief gelten fol. 


Artikel 196. 

Durch Landesgejeg kann beftimmt werden, daß auf ein 
an einem Grundjtüde beſtehendes vererbliche8 und übertrag- 
bares Nubßungsreht die fih auf Grundftüde beziehenden 
Vorſchriften und auf den Erwerb eines folchen Rechtes die 
bi den Erwerb des Eigenthums an einem Grundftüde gelten- 

en Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung 
finden. 
Artikel 197. 

In Kraft bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nad) 
‚welchen in Anjehung folder Grundftüde, bezüglich deren zur 
Beit des Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein nicht 
unter den Xrtifel 63 fallendes bäuerliches Nutungsrecht be- 
jteht, nad) der Beendigung des Nubungsrecht3 ein Recht 
gleicher Art neu begründet werden kann und der Gut3herr 
zu der Begründung verpflichtet ift. 


Artikel 198. 


Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
fihen Geſetzbuchs gejchlofjenen Ehe bejtimmt fich nach den 
bisherigen Gejegen. 

Eine nad) den bisherigen Geſetzen nichtige oder un- 
gültige Ehe ift al3 von Anfang an gültig anzujehen, wenn die 
Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs noch al3 Ehegatten mit einander leben und der Grund, 
auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigfeit beruht, nad) 
den Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit 

40* 
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oder die Anfechtbarfeit der Ehe nicht zur Folge haben oder 
dieje Wirkung verloren haben würde. Die für die Anfechtung 
im Bürgerlichen Gejeßbuche bejtimmte Frift beginnt nicht 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die nad) den bisherigen Gejegen erfolgte Ungültigfeit3- 
erflärung einer Ehe fteht der Nichtigkeiterflärung nach dem 
Bürgerlichen Gejeßbuche gleich. 


Artikel 199. 

Die perfönlichen Necht3beziehungen der Ehegatten zu 
einander, insbejondere die gegenjeitige u bernd be- 
ftimmen fi auch für die zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bejtehenden Ehen nach deijen Vor— 


ſchriften. 
Artikel 200. 


Für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens 
des age Geſetzbuchs bejtehenden Ehe bleiben Die 
bisherigen Gelege maßgebend. Dies gilt insbejondere auch 
von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des 
Güterſtandes und von den PVorjchriften der franzöfiichen 
und der badijchen Gejeße über das Verfahren bei Ber- 
mögensabjonderungen unter Ehegatten. 

Eine nad den Vorjchriften des Bürgerlichen Gejeßbuchs 
zuläffige Regelung des Güterftandes kann durch Ehevertrag 
auch dann getroffen werden, wenn nach den bisherigen Ge— 
jegen ein Ehevertrag unzuläſſig jein würde. 

Soweit die Ehefrau nach den — den bisherigen Güter— 
ſtand maßgebenden Geſetzen in Folge des Güterſtandes oder 
der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bleibt dieſe 
Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand 


beſteht. 
Artikel 201. 

Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Ge— 
meinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs einer Berfehlung der in den 88. 1565 bis 1568 
des Bürgerlichen Gejegbuchs bezeichneten Art ſchuldig gemacht, 
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jo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Ge- 
meinjchaft nur erfannt werden, wenn die Verfehlung auch 
nach den bisherigen Gejegen ein Scheidungdgrund oder ein 
Trennungsgrund mar. 

Artikel 202. 


Für die Wirkungen einer bejtändigen oder zeitmweiligen 
Trennung von Tiſch und Bett, auf welche vor dem In— 
frafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchd erkannt worden ift, 
bleiben die bisherigen Gejeße maßgebend. Dies gilt ins— 
bejondere auch von den Vorſchriften, nach denen eine bis 
zu dem Tode eines der Ehegatten fortbejtehende Trennung 
ın allen oder einzelnen Beziehungen der Auflöjung der Ehe 


gleichiteht. 
Artikel 203. 


Das Nechtöverhältnig zwiſchen den Eltern und einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen 
ehelichen Kinde bejtimmt ſich von dem Änfrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an nad deſſen Vorjchriften. Dies 
gilt insbejondere auch in Anjehung des Vermögend, welches 
das Kind vorher erworben hat. 


Artikel 204. 


Sit der Vater oder die Mutter zur Beit des Inkraft— 
tretend des Bürgerlichen Geſetzbuchs in der Sorge für Die 
Perſon oder für das Vermögen d:3 Kindes durch eine An- 
ordnung der zuftändigen Behörde bejchränkt, jo bleibt Die 
Beichränkung in Kraft. Das Vormundjchaftsgericht kann die 
Anordnung nad) 8.1671 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufheben. 

Sit dem Bater oder der Mutter die Nutznießung an 
dem Vermögen de3 Kindes durc Anordnung der zuftändigen 
Behörde entzogen, jo hat das Bormundjchaftsgericht die An- 
ordnung auf Antrag aufzuheben, es fei denn, daß d.. Ent- 
aiehung der Nutznießung nach $. 1666 Abi. 2 des Bürger: 
ichen Geſetzbuchs gerechtfertigt ift. 


Artikel 205. 


Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Grund der bisherigen Gejeke die Mutter 
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von der Vormundſchaft über das Kind ausgeſchloſſen oder 
der Mutter einen Beiſtand zugeordnet, ſo gilt die Anord— 
nung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an als Anordnung der Beſtellung eines Bei— 
— für die Mutter im Sinne des Bürgerlichen Geſetz- 
uchs. 


Artikel 206. 

Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe ge— 
ſchieden oder in Folge der Todeserklärung eines der Ehe— 
gatten aufgelöſt oder iſt auf Trennung der Ehegatten von 
Tiſch und Bett erkannt worden, ſo beſtimmen ſich das Recht 
und die Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaft— 
fihen Kinder zu forgen, nach den bisherigen Gejegen; Die 
Borichriften des 8. 1635 Abſ. 1 Sat 2, Abſ. 2 und des 
8. 1636 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs finden jedoch An— 


wendung. 
Artikel 207. 

Inwieweit die Kinder au3 einer vor dem Snfrafttreten 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs gejchlofjenen nichtigen oder un— 
gültigen Ehe al3 ehelicye Kinder anzujehen find und inwies 
weit der Vater und die Mutter die Pflichten und echte 
eheliher Eltern haben, bejtimmt ſich nach den bisherigen 


Gejegen. 
Artikel 208. 

Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gejegbuch geborenen unehelichen Kindes be- 
ftimmt fih von dem Inkrafttreten de3 Bürgerlichen Gejeß- 
buch3 an nach dejjen Vorjchriften; für die Erforfchung der 
Baterichaft, für das Recht des Kindes, den Familiennamen 
de3 Baterd zu führen, jowie für die Unterhaltspflicht des 
Bater3 bleiben jedoch die bisherigen Geſetze maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs außerehelich erzeugten Kinde aus einem bejonderen 
Grunde, insbejondere wegen Erzeugung im Brautjtande, Die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes zufommt und inwie- 
weit der Vater und die Mutter eines folchen Kindes die 
Pflichten und Rechte ehelicher Eltern haben, bejtimmt fich 
nad) den bisherigen Gejegen. 
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Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für ein nad 
den franzöfiichen oder den badijchen Geſetzen anerkanntes Kind. 


Artikel 209. 


Inwieweit ein vor dem Snkrafttreten de3 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs legitimirtes oder an Kindesftatt angenommenes 
Kind Die a. Stellung eines ehelichen Kindes Hat und 
inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und 
Rechte —— Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bis— 


herigen Geſetzen. 
Artikel 210. 


Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehende Vormundſchaft oder Pflegſchaft finden 
von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs Anwendung. it die Vormundſchaft wegen eines 
förperlichen Gebrechend angeordnet, jo gilt fie al3 eine nach 
8. 1910 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete 
Pflegſchaft. it die Vormundſchaft wegen Geijtesichwäche 
angeordnet, ohne daß eine Entmündigung erfolgt ift, jo gilt 
fie al3 eine nach 8. 1910 Abſ. 2 des Bürgerlichen Gejeh- 
buch3 für die VBermögendangelegenheiten des Geiftesichwachen 
angeordnete Pflegſchaft. 

Die bisherigen Bormünder und Pfleger bleiben im Amte. 
Das Gleiche gilt im Geltungsbereiche der preußiſchen Vor- 
mundjchaftsordnung vom 5. Juli 1875 für den Yamilienrath 
und dejjen Mitglieder. Ein Gegenvormund ift zu entlaffen, 
wenn nach den Vorjchriften des Bürgerlichen Selebbuche ein 
Gegenvormund nicht zu beftellen jein würde. 

Artikel 211. 

Die nad) den franzöfiichen oder den badijchen Gejegen 
für einen Geiſtesſchwachen angeorönete Beitellung eines 
Beiltandes verliert mit dem Ablaufe von ſechs Monaten 

dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre 


Wirkung. 
Artikel 212. 
In Kraft bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, nad) 
welchen gewiſſe Werthpapiere zur Anlegung von Mündelgeld 
für geeignet erflärt find. 
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Artikel 213. 


Für die erbrechtlichen WVerhältnifje bleiben, wenn der 
Erblafjer vor dem Snfrafttreten des Bürgerlichen Gejeßbuch3 
geftorben ift, die bisherigen Gejege maßgebend. Dies gilt 
in3befondere auch von den Vorſchriften über das erbichaft- 
lihe Liquidationdverfahren. 


Artikel 214. 


Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeßbuchs 
erfolgte Errichtung oder Aufhebung einer Verfügung von 
Todeswegen wird nad) den aa Geſetzen beurteilt, 
auch wenn der Erblafjer nad) dem Inkrafttreten des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs jtirbt. 

Das Gleiche gilt für die Bindung des Erblafjer3 bei 
einem Erbvertrag oder einem gemeinjchaftlichen Tejtamente, 
jofern der Erbvertrag oder das Tejtament vor dem Inkraft— 
treten de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet worden ift. 


Artikel 215. 


Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeb- 
buchs die Fähigkeit zur Errichtung einer Verfügung von 
Todeswegen erlangt und eine folche Verfügung errichtet hat, 
dm die Fähigkeit, auch wenn er da3 nad) dem Bürger- 
lichen Gejegbuch erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 

Die Vorichriften des 8. 2230 des Bürgerlichen Gejeß- 
buch3 finden auf ein Teftantent Anwendung, das ein nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs gejtorbener 
Erblaſſer vor dieſem Zeitpunkt errichtet Hat. 


Artikel 216. 


Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nad melchen Mit- 
glieder gemiffer ritterfchaftlicher Yamilten bei der Ordnung 
der Erbfolge in ihren Nachlaß durch das Pflichttheilsrecht 
nicht beichränft find, bleiben in Anfehung derjenigen Fami— 
lien in Kraft, welchen dieſes Recht zur Zeit des Inkraft— 
tretend des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuiteht. 
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Artikel 217. 

Die vor dem nfrafttreten des Bürgerlichen Gejek- 
buchs erfolgte Errichtung eines Erbverzichtvertragd ſowie 
die Wirkungen eines ſolchen Vertrags bejtimmen jich nach 
den bisherigen Gejegen. 

Das Gleiche gilt von einem vor dem Anfrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gejchloffenen Vertrage, durch den 
ein Erbverzichtövertrag aufgehoben worden ift. 


Artikel 218. 


Soweit nach den Vorfchriften dieſes Abſchnitts die bis— 
herigen Landesgejege maßgebend bleiben, können fie nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landes- 
geſetz auch geändert werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Die Zahlen ohne Beifag bezeichnen die Paragraphen bed Bürgerliden 
Geſetzbuchs, die Zahlen mit vorgejegtem a. bie Artikel bes Einführungs- 


geſetzes.) 


A. 


Aberkennung der Ehrenrechte 
1318, 1874, 2287. 

Abfindung des Abkömmlings 1501, 
1503; des Ehegatten 1580; bei 
Gutsiübernahmen 330; bed uns 
ehelihen Kindes 1712, 1714; 
bed Verlegten 843. 

Abgaben 436, 2379, 8.104. 

Abbanden gelommene Sachen 
935, 1006, 1007. 

Abhanden gelommene Schuld: 
verfchreibungen 799. 

Abholen, der gejhulbeten Sache 295. 

Abkömmlinge 1310; Antheil am 
Gejammtgut 1482,1490f.,1495ff-, 
1512 f., 1517; Ausgleichungs⸗ 
pfliht 2050 ff.; Ausihluß von 
ber Gütergemeinihaft 1511; Bes 
denken 2069, 2070; Beerbung 
1490, 1491, 2107; Einfegung 
eines Nacderben 2107; Ent⸗ 
ziehung bed Pflichttheild 2333; 
Erbrecht 1924ff., 1931; Erb» 
unwürdigkeit 1506; Erbverzicht 
2349, 2350; Fortjegung ber 
Gütergemeinihaft 1483; Pflicht- 
theilärecht 2303 ff., 2315, 2316, 
2327, 2331, 2333, 2336, 2338; 
Theilung unter ben A. 1503; 


Unterhalt 685; Unterhaltspflicht 
1605, 1606, 1609; Wirkungen 
ber Adoption und Legitimation 
1722, 1737, 1762; Zuwendungen 
2069. 

Abkürzung, der Friften 225, 486. 

Ablehnung, der Annahme 354; des 
Auftrags 663; ber fortgefegten 
Gütergemeinfhaft 1467; ber 
Reiftung 326; ber Schenkung 
1406 ; ber Teſtamentsvollſtredung 
2202; des Vertragsantrags 146, 
1406, 1458; ber Bormunbj 


1786 f. 

Ablieferung 967, 978 (des Fundd), 
‚2259 (bed Teftamentd). 

Ablöfung 268, 1150 (des Gläubis 
ger3), 1199 ff. (ber Rentenſchuld), 
8.113 (ber Dienftbarkeiten und 
Reallaften). 

Ablöfungsrecht 268, 1150, 1249. 

Ablofungsrenten a. 114. 

Abmarlung 919. 

Abnahme, des Kaufgegenftanbs 433, 
448 ; bes Werks 640, 646. 

—— 782. 

Abſchlagszahlung 208. 

Abſchrift 79, 1563, 2264. 

Abionderungsberecdhtigte 1971 

Abitanımung, eheliche 1591 ff. 

Abitand, von der Grenze 907, 8.124 
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Abtretung, be3 Erſatzanſpruchs 281; 
ber Forderungen 323, 398ff., 
405, 411, 440, 1153ff., a. 81. 

— — 1154, 1155, 

160. 

Abweichung, vom Auftrag 665 ; von 
ber Verwahrung 692. 

Abweifung der Klage 212. 

Abwefende, Anfehtung gegenüber 
A. 1215 BWillenserklärungen 
180ff., 147, 152. 

Abweſenheit, der yrau 1379, 1447; 
des Manns 1358, 1401, 1450. 

Abweienheitöpfleger, «pflesichait 
1418, 1428, 1911, 1921. 

Adel a. 57, 58. 

— ſ. Annahme an Kindes⸗ 
tatt. 

Menderung, des Güterftands 1435; 
bed Inhalts von Redten an 
Grundftüden 877; des Rangs 
dinglider Rechte 880, a. 189; 
der Bereindfagungen 33, 71. 

Aerstliche Behandlung, beöDienft- 
verpflichteten 617, Anſprüche 
hieraus, Verjährung 196 '*. 

a ig Afterpacht 549, 556, 

6. 


Agrargeſetze, Vorbehalt a. 113 ff. 
Alimente j. Unterhalt. 
Allgemeine Gütergemeinſchaft 
1437ff., 1468 ff., 1604. 
Allodificierte Lehen a. 59. 
Alluvion f. Anlandung. 
Altentheil a. 197, 1073, a. 96. 
Alternative Leiftungen 2627. 
Alternative Vermächtniſſe 2151. 
Altersitufen 2, 3, 14, 100, 128, 
828, 1303, 1318, 1602, 1625, 
1708, 1773, 1731, 2229. 
Amortifationsgeiche a. 86. 
Amtsgericht, Zuſtändigkeit 21, 97, 
55, 60ff., 69, 78 (Vereinsſachen), 
132,176, 261, 1141; 1558, 1562, 
Güterrechtsregiſter). 
Amtskautionen a. 90. 
Amtspflihtverlegungen, Haftung 
839, 841. 


Aneignung, herrenloſer Saden 
958 ff. ; aufgegebener Grundſtücke 
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928, &. 129, 190; von Tauben 
a. 130. 

Anerbenrecht a. 64. 

—— Vereine (bayer. Recht) 
a. 165. 

Anerlfenntnii 222, 371, 397, 1155. 

Anerfennung, des Anſpruchs 208; 
ber Ehelichfeit 1596, 1598, 1599 
(Anfehtung); der Vaterſchaft 
1718, 1720 ff-, a. 208. 

Anfall, der Erbihaft 1942, 1953, 
2139, 2344; des Vereins-Stif⸗ 
tungävermögens 45, 88 ; beö Ver: 
mächtniſſes 2176, 2269, 2280. 

MIRTENBEICFINEN 163, 308, 2162, 
177. 


Anfehtbarleit, Anfechtung ber 
Anerkennung bed Kindes 1599; 
der Annahme, der Ausihlagung 
ber Erbſchaft 1954 f., 1957, 2308; 
der Annahme an Kindesſtatt 
1755; des Antrag auf Ehelich— 
feiterflärung 1731; ber Bes 
ftimmung einer 2eiftung 318; 
der Ehe 1330ff., 1341, 1704; 
ver Ehelichleit 1591, 1593ff.; 
de3 Einfpruchs der Verwaltungs⸗ 
behörbe 62; ber Entmünbigung 
114; des Erbſchaftserwerbs 
2340 ff.; des Erbvertrags 2281 ff.; 
von irrigen Erklärungen 119 ff., 
123f ; von Familienrechtsber⸗ 
hältniſſen 200; A. außerhalb des 
Konkurſes a. 33; legtwilliger 
Verfügungen 2078ff.; U. bes 
Bermädtnißanfpruhs 2345; von 
Rechtsgeſchäften 142 ff. ; Wirkung 
der A. auf die Bürgſchaft 770. 

nn tungsfriit 124, 1339. 

Anfechtungsgegner 143. 

Anfehtungsflage 114, 1341, 1348, 
1569, 2342. 

Anfechtungsrecht 200, 770, 1339, 
1591, 1954, 2082, 2285, 2340. 

Angebot, ber Leiftung 293 bis 298. 

Angehörige, der bewaffneten Nacht, 
Verſchollenheit 15. 

Angenommene Kinder 11 (Wohns 
fig), 1306, 1311 (Eheſchließung), 
1757ff., a. 209. 
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Angeitellte, Haftung hiefür 831; 
N. höherer Art 622, 627, 628. 

Anbörung, des Beiftands der Mutter 
1690; ber Betheiligten 1826, 
1827, 1862, 2200, 2204, 2216; 
von Verwandten 1308, 1673, 
1847, 1862. 

Ankündigung der Leiftung 299. 

Anlagen, auf einem Grunbftide 
9u7, 1020, 1021, 1022, 1028 
a. 106, 124. 

Unlandung a. 65. 

Anlegung, von Gelb 1288, 1642, 
1691 (ded Kindes), 1806 ff., a. 99, 
212 (des Münbeld); bed Grund— 
buchs a. 186 ; von Nachlaßgeldern 
2119. 

Anmeldung, im Aufgebot3verfahren 
1974; der Erbrechte 1965, 2:58; 
im Konkurſe 209, 214; der Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten 1970ff.,2045, 
2061 ; zum Bereindregifter 59 ff., 
67, 71, 74, 76, 77. 

Aunabıne, ber Anmweifung 784; be3 
Auftragd 662; der Erbſchaft 
1406, 1453, 1943ff., 1954f., 
1957 ff., 1973 ff., 1978, 1995, 
2014f., 2017; des Grbtheila 
1951; U. an Erfüllungsftatt 
365; A. an Kindesſtatt 11, 1306, 
1311, 1741ff-, 1771, 1776, 1899, 
2043, a. 22, 209 ; bed Kaufobjeltd 
464; ber Xeiftung 283, 293, 354, 
363; einer mangelhaften Sade 
464, 539; einer Schenkung 516; 
ber Teftamentävolljtredung 2202 ; 
eines Vermächtniſſes 1406', 1453, 
2180; einer Vertragsofferte 146 
bis 152. 

Annahmeerflärung 149, 151. 

Annabmevdertrag 1750. 

Annahmeverzug 264, 274, 293 ff., 
322, 324, 372, 615, 642. 

Annuitäten 197. 

Anordnung, bed Erblaffer 1639, 
2048, 2306, 2376; ber Nadlaf- 
verwaltung 1981, 1990, 2000; 
ber Pflegichaft 1909. 

Anrechnung, der Ablömmlinge 1500, 
1501; auf den Antheil von Ges 
fammtaut 1476; ber Befitzeit 


Alpbabetifhes Sachregiſter. 


221, 943; ber Draufgabe 337; 
auf ben Erbtheil 2050; auf ben 
Kaufpreis 416; auf den Pflicdyt- 
theil 2315; auf mehrere Schuld» 
poften 366, 367; dem Werfbes 
fteller gegenüber 649 ; auf Zinfen 
und Koſten 367. 

Anfchläge in Gaſthäuſern 701. 

Anfpriüche, Beariff 194; Eigen 
thums⸗A. H85ff., 10115 A. aus 
einer Gefellihaft 717; auf Her— 
audgabe 986; auf Leiftung bes 
Vermähtnifgegenftande® 2169; 
auf Mällerlohn 652, 653; als 
Nachlaßbeſtandtheil 2039; Ber 
jährung 194 ff, 218 bis 220, 
221; A. aufWanbelung zc. 462ff., 
487 ff., 634 ff- 

Anitalten des dffentliden Rechts 
89, a. 91, 121, 138. 

Anftandsrüdfichten, Schenkung aus 
folden 534, 814, 1446, 1641, 
1804, 2113, 2205, 2330. 

Anftifter, Verantwortlichleit 830, 


840. 

Antheil, der Ablömmlinge am Ge: 
fammtgut 1490, 1491, 1495, 
1497 ff., 1512, 1513; ber Ebe- 
gatten am Gefammtgut 1442, 
1443; A. an einer Gemeinſchaft 
742; 4. am Gejellihattsvers 
mögen 719, 722, «25; 4. bed 
Miteigenthümerd 1008, 1066, 
1095, 1106, 1114, 1258; des 
Miterben 2033 ff.; bes Mündels 
an einer Erbidaft 1822. 

Antrag 1560 (Güterrechtäregifter), 
1723 (auf Legitimation), 1859 
(Familienrath), 1980 (Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes), 1994 (auf 
Inventarfriſt), 1981, 2013, 2062 
(auf Nachlaßverwaltung). 

Anwadhfung, der Erbtheile 1490, 
1491, 1935, 2007, 2094 ff , 2373; 
des Gefellfhaftsantheild 738 ; bei 
Bermädtniffen 2158, 2159. 

Anweifung 783 ff. 

Anwendung ausländifher Geſetze 

3 


8. 30. 
Anwefende, Vertrag unter A. 147, 
152. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Anzeige, ber Ablehnung des Aufs 
trags 663; der Abtretung ber 
Forderung 409, 411; ber Abs 
weihung vom Auftrag 665; von 
Aenderungen der Verwahrung 
692; der Anmweifung 789; an 
ben Bürgen 777; über ben Ein— 
tritt der Nadherbfolge 2146; bed 
Erbichaftälaufd 2384; bed Er=- 
löſchens der Vollmacht 171; bed 
Funds 965 ; der Gejchäftsführung 
681: ber Hinterlegung 374, 382; 
ber Mängel 478, 485, 545; bed 
Nießbrauchers 1042; des Pfand⸗ 
gläubigers 1213; des Todes 
eines Geſellſchafters 727; ber 
Ueberſchreitung des Koſtenan⸗ 
ſchlags 650; ber Veräußerung 
der Miethſache 576; des Verluſts 
der vom Gaſt eingebrachten 
Sachen 708; bed Verſicherers 
an den Gläubiger 1128; der Ver⸗— 
pfändung einer Forderung 1280; 
ver Beripätung ber Annahmes 
erflärung 149; N. an ben Werk⸗ 
befteller 650; fiehe auch Benach⸗ 
richtigun 

Anzeigepfli t, der Erben 1894 ; 
des Gegenvormunds 1799; bed 
Gemeindemwaijenrath3 1675 ; des 
Nießbrauchers 1042; bed Dffe- 
renten 149; bed Vorkaufsver⸗ 
pflihteten 510; des Vormunds 
über Notwendigkeit einer Pfleg⸗ 
ſchaft 1909. 

WBen, ber Frau 1356, 1367, 1427, 

; ber Kinder 1651. 

Arbeiter, Urbeitgeber, Ber 
jährung der Aniprühe 196°. 

Arbeitsbücder a. 36ILI. 

Arbeitsgeräthe, der Frau 1362, 
1366; der Kinder 1650. 

Arbeitsverbältniffe, =derträge 
re ad 113, 114, 1822 °, 
182 

Argliſt, — *31* 
argliftiges Verſchweigen 
123f., 318, 443, 460, 463, 476 
bis 479, 480, 485 (beim Kauf); 
523 f. (Schentung) ; 540 (Miethe) ; 
600 (Reihe); 637 (Werkvertrag) ; 
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1331 (bei Eheſchließung); 1599 
(bei Anerfennung ber Ehelich—⸗ 
feit) ; 2183 (bei Bermädhtnifien) ; 
2339? (bed Erblaſſers); 2385 
(Erbſchaftsſchenkung). 

Arme, Armenkaſſe, legtwillige Zus 
—— 2072. 

Arreſtvollziehung 135, 136, 161, 
184, 353, 499, 883, 1984, 1990, 
2016, 2115. 

Aufbewahrung 688 ff., Erſatz ber 
Aufwendungen 3804; 4. gefuns 
bener Saden 966, 980; ers 
gütung 689, 690. 

Aufenthalt des Kindes, Beftimmung 
1631; der Verlobten 1330. 
Aufforderung, zur Anmeldung ber 
Erbredte 1965, 2358 ; der Forbes 
rungen an Vereine 50; ber Nach⸗ 
laßjorberungen 1970, 2061; 
zur Erklärung über bie Geneh⸗ 
migung 109, 177, 1396, 1448; 
beim Fund 974; N. an den 
Eigenthilmer 2008 ; A. zur Hers 
ftellung ber Bemeinihaft 1571. 

Aufgabe, Aufgeben des Befiges 
808, 856, 1007; von beweglichen 
Saden 959; von Grunpdftüden 
803, 928, a. 129,190; des Nieß⸗ 
braud3 1064 ; j. aud Draufgabe. 

Aufgebot, Aufgebotsperfahren, 
N. bei Eheſchließung 1316, 1322, 
1615, a. 45; bes eingetragenen 
Eigenthümerd 927; der Erben 
2358 ; der Gläubiger 1269, 2045 ; 
von Hypothelenbriefen 1162; des 
Hypothefengläubiger® 1170f., 
1188; ber Nadlafgläubiger 
1970ff., 1980, 2018, 2015f., 
2045, 2060; der Reallaftbered- 
tigten 1112: der Schiffspfand⸗ 
läubiger 1269; von Schuldver⸗ 
Schre chreibungen 799; von Urkunden 
808, a. 102; bei Verſchollenheit 
18ff.; bei Bormerkungen 887; 
bed Borlaufäberechtigten 1104. 

Aufbebung, der Annahme an Kindes⸗ 
ftatt 1768ff., 1772; der Be— 
ftellung eines Beiftands 1695; 
ber ehelichen Gemeinſchaft 1861, 
1571, 1575f., 1586, 1983, a. 17, 
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Auflage, 


201; der Entmünbigung 6, 115; 
bed Erbvertragd 2290 bis 2292, 
2299, &. 214; des Erbverzichts 
2351, a. 217; ber Errungens 
ſchafts⸗Gemeinſchaft 1542 ff.; des 
Familienrath3 1879 bis 1881; 
ber Gemeinfhaft 749ff., 1010, 
1066, 12?8; ber Giltergemeins 
ſchaft 1468 ff., 1479, 1492, 1493, 
1495, 1496; des Guterſtands 
1358, 1432, 1435; der Hypothef 
1183; letztwilliger Verfügungen 
2258, 2289, 2299, a. 24, 214 
(j. auch Widerruf); der Nachlaß— 
verwaltung 1988; bed Nieß- 
braud3 1062, 1064; eines bem 
Nießbrauch unterliegenben Rechts 
1071; bed Pfandrechts 1255, 
1266, 1277; der Pflegſchaft 1919, 
1920, 1921; von Rechten an 
Grundſtücken 875, 876, a. 189; 
ber Stiftung 87; bed Teſtaments 
2229 ; ver Tobederklärung 1348; 
eines verpfänbeten Rechts 1276; 
ber Verwaltung bed Mannes 
1418ff.; der Vormundſchaft 1888 ; 
ber vorläufigen Vormundſchaft 
1908; des Werkvertragd 643; 
bed MWohnfiged 7, 8. 


bei Berfügungen von 
Todeswegen 1935, 1940, 1941, 
1967, 1972 bis 1974, 1976 (Nach⸗ 
laßverbinblicheit), 1980, 1991, 
1992, 2095 (Behandlung bei An 
wachſung), 2186ff., 2192ff., 2270 
(in einem gemeinſchaftlichen 
Teftament), 2278 (in einem Erb» 
vertrage), 2291 (Mufhebung), 
2306 (Wegfall), 2318 (Verweige⸗ 
rung), 2322 (Kürzung), 2372 
(Wegfall), 2376 (Haftung des 
Erbichaftsverfäuferd für Nichts 
beftehen von A.); A. bei ber 
Schenkung 525, 527, 528. 


Auflafiung 813 (Heilung von Form⸗ 


mängeln), 449 (Roften), 925 
(Begriff und Form), a. 143 
(Form). 


Auflauf, Haftung für hieraus ent- 


ftandenen Schaben a. 108. 


Alphabetifhes Sachregiſter. 


Auflöfende Bedingung 158, 160, 
161, 2075, 2313. 

Auflöfung, der Ehe, 1338, 1342, 
1348, 1482, 1564 ff-, 1637, 2077, 
2268 ; ber Gejellfhaft 721, 727 ff-; 
der Bereine 41, 45, 74; bes 
Verlöbniffes 1298 ff. 

Aufnahme von Gelb uuf ben Kre— 
bit bed Kindes (Miindeld) 1644, 
18228; eines Verzeichnifjesj. In— 
ventar, Berzeichniß. 

Aufrehnung 209°, 215, 268, 357, 
887ff., 406 (gegenüber einer 
abgetretenen Forderung), 422 
(gegenüber ber Forderung eines 

efammtihulbners), 470, 479, 
1142, 1224, 1376, 1442, 1977, 
2040, a. 81; U. bed Anſpruchs 
auf Schabenderfak 490 ; bei Bürg⸗ 
ſchaft 770; des Gejellichafters 
und gegen ihn 719, 720, U. bei 
mehreren Schulbpoften 396, be3 
Miethers 554, 575, 1125; bei 
Schuldübernahme 417. 

Aufruhr a. 108. 

Auffhiebende Bedingung, bei 
Einfegung einesNaderben 2108; 
bei Rechtsgeſchäften 158, 160, 
161, 308, 495, 652, bei legtwil: 
ligen Zuwendungen 2066, 2074, 
2108; Redte und Berbindlich- 
feiten unter a. B. bei Berech⸗ 
nung bed Nadlafjed 2313; a. B. 
bei Vermächtniſſen 2162, 2177, 
2179. 

Auffiht, über die Kinber 1631; 
über Perfonen 832; über Thiere 
834; 4. bed Vormundſchafts⸗ 

erichts 1665, 1694, 1837 ff. 

Auffichtöpfichtige, Schadenser ſatz⸗ 
pfliht 829, 832, 884, 840, 811. 

Auffuchung, eined Dienftverhält- 
niſſes durch ben Dienftverpflich- 
teten 629: von Sachen auf frem= 
den Grundftüden 867, 1005. 

Auftrag 662ff.; Ablehnung 668, 
Abweihung vom N. 665, Er⸗ 
löfhen bed A. 672, 678, 674, 
Kündigung bed U. 671, Ueber 
tragung auf einen Dritten 664, 
Vollmacht auf Grund eines A. 169 


Alphabetiſches Sacregifter. 


Aufwand, ebeliher 1371, 1389, 
1427, 1429, 1441, 1458, 1529. 

Aufwendungen, ber Armenver- 
bände und bed Gtaatd a. 121; 
bes Beauftragten 669, 670; des 
Beihentten 526; bed Beſchwer⸗ 
ten auf die vermadte Sade 
2185; bes Befigerd 994 ff., 526; 
bed Ehegatten 1390, 1429; bed 
Erben 1978, 1979, 1991; des 
Erbichaftäbefigerd 2022; bed 
Erbihaftsverfäufers 2381; Er⸗ 
fag der X. 103, 256, 257, 304; 
bed Finders 970; bed Geſchäfts⸗ 
führer 683; bed Seraudgabe- 
pflihtigen 850 ; ber Kinber 1618; 
des Mäflers 652, 653, 654; des 
Mietherd 538, 547, 552; bed 
Schuldners 304; bed Baterd 
1648; des Verkäufers 450; bei 
Verlöbnifien 1298; bed Ber- 
wahrer? 693; Berzinfung ber 
A. 256; ber A. bed Morerben 
2124; bed Vormunds 1835 ; bed 
Werkunternehmers 633; bed 
Wiederverläuferd 500. 

Aultionator f. öffentlihe Verſtei⸗ 
gerung. 

Ausbeflerung, bed Mieth- und 
Pachtgegenſtands 536, 582, bed 
Nießbrauchgegenſtands 1041 bis 
1044, Pfandrecht für U. 647. 

Ausbeute einer Sade 99. 

Anseinanderfegung, ber Erben, 
ber Erbſchaft 2038, 2042 ff., 
2204; ber Errungenschaft 1546; 
bed Gefammtgut® 1471, 15465 
unter ben Gefellfhaftern 121, 
730 ff.; bei ber Gütergemeins 
ſchaft 1470, 1493, 1497 ff.; mit 
den Kindern bei Wieberverheira= 
thung 1813, 1493, 1669, 1761 ff., 
1845; bei Scheibung 1478. 

Wusial, bei einer Geſammtſchuld 
42 


Unsgleihung, unter Ehegatten 
1466, 1539, 1540, unter Ges 
fammtgläubigern 430, unter Ges 
ſammtſchuldnern 426. 

Ansgleihungspflidht, der Abs 
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tömmlinge 1503, 1985, 2080 ff., 
2095, 2315/16, 2372. 

Auskunftspflicht 260; bed Auss 
ftelerd von Snhaberpapieren 
799; bed Beauftragten 666 ; des 
Gebenten 402; bed Erben 2003, 
2005, 2314; bed Erbichaftäbes 
fiterd 2027; des Erbicheinerben 
2362; bed Fiskus 2011; bed 
Gegenvormund3 1891; bed Ge— 
meindemwaifenratb3 1850; ber 
Gejellihafter 713, 740; ber 
Hausgenofien des Erblaſſers 
2028; des Manns 1374; ber 
Miterben 2057; des Nadlaf- 
pfleger3, bed Nachlaßverwalters 
2012; bed Verkäufers 444; bed 
Vorerben 2127; bed Vormunds 
1799, 1839. 

Ausländer, Beerbung a. 25, ehe⸗ 
liches Güterrecht a. 15, 16, Ehe⸗ 
ſchließung 1315, a- 18, Entmüns 
bigung a. 8, Erwerb ber Reichö- 
angehörigteit a. 7, 24, Geſchäfts⸗ 
fähigfeit a. 7, Grundſtückser⸗ 
mwerb a. 88, Nadlab a. 26, 
Todederfärung a. 9., Vormund⸗ 
Idaft a. 23. 

Ausländiiche Ehegatten a. 16; a. 
Erbſchaften, Erbſcheine 2366, 
a. 26; ausländiſches Gü— 
terrecht 14133; aus ländiſche 
Geſetze, Anwendung 1433, a. 
7 bis 31; ausländiſche 
Grundſtücke a. 7; a. Staas 
ten, Bergeltungsredt a. 31; 
ausländbifdhe Vereine 23, 
8. 10; ausländiſche Wäh— 
rung 244. 

Auslagen, der zur Anhörung Ges 
ladenen 1308, 1673, 1847, ber 
Mitglieder des Familienraths 
1877; f. auch Aufwendungen. 

Ausland, Beerbung im Ausland a. 
24; Haftung für im 9. bes 
gangene unerlaubte Handlungen 
a. 12; Wohnfig im U. 10, 1944 
(Ausſchlagungsfriſt bei Wohn⸗ 
fit bed Erblafferd oder Erben 

m Ausland), 1954 (Anfehtung 
der Annahme ꝛc. im vorigen 


640 


Falle), a. 14 (Wohnfig beutfcher 
Ehegatten im 2.). 

Auslegung, letimwilliger Verfü— 
gungen 2066 ff., 2084, ber Ber» 
träge 157, 814; ber Willens 
erflärungen 133. 

Auslieferung, ber Beweisurkunden 
402, 444. 

Auslobung 657 ff. 

ige raue eines Gefellihafters 


Ausihlanung, ber Erbihaft 517, 
1406 (Frau), 1453, 1643 (Bater), 
1822? (Bormunb), 1942 bis 1951, 
1958 bis 1955, 1957, 2306 ff.; 
ber Nacherbſchaft 2142; bed 
Bermädtniffes 517, 1822°, 2176, 
2180, 2307, 2808, 2321. 
Ausichlagungsfrift 1943, 1944, 
1945, 1952, 1954, 1956. 
— — Vererbung 


Austhliekung, Ausſchlußßz, eines 
Abkömmlings von der Güter- 
gemeinſchaft 1511; ber Anfech⸗ 
tung ber Ehe 1350; ber Anfech⸗ 
tung ber Ehelichteit 1598; bed 
Anſpruchs auf Erfüllung” 340; 
ber Aufhebung ber Gemeinschaft 
749 ff., 1010; der Aufrehnung 
891; ber Auseinanderfegung 
2088, 2048f.; bed Eigenthümers 
927; von der Erbfolge 1938, 
2308 ff. von ber fortgejegten 
Gütergemeinfhaft 1508, 1509, 
1510; bed Gegenvormunbed 
1852: vom Gejfammtgute 1439; 
eined Geſellſchafters 737; ber 
Gemährleiftung 443, 476; ber 
Hypothefgläubiger 1171, 1188; 
bed Mäklerlohns 654; ber Nad: 
laßgläubiger 1973, 1974; bed 
Rechts auf Rüdnahme 376, 878; 
ber Rüdforderung ber Schen» 
fung 529; der Sceibun en 
1571; der Uebertragbarfeit einer 
Forderung 399; bed Vaters von 
ber Nugniekung 1657; der Ber 
jährung 225; der Bertretung 
1336 ; der — ——— des Ehe⸗ 
mannd 1485, 1486; von ber 


Vormundſchaft 1782, 1898; bed 
Vorkaufsrechts 512; bes Wiber- 
ruf der Schenkung 532. 
Ausichiugfriiten 801, 861, 862, 
864, 1944, 1995, 1996, 2060, 


2061. 
Ausſchlußzurtheil ſ. Aufgebot. 
—— Beiwohnung 825, 

847, 1800, 1717. 
Außereuropälihe Meere, Ber- 

ſchollenheitsfriſt 16. 
Aubßerlursichung bon Schuld: 

verichreibungen a 176. 
Ausionderungsberehtiste 1971. 
Ausſpielvertrag 763. 
Ausfitattung 1465, 1477, 1499, 

1521, 1538, 1551, 1556, 1620 ff., 


1624 (Begriff), 1635, 1902, 2050. 
—— (der Töchter) 1620 bis 


Kustritt, aus Bereinen 39, 58. 

Ausübung, ber Srundbienftbar- 
feiten 1020, 1023 ff., 1029; der 
beſchränkten perjfönliden Dienfts 
barteiten 1092; bed Nießbrauchs 
1086, 1059; ber Rechte 226 ff.; 
der Vereinsmi liedſchaftsrecht⸗ 
38; des Vorkaufsrechts 1099. 

Auswapl, bed Vormunds (Gurch 
das Gericht) 1779. 

uuBang Auszugsvertrag 197 

(Verjährung), 1073, a. 96. 
BER wos a. 57, 58. 
mn. Meer, Verſchollenheits⸗ 


Alphabetiſches Sacregiſter. 


B. 


a Fr Gelee, Uebergangsvor⸗ 
ſchri nn a. 154, 156, 
157 a 211. 

Bänerlihe Erbfolge a. 64, b. 
on a. 63, 197. 

Bäume, auf ber Grenze 928, a. 122; 
auf bem Nahbargrundftüd 907, 
&. 122, 124, 188; Sondereigen⸗ 
thum an Bäumen a. 181; Ueber⸗ 
ang unb Ueberfall 910, 911. 
Babhneinheit a. 112. 
Bantgeihäfte, Anlegung von Mün- 


Alphabetiſches Sarhregifter. 


belgeldern bei B. 1808; Ges 

ftatiung von Zinſeszinſen 248. 
Bannredte a. 74. 
Baubeichränfungen a. 111. 


Bauhandwerfer, Baumieiſter, 
Bauunternehnier Pfandrechts⸗ 
titel 648. 


Baumſchulen, Wildſchaden in B. 
a. 71*. 


Baumwurzeln, Banmzweige 910. 

Banwerk, auf fremdem Grundſtücke 
1012, Mängel des B. 638, 
Pfandrecht des Unternehmers648. 

Baheriſche anerkannte Vereine und 
regiſtrirte Geſellſchaften a. 165. 

Beamte, Abtretung von Gehalts— 
anſprüchen 411, a. 80; Auf—⸗ 
rehnung 394, a. 81; Eheſchlie— 
Bung 1315; Haftung für Ber- 
jehben 839, 841; Haftung für 
Gehülfen und Vertreter a. 78; 

- Haftung für B. a. 77; Weber: 
tragung ber Gehaltsanſprüche 
400, a. 81; Verjährung der Ge» 
Haltsanfprüche 197; B. als Bor: 
münber 1784, 1888; Wohnungs⸗ 
fünbigung 570. 

Benmtenreht a. 80, 81. 

Beauftragter, Bollmadıt 169, 662 ff. 

VBedingte Eigenthumsübertragung 
158; Forderung 765, 1113, 1204, 
1209, 1986. 

Bedingung, bei legtwilligen Ber: 
fügungen 1986, 2074 bis 2076, 
2105, 2162, 2217; beim Mät- 
lervertrag 652; bei Nadlaffors 
derungen 1986; bei Rechts⸗ 
geihäften 158 bis 163; Schwebe- 
zeit 160, 161; Unzuläffigfeit 388 
(bei ber Aufrechnung), 925 (bei 
ber Auflafjung), 1817 (bei ber 
Eheichliefung), 1598 (bei ber 
Anerkennung ber GChelichkeit), 
1724 (bei Ehelichkeitöerflärung), 
1742 (bei der Annahme an fins 
beäftatt), 1768 (bei der Aufs 
bebung ber Annahme an Kindes⸗ 
ftatt), 1947 (bei der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbichaft), 
2180 (bei der Annahme und Aus» 
ſchlagung des Bermädtnifjes), 


Bürgerliched Gejegbud. 
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2202 (bei ber Annahme und Ab» 
lehbnung der Teftamentövolls 
— —— ſ. auch auflöſende, 
aufſchiebende Bedingung. 
Bedürftigkeit, des Schenters 519, 
528, 549; bei ber Unterhalts⸗ 
berechtigung 1608 bis 1610, 1614. 
Beeinträchtigung, des Eigenthums 
904 ff., 1004; ber Grunddienſt⸗ 
barkeiten 1027; bed Nießbrauchs 
1065; der perfönliden Dienits 
barleiten 1090 Abſ. 2; der Rechte 
bed Pfanbgläubigerd 1227. 
Beendigung, ber allgemeinen Güs 
tergemeinjchaft 1468 ff. ; des Auf⸗ 
— — 2014; der 
eiftandfhaft 1694; be3 Bes 
ſitzes 856; des Dienftverhälts 
nifjes 620 ; der Errungenſchafts⸗ 
gemeinjhaft 1530, 1541, 1542, 
1544 bis 1547; ber elterlichen 
Gewalt 1678 ff., 1697; ber elters 
lien Nutznießung 1661., 1666; 
ber fortgejegten Gütergemeins 
{haft 1492, 1493; der Gefell» 
ſchaft 726; der Mitgliedfchaft im 
Familienrathe 1878; ber Miethe 
564 ; bed Nachlaßkonkurſes 1989, 
2000, 2060%; der Nachlaßver⸗ 
waltung 1988; bed Nießbrauchs 
1072; der Pflegihaft 1918; ber 
Teftamentävollitredung 2225 ff. ; 
ber Verwaltung und Nutznießung 
bed Mannes 1418 ff. ; des Baters 
1647; der Vormundſchaft 1799, 
1882 ff., 1908; f. auch Enbigung. 
Beerbung, eines Ausländers a. 25; 
eined Deutfhen im Auslande 
a. 24, 26. 
Beerdigungsloften, Tragung ber» 
‚jelben 844, 1615, 1713,1968, 8.42. 
Befärderungsmittel, Fund in B., 
978 


Befreite Pflegſchaft, Bormunds 
ihaft, 1852f}., 1917. 

Befreiung, vom Alter ber Ehe— 
miülnbigleit 1308, 1322; vom 
Aufgebot 1316, 1822; vom Ehe⸗ 
verbot bed Ehebruchs 1312, 
1322, 1328; bes Teſtaments⸗ 
volljtrederd von einzelnen Ber: 


41 
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pflidtungen 2220; von Verbind⸗ 
lichleiten 257, 878; des Bor: 
erben von Beſchränkungen 2136; 
von der Wartezeit 1313, 1328. 
Befriedigung des Gläubigerd durch 
den Bürgen 770, durch einen 
Gejammtihulbner 426, bei ber 
Gejammthypothef 1182; bed 
Hypothetengläubigers 1142 ff., 
1147, 1150, 1164, 1171, 1173f., 
1181 ; beim Aufgebotsverfahren 
ausgeicloffenen Nadlafgläubis 
gers 1973; des Pianbgläubigers 
1217, 1224, 1249, 1277; be3 
Sciffspfandgläubigers 1268; |. 
auch Berichtigung, Entritung. 
RieIeicBigunghrecht Dritter 267, 


Besinn, ber Erfigung 942; ber 
SAnventarfrift 1995; ber Friften 
187; der Gewährsfrift 483; ber 
Redtsfähigteit 1, ber Verjäh- 
rung 198ff., ber Verſchouenhei 
14; der Teſtamentsvollſtreckung 


2202. 

Beglaubigung, öffentlihe, Begriff 
und Form 129; Fälle der ö. B. 
77, 126, 127, 371, 408, 411, 
418, 1035, 1154, 1155, 1342, 
1372, 1484, 1491, 1492, 1528, 
1550, 1560, 1561, 1577, 1597, 
1662, 1706, 1945, 2121, 2198, 
2215; B. von Abſchriften aus 
dem Güterrechtäregifter 1563, 
von Teftamentdabjchriften 2264, 
von Abſchriften aus dem Ber- 
einsregiſter 79. 

Begräbnikitätten a. 133. 

Begründung‘, der Schulbverhält- 
nifje 305. 

Behörde, Abgabe einer Willens- 
erflärung gegenüber der B. 130; 
Fund in den Gejhäftsräumen 
einer B. 978 ff.; Veräußerungs⸗ 
verbot 136; Vollzug von Aufs 
lagen bei Schenkungen 525, 2194. 

Beiltand, der Mutter 1687 ff. ; eines 
Geiſtesſchwachen a. 211; eines 
Verſchwenders a. 156. 

Beiträge, zum eheligen Aufwand 
1871, 1427, 1441; ber Gejells 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


ſchafter 705, 706, 718; zum 
Unterhalt der Kinder 1585; ber 
Vereinsmitglieder 58. 

Beiwohnung, auferehelihe, Scha- 
benderjag hbiewegen 825, 847, 
1300, Bermuthung für bie Vater- 
ſchaft 1717; B. des Mannes als 
Bermuthung für bie eheliche 
Abftammung 1591. 

Belanntmahung, öffentlihe: 50, 
66 (Bereine), 171, 176 (Boll» 
madten), 383 (Berfteigerung 
der hinterlegten Sade), 981, 
982 (Fundverfteigerung), 1237 
(Pfandverkauf), 1562 (B. ber 
Eintragungen inba3 Güterrechts⸗ 
regifter), 1983 (Nachlaßverwal⸗ 
tung) 

Befenniniß, religiöfes, der Kinder, 
a. 134; bed Vormunds 1779, 


1801. 

Belnitung, einesGegenftanbes gegen 
Entgelt 445; ber gemeinjchaft- 
liden Sade 1009; von Grund» 
ftüden 873; des Raufgegenftanbs 
489; bed Miethgegenftands 577, 
a.1 78; eined verpfänbeten Schiff 
1263; ber vermadten Sadıe 2288. 

Velaftungsverbot, vertragsmäßis 
ged 1136. 

Belege der Rechnung 259, 1841. 

Belohnung, öffentliches Berfprechen 
einer ſolchen 657 ff. 

Benachrichtigung, von ber Ab- 
tretung 409, 411; von ber Ein⸗ 
siehung ber verpfänbeten Forde— 
rung 1285; vom Pfanbvertauf 
1220, 1237, 1241; von ber 
Schulbilbernahme 416; vom Ber: 
faufe eined Erbihaftsantheils 
2035 ; von ber Verfteigerung ber 
hinterlegten Sade 384; vom 
Verzicht auf den Antheil am Ge- 
fammtgute 1491; von ver Zwangs⸗ 
verfteigerung 1166; ſ. auh Ans 


zeige 

Benennung, des Gläubigers mit 
Leiſtung an den Inhaber 808; 
des ——— 1776*, 1777, 
1852 ff., 

Berechnung * Rſuchitheils 2310 ff. 


Alphabetiſches 


Berechtigtes Intereſſe 343, 824. 

Bereicherung, des eingebrachten 
Gut3 1339, 1539; des Geſammt⸗ 
guts 1455, 1589: durch Schen⸗ 
fung 516; Herausgabe ber un— 
gerechtfertinten Bereicherung 812 
bis 822; Haftung nad ben Vor⸗ 
f hriften über bie ungerechtfertigte 
Bereicherung : bei der Pflicht zur 
NRiüderftattung einer Gegenleis 
ftung 323, 327; des Erben bes 
züglich des Nachlaßüberſchuſſes 
gegenüber ven Gläubigern 1978; 
bed Erbſchaftsbeſitzers wegen 

erauögabe ber Früchte und 

ungen 2021; beim Fund 
977; bei ber Gercäftsführung 
ohne Auftrag 628f., bei 
Heraudgabe von Selichten 998; 
bei ber Nichtvollziehung einer 
Auflage 2196; bei Schenkungen 
zum Nachtbeile bes Pflichttheild- 
berechtigten 2329; bei Schenfun- 
gen zum Nachtheil bed Bertragds 
erben 2287. 

Bergrecht a. 67. 

Bergwerk, Wirthſchaftsplan hiefür 
beim Nießbrauch 1038; bei Eins 
ſetzung eined Nacherben 2123. 

Berichtigung, der Geſammtguts— 
verbindlichleiten 1459, 1475, 
1481; bed Grundbuch 894 bis 
897, 1144, 1145, 1167, 1483, 
a. 113; der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten 2014, 2015, 2046, 2059; 
des Schifföregifterd 1263; eines 
verjährten Anſpruchs 222; ber 
Verbindlichleiten bed Kindes 
1659, ſ. aud) Befriedigung, Ent⸗ 
r ihtung. 

Beruf, Roften ber Vorbildung für 
einen B., Ausgleichungspflicht 
hiewegen 2050; Theil bed Unter: 
halts 1610, 1708. 

Berufung, ala Beiftanb ber Mutter 
1694, 1776; ald Erbe 1944, 
fahe B. ald Erbe 1927, 1934, 
1951, 2007, 2344, 2346; B. als 
Gegenvormunb 1792; V. als 
Mitglied des Familienraths 


Sachregiſter. 643 


1861f.; B. als Pfleger 1917; 
B. der Vereinsverſammlung 36, 
37, 58; B. als vorläufiger Vor— 
mund 1907; als Vormund 1776, 
1778. 

Beſchädigung, Erſatzgegenſtand hie⸗ 
für 718, 818, 1370, 1473, 1524, 
1638, 2374; B. fremder Sachen 
228 Mothſtand), 229 EGSelbſt⸗ 
bülfe); B. durch Gebäude 836; 
B. der Nießbrauchſache 1042; 
einer Schuldverſchreibung 798; 
B. der vermachten Sache 2164, 


2288. 

Beſchlagnahme, der Forderung 392 
(Aufrechnung); bed Grundſtücks 
1121, 1122, 1124, 1126. 

Beihlußfäbigfeit, sfafiung, des 
Familienrath3 1863, 1864, 1874; 
ber Vereinsverfammlung 32 ff.; 
bed Vereinönorftands 28, 70. 

Beihräntte Geſchäftsfähigkeit 
8, 104, 106ff., 114, 131, 165, 


206, 8. 7. 
Beſchränkte Haftung, bed Erben 
1975 ff., 2013, 2015; bed Mit- 
erben 2063. 
— perſönliche Dienſt⸗ 
—— 1090 ff., 2182, a. 115, 


— der Geſchäftsfähig⸗ 
teit 8, 104, 106ff., 114, 181, 
165, 206, a. 7.; ber Gewährs⸗ 
pfliht 443, 476 (Kauf), 540, 
577 (Miethe), 637 (Werkver⸗ 
trag); B. der Haftung des Erben 
1975, 2144, 2206, 2383; be3 
Nacherben 2144; B. bed Nieh- 
brauchs 1030; B. bed Pflicht- 
theilrechts 2338 ; des Unterhalts⸗ 
anſpruchs 1611; der Verfügung 
über ein eingetragenes Recht 892; 
der Bertretungäbefugniß des Vor: 
munds 1795. 

Befeitigung von Einrichtungen 922. 

Beſicht, Kauf auf B. 495, 496. 
den tigung, Geftattung berjelben 


Befig s64 ff.; Aufgabe des B. 303, 
1007; 8. bei Dienftbarteiten 
1029, 1090, a. 191; Eigenthums⸗ 


41” 
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vermuthung 1006; 3. be3 eins 
gebradten Guts 1373; Einräus 
mung bed B. 861; Entſetzung, 
Entziehung 859, 861, 1004; Er⸗ 
mwerb bes B. 990; Feblerhafter 
B. 859, 861ff., 992, 2U25; B. 
bed Gefammtgut3 1443; Mittels 
barer 8. 868jf., 1205; B. bed 
Niekbrauherd 1036; B. ber 
Pfandfahe 12055 Schuy bed B. 
858 ff.; Störung bes 8. 862; 
Uebertragung bed B. 870; Vers 
erblichteit bes B. 857; Vermächt⸗ 
niß des B. 2169; f. auch Eigen= 
befig, Mitbefig. 

Befikdiener 885. 

Befiker, Ablöfungsreht 268; Eigen 
thumserwerb 929 ; Rechte gegen⸗ 
über ber Eigenthumsklage 986 ff., 
1000; Haftung für Beihädigung 
bes Nahbargrundftüds 836 ; Hers 
audgabe an ben früheren 8. 
1007; Leiſtung an ben B. 851. 

Befißherr 855. 

Befigmittler 868. 

Beſitznachfolger, Anrechnung ber 
Verjährung 221. 

Beſitzver ältniffe, beftehenbe a.180. 

Befißzeit, Anrehnung 221, 948. 

Beioldungen 197 (Verjährung), 
&. 80, 81 (Anſpruch, Uebertras 
gung, Aufrechnung). 

Beiondere Gerichte, Verjährung 
ber bier geltend zu machenden 
Anſprüche 220. 

Beflerungsanitalt, Unterbringung 
1666, 1838, a. 34II, 135, 136. 

Beitätigung, "gerichtliche, der Ans 
nahme an a. 1741, 
1753, 2043; B. nidhtiger und 
anfechtbarer "Ehen 1325, 1837; 
B. eined anfehtbaren Erbver- 
traga 2284; B. nichtiger und 
anfeitbaser Rectögefchäite 141, 


Beftaling des Vormunds unb Ge- 
genvormunbd 1791f., 1881, 1898. 
Beitandsanfnahme 1085, 1372, 
1528. (Inventar, Berzeichniß). 
Beitandtheile, 93ff.: Abtrennung 
997; GErftredung der Hypothek 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


auf B. 1120; Erwerb 953ff.; 
B. eines Grundftüds 95; Ber» 
bindung 946, 947 ; Verwendung 
durch ben Niekbraucher 1043; 
Zuſchreibung ald B. 890. 

Beitellung, bes Beiftands der Mutter 
1694; des Gegenvormunbs 1789, 
1792: ber Grunbftüde, KRoften 
591, 592; der Mitglieder des 
Familienraths 1865ff. ; bes Nieß⸗ 
brauchs 1032, 1069; bes Pfand= 
rechts 1205, 1274; "des Schiffs⸗ 
pfandrechts 1260; B. bes Vor⸗ 
munds 1789, 1790; bed Bors 
ſtands eines Vereins 27, 67. 

Beftimmter Gegenftand (species), 
Reiftung 292. 

Beftimmung, ber Gegenleiftung 316, 
bed Inhalts letztwilliger ver⸗ 
fügungen durch andere 2065, 
2151ff., 2193, 2198; der Lei— 
ſtung durch andere 315, 817, 
818; ber Leiſtungsfriſt 326. 

Betante a 
Erfüllung 818, f. auch Zeitbes 
ftimmung. 

Betagte Vermächtniſſe 2217. 

Betbeiligte, Pilegihaft für unbe» 
fannte B. 1913, 1960. 

Trac Haftung 


&. 105 

Betrug, ſ. Arglift, Täuſchung. 

Beurkundung, Abrebe der 8. 154; 
geridtlide ober notari- 
elle 3. 81, 126, 128, 129, 152, 
811, 813, 518, 878, 877, 1434, 
1491, 1492, 1501, 1516, 1517, 
1780, 1748, 2033, 2282, 2291, 
2296, 2348, 2352, 2371. a. 141, 
151; RKoften ber B. 449. 

— des Verfonenftandes, Aende— 
a ber Geſetze hierüber a. 40 


Bevollmädtigter 174, 175, 1945. 

Bewäfierungsunternehmen , Bes 
förderung a. 65. 

Bewaffnete Macht, Angehörige der: 
felben, Verſchollenheit 15 ; j. auch 
Milttärperfonen. 

Bewegliche Sachen, ber Ehegatter 
1362, 1381; Gigenmadt 859; 
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Eigentum 929 ff. ; Eigenthums⸗ 
vermuthung 10065; Erfigung 
937 ff.; Erwerb aus Mitteln des 
Kinds "1646; Niepbrauh an b. 
©. 1032, 1033 ; Miethe 565; 
Pfandrecht 1204: beim Berf- 
vertrag 647; Pfandredte an 
jolden 1204/ff.; Sicherheitslei⸗ 
ftung mit b. ©. 232, 237; Vers 
bindung und Bermifhung 946, 
Bei: Verjährung bed Mietbzinfes 
196 Verjährung bed Wand— 
kungSanfpruchs 477; Berlauf440, 


Beweis, bei Annahme der Leiftung 
368; zum ewigen Gebädtnifje 
477, 478, 485; ber Erfüllung 
845. 

Beweislaft 282, 845, 358, 415, 
442, 542, 636, 2336. 


DIEIDEIBHFINNDEN ‚Auslieferung402, 


Beisußtlofigteit, bei Eingehung ber 
Ehe 1325; bei Eingehung von 
Rechtögefchäften 105; bei uns 
erlaubten Handlungen 827. 

Bienen 961, 964. 

Bigamie 1309, 1326, 1565. 

Bilanz als Vormundſchaftsrechnung 
1841. 

Billiges Ermeilen, bei ber Aus⸗ 
lobung 660; beim Pfanbverkauf 
1246; eines Bertragihließenden 
oder Dritten 315, 317, 319, 
2048, 2156; Verwaltung und 
Benugung ber — — 
Sache nach b. E. 745 

Blinder, Pflegſchaft 1910. 

Bodenbeitandtheile, ald Früchte 
995 Rechte des Nießbrauchers 
hierauf 1037 ; bes VBorerben 2123. 

Börfenpreis 385, 764, 1221 1238, 
129 


Bofer Glaube, beim Befigerwerb 
990, 991, 1007; bed Erbſchafts⸗ 
beſitzers 2024, 2025. 

Bosliche Berlaflung 1567. 

Botenlohn, Verjährung 196°. 

Brandverfiherung, des Hypothes 
kengegenſtands 1127 bis 1180; 
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be3 Nießbrauchgegenftanbes 1045, 
1046. 


Brauhaus, Kommun-®B. a. 164; 
Zubehör bei B. 98. 

Brautgejihenfe, Rückgabe 1301. 

Brautfinder, a. 208. 

Briefwechſel, als Schriftform 127. 

Bruchtheil, der Erbſchaft Bo s 
Gemeinigaft nad Br. 741ff., 
173 ; Br. von Grundftüden 1095 
1106, 1114; Miteigenthum 025, 
Br. 1008, a. 181; Vermächtniß 
eined Br. 2157; Br. eines Ber: 
mögen® 810, 311. 

Buchforderungen, ber Erbſchaft 
2117, 2118; ber Frau 1393; des 
Kindes 1667; eined Münbels 
1807, 1815, 1816, 1820, 1853; 

— ——— mit B. 232, 

236; ſ. auch Reichs⸗, Staats⸗ 
ſchuldbuch. 

Buchungsfreiheit, vonGrundſtücken 
a. 127, 128. 

Büdnerrechie a. 63. 

Bürne, Bürgihaft 765 bis 778; 
Einreden 202; Erlöfhen durch 
Schuldübernahme 418; Sicher⸗ 
heitsleiſtung durch B. 232, 239; 
Uebergang der B. 401; Ueber— 
nahme ber B. dbdurch ben Vor—⸗ 
mund 1822; Unzuläſſigkeit der 
Sicherheitsleiſtung dur) B. 273; 
Verjährung 202. 

Bürgerlihe Ehrenrechte 1318, 
1781, 2237, a. 40. 

Bürgerlihes Gejegbud, Einfühs 
rungdtermin a.1; Verhältniß zu 
ben Lanbesgeſeten a. 55; zu den 
Reichsgeſetzen a. 32. 

Bundes⸗ und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſetz, Aenderungen a. 41. 

Bundeskonſulatsgeſetz, Ergän⸗ 
jung a. 38 

Bundesrath, Anerlennung aus» 
ländifher Vereine 2.105 Ans 
wenbung bed Vergeltungsrechts 
8.81; Beſtimmung der Gewährs⸗ 
friften 482; Beftimmung ber 
MWerthpapiere zur Mündelgeld⸗ 
anlage 1807 *; Genehmigung von 


646 


Stiftungen 80; Konzeffionirung 
von Vereinen 28, 33, 44; Vor⸗ 
fhriften über bie Belannt- 
mahung ber Berfteigerung von 
Fundſachen 982. 
Bundesitant, Anlegung von Mundel⸗ 
geld in Papieren ber B. 18072; 
Aufrehnung gegen Forberungen 
eines B. 395; Bejreiung von 
Ehehinbernifjen 1322; Befreiung 
von Erforberniffen ber Annahme 
an Kindeäftatt 1745; Beſtim— 
mung von Sparlaflenpapieren 
zur Mündelgeldanlage 1807°; Ehe: 
lichkeitderflärung 1723; Eljaß- 
Rothringen ald B. a.5; Fiskus 
des B. ala Erbe 1936; Ge 
nehmigung zur Wudgabe von 
Schuldverſchreibungen 795; Ge: 
nehmigung von Stiftungen 80; 
Konzeffionirung von Vereinen 22. 


C. 


Centralbehörden, ber Bunbes- 
ftaaten, Zuftänbigleit 795, 982. 

Ceſſion j. Abtretung. 

Ghilane, Berbot 226. 

Givilprozgekordnung, Nenberungen 
&. 1; Anwendung von Vorſchrif⸗ 
ten ber C. 60, 73, 132, 176, 
585, 2361, a. 42 III, 152; Ber: 
wandtſchaft und Schwägerſchaft 
im Sinne der C. a. 33. 

Clausula rebus sic stantibus 821. 

Gonverfion 140. 


®. 


Dampf, Immiffion von D. 906. 

Dampfihifffahrtsunternehmen, 
Haftung a. 125. 

Dammwild, Schabenderfag 835. 

Darlehen 607 bis 610, 700; D.⸗ 
Hypothek 1139; Hypothek für D. 
einer Krebitanftalt 1115. 

Darlehnshypothel 1139. 

Darlehnsverſprechen 610. 

Deich: und Sielredht a. 66. 

Delation f. Berufung. 

Delikte f. unerlaubte Handlungen. 
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Dereliktion f. Aufgabe. 

Deutihe, im Auslande, Beerbung 
a. 24. 

Deutiche Sprache, Anmwenbung bei 
Teitamentderrihtung 2240,2244, 


2245. 

Dienitbarleiten 1018ff.:; landes⸗ 
rehtliheAblöfung,Einfhräntung 
und Ummanblung a. 118, 114; 
beftehende D. a. 128. 

Dienitberehtigter, Pflihten 615 ff- 

Dienftbezüge, Abtretung 411; Ber« 
jährung 196°. 

Dienite, eines Gefellihafter 706, 
733; Erjaganfprud bed Bors 
munb3 für D. 1835; Erſatz für 
Entgang von D. 346, 844; 
höherer Art 622, 627; Piflicht 
bes Kindes zur Leiftung von D. 
1617; Verjährung der Anjprüde 
für D. 196°, 196°. 

Dienfteinfommen, Abtretung 411. 

Dienitverhaältnifie, Dienitbers 
träge 611 bis 630, 675; bes 
ftehende D. a. 171; Minbers 
jähriger 113, 114; für Minder⸗ 
jährige 1822, 1827 ; Bermittelung 
von D. 655: Zumendung an eine 
zum Erblaſſer im D. ftehende 
Perſon 2071. 

Dienitzeugnik, 630, a. 95. 

Differenzgeihaft 764. 

Dingliche Anſprüche, Berjährung 
221; D. Rechte ſ. Rechte an 
Grundſtücken. 

Diuglicher Vertrag 873. 

Dispenſation ſ. Befreiung. 

Diſſens bei Verträgen 154, 155. 

Dividendenfheine ſ. Geminnans 
tbeiljcheine. 

Dplmeticher, bei Teftamentserrich- 
tung 2244, 2245, 2250. 

Doppelehe 1309, 1326; Grund zur 
Pflichttheildentziehung 2335; 
Grund zur Scheidung 1565. 

Draufgabe 336 bis 339. 

Sreikigite, Recht ded D. der Fas 
lienangehörigen bes Erblaffers 


1969. 
Dritte, Feftfegung der Leiftung durch 
D. 817ff.; Feſtſetung bed In⸗ 
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halts Tegtwilliger Verfügungen 
buch D. 2065, 2151ff., 2193, 
2198; Leiftung durch D. 267, 
268; Verſprechen ber Zeiftung 
an d. 328 ff. 

Drohung, Anfehtung : ber Annahme 
und Ausſchlagung ber Erbſchaft 
19545 ber Beftimmung eines 
Dritten 318; der Che 1335, 
1346, 1704; eines Erbvertragd 
2283; einer legtmwilligen Vers 
fügung 2078; einer Willens 
erklärung 123, 124; Erbunwür⸗ 
digkeit wegen V. 23303, 

Druden, Eigenthumserwerb durch — 
950. 


Dünger, als Zubehör 98; bei Pacht 
693. 


€. 


Edition, von Urkunden ſ.Herausgabe. 

Ehe, Anfechtbarkeit 1330ff.; Ein- 
gehung, Schließung 13083 ff. ; 
1588, a.13, 198; GEingehung 
einer neuen €. 1314, 1637,1669 ; 
E.»Schliefung bed Nboptanten 
1761; von durch Adoption Vers 
wandten 1771; Legitimation 
buch nadfolgende €. 1719; 
Mätlerlohn (Kuppelpel;) #56; 
Nichtigkeit 1323 ff.; Wirkungen 
1353 ff.; Scheidung 1564 ff. 

Ehebruch, Ehehinderniß 1312; Nich⸗ 
tigkeitsgrund 1328; Pflichttheils⸗ 
entziehung 2335; Scheidungs⸗ 
grund 1565. 

Ehefrau, Anträge zum Reichd- und 
Staatsſchuldbuch a.50, 97; Ans 
trag auf Tobeserflärung ihres 
audländiihen Mannes a.9; Bes 
vormunbung 1778, 1901; Erb= 
{haften und Vermächtniſſe ber 
Ehefrau 1369, 1406, 1413, 1440, 
1453, 1461, 1477, 1486, 1525, 
1549, 1556, 2008 ; Erwerb 1867, 
1369; Familiennamen 1355, 
1577; Geſchäftsfähigkeit a. 200 ; 
Gemwerböfrau 2.861; Geltend= 
madhung ihrer Anſprüche 1394; 
Sinventarreht 1372, 1528; Leis 


tung bes Hausweſens 856 ; Nichts 
baftung bei Giütergemeinjchaft 
1443 ; Prozeſſe der E. 1400, 1407, 
1450, 1454 ; Rechte und Pflichten 
ber E. 1354, 1356ff.; Rechte der 
E. am Gejammtgut 1444 ff.; 

Rechtsgeſchäfte der €. 1357,1532; 

Sclüfjelgemalt 1357; Schulden 
1411, 1459 ff., 1530, 1532, 1534; 
Sicherung 1391; Unterhalt 1360, 
1361; Unterbaltöbeiträge 1352, 
1585 5 Unterhaltspfliht 1604; 
Verfügungsredte 1395 ff., 1406; 
Verjährung von Anfprücden 
204; Vertretung bed Ehemannd 
1401, 1450; €. als Bormund 1783, 
1887, 1900; Wohnfig 10, 1353. 


Ehegatten, Antheil am Sefammtgut 


1442; Erbredt 1931 ff. ; gemein« 
fchaftliche Teitamente 2265 ff- ; 
Erbverträge unter €. 2275, 2277, 
2279,2280,2290,2292 ;Erbverziht 
2346 ff. ; legtwillige Verfügungen 
1511 ff-, 1516; perfönlide Hafs 
tung für Geſammtgutsſchulden 
1480, 1489; perjönlide Necdt3= 
beziedungen 1353 ff., a.14, 199; 
Pflicht zur Lebendgemeinjchaft 
1353; Pflichttheiläreht 2303, 
2335; Schentung 2325; Todes⸗ 
erflärung 1420, 1544; über» 
lebender ©, Schuldenhaftung 
1499; Unterhaltöpflidt 1360, 
1604, 1608 ; Berbindlichfeiten aus 
Erwerbögefchäften 1463, 1556; 
Verjährung ihrer Anfprücde 204; 
Verjhwägerung 1590; Verthei— 
lung ber Geiammtgutöverbind= 
lichteiten 1463 ff. ; Voraus 1932; 
——— zur Annahme an 

indesſtatt 1746 ff. : Zuſtimmung 
zu legtwilliger Verfilgung 1516; 
Zuftimmung zum Verziht auf 
den Gefammtgutsantheil 1517; 
Zuwendungen an Abkömmlinge 
2004 ; Zuwendungen an €. 2077. 


Ghepinneruiffe 1303 ff., 1325 ff., 
Gheiße Abftammung 1591ff., 
Eee Folge 1353. 
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Eheliche Gemeinſchaft 1353; Aufs 
bebung 1361, 1571, 1676 f., 
1586, 1983, 8.201; Wieder⸗ 

—— 1587, a. 46. 

Eheliches Güterrecht 1363 ff., a.15. 

Gheliche Kinder, Eheihließung1305, 
16215 Familiennamen 1616; 
Rechtsverhältniſſe 1616 ff., a. 19, 
203 ff.: Wohnſitz 11. 

Eheliche Nutznietzung 1363, 1373. 

Ehelicher Aufwand 1371, 1389, 
1427, 1458, 1529. 

Gheliherllärung 1305 ff. 

Eheliches Güterrecht 1363 ff., a. 16, 


16, 200. M 

Ghelihes Verhältnißz, Verpflich- 
tungen hieraus 1359. 

Ghelichfeit,Anerfennung 1596,1598, 
1599; Anfehtung 1591, 1593 
bis 1599. 

Gbelichleitserflärung 1805, 
1723 ff., 2048. 

Ehemann, bevormunbeter, 1409, 
1457, Erſatzpflicht 1456 ; Geneh⸗ 
migung von Handlungen ber 
Frau 1395 ff., Haftung für Schul: 
den 1530, 1535, 1536, Haupt 
der Familie 1354, Konkurs 1419, 
1543, 1547, Unterhaltöpflicht 
1360, 1361, Schulden 1410, 1586, 
Staatdangehörigleit bed E. ent⸗ 
fcheibet über das Güterredt N. 
15; Tobederllärung bed aus 
ländiſchen E. a. 9; Ueberlaſſung 
ber Verwaltung an ben €. 1430, 
Berfügungd- und Verwaltungs⸗ 
rechte 1363 ff., 1373 ff., 1448 ff., 
1525 ; Vertretung durch bie Frau 
1401, 1450. 

Shemünbigteit 1308. 

Ehenichtigkeit 1323 ff., Klage 1809. 

Gheiheidung 1318 1564ff., a. 
201, 202, 206, wegen Ehepflicht- 
verlegung 1568, Fürjorge für 
bie Kinder bei €. 1635, E. we⸗ 
gen Geifteöfranfheit 1569, 1588, 
maßgebendes Geſetz für bie Ehe- 
fheibung a. 17, Wirkungen der 
€. 1329, 1341, 1851 (Aufhebung 
ber ehelichen Gemeinichaft), 1478 
(bei Gütergemeinfhaft), 1577 
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(auf ben Namen ber Frau), 1590 
(Fortbauer ver Schwägerſchaft), 
1608, 1609 (Unterhaltspflicht), 
1635, 1636, 1678, 1684, 1685 
(auf bie elterlihe Gemalt), a. 
206 (Sorge für bie Perfon); 
Wirkung des Anſpruchs auf Ehe— 
ſcheidung 1933 (Erbredt), 2077 
(legtwillige Verfügungen). 

Gheiheidungsantrag 1576. 

Gheiheidungsflage 1571 ff- 

ee 1574, 1576. 

Eheſchließzung 1303 ff., Form 1316, 
1317, 1318, a. 13, 40, 46. 

Gbetrennung, Unterhalt 1361. 

Ebevermittlung 656. 

Ghevertrag 1368, 1432ff., 1440, 
1508, 1523, 1526, 1553, 1557, 
a. 200; von Ausländern a. 15; 
Eintragung bed E. in bad Re— 
gifter 1561; Form bed E. 1434. 

Ebezeugniß, 1314. 

Ehreunrechte, Aberkennung 1318, 
1374, 1781*. 

Ehrloſer Lebenswandel, Pflicht⸗ 
theilsentziehung 2333, 2336. 
Ehrloſes Verhalten, als Grund 
ber Pflichttheildentziehung 2335 ; 
ald relativer Scheibungägrund 
1568; bed Baterd, Maßregeln 
der Vormundſchaftsbehörde 1666. 

Gidesitattlihe Verpflichtung ber 
Samilienräthe 1870; des Bor- 
munb® 1789; e. Berfiderung 
bei Ertheilung bed Erbſcheins 
2356. 

Gigenbefiß, Begriff 872. Erfigung 
be3 Eigenthums 900, 927, 937 ff.; 
Erwerb ber Früdte auf Grund 
bes €. 955. 

Gigenbefiger, Haftung für Einfturz 
feines Gebäudes 836; Unter: 
bredung ber Erfigung burd Eis 
genthumsklage gegen ihn 941. 

Gigenbändiges Teitament 2281. 

Gigenmacht, verbotene, Begriff 858 ; 
Schug biegegen 859 bis 864, 
869; Haftung wegen verb. €. 
ir ; E. bed Erbſchaftsbeſitzers 

025. 
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Gigenihaften, Irrthum über €. 
119 (bei Willenserflärungen), 
1333 (bei der Ehe); Haftung für 
zugeficherte €. 459, 480 (Kauf), 
637 (Wtiethe), 638 (Werkvertrag). 

Eigenthümer, Bietungdrecht bei ver 
Verfteigerung 1239; Eintragung 
900 ; j. Eigenthum. 

Eigenthbümergrundfhuld 1177, 
1196, 1197. 

Gigentbümerbypothel 1143, 1168, 
1168, 1170, 1172, 1178, 1182; 
an einem vermadten Grunbftüd 
2165. 

Gigenthum an bewegliden Sa— 
hen 929 ff, an Grundftüden 
813, 903 ff., 925 ff., Anſprüche 
aus dem E. 985 ff., Erwerb und 
Verluſt 925ff., a. 113, 189, 
Uebertragung und Belaftung 873, 
a. 126, 181; Uebertragung bes 
Eigenthums an ber verpfändeten 
Sade 1149, 1229; Inhalt bes €. 
903 f., an Schuldſcheinen 
952, an Grundſchuld⸗, Nenten- 
ihulb- und Hypothekenbriefen 
952; Verlegung bed E. 828. 

Eigenthumsanſprüche 985 ff. 

Eigenthums-Beeintrüchtigung, 
904 ff., 1004 

Gigentbumsbeihränfungen, 904 
bi3 918; im öffentliden Inter⸗ 
eſſe a. 52, 109, 111. 

— — 900, 927, 
937 ff. 


Eigenthumserwerb, an beweg⸗ 
lichen Sachen 929ff., des Fin- 
ders 973, 974, an Grundſtücken 
913, 925 ff., a. 113; bes Nieß⸗ 
brauderd 1039; beim Pfand⸗ 
verfauf 1242, 

Gigenthumsübertragung, 873 a. 
126, 181; bebingte ©. 158. 

Gisentpumssermutgung 891, 


Gigentbumsporbebalt 455. 

Einbringung bon Sachen Bei 
Gaftwirthen 701 ff. 

Ginfriedigungen, Aüsbeſſerungs⸗ 
pflit bei Pacht 582. 
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Gingebrahtes Gut 1363, 1372 ff., 
1395, 1396, 1398, 1400, 1421, 
1422 (beim gefeglihen Güter 
recht), 1478 (Nüderftattung bei 
Aufhebung ber allg. Güterge- 
meinfhaft durch Scheidung), 
1520 bis 1526, 1541, 1546 
(bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft), 1550 bis 1553 (bei ber 

ißgemeinihaft); Baftung 
r Schulden 1410; eingebradhte 
Erbihaft, Inventarfrift 2008. 

Eingebrachte Sachen, des Mies 
thers 559 ff. GPfandrecht); bes 
Pächters 581, 585. 

Eingehung der Ehe, j. Ehe; keine 
Klage hierauf 1297. 

Eingetragene Anſprüche, aus 
Schuldverhältniſſen, künftige 
Wirkſamkeit a. 179. 

SInBEITagEnE Bereine 21, 55ff., 


Ginheitlihes Grundftüid 890. 

Ginigung über Rechte an Grund- 
ftüden 878; über bie Vertrags 
beftimmungen 154, 155. 

Einkünfte 1521, 2050 Abf. 2; bes 
Frauengut3 1619; bed Kinder⸗ 
vermögend 1619. 

Einlagen, ber Geſellſchaften 734; 
Verzinſung 248. 

Einlöfungsrecht, 268, 1150, 1249; 
Einrechnung ber Erfigungd- 
zeit 943, 944. 


Einreden, bed Ungewiefenen, 784, 
792; des Bürgen 202, 768 ff.; 
bed bauernden Ausſchluſſes ber 
Geltendmachung eines Anſpruchs 
818; des Erben 202, 1958, 2014, 
2015 ; gegen bie abgeiretene For⸗ 
berung 404 ; gegen Forderungen 
890 ; gegen bie Oypothef 1137 ff., 
1157, 1169; Mängel>E. 478; 
des nichterfilliten Vertrags 202, 
320; aud ber Nichtigkeit der Ehe 
1344; gegen bad Pfandrecht 
1211, 1254; €. ber mangelnben 
Sicherheitsleiſtung 202; bes 
Schulbübernehmers 417; bei ber 
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Verjährung 202; des Verfpre> 
chenden gegenüber Dritten 334; 
ver Vorausklage 202, 239 (Bers 
sicht), 771, 7775 gegen einen 
vorgemerkten Anſpruch 886. 

Einrichtungen, Wegnahme 258, 
500, 547, 558, 601, 606, 1049. 

Einfeitige Rechtsgeichäfte, An⸗ 
fehtung 143; bed Benollmäd- 
tigten 174; ber Ehefrau 1398; 
dem Ehemann gegenüber 1403; 
der Minderjährigen 107, 111, 
114; bed Vertreterd ohne Vers 
tretungdmadt 1805 be3 Bors 
munb3 1831, 1832; Zuftimmung 
182. 

Einſetzung Des Nacherben 2100 ff. 
j. auch Erbeinfegung. 

Einfiht, Einfihtnahme, der Ans 
fehtungserllärung 1342, 1597, 
2081 ; der Anzeige bed Erbſchafts⸗ 
verfaufd 2384, der Anzeige bed 
Vorerben 2146, ber Ausſchla— 
gungserflärung 1953, von Ers 
Härungen dem Naclaßgericht 
egenüber 2228; ber Gejell- 
eatisreänng 716, des Güter- 
rechtäregifter8 1563, bed In⸗ 
ventarö 2010, bed Teſtamenis 
2010, 2264, der Vormundſchafts⸗ 
papiere burch den Gegenvormund 
1799; von Urkunden 810, bes 
Bereindregifterd 79. 

Eiuſpruch, gegen die Eintragung 
ins Vereinöregifter 61, 62, 71; 
€. des Mannes gegen Geſchäfts— 
betrieb der Frau 1405. 

Sinitellung, bed Nachlaßkonkurſes 
1990. 


Einfturz, eines Gebäudes, Schas 
bendhaftung 8865 Sicherung 
egen E. 908. 

Ginitweilige Verfügung, bei Bes 
ftreitung des Unfpruds auf 
Wandelung 489; e. V. auf Ein- 
tragung: einer Vormerkung 885, 
1990, 2016; eines Widerfpruchs 
899; e. B. zur Gicerftellung 
des Unterhalts eines unehelichen 
Kindes 1716. 


Alphabetifhes Sadıregifter. 


Eintragung der Abtretung ber 

—— 1154; € in das 
rundbud 313, 446, 873, 879, 
880, 881, 882, 891, 892; in 
bad Giüterrechtöregifter 1431, 
1545, 1548, 1558 bis 1561; in 
das Heirathäregifter 1318, 1324, 
1345, 1699; ber Hypothek 1115; 
Koften ber €. 449; €. in das 
Shifföregifter 1260, 1262; bes 
Treuhänderd 1189; ber Ueber— 
baurente 914; in dad Vereins— 
regifter 21, 55, 56, 63, 64, 71, 
74, 75, 76; bed Vertreters ber 
a agreng 1189; des 
erzihtd 928 (auf dad Eigen- 

tum), 1168 (auf die Hypothel) ; 
einer Bormerlung 883; bes 
Widerſpruchs gegen bad Grund⸗ 
buh 899; des Widerſpruchs 
gegen die Hypothek 1139. 

Gintragungsbewilligung , 873, 
885, 899 ; Bermweifung im Grund⸗ 
bude hierauf 874. 

Gintritt, der Vereinsmitglieber 58, 
der Volljährigkeit 2. 

Ginweifung, der Erben eines Vers 
fhollenen a. 161, 162. 

Einwendungen, gegen den Anwei— 
fungsempfänger 784, bed Auss 
fteller® von Inhaberſchuldver⸗ 
fhreibungen 796; gegen ben 
Geffionar 404; aus ber Nichtig⸗ 
keit ber Ehe 1344; aus einem 
Bertrage zu Gunften Dritter 334. 

Einwilligung zur Annahme an 
Kinbeäftatt 1746 ff., eined Drits 
ten zu einem Rechtögejchäft 182, 
183; ber Ehefrau zu Berfüg- 
ungen über bad Gefammigut 
1444ff.; zur Ehelichkeitserklä⸗ 
rung 1726 ff.; bed Ehemanns zu 
a Fe ber Frau 1395, 
139% ; in die Eheſchließung 1304, 
1305, 1307, 1308, 1331, 1621, 
1661, 1847 ; bed Erben zu Recht» 
gejhäften bed Teſtamentsvoll⸗ 
ftrederd 2206; bed gejeglichen 
Vertreters 107, 111, 114; des 
Nacherben zu Verfügungen bes 
Vorerben 2120; des Schuldners 
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zur Leiflung durch einen Dritten 
267; zu Berfügungen eines 
Nichtberechtigten 185. 

Einwirkungen, auf frembe Grund: 
ftüde 906, 907. 

Ginzichung, eines Erbſcheins 2361; 
einer Nießbrauchforderung 1074, 
1053; einer verpfänbeten For» 
berung 1282. 

Gifenbahn, Nothweg zur Berbin- 
bung mit einer E. a. 123. 
Gilenbabnunternehmen, fein An- 

fprud) auf Betriebseinftellung a. 
125; Bahneinheit a. 112; Haf- 
tung a. 105; Verjährung ber 
Uniprüde 196°. 
Elchwild, Schadenserſatz 835. 
— — Behandlung als 
undesſtaat a. 5. 

Elterliche Gewalt, 4, 1626ff. (des 
Vaters 1626 bis 1683, ver 
Mutter 1684 bis 1698, der 
außerehelichen Mutter 1707, der 
Aboptiveltern 1765), 1777, 1856, 
1868, 2290, 2347; Entziehung 
1656, 1666, 1667, 1670; Ruben 
1656, 1657, 1676, 1677; Ber: 
wirfung 1495. 

Elterlihe Nutznieung 1605, 
1649 ff., à 204; Ausfchließung 
bei Annahme an Kindesſtatt 
1767; bei Ruben ber elterlichen 
Gewalt 1656, 1678. 

Elterlide Berwaltung 1638 ff. 

Eltern, a. 19, 203; Einwilligung 
in die Annahme an Kindesftatt 
1747, in die Eheſchließung 1305, 
1621; Erjaß bes Unterhalts 685; 
Gefhlehtägemeinfhaft mit ben 
€. einer Perſon 1310; geſetz⸗ 
lies Erbredt 1925; Pflicht⸗ 
theilsrecht 2303, 2309, 2811, 
2334; Rechtsverhältniß zu ben 
ehelichen Kindern 1616 ff. ; Unter 
baltöpfliht 1602, 1603; Ber: 
jährung der Ansprüche ver E. 204. 

Enansipntion (bad., franzöf. Recht), 
a. 


Gmpfängnikseit, bei ehelichen Kin⸗ 
bern 1591 bis 1593, bei unehe- 
lichen Rindern 1717, 1720. 


Empfangene (noch nicht geborene) 
Perſonen (nascituri), ald Erben, 
Mits ober Nacherben 1923, 1963, 
2043, 2141; Erjaganiprud we⸗ 
gen Töbtung bed Unterhalts⸗ 
pflidtigen 844. 

EmpfangsbedürftigeGeihäfte 104, 
123, 180; e. Willenderllärungen 
130. 

GEmpfangsbefenntniß 367 bis 370. 

Empfchlung, Haftung wegen €. 676. 

Ende, der Friften 188; eines Mo— 
nats 192, j. auch Beendigung. 

Endigung, ber Frift 188, ber Miethe 
564, ſ. Beendigung. 

Endtermin, bei Erbeinjegungen 
2104 ff. ; bei Rechtsgeſchäften 163. 

Entbindungstoften 1715, a. 21. 

Enteignung, Entihädigung a. 52, 
53; Vorbehalt für das Landes⸗ 
recht a. 109. 

Enterbung 1513, 2333 ff. 

Entgangener Gewinn 252. 

Entlafiung, eines Yamilienrath3» 
mitglied3 1871, 1878; de Münzs 
bel3 aus dem Staatöverbande 
1827, 1847, a. 41; bed Teftas 
mentövollitreder8 2227; bes 
Vormunds 1790, 1799, 1886 bis 
1889. 

Entmündigung, Aufhebung 115; 
€. von Ausländern a. 8; bes 
ftehende E. a. 155, 156; bes 
Ehemannd 1418, 1425, 1428, 
1468 ; Einfluß auf die Gefchäfts- 
fähigkeit 104, 114ff.; Voraus⸗ 
fegungen 6; bed Vormunds 1885 ; 
Vormundſchaftsbeſtellung 1896, 
1906 ff. (vorläufige); Widerruf 
eined Teftament3 nach erfolgter 
E. 2253; Wirkung ber €. 1780, 
1865, 1885, 2229, 2230; Zus 
läffigfeit 6. 

Entrichtung des Kaufpreifes beim 
Pfanbverlauf 1238; ber Leibs 
rente 759; bed Mietbzinjes 551; 
des Pachtzinſes 584; ber Ueber- 
baurente 913; f. auch Befriebis 
gung, Berichtigung. 
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Entihädigung, bei Zwangsenteig⸗ 
nung a. 52 bis 54. 

Entwüſſerung, Vorbehalt des Lan⸗ 
desrechts a. 65. 

Entwehrung 440. 

Gntzichung, be3 Antheild am Ges 
fammtgut 1513, 1514; bed Bes 
figed 858, 861, 1004; von eins 

ebradtem Gute 1524; ber Erb» 
haftöverwaltung 2129; eines 
Gejammtgutögegenftandd 1478; 
der Geihäftsfügrung für bie 
@ejellihaft 712, 715; E. eines 
Gegenftands bes Geſellſchafts⸗ 
vermögend 718; E. bed Gegens 
ſtands ber ungerechtfertigten Be⸗ 
reiderung 818; der Miethſache 
541, 577ff.; von Münbelgut 
1638; des Pflichttheild 1611, 
2333 bis 2336; ber Rechtsfähig⸗ 
feit bei Vereinen 43 bis 45, 73, 
74; ber Sorge für bad Kind 
1630, 1656, 1666; ber Sorge 
für den Mündel 1796; ber Vers 
mögendverwaltung 1637, 1666, 
1667, 1670; von Borbehaltägut 
1370. 

Grbanfall 1942, 1953. 

Erbautheil 1927,2033 ff.; Annahme, 
Ausihlagung 1950, 1952. 

Erbbaurceht 1012ff., beſtehende 
Erbbauredte a. 184; Form ber 
Begründung 1017, a. 143 ; Ueber⸗ 
bau 916. 

Erbe 1922, 1923 ; Anfall der Erbichaft 
1942, Annahme ber Erbſchaft 
1943 ff.; Auflagen an ben ©. 
1940, 2192ff.; Aufwendungen 
1978, 19915 Auslunftäpflicht 
20085 Ausfchlagung ber Erb⸗ 
ſchaft 1943 ff.; E. bed Beaufs 
tragten 673; Berichtigung von 
Nachlaßſchulden 1966,1978,1991; 
Berufung 1948, 1951, 1953 
(mebrfahe 1927, 1934, 1951, 
2007); beſchränkte Haftung 
bes €. 1973, 1975, 1989, 1990; 
Befigübergang 857; Einficht ber 
Anfehtungderflärung 1597, Er⸗ 
fülung der Unterhaltspflicht 
1342, 1582; Ermittelung bes €. 
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1964; Führung von Erbſchafts⸗ 
geſchäften 1959; Geltendmachung 
der Nachlaßverbindlichkeiten gegen 
den E. 1958; Gläubiger des E. 
2214; Haftung des E. für die 
Nachlaßverbindlichkeiten 1967ff., 
2007, 2059 ff. für vorg te 
Rechte 884; Herausgabe bed 
Nachlaſſes 1990, 1992; Inven⸗ 
tarerrichtung 1993 ff.; Irrthum 
bed E. über ven Berufungsgrund 
1949; ©. bed Miethers, Kündi— 
gungsrecht 569; Mittheilung ber 
Eheanfehtung an ben E. 1342; 
Wirkung der Nadhlafverwaltung 
gegenüber bem €. 1981; Offen⸗ 
barungseib 2006 ; Rechtsgeſchäfte 
bed €. 1959; NRedtöftellung des 
E. 1942ff.; Uebergang der Uns 
terbaltöpfliht auf den E. 1582, 
1712; unbeihräntte Haf— 
tung 1994, 2005, 2006, 2013, 
2015; Berantmwortlichleit bed E. 
1966, 1978, 1980, 1991; Ber: 
jährung gegenüber dem €. 202; 
Verlauf ber künftigen Erbichaft 
511; Berwaltung bed Nadlafies 
1959; Vorkaufsrecht gegenüber 
bem ©. 511; Widerruf einer 
Stiftung 81, einer Schenkung 
530. 

Erbeinſetzung 1937, 2087 ff-; durch 
Erbvertrag 2273 ff.; im gemein- 
ſchaftlichen Teftament 2270; auf 
mehrere Erbtbeile 1951, vers 
tragdmäßige 1941; Zumenbung 
bes Pflittheild feine E. 2304. 

Erben, Mehrheit, Erbengemein- 
ſchaft 1952, 2032 ff. (Gefammt: 
fhuldner 20595 Haftung für 
Nachlaßſchulden 2059 ff., a. 24.) 

Grbfäbigleit 1923, 2108. 

Erbfall 1922, 1953, 1990. 

Erbfolge, Ausſchließung 1938; Er» 
mwerb eined Ehegatten burd €, 
1477, 1521, 1556; in 2anbs 
güter 2049, a. 64; E.⸗Ordnung 
1922 ff., 2088. 

Grblafler, Anorbnung für die Aus» 
einanberjegung 2044, 2048, 2049, 
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2053; Nachfolge 1922 ff.; Wohn⸗ 
ſitz 1944. 

Erbpacht a. 63. 

Erbrecht, der Abkömmlinge bei allg. 
GG. 1482 ff.; zwiſchen Anneh⸗ 
menden und Adoptirten 1759, 
1767; des Fiskus 1964 ff. ; einer 
Körperfhaft des Öffentlichen 
Rechts a. 1385 E. am Nachlaß 
einer verpflegten ober unter= 
ftügten Perfon a. 139, ſ. aud 
Beerbung. 

Erbrechtliche Redtögeigäfte von 
Audlänbern a. 

Erbrechtliche Verhãltniſſe, bis⸗ 

heriges Recht a. 213. 

Sröimait, Anfall 1942; Annahme 
1943 ff. ; Begriff 1922; ber Ehe⸗ 
gatten 1406, 1413, 1458, 1461, 
1551, 1556; Erwerb ber €. vom 
Erbihaftsbefiger 2030; Herauss 
gabe 2018, 2019; bes Kinbes 
1643; bed Miündels 1822; Nieß⸗ 
braud an einer €. 1089; Vers 
äußerung einer E. 2885 ; Ueber: 
fhuß 1973; ſ. auch Anfall, 
Unnabme, Auseinander— 
fegung, Ausihlagung, 
Ehefrau, Inventar. 

Erbſchaftliches Liquidatiousver⸗ 
fahren a. 213. 

Grbihnftsanforug 2018 ff., Vers 
jährung 2026. 

Geoicaitsantheil 1927 ; Verfügung 
2083, 

Sröihaftöbefißer 2018ff. (Aus⸗ 
funftöpflibt 2027; GErfigung 
2026; Guter Glaube 2024, 2025 ; 
Haftung 2024, 2029; Heraus 
gabe ber Erbidaft 2018 ff. ); Erb⸗ 
ſchaftserwerb vom E. 2030. 

— Erlangung 


Erb h artegeie äfte, Führung 1959. 

Erbſchaftskäufer, Erbſchaftskauf 
2080, 2371 

Grbfhaftötlage 2018. 

Erbſchaftsſachen, Erfigung 2026. 

Erbichnftstbeile, Annahme, Auss 
ſchlagung 1950, 1952. 
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Erbſchein 1507, 2353 ff. 

Grbihaftsübergang 1942. 

Erbtheil, Ausfchlagung 1952; Bes 
griff 1952 ; Berufung zu mehreren 
€. 1951; befonberer €. 1927, 
1934 , 1985, 2007, 2095; Erb» 
fhein über einen E. 2358; Er⸗ 
böhung 1935; gemeinfoaftlicher 
E. 2093, 2094, 2098; Berhält- 
niß zum Pflichttheil 2308, 2305, 
2306, 2310, 2316; Vertrag über 
€. 812; ſ. auch Anmwadfung. 

Erbtbeilungspertrag 2042; Ab- 
ſch liezung durch den vormund 
1822?, 


Erbunmürdigfeit 28310, 2339 bis 
2345; bei fortgefegter Güterge- 
gemeinihaft 1506. 

Grbvertrag, 1941 (Begriff), 1948, 
1951, 2274 ff., a. 214. 

Grbverzicht 2310, 2316, 2846 ff., 
a. 217; bei fortgejegter Güter: 
gemeinjhaft 1517. 

Erdboden, Vertiefung 909. 

Gralörper, Umfang bed Eigenthums⸗ 
rechts 905. 

Greigniß, maßgebend für ven Frift« 
„beginn 187. 

Erfüllung, Bereitheit zur E. 297; 
Beweis ber ©. 358; Frriftfegung 
jur E. 826; €. bei Gejammts 
fchulbverhältniffen 422; beim 
Kauf 437ff.; E. der Schenkung 
5195 ber Edhulbverhältnifie 
862 ff. ; E. des Vertrag, Zurüds 
gabe ber Draufgabe 837, €. Zug 
um Zug 274, 322, 848, j. aud 
‚Leiftung. 

Grfüllungsort 447, 448, 453. 

Erfüllungsübernahme 829, 415®. 

Ergänzung, ber Einlage des Gefeu⸗ 
ſchafters 707; des Inventars 
2005 ; ber iehtwilligen Verfügung 
2086; des Mflichttheild 1505, 
2325, 2326, 2328; ber Sicher: 
heitaleiftung 240. 

Ersänzungsbefchlüffe, des Bor: 
mundſchaftsgerichts 113, 1308, 
1858, 1379, 1402, 1447. 
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Grbaltung, des Gegenftanbs, Koſten 


304, 944, bei der Erbengemein= 
Ichaft 2038; der eingebradten 
Gegenſtände 1384; der Erbichaft 
2124; ber Gemeinſchaft 744, 
748; der Leihe 601; der Miethe 
536; des Rießbrauchs 1041. 


Erhoͤhung der Geſellſchafterbeiträge 


707; des Hypothekenzinſes 1119. 


Ertlarung sen 116ff., 130; ber 


Anfehtung 143, 1342, 1347, 
1597; über bie "Aufhebung der 
Gütergemeinfhaft 1492 ; der Auf⸗ 
rehnung 388; ber Ausſchlagung 
1945, 1958, 1955, über bie Be— 
ftimmung ber Zeiftung 318; über 
den Familiennamen ber geſchie⸗ 
denen Frau 1577; über bie Ges 
nehmigung bes Ehegatten 1396, 
1397, 1448; bei ber Hinterlegung 
881; gegenüber dem Nachlaßge⸗ 
richte 1944, 1955; E. des Rück⸗ 
tritt3 849; ©. Bei Schenkung 
516, 531 (Widerruf); über bie 
Sdulbübernahme 415; des Ver— 
sihtd auf den Antheil am Ge— 
fammtgut 1491; bed Verzichts 
auf Nugnießung 1662; des Vor⸗ 
fauf3 505; bed Widerrufs 497, 
1 


531. 
Grfranfung des Dienftverpflichteten 
617. 


Erlai , der Schuld 397, 423, 426; 


ber Gemwährzleiftungzfrift 443. 


Erleichterung ber Verjährung, Zu⸗ 


läffigteit 225. 


Erlöſchen, des Anſpruchs gegen den 


Gaftwirth 708; bed Anſpruchs 
auf Befigeinräumung 864; bed 
Anfpruhs auf Verwendungen 
1002; de3 Auftrags 672, 673; 
ber Bürgichaft 418; der Forbes 
rung durch Aufrechnung 389 ; bed 
Geboted bei ber Berfteigerung 
156; einer Grunddienſtbarkeit 
1025 ; der Haftung für bie Schuls 
ben ber Frau 1459; ber Hypo— 
thef 418, 1178, 1181; bed Nieß⸗ 
brauchs 1061; bed Pfandrechts 
418, 560 (Bermiether), 1242, 
1252, 1258, 1256, 1278; ber 
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Rechte an Grundftüden 889; bes 
Rechts auf den hinterlegten Be— 
trag 382; der Schulbverhältnifie 
362ff., ber Stiftung 88; ber 
Ueberbaurente 914; bed Unter⸗ 
haltsanſpruchs 1581, 1615, 1712, 
1713; bed Vertragsantrags 146 ; 
ber Bollmaht 168, 170, 173, 
175. 

Grmäntisung zu Rechtsgeſchäften 


Ermäßigunssrent, beim Mätler- 
on 655; bei ber Vertragsſtrafe 

Ermittlung bed Erben 1964. 

Ernennung eined Teftament3noll- 
ftrederö 2197. 

Erneuerung, des Nießbrauchgegen⸗ 
ſtands 1041 bis 1044; von 
Schulbverjhreibungen 798. 

Erneuerungsihein 204 (hinter⸗ 
legter Schuldverſchreibungen), 
805 (Begriff), 1082 (bei Nieh- 
brauch anSchuldverſchreibungen), 
1892 (bei Hinterlegung ber 
Schuldverſchreibungen der Frau), 
1814 (bei Hinterlegung ber 
Schulbverjhreibungen des Mün⸗ 
dels), 2116 (bei Hinterlegung 
der Werthpapiere des Nachlaſſes 
durch den Vorerben). 

Ernſtlichkeit, Mangel derſelben 118. 

Eröffnung, des Erbvertrags 2300; 
des Nachlaßkonkurſes 1990, 2000, 
2060; des Teftaments 2260 bis 
2262; des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments 2278. 

Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1519ff.; Anwendung ber Be— 
ſtimmungen 1439; Aufhebung 
und Beendigung 1542 ff. ; Unter= 
baltöpfliht gegen Verwandte 
1604; Wieberherftellung 1547, 
1548: Bumenbung au3 dem Ges 
fammtgut 2054, 2331. 

Erſatz, der Beftellungsloften 592; 
zum Gefammtgute 1476; Her» 
audgabe 281, 823; ber Nuguns 
gen 302, 488; an ben Berleiber 
606; E. für Verminberung des 
Gejammtgutes 1456; bed Wild⸗ 
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ſchadens 835, a. 70 bis 72, ſ. 
auh Aufwendungen, Bermwen= 
bungen. 

Erſatzanſpruch, Abtretung 281 ; bed 
Vermiethers 558; Öffentlicher 
Verbände wegen Unterhalts 1607, 
&. 103. 

Erſatzerbe 2096 ff.; Ausgleichungs⸗ 
pflicht 2051, 2058; Nacherbe als 
€. 2102; Anwendung ber Bes 
ftimmungen beim Bermädtniß 
2190. 

Grjakaeln (bei der Privatpfändung) 


Erjaßmiigtieder bed Familienraths 
Grfdütternngen bed Nahbargrund« 
ftüds 906. 


Erfhwerung ber Verjährung 225. 

Erſetzung der Einwilligung bes Vor: 
munbs 1304, 1308, 1337, 1358, 
1379, 1447, 1451. 

Grfigung , beweglider Saden 937 
bis 945, a. 185; von Erbſchafts⸗ 
faden 2026 ; €. von Grundftüden 
900, a. 189; bed Nießbrauchs an 
beweglichen ESachen 1033. 

— der Vollmacht, 


— bei Landgütern 1515, 
2049, 2312, a. 137. 
Erweiterung der Offerte 150. 
Erwerb, durch Ausländer a. 88; bes 
Befiged 854; der Ehefrau von 
Tobeöwegen 1369; be3 Eigen 
thums 925, 929, a. 189; der 
—* 1117, 1167; juriftifcer 
erfonen a. 86; durch religiöfe 
Orden unb Kongregationen 8.87; 
Schädigung bed €. durch Vers 
en und Körperverlegung 


Grwerbsfäbigteit, Aufhebung oder 
Minderun , &. 42. 

Grwerbsgeihäft, ber frau 1867, 
1405, 1414 (bei gefeglihem Güter⸗ 
recht), 1427 (Gütertrennung), 
1452, 1462 (allg. GG.), 1524, 
1533, 1537 (Errungenfdaftäges 
meinfcaft), 1585 (Unterhalts⸗ 
beitrag aus bem E.), a. 16 (ber 
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ausländiſchen Frau); ber Kinder 
1645, 1651, 1655; ber Minbers 
jährigen, Münbel 112, 113, 114, 
1822, 1823, 1825, 1827, 1841. 
Erzeugniffe 94 (Beftanbtheil), 98 
(Zubehör), 99 (Früdte); Er⸗ 
ftredung ber Hypothek auf €. 
1120 ff.; des Pfandrechts 1212; 
Erwerb 958 bis 957; Sonder: 
eigenthum an ©. a. 181; Wild» 
{haben an €. 835. 
Erzieher, Künbigung 622, 627, 628. 
Erziehung, der Kinder 1681, 1666; 
bed Münbeld 1838, 1850; ber 
unehelichen Kinder” 1708; als 
Theil des Unterhalts 1610. 
Graichungsanitalt, Unterbringung 
1666, 1838, a. 34 II., 135; Vors 
ftand ber €. ala Vormund 8.136; 
Verjährung der Anſprüche ber E. 
196", 
Grasiebungsgewalt, ber Mutter 
1686, 1696; bed Vaters 1631. 
Grsichungstofiten, Unterhaltsbe- 
ftanbtheil 1610, 1708; Verjähs 
rung 19611, 19622 
Grsichungsrecht 1631, 1666; im 
Halle ber Scheidung 1635. 
Giel, Mängelgewähr 481 ff. 
Enropäilge Meere, Berjhollenheit 


Gbirtion 440, 541. 


H 


gear, Zubehör 98. 
Babrilanten, Sabrifarbeiter, 
Verjährung ber Anſprüche 1961, 


196° 

Füligfeit, bed Darlehns 609; ber 
Geldſchuld 291; Einziehungsredt, 
Verfaufsberedhtigung des Pfand⸗ 
läubigerd bei F. 1228, 1282; 
"be Kapital der Grundſchuld 

1193; ber vermadten Leiftung 
2181; Zahlung vor Eintritt ber 


5. 27 72. 

Fahrläffigfeit 68, 122, 123, 132, 
142, 276 (Begriff), 277 (grobe 
Fabrläffigteit); bes Erben 1980; 
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beim Fund 968; bei ber Leibe 
599; bei der Gejhäftsführung 
ohne Auftrag 680 ; bei ver Schen⸗ 
fung 521, 529; beim Verzug bed 
BEAMER 300 ; bed Schulbnerd 
287. 

Fabrläffige unkenntniig 68, 70 
(über die Perfon und Befugniffe 
des Bereindvorftanb3); 122, 142 
(über bie Nichtigkeit ober Ans 
fechtbarleit einer Willenserklä⸗ 
rung) ; 123 (der Täufchung) ; 132 
(über ben Erllärungdgegner); 
1980 (ber Ueberſchuldung ber 


Erbidaft). 

Fahrnißgemeinſchaft 1549 bis 
1557; Unterhaltöpflit bei F. 
16045 Zumenbungen aus bem 
Gefammtgute ver F. 2054, 2331. 

Samilie, Unterbringung in ber F. 
1666, 1838, a. 34, 85, 135. 

Samilienangeboörige, bed Erb—⸗ 
laſſers, Unterhaltsberechtigung 
969 


Familienbilder im Nachlaſſe 2873. 
Samilienfideifommifie a. 50ff. 
Familieunamen, der angenommenen 
Kinder 1758, 1772; ber ehelichen 
Kinder 1616; der Frau 1855; 
ber geſchiedenen Frau 1577; ber 
unebelihen Kinder 1706, a. 208. 
Samilienpapiere im Nachlaß 2047, 


2373. 

Samilienrath 1858 ff., 1905, 8.210; 
Angabe in ber Beftallung bed 
Vormunds 1791. 

Samilienrechtsperbältnifie, von 
Ausländern 8.7; Unverjährbars 
feit der Anfprühe aus 5. 194, 
200. 

Faſanen, Schadenserſatz 835. 

Fauftpfand ſ. Pfandrecht an beweg⸗ 
lichen Sachen. 

Fehler der Sache 524 ne) 
537 (Miethe), 600 (Leibe), 633 
(bed Werks); j. Mängel. 

Fehlerhafter Beſitz 858 (Begriff), 
859, 861ff., 992, 2025. 

Feiertag, Friftenlauf 193. 

Felde und Koritpoligeigefeße 


a. 107 
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Gernipregen, Offerte durch ben %. 


Feftnahme einer Perjon zur Selbſt⸗ 
hilfe 229 bis 281. 

Seititellung, des Beſtands des ein= 
— Guts 1372; des Vor⸗ 
ehaltsguts 1489; des Erbrechts 
bed Fiskus 1946, 1964; bes 
Werths und Zuftands einer Sache 
1034, 1067 (beim Nießbraud), 
1093 (beim Wohnungsrecht), 
1872, 1439, 1528, 1550 (ber 
eingebradten Saden), 2122 (der 
Erbſchaft). 

Feſtſtellungstlage, Unterbrechung 
der Verjährung 209. 
tag, Friſtenlauf 193. 

Feitungen,, Geſetz über bie Be— 
ſchränkung des Grundeigenthums 
in ber Umgebung von F. a. 54. 

inderlohn 971. 

ifche, Eigentum 960. 

ſchereirecht a. 69. 

Slus, Aneignung aufgegebener 
Grunbftüde 928, 8.129, 190; 
Anfallvon Stiftungd- u. Bereind- 
vermögen 45, 46, 88; Erbredt 

' bed $. 1936, 1942, 1964, 1965, 
2011, 2104, 2149, 8.138, 139; 
Hinterlegung 233; Hypothektitel 
8.91; Recht auf den Erlös von 
Fundſachen 981. 

Fixgeſchãft 361. 

Flokereis, Flötzrecht a. 65. 

Flußbett, verlafiened a. 65. 

Forderungen, Aufrehnung 387 ff.; 
Erbſchafts⸗F. 2111, 2129; der 
Frau 1524; gemeinihaftlide F. 
754 ; aud einer Gemeinſchaft 756; 
aus dem Gefammtgute 1467, 
1487, 1541; bed Münbel3 1812; 
Nießbrauch 1074ff.; Pfanbredt 
an F. 1279 ff.; Subftitution 
1180; MWebertragung ber %. 
898 ff.; Verlauf von F. 437, 
438; Vermächtniß 2178, 2174; 
Verpfändung 1279, 1284; zur 
Sicderheitäleiftung 282, 236, 238. 

Form ber Anfehtung 143, 1341, 
1955, 2081; ber Anmelbung zum 
Vereinsregifter 77 ; ber Annahme 
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einer Anweifung 784; bed An 
nahmevertragd 1750; ber Aufs 
rehnung 888; ber Ausichlagung 
1945, 2180; ber Beſtätigung 
eines anfehtbaren Rechtsgeſchäfts 
144; ber Bejtellung bed Bor« 
munds 1789; ber Beftimmung 
bed Teftamentövollftreders 2198; 
ber Eheſchließung 1316, 1317, 
1318, 1324, 8.40; bed Ehe⸗ 
vertragd 1434; der Einwilligung 
182, 2120; ber Entziehung bes 
Tflichttheild 2336; bed Erb» 
vertragd 2276f.; ber Erbver- 
trag3aufhebung 2290; ber Ges 
nehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts 1828; Mangel der F. 
125; F. des Miethvertrags 566; 
ber Rechtsgeſchäfte 125, a.11; 
bed Rücktritts 349, 2296; bed 
Schenkungsverſprechens 518; ber 
Schuldanerfennung, des Schuld» 
verſprechens 518, 780, 781; bed 
Teftament3 2231; ber Ueber= 
tragung der Anmeifung 792; bed 
Eigenthumd an Grundftüden 875; 
ber Unterhaltsgewährung 1612; 
ber Verträge 126; bed Vertrags 
über Veräußerung von Immo— 
bilien 313 ; des Berzichtd auf ben 
Antheil am Gefammtgut 1491; 
bes Verzichts auf bie elterliche 
Nutznießung 1662; ber Boll- 
machtsertheilung 167; bed Bors 
kaufs 505 ; bed Wieberlaufd 497; 
des Widerrufs der Schenkung 
581; ber Zuftimmung 182. 


Sormmangel, Heilung 313, 518, 
766; Nichtigkeit 125. 

Forſtwirthſchaftbetreibende, Ver⸗ 
jährung ihrer Anſprüche 1967. 

Forftwirthſchaftlicheẽrzeugniſſe, 
Lieferung, Verjährung 196%; f. 
Grunditüde, Anerbenrehta.64; 
Realverbände zur Nutzung f. ©. 
a. 164. 

Fortgeſetzte Gütergemeinihaft 
1814 Abſ. 2, 1483 ff., 1587; bei 
ber Fahrnißgemeinihaft 1557; 
Ausſchließung 1508 bis 1510; 
Bürgerliches Gefjegbud. 
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Wiederverheirathung bei f. ©. 
1307, 1493. 

Fortſetzung, des Dienftverhältniffes 
625; bes Gebrauchs der Mieth⸗ 
ſache 568; der Gejellihaft 724; 
des Rechtsſtreits 1454. 

Frachtlohn, Verjährung 196°. 

Franzöſiſches Recht, Beftimmungen 
für basjelbe a. 154, 156, 157, 
200, 208, 211. 

Frau, Frauensperſon, Anfprüde 
wegen Schwächung 825, 847, 
1715; Ehemündigkeit 1303; als 
Vorniund 1783, 1786, 1787; 
Wartezeit 1318, ſ. au Ehefrau. 

Frauenkleider, Frauenſchmnck, 
Eigenthumsvermuthung 1862; 
Uebernahme 1477; Vorbehalts⸗ 
gut 1366. 

Freies Belieben 319, 2181; fr. 
Vermögen, be3 Kindes 1650, 
1651. 

Freibeitsentziehung, Schabend- 

jat 828, 845, 847. 

ir Aenberung 
a. 37. 

Srift, Friften, Unfang ber F. 186; 
F. ber Anfehtung 1339, 1350, 
1594; Enbe ber F. 187; F. ber 
Erfüllung 326; ber Kaufserfül⸗ 
lung 466; ber Rünbigung 565, 
609, 621; fir bie Befeitigung 
der Mängel 634; bei Redtö- 
— 186ff., 496; F. zur 

ückgewähr 354, 855; für bie 
Scheidungsklage 1571; F. bei 
Schenkungen 516; zur Erklärung 
ber Schuldilbernahme 415; Ver⸗ 
längerung ber F. 190; %. für 
ben Vorlauf 510; beim Wieder⸗ 
fauf 503. 

Früchte, Aufwendungen hierauf 102, 
998 ; Begriff go ff.; Eigentums» 
erwerb —* 1039; F. eines 
gemeinfcaftlihen Gegenftanbs 
743; F. von Grenzbäumen 923; 
Haftung ber $: für bie Hypo» 
thefen 1120; Heraudgabe ber F. 
durch den Befiger 993: ben Erbs 
fhaftäbefiger 2020; F. beim 
Nießbrauch 1039; bei der Pacht 
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581, 585; Recht bed Borerben 
auf die %. 2133; Ueberfall 911; 
Verjährung 224; %. der vers 
madten Sade 2184 ; Vertheilung 
unter mehrere Berechtigte 101, 
2038. 

Fürſorge für Wittwen und Waifen 
ber Neihdbeamten und An— 
gehörigen bed Heeres und ber 
Marine, Geſetze diejen Betreffs 
8.48, 49, 51. 

Fuhrlöhne, Verjährung 1962. 

Fund 965 bis 984. 

Sutterfoiten, bei Leibe eines Thieres 
601 ; bei ver Miethe eined Thieres 
547; beim Viehkauf 488. 


©. 


Garnifonort, ala Wohnfig ber 
Militärperfonen 9. 

Gaie, Immiffion von folden 906. 

Gaſtwirthe, Haftung 701 bis 703; 
Pfandrecht 704 i Verjährung ihrer 
Anſprüche 196 *. 

Gattungslauf 480, 491. 

Gattungsobligationen 243, 279, 
300, 524 ff., 2155, 2182f. 

Gattungsſachen 243, 480; Schens 
fung 524. 

Gebände, Ausbeſſerungspflicht bes 
Pächters 582; Bauen über bie 
Grenze 912ff.; Beftanbtheil 94, 
95 ; Gegenftand des Erbbaurechts 
1014; Miteigentbum a. 181; 
Schadenserſatz bei Einfturz 836 ff.; 
Sicherheit gegen Einfturz 908; 
Verfiherung 1128; Wieberher- 
ftelung 8.110; Wohnungdredt 
1093; Zubehör 98. 

Gebäudcbefiger, Haftung für Be- 
ſchädigungen 836, 837. 

Gebote, bei Berfteigerungen 156. 

Gebrauch, ber geliehenen Sache 
808 ; ber gemeinſchaftlichen Sache 
743, 2038; ber vermietheten 
Sache 535, 536, 549, 550, 552, 
581; vertragämäßiger G. 537, 
rn: vertragdwibriger G. 550, 
55 
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Gebrauchsleihe 598 ff. 

Gebrchen, Ablehnung derBormunb» 
{haft und Pflegihaft Hierwegen 
1786, 1910, 1920, 8.210. 

Gebundenbheit, an die Einigung 873, 
1116, 1180; an bie Offerte 145. 

Geburt, Anfall des Vermächtnifjes 
2178; Beginn ber Rechtsfähig— 
feit 15 Berechnung bes Lebens: 
alter8 vom Tage ber G. 187; 
zu erwartende G. eined Erben 
1963, 2043, 2141; ©. des Nach⸗ 
erben 2106. 

Geburtshelfer, Verjährung feiner 
Deferviten 196 !*. 

Geführdung, durch Gebäude 20.908; 
bed Gemeinmwohl3 durch Vereins⸗ 
bejchliffe 43 ; durch den Stiftungd 
zweck 89; ©. ver Hypothek 1133 
bi8 1135; ©. des Nadlak: 
gläubigerd 1981; bed Wohl des 
Kindes 1666. 

Gefälle, Eintragung a. 114. 

Gefängnißitrnfe, Verwirkung ber 
elterlihen Gewalt durch Ber» 
urtbeilung zu ©. 1680. 

Gefahr, bei Dienftmiethe 615; bei 
ber Entziehung einer Sache 848; 
beim Erbſchaftskauf 2380; bei 
Kai Verträgen 323; 
bei der Hinterlegung 379; beim 
Kauf 446, 447, 450, 451, 480, 
483, 484; bezüglich des Pacht⸗ 
inventard 588; beim Nüdtritt 
350, 8515 ©. ber Sade 270, 
323; bei ber Weberjendung 
von Gelb 2705 Lmfommen 
in gemeinfamer G. 20; ©. 
bei Verzug bed Gläubigers 
800; bei ver Verſendung 447; 
bei der Verlegung 811; beim 
Werkvertrag 644, 645. 

Gegenleiftung, Beftimmung ber ©. 
316, 323, 324; Hinterlegung 
378; Verweigerung 820. 

Gegenfeitiger Vertrag 320 bis 
827; Einfegung von Erjagerben 
2098; Erbeinfegung unter Ehe- 
a 2269, 2280; Zuwendung 
2270. 


Ulphabetifhes Sadıregifter. 659 


Gegenbormund, Unhörung 1826; 
Aufwenbungen 1835; Beftellung 
1792, 1852; bidheriger ©. 

a. 210; Entlaffung 1895; Hafs 
tung 1833; DOrbnungsftrafen 
1837; ©. bei Pflegihaft 1915; 
Pflidten 1799, 1802, 1809f., 
1812, 1832, 1835, 1842, 1854, 
1891; Tod 1894; Bergütung 
1836; bei Vormundſchaft über 
Voljägrige, 1903 f. 
Gedaltsanipräne, 


Geheimer Vorbehalt (reservatio 
mentalis) 116. 

Gebätten, Haftung für ©. 278, 664 
(beim Auftrag), 691 (bei ber 
Verwahrung), 830 (bei uner- 
laubten Handlungen); ©. eines 
Beamten 2c., Haftung für ihn 
3.78; ald Teftamentäzeuge 2237. 

Seiftesfranfpeit, Entmündigung 
6, &. 155; Gefhäftsunfähigteit 
104; Scheidung hiewegen 1478, 
1569, 1583. 

Seiftesihwäge, Beiftand wegen 

. 8.211; beſchränkte Geſchäfts⸗ 
—* 114, 115; Entmilndis 
gung 6; Unfähigkeit sum Fa— 
milienratb 1865, zum Vormund 
1780 ; Teftamentderrihtung 
2229; Teftamentömwiberruf 2253; 
vormundſchaft &. 210. 

Geiftesthätigfeit, Störung ber» 
elben, Eheiliegung 1315, Nich⸗ 
tigleit von Willenderflärungen 
105; bei unerlaubten Sand» 
lungen 827. 

Geitlice, Abtretung bed Gehalts 
411, a. 81; vermögensrechtliche 
Anfprüche a. — Wohnungs⸗ 
miethe 570, 

Geiſtliche Gefelihaften, Eigens 
thumserwerb a. 85. 

Geld, Unmeifung 783; Anlegung 
burd den Vorerben” 2119; Dars 
leben 607; Grmwerb in gutem 
Glauben 935, 1006, 1007; ber 
Frau 1376, 1377; Haftung bed 
Gaftwirth3 für eingebradtes ©. 
702; Hinterlegung 233, 234, 


Berjährung 


235, 372, 1960; bed Kindes 
1653; bes Miündels 1806 ff. ; 
Uebermittelung 270. 

Geldentihädigung 249 ff. 

Geldforderung, Nießbraud) 1076 
Pfandrecht 1288; Vermähtnig 
2173. 

Geldrente, für ven Nothweg 917; 
Schabenderjat durch Entrichtung 
einer G. 843 bis 845; ©. wegen 
Ueberbaud 912 bis 916; Inter: 
halt durch Entridtung einer 
®. 1361, 1580, 1612, 1710; 
— der G. 1582. 

Geldſchulden 244 (Währung), 245 
270, 228 (Schenkung), 291, 301 
(Berzinjung), 1288 (Einziehung). 

Geltendmahung, ber Anfechtung 
ber Ehe 1336, 1341, 1342; ber 
Anfprüde der Frau gegen ben 
Mann 1394; der Anſprüche für 
und gegen ben Nachlaß 1958, 
1961, 1966, 1974, 1984, 2212, 
2213; ber Hypothek 1160, 1161; 
ber Nichtigkeit ber Ehe 1329. 

Gemeinden, Aufrechnung gegen ©. 
395 ; Haftung für Beamte 89, 
a. 77; Recht auf Fundgegen: 
ftände 976. 

Gemeindevorſteher, Teftament vor 
dem G. 2249, 2250, 2266, a. 150. 

Gemeindewaiſenrath 1675, 1779, 
1849 ff., 1862. 

Gemeinbeitstheilungen a. 113. 

Gemeinihaft, nah Brucdtheilen 
714 bi3 758, a. 173; ber Erben 
2032 ff. ; häusliche Gemeinſchaft 
a 2028 |. Lebendgemeinihaft. 

Gemein ſchaftlicher Erbtheil 2093. 

Gemeinſchaftliches Teſtament 
1516, 2265 ff., 2292, a. 214. 

Gem in gaftiiches VBermächtnik 


Gemeinfhaftlice Verpflichtung 


— der Ausgabe von 
Inhaberſchuldverſchreibungen 
795; Begriff 184; des Bei— 
ſtands 1690; der Ehefrau 1448; 
des Ehemanns 1396; bed Gegen— 
vormunds 1812; der Geſchäfts— 
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führung 684; von Rechtsgeſchäf⸗ 
ten 182, 184, 185; ber Rüds 
wirfung 184; ber Schuldüber- 
nahme 415, 416; einer Stiftung 
80 ; des Verlauf 458 ; von Ber: 
trägen 177 bis 179, 182, 184, 
185; bed gefeglichen Vertreters 
108 ff.; der Verwendungen 1001 
bi3 1003; des Vormundſchafts⸗ 
gerichtö 1484, 1491, 1643 bis 
1645, 1653, 1690, 1814, 1816, 
1819 bis 1822, 1829. 

Generiihe Obligation, genus- 
Schuld f. Gattungdobligation. 

Gerade Linie, Verwandte in g. L. 
1589, 1601. 

Geräite, Gerätgigeiten, Bubes 

r 


Gerihtlihe Beurkundung 126, 
128, 152; Form=Erforberniß 
811, 812, 818, 518, 1491, 1492, 
1501, 1516, 1517, 1730, 1748, 
1750, 2033, 2282, 2291, 2296, 
2348, 2351, 2352, 2871, a. 141. 

Gerihtsichreiber 456, 2233 Ff. (bei 
Teftamentderrihtung). 

Gerichtsbollzieher 132, 196'®, 388. 

Gerüche, Immiſſion 906. 

Gefammtglänbiger 423 ff. 

Gefammtgut 1438 ff. (bei der allg. 
Gütergemeinjchaft), 1485, 1487ff. 
(bei fortgef. GG.), 1519, 1525, 
1527 (bei Errungenid.»G.), 1550 
(bei Fahrniß⸗G.); Antheil ber 
Ablömmlinge am G. 1497 ff., 
1511 bis 1513; Auseinander⸗ 

ung 1471, 1561; Inventar⸗ 

ft für die Frau 2008; Laften 
1529; legtmwillige Verfügungen 
über dad ©. 1511 bis 1515; 
Uebernahme bed G. 1502; Ber: 
waltung des G. bid zur Aus: 
einanderjegung 1492; Zuwen⸗ 
bungen aus bem ©. 2054, 2331. 

Gefammtguts =: Berbindlichleiten 
1442, 1459 ff., 1468 ff., 1475 ff., 
1480ff.; bei ber fortgef. Güter» 
gem. 1488, 1489, 1499, 1504, 


1530 f. 
Gefammtbypothef 1132, 1148, 
1172 biß 1174, 1181, 1182. 





Alphabetiſches Sadıregifter. 


472 
(Bandelung u. Minderung bei 
Verkauf zu ©.), 508 (Vorlauf). 


Gefammtprei8 469, 471, 


Geſammtſchulduner, Geſammt⸗ 
ſchuldverhältniſſe 421ff., 427, 
431, 840;3 Ehemann als G. 
1388, 1530; Haltung bed Ber» 
einsvorſtands als ©. 43. 

Geihäitsbeforgung, 675; An—⸗ 
prüde hieraus, Verjährung 196", 
196! 


Geihäftsfähigfeit 8, 101ff., 131, 
206, 682, 939, a. 7; ängel 
ber G., Wirkung 165, 179, 1304, 
1331, 1336, 1337, 1358, 1364, 
1437, 1516, 1595, 1676, 1729, 
1751, 2201, 2229, 2282, 2290, 
2296, 2347, 2351, 2352. 

Geſchäftsführende Gefellichafter, 

ollmacht 169. 

Geihäftsführung, bei ber Gefell- 
haft 709Ff., 712 (Entziehung) ; 
eye Auftrag 677ff., 1978. 

geiaaitgbern. Haftung 831. 

Geihäftsränme, von Bebörben, 
Funde in benjelben 978 ff. 

Geſchäftsunfähige, 104; Unfech- 
tung bed GErbvertragd für ©. 
2282; Antragöberehtigung für 
ß: Berlegte a. 34 III.; g. Aus- 

nber a. 7; g. Ehegatten 1336, 
1837, 1340; g. Ehemann 1595; 
. Erblafier 2283; ©., Ebe- 
pfiegung 1325; Erbverzicht 
2847, 2351, 2352; Nichtigkeit 
ihrer Willenderllärungen 105; 
Unfähigkeit zum Familienrath 
1865, zum Teftamentövollftreder 
2201, zum Vormund 1780; Ber: 
jährung 206; Willenserklärung 
egenüber G. 131, Wohnfig ©. 8. 

Gel äftsunfäbigkeit, Anfechtung 
der Ehe bei G 1836, 1337, 1340, 
ber Ehelichkeit 1595; Cintritt 
der ©. 130 (nad der Willens» 
erklärung), 153 (vor Annahıne 
ber Offerte), 672 (beim Auftrag: 
neber), 682 (bei ber Gejchäfts. 
führung), 791 (bei ver Anmwei- 
fung), 794 (nad Ausgabe ber 
Schuldverjhreibungen), 1728 
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(vor der Ebelichleit3erflärung) ; 
Gründe ber ©. 104; Nichtigkeit 
ber Ehe 1325; ©. bed Teitas 
mentövollftreder8 2201; bed 
ee 1676; Wirkung der ©. 


Geicäftsverhättnib, zum Erblafjer 


Geictentsgemeintiaft, ala Ehe⸗ 
binderniß 1310. 

Geihiedene Fran, Geſchiedener 
Ehegatte, Familienname 1577; 
Kindererziehung 1635; Unterhalt 
1578 his 1582; Unterhaltpflicht 


1609. 

Geihoheinentbum a. 182. 

Geihwiiter, Eheverbot 1310; Eins 
fegung ald Nacherben 2109; Erbs 
recht 1925; Vermächtniß 2163; 
Vormund für G. 1775, 1786. 

Geſellen, Verjährung ihrer Forbes 
rungen 196°. 

Geſellſchaft 705 bis 740; Anmwens 
dung ber Borfäriften über bie 
®. auf Vereine 54, a. 10; Aufs 
löfung der ©. 723; Eingehung 
einer G. für Benormundete 1822 - 
Unübertragbarteit ver Anſprüche 
aus der ©. 717. 

Geſellſchafter, Antheil am Gewinn 
und Verluſt 722; Geſchäftsfüh— 
rung 713, 714; Haftung 708; 
Nachſchüſſe 707; "Bollmadt 169. 

sank Kündigung 622. 

—— aftsantheile, Pfändung 


Gefelihaftsnerhältnik, Unüber: 
tragbarfeit der Anſprüche 717. 

a et tg 718. 
Geſetz, Begriff a. 2; Unmirkfamteit 
eined erfprechens auf Grund 
des ©. 344; Uebergang einer 

orberung traft G. 408, 412. 

Geſetzliche Grben 1924 bis 1936 ; 
Einiegung 2066; ala Bors und 
Naherben 2104, 2105; Zumens 
bung an E. 2149. 

Geſetzlicher Bertreter 8, 107, 108, 
131, 179, 278, 1304, 1307, 1331, 
1336, 1437, 1516, 1595 ; Auss 
ſchließung bedf. 1437. 
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Geichlihes Erbrecht, Verzicht 
2349, 2350, ſ. geſe liche Erben. 

Geſehches @üterrecht 1363 ff. 

Ge deslines Pfandrecht 1257. 

12 a2 es Verüußerungsber⸗ 


—— Verbot, Zuwider⸗ 
handlung dagegen 134, 809, 819, 
2171. 

Geſinde, als Teſtamentszeugen 2237. 

Gefinderecht a. 95. 

Geitohlene Sachen 935, 1006, 1007; 
8 Schulbverigreibungen 
794. 

Geſundheit, Gefährdung durch bie 
gemiethete Wohnung 544; Ver 
legung ber ©., Schabenserfah 
823, 836, 843, 8417. 

Getränte, Verjährung ber Anfprüche 
hierfür 196*. 

Gewährfriit beim Viehhandel 482 
bid 485; Abkürzung, Berlänges 
rung 486. 

Gewährleiitung, für bie Ausftats 
tung 1624; Ausſchluß 443, 476, 
540; beim Erbidaftstauf 2376, 
2385; bei ver Erbtheilung 2042 ; 
beim Rauf 433 ff. (wegen Mängel 
im Redt), 459ff. (wegen ber 
Sade), 492; beider Hingabe an 
Erfüllungsftatt 365; beider Leibe 
600; bei ber Miethe 637 ff. ; 
bei der Schenkung 523, 524, 529; 
beim Vermächtniß 2182, 2183: 
beim Biehhandel 480ff.; beim 
Werkvertrag 633f.; bei Zutheis- 
lung eines gemeinſchaftlichen 
Gegenſtands 757. 

Gewalt, gegen Eigenmacht 859; ſ. 
auch elterlide Gewalt. 

Gewaltentlafiung (franz.R.) a. 154. 

Gewalthaber, Einwilligung 4. 

Gewerbebetrieb, Sicerheitäleis 
ftung a. 90; Verbindlichkeit aus 
G, Leiftungdort 269, 270. 

Gewerbeordnung, Aenderung a. 
36; Anwendbarkeit 44, 62. 

Gewerbliche Anlagen, Zubehör 98. 

Gewerbliche Arbeiter, Verjährung 
ihrer Anfprüde 196. 


Gewerblide Betriche, Pachtung 
durch den Vormund 1822. 

Gewerblide Biandleiher a. 94. 

Gewerböfran a. 861. 

Gewerbsmähige Beherbergung 
701. 

Gewinn, entgangener 252; Ver: 
theilung des G. bei ber Gejell- 
ſchaft 721 ff. 

Gewiunantheilicheine, Erneuerung 
805; der Frau 1892; Hinter⸗ 
u } ber ©. 284, 2116 (durch 
den orerben); SKraftloserflä- 
rung 799, a. 174; von Münbels 
papieren 1814, 1818; bei Nieß⸗ 
brauch von Werthpapieren 1081; 
bei Pfandrecht am Papier 1296 ; 
Vertheilung unter die Bezugds 
berechtigten 101; Uebergangs⸗ 
vorjchrift a. 1755 Vorlegungs⸗ 
frift 801, 804. 

Gewinnentgang 252. 

Gezähmte Thiere 960. 

Gläubiger, der Ehefrau 1411 ff., 
1460, 1461 ; bed Ehemann3 1410, 
1459 ; des Kindes 1659; Mehrs 
heit von Gl. 420ff., GI. des 
Nießbrauchbeſtellers 1086 ; Rechte 
ber GI. 241; Verzug bes Gl. 
298 ff., 424, ſ. auch Ablöfung, 
Aufgebot. 

Glaubhaftmachung 1994, 2010; 
der Gefährbung 885, 899. 

Goldſachen, als Pfanb 1240. 

Gottesdienitnebäude a. 133. 

Gräben, — durch den 
Pächter 82; als Grenzvorrich⸗ 
tung 921f. 

Grade, ber Verwandtſchaft 1589, ber 
Schwägerſchaft 1590. 

Graviren, ald Verarbeitung 950. 

Grenzbäume 923. 

Grenze, Abmarkung 919, Bauen 
über die ©. 912ff., Verwirrung 
ber ©. 920. 

Grenzmerfmale 921, 922. 

Grensverlegung, Grenzverwir⸗ 
rung 912jf., 919, 920. 

@renzzeichen, 919. 

Grobe Fabrläffigleit 277, 300 (bei 
Verzug), 460, 521, 528, 524 


— 
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(Schenkung), 539 (Miethe), 599 
(Leihe), 617 (Dienftvertrag), 680 
(Geſchäftsführung ohne Auftrag), 
912 (leberbaui), 968 (Fund). 

Grobe Mikhandlung, als Scei- 
bungsgrund 1568. 

Grobe Vllichtverlegung 27, 712. 
Großeltern, Grbredt 1926, 1931; 
Erfag für den Unterhalt 685. 
Großvater, Berufung ald VBormund 

1776, 1899}. 

Grundbuch, Anlegung a. 186 ff.; 
Berichtigung 894 ff., 899, 1144, 
1167, 1438; Koſten 897 ; öffent» 
licher Glaube 892; Unrichtigteit 
1140ff.; Bermuthung für bie 
Nichtigkeit 891, 1148, f. aud 
Eintragung. 

Grundbuhamt, Erklärungen und 
Anträge 873, 875, 876, 878. 
Grunddienitbarleiten 1018 bis 
1029, &. 113, 115, 184, 187, 
191; Beeinträdtigung burd 
Ueberbau 916; G. am VBermädt- 

nißgegenftanbe 2182. 

Grundeigenthum, in der Nähe von 

eftungen, Nenberungen bes Ge» 


etzes a. 54. 

Grundſchulden 1191 bis 1198, 2.58, 
60, 117; Anlegung von Mündel« 
gelb in ©. 1807; Begriff 1191; 
beftehende ©. a. 195 ; des Eigen= 
thümers 1177, 1196; bei Fahr⸗ 
nißgemeinfhaft 1551; auf bem 
Kaufobjekte 439; NKünbung ber 
G. 1193, a. 117; Nießbrauch 
einer ©. 1080; Rangänderung 
880; Sicherheitäleiftung mit ©. 
232, 238; Ummanblung 1177, 
1198, 1203; G. auf dem Ber: 
mächtnißgegenftand 2165, 2168; 
Verpfüändung einer ©. 1291; 
Vormund, Verfügung über die 
®. 1819, 1821; Borerbe, Verf. 
über die ©. 2114. 

Grundſchnldbrief 896, 952 (Eigen- 
tum), 1291 ff.; ©. auf den Ins 
baber 1195. 

Grundftüde, Aufgabe bed Befiges 
803; Audbefferung bed Nieß⸗ 
braud:®. 1044; Belaftung 873, 


Alphabetifhes Sadıregifier. 


1009; Befisihut 859; Beftandb- 
teile 94 bis 96, 890; Eigen 


thum an ©. 905 bis 924; Eigen». 


thumserwerb 873, 925 ff., a. 88 
(Ausländer); Eigenthumsüber⸗ 
tragungävertrag 813, 925; ©. 
bei Fahrnißgemeinfhaft 1551; 
G. der Frau 1423; Gejammts 
gut3-G., Verfügung 1445; Her- 
auögabe 303; Kauf 435, 436; 
G. bed Kindes 1663; Miethe von 
G. 518, 519, 537, 551, 559 ff. ; 
G. bed Miündeld 1821; Nieh- 
brauch an G. 1048, 1055, 1056; 
Vacht eines landwirthſchaftlichen 
G. 682 ff.; Rechte an G. 878 bis 
902; ſtrafrechtlicher Schutz von 
G. a. 107; Theilung von G. 
a. 119 bis 121; Uebergang ber 
Gefahr 446; Beräußerung von 
G., Form 313, a. 142; Ver⸗ 
äußerung bed vermadten ©. 
571ff., 579; Verlauf von ©. 
435, 449; Bermädtniß eined ©. 
216äff., 2182; Berfteigerung 
a. 143; Vorkaufsrecht 509, 510, 
1094ff.; Vormundſchaft 2113, 
2185 ; Werfvertrag 638 ; Wieber- 
kaufsrecht 503 ; Wildſchaden 835 ; 
Zufierung beftimmter Größe 
468, 537. 
Grundftüdsihäter, Haftung a. 79. 
Giltergemeinichnft, allgemeine 
1437 ff. ; fortgejegte 1483 ff- 
Güterrecht, eheliches 1363 ff., a. 15, 


‚20. 

Güterrechtsregifter 1357, 1431, 
1433, 1485, 1470, 1545, 1548, 
1558 ff. 

Gütertrennung 1426 bi 1481, 
1436, 1470, 1545, 1587. 

Guter Glaube, des Erbidaftäbe- 
figer3 3024, 2025 ; bed Ermwerberd 
932 (Begriff), 990, 991, 1007, 
1262. 

Gute Sitten, Rechtsgeſchäfte ba= 
gegen 188, 817, 826, a. 80. 
Gutsbezirlsvorſteher, Teſtaments⸗ 
errichtung vor demſelben 2249, 

2266. 
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Gutsherrlihsbänerliche Verhält⸗ 
niſſe a. 118, 114. 
Gutsübernahme 330. 


G. 


Häußlerredt a. 63. 

Hänsliche Gemeinſchaft 617, 1258, 
1353, 1358, 1361, 1367; Her» 
ftelung 1567; 9. ©. mit bem 
Erblafjer 2028. 

Haftgeld 336 ff. 

Haftpflichtgeſetz, Aenderung a. 42. 

Haftung, der Abkömmlinge gegens 
über dem Gejammtgutgläubiger 
1504; bei Ablehnung der Vor— 
mundſchaft 1787; ber Beamten 
889, &. 78; für Beamte a. 77; 
des Beiftandd ber Mutter 1694; 
bed Befigerd gegenüber bem 
Eigenthümer 990; für ben Bes 
ftand der verlauften Forderung 
437; für Dritte 278, 831 ff-; bes 
Eigentümers bei ber Reallaft 
1108; ber Eifenbahnen u. bgl. 
a. 105; der Ehegatten 1359; des 
Ehemannd gegenüber Gläubigern 
1388; bed Erben für Nachlaß 
verbinblichfeiten 1967, 1973, 
1975 ff., 1989, 1994, 2000, 2005, 
2006, 2012, 2013, 2058, 2206, 
a. 24; bed Erbſchaftsbeſitzers 
2024, 2029; bes Erbſchaftskäufers 
2036, 2382, 2383 ; bed Erbſchafts⸗ 
verfäuferd 2876; des Familien 
rath3 1872; bed Finders 968; 
des Gaftwirth3 701; für Ges 
fammtgutsverbinblichfeiten 1480; 
für die Geſammthypothet 1132; 
des Geſchäftsführers 677ff.; des 
Geſellſchafters 708 ; für bie Größe 
de3 Grundftiid3 468 ; bed Grunds 
ftüd fiir die Hypothek 1118; ber 
Grundftüdjchäger a. 79; H. beim 
Kredbitauftrag 778; für Mängel 
im Rechte 523: bed Nacherben 
2144; bed Nachlaßverwalters 
1985; bed Nießbrauchers 1088; 
des Pfandes 1210, 1251; bed 
Schuldners 276 bis 278, 287, 
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300; bed Scenferd 521; ber 
Miterben 2058 ff. ; Sorgfalt wie 
in eigenen An gelegenheiten 277; 
708, 1359, 1684, 2131; der Stij- 
tung und Rorporation für den 
Vertreter 89; bes Teitaments- 
vollitreder 2219; bed Vaters 
1654, 1664; ber Bereine 31, 42, 
53; 9. für nicht rechtäfähige 
Vereine 54; bed Berläufers 434, 
435 ff., 459; bei Bertauf eines 
Erb haftsantheils 2036; des 
Verleihers 599; bei Bermögends 
übernahme 419 ; bed verpfändeten 
Schiffs 1264; bed Bertreters 
179; bed Bermahrers 690, 691; 
des Vorerben 2131, 2145; des 
Vormunds 1833; des vormund 
ſchaftsrichters 1674, 1848; 9. 
für Zahlungsfähigkeit 438; |. 
Fabrläffigkeit, Vorſatz 
Halbes Jahr, halber Monat al 
Frift, Berehnung 189. 
Halbbürtige Geihwilter, Ehe⸗ 
hinderniß 1310. 
H5andarbeiter,/ Handwerker⸗ 
forderungen, Verjährung 1961. 
ar arg Verkauf durd fie 
385, 457, 458, 1221. 
andzeihen 126, 129. 
annover ſches ſönigshaus, 
Sonderrechte a. 57. 
Hauptmüngel bei ber Biehgewähr- 
[haft 482, 492. 
dar 9 855: abgefonderter Haus⸗ 
= m ber Frau 1361; often 


Ganshaltsgegenftände, ber Frau 
1382; bed Kindes 1640; im 
Nachlaffe 1932, 1969. 

Er a Zugehörigkeit zum H. 

Gaustbiere. ——— 960; Scha⸗ 
ben durch 9.833; Gemwäprleiftung 
beim Verkauf 481 ff. 

te a. 57. 

ausweſen, Zeitung 1856; Dienft- 
leiftungen im —* 1617. 

— ati brung ihrer An» 
fprüde 1 

SHeden, es "Grundftüden 921. 
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e— — — ihrer 
Anſprũche 196 


eilung des — 313, 518. 
eirathöregiiter 1318, 1324, 1329, 
1344, 1345, 1699, a. 40. 

Seirathsvermittiung 656. 

Hemmung, ber Verjährung u zB 
425, 477 (Rauf), 639 (Bert- 

802 (Inhaberſchuld⸗ 
verihreibungen). 

Herabſetzung, des Kaufpreifes 462, 
472; bed Mäklerlohns 655; ber 
Vertragäftrafe 343; bes Werk⸗ 
lohns 634. 

Herausgabe, entzogener Sachen 
848ff.; des eingebradten Guts 
1421, 1422; ; ber Erbihaft 2018, 
2019, 2130 (burd) ben Rorerben), 
2374 (durch ben Erbſchaftskãufer); 
bed Erbideind 2362; be Er- 
ſatzes 281, 823; ber chte 
102, 2020, 2023; eines Grund» 
ftüd3 308, 998; bed Kaufs⸗ 
gegenftanbs 440, 441; bed Kindes 
1632; bed flinder- und Mündel⸗ 

end 1679, 1890; bes 
Nachlaſſes 1973,1990, 1992; der 
Nugungen 302, 987, 988, 1656, 
2020, 2023 ; bed Pfandes 1230 ff., 
1251; ber Sade 985 ff., 1007; 
eines” Sadinbegriffs 260 ; der 
Schenkung 516, 527, 528, 529, 
531, 1301, 2329; der ungeredt- 
fertigten Bereiherung 323, 327, 
543,682, 684, 812 ff., 1301, 1455. 
Herausgabeanſpruch 281, 292, 
440, 985, 1000, 2018; bes für 
tobt Erflärten 2081. 

Herausgabepflicht 273, 292; bes 
Vorerben 2130, 2188. 

Gerreniete Sachen, Aneignung 


Herftellung, der Lebensgemeinſchaft 
1858, 1861, 1567. 

ginpabe, an Erfüllungsftatt 864. 

interbliebene, von Beamten, An- 
fprüde a 80. 

—— auf Anordnung des 
Nachlaßgerichts 1960; zur Aufs 
bewahrung 688ff.; bei Auf 
löfung eines Bereins 62; zur 
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Erfüllung 872ff.; bei ver Aus⸗ 
lobung 660; zur Befriebigung 
be3 Gläubigerd 268, des Hypo» 
thefengläubigerd 1142, 1171, des 
Pfandgläubigerd 1224; 9. bei 
einem Dritten 691; ber ein» 
gebradten Anhaberpapiere 1392 ; 
bei Einjegung eined Naderben 
2114; des Erlöfes bei ber Ber: 
fteigerung 383; des Erlöfes im 
Falle der Wandelung 489; 9. 
durch den Geſammtſchuldner 422; 
von Nachlaßſachen 1960, 2089; 
beim Niefbrauh 1077, 1082; 
bed Pfands 1217; bed Pfand» 
erlöfe 1219; beim Pfandrecht 
an einer Forberung 1281; bei 
der Eduld einer untheilbaren 
Leiftung 431; ald Sicherheits: 
leitung 232 ff.; des Unterhalts 
durch ben unehelihhen Vater 1716 ; 
einer untheilbaren 2eiftung 432, 
660 ; bei ver Borerbichaft 2114, 
2116; bei Vorhandenſein mehrerer 
Erben 2114; ber MWertbpapiere 
ber rau 1382, bed Kindes 1667, 
bed Mündels 1814, 1818, 1853; 
Buftändigfeit u. Verfahren a. 145. 

Ginterlegungepflicht, bed Mannes 
1392. 


Hinterlegungsihein, über einen 
Erbvertrag 2277 ; über ein Tefta- 
ment 2246. 

Ointeriegungdchen 1808, 144, 


145, 146. 
Sinterlegungspertrag 688 ff. 
Samucte eichenfe 1932. 

öhere Gewalt 203, 701, 1996. 
Hohenzollern, fürftlihe Familie, 
Sonderrechte a. 57. 
Hoher Adel a. 57, 58. 
olſchuld 295, 300, 697. 
— der Lehrer, Verjährung 


ülfstaſſe, Aufrechnung 394. 
vpothet 1113ff., a. 53, 60, 91, 
117; Anlegung von Münbelgelb 
in H. 1807; Aufgabe bei Bürg- 
Dr 776; Aufhebung 1183; 
efeitigung bei Verkauf 439; 
Eintragung 1115; Erlöſchen der 


9. 1181, durch Shulbübernahme 
418; 9. bei Fahrnißgemein« 
Ihaft 1551; Kündigung ber 9. 
a. 117; Mündelſicherheit 1807; 
Nießbrauch 1047 ; Rangänberung 
880; Sicherheitsleiftung durch 
H. 232, 238; Webergang 401, 
1153, 1154; Uebernahme 416; 
Ummanblung 1186, 1198; Ver- 
fügung über bie Mündel⸗H. 
1819, 1821 ; Verfügung des Vor⸗ 
erben 2114; Verjährung 223; 
H. am Bermädtnißgegenftand 
2165ff.; ſ. auch Eigenthümer⸗, 
Geſammt⸗, Sicherungs⸗H. 
Hhpothetenbeftellung, zum Zweck 
der Hinterlegung 232. 
HShpothetenbrief 896, 952, 1116, 
1117, 1144, 1145, 1152, 1154, 
1160, 1163, 1170, 1185, a. 195; 
Kraftloserkflärung 1162; Berzicht 
auf ben 9. 1116, 1117, 1154, 


1160. 
Shppothelengegenitand, Gefähr- 

bung 1183 bis 1135. 
Hhpotbelengläubiger, Aufgebot 


1170, 1171. 


Supeibeien näber, Haftung a. 79. 
gpothelenftele, Einräumung 


1180. 
obrothetentitel ‚ bed Staats ꝛc. 

B. . 
Hhpothelenübernahme 416. 


3. 


— 835, a. 69. 
abhresfrift, Berehnung 188, 191. 
Jnmaterielerschaden, Erjag 253. 
— —————— 906. 
mmobiliarberäußerungsber: 
trag, Form 313. 
nbe viff, von Sadıen 92, 260, 1035. 
udoſſament, durch ſolches über- 
tragbare, indoſſable Papiere, 
Eingehung von Verbindlichkeiten 
hieraus durch den Vormund 
18229; Hypothel für i. P. 1187 ff.; 
Pfandrecht 1292, 1294; Schiffs⸗ 
pfandrecht 1270. 
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Inhaber, Leiftung an jeden 3. 808, 
a. 177. 


Yubhaberpapiere 234, 247, 248, 
1362; Erwerb für bie Kinder 
1646 ; ber Ehefrau 1362, 1381, 
1392, 1893; geftohlene 9. 935, 
1006, 1007; Sinterlegung 234; 
Hypothek für J. 1187; 9 bed 
Mündels, Sicherftellung 1814, 
1815, 1820, 1853; 3. bed Nach⸗ 
laſſes, Siderftellung für ben 
Nacherben 2116, 2117; Nieß- 
brauch 1081 ff. ; Pfandrecht 1270, 
1293; als Sicherungsmittel 234; 
Berpfänbung 1293, 1294, 1296; 
Vermuthung für das Eigenthum 
bed Manned 1362. 

Inkrafttreten, des B.G. B. a. 1. 

Inhalt, des Eigenthums 908ff.; 
ber Schuldverhältniſſe 241 ff. 

Anfeln a. 65. | 

Intereſſe, berechtigtes, an ber Höhe 
ber Bertragöftrafe 848, am 
Empiang einer Mittheilung 824 ; 
an der Wirkſamkeit des Vertrags 
179; öffentlides J. 679 (Ger 
ſchäftsführung), 3194 (legtwillige 
Auflagen), a.52, 109. 

— — Privatrecht a. 7 

8 31. 


Inventar, des eingebradten Guts 
1372, 1378; ber Erbſchaft 1406, 
1453, 1993 ff., 2009, 2010, 2014, 
2111 (Bebeutung 2009; Ein- 
fidt 2010; Erridtung: 1993 ff., 
8.140, 148, Beihilfe be3 Teftas 
mentövollftrederd 2215, durch 
die Ehefrau 1406, 1453, 1508, 
1549, 2008, durch ven Erbſchafts⸗ 
fäufer und »verfäufer 2383, durch 
ben Mann 2008, burd) den Mits 
erben 2068, durch ben Vorerben 
2144; Inhalt 20015 Wirkung 
2002 ff.); bed Geſammtguts bei 
Wiederverheirathung 1493; 3. 
über das Kindervermögen 1640 ; 
J. bed Nießbrauchsguts 1048; 
bed verpacdteten Guts 586 ff.; 
—— Wiederverheirathung 1314, 
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Inventarfrift 1994ff., 2003 ff. ; 
gegenüber bem Fiskus 2011; 
gegenüber dem Nadlaßpfleger 


2012. 

Inventarrecht 1993, 20145 ber 

rau 2008. 

Irrthum, über ben Berufungdgrund 
bei Annahme ber Erbſchaft 1949; 
J. bei Beftimmung ber Zeiftung 
818; bei ver Eheſchließung 1332 
bi3 1334, 1346; bei ber Ge= 
ihäftsführung ohne Auftrag 686 ; 
bei ber Selbfthülfe 231; beim 
Teftament 2078, 2080; beim 
Vergleich 779; bei Willenserklä— 
rungen 119, 120, 122 

Anriftifche Perſonen 21ff., a. 163 
bis 167; Erbredt 2101, 2105, 
2106; Erwerbsbeſchränkungen 
8.86; ald Miterben 2044; ala 
Naherben 21095 Nießbrauch 
1061; als Bermädtnignehmer 
2168 ; j. P. des öffentlichen Rechts 
89; ſ. auch Körperſchaften. 


K. 


Kaiferliche Marine a. 44, 49, 51. 

ſtaiſerliche Verordnung, gejeglihe 
Gewährsfehler betr. 482. 

Kalender, Beitimmung ber Zeit für 
bie Leiftung nad bem K. 284, 
296. 

Karten, 807, a. 102. 

Kaſſen, öffentlide, Zahlung a. 92. 

Kauf 433 bi 458; bricht nicht Miethe 
und Werkvertrag 571jf., 651; 
K. einer Erbſchaft 2371 ff.; 
Mängelgewähr 459 bis 480, beim 
Biehlauf 497 bis 5038; K. auf 
Probe 494, 496; K. nach Probe 
495, 496 ; Borlauf 504 ff., Wies 
berverfauf 497 bis 503. 

Kaufleute, Verjährung ihrer Ans 
jprüde 196. 

Kaufserfüllung 437 ff. 

Kautionshypothet, ⸗Pfandrecht 
1190, 1271. z 

Kennen und ſteunenmüſſen 68, 
70, 122 (Begriff), 123, 142, 149, 
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166, 169, 173, 178, 179, 254, 
807, 694, 1343, 1346, 1424. 
Kies, Gewinnung durch den Nief- 

brauder 1037. 

Kinder, Bebenken berf. im Teftas 
ment 2068; Ehelichleit 1591 ff., 
Eheſchließung 1305, 1621; elter» 
lihe Gemalt 1626 ff.; Erbfolge 
1924; freie3 Vermögen 1650, 
16515 Gläubiger der 8. 1659; 
K. aus nichtigen Ehen 1699 ff. ; 
a. 207; religiöje Erziehung a. 
1345 Scduldenhaftung 1660; 
Sorge um bie Perjon und das 
Vermögen ber 8. 1627 ff., 1666, 
1885; Staatdangehörigfeit ber 
K. a. 41; Unterhaltsanfprud 
1602, 1666 ; Verjährung der Ans 
ſprüche zwiſchen Eltern und R. 
204; Verlauf an 8. 511; Vers 
kehr mit den 8. 1636; Bertres 
tung ber K. 1630, 1633, 1635; 
Vorenthaltung der K. 1632; 
MWohnfig 11; KR. unter 7 Jahren 
104, 828; unter 18 jahren 828; 
f. auch angenommene, eheliche, 
uneheliche Kinber. B 

Kindergeld, Kinderbermögen, 
Anlegung 1642; Bermwaltung 
1627, 1638 ff., 1698. 

Kindesalter 104. 

Stindesitatt, Annahme an R. ſ. Ans 
nahme. 

Kirdenbaulaft a. 132. 

irchenſtühle a. 133. 

Kirchliche Trauung 1588. 

Klage, Anfechtung ber Ehelichkeit 
1696; auf Aufhebung der Güter⸗ 
—— 1468, 1495; auf 

eenbigung ber Nutznießung 2c. 
be3 Manned 1418; auf Ehe— 
ſcheidung 1565; auf Erbunwür⸗ 
bigerflärung 2342; aus einem 
gegenfeitigen Vertrage 322; be3 
Käufer® aus dem Wiehhanbel 
485; auf Unterlaffung: von Be- 
figftörungen 862, von Einmirs 
tungen auf ben Hypothekgegen⸗ 
ftand 1184. 

Alagcerbebung, al Mahnung 284 ; 
Unterbredung ber Verjährung 
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209, 211, 212, 485; Wirkungen 
&. 152. 

Kleider, ver Frau 1362 (Eigen« 
thumdvermutbhung), 1366 (Bors 
behaltögut) 1477; der Kinder als 
freied Vermögen 1650; Webers 
nahme bei der Theilung 1477. 

Kleinbahnunternchmen, a. 112. 

Ktloftergeiftliche, Erbfähigfeit a. 87. 

AuabENOnTBtenEn, Aufrechnung 


ſtörperſchaften, bes öffentlichen 
Rechts, Erbrecht a. 188; Haf— 
tung 89, Hypothektitel a. 91. 
Körperverletzung, Erjagpflicht 823, 
836, 843, 844, 847; a. 42. 
Kommunnlestörperichaften, Mün⸗ 
delficherheit 2c. der Schuldver⸗ 
ſchreibungen 1807. 
Kommumalverbande, Aufrechnung 
895; Haftung für ihre Beamten 
a. 77; MWebertragung berelins 
quirter Grunbftüde a. 126. 
Kompetenz, bei Schenkungen 519, 
528; bei der Unterhaltspflicht 
1579, 1582, 1608. 
Konkurrenz, von Verfhulben 254. 
Konkurs, Ausfhließung von ber 
Vormundſchaft 1781; K. über 
bad Bermögen: bed Gejelihafs 
ters 728, 736, des Hauptſchuld⸗ 
ner3 773, bed Manned 1419,1548, 
1547, bed Vaters 1647; Rück— 
nahmeredt im 8. 377; R. des 
Schuldübernehmers 418; K. einer 
Stiftung oder Körperfhaft 86, 
89; Unterbrehung der Verjäh— 
rung burh 8. 209, 214; K. 
von Vereinen 42, 74, 75; Ber: 
jährung eines im R. feitgeftell- 
ten Anſpruchs 218; Borzugds 
reht im 8. 401; ſ. Nachlaß⸗ 
lonkurs. 
Konkursordnung 1984, a. 1, 83. 
Konfuröberwalter 161, 184, 353, 
457, 499, 512, 883, 1098, 2115. 
Konfulntsgeick, Aenderung a. 38. 
Kontrabiren, mit fich felbft 181. 
Konvaleszenz 185. 
— —— ſ. Vertrags⸗ 
trafe. 
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Konderfion 140. 

a a f. Geſammthy⸗ 
potbhef. 

Korreipeltine Verfilgungen 2270, 
2271, 2298. 

Roftbarfeiten, aftung be3 Gaft- 
mwirth3 702; Hinterlegung 372; 
Siderftellung ver 8: des Kin⸗ 
bed 1667, bed Mündels 1818 ff. ; 
bed Nachlaſſes 1960. 

Koiten, der Abmarkung 919; ber 
Abnahme des Kaufobjelts 448; 
ber Abretungdurfundbe 403; Ans 
rehnung auf bie 8. 367; Ans 
flag der K. beim Werfvertrag 
650; der Aufforderung zur Ans 
meldung von Anjprüdhen an ben 
Nachlaß 1965, 20615 KR. bed 
Aufgebot3 799; ber Auflaffung 
449; Aufrehnung auf bie R. 
896; KR. der Ausftellung neuer 
Schulbverfhreibungen 811; ber 
Deerbigung 1615, 1968; ber 
Berichtigung bed Grundbuchs 
897; der Beurkundung 449; ber 
Erfülung bed Kaufvertrags 
418f.; ber Erhaltung ber ges 
liehenen Sade 601; ber Erneues 
rung von Schulbverfhreibungen 
798; der Erziehung und Bors 
bildung 1610; ber Fruchtziehung 
102; ber Fütterung und Pflege 
488; K. ber Gelbleiftung 270; 
8. bei ber Gemeinihaft 748; 
mer bed Bürgen 767; ber 

ypothet 1118; bed Pfanbes für 
K. 1210; K. ber Hinterlegung 
881; K. ber Nadlafvermwaltung 
1982, 19885 bed Nachlaßver⸗ 
eichniſſes 2121, 2128, 2215; R. 
er Nugnießung und Erhaltung 
bed eingebradten Guts 1384; 
K. bed Dffenbarungseibd 261; 
ber Quittung 369; bed Rechts⸗ 
ftreit3 für das eingebradte Gut 
1387; K. eines Rechtsſtreits: 
ber Frau 1412, 1415, 1416, 
1460, 1464, bed Kindes 1654; 
Rüderftattung ber K. a. 104; 
K. der Sicherheitäleiftung: bes 
Vaterd 1672, bed Bormunbs 
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1844; ber Uebergabe be3 Kauf⸗ 
objeft3 448; bed Unterhalt 
1656; Verjährung der KR. 224; 
K. bed Berfaufd ber Hinter 
legten Sade 386; R. der Ber» 
jenbung 448; 8. ber Berfiherung 
ber Nießbrauchſache 1045; ber 
Verfteigerung bed Fundgegen⸗ 
ftands 981; bed PVerzeichniffes 
und Wirthſchaftsplans beim Nieß⸗ 
braud) 1035, 1088; K. der Vor— 
legung von Saden 811; ſ. auch 
Prozepkoften. 

Koftenvoranihlag beim Werkver⸗ 
tr 


ag 650. 
Kraftloserflärung 437, 799, 800 


(von haberpapieren), 1162 
(von Hypothefenbriefen), 2361 
(bed bſcheins), a. 101, 102, 


174, 178. 

Krankenkaſſen 394, 616, 617. 

Krankheit, Ablehnung ber Bor: 
munbihaft 1786; bed Dienit- 
verpfliteten 617; ber Frau 
1379, 1447; be3 Mannes 1358, 
1401, 1450. 

Kredit 1645, 1822 °; Gefährbung bes 

24 


Rreattannalten 248, 1115, 1807, 

&. 167. 

Kreditauftrag 778. 

Sriegögefangene a. 44. 

Kriegsperihollenheit 15, 18. 

Kündigung, 39, 199, 247 (wegen 
hoher Zinfen), 284, 296 (Ber- 
zug), 410 (bei Abtretung ber 
orberung), 425 (bei Geſammt⸗ 
chuldverhältniſſen), 542 bis 
544, 549, 558 bis 555, 564, 565, 
667, 569 bis 571 (Mietbe), 595, 
596 (Pacht), 605 Leihe) 609 
(Darlehen), 620ff. (Dienftvers 
bältniß), 643, 649 (Werkvertrag), 
671 (Auftrag), 712, 723 ff. (Ge⸗ 
ſellſchaft), 749 (Gemeinigaft), 
767, 1056, 1074, 1077, 1078 
(Nießbrauch), 1118 (Roften), 
1141, 1156, 1160 (Öypotbet), 
1193 (Grundſchuld), 1202 (Ren⸗ 
tenfchulb), 1288, 1286 (ber ver» 
pfändeten Forberung), 1358 
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(durch den Mann), 2042, 2044 
(durch Miterben), 2114 (burd 
ben Borerben), 2226 (ber Teſta⸗ 
mentsvolftredung). 
Stulturrenten a. 118. 
Kunftgewerbtreibende 196°. 
Kurbeifiihes Fürftenhaus a. 57. 


& 


Landesbenmte, Eheiäließung 1315. 
— — 44, 2 al 1807, 
4, 55, 187, 2 8. 
—— Een, „Tandesterrlice 
Familie 
Landesberriiche Verorbuung 8. 


Landesiuftigperwaltung 1558. 
— — 1822, 1728, 


———— Erbfolge 1515, 2049; 

Ertragswerth 1515, 2019, 2312, 

&. 137; Herausgabe des 2. ber 

au 1421: 2. des Kindes 1663; 

brauch 1055; Webernahme 

1515, 2312; Berpadhtung 593, 

694, 1663, 1822; bei Borerb- 
{haft 2130; Zubehör 98. 

Landiäffiger Adel 
Sanbiner liche Rreditanftalten 


gandivirtöfcaftlihe Erzeugniſſe 


— Grundftüde 
582 (Pacht), 998 (Herausgabe), 
1055 (Niefbraud), 1421 (ber 
Frau), 1663 (bed Kinds), 2130 
(bei Vorerbſchaft). 

Landwirthſcha ttreibende, 
jährung 196°. 

Laiten, des eingebraditen Gut3 1385, 
1529, 1531; ber Erbſchaft 2022, 
2116; bed Gefammtguts 1529 ff.; 
Haftung für die &. 436, 446 
(Kauf), 546 (Miethe), 748 (Ges 
meinihaft), 1047 (Niekbraud), 
2374 Erbicaftäfauf); bei Heraus» 
gabe an den Eigenthilmer 995; 
der Nutnießung bed Mannes 
1385 ; öffentlihe 2. 436, 1047; 
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bed Vaters 1654ff.; bed Ver⸗ 

mächtnißgegenſtands 2185 ; Vers 
eilung unter mehrere Pflichs 
tige 103. 

Leben, Gefahren 618; Verlegung 
828; vermãchtnißanfau 2160. 

Lebensalter 187. 

Lebensberuf, Koften 1610, 2050. 

Lebensgefahr, gemeinfame 20; Ver⸗ 
iollenheit 17, 18. 

Zebensnemeinichaft, eheliche 
1353 ff., 1358. 

Lebensnachitelung 1566, 2333, 
2334. 

Lebenspermuthung 18, 19. 

Lebensverfiherung 330. 

Lebenszeit, Dienfiverbältniß f. 2. 
624; Gefelichaft f. 2. 724; 
Miethvertrag f. 2. 567; Leib» 
rente 759. 

Legitimation, durch Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1728ff.; durch nach⸗ 
folgende Ehe 1719 f. , 8. 22, 
209 ; Bormunbfchaft 1883; Wohns 
fig 11. 

Legitimationspapiere 807, 808, 
8. 102, 177. 

Sebm, Gewinmung beim Nießbraud 
1037. 


Lehrer 196'?, 411, 570, 622, 8. 80, 
8 


1. 

Sehrgeid, Lehrlinge, üchrmeilter, 
Verjährung 196°, 

Lehrvertrag bed — 1827. 

Leibesfrucht 2, 844, 1912, 1918, 
1923, 1963, 2141. 

Leib gedingsvertrag a. 96. 

Seibrente , 759ff., 1073 

Leibzucht a 

—— Ausbeutung 138. 

Leibe 5 

Lei = nt: Unnahme 363f.; 
Beftimmung durch Ermeſſen 
815 ff.; 2. an Dritte 267f.; an 
eingetragene Berechtigte 893 ; an 
den Erbſcheinberechtigten 2367; 
2. an Erfüllungsftatt 364 ff., 422; 
Bu ber 2. 283, 326; %. bei Ges 
ammtf&hulbverhältniffen 421 ff.; 
an Miterben 2039; an den Müns 
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bel 1813; Drt ber 2. 269, 270, 
8374, 888, 391, 697, 700, 811, 
1194; Pfandrecht 1275; Pflicht 
zur 2. 2415 Stunbung 202; 
Theilbarfeit 420; theilmeife 2. 
266; 2. nah Treu und Glauben 
242; 2. an ben Duittungsübers 
bringer 370; Unmö lichteit der 
L. 275, 280 ff. ., 306 2. nad 
Verjährung 222; Verurtheilung 
zur 2. 283; vermachtniß 2169; 
Zeit ber 2. 193, 271, 272, 296, 
299; 2. Zug um Zug 274, 328f.; : 
!. auch w everfehrende Leiftungen. 
— zum Nachbargrundſtück 


——— Teſtament 2288, 


2247. 
Letztwillige Verfügungen 332, 
1509, 1638f., 1913f., 1937, 


2065ff., 2.214, 215; Anfechtbarteit 
2078 ff.; der Angehörigen der Ma⸗ 
rine @. 44; von Ausländern im 
Ausland a. 24; Auslegung 2084 ; 
Begriff 1937; von Ehegatten über 
bad Gejammtgut 1511 ff., 1516; 
Entziehung des Pflichttheils hie- 
durch 1333; I. V. im Erbver: 
trage 2278; I. V. über bie Bor- 
munbfchaft 1771, 1782, 1856, 
1868; Unwirkſamkeit 2077; ſ. 
auch Teftament. 

Lebtwillige Zuwendung 1970. 

Linien, ver Schwägerfhaft und Bers 
wandtſchaft 1589, 1590; Erbfolge 
1924 ff. 

Liquidation, von Stiftungen 88; 
von Vereinen Yale: 76, 77, 79. 

Liqnidationsperfahren, erbichafts 
liches a. 2183. 

Löſchung, im Grundbuh 875, 876, 
891, 901, 1141, 1179 (Hypos 
tbeh); im Schiffäregifter 1262f., 


— der Pfandleih⸗ 
anftalten a. 
. rüce,,  Berfägrung 196®. 
obr eg Berjäprung ber Ans 


EIER Gatigeitung, Bertheilung 
durch bad L. 659, 752, 2042. 


— — 
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Lotterieloos, Verjährung 1066. 
Lotterievertrag 763. 
Luftraum 905. 


m. 


Mäller, Mällerbertrag 652 ff. 

Mängel, im Rechte 439, 442, 521, 
522, 523, 524, 526, 1624, 2367, 
2385; Kenntniß 819; M. ber 
Sade 526, 537ff., 600, 633, 
1624; j. aud Formmangel, 
Mängelgewähr. 

Mängelanzeige 478, 485, 545. 

Mängelnetwähr, beim Erbicafts- 
kauf 2376; bei ber Hingabe an 
Srfülungsftatt 365; beim auf 
439, 459ff.; bei der Reihe 600; 
bei ber Miethe 537 ff.. 545; bei 
ber Schenkung 523, 524, 526; 
beim Werkvertrage 633, 634, 
635, 640; bei Zutheilung einer 
Sade 757. 

Mahnung 284, 410, 1160. 

Din mbertabren 284, ſ. Zahlungs» 
efehl. 

Marincangehörige, Reliktenver— 
ſorgung a. 49; Teſtamente a. 44. 

Marken 807. 

ia har 385, 458, 764, 1221, 
1235, 5. 

Maſchinen, ala Zubehör 98. 

Mauern, zwiihen Grunbftüden 920. 

on Maulthiere, Gewähr⸗ 

aft 48 

Medintifierte. Autonomie a. 58. - 

Mehrfacher Wohnfig 7. 

Mehraufwendungen, Erſatz 304. 

Mebrbeit, von Bedadten 2151 ; von 
Befigern 866; von Bürgen 769; 
von Erben 2032ff., 2088 ff., 
2148, 2319, 2857; von Forbes 
rungen, Aufrednung 896; von 
Forderungsberechtigten bei ber 
Auslobung 660; von Gläubigern 
und Schulbnern 420 ff.. 431,432; 
M. von Grunbdftüden, Buchung 
als Einheit 890 ; M. von Käufern 
und Verkäufern” 474 ; von Kaufs⸗ 
objelten, Nängelgewägr 469 ;von 
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Pfändern 1222, 1230 ; von Pfand» 
rechten an einer Forderung 1290 ; 
Nüdtrittärehte bei M. von Bes 
theiligten 856; M. von Xefta- 
mentsvollftredern 2219, 2224; 
von unerlaubten Hanblungen 
830, 840; von Vermächtnißneh⸗ 
mern 2148, 2151, 2157, 2158; 
von Verbinblichleiten, Anrech— 
nung einer Leiftung 366; von 
Borlaufsberedhtigten 513; von 
Bormündern 1797; von Wieder» 
fauföberedtigten 502. 

Meinungsperfchiedenbeiten, zwi- 
ſchen Eltern 1634, Vater, Pfleger, 
gejegliher Bertreter und Bors 
mund 1629, 1676, 1797, 1798. 

Meliorationsdarlichen a. 118. 

Mengekauf 508. 

Dientalveierbation 116, 2078. 

Diergel, Gewinnung durch ben Nieß⸗ 
brauder 1037. 

Miethe 535ff., 564 ff., 1056, 1423, 
1663, 1822, 1902, 2185, a. 171, 
172, 188. 

Miether, als Befiger 868, 869. 

Miethräumung a. 93. 

Miethvertrag, Form 566,'f. Miethe. 

Miethzins 535, 537, 551, 555, 565, 
573ff.; Haftung für bie Hypo- 
thet 1123ff.; Verfügung über 
den M. 573; Verjährung 196°, 
197; Bertheilung unter mehrere 
Berechtigte 101. 

Militärperfonen, Abtretung von 
Dienfteinlommen 411; Ehe— 
ſchließung 1315; Verſchollenheit 
16; Wohnfig 9; Wohnungskün⸗ 
digung 570. 

Minderjährige, Arbeitsverhältniſſe 
113, a. 36; Aufſicht auf M. 832; 
elterliche Gewalt 1626 ff., 1696; 
Erwerbögeihäfte 112, 113; 
Geichäftsfähigkeit 106ff.; m. 
Kinder, Unterhalt 1602, 1605, 
1626, a. 41; m. Mutter 1696; 
Schadenszufügung durch M. 828, 
829, 832; Teftamenisfähigkeit 
2229, 2238, 2247; Unfäbigleit 
zum Ehezeugen 1318, zum Teftas 
mentszeugen 2237, zum ors 


mund 17815 Bolljährigkeitd- 
erflärung 8 bis 5; Vormund⸗ 
[haft über M. 1773 ff. ; Willens⸗ 
erflärungen 107; m. Wittwe 


1696. 

Minderung beim Kaufe 462 ff., 487, 
498, bei Miethe 537, beim Werts 
vertrag 634, 635, Berjährung 
des Anſpruchs auf M. 477. 

Mineralien, Gewinnung a. 68. 

Mißzbrauch, der Rechte des Mannes 
1354; des Rechts der Sorge für 
das Kind 1666. 

Mißhandlung, grobe, Eheſchei—⸗ 
dungsgrund 1568; Grund zur 
Pflichttheilsentziehung 2333. 

Mitbefi 866, 1081, 1206. 

Mitbieten, beim Pfandverkauf 1239. 

Mitbürge, Aufgabe des Rechts gegen 
einen M. 776; Haftung 769, 774. 

Miteigenthümer, Miteigenthum 
1008 bis 1011, a. 131, 181; am 
Bienenfhwarm 963 ; Hypotheken 
an M. 1114 ; Niekbraud 1066, 
1095; Piandredyt 1258 ; Reallaft 
1106; M. durch Verbindung ıc. 
947, 948; Vermädtniß von M. 
2172; Vorkaufsrecht 1095. 

Miterbe, sen, Antheil an ver Erb» 
[haft 1922; Anwachſung 2094 f.; 
Auskunftspflicht 20575 Auds 
fhliefung durch Grjagerben 
2096 ff.; Einjegung von M. 
2091 jf.; Erbſchein 2357; Sins 
ventarerridtung 2063; Rechts: 
verhältniß ber M. unter ſich 
2032 ff.; zu ben Gläubigern 
2058 ff., bezüglich bed Pflichttheils 
2319 ff. ; Verfügungsrecht 2038ff., 
2039, 2040; Bermwaltungdrect 
2038 ; Vorkaufsrecht 2034 ff. ; ſ. 
Auseinanberfegung. 

Mitglieder, bed Familienraths 
1861 ff., von Bereinen 27, ſ. 
Mitgliederverfammlung. 

Mitglicderverfammlung, bei Bers 
einen 27, 82ff. 

Mitglicderverzeihnih 72. 

Mitglicdsrchte 38. . 

Mitte des Monats, Friftbeftims 
mung 192. 


— 
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Mittelbarer Befiß, Beſitzer, An- 
ſpruch des Eigentbümers bei m. 
8. 986, 991; Begriff und Schuß 
868, 869, 871; Einräumung 
930, 934, 936, 1205; Weber» 
tragung 870; Vermuthung bei 
m. B. 1006. 

Mittelbarer Eigenbeſitz 941. 

Mittelländiiches Meer 16. 

— Verantwortlichkeit 830, 


Mittbeilung, sen des Nachlaß⸗ 
gerichts 1597, 1953, 1955, 1957; 
einer Bevollmädtigung 171, 
172; ber Schulbübernahme 415; 
bed Bormunbichaftägericht8 1491, 
1492; M. an ben Vorkaufsberech⸗ 
an 510, ſ. auch Benachrich⸗ 

un 

wnitber! ulden, bed Beſchädigten 


Mitbormund 1778, 1792, 1797, 
1798, 1810, 1833 (Haftung), 
1894 (Ableben). 

Monat, Friftbereinung nah M. 
188, 191; Anfang, Ende, Mitte 
bed M. 192; halber M. 189. 

Müplen, Rufungsverbänbe 8.164; 
ubebör 


mü 2 J 65. 

Mündel, AÄboption 1752; Verjäh— 
rung von Anſprüchen zwiſchen 
Vormund und M. 204. 

Miündelgelvder, Mündelbvermö⸗ 
gen, Anlegung 1807 bis 1811, 
1852, a. 99, 144, 212; Hinter⸗ 
legung 1814 bi8 1818. 

Münzforte 245. 

Mufter, Kauf nah M. 494. 

Mutter, Audfteuerpfliht 1620 bis 
1623; Beiftanb 1687', 1688 ff., 
1702, a. 205; Benennung ala 
Siehe 1776, 1855; Ebelons 
fend 1305; elterlie Gewalt 
1684 ff. ; legtwillige Verfügungen 
1640; Rechte gegenüber ben 
Kindern 1634, 1685; Sorge für 
die Perſon des Kinds 1634, 708, 
2.204; Unterbaltsanfprud 1939, 
1968; Verwaltung bed Kinbers 
vermögend 1619; M. ald Bors 


munb 1778, 1782, 1899f., 1904; 


* 


ſ. auch ige uͤneheliche Muts 


ter, Elte 
N. 


Na —— 906 bis 924, a. 124. 


erbe, Nacherbfolge, 2100 bis 
21465 Angabe im Erbſchein 
2363; Begriff 2100; Einfegung 
2100ff., 2306, 2338 ; Grbfchafts- 
fauf 2873; Erbunmürdigteit 
2340; vflegſchaft für den N. 
—— ; Teſtamentsvollſtreckung 


Rabfolgende Ghe, Legitimation 
1719 ff., 1883. 

Nachlaß, Ausantwortung 1990; 
Berechnung des N. filr den 
—* 2311ff.; Beſchrän⸗ 

ng ber Haftung auf den N. 
1975; Erfitung gegenüber bem 
N. 939; Fürforge für den N. 
1960, a. 140; Heraudögabe 1985 ; 
Ueberſchuldung 1992; Vertrag 
über den N. 312; Bermwaltung 
bed N. 1984, 2038; Bolftredung 
in ben N. 1984; Bulänglichkeit 


1980. 

Ra (aganfprüche, Verjährung 207. 
Nachlaßforderungen, Einziehung 
2039, 2040; Verjährung 207. 
Rachlahgegenitände, Herausgabe 

1973, 1993; Hinterlegung 1960 ; 
Verfügung "über bie N. 1959; 
2040; Werth ver N. 1973, 2001, 

2009. 


Radlakgericht, a. 147; Abliefe⸗ 
rung von Teftamenten an bad 
N. 2259; Aenberung von Ans 
orbnungen 2216; Anmeldung 
von Nachlafforberungen 2061; 
Anorbnung ber Nachlaßverwal⸗ 
tung 1981; Anzeige: des Eins 
tritt8 der Nacerbfolge 2146, 
bes Erbſchaftsverkaufs 2384; 
Aufnahme des Inventars 2008, 
a. 147; Ausſtellung des Zeug⸗ 
niſſes: über die fortgeſ. 86. 
1507, für ben Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder 2368; Beftimmung ber 
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nventarfriſt 1994, 1996, 1999; 
inholung der Genehmigung 
einer Stiftung 88; Einziehung 
bes Erbideins 2861; Entlafjung 
bed Teftamentsvollftreders 2227; 
Entiheibung bei Meinungsver⸗ 
fhiedenheit mehrerer Tefta= 
mentsvolljtreder 2226; Ertlä⸗ 
rung gegenüber bem N., 
über die Anfechtung: ber Ans 
nahme oder Ausſchlagung 1955, 
des Erbvertrag® 2281, der Ehe 
1342, ber Ehelichkeit 1592, letzt⸗ 
williger Verfügungen 2081 ; ber 
Berjäumung der Ausfchlagung3= 
frift 1956, über bie Aufhebung 
ver fortgef. GG. 1492; über 
die Ausſchlagung der Erbichaft 
1945, über bie Beftimmung eines 
Teftamentsvollftreder8 2198, 
über bie Kündigung bed Teſta— 
mentövollftreder8 2226, über 
ben Berziht auf ben Antheil an 
ber fortgei. GG. 1491; Ernen= 
nung bes Teftament3vollftreders 
2202; Eröffnung der Teftamente 
2260f.; Ertheilung bed Erb- 
ſcheins 2353 ff.; Feſtſtellung deä 
Erbredt3 des Fiskus 1964 ff.; 
tforge für ben Nachlaß 1960 
i8 1963, a. 140; Mittheilung 
bes N.: über die Aufhebung ber 
fortgej. GG. 1492, über die Aus- 
fchlagung der Erbidaft 1953, 
über die Unfehtung der Aus« 
ſchlagung 1957. 
Nachlaßgläubiger, Antrag auf 
Nadhlafverwaltung 1981; An= 
meldung ber Anjprühe gegen 
ben Erben 1958, 1961, 1978; 
Aufgebot 1970 bi3 1974; 1980, 
2015, 2016; Aufrechnung 1977, 
1979; Ausſchließung 1973f.; 
Befriedigung 1990; Geltend- 
madung der Forberungen 1894, 
1966, 1974. 
Nachlaßkonkurs 1975 ff., 1988 bis 
1990 2060 


‚ 2000, 
Radlakpfleser, Nachlaßpfleg⸗ 
haft 1960 bis 1962, 1975, 
2012, 2017; Aus kunftspflichi 


Bürgerliges Gefegbud. 


2012, Befugnifie 2012; Inven⸗ 


tarfrift 2012. 
Radlakihulden, NRachlakver: 
bindlichfeiten 207, 1954, 


1967 ff., 1975 ff., 1994, 2000, 
2001, 2005, 2007, 2378, 2382, 
a. 24; Berichtigung, Erfüllung 
1954, 1980, 2014, 2046, 2059, 
2378, 2382; Geltendmadung 
1967, 1968, 1974; Haftung 
ber Erben 1975 ff., 1994, 2000, 
2005, 2007, &. 24; Berjährung 
207; Bezeichnung 2001, 2005. 
Ralanberipeliung 2046, 2047, 


056. 
Nachlaßzverwalter 1984, 1985, 
1987, 2012. 
Rahlakverwaltung 1975 ff., 1990, 

2000, 2018, 2062, 2205. 
Nachlaßverzeichnißß 1960, 1993 ff., 
2314, a. 14V, ſ. Inventar. 


Nachſchüſſe, ber Gejellfhafter 707. 
— —— 2190, 2191, 


Namen 12, 1355, 1577, 1616, 1758, 
1772, a. 209; bed Vereins 57, 
65, ſ. auch Familiennamen. 

Ramensdunterichrift 126. 

Nasciturus j. Leibesfrucht. 

Naſſauiſches Fürftenhaus, Auto⸗ 
nomie a. 57. 

Nebenleiitungen, Verjährung 224; 
beim Vorkaufsrecht 507. 

Nebenſache, Mängel berf. 470. 

NRichtberechtigter, Verfügung 135, 
161, 185, 816, 892ff., 932 ff. 

Nichterfüllung, nicht gehörige Er— 
füllung 340, 841, f. auch bei 
Schadens erſah. 

Nichtige Ehen, Kinder aus ſolchen 
1699 ff., 1899. 

Nichtigkeit, von Anorbnungen bes 
Erblafjers 2263 ; des Ausſchluſſes 
ber Gewährspflicht 541 (Miethe) ; 
ber Ehe 1309, 1813, 1823 ff., 
1343 ff., 1699ff., 1721, 1771, 
2077, 2268; bes Ürbvertrags 
2298; Konverfion 140; megen 
Mangelö ber Form 125; ber 
Rechtsgeſchäfte 125, 134, 135, 
138, 139 ff.; von Schulbverfchreis 
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bungen auf ben Inhaber 795; 
theilweifeN. eine? echtsgeſchäfts 
139; von Vereinbarungen: bei 
der Gemeinfhaft 749, bei ber 
Geſellſchaft 723, beim Kauf 443, 


476, bei der Miethe 540, beim 


Merfvertrage 637; von Ber: 
fügungen in einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teftamente 2270 ; ber Ver⸗ 
pfändung 1229 ; bed Verſprechens 
einer Strafe beim Verlöbniß 
1297; der Verträge 306, 310, 
312, 476; des Verzicht auf 
Mängelgewähr 637 ; auf Unter⸗ 
halt 1714; von Wilenzerkläruns 
gen 105, 116, 117, 122. 
KRichtigleitöllane 1309, 1329. 
Nichtrechtsfähige Vereine 54. 
Ki Ile uld, geiftung 812 ff. 
Kichtübertragnbarleit ſ. Unübertr. 
Richtvertretbare Sahen 91, 473. 
Niederlafiungsort 269, 270. 
Riekbrauch, anyorberungen 1074ff.; 
an Rechten 1068ff.; an Saden 
1080ff.; an einem Vermögen 
310, 311, 1085 ff. ; Enbigung bed 
Nießbrauchs an ber Pfandſache 


1242. 

Nießbraucher, mittelbarer Befig 
durch ihn 868. 

Notar, Verjährung feiner Forde⸗ 
rungen 196° ; Buftändigfeit: zur 
Aufnahme von Berzeinifjen 
1035, 1372, 1528, 2002, 2003, 
9121, 2215, 2815; zur Abnahme 
eidesftattlicher Berfiherungen 
2856; zur Werlautbarung bed 
Annahmevertrags 1750, von Ehes 
und Erbverträgen 1434, 2276, 
von Teftamenten 2231 ff-, |. au 
Beurkundung. 

Notarielle Beurkundung ſ. Ber 
urlunbung. 

Nothdürftiger unterhalt 1611. 

Nothlage, Ausbeutung 138. 

Nothſtand 228. 

Rothweg 917, 918, a. 116, 123. 

Nothwehr 227. 

Nodation 364 Abi. 2, 607 Abi. 2. 

Nutznietzung, des Ehemannd 1363 
bis 1865, 1372ff., 1384 (Been» 
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digung), 1418 ff. ; des Geſammt⸗ 
guts bei fortgeſ. GG. 1487; ber 
Mutter 1685 ; des Vaters 1649ff., 
1656, 1662 (Verzicht), 1678; am 
Bermögen bed Adoptirten 1767. 
Nutzungen, Begriff 100; Erjag und 
Herausgabe 292, 302, 347, 379, 
818, 820, 955, 986, 987, 993, 
2020, 2023, 2184, 2379, 2380; 
bes eingebradten Guts 1383, 
1384, 1525; des Kindervermö⸗ 
gens 1652; bes Pfandes 1213, 
1214; Theilung der N. bei der 
Geſeliſchaft 745; Uebergang beim 
Kauf 446, 487; Verjährung 224. 
Rugungsgemeinihaften a. 164. 
Nutzungspfaud 1213, 1214. 
Rutungsrehte, an Grundſtücken 
a. 196, 197; Fruchterwerb 955; 
Bufammentreffen mit Grunds 
dienftbarfeiten 1024. 


®. 
Kberkäße, Umfang des Eigenthums 


05. 
Oberlehnsherrlichteit, Ablöjungd- 
renten a. 114. 
Obftbäume, an ber Grenze a. 122. 
SObitgärten, Wildſchaden a. 71. 
Aa e Abgaben ſ. Abgaben. 
Deffentlide Armentallen 2072. 
Denentiihe Aufforderung 1965, 


358. 

Deffentliche Beglaubigung 129, 
371, 403, 411, 1035, 1155, 
1342, 1372, 1491, 1492, 1560, 
1577, 1597, 1662, 1706, 1945. 

Deffentlihe Bekauntmachung 50, 
66 (Bereine), 171, 176 (von 
Vollmachten), 883 (ber Berfteiges 
rung der hinterlegten Sache), 
657 (Auslobung), 981, 982 
(Fundverfteigerung),1237(Pianb» 
vertauſ), 1562 (der Eintraguns 
gen in bad Güterrechtäregifter), 
1983 (Nachlaßverwaltung), 2061 
(der Aufforderung der Nachlaß⸗ 
gläubiger); ſ. auch Belannt» 
madhung. 
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— juriftiſche Verſonen 
Oeffentliche Kaſſen, Zahlungen 
a. 92 


Oeffentliche Laſten, ſ Laften. 

Oeffentliche Sammlungen, Pfleger 
biefür 1914. 

Deffentliche urkunde 1718, 1720. 

Deffentliche VBerfteigerunn 383 
bi 386 «nicht bHinterlegbarer 
Sadıen), 385 (Begriff), 456, 457 
(Verbot der Mitfteigerung), 461, 
489 (im Redtöftreite wegen Wan⸗ 
belung), 753 (einer gemeinſchaft⸗ 
lien Sade), 935 (geftohlener 
Saden, Eigentgumdübergang) ; 
von Fundgegenftänden 966, 
979 ff.; 5. V. Hinterlegter Sachen 
383; von Grunbftiüden a. 143; 
unter Miterben 2052; von 
Pfänbern 1219 bi 1221, 1285 ff. 


Deflenttige Wege, Nothweg hiezu 


Deffentliche Buitellung, 
Willenderflärungen 132. 

Seffentliher Gebrauch, Grunds 
ftüde, die ihm dienen 911, a. 106. 

Seffentliher Glaube, des Erbs 
ſcheins 2366, 2367; des Grund» 
buchs 829 ff., 1138 ff. 

Deffentliches Intereſſe ſ. Interefie. 

Deffentliches Vereinsrecht, Auf⸗ 
löſung bed Vereins 74, Ein: 
fprud auf Grund beafelben 61. 

Deffentlichleit, des Grundbuchs 
892; bed Güterrechtsregiſters 
1563; bed Bereinsregifterd 79. 

Offenbarungseid 259, 260, 261, 
666, 681, 718, 1421, 1546, 1978, 
2006, 2028, 2057, 2130, 2218, 
a. 148. 

Offerte f. Antrag, Vertragsantrag. 

Erdensgeiitlihe,, Erbfähigteit a. 
87 


Orderpapier, ber Ehefrau 1381, 
1392; Hinterlegung 234, 1362; 
Erwerb aus Mitteln des Mün— 
dels 1814, 1853; D. Hinters 
lfegung 234, 1362; Erwerb zum 
Kinbervermögen 1646; der Nach⸗ 


von 


‘ 
— 
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erbſchaft 2116; Nießbrauch an 
D. 1081 


Ordnungsmähßige Ausübung 
des Nießbrauchs 1050; o. Be— 
nutzung 745, 917, 2132; o. 
Bejorgung ber Angelegen- 
beiten ber rau 1402, 1451; 
0. Einziehung, ber Forbes 
berung 1074, 1285; 0. Ge» 
Ihäftsfübrung 27, 712, 
2227; 0. Berwaltung: bes 
Mannes 1374, 1377, 1379, 
1386, 1418, 1430, 1447, 1472, 
bed Teftament3vollftreders 2206, 
2216; bed Vaters 1653, 1656; 
bed Borerben 2120, 2130, bei 
ber Gemeinfhaft 745, beim 
Nießbrauch 1073, 1083, 1088, 
beim Pfandrecht 1286; 0. Wirt h⸗ 
ſchaft: bei ber Fruchtziehung 
102, 987, 993, 998, 1122, 2138, 
bei Geldanlage 2119, beim 
Nießbrauch 1036, 1039, 1043, 
1045, 1046, 1048, bei ver Baht 
581, 586, 589, 591, 592, Rein⸗ 
ertrag 2049, Trennung von Zus 
bebör der o. W. zumider 1135; 
0. Zuftand 1020. 

DOrdnungsftrafen 78; gegen Fa— 
milienrath 1875; gegen Ligquis 
datoren und Vereinsvorſtände 

. > gegen Vormünder 1788, 


Ort, der Leiftung 269, 374, 383; 
ber Ridgabe 697, 700. 
MESBOBLSDEEHN, bei ber Abmarkung 
1 


919. 
Oftſee, Verſchollenheit 16. 


vB. 


Pacht 581 ff., 1056, 1423, 1663, 
— 1902, 21385, a. 171, 172, 

Pachtjiahr 584. 

Vachtzins 581, 584, 596; Hypo- 
thefenrechte am P. 1123 ff.; Ver: 
jährung 197. 

Bägter, Befiger 868; Pfandrecht 


43° 


u - 


676 Alphabetiſches Sachregiſter. 


Varzellenminimum a. 119 

Benfion, Verjährung 197. 

Bertöntiet Angelegenheiten, ber 
Frau, Rechtsgeſchäfte hierüber 
1408, 1451, Redtöftreite 1416, 


1464. 
Berfönliche Dienitbarleiten 1090, 
2182, &. 115, 191. 
Berfonliche Eigenſchaften, Irr⸗ 
gun ierüber bei ber Ehe 1333. 
Perſönlicher Schuldner 1142, 
1143, 1161, 1164 ff., 1174, 1267, 
1480, 1489, 1530. 
Berfonen, juriftifche 21 bi3 89; na= 
türlide 1 bis 20. 
Berfonenftaud, Aenberung bes bes 
zügl. Geſetzes a. 49. 
Berfonenvereine (Sachſen) a. 166. 
Pfündung, von Antheilen bei einer 
Gemeinihaft 751, eined Gejell- 
ſchaftsantheils 725; ber ehelichen 
Nutznießung 1658: des Rück⸗ 
nahmerechts 377; der Verwal⸗ 
tung und Nutznießung des Manns 
1408; unzuläſſige Pf. 394, 399; 
Privat⸗Pf. a. 89. 
Pfandbriefe, Anlegung von Müns 
delgeld 1807, a. 212. 
Biandgeld a. 89. 
andgläubiger, Befiger 868; Bes 
freiung von ber Anmeldung 
zum Nadlaffe 1971. 
Blanbieigantalten, öffentliche a. 


Pfandredt, Aufhebung, Erlöfchen 
418, 439, 1252 ff. 1255, 1266, 
1276; an beweglichen Saden 
1204 ff.; Eintragung a. 188; 
an Forderungen 1279 ff. ; bed 
Gaftwirths 704; an Grund: unb 
Rentenſchulden 1291; an Grund» 
ftüden a. 192 bis 194; an —— 
terlegten Sachen 233; an 
baberpapieren, Wechfeln 1292 
bes Pächters 590; an Negten 
1273 ff.; an Schiffen 1259 
Vebergang auf ben Erwer er 
401, 1250; Unterbredung ber 
Verjährung 228, durch Beftellung 
eines Pf. 208; Verhältnig zur 
Bürgihaft 778, 776; bes Ber» 


mietherd 559 ff. ; bed Berpächters 
581, 585; Bollftredungs= Bf. 
1490; bed BWerkunternehmers 647. 
Bfandverfauf 457, 461, 1003, 
1228, 1233 ff. 
Pferde, Gewäprigaft 481 ff. 
Pflanzen, Beftanbtheil des Grund—⸗ 
ſtücks 94. 


Pflegetoſten, Erſatz 488. 

Pfleger, Pflegſchaft 1909 bis 1921, 
a. 210; Beſtellung für den Be— 
vormunbeten 1794, für das 
Kind 1628ff., 1781; für ben 
Mann 1418, 1425, 1428; für 
den Bater 1676; für ben Teſta— 
mentövollftreder 2201 ; Pfl. über 
einen Ausländer a. 23. 

Pflichttheil 2303 ff., bes Abkömm⸗ 
ling3 1511, Berehnung 2310, 
2311, Beihräntung 2338, a. 
216, Ergänzung 1505, 2335, 
2326, 2328, Entziehung 1611, 
1621, 2294, 2297, 2333 ff., Vers 
trag über ben Pf. 312, Ber: 
sicht hierauf 1406, 1453, 1643. 

BrihttheilBanipend, Entftehung 

2317; Geltendmadung 2218; 
an 2303 ff.; Kürzung des 
ermädtnifjes hierwegen 2188, 
—— Uebertragung, Vererbung 
317; Verjährung 2332. 

Bittheilsberehtigte 2308; Erb⸗ 
unmwirdigfeit 2345; Nichtberüd> 
fihtigung 2079, 2281; Zuwen⸗ 
dung an Pf. im gemeinich. 
Teſtament 2271. 

Pflichttheilsrechte, in Folge der 
Adoption 1759; bei Aufgebot 
ber Nadlafgläubiger 1972ff.; 
Berihtigung 1991, 1992; Bi. 
— 

ritterfhaftl. Familien a. 216. 
———— ichtwidriges 
Berhalten, des Gemeindewais 
ſenraths 1850; bed Vormunds 
1799, 1886; bes Bormundicatiss 
erichis 1837. 

P derecht a. 80. 

vn ald Grenzeinricdhtung 921, 
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PVolitiihe Zwecke, bei Bereinen 
43, 61. 


Polizei, beim Funde 965 ff. 
Volt, Aufgabe der Hinterlegten Sache 
„sur B. 375. 

PBramie, bei Einlöfung von Werth- 
papieren, Theil des Kapitals 
1083 Abſ. 2. 

Praesumtio Mueiana 1362, a. 16. 

Breisausihreiben 661. 

Brivatbeamte, Kündigungsrecht 
622; Verjährung 196°. 

Privatgewäſſer, Fiſche darin 960. 

Pribatpfändungsrecht a. 89. 

Probe, Kauf auf P. 495, 496; Kauf 
nad Probe 494. 

PBrofuraertheilung, für den Mün⸗ 
bel 1822. 


Brotofoll, bei Teftamentserrichtung 
2240ff., 2250, 2260. 

Protofollfjührer , Bietungsverbot 
4 


56. 
Prosekführnng, des Mannes 1380 ; 
ſ. aud Recdtäftreite, 
Prozehkoiten, ber Frau 1387, 1412, 
1415, 1416, 1460, 1464, 1535, 
1536, bed Kindes 1654. 
Prozeßzinſen 291, 1387. 
Vunftationen 154. 
Putativehe, Kinder hieraus 1699 ff.; 
Verhältniß der Ehegatten 1344 ff. 


®. 


Quittung 368, 369, 370. 


R. 


Räume, Befisihug 866; Einrichtung 
ber Arbeit3-R. 618; 
„von R. 544, 580. 
Naumungsfriiten a. 98. 
—— zwiſchen Grundſtücken 921, 
22. 


Rangeinräumung 1180. 

Rangverbältnig,, «niffe, ber ein- 
getragenen binglichen Rechte 879, 
880, a. 184, 189; von Meliora= 
tionähypothefen a. 118; von 
Pfandrechten 1209; von Schiffs⸗ 
pfanbredhten 1261; von Theils 


Miethe ' 


hypotheken 1151; ber Ueberbau⸗ 
rente 914. 

aa a Rangvorbehalt 
‚, 881. 

Rath, Haftung Hiefür 676. 

Rauch, Immiſſion 906. 

Rayongeieh, Aenderung a. 54. 

Realangebot 294. 

Realgemeinden a 164. 

Realgewerbeberehtigungen a. 74 

Renllaiten 1105 ff., a. 113 bis 115, 
1215 R. am vermadten Grund- 
ftüd 2182. 

Realrechte a. 74. 

Rechenſchaft, Rechnungslegung, 
sfttelung, des Beauftragten 
666, des Ehemannd 1421, 1546, 
bed Erben 1978, des Geſchäfts— 
führers 681, bes Gefellfhafters 
713, 740; Inhalt der Pflicht zur 
R. 259; beim Nutzungspfand 
1214 ; des Teftamentövollftreders 
2218; bed Vaters 1667, 1681; 
des Vorerben 2030, 2130, bes 
Bormundd 1840, 1841, 1854 
(Befreiung), 1890 ff. 

Rehnungsabihluß, bei ver Ge- 
ſellſchaft 721. 

Rechte, Anmafung eines NR. an ber 
Miethfahe 545, Belaftung ber 
Miethſache mit R. Dritter 577; 
ald Beftandtheil eines Grund— 
ftüds 96; beſtehende R. an 
Saden und Rechten a. 184; 
der rau 1370, 1380; R. an 
Grundftüden 878 ff., 1551 (bei 
ber Fahrnißgemeinſchaft), 8.189: 
Erwerb durch den Mann 1473, 
1524, durch ben Bater 1646; 
Löſchung nicht beftehender RM. 
435; Nadlaßbeftandtheil 2041, 
2111,2113; Nießbrauch 1068 ff. ; 
Piandredte an R. 1973ff.; 
Mebertragung 418; Verfügung 
über R. bed Kindes 1821; Ber: 
fauf 435, 437, 441; Vermädtniß 
von R. an Saden und R. bed 
Erben 2175. 

Rechtsanwälte, Deferviten (Ber: 
jährung) 196°, 196 10. 


J 
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Rechtsfähigkeit, Beginn 1; ber 
religiöfen Geſellſchaften und Ge: 
nofjenjhaften a. 85; ber Ber: 
eine 21ff., 42ff., 73 (Berluft 
und Entziehung), a. 10, 82. 

Rehtögeibäit, se 104 ff., 305; an⸗ 
ſechibare 142; Begründung 305; 
Betätigung des R. 144; R. des 
Bevollmächtigten 174; der Ehe⸗ 
frau 1395, 1406, 1460, 1532; 
für ven Mann 1401, 1450, 1451, 
1533 ;, des Erben 1959 ) auf bie 
Erbſchaft bezüglihe 2019, 2041, 
2111, 2374; Form bed R. 125, 
a. 11; nidtige R. 134, 138, 
141; be3 Vaters für bad Kind 
1643; bed Vereins mit feinen 
Mitgliedern 34; bed Vertreters 
mit fich felbft 181; des Bor- 
munbs mit bem Münbel 1795. 

Rentsgeihäftlie Verfügungen 


135. 

Rechtsgrund, fehlenderR., Heraud- 
gabe hiewegen 812, 819, 821. 

Nechtshäugigkeit, Wirkungen 213, 
291, 292, 298, 347, 818, 989, 
996, 1435, 1613, 2023, a. 152. 

Rechtskrãftige Entſcheidung, 
Feititelung, des Anſpruchs, 
Einfluß auf die Verjährung 218, 


219. 

Nechts krãftige Berurtheilung, 
Schadenserſatzyflicht 283; zum 
Vollzug einer Auflage 2193, 2196. 

Nechtöträftiges urtheil 376, 407, 
425, 864. 

Rechtömängel f. Mängel im Redt. 

Rechtsmittel, Nicdteinlegung bei 
Verlegung der Amtöpfliht 839. 

Rechtsnachfolger, Anrechnung ber 
Befigzeit 221. 

Rechtspflege, Stillſtand 203. 

Aechtsiahe, pflihtwibrige Entſchei⸗ 
bung ber R. 839. 

Nechtsitreite, über Erbrechte 2354, 
2360; ber Frau 1387, 1400, 
1407 (über eingebradhted Gut), 
1412, 1415, 1416, 1454, 1460, 
1464, 1532, 1535 ; beö Geſammt⸗ 
guts 1448, 1450; bed Manns 
1887, 1585; für das Kind 1654; 
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zwiſchen Mündel und Vormund 
1795; ſ. auch Koſten. 
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Nechtsperwirlung, Vorbehalt ber» 
felben 360. 

Rechtsweg, Zuläffigleit 210. 

Negnalien a. 73. 

Rchwild, Wilpihaben 835. 

Reich, Aufrehnung gegen Fors 
derungen bed R. 395; Auögabe 
von Inhaberſchuldverſchreibun⸗ 
gen 795, 1807, 1815 (Btündels 
fiherheit); Bindgarantie 1807. 

Reichsadel a. 58. 

Neihönngchorigfeit a. 37. 

Neichsanzeiger, Belanntmadyungen 
795, 2061. 

Neichs bank, Anlegung von Mündel⸗ 
geld 1808; Hinterlegung 1082, 
1892, 1814, 2116. 

Reichsbeamte, Eheſchließzung 1315- 

NReihsbeamtengeieh, Aenderung 


a. 43. 

Neichsfiskus, Erbrecht 1936; Er- 
werb bes Erlöjes von Fund— 
gegenftänben 981. 

Neihsgericht, Zuftänbigkeit a. 6- 

Nteigagelene, erhältniß zum B. 

a 


. 32. 

Keichöfanzler, Alteröbispens bei 
der Adoption 1745; Anwendung 
des Vergeltungsrechts a.31; Bes 
freiung vonEhehindernifjen 1322, 
Befitimmung des Stanbeöbeamten 
1820; bei Ehelichkeits erllärung 


1728. 

Neihsmilitärgejeß, Aenderungen 
a. 44, 45. 

Reichsſchuldbuch 232, 1807, a. 50. 

Reihsitändiihe Hünfer, Autono- 


mie a. 57. 
neiaswährung, Zahlung in folder 


Reinertrag, eines Landguts 2049 

Religiofes Belenntnik, bed Mün 
beld 1779. 

Religiöfe Erziehung, des Münbelt 
1801; ber Ninber a. 154. 

Religiöſe Orden a. 87. 

Neligidie Vereine 43, 44, 61. 
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— — als Vormünder 


1784, 
Refinionsgefelfcaften, Rechts⸗ 
fähigkeit a. 85. 
Religioie, Erwerbsbeſchränkungen 
Rente, Berjägrung 197; f. aud 
Gelbrente. 


Rentengüter a. 62. 
Rentenicheine 234, 799 (Amortis 
fation), 801 (Borlegungäfrift), 
804 (Berluft), 805 (Erneuerung), 
1081 (Nießbraud), 1296 (Pfanb⸗ 
recht), 1814, 1817 (von Münbels» 
papieren), a. 174 ff 
Nentenichuld 1199 bis 1203; 282, 
238, 439, 880, 1047, 1080, 1208, 
1291, 1551, 1807, 1819, 1821, 
2114, 2165, a. 53, "60, 117, 118. 
Nentenihuldbrief 1199; Eigen- 
thum 952. 
Reugeld 336, 859. 
Rebvenuenhypothel a. 60, 192. 
Richter, Beurtundung von Erbver⸗ 
an 2276; von Teftamenten 


31 ff. 
Rindvieh, Bemwährleiftung 481 ff. 
Nitterihaftlide Familien, er- 
mweiterte Teftierfreiheit a. 216- 
Ritterinaftlige Kreditanftalten 


167. 

Rot pioild, Schadenserſatz 835. 

NRüderitattung, eines Darlehns 
609 ; öffentlicher Abgaben a. 102. 

Nüdforderung, der Schentung 519, 
528, 534; ſ. aud ungerechtiertigte 
Berei herung. 

Rüdgabe, des Gefcentes 871; ber 
hinterlegten Sade 695; bed 
Miethobjeftd 556. 

Rüdgriff, der Armenverbänbe a. 101; 
bed Bürgen 774. 

Rüdnahme, der hinterlegten Sache 
876ff., 696; bed Teftaments 
2256, 2272. 

Rüdtritt, Rüdtrittsreht, Aus— 
ſchluß beim Kaufe 464; R. vom 
Erbvertrag 2293 bis 2348; gegen 
859; Untheilbarfeit bed 

NR. Rechte 356 ; Verlöbniß 1298, 
1299; vom Vertrage 280 280 (bei 
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theilweifer Unmöglichfeit), 286 
(bei Verzug des Schulbners), 
325 bis 327 (bei gegenjeitigen 
Verträgen), 346 bis 361 (ver- 
tragämäßiges); beim Vorkaufe 
506; beim Werklvertrag 636. 

Nüdverweilung eines ausländis 
ſchen Gejeged a. 27. 

Rüdwirkung, der Aufrehnung 389; 
ber Bedingung 158 ff.; der Ge— 
nehmigung 184; ber Hinterlegung 
375. 

Ruhegehalt, Abtretung 411; Auf» 
rechnung und Webertragung 2.81; 
Verjährung 197. 

Nuhen, ber elterlihen Gemwalt 1656, 
1657, 1676 bis 1678, 1685, 1696. 

Ruß, Immiffion 906. 


S. 


Sache, Sadhen, Begriff 90; Bes 
ftanbtheile 93; Früchte 99; ber 
Gattung nad) beftimmte ©. 248; 
Nußungen 100; verbrauchbare 
©. 92; vertretbare ©. 

Sabinbegrif 92, 260; Stehbraud 


Sachberſtäündige, Seftftellung des 
Werths oder Zuſtands einer 
Sade 1034, 1067, 1093, 1372, 
1439, 1528, 1550, 2198; für bie 
Schägung von Grundftüden 8.79; 
hg ihrer Forderungen 


Sädfiihes Geſetz, betr. bie jus 
riftiihen Perjonen a. 166. 
Samen, ald Grundſtücksbeſtandtheil 
94. 

Sammlung, öffentliche, Pflegichaft 
hierüber 1914. 

Sand, Gewinnung burd den Nief« 
brauder 1037. 

Satzung, des Bereind 23, 27, 80, 
83, 86, 39 biß 41, 45, 57, 58, 


71: 

Schadenserſatz, Schndensderfag- 
pfliht 249 ff., 8ı2 ff. 831ff-; 
Sch. bei Aufläufen 2c. a. 108; 
Sh., Aufrehnung 479; beim 
Auftrag 671; Sch. ber Beamten 
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839, 841; bei bedingten Reiten 
160 ; bei Eifenbahnunfällen a.42; 
der Eifenbahnnunternehmer a. 103; 
bes Gaftwirth3 701; bei ber Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag 678; 
bei der Gejelihaft 723; bed 
Hinterlegerd 374, 694; Inhalt 
und Umfang der Sch. 249 ff.; 
Sch. wegen Mängel 477, 490, 
524; wegen Mängel im Rechte 
523; wegen Leiſtung am uns 
richtigen Orte 391; wegen Nicht⸗ 
anzeige der Hinterlegung 374; 
Sch. wegen Nichterfüllung 280 ff., 
286, 325, 326, 338, 340, 341, 
440 (Kauf), 463, 528, 524, 538, 
545 (Miethe), 1613, 1635 ; wegen 
Nichtigkeit der Erflärungen 122; 
beiNotbftand und Nothwehr 228, 
904; beim Pfanbverfauf 1248; 
SH. aus Rath3ertheilungen oder 
Empfehlungen 676 ; bei Rüdtritt 
vom Werlöbniffe 1298, 1299, 
1300; bei Schulbverfhreibungen 
795; bei Selbfthülfe 231; bei 
unerlaubten Handlungen 823 ff-, 
842ff.; bei Unmöglichkeit ber 
Leiftung 280, 307; ber Unter- 
laſſung der Dlängelanzeige 545; 
der Verfteigerungdanzeige 384; 
Sch. ber Unternehmer a. 106; 
ber Vereine und ihrer Vorftänbe 
31, 42; wegen Berlöbnißaufs 
—— 1298, 1299, 1300 ; wegen 
erſchlechterung 2c. 292, 347, 
498, 558, 602, 606, 848, 2023; 
des Vertreterd 179; bei Vertrags⸗ 
jtrafe 340, 841, 342; bei Ver⸗ 
zug 286, 289; des Vorerben 
2138; bed Vormunds 1833. 

Schätlente, Haftung a. 79. 

Schätzung, zur Berehnung bes 
Pflichttheil3 28311; des Geſell⸗ 
fchaftsvermögen? 738; be3 In⸗ 
ventard 1048; bed Pachtinventars 
593, 594. 

Schöhungswerth, Uebernahme bes 
Gefammtgut3 zum Sch. 1502 
1515; be3 Inventars 587 ff. (be 
der Pacht); 1048 (beim Nieß⸗ 
braud); beim Wieberfauf 501. 
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& afe, Gewährſchaft 481ff. 
Schankwirthe, Verjährung der An⸗ 


eidung 1351, 1478, i 
1578, 1635f., 1938, 2077, 2268, 
2279, 2335, a. 17, 201, 206; 
j. aud Eheſcheidung. 
Scheingeihäft 117. 
Scheinforderung, Einrebe 405. 
Schenfung, =: cn 516 ff-, 1301, 1406, 
1446, 1453, 1477, 1521, 1551, 
1556, 1584, 1624, 1641, 1804, 
2287, 2325, 2327, 2329, 2380, 
2385. 
Schenkungsverſprechen, Form518; 
von Todeswegen 2301; Ber: 
weigerung ber Erfüllung 519; 
wiederlehrenber Zeiftungen 520. 
Scherzhafte Erflärung 118, 122. 
Schiedsvertrag 220, 1822. 
S A 435; Berpfänbung 


1259 ff. 
esifier, Verjährung ber Ansprüche 


Schiffspart, Verpfändung 1272. 

Schiffspfandrecht 1259ff. 

Schiffsregiiter 1260, 1262, 1263. 

Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1356, 
1357, 4. 16. 

Schmerzensgeld 847. 

Schmiede, Zubehör 98. 

Schmuckſachen, Eigenthumsver⸗ 
muthung 1862; ber Frau 1366; 
als freied Vermögen bed Kinds 
1650; Nebernahme bei ber Thei- 
lung 1477. 


— als Verarbeitungs form 


Schreibensunkundige, Teſtament 
2238, 2247. 

Shriftlihe Form, Shriftform 
57, 111, 126, 127, 368, 415, 
416, 581, 788, 788, 784, 792, 
für die Anmeifung 783, 784, 
794 ; für bie Bürgſchaſt 766; die 
Hypothefenabtretung 1154; für 
das Leibrentenverjpreden 761; 
für den Miethvertrag 566 ; für 
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Schuldanerkenntniß und »Ber« 
fpreden 780, 781; für das Stif⸗ 
eg 81; in Bereind- 
faden 3 

Shriftftüde, gemeinfgafttige ber 
Miterben 2047. 

Schulbaulaft a. 132. 

Schuldanerfenntniß, Begriff, Er⸗ 
forbernifje 781ff.; für € ever 
mittelung3lohn 656; ſchenkweiſe 
ertheiltes Sc. 518, 2301; für 
Spiel» und Wettſchulden 762. 

Schuldausſpruch 1574, 1576. 

Schuldenhaftung, bed Frauenver- 
mögens 1410, 1411. 

Schulderlaßß, 397ff., 423. 

Schuldiger Theil, bei der Schei- 
bung 1574. 

BANNER; Mehrheit von folden 


Shuldihein, Eigenthum 952; Zu⸗ 
rückgabe 371. 

Schuldübernahme 329,414 bis 419. 

Schuldverhältniſſe, beſtehende SH. 
a, 170; einzelne Sch. 433ff.; ; 
Erlöſchen 362 ff. ; Inhalt 241 ff. ; 
aus Verträgen 305 ff 

Schuldverſchre — auf den 
Inhaber 247, 248, 793ff., 
a. 84IV, 100, 101, 174, 175, 
178; Auäftellung durch den vor⸗ 
mund 1822; Hypothek fir Forde⸗ 
rungen aus 'Sd. 1187 bis 1189; 
münbelfihere Sch. 1807; Schiffs- 
pfandredt 1270; Verpfändung 
1270. 

Schuldverſprechen 780 bis 782; 
ſchenkungsweiſe ertheiltes 518, 
2501; für Spiel- und Weit 
ſchulden 762. 

Schwächung einer Frauensperſon 
825, 847, 1716. 

Schwägerſchaft, Ehehinderniß 1310, 
1327, 1590, a. 33; in Folge ber 
Adoption 1762; in Folge ber 
Epelichkeitserflärung 1737. 

Schwangere, Schwangerſchaft, 
Ausjegung der Erbtheilung 2043 ; 
Unterhaltsanſpruch 1963, 2141. 

Ehwarzed Meer, Berihollenheit 16. 
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Schwarzwild, Wildſchaden 835. 
Schweben, der Bedingung 160, 161. 
Schweine, Gewährſchaft 481 ff. 
Seereife, Teftamentderrihtung auf 
ber S.2251; Verſchollenheit 16,18. 
— — Seitenberwandte 


Seibithülfe, Selbitbertheidigung 
227, 228, 229ff.; gegen ver⸗ 
botene Eigenmadt 859f.; bes 
Vermiethers 561. 

Selbithülfeverfauf 457, 458. 

Selbitfontrabiren 181. 

rar arg vo 773. 

Sicherheit der Hypothek, Gefähr- 
bung 1138 ff. 

Sicherbeitsleiitung 52, 208, 222, 
232ff., 240, 257, 258, 278, 321, 
509, 562, 572, 775, 1039, 1051, 
1052, 1067, 1071, 1218, 1220, 
1391, 1392, 1418, 1580, 1668, 
1671, 1672, 1786, 1844, 1889, 
1986, 2128, 2217, a. 90. 

Sicherung bed Beweiſes 477, 478, 
485 ; ber Ehefrau 1391 ; des Nach⸗ 
laffes 1960, a. 140. 

Siherungshnbotbet 238, 1184ff., 
1287; bed Baumeifterd 648; für 
beftehenbe Pfandredtean Grund» 
ftüden a. 192, 193, 195; bei 
Einziehung einer Forderung auf 
Eigenthbumsübertragung 1287; 
be3 Fisfusa. 91; als Sicherungs⸗ 
mittel 238; am Vermächtniß⸗ 
grundſtück 2166. 

Sicherungsübertragung 223. 

ei t, — — auf S. 


Siegelung. be3 Nachlaffes 1960, 
&. 140; bed Teſtaments 2246. 

Sielrecht a. 66. 

Silberfadhen, ala Pfand 1240. 

Simulation 117. 

Sitten, gute, Verſtoß gegen bie g 
©. durch Anwendung eines auds 
länbifchen Geſetzes a. 30; durch 
Handlungen 826; burd eine 
Reiftung 817, 819; burd ein 
Rechtsgeſchäft 188; durch ein 
Vermädtniß 2171. 


Etantlihe Genchmigung, ber 
Schuldverſchreibungen 795; ber 
Rotterien 768; ber Stiftung en 
80, 82, 83; ber Bereinsfagungen 
83 ; zur Verleihung ber Rechts⸗ 
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nn e Pflicht, Leiftung zur Ers 

ülung einer folden 814; 

—— zur Erfüllung einer 

f. Pi. 534, 814, 1446, 1641, 
2118, 2205, 2330. 


1804, 
Sittiiches Berfchulden, des Unter- 
haltsberechtigten 1611. 
Sittlichleitsberbrechen, Schadens⸗ 


erſa 
Sitz, „et Stiftung 80; bed Vereins 
— Beſchwerde (Bereind- 


recht 60, 73. 
Solidarobligationen 420 ff. 
—— an Bäumen 


181 
Sonderrcäte ber Bereindmitglieber 


— Friſt oder Termin an 
einem ſolchen 198. 

Sorge für die Perſon des Kindes 
und Mündels 1586, 1627 bis 
1637, 1676, 1696, 1697, 1698, 
1702, 1707, 1738, 1765, 1798 
für beffen” Vermögen 1627 
1638 ff., 1793 ff.; er 
beftimmung a. 204. 

Sorgfalt, wie in eigenen Ans 
gelegenheiten 277, 553 (bei 
der Miethe), 605? (Reihe), 690 
(Verwahrung), 708 (Geſellſchaft), 
1859 (unter Gbegatten), 1664 
(bei ehelicher Nugnießung), 2131 
ke ee im Ber: 

erforderliche &. 276. 

—— —3— 61. 

Sparkaſſen, öffentliche a. 99; Ans 
legung von — 1807; 
Zinſeszinſen 248. 

Sparkaſſenbücher 808 

Spediteur, Gefahrtragung 447. 

Speiſewirthe, Verjahrung der An⸗ 
ſprüche 196*. 

Spez iesobligationen 292. 


Epiel 762 ff. 

Stant, Darlehen bed St. a. 118; 
Seltung * Beamte a. 77; 
ypothettitel a. 91: Reallaften 


bed St. a. 121; Webertragung 
eines Grunbftüds bes St. a.126, 
f. aud Fiskus. 


fähigfeit 22, a. 82. 
Stantsangehörigkeit a. 29, 41. 
Staatsbanken, Anlegung von Müns 

belgelb 1808. 

Staatsſchuldbuch 232, 1807, a. 97. 
Stantsihulden a. 98. 
Stantsverbaud, Entlaffung des 

Mündels hieraus 1827, 1847. 

Stantöperträge ber Bundesftaaten 


a. 56. 
erkame, Erbfolge nad St. 1924, 
7. 


Stammgüter, a. 595f. 

Stand, ber Frau 1355. 

Standesbenmter, Eheſchließung 
1317, 1819, 1820 bis 1822, a.46. 

Standesmäkiger Unterhalt 829, 
1578, 1579, 1603, 1608, 1610; 
Gefährbung burd Sſchentung 519, 


Statutenfollifion a. 7ff. 
Steine, Gewinnung beim Nießbraud 


1037. 

Stellvertreter, —— 
im Beſitze 855, 860; birefte und 
inbirefte 164 ff.; baftung für 
ben St. a. 78. 

Sterbefafien, eiufrechnung 394. 

Stiftung, sen, 8Boff., 2043; öffent- 
lihe Stiftungen 89; Erbrecht 

8.188, Hypotheftitel" 8. 91, Zus 
meifung, von Bereindvermögen 


eriütdweig igenbe Vereinbarung, 
einer Vergütung 612 (Dienjt» 
miethe), 632 (Werkvertrag), 653 
(Mällervertrag), 689 (Bermah- 
rung); ft. Verlängerung, bes 
Dienftvertrags 625; der Miethe 


568. 

Stillftand, bes Prozeffe 211; ber 
Rechtspfl sr 208. 

Stimmenzapl, für Beſchlüſſe ber Ges 
fellfhafter 709; der Mitglieder» 
verfammlung 82ff.; der Mit: 
erben 2088; ber Theilhaber 745. 
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Stimmrecht, der Vereinsmitglieder 
34. 


Stockwerl, Unzuläſſigkeit eines Erb⸗ 
baurechts 1014. 

Stodwerldeigenthum a. 182. 

Störung im Beſitze 846, 858. 

Stoff, Lieferung 644f., 651; Ber- 
‚arbeitung 950. 

Sträucher 823, 907, 910,911, 8.124, 
183. 

Strafantrag a. 34. 

Strafbare Handlungen, Befiz- 
erwerb hiedurch 992, 2025; Ent 
ziehung des Pflichttheils wegen 


folder 2833; Erbunwürdigkeit 
2339. 
Strafen, Sceibungägrund 1565; 


Verwirkung ber elterlichen Ge- 
mwalt 1680. 

Strafgeſetzbuch, Aenderungen 1565, 
2339, a. 34, 186. 

Strafprosehorduung,Aenderungen 
a. 33, 35. 

Etrafverfahren, gegen bie Frau 
1387, 1415, 1463; gegen ben 
Mann 1463, 1586; gegen das 
Kind 1654. 

EStreitverfündung, bei Mängel- 
anfprühen 478, 485; Unter- 
bredung ber Berjäprung hie⸗ 
durch 209*, 215. 

Summe, feoſchaft 1910; Teſta⸗ 


— * Kaufpreiſes 452, 
454, 509 (beim Vorkauf); der 
Leiftung 201, 202. 

Sühnetermine, Sühneverfahren, 
in Scheidungsjaden 1571. 

Entrogation, Surrogirnng 281 
(beim Schavenserfag), 1370 
(beim WBorbehaltögut), 1381, 
1892 (beim eingebradten But), 
1473, 1497 (beim Gejammtgut), 
1524 (bei Errungenihaftögemein- 
ſchaft), 1554 (bei Fahrnißgemein⸗ 
ſchaft), 1638, 1646 (beim Rechts⸗ 
erwerb bed Rinde), 2019, 2041, 
(bei ber Erbichaft), 2111 (bei 


ber Vorerbiajt), 2164, 2288 | 
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(beim Bermädtnih), 2874 (beim 
met: Ausſchließung 
1489. 


T. 


Tabularerſitzung 900. 

Täuſchung ſ. Argliſt. 

Tage, Friſt nad ſolchen 188. 

Taglöhner, Verjährung ber Ans 
ſprüche 196°. 


Talon ſ. Erneuerungsſchein. 
Taube, Pflegſchaft für ſolche 1910. 
Tauben, Aneignung a. 103. 
Taubftumme, Entmündigung 6, 
1910; Schadenshaftung 828. 

Tauſchvertrag 515. 

Taxe, beim Dienftvertrag 612; beim 
Mällervertrag 653; beim Werks 
vertrag 632. 

Teiche, 5 in ſolchen 960. 

— —⸗ Nebermittelung 


—— Offerte durch das T. 147. 
Termine, bei Rechtsgeſchäften 186, 
193; zur Teftamentseröffnung 


2260. 

Teitament, Aufhebung 2253ff., 
2258, a. 214; Begriff 1937; 
beim‘ Erbvertrag 2289 2291, 
2292, 2297, 2298, a. 214; Erbs 
verzicht 2352; Erforderniß 2064; 
Eröffnung 2259 f.; - Fähige 
teit 2229 f., a. 24, 215; Form 
2231 ff., 2249 ff.; gemeinichafts 
liche T. 2265 ff. ., & 214; Wider⸗ 
ruf 2258 ff. 

en 2260, 2261, 
2262 

Zeftamentsfäbigteit 2229, a. 24, 


Zeitamentsvollitreder 2197 bis 
2228, 2306, 2338, 2376; Ans 
gabe im Erbichein 2364; Mehr: 
beit von T. 2224; Einholung 
der Genehmigung der Stiftung 
* msn des Nachlaßgerichts 


——— 2238 ff., 2241f. 
Thäter, mehrere, Haftung 830. 
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Theilbare Leiftungen 420, 427. 
Theile, der Erbichaft, Annahme und 
Ausfhlagung 1950, 1952; eines 
Gebäudes: Erbbaureht 1014, 
Wohnungsrecht 1093; eined 
Grundftüds, Dienftbarfeit 1023; 
einer Sade, Befigihug 865; 
eined Werks, Uebernahme 641. 
Zheilhypotheten 1145, 1151, 1152. 
Theilleiftungen 266, 283, 807, 
320 ff., 389, 1145, 1146. 
Theilung, Anorbnungen bed Erb» 
lafjerd hierüber 2048, 2306, 
2376; T. der gemeinſchaftlichen 
Saden 7525ff., 1010; bed Ges 
fammtguts 1442, 1476 ff., 1503; 
des Geſellſchaftsvermögens 719; 
ber Grundftüde, Beſchränkung 
&.119, 120, bei Dienftbarteiten 
1025, 1026, bei Reallaften 1109; 
ber Hypothekenforderung 1132, 
1151; unter Miterben 2042, 
2059, 2060; ber Schmuckſachen 
und Kleider 1477. 
Theilungöberbote a. 119. 
Theilweiſe Richtigfeit, des Rechts⸗ 
Are 139. _ 
Theilweile Nnmöglichleit, ber 
Reiftung 280, 307, 825. 
Thierarzt, Koften der Unterſuchung 
durch den Th. 488; Verjährung 
feiner Dejerviten 196 ’*. 
Thiere, Aneignung 960; Schaben 
durch Th. 828 f. 
Thiergärten, Eigenthbum an wilben 
Thieren in Th. 960. 
Thierbalter, Haftung 834. 
Thon, Gemwinnnng durch den Nieß- 
brauder 1037. 
Töchter, Ausfteuer 1620 ff. ; verhei⸗ 
rathete T., Vertretung 1633. 
Tod des Abkömmlings bei Güter- 
gemeinfchaft 1490 ; bed Abweſen⸗ 
ben bei beſtehender Pflegihaft 
1921; bed Nooptirenben ober 
zu Mboptirenden 1753; bed An—⸗ 
fehtungsberechtigten 1338,1342 ; 
bed Anmeifenden oder Angewie⸗ 
fenen 791; bed Auftraggebers 
672; des Ausſtellers von In⸗ 
haberſchuldverſchreibungen 794 ; 
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des Beauftragten 673; bes Bes 
ſchenkten 635; bed Ehegatten 
1338, 1342, 1482 f., 1490, 1494, 
1582; vor ber Ehelichkeitserklä⸗ 
rung 1733; Eintritt der Erb» 
folge 1922, ber Nacdherbiolge 
2106; Endigung ber Gemein- 
haft 750, ber Gefellfhaft 727, 
ber Gütergemeinfhaft 1482 ff., 
1494; T. bed Entleiherd 598, 
605°; T. bed Erben 1592 (vor 
Ablauf der Ausfhlagungdfrift), 
1998 (der Inventarfrift); T. bes 
beim Grbvertrag Betbeiligten 
2290, 2297; X. nad) Erkläͤrungs⸗ 
abgabe 130, 1338, 1342; (r- 
löſchen des Unterhaltsanſpruchs 
1615, 1712, 1713; T. ber Frau 
1424 ; T. in gemeinfamer Lebens⸗ 
gefahr 1424; T. bed Gefell- 
ſchafters 727, 736; bed Gemalt- 
habers 1691; bed Hauptſchuld⸗ 
ner3 768; bed Kindes 1597, 
1683, 1718, 1733; des Miethers 
569; bed Niekbrauders 1061; 
des Pächters 596; des Schen- 
fer3 552; bed Theilhabers 750; 
bes Teftamentövollitreders 2225; 
bed Unterhaltsberechtigten un) 
verpflichteten 1582, 1615; bes 
Vaterd 1684, 1712, 17383; bes 
Verlobten 1301; bed Beripre- 
chensempfängers 331; vor ber 
Vertragsannahıne 153 ; bed Vor⸗ 
erben 2106; bed Bormunbs 
1799, 1896; nad der Willend- 
erflärung 130; Zeitpuntt bei ber 
Tobederklärung 18. 
Todeserflärung 13ff., a. 9, 158 ff., 
206; bed abweſenden Pfleglings 
1921; von Wusländern a. 9; 
bed Ehegatten, Auflöfung ber 
Ehe 1388, 1637; Enbigung ber 
fortgef. GG. 1494; T. bed Erb⸗ 
lafierd 1974, 2252; X. bei 
ber Errungenfhaftögemeinihaft 
1544; T. bed Mannes 1420, 
1425, 1544, 1547; bed Min 
bel 1847, 1884; unrichtige T. 
2081, 2370 ; T. bed Baterd 1679, 
1684; X. bei Vorhandenfein 
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eined Teftamentd 2252; T. bed 
Vormunds 1885; Wiederverheis- 
ratdung 1348 ff.; Wirkung ber 
T. 18, 2031. 

Todesvermuthung, bei gemein- 
famer Gefahr 20. 

Todte Hand, Erwerb a. 86. 

ZTodtgeburt, Entihädigung der Mut⸗ 

„ter 1715. 

Tödtung, bes Erblafjer3, Erbun⸗ 
würdigkeit 2339 ; eined Menſchen 
Erjagpflicht 823, 833, 836, 844 ff, 
a. 42; bed Schenterd, Wiberruf 
530; eines verlauften Thieres, 
Erjag der Koften 488. " 

Zorf, Gewinnung durch ben Nieß- 
brauder 1037. gi 

Traktate 154. 

Transportgeinhr, beim Kauf 447; 
beim Werkvertrag 644. 

Trennung , der Ehegatten 1361; 
der Früchte 953 Fff.; von Tiſch 
unb Bett 202, 206. 

Treu und Glauben, bei der Aus- 
legung von Verträgen 157 ; Hand⸗ 
lung wider T. u. GI. 162; Leis 
ftung nad X. u. GI. 242, 820; 
Verhinderung des Erfolgs wider 
T. u. Gl. 815. 

Zruntenheit, beiunerlaubten Hand⸗ 
lungen 827. 

Trunkſucht 6, 114, 1780, 1865, 
2229, 2258. 


a. 


Neberban 912 bis 916, a. 116. 
Neberbringer, der Duittung 370. 
Meberfall, der Früchte 911. 
Neberanbe, Beſtellung bed Nieß- 
brauch hiedurch 1032 ; bes Pfands 
rechts 1205; beweglidher Sachen 
929ff.; des Hypothelenbriefs 
1117, 1144, 1145, 1154, 1163; 
der Kaufſache 433, 448 (Koften). 
Nebergang , der abgelöften Forbes 
rung 268; der Forderung auf 
den Gejammtjhulbner 426; der 
Gefahr beim Kauf 446, 450; 
ber Hypothek 1153, 1164; ber 
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Miethe 571, 576; bed Pfand⸗ 
rechts 1250; ber Vorzugsrechte 
401. 

Nebergebot 156. 

Uebergehung, eines Pflichttheiläbe- 
rechtigten 2079; eines zur Vor⸗ 
mundſchaft Berechtigten 1778. 

Neberbaug, von Zweigen 910. 

Neberleben, Erb» und Vermächtniß⸗ 
fähigkeit 1923, 2176. 

Nebermittelung, von Gelb 270; 
unrichtige Ü. von Willenderklä- 
rungen 120. 

Nebernahme, der Befriedigung des 
Gläubigerd eines Dritten 329; 
bed Gejammtgut3 1477, 1502, 
1515; ber Geihäftöführung 681 ; 
der Gemährleiftung 492; ber 
Haftung 438; einer Hypothek in 
Anrehnung auf den Kaufpreis 
416 ; eined Landguts 1515, 2312; 
einer Schuld 414 ff. ; der Stellung 
eined Familienrath3 1869; einer 
Verbindlichkeit duͤrch ben Vor⸗ 
munb 1822; eines Vermögens 
830, 419. 

Neberreit, Einfegung bes Nacherben 
hierauf 2137. 


Neberichreitung,, bed Koftenan« 
ſchlags 650. 
Neberfhuldung, Cnterbung des 


Ablönmlingd wegen U. 2338; 
U. des Gejammtguts 1468, 1469; 
der Gejellfhaft 735, 739; einer 
Körperfhaft bed öffentliden 
Rechts 89; des Nachlafjed 1980, 
1990 ff. (ſ. auch Nachlaßkonkurs); 
einer Stiftung 86; eines Vers 
eind 42. 

Weberichuß, bei Auseinandberfegung 
ber Erbihaft 1973, 2047; bes 
Gefammtgutd 1476, 1477; der 
Gefellihaft 734. 

Neberiendung, * derſelben 
447; Koſten der U. 270. 

uneberſicht, über das Geſellſchafts- 
vermögen 716; über das Mündel⸗ 
vermögen 1854. 

Nebertragbarfeit , der Vexeins⸗ 
mitgliedſchaft 38. 
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Nebertranung, bed Anſpruchs: auf 
Yusfteuer 1623 ; auf Dienfte 613; 
auf Gelbentfhäbigung für ims 
materiellen Schaden 847; ver 
Gejellfchafter 717; Ü. ber Ans 
weifung 792; be3 Nuftzag3 664; 
ber Dienftbarleiten 1092; des 
Eigentbums: an beweglichen 
Saden 929 ff., an Grunbftüden 
313, 873, 9235, a. 189; ber elter- 
lichen Nußniefung 1658; eines 
Erbantheild 2035 ff. ; ber Forde⸗ 
rungen 398 ff , 429 (durch ben 
Befammtihulpner), a. 81; Ü 
kraft Geſetzes 412; Ü. ber Hypo⸗ 
thefforberung 1153 ff. ; des fünfs 
tigen Bermögen3 310 ; bed mittel- 
baren Befiged 870; bed Nie: 
brauchs 1059; des Pfanbrechts 
1250; bed Pflichttheilanſpruchs 
2317; von Rechten 413; bed 
verjährten Anſpruchs 223; ber 
Bermögendvermwaltung bed Bei 
ſtands ber Mutter 1693, 1695 ; 
ber Verwaltung ꝛc. bed Manns 
1408; bed Vorkaufsrechts 514. 

Ncherweifung, ber abgetretenen 
Forderung 408; ber Hypotheken⸗ 
forderung 1155. 

umbildung, Nmgeitaltung, einer 
Sadıe 352, 467, 950, 951 (Eigens 
thumserwerb hiedurch), 1037, 
2172 (es Vermächtnißgegen⸗ 
ſtands). 

umrechnung, ausländiſcher Wäh⸗ 
rung 244. 

umſchreibung, vonInhaberpapieren 
auf Namen 352, 1155, 1393 (der 
Frau), 1815, 1816, 1820 (bed 
Münbels), 2217 (des Vorerben), 
a. 101. 

Umwandlung, einer Geldſchuld in 
ein Darlehen 607; einer Hypo⸗ 
thel in eine Grundſchuld oder 
Sicherungshypothel 1186, 1198 ; 
einer Rentenſchuld in eine Grund⸗ 
fhuld 1202; einer Sicherunge⸗ 
bupothek in eine Hypothek 1186; 
einer Stiftung 87. 

Nuausführbarkfeit, bes ülwrnom« 
menen Werks 645. 
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Unbelannte, u. betheiligte Pfleg⸗ 
ſchaft 1913; u. Erben 1960 (I. 
Aufgebot); u. Hypothelgläubiger 
1170: u. Reallaſtberechtigte 1112; 
u. Schiffögläubiger 1269; u. 
Vorlkaufsberechtigte 1104. 

unbeihränfte Haftung, des Erben 
185, 1993, 2013, 2383; eines 
Miterben 2059; bed Nacherben 
2144. 

unbeitimmtbeit, bes Erben 2105: 
bed Vermächtnißnehmers 2162, 
2178; ber Zeit der Leiftung 299. 

Unbewegliched Vermögen, bei ver 
Fahrnißgemeinihaft 1551. 

undank, Widerruf der Schenkung 

iewegen 530, 533. 

uneheliche Kinder, Rechtsverhält⸗ 
nifſe 1589, 1593, 1705 ff, a. 20 
bis 22, 208; Adoption 1747; 
Bevormunbung 1778, &. 136; 
Eheſchließung 1305,1310; Legiti⸗ 
mation 1719ff; Wohnſitz 11. 

uuneheliche Mutter, Anſprüche 1715, 
1716, &. 21; Stellung zum 
Kinbe 1706 ff., 1765; ala Bor: 
munb 1900. 

Unebeliher Vater, Unterhalts⸗ 
pflicht 1708 ff. 

— Geltendmachung 
1593. 

Nnentgeltlihe Verfügung, bes 
Erbſchaftsverkäufers 2375; bes 
Teftamentädvollftrederd 2205 ; des 
Borerben 2113. 

Nnentgeltlihe Zuwendung 3°C 
(unter einer Auflage), 690 (Aufs 
bewahrung), 822 (einerungerechts 
fertigten Bereicherung). 

Nnerfahrenbeit,, Ausbeutung 138. 

Unerlanbte Handlungen 823 bis 
853, 922, 951, 1415, 1459, 1463, 
1536, 2025, a. 12. 

Unfäbigfeit, zum Vormund 1780. 

Unfallverfiherung 616 (Anrednung 
ber Bezüge bes Dienfiberechtigten 
hieraus), 1045, 1046 (feitens 
bed Nießbrauchers). 

Nngeredhtfertigte Bereicherung, 
Herausgabe berfelben 8323, 327, 
516, 527, 531, 548, 682, 684, 
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812 ff., 852, 951, 977, 998, 1301, 
1399, 1455, 1973, 2021, 2196, 
2287,2329; ſ. auch Bereicherung. 
Ungeſunde Mietbwohnung 544. 
Ungemißbeit, ber Betbeiligten, 
Pflegſchaft 1919 ; bed Gläubigers, 
Hinterlegung 372; ber Berfon 
des Bedachten 2073; von Redten, 
bei Berehnung des Pflichttheils 
2313; Vergleich 779. 
Ungewsifler Erfolg, Nidteintritt 


ungältigteit Anfechtbarkeit, Nich- 


tigfei 

unterniniß, ber Abtretung 407, 
fahrläffige U. 122, 132, 1980, 
bed Vertreters 166 (j. Fahr- 
läffigfeit). 

unmöglide Seikung, Bertrag auf 


folde 

Unmöglichkeit, ber Bejeitigung des 
Mangels 684; des beabjichtigten 
Erfolgd 820; der Herausgabe 
292, 347, 351, 498, 501, 815, 
848, 2021, 2023, ber Leiftung 
265, 275, 279ff., 285, 287, 291, 
806, 307, 308, 323 bis 325, 
338 (Draufgabe), 425 (bei Ge⸗ 
ſammtſchuldverhältniſſen), 507 
(beim Vorkauf), der Leiftung bei 
einem Vermächtniſſe 2172; des 
Vollzugs einer Auflage 2196; 
beö Zweds einer Etiftung 87. 

Nnpfändbarfeit bed NRüdnahmes 
rechts 377. 

Anpfändbare Forderungen, Auf- 
rechnung 394, 400; u. Saden 


559, 585. 

unrichtige Webermittelung von 
Willenderflärungen 120. 

Unrichtigfeit des Erbfheins 2361; 
bed Grundbuchs 1140. 

unihädlichleitsgengnii a. 120. 

unſichere Rechte, bei Berechnung 
bed Pflichttheild 2313, j. aud 
Ungemißbeit. 

unfittliche Rechtsgeſchäfte 138. 

unfittliches Verhalten, Eheſchei— 
dungsgrund 1568; Grund zur 
Entziehung des 2 Pflicpttheils 
2833, 2336; bes Vaters 1666. 
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ns ber Erfigung 940 
= TE 208 ff. , 212f 


— verwahrloſter Kin⸗ 
ber 1666, 1838, a. 34, 135. 
Untergang des Gebäubes beim Erb» 

baureht 1016; ber Sade 292, 
351, 446, 498, 499, 588, 644, 
645, 848, 2023, 2375; ſ. aud 
Schabenzerfag, verſchiechterung 
unterhalt der Abkömmlinge 1352, 
1359, 1428, 1585, ber Ehefrau 
1360, 1861, 1389, 1428, des 
Ehemannes 1360, der geſchiede⸗ 
nen Ehegatten 1578 ff., ded an⸗ 
beren (Ehegatten 1345, 1351, 
Gefährdung bes 11. 1428, Rück⸗ 
erjag 685, bed Schenkers 519, 
528, ftandeömäßiger und noth- 
bürftiger U. 1609, 1610; bed 
Berlegten 829. 
unterbaltsaniprud, ber frau 
1351, 1602, 1611, 1615, 1616, 
1666, 2141; von Familienans 
gehörigen des Erblafjerd 1969; 
bed Nacdherben 2141; ber ſchwan⸗ 
geren Wittwe 1963. 
MNDEEDOIIBBELISNGE ‚ Verjährung 


Unterbaltspflicht ‚„ 528f., 679, 
843, 844, 1345, 1351, 1360, 
1361, 1386, 1389, 1418, 1428, 
1468, 1495, 1534, 1578 bis 
1582, 1585, 1601ff., 1656, 1666 
1703, 1708 ff., 1716, 1739, 1765, 
1766, 2142, 2295, 2333, 2334, a. 
21, 108, 199, 208; Einfluß des 
Güterftandes auf bie u. 1604 ; 
— —— durch Schentungen 
519, 

unters suune, eines Gebäubes 836, 
922. 


Nnterlafien , Nnterlafiung , ala 
Anfpruchögegenftand 192; als 
Bedingung einer —— 
2075; Beginn der Verjährung 
198; als Gegenſtand eines 
Schulbverhältniſſes 241, 339, 
343 (Bertragdftrafe), 358 GRück⸗ 
tritt); eines Vermögenserwerbs 
517. 
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—— unterpacht 549, 556, 

Unterrichtsanitalten, Verjährung 
ihrer Anſprüche 196°. 

Uuterftügung, Schenkung einer jol« 
hen 520. 

Unterftäßte Berfonen, Erbreöt a. 
139. 


Unterzeichnung von Inhaberſchuld⸗ 
verfhreibungen 793; von Urs 
tunden über Rechtsgeſchäfte 356. 

untheilbarkeit ber Leiftungen 420, 
431, 432, bed Rücktrittsrechts 
856 


Unübertragbarleit, Unvererb⸗ 
Jichfeit, des Anſpruchs auf Er⸗ 
füllung eines Auftrags 664, des 
Anſpruchs auf Ausſteuer 1623, 
des Anſpruchs auf Dienfte 613, 
auf nterhaltäbeiträge 1585; 
des Gefellihaftärechtes 717; von 
Korberungen 399, 400; bes 
Rießbrauchs 1059; beim Pfand- 
rehte 1274; bes väterlihen 
Nutzgenuſſes 1658 ; ber beſchränk⸗ 
ten perjönliden Dienftbarteit 
1092; der Rechte bei ber Ers 
rungenj&haftögemeinihaft 1522, 
bei Kahrnißgemeinihaft 1552; 
der Rechte des Ehemannd 1408, 
1427; der Vereinsmitgliedſchaft 
38; bed Vorkaufsrechts 514; 
des Verlobnißanſpruchs 1309. 


unverjäbrbarfeit 898, 902, 924. 
Unvermögen, zur Leiftung 275, 279. 


unverzinsliche Schuldverichrei- 
bungen auf Sit 799, a. 174. 

unverzüglich, Begriff 121. 

Anbollftändigfeit, des Inventar 
2005; ber Bermädtnißanorb- 
nung 2151 ff- 

unwahre Thatſachen, Verbreitung, 
Erſatzpflicht 824. 

unwirkſamkeit, ver Auflage 2195; 
der Aufrechnungserklärung 388; 
der Beitimmung einer Inven⸗ 
tardfrift 2000 ; einfeitiger Rechts⸗ 
gefhäfte ber Frau 1398; bed 
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Erbvertragd 2298; ber Ernen- 
nung eines Teftamentvollftreders 
2201 ; eined gemeinjhaftl. Teſta⸗ 
ment3 2268; einer von mehreren 
Teftamentöverfügungen 2085; 
einer fpäteren Verfügung gegen= 
über dem Erbvertrag 2289 ; von 
Vereinbarungen gegen bad Bor» 
taufsredt 506; von Berfüguns 
gen 135; von Verfügungen eines 
gemeinſchaftl. Teſtaments 2270; 
eines Vermächtniſſes 2169; eines 
Vertrags 819. 


Anzucht, Grund zur Pflichttheilent⸗ 


ziehung 2335; zur Scheidung 


1565. 


unzurechnungsfähigkeit, bei uns 


erlaubten Handlungen 827, 828. 


Nrgroßeltern, Erbrecht 1928. 
Urkunden, Auslieferung ber U. bei 


Abtretung ber Forderung 402, 
403, 410, beim Berlauf 444; 
Austaufh der U. 1265 Eigen: 
thum an U. über ein Recht auf 
eine Leiftung 952; Einſicht 810; 
Fälfhung von. über legtwillige 
Verfügungen 2839 ; Hinterlegung 
872; U. über Leiftungen an ben 
Inhaber 807. 

Nrfundsperfon, bei Teftamenten 
2233 ff., a. 149. 

urtheil, gegen einen Gefammtihulbs 
ner 425 ; über bie Richtung bes 
Nothwegd 917. 


3. 


Vater, Unorbnung auf Aufhebung 
des Familienraths 1880; Aus» 
fteuerpfliht 1620, 1621; Auß- 
ſchließung von ber Nugnießung 
1656 ff., von ver Vormundſchaft 
1782 ; Benennung beö Vormunds 
1776f., 1782; Berufung zum 
Vormund eined Bolljährigen 
1899, 1903; Ehekonſens 1305, 
1307, 1621; Erbrecht 1925; Er» 
fag von Aufwendungen 1648; 
Kenntniß der Nichtigkeit ber Ehe 
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1701; Konkurs 1647; Nubnies 
Bung bed Kindervermögens 1656 ; 
Prliht zur Inventarifirung und 
Rechenſchaft 1667; Rechte gegens 
über den Kinbern 1627 ff; Rechts⸗ 
geihäfte für dad Kind 1643; 
Vertretung bed Kindes 1630, 
1633, 1635; Verpflihtungen bed 
unehel. V. 1708ff.; Verzicht auf 
Nutznießung 1662. 

Baterihaft, Anerlennung 1718, 
1720; Feftftellung 1707, 1710. 
a. 208. 


Veränderungen, ber Hauptſchulbd 
bei der Bürgfhaft 767; ber 
Teftamentöurfunde 2255 ; ſ. auch 
Verſchlechterung. 

Veräußerung, einer belaſteten 
Sache 936; V. gegen Entgelt 
445; einer fremden Sade 932; 
einer mit einer Hypothek be= 
lafteten Sade 1186; einer mit 
dem Rechte eined Dritten bes 
lafteten Sade 936; bed Ver— 
mächtnißgegenftands 2288; bes 
vermietheten ober verpadteten 
Grundftüds 571, a. 172; eines 
verpfänbeten Schiff 1262. 

Berängerungsbeihränfnngenfür 
Grundftilde a. 119. 

Veraukerungsberbot 135, 136, 
137, 888. 

Berantwortlichleit,der Erben1978, 
1991; des Mannes bei Güter 
gemeinihaft 1456; bed Nadlafs 
verwalterd 1978; wegen Scha= 
denszufügung 827ff.; ſ. aud 


ng. 

Verarbeitung 352, 950, 951, 2172. 

Verbände, zur Nugung land» und 
forſtwirthſchaftlicher Grunbftüde 
a. 164. 


Verbindlichleiten, der Ehefrau 
1410ff., 1530 ff. ; der Ehegatten 
1468, 1556 ; bed Ehentannd 1410; 
Eingehung ohne Rechtägrund 821; 
mit Rüdfiht auf eine fünftige 
Ehe 1298; ber Kinder 1659, 
1660; Uebernahme 364; f. aud) 
Nachlafverbindlichkeiten. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 
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Verbindung, von Saden 946, 947, 
949, 951, 997, 2172. 

Berbot, gejegliches 134, 309, 817, 
819, 2171; ber Teftamentseräffs 
nung 2263; B. des Verzichts auf 
Beachtung von Borfhriiten beim 
Pfanbverfauf 1245 Abf. 2. 

Verbotene Eigenmacht 858, 864, 
992, 2025; ſ. auch Eigenmadt. 

Berbrauhbare Sachen 92, 706, 
1067, 1075, 1084, 1086, 1087, 
1376, 1377, 1391, 1392, 1411, 
1540, 1653, 1659, 2325. 

Verbrechen, Grund zur Entziehung 
bes Pflichttheils 2333, 2334; 
ur Scheidung 1565; Verwirkung 

er elterlihen Gewalt 1680. 

Verderb, der Fundſache 966, 980; 
ber Pfanbfahe 1218; Zurück— 
weifung ber Hinterlegung einer 
ben B. ausgeſetzten Sade 237. 

Vereine, rechtsfähige 21ff.; einge» 
tragene 55ff.; nichtrechtsfähige 
54; ausländiſche V. a. 10; ans 
erfannte (bayer.) V. a. 165; 
Auflöfung 41, 74, a. 85; Aus⸗ 
tritt 39; Haftung für den Bors 
ftand 31 ; Liquidation 47 ff. ; ſäch⸗ 
ſiſche B. a. 166; Sitz 24; ftaats 
lich fonzeffionierte V. a. 32. 

Bereinigung, mehrerer Grunbftilde 
890; Beſchränkung a. 119; von 
—— und Recht 889, 1063 
(Nießbrauch), 1177, 1178, 1179 
(Hypothel), 1256, a. 194 (Pfanbs 
recht); von Recht und Belaftung 
1976, 1991, 2143, 2175; von 
Recht und Verbindlichkeit beim 
Erbihaftäfauf 2377; bei ber 
Naherbfolge 2143; beim Vers 
mädtniffe 2175; von Schuld 
und Forderung 425, 429, 1164, 
1174. 

Bereinsmitglieder, Rechte 34ff., 
38; Verſammlung der ®B. 27, 
82 ff.; Verzeichniß ber V. 72. 

Vereinsmitgliedſchaft, Unüber⸗ 
tragbarkeit 38. 

Vereinsregiſter 21, 55, 56, 63, 64, 
71, 74, 75, 76, 79. 
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Vereinsſatzungen 25, 27, 30, 38, 
39. 40, 45, 57, 58, 66, 71. 
VBereinsvermögen, Anfall bei Aufs 

löfung bed Bereind 45 ff. 
Vereinsvorſtand 26ff., 42, 48, 59, 


67 ff., 78. 

Bererblidfeit, Vererbung, des 
Ausſchlagungsrechts 1952; des 
Defiges 857; bed Pflichttheilan- 
ſpruchs 2317; bed Rechts ber 
Nacherbfolge 2108 ; bed Vorkaufs⸗ 
rechts 514. 

Berfallvertrag 1249. 

Verfaſſung, der Stiftungen 85, 87; 
ber Vereine 25, a. 82. 

DFEICHUNG: gegen ben Schenker 


Seren, über einen Antheil: anı 
gemeinjchaftlihen Bermögen 747; 
am Gejammtgute 1442; am Ge: 
felfhaftsvermögen 719; am Nach⸗ 
laß 2033; unter aufſchiebender 
Bedingung 161; über einges 
bradtes Gut 1376, 1395; nad) 
Eintragung einer Vormerkung 
883; B. über Gefammtgut 1444ff.; 
über ben Miethzins nah Ber» 
äußerung 573; über bad Mündel⸗ 
vermögen ald Ganzes 1822 ; Nach⸗ 
lafgegenftänbe 1959, 2040 (bei 
mehreren Erben), 2112 (burd 
ben Borerben), 2205 (durch ben 
Teftamentövollftreder); B. Nichts 
berechtigter 185, 816; V. über 
bie Nießbraudforberung 1074; 
von Tobedmwegen 83 (Stifs 
tung), 332, 1598 (Anerkennung 
bed Kinds), 1937 (Beftimmung 
bed Erben), 1944, 1948 (Bes 
rufung desjelben),1951(Berufung 
zu mehreren Theilen), 2260 (Ers 
Öffnung), 2339 (Erzwingung ober 
Verhinderung), a. 24 (Errichtung 
durch Ausländer), 149ff., 214, 
215; f. auch legtwill. Berf., Tefta: 
ment, Erbvertrag. 

Berfügungsbeihräntungen, 185, 

—— 899, 1395 ff. 1518, 


Berfügungsredt, bes Erblafferd 
bei Bejtehen eines Erbvertrags 


En 
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2286; bed Erben 1984, 2211; 
des Mannd über eingebr. Gut 
1373 ff.; bed Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2205, 2208; bed Bors 
erben 2112 ff., 2129, 2137, 2140. 

Bergangen eit. „Unterbaltsanfpruch 
für biefelbe 1615, 1711. 

Vergehen ſ. Verbrechen. 

Vergeltungsrecht a. 31. 

——— Begriff 779; Eingehen 
eined folden für den Miündel 
1822; Schulbanerfenntniß, =ver= 
ſprechen durch V. 782; Verjäh⸗ 
rung 218. 

Vergütung, an den Beiſtand der 
Mutter 1836; beim Dienſtver— 
trag 611, 612, 614, 628; für 
Herſtellung eines Werks "641; < 
bei ber Hinterlegung 689, 699; 
für ben Mäller 652, 653; - für 
den Nachlaßpfleger 1960; für 
ben Nachlaßverwalter 1987 ; für 
ben Teftamentsvollftreder 2221: 
beim Berwahrungövertrag 689, 
699 ; bed Vormunds 1836 ; beim 
Werkvertrag 631, 632, 641. 

————— Tochter 1088 

Verheirathung, des Kindes 1661; 
des Vaters-Vormunds 1845; 
* vormundſchafisführenden 


1887 
— — ber Ausübung ber 
elterlihen Gewalt 1665, 1677, 
1685; bed Cintrittd der Bes 
bingung 162; ber Erridtung 
einer Verfiigung von Todes 
— 2339; V. des Vormunds 


—5*— Anfprücde 222. 
ger ber Anſprüche 121, 


124, 194 ff., 425, a. 169, 174 
——— nad B. 390; Aus: 
ſchluß ber ®. 898, 2042" Bes 


ginn 198 ff.; bei Gefammtfchuld 
425; Hemmung 202 bis 205, 
425, 477 ; Unterbrechung 208 bis 
217, 425, 477; Vollendung 206, 
207; Wirkung 222; ®. der Ans 
fehtung 124; ber Anfprüde ber 
außerehelihen Mutter 1715 ; des 
Anſpruchs auf Auöfteuer 1623; 
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be3 Anſpruchs auf Minderung und 
Wandelung 477; des Anſpruchs 
bei der Miethe 558; bed Ans 
ſpruchs des Vertragderben 2287; 
bei der Anweiſung 786; V. eins 
etragener Rechte 902; bed Erb- 
—— 2026; des Er⸗ 
otzes wegen unerlaubter Hands 
lungen 852; feftgeftellter Ans 
fprüde 218 bis 220; bei ber 
Gemeinihaft 758; V. gegen 
Geſchaftsunfähige 206 ; bei 
Grunddienftibarkeiten 1028; des 
Herausgabeanſpruchs bed Todt⸗ 
erflärten 2031; V. bei Inhaber⸗ 
papieren 801, 802, 804; bei ber 
Leihe 606 ; B. ber Mängelgemähr 
477, 490; der Nadjlaßforderung 
207; ber Nebenleiftungen 224; 
beim Nießbrauch 1857; bei dem 
Pfandrecht 1226; des Pflichts 
theilsanſpruchs 2332; des Schas 
denserſatzanſpruchs bei Unfällen 
a. 42; des Verlöbnißanſpruchs 
1302; des Vertragderben 2287; 
beim Werkvertrag 638, 639. 

Verjäührungsfriſt 195, 196, 206, 
207; Abkürzung 225, 638; Vers 
längerung 477. 

Verkauf, zum Börſen⸗ und Marlts 
preis 885; für Rechnung eined 
Anbern457; im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung 456 bis 458, 512. 

Verkehr, mit den Kindern nad) ber 
Scheidung 1686. 

Berfehrsanttalten, Fund in ihren 
Dienfträumen 2c. 978 ff. 

Berlehrsfitte 151, 157, 272. 

Verkehrsunternehmungen, feine 
Einftellung bed Betrieb3 a. 125. 

Verkündung legtwilliger Verfügun⸗ 

en 1944, 2260, 2273. 

Verlängerung, ber Friften 190; 
ber Gemwähräfrift beim Kauf 477, 
486; ber Sinventarfrift 1995; 
finfhweigenbe V. bed Mieth» 
vertragd 568, bed Dienftver- 
trag3 625. 

Verlagsrecht a. 75. 

Verlegung der Ausübung einer 
Dienftbarkeit 1023. 
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Verleihung der Rechtsfähigkeit 22, 
23, 43, 44; ber Staatöangehös 
rigleit a. 41. 

Verlegung, einer Auffichtspflicht 
832, 834; der Ehepflichten 1568; 
einer Perſon 249, 823, 842 ff.; 
ber Rechte: bes Eigenthilmerd 
durh ben Nießbraudher 1051, 
1054, ber $rau 1391, bed Nach— 
erben 2128, bed Verpfänders 
1217. 


Berleumdung 824. 

Verlöbnißß 1297 ff. 

Verlobte, Erbvertrag 2275, 2279, 
2290 ; Erbverzicht 2347 ; lebens⸗ 
gefährlide Erkrantung a. 46; 
Rüdtritt, Schadenderfaganiprud 
1298, 1299; Schenkungen unter 
V. 1301; Zuwendung an V. 
2077. 


Verlorene Sachen, Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den In— 
haber 794 (Verpflichtung des 
Ausſtellers), 935 (Eigenthums— 
erwerb), 1006, 1007 (Schutz des 
früheren Beſitzers). 

VBerinit, des Beſitzes 856; des 
Eigenthums 925, 929, a. 189; 
ber elterliden Gewalt ber Muts 
ter 1697; ber Rechtsfähigkeit 
42, 73; ®. ber Staatsangehörige 
teit a. 41; Bertbeilung bed V. 
bei ver Geſellſchaft 721. 

VBermähtnik, Vermächtniſſe 312, 
517, 1269, 1406, 1413, 1453, 
1461, 1477, 1551, 1556, 1643, 
1822, 1985, 1939, 1940, 1941, 
1967, 1972, 1973, 1974, 1980, 
1991, 1992, 2095, 2147ff., 
2154, 2169, 2170, 2190, 2269, 

. 2270, 2278, 2280, 2288, 2291, 
2306, 2307, 2308, 2309, 2372, 
2376. 

Bermähtnikaniprud 2174. 

Vermächtnißnehmer, ala Bes 
ſchwerter 2186 ff. 

VBermengung, Vermiſchung 948, 
949, 951, 2172. 

Vermiether, Rechte und Pflichten 
535 ff-, Pfandrecht 559 bis 563 
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Verminderung, ber Erbſchaft durch 
ben Borerben 2138; bed Ge— 
fammtgut3 1468 (burh ben 
Mann), 1495 (durch ben über: 
lebenden Ehegatten). 

Bermittler, Vermittlung ſ. Mäk⸗ 


ler 

Vermögen, Nießbrauch 310, 811, 
1085 ff.; UWebernahme, Ueber: 
tragung 310, 311, 330, 419; 
Verfiigung Über dad Mündels 
vermögen 1822; Bertrag über 
dad egenmwärtige ®. 311, über 
ba3 fünftige ®. 810. 

Bermögensabfonderung, unter 
Ehegatten (franz. R.) a. 200. 

Bermögenserwerb, Unterlafjung 
517. 

VBermögenslage, ungünftige: bes 
Erben 1981, bed Vorerben 2128. 

Bermögensigaden, Erſatz 253, 


VBermögensübernabme, Abfins 
bung eined Dritten 830. 
Bermögeneneriel, beim Vater 
1647 


Bermögensberbältniffe 1624, 
Täuſchung hierüber 1384. 

BVBermögensderwaltung, bes Beis 
ftandes 1693, bed Vaters 1638ff., 
Entziehung 1670 ; Pflegichaft zur 


®. 1909; Meberlafjung an bie 
Eltern 1619. 

VBermögensperzeihnik J. Ber- 
zeichniß. 


Vermuthung, ber Aufhebung des 

Teftaments 2255; B. zu Gunften 
bed Befigerd 1006; ber Ehelidh= 
feit 1591, 1720; für ba3 Eigens 
thum bed Mannes 1362; für daß 
Erbredt bed Fiskus 1964; für 
das Erlöſchen bed Pfandrechts 
1253; bezüglich des Geſammt⸗ 
uts 1540; V. bed Lebend 19; 
ür bie Richtigkeit: des Erb» 
fheins 2365, des Grundbuchs 
891, bed Inventar 2009; V. 
bed Tobed 18, 20; ®. bei ber 
Unterhaltöpflicht 685; für bie 
Baterfhaft 1717; beim Wieh- 
banbel 484, 
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Bernachläffigung, bes Kindes 166 
Vernichtung, eined Hypotheken⸗ 
hriefs 1162; bed Teſtaments 2256. 
Veröffentlichung j. öffentlide Be- 
fanntmadung. 
Berorduung ſ. aiferliche, landes⸗ 
herrliche Verordnung. 
Verpachtung, von Grundſtücken des 
Kinds 1668; ſ. auch Pacht. 
VBerpfändung, fremderSaden 1207, 
von —— 1279 ff., zum 
Bmwede ber Hinterlegung 232, 
von Miteigentbum 1258. 
DerpReste, Anrecht auf ihren Nach⸗ 
. 189 


Berpflenun asanſprüche, des 
Dienſtberechtigten 617, Verjäh⸗ 
rung ber V. 196!?. 

Berpficaungsanftalten, Verjãh⸗ 
rung ihrer Anſprüche 19611; 
Vorſtand der V. als Bormund 


&. 136. 

Berpflihtung des Bormunbs 1789; 
ber Mitgliever bed Familien 
rath3 1870. 

Verfüumung ber Ausſchlagungs⸗ 
frift 1956; ber Inventarzfrift 
1996. 

VBerfhaffung bed Eigenthums 433, 

—— — aftung wegen 

2982, 347, 850, 351, 
— 487, 498, 501, 548, 558, 
688, 602, 606, 644, 645, 848, 
1226, 2189; Schu bes Hypo: 
thefengläubigers gegen B. bes 
Grundbftüds 1133 ff.;5 ®. ber 
Bermögensverhältniffe, Einfluß 
auf Erfüllung ber Verträge 321. 

BVBerihließung, bes Erbvertrags 
2277; des Teftamentd 2246, 2260. 

Verfhollene, Weriholenheit 
18ff., 927, 1884, a. 9. 161. 

Verſchulden, Haftung für V. Drits 
ter 278, 351, 549, 564, 691, 
bei Gefammtihuldverhältniffen 
425, Konkurrenz bed V. 254; f. 
Haftung. 

Berihuldungsgrenze a. 117. 

Berihwägerte, Verſchwägerung, 
Anhörung durch dad Vormund⸗ 
ſchaftsgericht 1947; Antragsredt 
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hinſichtlich bes milienrathd 
1859, 1862; Bejtellung zum 
Vormund 1779; Chehindernig 
1810, 1327; Mitwirkung bei 
Teftamentderrihtung 2234, als 
Zeugen bei ber Eheſchließung a. 
40. 


Berichweigen, argliftiges f. Arglift. 

VBerihwender, Verſchwendung, 
6, 114, a. 156; 115, 1468, 
Ben 1780, 1865, 2229, 2258, 
2338. 

Berjendung, bed Kaufobjelt3 447, 
448; des beftellten Werks 644. 

Verſetzung, ber Beamten ꝛc. Woh⸗ 
nungskündigung 570. 

Verſicherung, zu Gunſten Dritter 
330; des eingebrachten Guts 
1385°; bed Hypothekenobjekts 

; ber Nießbrauchſache 
1045, 1046. 

VBerficherungsrecht, a. 75. 

Berfiegelung, bed Protokolls über 
bie Teſtamentserrichtung 2246. 

Beripätete Annahme, ber Dfferte 
150; v. Geltenbmadung, 
von Anfprüden an den Nadlaf 
1974. 

Verſprechen ber Leiftung an einen 
Dritten 328 ff., einer Leiftung 
344, der Leitung einer frem- 
ben Sade 523, einer Strafe 
1297, ſ. auch Schenkungsver⸗ 
ſprechen. 

VBeriteignernng 156, ber hinter⸗ 
legten Sache 383, 884, f. öffent» 
lie Berfteigerung. 

Bertheidigungsfoften, ber Ches 
frau 1887, 1654, ſ. Selbftver- 
theibigung, Strafverfahren. 

Bertheilung,, der Zuwendung an 
Arme 2072, ſ. auch Theilung. 

Vertiefung auf Nadbargrunds 
ftüden 909. 

Berträge 145ff., 305ff.; Abrebe 
ber Beurkundung 154, V. unter 
Abweſenden 147, Auslegung 
157; Beftätigung nichtiger 8. 
141; Form 126ff.; gegenjeitige 
V. 320ff.; zu Gunften Dritter 
828 ff.; Nichtigleit 306, 309; mit 


Minderjährigen 108 ff.; fiber 
ben Nachlaß eines Dritten 312; 
Perfeltion der ®. 151, 152ff.; 
über Pflicht» und Erbtheile 312; 
ſchriftliche Form 126, 127; über 
bie Uebertragung von Grund⸗ 
ftüden 818 ; über bie Verjährung 
225; über ein Vermächtniß 312; 
über ein Vermögen 810, 311; 
DB. bed Vertreterd ohne Bertres 
tungämadt 177 ff.; V. bes Bors 
munds 1829; Wiberruf bed ®. 


178. 
Bertransabichlug durch Briefs 
wedjel 127, ohne Vollmacht 177. 
MEIST ORERNICHE 145, 146, 1406, 


Bertragserbe 1941. 
Bertragstoften 467. 
—— Güterrecht 
Vertragsinãhige Verfügungen, 
in Erbverträgen 2278f., 2290f., 
2294f., 2298. 
Bertragäftrafe 336 ff., 1210, 1297. 
Vertragszinſen 247. 
Vertretbare Sachen, Begriff 91; 
ald Gegenftand ber Anmweifung 
783, bed Darlehbend 607, be3 
Beitragd eines Geſellſchafters 
706, bed Verwahrungsvertrags 


700. 

Vertreter, geſetzlicher: Anfech— 
tung ber Ehe durch ihn 1336 ff., 
ber Ebelichteit 1595, bed Erb» 
vertragd 2282, Aufhebung und 
Begründung bed Wohnfiges 8, 
Ausübung der Verwaltung und 
Nugnießung 1402, Ehekonſens 
1304, 1807, 1331, Erbverzicht 
2347, 2350, 2351, Mitwirkung 
bei Erbvertrag 2275, bei Rechts⸗ 
geihäften 107ff., bei ber Teſta—⸗ 
mentderrihtung 2229, Sceis 
bungällage burh ben g. ®. 
1564, Vereinbarung ber allg. 
GG., 1437, Verwaltung bed 
Geſammtguts 1457; — Haftung 
für ben V. 278; ®. für bei 
Hypothefgläubiger 1141 (zur 
Kündigungdentgegennahme) 1189 
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(Treuhänder); Rechtsgeſchäfte 
des V. mit fich felbft 181; Scha⸗ 
benderfagpflicht bed V. 179; V. 
einer Stiftung 86; eines Vers 
eind 26, 30. 

Vertretung 164 bis 176, 177 bis 
180; 26, 714, 715, 1278, 1357, 
1630, 1633, 1635, 1648, 1707, 
1748, 1750, 1751, 1765, 1793, 
2064, 2274, 2282, 2290, 2296, 
2347, 2351, 2352; DB.» Haftung 
276, 278, 287, 851, 521, 549, 
664, 691. 

Bertretungsmaht 164ff., 171ff., 
180; des Vereinsvorſtands 26, 
80, 64, 70; bed Vormunds 
1974 ff. 

Vertretungsrecht der Frau 1450. 

Berwahrer, Verwahrung 688 ff-, 
amtliche V.: bed Erbvertragd 
2277, 2300, des Teftamentd 
2246, 2248, 2256, 2279; B. ber 
Funbfahe 966, 970; mittelbarer 
Beſitz durh den ®. 868; für 
Nachlaßſachen 2039, bed Pfan⸗ 
bed 1215, 1217; von Saden 
432. 

Berwahrungsbertrag 688 ff. 

Berwaltung bes eingebradten Guts 
1225, 1363 bis 1365, 1373ff., 
1418ff., 1435, 1525 ; ber Gemein« 
ſchaft 744, 746; des Gefammtguts 
1443, 1447, 1472, 1487; be 
Kinbervermögend 1619, 1638 ff., 
1670 ad m ar 1693, 1760 
(bed Aboptivfinbed); bed Mun⸗ 
delvermögen® 1803; bed Nach⸗ 
lafjed 1968, 1978, 1984 ff., 1988, 
2088, 2039; beim Nießbraud 
1052, 1054, 1068, 1070; Red) 
nungdlegung 259; bed Teftas 
mentsvollſtreckers 2205, 2208 f., 
2216; ®. ber überlebenben rau 
bei fortgefegter GG. 1487; bed 
Vorerben 2129, 2180. 

Berwaltungsbehorde Entſchei⸗ 
bung über bie Art ber Zwangs⸗ 
erziehung a. 135; Einſpruch 
gegen Vereine 61, 62; Verjäh⸗ 
rung ber borthin zuftänbigen 
Anfprüde 220. 


Berwaltungßfitreitberfabren, in 


Vereindjahen 44, 62. 


Verwandte, bed Aboptirenden 1767; 


Anhörung von V. ded Mündels 
1847, 1862; Antragsrecht bes 
zügli des Familienraths 1859, 
1862; ®. ald Bedachte 2067; 
Beftellung ald Bormunb 1779; 
Ehe zwiſchen ®. 1310, 1327; 
Einfegung ald Erben 2067; Erb- 
verzicht 2346; geſetzliches Erb- 
reht 1924 ff., 1934; Mitwir- 
fung bei ber Teftamentderrich- 
tung 2234; ®. bes Mündels als 
Vormund 1779; Unterhalts- 
pflicht 1601 ff.; ®. ber Verlobten 
als oo a. 40; V. bed 
Vormunds, Rechtsgeſchäfte ꝛc. mit 
dem Mündel 1795. 


VBerwandtichaft 1589, 1737,1763F., 


a. 33; Ehehinderniß 1310, 1327. 


Berweigerung, der Befriebigung 


ber Nadlaßgläubiger 2014, 2015; 
ber Gegenleiftung 320, ber 
Leiftung 321, 322, der Schen> 
fung 519. 


Verwendungen bed Befiterd 994 


bi3 999, 1001 bis 1003; bes 
Ehemannd 1466; bed Erbichafts- 
befiger3 2022, 2023; V. von 
Erbſchaftsſachen durch den Bor: 
erben 2134; bed Erbſchaftsver⸗ 
fäuferö 2381; beim Erbidafts- 
fauf 2381; bed Finders 972; 
auf Früchte 102 ; des Gläubigera 
273, 292; bei der Leihe 601, 
606; beim Mäklervertrag 652; 
auf Miethobjelt 547, 558; von 
Münbelgeld dur ben Bormund 
1805, 1835; bed Niefbrauders 
1043, 1044, 1049, 1057; bei 
ber Pacht 581; bed Pfandgläus 
biger8 1210, 1216; beim Rüd- 
tritt vom Bertrage 347; bei 
unerl. Hanbl. 850; des Ber- 
fäufer8 450; bei Verzug bes 
Gläubigers 304 ; beim Vermächt⸗ 
niß 2185; bed Vorerben 2125; 
beim Wieberfauf 500, 501; Zus 
N tungäredt wegen 8. 
273; ſ. auch Aufwendungen. 
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Berwerflicher Empfang, Rückfor⸗ 
derung 817. 

Verwirtung der elterlichen Ge— 
walt 1495, 1680, 1684; ber 
Vertragdftrafe 338, 345. 

Berzeihnig, Verzeihnung bes 
eingebradten Guts 1372, 1528; 
bed Gefammtgut® 1493; bed 
Kindervermögend 1640, 1667, 
1669, 1670, 1692, 1760f.; bed 
Mündelvermögend 1802; bed 
Nachlaſſes 1960, 19983, 2215, 
2314 (j. Inventar), burd ben 
Borerben 2121; bed Beſtands 
eines Sadinbegriff3 260, 1035; 
ber Bereindmitglieber 72. 

Berzeihung 532, 1570, 2337, 2343. 

Verzicht auf ben Antheil am Ges 
fammtgute 1491, 1501, 1508, 
1517; auf bie Einrede ber Vor— 
auöflage 239, 773; auf bie el- 
terliche Nutznießung 1662 ; B. bed 
Erben auf die beſchränkte Hafs 
tung 2012; auf bad Erbredt 
2346 ff., 2352; auf einen Er- 
werb 517; auf bie Gejammt- 
hypothet 1175; des Hauptſchuld⸗ 
ners auf Einreden 768; auf die 
Hypothet 418, 1165 1168, 1169, 
1178; auf ben Pflichttheil 1406, 
1453 (ber Frau), 1643 (durch 
ben Vater), 1822 (ben Bor: 
mund); auf das Rüdnahmeredht 
376; auf Unterhalt 1614, 1714; 
auf die Verwaltung und Nußs 
niefung 1408; auf ben Wiber- 
ruf ber Audlobung 658; auf 
ben Widerruf der Schenkung 583. 

Bersinfung j. Binfen. 

Berzug, ber Annahme 822; bes 
Befigerd 990; bed Dienftberedh- 
tigten 615; bed Erbichaftäbes 
figerd 2024; bed Gefammtgläus 
bigerd 420; bed Geſammtſchuld⸗ 
ners 424, 425, 429; bed Gläus 
bigerd 264, 293ff., 354, 8372, 
383, 384, 424, 429, 615; bed 
Mietherd 554; bed Rüdgewährs 
pflihtigen 854; bed Schenlers 
522; bes Schulbnerd 264 (bei 
Babhlobligationen), 274, 284 ff., 


424, 425; bed Unternehmers 
633; bed Unterhaltspflich⸗ 
tigen 1613; bed Vermiethers 
326, 538 ; bei gegenjeitigen Vers 
trägen 322, 324, 326 x beim 
Werkvertrage 642 ff. 

Verzugszinſen 288, 289, 301, 522 
(Ausſchluß bei ber Schenkung), 
1146 (bei ber Öypotbet). 

Br Bubehör eines Landgut 98. 

Viehgewährſchaft 481 ff. 

Vierteljahr, Begriff 188, 189. 

VBoljährige,Bevormunbung189eff., 
Eheſchließung 1808, 1308, Pfleg- 
IH 1910. 

Volljährigfeit 2, 187, a. 7, 153, 
154, 155. 5 

Bolljährigfeitserflärung 8 bis 5, 
1847, a. 7, 158. 

Vollmacht 166ff., 171, 172, 710ff., 
714, 715, 1945, Sraftloserkläs 
rung 176. 

Bolmahtsurfunde 172 ff. ; Krafts 
loserflärung 176; Nichtvorleg- 
ung 174; Zurückgabe 175. 

Bolfitredbare Nrlunden, Ber: 
ae e, Verjährung 218. 

Bollitredungsbandlung, Unter⸗ 
bredung ber Verjährung 209, 


216. 
VBolfitredungsbupntbel,, Pfanbs 
recht 1990. 


Vollftreduugstlauſel, Voll⸗ 
ecungsurtheil, Unterbrech⸗ 


Voraustlage 202, 239, 771, 778. 
Boraußsleiitung, bed Dienftlohns 
628; ber 2eibrente 760; bed 
Mietbzinfes 543; bed Unter- 
baltö 1612, 1614, 1615, 1710. 
Boransbermägtniß 2110, 2150, 
Vorbehalt, des Eigenthums 455 ;ber 
Entlafjung des Vormunds 1790; 
ber Ergänzung letztw. Verfügung. 
2086 ; ber Fortdauer bed Pfand⸗ 
vecht8 bei Nildgabe des Pfanbs 
1253; geheimer B. bei Willens» 
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erflärungen 116; ®. bed Rangs 
für eünftig einzutragende Rechte 
881; V. ber Rechte: bei Ab- 
nahme bed Werks 640, bei An« 
nahme ber Leiftung 464; 464; ®. ber 
Rechtsverwirkung 360; ®. bes 
Rücktritts vom - Erbvertrage 
2293; Urtheil unter ®., Ber- 
Jährung 219; ®. bed Wieder 
au 

Vorbehalte, für bie Landesgeſetz⸗ 
gebung, Tragmeite a. 2. 

Vorbepaltsant 1865, 1367 ff., 
1885ff., 1413ff., 1425, 1440, 
1441, 1466, 1467, 1486, 1526, 
1535, 1536, 1548, 1555, Hafe 
tung im Verhältniß ber Ehe» 
leute 1415 ff. 

VBorbildung zu einem Berufe, 
Koften 1610, 1708, 2050. 

Voreltern, geſetzliches Erbrecht 
1929; Unterhalt an bie Ab⸗ 
Tömmling e 685. 

Borcmfang, Ausgleichung 1502, 


Berenthaitung, bes Beſitzes 1004, 
eined Kindes 1632. 

Borentfheidung, Unterbr. ber 
Verjährung 210. 

Vorerbe 2105, 2110ff., 2363. 

Borfaufsreht 504 ff., 1094 ff., des 
Miterben 2034 ff. 

Vorläufige Bormundihaft 114 
115, 1006 ff; Unfäigteit bed 
unter v. ®. Geftellten zur Bor» 
mundſchaft 1781. 

Vorlegung, der Rechnungsbelege 
259, von Saden 809 ff. 

Borlegungsfriit 801, 802, 1188. 

Borleiitung 820, 322. 

Bormerfung, sen, im Grunbbud 
439, 883 bi3 888, 1179, 1971, 
1990, 2016; Wirkung bed Vors 
laufrecht8 als ®. 1098. 

VBormund 118, 204, 1409, 1457, 
1752, 1795, 1866. 

Bormnndfchaft, über Ausländer 
&. 23 ; über Minderjährige, 

Anordnung 1778ff., a 210; 
—— 1798 ff., a. 186; Gier 
forge bes Gericht 1837ff. ; ® 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


endigung 1882 über Voll⸗ 
een“ ———— 


1906 ff. 
dſchaftsgericht 
— — 


feiten 1804, 1808, 1314, 1387, 
1357, 1358, 1379, 1402, 1437, 
1447, 1451, 14%, 1491, 1493, 
1595, 1612, 1685, 1636, 1639, 
1640, 1642 bi8 1645, 1653, 1656, 
1657, 1662, 1670, 1691, 1692, 
1727, 1729, 1750, 1760, 1761, 
1809 ., 1999, 2275, 2282, 2290. 
2292, 2347, 2350, 2851; Ob- 
u 1629 ff., 1665, 1666, 1667, 


1837 ff. 
Vormundſchaftsrichter, Haftung 
1674, 1848, Borfig im Familien» 
rath '1860,, 1872, 1876. 
Borrangeinräumung 1165. 
Vorſatz, Vertretung 276, 300, 521 
529, 599, 680, 912, 968. 
Borräthe, Uebernahme 594. 
Borihuß — 1835; Verjährung 
1968, 
Borftand, "der Stiftung 86, des 
Vereins 26ff., 42, 58, 59, 67, 
71, 74, 76. 
Borbertrag 154. 
Vorzugsrechte, Uebergang mit ber 
. Forderung 401, 418; Berzicht 
hierauf bei ber Bürgihaft 776. 


28. 


Baarenlager 22. 
Bägen, des Raufgegenftanbs, Koften 


Währung, bei Gelbiäulden 244. 
Wärme, en n 9086. 
Wahlkonſuln, ala Notare a. 38. 
Wahlrecht, bei mehreren Leiftungen 
— bis 265, bei Vermächtniß 
mehrere re Perfonen 2151 ff. 
Wa —— 2164. 
Waifengeld, der Beamten ıc. a.81, 
u - gg einer Erb» 
2123; ald Gegenftanb des 
Nießbrauchs 1038. 
Baldgenofienichaften a. 93. 


Alphabetiſches Sadıregifter. 


Waldgrundftiide a. 183. 

Wandelung 462ff., 487ff. (beim 
Kauf), 634 bis 636 (beim Werts 
vertrag) ; Verjährung 477, 490. 

Wartegelder, Abtretung und Aufs 
rechnung 411, 8.81; Verjährung 
197. 


Bartezeit — 
Waſſerrecht a. 
Wahſerſtrate, — zur W. 


Wediel, X Ausftellung durch den Vors 
mund 1822 ; Hypothefenbeftellung 
bierfür 1187: Pfandredt 1270; 
Verpfänbung 1292, 1294. 

Wege, Ausbeſſerungspflicht bei ber 
Pacht 582; Regulirung der W. a. 
113; }. auch Nothmeg. 

Wegfall, des Beſchwerten 2161, 2194, 
2196; eined Erben 1935, 2053; 
be3 Erbunmürbigen 2341; eines 
Miterben 2051, 2094, 2095, 2110, 
2354, 2373; bed Teſtaments⸗ 
vollftreder 2197, 2224; eines 
Vermäcdtniffes beim Erbſchafts⸗ 
fauf 2372. 

Wegnahme, Wegnahmerecht, von 
Einrichtungen 258, 500, 547, 
558, 601, 606, 1049, 1057, 1216, 
2125, von Sachen 229, 230, 867, 
1005. 

Wehrpflichtiger, Wohnfig 9. 

Weinberge, Wildſchaden a. 71. 

Beifungen, an ben Beauftragten 
665, an ben Benollmäctigten 
166. 


Werl, Eigentbum bed W. bei ber 
Auslobung 661; Einfturz eines 
DW. 836 ff, 9085 W. ald Zus 
behör bed Grunbftild3 95. 
Werfvertrag 631ff., 675: 
Werflieferungsbertrag 651. 
Werth, Erfag des W. eined Gegens 
ſtandes 290 ; des Nachlaſſes 2313; 
ber Nachlafgegenftände 1973, 
2001; im Falle ungerechtf. Ber. 
818; "der unerl. Hanbl. 849; ber 
übermäßig gezogenen Früchte 
10389; verbraudbarer Saden 
1067; ber Bumwenbungen 2055. 
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Werthgrenze, für Belaftung von 
Grunbftüden a. 117. 
Werthpapiere, Anlegung von Niüns 
belgelbern in W. 1807; ala Ans 
mweifungsgegenftand 783; Haf— 
tung bed Wirth3 für eingebradhte 
W. 702; Hinterlegung 233, 234, 
235 , 328, 700; Pfandrecht an 
®, 1292f.; Sicherheitäleiftung 
234; Sicherung ber W. bed 
Kindes 1667, des Mündels 1814, 
1818f., 1858; Verkauf 437; 
Verp änbung 1296. 
a — Erjag 290, 
Weſentliche Beitandtheile, einer 
Sade 93ff. 
Wette 762 ff. 
Widerllage gegen bie Scheidungs⸗ 
lage 1574. 
Widernatürlihe unzucht als 
Scheidungsgrund 1565. 
—“ der Anweiſung 790; des 
Auftrags 671; ber Yuslobung 
658 ; ber Beftellung bed Vereins» 
vorftands 27; des Darlehns- 
—— 610; ber Einwilli— 
g 183; ber er Einwilligung > 
* Gefhäftsbetrieb ber 
1405; DB. gemeinſchaft * 
Tefiamenie 2272; korrefpeltiver 
Verfügungen 2270, 2271; bed 
mit einem beichränft Geihäfts: 
— geſchloſſenen Vertrags 
109, 114 der Schenkung 530 
bis 534, 1584; von Stiftungen 
81; be Teſtaments 2253 ff., 
2271, 2272; von Verträgen 109, 
178, 180, 1397 (ber Frau) ; "bes 
Vertragd bed Bertreterd ohne 
eg — — 
macht 168, 171, 176; ed 
Widerru uf8 einer legtwill. Verf. 
= von Willenderflärungen 


ine, bed Geſellſchafters 
711; gegen bie Sypothet 1139, 
1160; gegen die Richtigkeit bes 
Grundbuchs 899, 927, 1140, 
1263; be3 Schifföregifters 1263; 
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gegen ben Ueberbau 912; gegen 
die Smangdvollitredung 1407. 
Wiederberitellung, der ehelichen 
Gemeinihaft 1587; der Erruns 
genſchaftsgemeinſchaft 1547, 
1548; be3 früheren Zuſtands 
249 bis 252, 258, 951 (bei Ver- 
bindung 2c. ausgeſchloſſen); der 
Verwaltungsrechte des Mannes 
1425; zerftörter Gebäude a. 110. 
Wiederlauf 427ff. 
Wiederfehrende Leiftungen, Hafs 
tung biefür beim Nießbraud 
1088; Hypothek 1126; Verjäh— 
tung 197, 218, 223, 902; Ver⸗ 
pflihtung bes Miünbels zu mw. 
2. 1902. 
Wiederverheirathung 1313, 1314 
(Wartezeit), 1348 ff., 1637, a. 159 
(im Falle ber Tobederflärung), 
1493 (bei fortgej. GG.), 1581 
(nah Scheidung), 1600 (vorzeis 
tige ®.), 1669 (bed Vaters), 
1697 (der Mutter). 
Wilde Thiere, Aneignung 960. 
Wildfhaden 885, a. 69 bis 72. 
Willenserflärungen 116fj.; Abs 
gabe an Sonn⸗ ober Feiertagen 
193; Anderen gegenüber 122, 
130, 1815 W. Auslegung 133; 
W. Geihäftsunfähiger 105, 106; 
unridtige Hebermittelung 120; 
era Vereinen 28: burh 
ertreter 164ff-; Wirkfamteit 
130ff,; Zuftellung 182. 
Willensmängel 116 bi3 124, 166. 
Wintel, * Grundftüden 921. 
wirthſchaftliche Vereine 22, 43, 


44. 
Wirthſchaftsgebände, Ausbefje- 
rung bei Verpadtung 582. 


Wirthſchaftsgeräthe, auf einem 
daut, Zubehör 98. 


andgut, 
Wirtbichnftsplan, bei Nacherb⸗ 
haft 2123; beim Niepbraud 


1038. 
Wittwen, Fürforgegejege a. 48, 49 
51: Bolljäprigfeitgerflärung 4. 
Witwen: und Waifengelder, Ab» 
tretung und Aufrechnung a. Bi. 


Alphabetifhes Sachregiſter. 


Wochen, Berehnung ber Friften 
nad ſolchen 188. 

Wohngebäude, Audbefferung durch 
den Pädter 582. 

Wohnort, der Ehegatten 1354. 

Wohnräume, Befigihug 865; Miethe 


580. 
Wohnſitz 7ff., 132, 269, 1433, 
1920, 1944, 1954, a. 35, 157. 
Wohnung, ber Chegatten 1354; 
Kündigung wegen Geſundheits⸗ 
ſchädlichkeit 344. 
Wohnungsmiethe 580. 
Bohuungsrent, ald Dienftbarteit 


1093. 
Wuchergeſetz, —— a. 47. 
Wuceriihe Nechtsgeichäfte 138. 
Wundärzte, Verjährung ihrer Ans 
fprüde 196'*. 
Wurzeln, Hinüberragen 910. 


8 


Zahlung einer Gelbihulb 244, 245, 
aus Öffentlihen Kafjen a. 92, 
Sahlungsbefehl, 209, 213 (Unter- 
bredung ber Verjährung), 234 
(Mahnung). 
Bahlungstähigfeit,, Uebernahme 
ber Haftung für 8. 438. 
Sahlungsort, Aenberung bei Hy—⸗ 
pothefen 1119; ſ. Erfüllungs⸗, 
Reiftungdort. 
Bahlungsiperre 799, 802, a. 102, 


174, 178. 
Sablungsftatt, Leiftung an 3. 364, 


Zahlungszeit, Aenderung 1111; f. 

Erfillungss, Leiftungszeit, Leit. 

Zahnärzte, — ihrer An⸗ 
e 


nen, ald Verarbeitung 950. 
eit, —— ber 8. 564, 565 (Miethe), 
620 (Dienftvertrag) ; Bürgichaft 
fir beftimmte 3. 777; 8. ber 
Leiftung 271, 296, 297, 604, 


609, 695, 696. 
geitbeitimmung, bei ber Annahme 
ober m... einer Erb» 
{haft 1947; bei der Annahme 
an Kindesſiatt 1742; bei ber 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Anerkennung der Ehelichkeit 1598; 
bei der Auflaſſung 926; bei der 
Ehelichkeitserkllärung 1724; bei 
Rechtsgeſchäften 168. 

Beitpunft, des Eintritts ber Bes 
bingung 158; maßgebenber 8. 
für ben Anfang einer Friſt 187; 
bes Todes im Falle ber Todeds 
erflärung 158. 

gerrüttung, bed ehelichen Lebens 
ald Scheidungsgrund 1568. 

Berftörung, einer (fremden) Sade 
228, 229, 718, 818, 1042, 1370, 
.., 1524, 2041, 2111, 2288, 


— bei der Eheſchließung 1318, 
a. 40; bei Teſtamenten 2238, 
2237, ;7, 2249 ff. 

NH Verjährung196?". 

eugnih, bes —— 69, 680, 
1507, 

Binien 101. — 246, 247, 248, 
256, ‚288, 289, 290, 291, 301, 
347, 367, 379, 396, 452, 608, 
641, 668, 675, 698, 820, 849, 
1047, 1076, 1088, 1107, 1115, 
1119, 1145, 1158, 1159, 1171, 
1178, 1191, 1192, 1210, 1264, 
1289, 1806, 1834, 2879; Ber» 
ährung 197, 223. 

in esjinfen 21 248, 289, 
inshhpothef 11% 1178. 
insrüditände, Verjährung 197. 
insfcheine 234, 799, 801, 803ff., 
1081, 1083, 1296, 1392, 1814, 
1818, 2116, 8. 174, 175, 

Binsverbindlichkeiten 246, 247; 

der Ehefrau 1386; bed Verwah⸗ 


rers 698, 

Binszahlung, ald Unterbredung 
ber Verjährung 208. 

Zubehör 97, 98, 314, 926, 1031, 
1062, 1096, 1498, 1551, 2164; 
Erftredung ber Hypothek 1120, 
1121,1185; 8. bes Schiffes 1268. 

güdptigunnsrect des — 1631, 
bed Dienftherrn a. 

—— —— — der 

elterl. Gewalt 1680. 
gufam ur, 287, 350. 
sführung, von Gafen ıc. 906. 
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Zug um Bug, Erfüllung 274, 322; 
Nüdtritt 348, 


Surüdbehaltungsreht 175, 202, 
273, 274, 556, 772, 778, 972, 
1 


000. 

Surüdforderung bei Verjährung 
222 f. Bereicherung 

Surüfnahme, der Klee im 
Konkurs, der Klage, Wirkung 
auf bie Verjährung 212, 214; 
ber Klage auf Anfechtung ber 
Ehe 1343. 

Surüdweifung, von Rechtsgeſchäf⸗ 
ten 111, 174, einer Erflärung 


359. 
SWAMMERlcgung, ber Grunbftüde 


Sufammenrottung a. 108. 
SPIRIUMERISENER von Rechten 1024, 


— bei der Verſteigerung 
beim Pfandverkauf 1241. 
gufchreibung von Grunbftüden 
890, 1131, a. 119. 
gufiherung, von Eigenſchaften und 
ber Freiheit von Mängeln 459, 
460, 463, 480, 490, 492, eines 
Flägening halis A68. 

Zuftand, Feftfegung dur Sachver⸗ 
ſtändi ge 1528, ſ. aud Sadver- 
ftändige 

guftelung von Willenderklärungen 


— zur Aufhebung des 
Pfandrechts 1255; von Rechten 
an Grundſtücken 876; Dritter zu 
Rechtsgeſchäften 182 bis 184; 
ber Frau 1376, 1379, 1456, 
1449, 1468; bed Ghemannes 
1895 bis 1401, 1451, 1460, 
1532; des Eigenthümerd zur 
Rangänberung 880; bed gejek- 
lien Vertreters 1437, 1595; zu 
legtwilliger Verfügung 1516; zum 
Berziht auf den Geſammtguts⸗ 
antheil 1517; |. Ginwilligung, 
Genehmigung. 

Zuthaten, Lieferung beim Merk» 
vertrag 651. 

Zuwendung, sen 516ff.; an bie 
Armen 2072; des Antheils am 
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Geſammtgute 1514; Ausgleich⸗ 
ung 2050, 2053, 2054, 2056; 
aus dem Geſammtgut 2331; der 
Cheleute 2054; 3. an Kinder 
1638, 1639, 1651; an Miünbel 
1803, 1909; ar 1940, 
unentgeltlihe 330, 516 ff. 
— — a. 52ff., a 


Swangsersichung 1666, 1838, a. 
34, 35, &. 135. 
Zwangsrechte a. 74. 
wangsvergleich 1989. 
wangsverlauf, Smangsberfteis 
gerung, 456 bis 45x, 514, 753, 
882, 1166; Gejeg über bie Bw. 


a. |. 
Swangsperwaltung 1052, 1197. 


| 
| 


Swangsbollitredung 135, 136, . 
ı61, 184, 209, 216, 264, 268, 


274. 322, 853, 456, 457, 
512, 772, 883, 1003, 1407 ‚1958, 
1971, 2015, 2115, 2196; zur 
Befriedigung bed Hypothelken · 
gläubiger8 1147, bed Piand« 
reht3 an Nedten 1277, an 
Schiffen 1268; Zw. in den Nach» 
laß 1971, 1984, 1990, 2213, 
2214; Erwerb von Rechten 
dur Zw. 2016. 


Zweckbermögen, Pflegihaft 1914. 
Zweige, Hinüberragen 910. 
Swifchenräume, zwijgen Grund» 


yes 921. 


zwifchenziuſen 272, 818, 1183, 


1217. 





a — — u Re — — — 
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CH. Beck idehh (Oskar Bed) in Münden. 
- Berzeihnis von Ausgaben 


Deutiher Reichsgeſetze 


Handausgaben, Textausgaben, Geſetzſamm— 
lungen, Kommentare, Zurijtiihe Lehr- und 
Handbücher, Monographien 





u — 





— 


In 7. Auflage iſt erſchienen: 


Bürgerliches Gesetzbuch 


nebſt dem Einführungsgeſetze. 
Handausgabe mit Erläuterungen 
in Derbindung mit 
Engen Ebert, und Heinrich von Schneider, 
Oberlandesgerichtärat zu Breslau, Min.-Rat im k. b. Zuftizminifterium 
herausgegeben von 


Dr. Otto Fiſcher, un Dr. Wilhelm von Henle, 


ord. Brof. der Rechte zu Breslau, Min.-Rat im k.b. Juftizminifterium, 
. ! 








Siebente, umgenrbeitete und ergänzte Auflage. | 


(51.—62. Taniend.) 








— — — — 


1906. 96 Bog. 80, Gebunden iM 
1 








mit Erläuterungen in Berbindung mit DOLER. Ebert id 
Rat v. Schneider, herausgegeben von Prof. Dr. ©, Fifcher 2 
u. Minift.-Rat Dr, v. Henle (Münden) 7. Aufl. (1906.) 
Bivilprozessordnung nebſt Ginführungsgefeß. Handausgabe mit Er- 
läuterungen don Hugo Freudenthal, OLEOR. 2. vermehrte und ber» 
befjerte, mit der Nobelle vom 5. Juni 1905 in nebereinſtimmung gejeßte 
Auflage. 1905. XVI, 962 ©. 8%. Leinwanbbandb 6.4 (Siehe auf ©. 8.) 
Konkursordnung nebit Anfechtungsgeſetz. Handausgabe mit Erläute- 
rungen von. Dr. J. Harburger, Juſtizrat und Redtsanmwalt, Biveite 
neu bearbeitete Aufl. VII, 262 S. 1907. Seinwanbband 2 „& 50 4 
Handelsgesetzbuch nebſt Einführungsgeſetz (ohne Geeregt). Hand- 
ausgabe mit Erläuterungen bon Dr. Earl Gareiß, Geh. Zuftizrat und 
o. d. Profefior ber Rechte in München. 8, Auflage. 1905, XLIT 480 €. 
8%, Zeinwandband 44 
Strafgesetzbuch. Handausgabe mit Erläuterungen aus der Redit- 
ſprechung des Reichsgerichts, ſowie aus Gefekgebung mb Wechie: 
pflege ber größeren. Bundesftaaten don Wilhelm Henle, Mini: 
fterialrat im k. b. Auftigminifterium, und Dr. Franz Schierlinger, 
t. b. Oberlandesgerichtörat. Zweite, neubearbeitete Aır 
lage, 1903. XVL444 ©. 8°, Seiniwandbband 4.4 7 
militärstrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898 nebfl dem 
Ginführungsgejeße. Handausgabe mit Einleitung und Erläuterungen 
bon Dr. Gottlob Weigel, Stabsauditeur bei ber £. 6.6. Infanterie 
Brigade. 1900. XXIL 285 ©. 80%. Eleg geb. 3.4 50 & ö 
Die Zuständigkeitsgrenzen zwischen Militär- und Zivil 


gerichtsbarkeit im Deutichen Reiche. Von Dr, @, 1, Mili- 
täranwalt am Reichdmilitärgericht. 1902, X, 360 ©. 80. Geb. 6,4 509. 

Preussisches Ausführungsgesetz zum B.&B. Handausyabe 
mit Anmerkungen, Anhang u. Reg. von Dr. Reimer, Reiitsanivatt 
b. Rammergericht, und Boehlau, Rechtsanwalt beim Landgericht I 
in Berlin. 1900. X, 284 ©. 8, Siubbb: 2.4 80 I 

Die Bayerischen Austührungsgesetze zum B.GB. cı. zus. 
führungsgefe zum B. GB. — II. Gejek, Nebergangäbeftinimungen 
betr.). Handausgabe mit Anmerkungen bon W. Genle und ©. 
Schneider, Minifterialxäten. 1900. XXXV, 741 ©. 8%, Einbbb. 8% 
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C. 5. Bed’iche Derlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in München. 


Drofejor Dr. Lothar Seufer 


Kommentar zur Civilprozeßordnung. 


Neunte nen bearbeitete Auflage (mit der Novelle dom 


5. Juni 1905). 
Bolljtändig in 2 Bänden. 
45 u. 52 Bogen gr. 8° in Halbfranz gebunden «AM 38.—. 


Givilprozessordnung 


nebſt dem Einführungsgeleke. 
Handausgabe mit Erläuterungen 


und einem Anhange 
herausgegeben bon 


Hugo Freudenthal, 
Dberlandesgerihtärat in Colmar. 


Zweite vermehrte und verbefierte, mit Der Novelle vom 
5. Juni 1905 in MHebereinitimmung geiekte Auflane. 
60 Bogen. 8°. In Leinwandband 64 


— — — 





— 





Soeben iſt in 5. neubearbeiteter Auflage — 


Kommentar 


zur 


Gewerbeordnung 
| für das Deutſche Neid 
unter Mitwirkung vor Dr. Buftab Nohmer herausgegeben von 


Dr. Robert von Zandmann. 
5. völlig neubearbeitete Auflage. 
Eriter Band. 51 Bogen gr. 8°. Gebunden A. 14.—. 
‚(Der II. Band erſcheint im Sommer 1907.) 
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€. . Beckſche Verlagsbuchhandlung — init 
Textausgaben mit alphabetischem Reg ster ( 
Erläuterungen) in Taschenformat, rot gebunden. 


Bürgerliches Geſetzbuch von 18. Aug. 106 nr —8 —J— 
geſetze. 8.—11. Abdrud. XIII, 700 Seiten. El. 
Givilpr ozehordnung u. Gerichtsverfafungägelege in —— 
20. Mai 1898. Mit dem Gerichtskboſtengeſetz, ber Geb 
nung für Jeugen und Sachberſt. und der Geb.-D. für @er tate- 
— 4. u. 5. Auflage mit der Novelle vom 5. Juni. 
4716. 1.89. In rotem Lwobd. 24 
Sreitwillige Gerichtöbarfeit ſ. Nebengefege zum Bürg. Gej.Buch. 
Gewerbeordnung in ihrer 7 ſſung v. 14. Oft. 1905 u. 7. Januar 
1907 nebſt Kinderfhußgeieh u 2 er iaTe . Aufl. 
VIII, 211 ©. EH. 8%, Leinwbbd. 1 
Grundbucdhordnung . a; —2* — Geſ.Buch. 
andelsgeſezbuch (mit Seereht) neb ‚an ührun e 
oo —. lad VIII, = Seiten. *. er m — N E 
Handwerfernovelle vom 26. Juli 1897. — Kart. 80 8 
stanturBordnungnesit nie tungsgeren vom 20. Mai 
1898. 2, Auflage. XV, 87 ©, . In rotem Rein 
ferantenverficherungsgeje nebft dem Hilfstaffengejeg und — 
validenverſicherungsgeſetz. 1003. xVI, 2286. 11.80, Rot. 2i0bb. 1.4503 
Militärftrafgerichtsordnung und Militärftrafgefegbudg. Roter 
Zeinwanbband 1.4 5 


0 
Nebengeiege zum Slirgerlichen Gejegbude. 1. ee 
1.4 









orbnung. — IL, Gefeb über die Zwangsverſteigerung und bie 
verwaltung. — IH. Gejes fiber die Angelegenh ber 
Gerichtöbarkeit. 2. Aufl. 1904. VI, 150 Geiten. F. 8%, Roter 

Neicheiteuergelehe vom 3. Juni 1906. (I. Gefe eh, betr. b. Sebnung b. 
Reichshaushalts und die Tilgung der Reiche — Brauſteuer⸗ 

III. EUSSPFHER DENE eh. — IV. Rei —— — V, Erb» 

onflafteuergeieh. IV, 172 38 Roter 

Reichötagdwahlgeiet und Kablrenlement in ber tr Ba 
machung v. 28. Upril1903. 2. Abbrud.1907. IV,90 S. U. 80, Rot far 60 3. 

Straigeiegbud. Mit turzen Berweifungen von Staubinger-Shmitk 
9, Aufl. (1907.) 1.4 

Strafprozehordnung u. GeriehiöverfaflungSakieh Mit kurzen 
Berweifungen. 2. Aufl. 1906. VI 202 ©, f.80 Lwbb. 1.450 9. 

Unfallverficherungsgeleße vom 30. Juni 1900. (6 —— x, 367 ©. 
I. 8°, Roter Leinwdhd. 2,4 50 J. 

Urheberrecht (Literarijhes und mufitalifches) und Verlags: 
recht. Tertausgabe von Prof. Dr. Alfeld. 1,4204 

Urheberrecht ckünſtleriſches und photographijdhes). Zert 
ausgabe von Prof. Dr. Allfeld. 1907. 1. | 

Swangsverfteigerungsgejeh 5. Nebengefege zum Bürg 

Bayeriſche Ausführungsgeſehe zum BGB. 1X,2456.11.8%.Ewbbb. 2.4 

Bayeriſche Vollzugsvorſchriften 3.BGB.5836. 1.80. 2055.8.4504 

Preubilihe Ausführungägeiege 3. BGB. mit — — 

28 ©. El. 80. Roter Qubb. ne 





— 


€. 5. Bed!’fche Derlagsbuchhandlung (Oskar Beck) in München. 
Textausgaben mit Erläuterungen. 


Zur Beachtung! In diefem Verzeichnis find der Überfichtlichkeit 
halber auch die „Zertausgaben ohne — ſowie die Fer 
ausgaben“ und „Kommentare“ aufgeführt, und — unter Hin auf 
bie Seitenzahl dieſes Verzeichniſſes, die darüber das Nähere enthält. 
Sofern keine beſondere Bezeichnung beigefügt iſt, find jedoch ſets 
— mit Erläuterungen in Taſchenformat rot ge- 
bunden zu berftehen. 


Abzahlungsgeichäfte. RE. v. 16. Mai 1894. Erl. von G. Schmitt. 
(1894.) 1.4 20 4. 


Attiengeſeß Handelsgeſetzbuch d. 10. Mai 1897, IL. Buch, 8. u. 4. Abs 
ſchnitt: —— und Kommanditgeſellſchaft auf Attien. Er- 
läutert bon Sigmund Merzbacher, Juſtizrat und Recht 
anwalt in Nürnberg. (1901.) XI u. 3831 &. 3.4 50J 

Unfechtungsgeieh. ſGeſetz betr. die Anfehtung bon Rechte— 

andlungeneine8 Schuldners außerhalb des Kon: 
uröberfahrend. Erl. von S. Merzbächer. (1903) X,976, 


1420 

—— — eſetz v. 1. Juni 1801. Bon Dr. W. Zeller. I801)1.4204 

Arbeiterve — mit den wichtigſten Ausführungsvor⸗ 
ſchriften. Von Pro .Dr. Robert Piloty. 2. völlig neubearb. Aufl. 

Bd. 1. jnvalibenberficherungdg ejeh vom 13. Juli 1899, 
Grläutert von Prof. Dr. R. Piloty. (1900.) XIX, 5096. 3,450 J. 

Bd. II. Die Unfallverfiherungsgejee vom 30. Juni 1900. 
Erläutert von Prof. Dr. R. Piloty. (1902.) XXI, 6646&. 4,450 4. 

Bd. II. Sranteuberficherungäge et; mit den Novellen vom 
30. Juni 1900 und dom 25. Mat 1903, dem Abjchnitt B des Gef. vom 
5. Mai 1886 und bem — An 2. Aufl. neubearb. don 
W.Redenbader, Ef. b. Bezirksamtsaſſeſſor. Mit einer Einleitung : 
Das Recht der Arbeiterberfiherung in kurzer Darftellung don Prof. 
Dr. Robert Piloty. (1904.) X, 486 ©. Fl. 80%. Rot. Linbd. 3.4504 

Börjengejeh vom 22. Juni 1896 don Dr. Zul. Kahn. (1897.) 3.4 

Dranftenergejeh. S. Reichsſteuergeſehe. Textausgabe ©, 4. 

Bürgerliches Geſetzong. Kommentar bon Hölder, Schollmeher eꝛc. 
j. ©. 15; Hanbausgabe mit Erläuterungen bon Fiſcher— 

ö hd 7. Aufl. 1906. &e6. 7.4 (j.©. 1); Tertaußgabe 2,450J. 

Givilprogehordnung. Kommentar vd. Prof. Dr. LotharSeuffert. 

j. ©. 3; andausgabe mit Erläuterungen bon OLER. 

reudenthal. 2. Aufl. 1904. 6.4 (ji. ©. 3); Tertaudgabe 2,4 

Erb Haftöftenergejeh bom 3. Juni 1906. Erl. von Herm. Schmidt, 

RegRat im Ef. b. Finanzminift. (In Vorbereitung.) — Tert- 
ausgabe j. Reichöfteuergejehe ©. 4. 

Fleiſchbeſchaugeſet; vom 3. Juni 1900. Mit den Ausführungsbe- 
— ————— von Fr. Brettreich, — — im k. b. 
Staatsminiſterium db. %. (1902.) XVII, 265 ©. Rebſt Nachtrag, 

enth. bie 6 en bom 27. März 1908. 2,4 504 

Freiwillige Gerichts arkeit. Gejet vom 17. Mai 1898. Erläutert von 

Bsuriber, nifterialrat. 2, umgearb. Auflage, (1901.) XXVI, 
&.2,4 50 d — Tertaudgabe 1,4 (Nebengei. 3. BGB.) 
5 
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C. B. Beck'ſche Derlagsbuchhandli — 


Gebührenordnung für Nechtsanwälte nebit — 
— des Gerichtskoſtengeſehes u. — — 
bacher, Juſtizrat und Re Stsantalt. 20 € 

Genofienichaftögejeh. Reihsgeies Ne "bie — 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften im ber bom 20. 
1898. Mit Anhang, enth. die Ausführungs — 
ſtatuten * Erläutert von ©, — und 
anwalt. 2. neubearbeitete Auflage. (1907.) VEIL, 366 ©: 3 .M 

Gerichtötoftengejeh nebft Gebührenorbnung für Geric 

Izieher und Gebührenordnung für Zeugen u. Samberitä 
it ber Pur: Verordnung vom 17. Nod. 1902, { A 
ar Dienftleiftungen bei Behörben betr, Erläutert 

v. Reifenegger umd Reg.-Nat 9. — 8. — — 
— Auflage. (1905.) 2 M 40 J. 

Geſellſchaften mit beihränkter Haftung. R in 
affung vom 20. Mai 1898, 2, a — 
earb. von Sigm. Eat Zuftizrat und Rechtsauwãlt. 
(1904.) VIII, 214 © 2,45 

Gewerbegerichtögeiet in ber — vom 29. September 1901. 
bon Dr, 2. Menzinger, Neferent f. d. Ge und | 
Arbeitsamt Münden u. Dr. J. 3. Brenner, B 
mwerbegerichts München, 2. umgearb. Aufl. (1905. XXI, 196.8. 24 

Gewerbeordnung. Kommentar von Dr. v. Landmann-Rohmer 
ij. ©. 3; Handausgabe mit Erläuterungen bon Min.Mat 
Schreiber. 2. Aufl. Geb. —* Textausgabe 14205 

Sewerbeunfaitverficherungsgejeh, eh bom :80. Sunk a * 

R. Piloth, ord. Bro 
4 or 5 > (= „ücheiesvefiägrungeaefehe" 8 ne 2. er F —* 

rtausgabe 2. 50.J. 
— — Von Dr, Johannes Krech, —— 
Kt 
eußen. 


























heimer. Regierungsrat. 3. vermehrte Aufl. (1907. 
für die beutijhen Bundesftaaten außer 
182 ©. 1.440 J. B. Ausgabe mit den — Tertenite 
HERE VIIT, 239 ©. 24— Susgabe 
1. (Mebenge 

Haftpilichtgejet in der Fafjung des E®. zum. BGB Erläutert von 

23 ndI. (1901.)- VII, 238 ©. 3.M 
Haftung, eſchräukte. ©. oben: „Gefelligaften mit befäränfter 
aftung * 

Sandelöge eſehbuch. Handausgabe mit Erläuterungen (ohne 
Seere Ay Brofefjor Dr. Gareis, 3. Aufl. Geb, 44. Terxt⸗ 
ausgabe (mit Seerecht) 80 J. "u SFERR 

—— * 26. Juli 1897. Textausgabe 80 
oihelenbanfaejeh vom 13. Juli 1899. Erl. v. S. Mexgbach 

— —— XIV, 156 2450J j 

Onbalidenber cherun sgeieh bom 18, © 
Dr. ®. Bilotb, vo, db, Rechte in Büh 
509 6,340 J (= tbeiterberfid * 
Kommentar don v. Landmann: R 
— Zertaudgabe 1,% 50.9. 
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C. B. Beck'ſche Derlagsbuchhandlung (Osfar Bed) in München. 


Kanfmannsgerichte. Reichsgeſetz vom 6. Juli 1904. Erläutert von 
Dr.?. —— u.Dr. N. Be XI, 172 ©. Geb.1.480 4. 

Kinderſchutzgeſetz. Reichsgeſeß dom 30. März 1903, betr, Kinder: 
arbeit in gewerblichen Betrieben, Erläutert bon Dr. jur. &. Rohmer, 
BGE, * K. b. Staatsminiſterium d. Aeußern. (1908.) IV, 103 ©. 

A 

Konkursorduung. Handausgabe von Juſtizrat Dr. Harburger, 
2. Aufl. Geb. 2 34 . 8. . — Textausgabe 1 

Krankenverſicherungsgeſetz in der Fafi. d. Rovelle d.25. Mai 1908. Erl. 
bon Piloty:Redenbader, X, 486 ©. 3,4 50 d. (= Xrbeiter- 
berficherungsgejege 2. Aufl. Bd, ID. — Handausgabe mit Er- 
BORASTBRGEN von v.Rajp-Meinel 5,4 50 d. — Textausgabe 


M 50 
Militärftrafgerichtöordunng u. Militäritrafgelehbuß. Kom: 
mentare von Senatäpräfident v. Koppmanni.6.16; Handaud« 
gabe bon Dr. ©. Weigel geb. 3,4 50 4; Zertaußgabe 1,4509. 
Nahrungsmittelgejeh. Geſet, betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsſsgegen— 
ftänden, bom 14. Mai 1879 nebjt den Geſetzen vom 25. Juni 1887, 
5. Juli 1887 und 15. Juni 1897 (Margarinegejeh). Erläutert don 
Th. dv. db. Pfordbten, Amtörichter. (1901.) IV, 1308. 1,4804. 
Batentgeich. Kommentar von Prof. Allfeld. 12 (fi. ©. 16). 
Berfonenjtandsgeieh. Kommentar von Dr. 6. Sartorius, Prof. 
der Rechte in Greifswald. (1902). Geh. 9.M Geb. 10. (. ©. 16). 
— Grläutert don Ob.2.6.R. Roller. (I888.) 8.4 
— J —— Reichögefeh über die privaten 
BDerfiderungdunternehmungen d. 12. Mat 1901. Erläutert 
von Dr. Herm. Rehm, Prof. der Rechte in Straßburg. Zweite 
völlig ümgearbeitete Auflage. 1907. XX, 404 ©. 5.M 508 
Rechtsanwaltsgebührenordnuug v. Merzbacher. 3.4 
ante . 2on Dr, M. Ströll. (1875.) 804 
Reichsitempelgejeh vom 3. Juni 1906. Grläut. von ObRegRat 
erm. Schmidt (in Vorbereitung). — Tertaudgabe j.S.4 unter 
z eichsſteuergeſetze. 7 
Reigetegewahigeſes u. Wahlreglement. Ert. von K. Raip, 
eg..Rat. (1890.) XXL 130 ©. Sart. 1M %20.d — Tert⸗ 
ausgabe (1907) 60 4 
Schuldverſ eibuugögeleh: Reichsgefetz, betr. die gemein: 
jamen Rechte ber Bejißer von Schuldbverjhreibungen, 
bom 4. Dezember 1899. Erläutert von S. Merzbacher, Juſtizrat 
und Rechtsanwalt. (1900.) XVIL 1186. 2.4 


Staatsverträge. Sammlung von Staatöverträgen über 
Gegenftände ber nase: Erl. don Dr. $. d. Staus» 

 binger. 2Bde. 2. Aufl. (1895.) Kart, 8.4 504 

Straigeichbud nebft Anhang, enthaltend die wichtigften ſtrafrechtl. 
Rebengejeße. Handbausgabe mit Erläuterungen von Henle 
fü. Schierlinger (1908). 2. Aufl. Geb. 4 M — Zertausgabe 
bon Staubinger-Schmitt. 9. Aufl. (1907.) 14 


; , ö 











Tertaußgabe 1.4 50 
Malalintrfijerungägelene vom 30. Juni 1900. Grläutert bon 
tof. D. 


Dr. R. Piloty, Rechte in ——— (1902.) 4.4 50 
(— Urbeiterverficherungdgelege 3b. II). — Zertausgabe 2,450 
Urheberrecht an Werten der Literatur und der Tonktunft und Ber: 
Ingäre t dom 19. Juni 1901. Kommentar bon Prof. Dr. PH. 
Allfeld. (1902.) Geb. 9. (j. ©.16). TZertausgabe bon Prof. 
Dr. Ph. Allfeld. 2. Auflage. (1901) IV,WS. 1% 20 JS. 

Urheberrecht an Werten ber bildenden Künfte und ber Pho- 
tographie. Kommentar bon Prof. Dr. Ph. Alfeld in Bor: 
bereitung. — Textausgabe mit kurz. Erläuterungen bon Prof. 
Dr. Ph. Altfeld. (1907.) 1.M (Soeben erjähienen.) 

Urheberrecht, gewerblides. Kommentar don Prof. Dr. PH. 
Allfeld. (1904). Geb. 12. (j. ©. 16). 


Berfafiung des Dentichen Reiches bom 16. April 1871 nebſt ber» 
fafiungsrechtlihen Nebengejegen, Verträgen ꝛc. rl. von Dr. Mar 
dv. Broebit. 3. Aufl. (1905.) Geb. 2.4 


Berficherungsgefeh. S. „Privatverfigerungsgejeg". | 

Warenbezeichnungen. Reichsgeſetz dom 12. Mai 189. Gel. von 
Prof. Dr. Allfeld. (189) 14 0 Id — Kommentar bon 
Prof. Allfeld f. ©. 16. 

Merhielordnung und Wechſelſtempelſteuergeſetz. Grläutert bon Prof. 
Dr. 6. Sareid. 5. Aufl. (1906) XI, 197 ©. 1,% 6059. 

MWeingejeh. Geieh, betr. den Verkehr mit Wein, wein 
haltigen und weinähnlichen Getränfen vom 24. Mai 1901 nebft den 


Ausführungsbeftimmungen dom 2. Juli 1901 und den Vorjcpriften 
über bie Demilche Unterfuhung des Weind. Grläutert bon 2b. 


v.d. Pfordten, Amtörichter. (1901.) IV, 88 S. 1,4 2% 
Mettbewerbgeleh. Geſetzzur Betämpfung bes unla 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Erl. von E. Grünewald, 
Amtögerichtärat. 2. Aufl: (1896) 34 ©. Hart. 60 
Wucergefeb dom 24. Mai 1880 und 19. Juni 1893 nebft dem Reihe: 
und b. Landesgejege Über die vertragsmäßigen Zinfen und die Bor- 
schriften des preuß. und bayer. Rechts über ben Gewerbebetrieb ber 
Piandleiher und Rüdkaufshändler. Erl. von W. Henle. (189) 
VII, 187 ©. Kart. 1.4804 
Zigarettenftenergefeh. S. Reiäjteuergefehe. Textausgabe 
Zwangsverfteigerungsgeleh. Geſeß über bie 
fteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebft 
den Ausführungsvörſchriften der größeren Bund . ‚Er. don 


W. Henle, tb. Minifterialrat. 2. neubearb. (1901.) XXVL 
370©.2,4804 — Kommentar bon Th. db. d. Pforbten j. © 16; 
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C. H. Beck'ſche —— (Osfar Bed) in Münden, ? J 
Sammlung von Reichsgesetzen und Verord- 
nungen staats- und verwaltungsrechtlichen 


Inhalts. 


Tertausgabe mit alphabetifhem Sachregifter. 
VII, 534 ©. El. 8% Roter Leinwandband 3 A 
Inhalt: 

In chronologiſcher Folge. Die unter einem jpäteren Datum abgeändberten 
Gejege jind mit einem * verjehen; bie Abänderungen find forgfältig be- 
rüdjichtigt.) 

1. Reihöverfafjung. DB. 16. April 1871*. — 2. Baßgeieh. B.12. Ok. 
1867. — 3. Frei Aninrritägefeß”. B.1. Rod. 1867. — 4. Bundeskonſulats⸗ 
geſetz. B. 8. Nob 1867. — ——— DB. 9. Nov. 1867*, — 
6. Geſ. ü. d. —— — Beſchrankungen der re 
DB. 4. Mai 1868. — 7. Maaß⸗ u. ————— für den Rordd. Bund. 
B.17. Aug. 1868*, — 8. Wa 1gel. f. d. Reichäta Norbd. Bundes* ©, 
31. Mai 1869*. (f. a. 11). — 9. Gef. ü. Gleichbereht. d. Konfeif. B;3. Zuli 
1869. — 10. Eheichliegungs: u. Perjonenftandägei. f. Bundedangehörige 
i. Auslande. B. 4. Mai 1870*. — 11. Reglement zu 8. B.28. Mai 1870*. 
— 12. Bundes: u. — — 6 3.1. Juni 1870*. — 18. Gef. 
ü. Unterftüßungsmwohnfiß. 3. 6. Juni 1870°. — 14. Gef. ü. Vereinigg. 
dv. Eli. Lothr. m. d. D.R. B. 9. Juni 1871*. — 15. Gef. ü.d. Pofkwelen 
d.D.R. B.28. Oft. 1871%. — 16. Jeſuitengeſ. DB. 4. Juli 1872; — 17. Gef. 
ü. Rechtsverhältn. d. Reichöbeamten. V. 31. März 1873*. — 18. Gef. über 
Einführung d. Reicheverfafiung in Eli.-Lothr. ®. 25. Juni 1878. — 
19. Müngzgejeg. B. 9. Juli 1878*. — 20. Impfgejet. B. 8. Upril 1874. 
21. Breßgeieg. B. 7. Mai 1874. — 92, Strandungsordnung. ®. 17. Mai 
1874*. — 23. Perſonenſtands⸗ u. ———— ei. V. 6. Febr. 1875", 
— 24 Bankgeieh. B. 14. März 1875. — 2. Ei betr. Sanbengefeßgbg. 
v. Elj.:Lothr. B. 2. Mai 1877. — 26 Gef. ü. Seeunfallunterfuhung 9. 
27. Juli 1877. — 27. Gef. ü. a a | D. 17. März 1878. 
— 28. Nahrungamittelgeieg. V. 14. Mat 1879*. — 29. Gef., betr. — 
u. Verwaltg. v. Elſ⸗Lothr. V. 4. Juli 1879. — 30 Viehjeuchengejeg. 3. 
23. Junt 1880*. — 31. Wehrpflichtanderungsgeſ. B. Febr. 1888*, — 
32. Gef. ü. ——n—8 d. Geiſtl. B.8. Febr. 1890. — 33. Gef. ü. d. Ver: 
einigg. Helgolande m.d.D.R.B.15.Dez.1890. — 34. Geſ. u. d Telegraphen- 
wejen. 3. 6. April 1892. — 35. Gef. ü. Ginheitäzeit. DV. 12. März 1893*, 
— 36. Auswanderungsgeſ. 8.9. Juni 1897. — 87, Kauffahrteiflaggen: 

ejeß. B. 22. Juni 1899%. — 38. Vereinsgeſetz. B. 11. Dez. 1899. — 
9. Zelegraphenwegegeieh. B. 18. Dez. 1899. — 40. Gef. ii. Konfular: 
erihtäbarfeit. 8. .7. April 1900. , — 41. Schlachtvieh- und Fieiſch 
eihaugef. B. 3.Yuni 1900. — 42. Gei., betr. Krankfheitäbefämbfung. 
B. 30. Juni 1900. — 48. Schubgebietägejet. DB. 25. Juli 1900. — 
44. Seemanndordbnung. ®. 2. Juni 1902*. — Unhang: 45. Friedens: 
Präliminarien zwijchen d. D.R. u. Frankreich. B. 26, Febr. 1871. — 
46. Friedensbertrag ziwiichen d. D.R. u. Frankreich. V. 10. Mai 1871. 
— 47, Konjularfondention zwiſchen d. D.R. u. d. V St. d. Amerika. 
2. 11. De. 1871. — Nachtrag betr. Ergänzung des $ 51 des Reichs— 
beamtengejeßed. — Alphabetiſches NRegifter. 
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Sammlung kleinerer — — | 
Verordnungen privatrechtlichen Inhalts. 


Eine Ergänzung zum Bürgerlichen 6ejekbudhe und jeinen 
Nebengefegen. Mit alphabet. Sachregiſter 
VL 197 ©. tl. 8%. Roter Leinwandband 1 A 25 9. 


Inhalt: 
(Die Reihenfolge ift chronologiſch; die unter einem jpäteren Datum ab» 
geänderten Belehe find. mit — * use, die Ubänderungen find 

e 

1. Sei. ü. Lohnbeſchlagnahme. B. * Juni 1869*. — 2, PB u 7 
Gleichberechtigung d. Konfeſſ. B. 3. Juli 1869. — 3. Sheſchl g8: 
u. —— ei. f. Bunesangehönt e ra B.4. Mai 1870*, 
Bundes⸗ u. Staatsangehdrigkeitägete uni 1870°. — 5. Gef. 
* — d. Eijenb. u. Bergwer »(Seiipniötaeh). 8.7 B.7. — 


— 6. Gej., betr. Inhaberpapiere mit Prämien 
. 7 ‚Gel ü. ‚Srunbeigeubsnaäpeigeäukung in der Nä Ey 
21. Dez. 1871. — ien rau 
: ei en 6 


verwaltungen. 3. 25. Mai 1873. — 9. 

B. 2. Mai 1874. — 10. Perſonenſtands⸗ u. Ehef — Bi = ER 
1875°%. — 11. Pinfeöstungenel. ( DE, —— Ben e 

halb d. SKonkurdderf.) 

24. Mai 1880 u. 19. Juni —— _ — ei Ben Kies 
bahnbetriebsmittelpfändg. B. 3. Mai 1886. — 14. Wei 

DB. 31, Mai 1891*. — 15. Gef. ül. Be 

16. Bek. betr. Ausführungsbeft. 3. 85 980 6. is 
1898. — 17. Gej., betr. — etanntmaghung. DB. 17. Mai 

— 18. Gef. ü. — u. Öfiterrechtöreg. B.1 d. 1898, — 

betr. Vorſchr. z. Ausf. des a B. 25, —— 1899, — 
mängelgeje. 23. 27. Mär — 21. ie E 2% 

1899. — 22. Gef., betr. uldberförei ungs beſitzer 

— 23. Gei., betr. dad Vereinsweſen. Vom 11. Dez. 

betr. Todeserflärungen. D.8. März 1900. — A — ——— he 


Wer Soeben in zweiter Auflane erſchienen 


Sammlung kleinerer Reichsgesetze und 
Verordnungen handelsrechtlichen Inhalts. 


Eine Ergänzung z. Bandelsgejeßbuch. Mit alphabet. Sachregiſter. 
Zweite fortgeführte und ergänzte Auflage 
VII, 621 ©. El. 8%. Roter Leinwandband 3 A 
Inhalt. 
(Die Reihenfolge ift chronologiſch die unter — fpäteren Datum 


abgeänberten Gefege find mit einem * bezeichnet; die Abänderungen 
And Gerhaichtige) 





1. Gef., betr. Einf. d. Allg. Deut. MWedhiel 
Nov. u.d. Allg. Deut, Sanbetsgeehb. ale ki D.5. — 














2. — erg B. 
10, ER oa — a Nactir Litt. —— vr Ki RN — 
betr. Die Anbaberpapiere mit Pr As 1871. — 
6. Sa db. Boftweien. B. 28. Oftober 1er. — —— — 7. Ser 
mannsordnung. B. 27. Dez. 1872*%. — 8. Münzgejeb. n. 5 Juli 1878*, 
— 9. BR OTREIDEINDENE: B. 30. April 1874. — 10. Strandungs- 
— Aller 7. Mai 1874. — 11. Banfgefeh. DB. 14. März 1875". 
— 12. Künftler. "Urheberreibtägefeh, DB. 9. Kan. 1876, — 13. Photographie 
1aungel B. 10, Januar 1876. — 14. Muſterſchutzgeſetz. B. 11. Yan. 1876. 
—— uepungßgeieb. Bom 27. Zuli 1877. — 16. Reiche: 
ftempelgejeß. ®. 1. Juli 1881 1.d. Fafjung d. 14. Juni 1900°. — 17. Säus- 
——— eſetz. B.n. April 1886 i. b. . Safung v. 10. ‚Sept, 1900”, 


Schiffävermefjungsordnung. B. ee Auszug. — 
. Grwerb3- un —— —* sg} Mai I _ 
20. Bet. betr. —— ERIC RE. 2 uli — u vda 1800. 
— 21. Patentgejeb. 7. April 1891. — His mE. 
2.1. YJuni1891. — 8 Derorbn. na d. Patentgeſetzes und de 
B. 3* ku — 24. Gei., betr. 6. m.b. 9 
B.20, April 1892*%. — 35, chuhze der Wanrenbezeichnungen 


DB. 16. Mai 189. — 26. Gei., al — Abzahlungsgeſchäfte. B. 16. 
1894. — 27. Verordn. z. Ausf. d. Waarenbezeichnungsgeſ. und des ee 
brauchsmuſtergeſ. ®. 0, Auni 1894. — 28. Juni 1006. 80.0 
B. 15. Juni 1895*. — 9. Blößereigeis Mai 1506 B. 15. $uni 1895. — 30 
sr 


gegen unlauteren Wettbewerb 896. — 31. Börjengeieg. 


22. Juni 1896*%, — 82. ——— 5. Juli 1896. — 33. Au : 
wanderungägei. ni 9. jur 189 34. Kauff Hebeteitoggenaeieh D. 
22, Juni 1899. ——— . 7. Abril 1900, 
— 36. Geſ. betr. Die Patentanwälte at J — "ir Ge ah, 


ü. 4 prib. Verfiherungsunternehmungen. B. 12. Mai 1901, — 38. Gef. 

ü. d. Verlagsrecht. U 19. Juni 1901. — 39. Liter. Urheberrechtsgeſetz. 

DB. 19. Jumi 1901. — 40. Gef., betr. den Schuß don Erfindgn, Muftern 

und Warenzeichen auf Ausftellungen, D. 18. März 1904. — 41. Gejeb, 

ne 1 ee Juli 1904. — Alphabetiſches 
egijter 


Sammlung von Reichsaesetzen strairecht- 
lichen Inhalts. 


Cextausgabe 
mit Anmerkungen und Sachregiſter 


von Hermann Schmitt, 
ft. Landgerichtsrat. 


XI, 339 ©. fl. 8%. Geb. 2 AM 259 





Inhalt. 
1. Preuß. Br en ben Belagerungszuftand. B. 4. Juni 1851. — 
2. —— eſtgeſ 7. April 1869. — 3. Telegraphen⸗Freimarkengeſ 
e 16. Mai 1869. — * ee betr. b. ——— mit Prämien. B. 
uni Tsrı. — 5. Gej. ü. d. at b. R. ir 28. Dit. 1871. 


Ampfgejeß. ©. 8. A er 1874. — 7. e ieh. 2 7.Mai 1874. — 
8. Gef, beir. Anſteckung b. Viehbeförb. auf hehe nd. 3. 25. Febr. 1876. 
— 9. öef. betr. Zuwiderhandt, g. d. 3. Abwehr d. Ninderpeft erl. vieh 
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J —— * 


PR, 


RR 







Einfuhrberbote. 8. 21. Mai 1878. — 10 
14, Mai 1879. — 11. Gef., betr. Statiſtik d Waren 








23. Juni 1880 und 1. Mai 1894 — 14. Gigeieh, F 
9. Xuni 1884. — 17. Gold u. Silberwarenftempelger. Yom 16. Sul 1884. 


zungämitteln u f.w. BB. 5. Zuli’ 1887. — 21. —— ejeß. 


Deffentlichkeit.. DB. 5. April 1888. — } in 0. B. 
19. Mai 1891. — 24. Ge). ü. d. Telegraphenweſen D.R. B.6, Aprit 
1892. — 25. Def, betr die Betriebsordn. d. Hanpteifenb, Den unds. 
Be5. Juli 1892. — 26. Bet., betr. Bahnorbdn. b. Nebeneijenb. Deutſchlands 


1. $uni 1898. — 87. de a b. ne 
. Gef., betr. eftra 
tpieh⸗ 


Fleiſchbeſchaugeſ. Bom 3. Juni 1900. — 40. Seuchengeſ .30. Juni 
——— — Mai 190 


DB. 10. Mai 1908. — 45. Reblausgejeh. 3, 6. Ju 1904. 48 — 
uli 1904 — pha— 


Sammlung der auf Beer und Flotte be 
züglichen Gesetze und Verordnungen des 
Deutschen Reichs. 


Tertausgabe 
mit ausführlihem Sachregifter, 
XIV, 848 ©. EI. 8%. Roter Leinenband 4 A 





Inhalt. — — 
1. Preuß. Geſ. ü. db. Belagerungszuftand. B. 4. Jımi * 
2. Genfer Vertrag d. 22. Auguſt 1864. — 5 Kriegsdienſtgeſ. B. 9. Rob 
1867. — 4. Verordnung. betr. die Einführung der in Preußen geltenden 
Borſchriften über die Heranziehung der Militärperjonen zu Kommunal 
auflagen im ganzen Bundesgebiet: ®.'22. Dez. 1868. — 5. Geis betr. 
die Portofreiheiten (Nordd. Bund.) ®. 5, uni 1869, — — 535 
6. Stantsangehörigkeitägef. B. 1. Juni 1870. — 7. Vertrag, beir. Bei 

Bayerns 3. Verfaſſung des Deut. Bundes. B.28,Nodb. 1870. — Hußzug. — 
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rn betr, d. Beitritt Württembergd 3. Verf. db. Deut. Bundes. 
Rod. 1870. — Auszug. — 9. Mil ——— zw. db. Nordd. 
Bea; u. Württemberg. B. 21./25. Rod. Be — 10. Gef., betr. d. Verf. 
d. D.R. B. 16. April 1871. -— 11. Derf. d. D. R. D. 16. April 1871. — 
u — 12. Gej. betr. — Nordb. ee a ea 
DB. ril 1871. — Auszu ı 3. Strafgejeßb. f. d 
15. Mail 71.— Auszug. — 14. Erlaf. betr. Kriegadentmünge — 5 
DB, 20. Mai 1871. — 15. Erlaß, betr. ge r ana 
battanten ıc. ®. 22. u 1871. — 16. Erlaß, betr. Geſchäftsführun 
ob. Marinebehörbe. 15. Jımi 1871. — 17. Reichöfriegdj abge * 
B. II. Rod. 1871. — 18. Gej., betr. bie —— ——— utjchen 
Heered. 3.9. Dez. 1871. — 19. Erlaß, die oberjte Marinebehörde. B. 
1. Jan. 1872. — 20. Erlaß, betr, * —— an Offiziere, Aerzte 
u. ſw. —— B. 14. März 1872. — 21. Erlaß, betr. Dar Ye Ankenbais 
tur. 18. Juni 1872. — Einführun Bere: 3 ———— 
bu — b.D.R. 8. 20. Yuni 1872. ilttär-Strafgejeßb. f 
D. Dom 20. Juni 1872. — 24. Geſ. betr. Rechtsverh. db. Reihäbeamten. 
DB. 31.März 1873. — 25. Geſetz, betr. deutiche Feſtungen. V. 30. Mai 1873. 
— %. Geieh, betr. — — an die —— Aerzte und 
Reichsbeamten. B. 30. Juni 1878. — 97. Verorbn., betr eihatriegäihnn: 
——— B. 22. Januar * — 28. vieich Riluargeſeh 
2. Mai 1874. — 29. Verordn. ü. d. Urlaub d. Reichsbeamten u. deren 
Stellbertvetung. D. 2, November 1874. — 30. Verordn., betr. d. Sur 
ftändigfeit ber Reichsbehörden 3. Ausf. d. Gef., betr. d. Redhtöverh. 
Neichdbeamten, vom 31. März 1 73. Ei er‘ November 1874. — 31. * 
ag anb3» und Dee ara ſetz. bruar ae — Auszug. 
. Gei., betr. militäriſche Kontrole bee ie Rejerbe. 15. Febr. 
er — Verordn., betr. die Tagegelder u. A} w, ber Reihähcamten. 
B. 21. Juni 1875. — 34. Verordnung, betr. Sterbefälle von — 
perſonen an Bord ber Marine-Fahrzeuge. B. 4. Nob. 1875. — 
tührungägel. 3. — ertailnnasgel DB. 27. Januar 1877. — sy 
afprozeßordnung. B.1. — 1877. — Auszug. — 37 B 
betr. NReingewinn aus bem Generaljtaböwerfe Ma DB, 31. Mai 
1877. — Erlaß, betr. bie General Bann. 2 . 21. März 1878. — 
> Geſetz, betr. Ya ya . bie . d. Gif. Kreuzes u 1870/71. 
2. Juni 1 Grlaß, betr, militärifoe bed 
© 19. SRobember 1873. — Al. BVerordn., betr. errichtungen d 
Standedbeamten an Militärperjonen nad Mobilmac) und: B. 20. Januar 
1879, — 42. Geſ. betr. Erg. u. Aender. db. Reise itärgejehed. 8. 
6. Mai 1880. — 48. Verorbn., betr. Ta egelber u. f. iv. für Militär- u. 
Marinebeamte. B.20. Mai 1880.—44. Gej., betr. Rei pöfriegshäfen u. ſ. w. 
B. 19. Juni 1888. — 45. Geſ. betr. Prijengerichtäbarfeit. B. 3. Mai 1884. — 
46. Verordn., betr. Dienfikeifenberokkun f. Marinebeamte. B. 22, Yuni 
1834. — 47. Ge eſ. De Aenb. b. Reid e-Rittärge) v. 2. Mai 1874. 


DB. 31. — Se — 48. Gej., betr fe bee. Geide bon Militär- 


Bestehen 28. Märy 1886. — 49. Gef., betr 5— 
bes — —* 11. März 1887. — 50. „„ betr. Aend. b. 
Wehrpfl ebruar 1888. — 51. &ei., ag urüdbeförderung 


der Hinterbl. i. u angeftellter Reichbeamten uf. V. 1. April 1888. 
— 52. Wehrordnung. B. Sept. 1875/22. Nod. 1888 im Wortl. don 
1904. — 53. SE nung. ®. 28. Sept. 1875/22. Nob. 1888 im Wortl. 
don 1904, 4. Grlaß, betr. Trennung bed Oberkommandos bon ber 
Verwaltung. der Marine, DB. 30. März 1889. — 55. Gei., betr. Aend. 
beö ehe] ehes Sn 2. Mai 1874. B. 27. Januar 1890, — 
56. Gej., betr. We Bi t ber Geiftl. B. 8. Febr. 1890. — 57. Gei,, 
betr. Ge), Seir. Michel e des deutſchen Heeres. DB. 15. Yuli 1890, — 
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58. Geſ. bet Schutzt DOAfxrika 
59. —* — J * — — "eos 


Verrat milit. Geheimn. 8.3. — — — u rs ‚betr. ee 


präjenzftärke des beutichen Heeres. DB. 3. Auguſt 1898. * 
brieftaubengej. B. 28. Mai 18804 — 64. Anriaess Rum „Milit. 2 
3. deut. Wehrordnung. B. 12. Rob, a. — 64a. Kt. 


., betr. 
trubpen f. SWAfrika u. Kamerun. B. 9. Juni 1895. — 65. Gef, enth. 
den. 2 — wi > —— — des beu * gen v 


i1 , 
— Aus 7. Bei,, betr d. ruppen Ei ß utz⸗ 
—— ». an rpflicht da elbit. 5 1. 18 zußßt * as 


* Su 1896. — en ‚Bürgerliches in, u, 9.18. ‚Ang, — Aus 


— 
zug ng. ie ü — de}. 1898. — 74. Einf.Gef. 
e3. — — = Srt, betr. Dienft- 

Berachen > terl Biitärjufigkeamien ufw, Dez. 1898. — 

76. Geſ. betr. Einrichtung e. Senats f. d. baher. a 6. Reichömilitär« 

gerichte. B. 9. März 1899. — 77. Gef. betr. — d. 

deut. Heeres. VB. 25. März 1809. — 78. N: Kun Uend. d. Reichs⸗Mili⸗ 

Bel ed dom 2. Mai 1874. = 25. age — 79. — betr. 


1900. — 88. Gei., * milit. Straftechtäpflege Riauth 

1900. — Fi. Nerordn., ur He Gspettion ber rs —38 
bom 1. Dez. — . ofta ee B. "at 900. — 
85. Verorbdn., betr. ——— l. Verfahren b. d. K. Schuß 

B. 18. Auli 1900. — 86. Gej., betr. freiw Gerichtsbarkeit u.and. 

angel — in Heer u. Marine. B. 28. Mat 190 837. n⸗ 
betr. Maſſeneinteil. der Militär: u. Marinebeamten, *. 22, Aup. * — 


88. Gef. 3 ube des er — ichens. B. 22. 5* 
89. Geſ. een Yoänd, d Schutztruppen o af, 


Schutzgeb. u. here Bererbn RR 1896 ©. 653) 
1902, — M. Belanntm., betr. wechieljeit. —— — ren 
Polizeibehörden ü. d Kuftreen übertragbarer Kranth D. 22, uli 
1902. — 91. Verorb., betr. d Beltimmung e. Sarnifonorts für bie 
litärberf. d. Dftaf. Bejagungs-Bri ade f. Angel.'d. ftreit. — * töbarfeit, 
B. 16, Nod. 1902. — 92. Verordn,, betr. sin pflihtb.d. 8 na, 
f. SWAfrifa. B. 5. Dez. 1902. — 93. Gef., enth. Wer 
betr. die Friedenspräſenzſtärle d. deut. HeereB, bom 25. äry 1809 . ®. 
22, Febr. 1904. — 94. Gef., betr. Fyriedenspräfenzitärfe bes deut. 
m. 15. April 1905. — 95. Gef., betr. Aenderung 'd. Wehr D. 
15. April 1905. — 96. Kriegsartikel. — Nachträge. — Reg 

WE In diesen & Sammelbänden und den 
Einselausgaben des BGB.s, Nebengesetze zum BOB: 0ro. tft 
StPO., GO., KrVers.Ges. u. InvVers.Ges., ——— Gesetze ne ‚ele. —— 
nunmehr die gesamte Reichsgesetzgebung 
der Zoll- und Steuer-Geselze) in Sber sek ——— e Ba uppieri 
und dem neuesten Stand der Gosetsgehung — 
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€. 5. Bed’fhe Derlagsbuhhandlung (Osfar Bed) in München. 


Am Erſcheinen befindet fi: 


Kommentar zum Bürgerliden Geſehhuth 
vom 18. Auguſt 1896 
nebſt dem Einführungsgeſetze vom 18. Auguſt 1896 


bearbeitet von 


Dr. Eduard Hölder Dr, $ried ollmener, 
ord. Prof. der Sa in Ge zig Kurator der Eh tät Marburg 
(Einleitung —* au chat eil) (Recht der ——— 

Dr. eyma Dr, al ultze, 
ord. Prof. any Rechte in Marburg ord. Prof.d. a —— 

(Sachenrecht) (Erbrecht) 
Dr. Arthur 8. Schmidt, Dr. 3. Wilhelm — 


ord Prof. der Rechte in Gießen, a.0. Prof. der Rechte in Jena, 


Auguit Fu 
Oberlandesgerichtsrat in Cafſel 
(Samilienrecht) 


Paul Wilutzth, 
Oberlandesgerichtsrat in Breslau 
(Einführungsaejeb). 
Bisher find erſchienen: 
Erjter Band: Allgemeiner Teil nebst Einleitung, Don Dr. Eduard 
ölder, orb. zen, * Rechte in aan (Bollftändig.) 30Bogen. 
exa80. —* A; in Halbfranz 1A 
Zweiter Ban Recht. der Schulderbältnisse. Don Dr. Dee 
Schollmeyer, ord. "en db. Rechte ee Berlin. 1. Hälfte, ben 








PR * 


Kommentar zur Civilprozeßorduung. Bon Dr. Zolhar Seufert, 
2. d. Prof. in München. 9. völlig umgearb. Aufl. m. d. 
Nov. dv. 5. Juni 1905. 2 Bände. Zuſammen 97 Bog. gr. 80. 
In Halbfranz geb. 38 M, 


Kommentar zur Gewerbeordnung von Dr. Robert von Jandmann. 


5. unter Mitwirfung von Dr. Guftan Kahmer Ka 


neubearbeitete Auflage. Bd. 1, 51. Bogen. Geb. .M 14.— 
(Soeben erjienen!) 
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€.5. Bediche Derlagsbuchhandlung (Oskar Bed) in Münden. 
Kommentar zum Javalidenverſicherungsgeſet vom 13. Juli 


1899 unter Zugrundelegung des Kommentars zum Geſe * 
vom 22. Juni 1889 von Dr. Robert von Sandmann und 


von Kaſp, in 2. Auflage vollftändig et 
von Ob.:Reg.:Rat Dr. Fofeph Grafmann. 1901. 68 Bog. 
gr. 8°. Geh. 13 .M 50 9.5 geb. 15 A 
Kommentar zum Berjonenftandsgeieh ſowie zu den auf Die 
Cheichlichung bezüg lichen Bellimmungen des BEB.3 
Bon Dr. C. Sartorius, ord. Profefjor der Rechte in Greifswald. 
1902, XXII, 5486. 8%. Geh. 9.4; geb. 10 .A% 


Kommentar zur Strafprozeordnuung. Bon Dr. M. Stenglein, 


Neichsgerichtsrat. 3. Auflage. 1898. XIV, 698 ©, gr. 8% 
Geh. 13 M 50 I; in Halbfrangband 15 MN. 50 4 

Kommentar zur Militärſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 
1898. Bon @lemens von Koppmann, Senatspräfident beim 
Reihamilitärgericht. 1901. X, 1008 ©. 8°, Preis geb. 
20 A; in Halbfranzband 22 .A 50 d. 

Kommentar zum Militärftrafgefehbudh für das Deutjche 
Reih. Bon Clemens Koppmann. 3. Auflage bearbeitet 
von Dr. 6. Weigel, Anwalt beim Reichamilitärgericht, 
1904. X, 612 ©. 8°, Geh. 14 A; in Halbiranzband 
16 A 50 d. 


Kommentar zum gewerblichen Urheberrecht (PBatentgejeh. — 


Muſter- und ModelleUrheberrecht. — Gebrauchsmuſterſchutßz 
— ee en — Internationale Verträge). Von Dr. 
Ih. Alfeld, ord. Prof. der Rechte in Erlangen. 1904, XXX. 
806 ©. 8%, Geb. 12.M 
Kommentar zum Lit.:muf. Urheber: und Verlagsrecht foiwie zu 
den internat. Verträgen darüber. Bon Dr. Ph. Alfeld, orb. 
Prof. der Rechte in Erlangen. 1902. 361/s Bog. 8°. b.I9.M. 
Kommentar zu dem Geſetze über die 
Bwangsberwaltung. Don Th. vn. d, Pordten, II. Staats 
anwalt im £. bayer. Yuftizminifterium. 38 Bog. gr. 8% 
Geh. 11.4, geb. 12.450 d.— Mit Anhang, enth. biebayer. 
Bollzugsvorjchriften. Gebunden 15 A 
16 
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€.5.Bed'ihe Derlagsbuchhandlung (Osfar Bed) it München. J 
Abhandlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß 
des Deutſchen Keiches 


herausgegeben von 


Dr. Otto Filcher, ord. Profeſſor der Rechte in Breslau. 


Band XIIL, Heft 1: Die Wahlſchuldverhältniſſe. Bon Dr. G. Bescatore, 
orb. Er je ber Rechte in Breifäwald. 20 Bog. gr. 8%. Kinzelpreis 


geh. AM 
Set 2: Die Rotwendigteit der Streitgenoſſenſchaft. — Dr. 
Balter Lux. S!. Bogen. gr. 8%, Einzelpreis geb. „M4 
Band XIV, Heft 1: Da8 Wertpapier als Fesitima ion&miitel, Don 
Dr. Ern Jacobi, Profejior der Rechte an ber Uniberfität Münfter. 
6 Bogen. gr. 8°. Ginzelpreis geh. M3:— 
Heft 2: Das Erbbauredht. Von Hermann Wittmand, —— 
rat a. D. 16’ Bogen. gr. 8%. Einzelpreis geh. M1 
Band XV, Heft 1: Die Unterlafungspticht im b irgerlien Red. 
Bon Dr. Heinrich Lehmann, Privatdozent der Rechte an cart Unis 
verfität Bonn. 22 Bogen. gr. 8%. Ginzelpreis geb. M1 
Heft 2: Die Saubtintervent| ch Don Dr. F. #. Heim. r Bogen. 
gr. 80. Ginzelpreis geh. A 
Band XVL Heft 1: Die Wirkungen nichtiger Eben. Von Dr. Adolf 
Ruten Amtsrichter in Burgdorf. 16° Bogen. gr. 8%, Einzelpreis 
geh. A 10.— 
Subftriptionspreis beträgt für den Band don höchſtens 
30 Drudbogen 12 4 


System der Rechts- und Wirtschaftsphilosophie 


von 
‚Dr. jur. Fritz Berolzheimer. 
Erster Band: Kritik des Erkenntnisinhaltes. 
(Philosophischer Einleitungsband.) 

1904. XII, 3278. gr. 8%. Geh. M 8.50; geb. AM 10.—. 
Zweiter Band: Die Kulturstufen der Rechts- und 
Wirtschaftsphilosophie. 

1905. XV, 500 8. gr. 8%. Geh. M 13.—; geb. M 15.—. 
Dritter Band: Philosophie des Staates samt den 
6rundzügen der Politik. 

1906. XI, 370 8. gr. 8%. Geh. A. 10.—; geb. A. 11.50. 
Vierter Band: Philosophie des Vermögens ein- 
schliesslich des Handelsverkehrs. 

1907. X, 335 S. gr. 8%. Geh. AM. 8.50; geb. A 10.—. 
F ünfter(Schluss- )Band: Strafreehtsphilosophie und 
Strafrechtsreform. 

1907. IX, 280 S. gr. 8%. Geh. A 7.50; geb. AM I.—. 
17 
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€.8.Bed’iche Derlagsbuchhandlung(Osfar& 


Monographien: 


a) Aus dem Gebiet des Civilrechts und Civilprozeijes. 


Hermann Behh: Die Beweislaft nah dem Bürgerlichen 
Gejehbuch. Von der juriſtiſchen Fakultät ber Univerfität Münden 
hi A — ausgezeichnete Preisſchrift. (US800.) 


64 

Dr. 1 Goldman, Rechtsanwalt in München: Der —— ey 
Grundbuhberihtigung 20 8 894 dB BGB. 

IV, 956. 8%. Geh. 5 

Dr. Eruft dacobi, Brot. a. * Münſter: Das Wertpapier 
als Legitimationsmittel, (1906.) 6 —J — nes * 3 M 
(Abhandl. 3 ie cipil und tbilproz e 
r. 3. Baifer: Die civilrechtliche Sartung des 9 Vorſtandes 
N Unffichtsrates der — —— und Geuoſſen⸗ 
ſchaften. Auf Grund des dermalen geltenden Rechtes unter Mit« 
— bed Bürgerlichen Gejehbucdhes und des Entwurfe— 
a —— a —— ellt. Mit Sachregiſter. 

Dr. Heinrid Ichnamı: Die Uinterlaffungspflicht im bürgerl, 
Recht. (1907.) XIL. 338 ©.gr. 8°. Geb. A, 10.— (Abhandlung, zum 
Privatrecht und Zivilprozeß db. D. R. XV,1. 

Dr. jur. 3. Sinsmayer: Grund und Umfang der Haftung 
wegen Benarhteiligung der — * * Ion. bom 
l. Januar 1900. (1900.) VL 114 ©..8°%, Geh 

Dr. Walter Jux: Die Rottvendigkeit der Ehreitg igenofen/haft 
(1906.) 8%. Bo gr 8, zus 4 * 50 4 (Abhand 
und 3 XII, 2.) 

Dr. 6. Pesratore, Sn "Brot. in Greifswald. Die Wahlichuld: 
verhälinifle. 21 208, gr. 8. 10.4 (Abhandl. z. Privatrenit 
und Fe ran d. D. XII, 1.) 

Dr. artorins: Die ftaattiche Berwaltungsgerichtöberteit 
auf dem Gebiete des Kirchenrechts. Mit beionberer Ber 
rückſichtigung der Preußifchen, Baheriſchen, — 
diſchen und Heffiiden Gejeggebung. (1891.) X, 150 3.% 

Dr. €. Sartorius: Die religidje Erziehung der Kinder aus ge 
miſchten a nad) hayeriſchem Recht. (1887.) 1V, 92 ©. Geh.1,.4504 

Dr. Heinrich Ihanz: Die vorläufige Bormundihaft nad Reihe- 
recht und ben Lanbeögejeken. (1901.) 51% Bog. — 1,4804 

&. Sıhneider, OLSR.: Tren und Glauben im Sivilprozefie umd 
der Streit über die Progehleitung, Ein Beitrag * Beant · 
wortung ber Prozeßleitungsfräge. (1908.) IV, 486. Geh. 1.4404 
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&. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Treu und Glauben 
im Rechte der Schuldverhältnifie des Bürgerlichen Ge: 
ſehbuches. (1902) VI, 241 S. 89, Geh. 5.4 50.4 

&. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Der Mißſtand der 
überreichlichen Terminsvereitlungen bei den deutichen Kol: 
fegialgerihten und jeine Bejeitigung. (1901.) 3’/a Bog. 8%. Geh. 1.4 

&. Sqhueider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Rechtsfälle zum 
Studium der Givilptogekordunng in ihrer neuen Faffung 
aefammelt und bearbeitet. (1899.) VII, 119&. 8%. Geb. 2 

&. Ichneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Rechtsregeln des 
Biehhandels nach deutſchem Geſehe. Zum Gebrauch e bei Gericht 
und im Handelsverkehr. (1900.) XII, 200 ©. 8%. Geb. 2 A 50.4 

Dr. Richard Schott, a.o. Prof, an der Univ. Jena: Römischer 
Zivilprozess u. moderne Prozesswissenschaft, Streit- 
fragen aus dem Formularprozess. 6 Bog. gr. 8%, 3.4 

Dr. jur. Claudius Frhr. von Ihweriu: Meber den Begriff der Rechts: 
nachfolge im geltenden Civilrecht. (1905.) 623 Bog. Geh. 2,450 4 

Dr. jur. G. Sekler: Die Lehre von der Vormerkung 
nach dem neuen Reichsrecht, 19!/a Bog. 8°. (1904) Geh. 7 M 

Dr. jur. Karl Sepp: Der Leibrentenvertrag —* dem B. GB. 

ine civiliſt. Studie, (1905.) IV, 118 ©. 8% Geh: 3,4 


Herm. Wiltmank, Reichsgerichtsrat a. D.: Das Erbbaurecht. 
zn A 5% 10 M (Mbhandl. 3. Privatrecht und Zivilprozeß 


b) Aus dem Gebiet des Strafrehhts und Strafprozeijes. 
Dr. Fri Auer: Zur logie der Gefangen ‚ Unter- 
grin Au: 8 — — und ———— eſchil— 
t von Entlafſenen. Ein Beitrag zur Reform ber Borunter- 
Ay: und bes Strafvollzugs. 9 Bog. 8°. Geh. 1, 50 I 
Dr. jur. Auer: Der firafrechtliche Notjtand und das 
| Bürger e Geſetzbuch. (1903.) 3 Bog. gr. 8%. Geh. 1.4 40 9 
Dr. jur. $rik Auer: Soziales Strafrecht. Gin Prolog zur Straf. 
redhtöteform. (1903.) 35 ©. 8%. Geh. 80 J. 
“Dr. jur. Fritz Berolzheimer: Die Entgeltung im Straf- 
rechte, (1908) VII;533 $S. gr. 8%, Geh. 13,4 50.4 
Dr. jur. Fritz Berolzheimer: Rechtsphilosophische 
Studien. (1908.) IV, 167 8. er. 8%, Geh.4.4 504 
‚Birkmeyer, Dr. Karl, Geh. Hofrat u. Professor der Universität 
& München: Waslässt von Liszt vom Strafrecht übrig? 


ine og Ag der modernen Riehtung im Strafrecht. (1907.) 
102 9.6064. 2 ,4 20 d 
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€.B. Bed che Derlagsbuchhandlung (Oskar Bed)in München. | 


Dr. J oseph Heimberger, a.o. Professor der Rechte in Strassburg; 
‘Strafrecht und Medizin. (1899.) IV,65 8. gr. 8°.Geh. 1.4504 
Dr. Friedrich Kitzinger, Privatdozent der Rechte an der Uni- 
versität München: Die internationale kriminalistische 
Vereinigung. Betrachtungen über ihr Wesen und 
ihre bisherige Wirksamkeit, 101% Bog. 8%, Geh. 3A I. 
Dr. * Friedrich Kitzinger: Ort und Zeit der Hand- 
ung im Strafrecht. Zugleich eine Betrachtung der Er- 
scheinungsformen des Delikts. (1901.) IV, 307 8. 8% Geh. 7.,% 
Dr. jur. Friedrich Kihinger: Der ambulante Gerichtäftand der 
refle. (1901) 5 Bog. 8%. Geh. 1,4 504 
Dr. August Köhler, Privatdozent in München: Die Strafbar- 
keit bei Rechtsirrtum. 1904. IV,1238, gr. 8%, Geh. 4 A 


Dr. Au en Köhler, Privatdozent in München: Die Grenzlinien 
il en Idealkonkurrenz und Gejehestonfurren;. Cine 
afrechtliche Unterfuhung. (1900.) 185 &. 8% Geh. 4,.% N 

Dr. August Köhler, Privatäozent in München: Reformfragen 
des Strafrechts. (1903.) VI, 84 8. gr. 8%, Geh. 2434 


Dr. jur. Fr. Koppmann: Die Strafbarkeit der Teilnahme von 
gi perjonen an rein militärischen Delikten unter be- 
onderer Berüdfichtigung der Teilnahme ber Nichtbeamten an reinen 
Amtäbelikten. (1903.) VI 67 ©. gr. 8%. Geh. 2,4 

Dr, Edgar Kuhn: Der Mihbraud des Noten Kreuzes. Eine 
kritiſch dogmatiſche Studie. (1905.) VII 698. 8% Geh, 2.4 

Dr. Yaul Merkel, Privatdozent an der Univerfität Marburg: Die 
Urkunde im dentichen Strafrecht. Eine Hiftorifche und kritiich- 
dogmatiſche Unterſuchung. (1902.) XIL 502 ©, 8%, Geh. 12% 

Dr. Hermann Seuffert, o. Prof. in Bonn: Ein neues 
Strafgesetzbuch für Deutschland, (1902.) IV. 87 8. 
Gr, 80, Geh, 2 4 

Dr. Emil Spira, k. k. österr. Gerichtssekretär i. zt, R., Privat- 
dozent an der Universität in Genf: Die Zuchthaus- und 
Gefüngnisstrafe, ihre Differenzierung und Stellung 
im Strafgesetze. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform. Mit 
Berücksichtigung des Vorentwurfes zu einem schweizerischen 
Strafgesetze. (1905.) IV, 167 8. 8%, Geh, 4 4 50 3. 

Dr. Andr. Thomsen, a.o. Professor an der Universität Münster, 
Untersuchrungen über den Begriff des Verbrecheus* 
motivs. (1902.) VIII, 354 8. Gr. 8%, Geh. 8,4 
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